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GENERAL 


Das Recht der Überfegung bleibt vorbehalten. 


Buchdruderei der Manzichen k. u. k. Hof⸗Verlags⸗ und Univerſitäts⸗ 
Buchhandlung in Wien. 


Aeunter Abſchnill. 


Eiſenbahzu⸗Frachtrecht. 
I. Geſeh vom 27. Oktober 1892, RGBS. Nr. 187, 


betr. die Durchführung des internationalen Übereinfommens 
vom 14. Okt. 1890 und einige Beitimmungen über den Eifen- 
bahnfrachtverfehr. 

Mit Zuftimmung. beider Häufer des Reichsrates finde 
Ich anzuordnen, wie folgt: 

81. Die Regierung wird ermächtigt, zur Durchführung 
de3 am 14. Okt. 1890 in Bern abgejchloffenen internationalen 
Übereinkommens über den Eifenbahnfrachtverfehr die erforder- 
lichen Beitimmungen im Verordnungsmwege zu erlaffen.*) 


8 2, Die Regierung wird ferner ermächtigt, bei der im 
Verordnungswege erfolgenden Teftitellung, beziehungsweife 
Abänderung des Eifenbahnbetrieböreglement3 für jene Güter- 
tranzporte, auf welche da im 8 1 bezeichnete Übereinfommen 
feine Anwendung findet, die Beltimmungen desſelben mit 
allen oder auch nur einzelnen Vorjchriften Des gedachten 
übereinfommens, und zwar auch dann in Übereinftimmung 
zu bringen, wenn biefe Borjchriften von den Anordnungen 
des Handelsgeſetzbuches abmweichen.**) 


*) Das internationale übereinkommen über den Eiſenbahnfracht⸗ 
verlehr (Ju.) iſt in dieſem Abſchnitte unter III abgedruckt. 
Das auf Grund dieſes Geſetzes erlaſſene Betriebsreglement 
ER.) ar bie Eifenbahnen der im Reichsrate vertretenen wönigreiche 
und Länder ift in diefem Abjchnitte unter .IL.:abgedrudt.. . .. 
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Mit dem Beginne der Wirkſamkeit der im Verordnungs⸗ 
wege zu treffenden Verfügungen haben die entgegenſtehenden 
bisherigen Beſtimmungen außer Kraft zu treten. 

8 3. Die in ben 88 1 und 2 enthaltenen Anordnungen 
erftreden fich auch auf jene vertragsmäßigen Beitimmungen, 
welche zufolge des Schlußprotofoll3 zu dem in 8 1 bezeid)- 
neten Übereintommen diejelbe Kraft und Dauer haben follen 
wie das Übereinkommen jelbft. 

8 4 Die auf Grund der 8S 1 und 2 zu treffenden 
Verfügungen find unter Beobachtung der Beltimmungen des 
Artikels VII des Bolle und Handelsbündniſſes mit ben 
Ländern der ungarifchen Krone (Gejeg vom 27. Juni 1878, 
RGB. Nr. 62 und vom 21. Mai 1887, RGB. Nr. 48) zu 
erlafjen und im Neichögefegblatte kundzumachen. 

8 5. Das gegenwärtige Geſetz ift gleichzeitig mit dem 
im 8 1 bezeichneten Übereinkommen kundzumachen und tritt 
mit dem Kundmachungstage in Wirkſamkeit. Mit der Durch- 
führung desfelben ift Mein Handelöminifter im Einvernehmen 
mit Meinem Zuftizminifter beauftragt. 


Einführungserlaß von- 10. Degember 1892 HM. 8. 56.001, 
BB. 1892 :143: 

Unter Bezugnahme auf dad im RGB. unter Nr. 207 
fundgemadte neue BR für die Eifenbahnen der im 
Reichdrate vertretenen Königreihe und Länder, welches zu- 
folge der in ber gleihen Nummer des RGB. enthaltenen 
Verordnung vom 10. Dezember 1892 mit 1. Sänner 1893 
in Wirkſamkeit zu treten hat, ferner unter Bezugnahme auf 
das am gleichen Tage in Wirkſamkeit tretende YÜ., werben die 
geehrten ifenbahnverwaltungen hiermit aufgefordert,” nunmehr 
alle zur anftand3lofen Durchführung ber in dieſem Reglement 

“ beziehungsmeife Übereinfommen enthaltenen Vorſchriften erforber- 
tihen Vorkehrungen mit der möglichiten Befchleunigung zu treffen. 

Bu dieſem Behufe wird den geehrten Verwaltungen noch ins⸗ 
befondere nachfolgende zur Darnachachtung mitgeteilt: 

I 


Sn dem neuen BR. ift rüdfichtlich einer Reihe von VBer- 
fügungen, welche von ben Bahnverwaltungen zu treffen find, der 
„Aufſichtsbehörde“ diefe Genehmigung vorbehalten. Diefer Vorbehalt 
it nicht nur Hinfichtlih des internen Verkehrs, fondern aud) 
infichtfig der im internationalen Berfehre etwa zu treffenden 
gleihartigen Verfügungen, indem laut Biffer III des (Schluß-) 
Protofolles zum FU. da8 Verhältnis der Eifenbahnen zu dem 
Staate, welchem fie angehören, dur dasſelbe in feiner Weife 
geändert. werden wirb. 


Geſetz v. 27. Oktober 1892, RGB. Nr. 187. 597 


A. Der Aufjihtsbehörde (GJ.) obliegt daher ins— 
befondere: 

1. Die Genehmigung von Beltimmungen, melde, das BR. 
oder das Ju. in Punkten, denen feine größere Tragweite inne 
wohnt, ergänzen ober lediglich zur Durchführung der betreffenden 
daten dienen (Eingangzbeftimmungen zum BR., Abf. 2, 

2, bie Geſtattung, daß die Unterbredjung ber Fahrt von be» 
fonderen in die Tarife aufzunehmenden Bedingungen abhängig 
gemacht, ober Dir gewiffe Fahrkarten ganz ausgeſchloſſen werde 
(8 25, Abſ. 2 bes BR.); 

3. bie Genehmin, gung, daß die Eifenbahn, im falle fie 
Wagenladungsgüter, deren fojortige Beförderung nicht möglich 
ift, gleichwohl zum Zrandporte annimmt, mit bem Abſender ver- 
einbare, daß für die Sendung bie Lieferfrift von dem Tage an 
zu rechnen if, an welchem die Abjendung tatſächlich erfolgt 
(8 55, Abf. 3 bed BR); diefe Genehmigung kann auch ohne 
Namhaftmachung beitimmter Stationen für die Dauer jener 
BVerfehröverhältniffe, welche zu diefem Anſuchen Anlaß gegeben 
haben, erteilt werben; 

4. die Genehmigung von en für außergewöhnliche 
Berfehröverhältniffe (8 63, ‚ Biffer 2 des BR. und 8 6 
Si —— —— A art. 14 bes Ju., Abſ. 3, 

iffer 2); 

5. die aus Rückſichten des allgemeinen Verkehres zu treffenden 
Anordnungen über die Fortſetzung des Transportes auf einem 
anderen Wege bei eintretenden Transporthinderniſſen (8 65, 
Abf. 3 des BR.). 


B. Dagegen bleibt ausnahmsweiſe der Entſcheidung 
de3 HM. vorbehalten: 

1. Die Genehmigung abweichender Beitimmungen für Bahnen 
untergeordnneter Bedeutung wie auch für Bahnen, mo dies durch 
die Eigenart ber a gif bedingt erjcheint (Eingangs- 
beftimmungen zum BR., Abf. 2, 2. Gap); 

2. die Entſcheidung darüber, ob die Bedingungen der gemein- 
famen Tarife ber Eifenbahnvereine oder Verbände, fowie der 


befonderen Tarife der Eifenbahnen, dem ZU. nicht widerſprechen 
(Art. 4 des Ju.); 


3. die Bulafjung abweichender Vorſchriften Hinfichtli der 
Frachtdokumente für regelmäßig wiederkehrende Trandporte zwifchen 
einzelnen Orten, fowie für Sendungen, neiie zur N) terbeförberung 
über See beftimmt find /8 52, Abf. 2 d 


4. die Genehmigung von —— in den in 8 63, 
Abi. 3, Ziffer 1, 3, 4 und 5 bei BR., ferner im 86 ber 
Ausführungsbeftimmungen zu Urt. 14 des Ju. in Abi. 3, 
Biffer 1, 3 und 4 vorgefehenen Fällen; 
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5. die Genehmigung von Ausnahmetarifen (Spezialtarifen) zu 
reduzierten Preiſen und mit verlängerten Lieferfriſten (8 63, 
Abf. 10 des BR. und Art. 14, Abi. 2, des Ju.); 

6. die fallweife Entſcheidung, ob die Vorbedingung für Die 
Einführung eines Ausnahmetarifes (Spezialtarifes) mit Feſtſetzung 
eines im alle des Berluftes oder der Beichädigung zu er» 
fegenden Marimalbetrages vorhanden ift ($ 81 des BR. und 
Art. 35 des Ju.). 


I. 


Bei der nunmehr unverweilt der neuen Rechtslage entſprechend 
vorzunehmenden Umarbeitung der allgemeinen Tarifteile, und 
zwar ſowohl für die Lolal- als auch für die Verbandsverkehre 
wird Hinfichtlich der auf die Vorfchriften des neuen BR., beziehungs- 
weile de3 U. bezugnehmenden Zuſatz⸗ und Tarifbeftimmungen 
ingbefondere nachftehendes zu berüdfichtigen fein: 

1. Zu 8 30, Abſ. 5 des BR. Über die Bebingungen, unter 
melden etwa bie in 8 50, B 2, bezeichneten Gegenjtände ala 
Reifegepäd angenommen werden ſollen wozu indeſſen die Bahn⸗ 
verwaltungen nicht verpflichtet erſcheinen, iſt ein gemeinſamer 
Antrag leiten, „ammicher Bahnverwaltungen „ge eritatten. 

Zu 8 37, Abſ. 2 des BR. wird bejonders darauf aufe 
merffam macht daß eine Verpflichtung der Reiſenden, ſich für 
den von ber Eifenbahn nicht übernommenen Transport des 
Gepädes nach und von den Abfertigungsftellen der Gepädsträger 
zu bedienen, weder bireft noch indirelt, und zwar insbeſondere 
nicht durch die Einrichtung ftatuiert werben darf, daß die Gepäds- 
trägergebühr in den Abfertigungsftellen nah Ausſtellung des 
Gepädzjcheines ohne Rückſicht darauf eingehoben mwird, ob der 
Transport des Gepädes zur Übfertigungsftelle durch einen Gepäds- 
träger erfolgt ift oder nid. 

3. Bu 8 40, 8 43, Abſ. 2 und 8 47, Abſ. 4 des BR. Es ift 
Vorforge zu treffen, daß die Barteien in die Lage verjegt werden, 
bei Abfertigung von Expreßgut mit Beförderungsſchein ſowie bei 
Annahme von Leichen, Pferden und Hunden zur Beförberung mit 
Perfonenzügen die Unnahme zu dem beitimmten Zuge auch nad)- 
träglic durch Berufung auf das betreffende Frachtdokument er- 
weifen zu können, und ift feitens ſämtlicher Bahnverwaltungen 
eine diesbezügliche gemeinfame Zarifbeftimmung zu vereinbaren. 

. Zu 8 42, bj. 4 des BR. Zur Ausftellung von Leichen- 
päffen in den im Reichsrate vertretenen Königreichen und Ländern 
find die politiihen Behörden erfter Inſtanz, nämlih bie EL. 
Bezirköhauptmannfcaften und die Magiftrate der mit eigenem 
Statute verjehenen Städte, befugt. 

5. Bu 8 44, bezw. 8 61, Abf. 2 des BR. Hinfichtlich des 
internen und be3 öfterreihiich-ungarifchen Verkehres hat e8 für 
Viehtrandporte (Pferde, Maultiere, Hunde und milde Tiere aus- 
genommen) bei dem durch den Beilay zu 8 43 des BR. vom 
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Sahre 1874 begründet geweſenen Borgange zu verbleiben, wonach 
der Fahrpreis bei Aufgabe gegen Frachtbrief nah Wahl des 
Aufgeber3 auh an den Empfänger zur Bahlung überwiefen 
werden Tann. 

6. Zu 8 51, lit. I des BR. und Art. 6, Abf. 1, lit. | des Fü. 
Da nad Art. 6, Abſ. 1, lit. 1 des Zü. und nad 8 51, Abſ. 1, 
lit. 1 des BR. den Eijenbahnen ba3 Recht zufteht, von der 
parteifeitig vorgejchriebenen Route unter den dafelbit angegebenen 
Borausfegungen abzumeichen, ift es in Hinkunft nicht zuläffig, 
die Anwendung eine bireften Tarife bei Vorhandenſein einer 
Routenvorfchreibung auzzufchließen; den Verwaltungen bleibt e3 
indeffen anheimgeftellt, in den direkten Tarifen biefenigen Routen 
anzuführen, auf welche ber betreffende Tarif Anwendung findet. 

7. Zu Art. 6 des Zü., Abſ. 4 und 5. Das Verlangen nad) 
Ausftellung einer Urkunde feiten? des Abſenders, welche dazu 
beftimmt ift, in den Händen der Verwaltung zu bleiben, um ihr 
als Beweis über den Frachtvertrag zu bienen, ift nach den geltenden 
reglementarifhen Borfchriften ebenfomwenig vorgefjehen al3 Die 
Erftellung eines Stammheftes für den internen Dienſt. 

8. Ru 8 59, Abi. 5 de3 BR. und zu Art. 10, Abf. 4 des Jü. 
Sofern der PVerfügungsberechtigte entweder felbit, oder durch 
einen im Frachtbriefe bezeichneten Bevollmächtigten der Zoll- 
behandlung beimohnen will, ift ihm die Möglichkeit hierzu durch 
eine entjprechende Anweiſung der betreffenden Stationen zu bieten. 

9. Zu 8 69, Wbf. 2 des BR. NAnlangend den Begiun der 
Entladefriften bei Benachrichtigung über die Ankunft des Gutes 
durch die Poſt wird unter Bezugnahme auf den hieramtlichen Erlaß 
vom 4. Jänner 1886, 3. 43.569 ex 1885 (EB. 1886, ©. 181), 
die Erwartung ausgefprochen, daß etwaige den Parteien günftigere 
Beſtimmungen aud in Zukunft werben aufrecht erhalten werden. 

10. Bu 8 69, Abſ. 4 des BR. Nachdem e3 nunmehr zweifellos 
ausgeſprochen ift, daß Sonn⸗ und Feſttage in die lagerzinsfreie 
Beit, fowie in die Entlabefriften nicht einzurechnen find, hat eine 
entfprechende Umarbeitung ber feinerzeit mit dem Handels⸗ 
minifterialerlaffe vom 10. Februar 1887, 3. 3212 (CB. 1887, 
©. 382) genehmigten Lagergelöbejtimmungen einzutreten und 
wird ber ehetunlichiten Erjtattung der diesfälligen gemeinfamen 
Anrtäge entgegengefehen. 

11. Bu 878 des BR. und zu 88 der Ausführung: 
beftimmungen zu Art. 33 des SR. Es ift nunmehr unzuläffig, 
feftzuftellen, daß nad) Maßgabe der Beichaffenheit einzelner Artikel 
eine Vergütung für Gewichtsmängel erſt bei einem höheren als 
dem im BR. feftgefebten Ausmaße der lezgteren ftattfinden foll. 
Es Hat demnach die biesfällige gemeinfame Kundmachung ber 
Bahnverwaltungen vom 10. Jänner 1875 (CB. 1875, ©. 175) 
außer Wirffamleit zu treten. Den Bahnverwaltungen bleibt es 
anheimgeftellt, fi gegen hieraus möglicjerweife drohende Nady- 
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teile im einzelnen Falle eventuell durch Berufung auf 877, 
Abſ. 1, 8. 4, zu ſchützen. 

12. Zu Nr. I, XXXIX und XL der Anlage B zum BR. 
und zu Nr. I der Anlage 1 zum Ju. Unter der in dieſen 
Nummern geforderten amtlichen Beſcheinigung, beziehungämeife 
Beglautigung, ift auch eine notarielle Beicheinigung, beziehungs- 
weile Beglaubigung, zu veritehen. 

13. Zu Nr. XV, 8. 4, der Anlage B zum BR. Es wird 
als wünfchensmwert bezeichnet, daß an dem für Ballon mit Säuren 
normierten Gewichte von 75 kg Heine Überjchreitungen, melde 
meiftenteild durch eine Didere Wanbftärfe des Ballons oder durch 
eine Dichtere Umhüllung herbeigeführt werden, nicht bemängelt 
und Übergewichte bis zu 5 kg ohne Anrechnung eines Gewichtes 
von 2000 kg zugelajjen werden mögen. 

14. Zu 8 11 ber Ausführungsbeftimmungen zum ZU. Die 
in den Ausführungsbeitimmungen in Franken ausgedrüdten 
Summen find bei Transporten, welche außer dem Rahmen eines 
Verbandtarifes lediglih auf Grund des Ju. erfolgen, auf in- 
ländifhe Währung umzurechnen. Dagegen it es geftattet, in 
Verbandtarifen für bie betreffenden Summen die Franfenwährung 
beizubehalten, diefelben eventuell auh auf die Marfwährung 
umzurechnen. 

II. 


Ferner wird noch zu einzelnen Paragraphen des BR., be- 
ziehungsweiſe zu Artikeln des Ju. nachitehendes bemerft: 

1. Zu 813, Abſ. 1 des OR. Der EL GJ. ift ein Ber- 
zeichnis jener Stationen in Vorlage zu bringen, auf welden ber 
Verlauf der Fahrkarten innerhalb einer Stunde vor Abgang des- 
jenigen Zuges, mit welchem ber Reiſende befördert fein will, 
fattzufinden hat. Diefed Verzeichnis wird dur die Ef. 8%, 
nach erfolgter Kenntnisnahme im Verordnungsblatte des f. f. HM. 
f € u Sch Tundgemadt werben. 

2. Zu 8 16, Abſ. 1 des BR. In Gemäßheit der Signak- 
ordnung, ferner der Grundzüge der Vorfchriften für den Betrieb 
auf Lolalbahnen hat die Aufforderung zum Einfteigen in die Wagen 
durch Schläge der Stationdglode, beziehungsmeife mit einer Glode 
zu erfolgen. 

3. Zu 8 53, Abf. 6 bes BR. Mit der Erfeßung der auf den 
Eifenbahngüterwagen vorlommenden Bezeichnung „Tragfähigkeit“ 
durch die Bezeichnung „Ladegewicht“ iſt nunmehr mit ber 
möglichiten Bejchleunigung vorzugehen. Hierbei bleibt e3 jeder 
Bahnverwaltung unbenommen, gleichwie dies auf den beutfchen 
Bahnen gefchieht, nebit dem Ladegewichte auch die Tragfähigkeit 
mit der neuen, in Deutfchland eingeführten Bedeutung auf den 
Wagen zu vermerlen. 

Bis zur vollftändigen Durchführung der Wbänderung der 
Bagenauffchriften werben fohin no Wagen mit der alleinigen 
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Auffhrift „Tragfähigkeit“ im Laufe fein, in melden Fällen 
jedoch diefer Auffchrift Feine andere, jondern ganz diefelbe Be⸗ 
deutung wie dem Ausdrude „Ladegewicht“ zukommt. 

4. Zu 8 6 der Ausführungsbeftimmungen zu Art. 14 des Ill., 
Abi. 3. In Anbetracht der für den internationalen Verkehr nunmehr 
nit unbedeutend verlängerten Xieferfriften können die derzeit 
beftehenden Lieferfriftzufchläge nicht ohne weiteres für den inter- 
nationalen Verkehr beibehalten werden, zumal in legterem Zufchläge 
für den Übergang von einer Bahn auf die andere, oder für ben 
Übergang von einer Linie auf eine andere Linie derjelben Bahn- 
verwaltung nicht zuläffig find. Es ift fomit die Auflaffung der 
beitehenden Zujchläge im internationalen Verkehre in eingehende 
Erwägung zu ziehen und ift um deren eventuelle Beibehaltung 
in diefem Verkehre unter eingehender Begründung einzufchreiten, 
beziehungsweijfe über den allfälligen Verzicht auf einen derartigen 
Bufchlag anher zu berichten. 

5. Zu Nr. XV, 8. 7 der Anlage B zum BR. Den geehrten 
Verwaltungen wird hiermit nahegelegt, eleftrifche Akkumulatoren 
in Flüffigleit (verbünnte Schwefelfäure) getaucht behufs Hint⸗ 
anlegung von Beichädigungen der mitverladenen Güter von biejen 
na autäligteit de3 verfügbaren Raumes tunlichjt getrennt zu 
verladen. 

6. Zu Nr. LV der Unlage B zum BR. Die in Biffer 4 ent- 
baltenen Borfchriften, betreffend die Beförderung von TFälalien 
und Latrinenftoffen, haben nur auf Meinere derartige Sendungen 
Anwendung zu finden, wogegen das HM. fi vorbehält, für 
größere regelmäßig wieberlehrende Transporte auf Grund des 

. Satzes der Biffer 4 befondere Anordnungen zu treffen. 


IV. 

Die geehrten Verwaltungen werben aufgefordert, dafür Vorſorge 
zu treffen, daß in Gemäßheit der Schlußbeitimmung bes BR. (IV) 
fowie entfprechend der Verordnung vom 1. November 1890, 
3. 47.510 (BB. Nr. 128), in den Stationen Eremplare bed BR. 
zum Verlaufe an da3 Publikum bereitgehalten werben. 

Durch das neue BR. und —* den gegenwärtigen Erlaß 
werben die in der Beilage (bier nicht abgedruckt) verzeichneten 
Verordnungen und Erläffe aufgehoben. 


In dem Eifenbahnbetriebsreglement vom 10. Dezember 1892, 
RGB. Nr. 207, ift rüdfichtlih einer Neihe von Verfügungen, 
welche von den Bahnverwaltungen zu treffen find, der „Aufſichts⸗ 
behörde” die Genehmigung vorbehalten. 

Hinfichtlih der Kompetenz zur Erteilung diefer Genehmigung 
war in dem Einführungserlaffe des HM. vom 10. Dezember 1892, 
8. 56.001, zum neuen Betriebsreglement und zum internationalen 
übereinlommen über den Eijenbahnfrachtverfehr die Beſtimmung 
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aufgenommen, daß in den im Abjchnitte I dieſes Erlaffes ımter 
lit. A erwähnten Fällen die Genehmigung durch bie General» 
injpeftion der öfterreihifchen Eijenbahnen ftattzufinden hatte, in 
den unter lit. B angeführten Fällen dagegen die Enticheidung 
dem Handelsminifterium vorsehalten mar. 

In Durchführung der nunmehr feitgeitellten neuen Organifation 
der ſtaatlichen Eifenbahnverwaltung wird hiermit die Verfügung 
getroffen, daß fämtlihe durch das Eifenbahnbetriebäreglement 
der „Aufſichtsbehörde“ vorbehaltenen, im Wbfchnitte I des gedachten 
Einführungserlaffed unter lit. A und B angeführten Ge- 
nehmigungen in Hinkunft als in den Wirkungstrei des Eifen- 
bahnminifteriums felbft gehörig zu betrachten find. 

Diefe Verfügung tritt mit 1. Wuguft 1896 in Wirkſamkeit. 
(EM. 16. Juli 1896, 3. 828/I, BB. 1896: 83.) 


U. Setriebsreglement für die Eifenbahnen der im 
Reichsrate vertretenen Königreihe und Länder. 


Veroränung des Handeldminifterd im Einvernehmen mit 
dem Inftizminifter vom 10. Dezember 1892, RGB. Nr. 207, 


In Ausführung der 88 2 und 4 des Gejebes vom 
27. Oktober 1892 (RGB. Nr. 187), betreffend die Durch- 
führung des internationalen Übereinkommens vom 14. Dftober 
1890 und einige Beſtimmungen über den Eiſenbahnfracht⸗ 
verkehr, und in Gemäßheit des Artikels VIII de3 Zoll» und 
Handel3bündniffes mit den Ländern der ungariihen Krone 
(Gejes vom 27. Juni 1878 [NGB. Nr. 62] und vom 
21. Mai 1887 [RNGB. Nr. 48]) verfüge ich im Einvernehmen 
mit dem Juſtizminiſter, daß da3 nachftehende Betriebäregle- 
ment*) auf fämtlichen Eifenbahnen der im Reichsrate ver=- 
tretenen Königreihe und Länder vom 1. Jänner 1893 ab 
in Wirkſamkeit zu treten hat. 

Mit demjelben Tage werden das mittel® Verordnung 
vom 10. Juni 1874 (RGB. Nr. 75) eingeführte Betriebs⸗ 
reglement und die Nachträge zu demjelben außer Kraft gefett. 

Der königlich ungarifche Handelsminifter, mit welchem 
ich diesfalls da3 Einvernehmen gepflogen habe, trifft unter 


*) Das Eifenbahnbetriebsreglement vom 10. Dezember 1892, 
RGB. Nr. 207, Hat auf Grund der 88 2 und 4 bes Gefehes vom 
27. Oktober 1892, RGB. Ar. 187, betreffend die Durchführung des 
Snternationalen fibereinfommens über ben Eiſenbahnfrachtverkehr 
die Wirkung eines Geſetzes. (OGH. 24. April 1901, 3. 2082, 
VB. 1901: 130.) 
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einem die gleiche Anordnung für die Eifenbahnen der Länder 
der ungarischen Krone. 


Betriebsreglement 
(unter Einbeziehung der mit Verordnung des HM. vom 1. September 
1893, RGB. Nr. 138 [I Nachtrag zum Betrieböreglement], des 
HM. vom 1. März 18%, RGB. Nr. 35 [II. Nachtrag zum Betriebs⸗ 
reglement], de3 EM. vom 15. April 1898, RGB. Ar. 48 [III. Rad 
trag zum Betrieböreglement], des EM. vom 3. Juli 1900, RGB. 
Kr. 104 [IV. Nachtrag zum Betriebsreglement], des EM. vom 
34. September 1901, RGB. Nr. 143 [V. Nachtrag zum Betriebs⸗ 
reglement], des EM. vom 17. Februar 1903, RGB. Nr. 29 
[VI. Radtrag zum Betriebsreglement] eingeführten Abänderungen 

und Ergänzungen.) 
I. Eingangöbeftimmungen. 


Das Betriebsreglement findet Unmwendung auf die dem 
öffentlichen Zerfehre dienenden Eifenbahnen der im Reichsrate 
vertretenen Königreiche und Länder. Auf den internationalen 
Verkehr findet das Betriebsreglement nur infoweit Anwen⸗ 
dung, ala derſelbe nicht durch bejondere Beitimmungen ge> 
regelt if. 

Beitimmungen der Eifenbahnverwaltungen, welche das 
Betrieböreglement ergänzen, find mit Genehmigung der Auf- 
ſichtsbehörde zuläffig. Abweichende Beitinnmungen können für 
Bahnen niederer Ordnung wie auch dort, mo dies durch 
die Eigenart der Betriebsverhältniffe bedingt erjcheint, oder 
zum Biwede von Berfuhhen mit neuen Einrichtungen von der 
Aufſichtsbehörde bewilligt werden. Beſtimmungen der in diefem 
Abſatze erwähnten Art bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Auf- 
nahme in die Tarife. Die Genehmigung muß aus der 
Beröffentlihung zu erjehen jein. 

Die im gemeinfamen Gütertarif, Teil I, Abteilung A, ent- 
haltenen, das NBetriebsreglement ergänzenden Zufagbeitimmungen 
bebürfen zu ihrer Necht3verbindlichfeit der PBerlautbarung im 
ad pitatie nit. (DOCH. 11. April 1901, 8. 4685; Röll 


II, Allgemeine Beftinmungen. 

Pflichten der Eifenbahnbedienfteten. 

8 1. Die Bedienfteten der Eifenbahnen Haben im Ver— 
fehre mit dem Bublilum ein entichiedenes, aber höfliches 
Benehmen einzuhalten und fich innerhalb der Grenzen ihrer 
Dienftpflichten gefällig zu bezeigen. 


604 Betriebsreglement 


Die Annahme von Vergütungen, oder Gejchenten für 
dienftlide Verrichtungen ift ihnen unterjagt. 

Den Bedieniteten ift da3 Rauchen während de3 dienjt- 
lihen Verkehrs mit dem Publikum verboten. 


. Unordnungen der Bedienfteten. 


3 2. Den dienftlichen Anordnungen der in Uniform be 
findlichen oder mit Dienftabzeichen oder mit einer Legitimation 
verjehenen Bedienfteten ift da3 Publikum Yolge zu leiften 
verpflichtet. 


Entjheidung der Streitigfeiten. 


8 3. Streitigkeiten zwilchen dem Publikum und den Be- 
dienfteten entjcheidet auf den Stationen der Stationsvorſteher, 
während der Fahrt der Zugsführer. 


Beihmwerdeführung. 


8 4, Beichwerben können bei ben Dienſtvorgeſetzten 
mündlich oder ſchriftlich angebracht, auch in das auf jeder 
Station befindliche Beſchwerdebuch eingetragen werden. 

Die Verwaltung hat baldmöglichſt auf alle Beſchwerden 
zu antworten, welche unter Angabe des Namens und des 
Wohnortes des Beſchwerdeführenden erhoben werden. Be— 
ſchwerden über einen Bedienſteten müſſen deſſen tunlichſt 
genaue Bezeichnung nach dem Namen oder der Nummer 
oder einem Uniformmerkmale enthalten. 

Die Bahnen find nicht berechtigt, jene Perſonen, welche eine 
Eintragung in das Beſchwerdebuch beabjichtigen, zu verhalten, 
fi vorher über ihre Bertönlihteit zu legitimieren. (HM. 31. März 
1882, 3. 9577, EB. 1882: 80.) 

ine Bahn wollte die Benügung der Beſchwerdebücher davon 
abhängig machen, daß fi der Beichwerbeführer durch Vorweis 
einer Fahrkarte, eines Gepäcksſcheines, Aufgabsrezepiſſes, Fracht- 
briefes uſw. wenigſtens dahin legitimiere, daß er mit der Bahn⸗ 
verwaltung in irgn end einen Verkehr getreten ſei. 

Das dieſer Beſtimmung zugrunde liegende Prinzip iſt nun 
allerdings richtig, da durch die Einreihung der Vorſchriften des 
BR. über die Beſchwerdebücher (8 4) in deſſen allgemeine Be- 
flimmungen ausgeſprochen ift, Daß nicht die. Neijenden allein, 
fondern überhaupt das mit der Bahn in Verkehr tretende Publikum, 
aber auch nur dieſes, zur Benügung der VBefchwerbebücher berechtigt 
fein foll. Dagegen konnten die aus dem erwähnten Prinzipe von 
der betreffenden Bahn abgeleiteten Detailbeftimmungen die Billigung 
des HM. nicht erhalten. (HME. 28. Juli 1882, 8. 23.996, 
CB. 1882: 96.) 
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An einigen Stationen einer Bahn war das zweite Exemplar 
be3 Beſchwerdebuches in ber Neftauration aufgelegt. Nun find 
nad 8 11 der EBD. in jebem Bahnhofe und in jeder Aufnahms- 
ftation in ben Wufnahmstofalitäten für Baffagiere gehörig 
paginierte Beſchwerdebücher aufzulegen, in melden von ben 
Reiſenden allfällige Beſchwerden eingetragen werben können. Ferner 
fönnen nach 8 4 ded BR. Beſchwerden bei den Dienſtvorgeſetzten 
mündlih oder ſchriftlich angebradt, auch in bag auf jeder 
Station befindliche Beſchwerdebuch eingetragen werden. Da ed im 
Sinne der oben zitierten Paragraphen zweifellos ift, daß Be- 
ſchwerden mur von den Pienftvorftänden entgegengenommen, be- 
ziehungsmeife nur in den Amtslokalitäten der Stationen ein- 
getzagen werben können, fo ift Beranlaffung zu treffen, daß bie 

eſchwerdebücher Tünftighin nur auzfchließlih in dem Bureau bes 
Stationdvorftandes, rejpeftive in ber Inſpektionskanzlei zur Be 
nügung bed Publikums aufgelegt werden. (6%. 26, uni 1888, 
8. 9612, VB. 1888: 104.) 


Betreten der Bahnhöfe und der Bahn. 


8 5. Das Betreten der Bahnhöfe und der Bahn außerhalb 
der beitimmungsmäßig dem Publikum für immer oder zeit- 
weilig geöffneten Räume ift jedermann, mit Ausnahme der 
dazu nach den bahnpolizeilichen Vorſchriften befugten Per— 
onen, unterfagt (Bergl. aut) 8 21, Abſatz 5). 

Es ereignet fich oft, daß Militärftationstommandanten einen 
mitteld Eifenbahn ankommenden oder burchreifenden höheren Vor⸗ 
nefegten erwarten follen oder daß einzelne Dffiziere und Unter⸗ 
offiziere Befehle an die eine Station paflierenden Truppenkörper 
oder Trandporte zu überbringen haben. — Um bie3 zu ermöglichen, 
wird die Verwaltung über Erfuhen des k. u. k. Reichskriegs⸗ 
minifteriums aufgefordert, die Verfügung zu treffen, daß in den 
bezeichneten und allen analogen Fällen den Militärftationg- 
fommanbanten und deren Begleitung ſowie einzelnen im Dienfte 
ftehenden Offizieren und Unteroffizieren, welche fi mit einem 
dienftlicden Auftrage legitimieren, da3 Betreten ber Bahnhofs- 
räume auch ohne Eintrittäfarte geftattet werde. (HM. 11. Juli 
1873, 3. 23.785, CB. 1873:83.) 

Die eeigerung der Ausfolgung von Bahnhofseintrittsfarten 
ift unzuläffig, indem das Inſtitut derfelben, nur im Intereſſe der 
Betriebsficderheit eingeführt, dem Publitum feine weitere Be- 
ſchränkung, als Hierdurch geboten, auferlegen darf. Am aller- 
wenigften aber darf die Berabfolgung oder Verweigerung folcher 
Karten in das Ermefjen einzelner Bahnorgane gelegt werben, 
zumal die Form derſelben eine lediglich „au porteur“ Yautende 
Legitimation bdarftellt und aljo nicht einer beftimmten Perſon, 
fonbern bem jeweiligen Inhaber das Recht zum Eintritte gewährt, 
gerabe wie auch die Yahrlarte den jedesmaligen Inhaber zur Fahrt 


606 Betriebsreglement 


legitimiert. Yolgerichtig kann daher auch die Verabfolgurng einer 
Eintrittäfarte, beziehungsmeife der Eintritt in die Bahnhöfe nicht 
einer beitimmten Perſon als folder, fondern nur und ausſchließlich 
derartigen Berfonen verweigert werben, welche nad) dem BR. 
auch von der Mit- oder Weiterreife auszujchließen find, wobei 
als felbitverfländlich gelten muß, daß jemand deshalb, weil er 
irgend einmal ſich renitent benahm, ein andermal, wo fein 
Vorgehen fein derartiges ift, nicht zurüdgemwiejen werden Tann. 
(HM. 26. Dftober 1877, 3. 26.754, CB. 1877:125, ©. 781.) 


Berpflidtung zum Trandport. 


8 6. Die Beförderung von Perfonen und Sachen, 
ra lebender Tiere, kann nicht verweigert werben, 
ofern 

1. den geltenden VBeförderungsbedingungen und den 
Ionftigen allgemeinen Anordnungen der Eifenbahn entiprochen 
wird, 

2. die Beförderung mit den regelmäßigen Transport⸗ 
mitteln möglich ift, 

3. nit Umftände, welche als höhere Gewalt zu be= 
trachten find, die Beförderung verhindern. 

Gegenftände, deren Ein- und Ausladen bejondere Bor- 
richtungen nötig macht, ift die Eifenbahn nur auf und nad 
ſolchen Stationen anzunehmen verpflichtet, wo derartige Vor⸗ 
richtungen beitehen. 


Transportpreife Tarife. 


8 7. Die Berechnung der Transportpreife erfolgt nach 
Maßgabe der zu Recht beitehenden, gehörig veröffentlichten 
Tarife. Diefe find bei Erfüllung der gleichen Bedingungen 
für jedermann in derjelben Weiſe anzumenden. 

ZTariferhöhungen oder fonftige Erjchwerungen der Be— 
förderungsbedingungen treten nidht vor Ablauf von fechs 
Wochen nad ihrer DVeröffentlihung in Kraft, fofern nicht 
der Tarif nur für eine bejtimmte Zeit in Geltung gejebt war. 

Der Nachteil aus einer Unklarheit des Tarifes fällt nicht 
ber Partei, fondern zufolge $ 915 a. b. ©. 8. der Eifenbahn 
zur Laſt. (OGH. 8. Zuli 1898, 3. 7897; Röll 1898 : 31.) 

Die Eijenbahn haftet für den Schaden, welder einer Partei 
infolge einer derſelben ſeitens der Eijenbahndienftitelfen erteilten 
unrichtigen Tarifaustunft „gewadhen iſt. OGH. 11. Oktober 1898, 
8. 12.129; Röil 1898:38 

Das Eifenbahnärar haftet für den Schaden, ber einem Ber- 
frächter infolge der ſeitens einer Staatsbahndireftion erteilten 
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anrichtigen Auskunft betreffs des Frachttarifes erwächſt, denn 
den Staatsbahndirektionen obliegt nach der Organiſation der 
Staatsbahnen die Auskunfterteilung in Angelegenheit der Per—⸗ 
fonen- und Gütertarife. Sie haben daher bei ſolchen Auskünften 
mit gehöriger Aufmerkſamkeit und gehörigem Fleiße vorzugehen. 
(DGH. 8. Auguft 1899, 3. 7917; Röll 1899: 60.) 

Die auffichtsbehördlihe Genehmigung eines Tarifes, welcher 
bie Beftimmung enthält, daß Anderungen besfelben im Berordnungs- 
blatte für Eifenbahnen und Schiffahrt verlautbart werden, enthebt 
bie Eifenbahn nicht der Pflicht, Anderungen überdies noch in 
ber durch die SHandel3minifterialverorbnung vom 1. November 
18%, 8. 47.10 (BB. Nr. 128), vorgefchriebenen Weife zu ver- 
lfautbaren. (OGH. vom 24. April 1901, 8. 2082; Röll 1901: 17.) 


Zahlungs mittel. 


8 8. Außer den geſetzlichen Zahlungsmitteln iſt, mo das 
Bedürfnis vorhanden, auch da3 auf den ausländifchen Nach- 
barbahnen geſetzlichen Kurs bejigende Gold» und Silber— 
geld — jedod mit Ausfchluß der Scheidemünzge — zu dem 
von der Verwaltung feitzufegenden und bei der betreffenden 
Adfertigungzitelle durch Anfchlag zu veröffentlichenden Kurfe 
anzunehmen, injomweit nicht der Annahme ein gejetliches 
Berbot entgegenfteht. 


Auf Grund der Beitimmungen des 8 13 des III. Teiles ber 
faiferliden Verordnung vom 21. September 1899, NGB. Nr. 176, 
betreffend die Zulaſſung anderer Münzen inländifchen Gepräges 
al3 der Kronenwährung oder Münzen ausländifchen Gepräges, ſowie 
anderer Zahlungsmittel bei Staatd- und Öffentlichen Kafien, 
werden folgende Anordnungen getroffen: 

1. Bei den Kafjen der k. k. Staatöbahnen find, wie bisher, 
auch vom 1. Yänner 1900 an bie Adht- und Vierguldengoldſtücke, 
ſowie die Dukaten öfterreichifcher und ungarischer Prägung, ferner 
die in ber Geldtabelle dar k. k. Hfterreichifchen Staat3bahnen aufe 
geführten Münz- und Gelbforten ber Francd-, der Deutjchen 

eich, der ruſſiſchen und der engliſchen Währung nad) 
Maßgabe der in dieſer Geldtabelle beftimmten Zahlfraft anzu- 
nehmen. 

2. Werden die auf die Francs⸗, die Deutfche Reichs⸗ oder die 
ruffifhe Währung lautenden Gebühren in Geldforten der öfter- 
reihifhen Landeswährung oder die auf die letztere Währung 
lautenden Gebühren in den im Bunfte 1 genannten Gelbjorten 
beglichen, fo haben für die Umredhnung bie jeweils feitend ber 
k. it. Stant3bahnverwaltungen auf Grund der Börfennotierung er- 
mittelten und binausgegebenen Kurfe Anwendung zu finden. 
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(Kundmachung ber Minifterien der Eifenbahnen unb ber 
Finanzen vom 30. Dezember 1899, RGB. Nr. 1 ex 190, 
88. 1900: 3.) 


Haftung der Eifenbahn für ihre Leute. 
89. Die Eifenbahn haftet für ihre Leute und für andere 
Perjonen, deren fie fi) bei Ausführung des von ihr über- 
nommenen Trandportes bedient. 
Die Poſt gehört nicht zu jenen anderen Berjonen, für welche 


die Bahnanftalt Haftet.e (OGH. 3. Februar 1888, 8. 840; 
Röll 1888: 3.) 


III. Beförderung von Perfonen. 
Fahrpläne GSonderfahrten Abfahrtzzeit 


8 10. Die regelmäßige Perjonenbeförderung findet nad) 
Maßgabe der Fahrpläne ftatt, welche vor dem Inkrafttreten 
öffentlich befanntzumachen und rechtzeitig auf den Stationen 
auszubängen find. Aus ihnen müſſen die Wagenklajjen, mit 
denen die einzelnen Züge fahren, ſowie die Gattung des 
Zuges zu erfehen fein. Die Fahrpläne der eigenen Bahn, 
welche zum Aushang auf den Stationen des eigenen Bahne 
gebietes beftimmt find, find auf hellgelbem, diejenigen, welche 
zum Wushang auf anderen Bahnen beftimmt find, auf 
weißen Papier zu druden. Außer Kraft getretene Fahrpläne 
jind fofort zu entfernen. 

Sonberfahrten werden nad) bem Ermeſſen der Ver—⸗ 
waltung gemährt. 


Für den Abgang der Züge find die Stationduhren 
maßgebend. 


Gahrpreife Ermäßigung für Rinder. 

8 11. Die Fahrpreife werden durch die Tarife beftimmt 
($ 7). Auf jeder Station ift an geeigneter Stelle ein Tarif- 
auszug ausdzuhängen oder auszulegen, aus dem die Yahr- 
preife nad) ſolchen Stationen, für welche direkte Fahrkarten 
verfaugt werden, erfichtlich ind. 

Kinder bis zum vollendeten vierten Lebensjahre, für 
welche ein bejonderer Pla nicht beanſprucht wird, find 
frei zu befördern. Kinder vom vollendeten vierten bi8 zum 
vollendeten zehnten Lebensjahre ſowie jüngere Kinder, falls 
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für leßtere ein Pla beaniprucht wird, werden zu ermäßigten 
Sahrpieifen befördert. Finden Zweifel über das Alter ber 
Kinder ftatt, jo entfcheidet einftweilen der dienftlich anmefende 
höchfte Beamte. 
Die im Sinne der beftehenden Tarife den Kindern ausgefolgten 
Fahrkarten zum halben Fahrpreiſe, gleichwie fonftige zu er» 
mäßigten Breifen auögeftellte Yahrlegitimationen berechtigen zur 
Benügung eines ganzen Sitzplatzes. (EX. 29. Dezember 1891, 
8. 22.940, VB. 1892 :7.) 


Inhalt der Fabrlarten. 


8 12. Die Fahrkarte muß die Strede, für welche fie 
Geltung hat, die Gattung des Zuges, die Wagenklaſſe ſowie 
den Sahrpreis, fofern derjelbe nicht Valutaſchwankungen unter- 
tiegt, enthalten. 

Die Anbringung von Annoncen auf Eifenbahnfahrfarten Tann 
nicht geftattet werden, und zwar nicht allein aus dem Grunde, 
weil die Nüdfeite diefer Karte für den Gepädzftempel, die 
Vormerkung von Fahrunterbrecdhungen uſw. benötigt wirb, fonbern 
insbefondere mit Rückſicht darauf, daß die Verwendung eines 
Dokumentes einer öffentlichen Transportunternehfmung zu Reklame⸗ 
zweden nicht angemeffen erfcheint. (GJ. 12. Juli 1879, 3. 6172, 
68. 1879: 79.) 

Löfung der Fahrlarten. 

8 13. Der Verkauf der Fahrkarten kann auf Stationen 
mit geringerem Verkehr nur innerhalb der lebten halben 
Stunde, auf Stationen mit größerem Verkehr innerhalb 
einer Stunde vor Abgang desjenigen Zuges, mit melchem 
der Reiſende befördert fein mill, verlangt werden. Liegt 
jedoch zwiſchen zwei nad) derjelben Richtung abgehenden 
Zügen eine kürzere Bmifchenzeit, fo kann die Ausgabe der 
Fahrkarten für den fpäter abgehenden Zug früheſtens eine 
halbe Stunde vor dejjen Abfahrtäzeit gefordert werden. Fünf 
Minuten vor Abgang des Zuges erlifcht der Anspruch auf 
Berabfolgung einer Fahrkarte. . 

Es fann verlangt werden, baß das zu entrichtende Fahr⸗ 
geld abgezählt bereitgehalten wird. 

Auf der Abgangzftation tft bis ſpäteſtens 30 Minuten 
vor Abgang des betreffenden Zuges die Beltellung ganzer 
Bagenabteilungen gegen Bezahlung höchſtens jo vieler Fahr⸗ 
farten der betreffenden Klaſſe, al3 die Wagenabteilung Pläbe 
enthält, zuläſſig. Der Beitellung ift unter Ausfertigung eines 
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Scheines ftattzugeben, foweit die Zugsbelaſtung e3 erlaubt. 
Auf Zwiſchenſtationen können ganze Wbteilungen nur dann 
beaniprucht werden, wenn ſolche unbejebt in dem ankommen⸗ 
den Zuge vorhanden find. In die Abteilung dürfen nicht 
mehr Perfonen aufgenommen werden, als Fahrkarten bezahlt 
find. Beltellte Abteilungen müſſen als folcde mittel8 einer 
Aufichrift erfennbar gemacht werden. 

Die durch Verſchulden des Kaſſiers überhaupt nicht oder nicht 
rechtzeitig‘ vor Abgang eines Zuges erfolgte Eröffnung ber 
Perfonenkaffe verpflichtet die Eifenbahn zum Schadenerfag an 
‚jene Berfonen, welche mitfahren wollten, wofern Iebtere ohne 
Karte zur Fahrt nicht zugelaffen werden. (OGH. 3. Auguft 1876, 
3. 7143; Röll I: 190.) 

Der Verkauf von Fahrkarten der Trammayunternehmungen 
(Lofalbahnen) durch Tabaltrafilanten, Kellner, Bortiere uſw. 
involviert feine Übertretung der Gewerbeordnung; ebenſowenig 
fann in bem Anbieten folder Karten durch die gedachten Perſonen 
auf ben Straßen eine Gewerbeitörung ober eine Übertretung der 
Straßenpolizeiordnung erblidt werben. (M. d. 3. 31. Mai 1900, 

. 18.546, VB. 1900: 84.) 


Zurücknahme und Umtausch gelöfter Fahr— 
farten. 


8 14. Die Fahrkarten geben Anſpruch auf Pläße in der 
entiprechenden Wagentlaffe, ſoweit folche vorhanden find. Wenn 
einem Reiſenden ein feiner Fahrkarte entjprechender Platz 
nicht angewiefen werden kann, ihm auch nicht ein Platz 
in einer höheren Klaſſe zeitweilig eingeräumt wird, jo fteht 
ihm frei, die Fahrkarte gegen eine foldhe der niedrigeren 
Kaffe, in welcher noch Pläbe vorhanden find, unter Erftat- 
tung des Preisunterfchiebes umzumechfeln oder die Fahrt 
su unterlaffen und das bezahlte Fahrgeld zurüdzuderlangen. 

Ein Umtaufch gelöfter Fahrkarten gegen folche höherer 
Ober niedrigerer Klaſſen oder nach einer anderen Gtation 
ift den Reifenden auf der Abgangzftation bis fünf Minuten 
bor Abfahrt des Zuges, joweit noch Pläge vorhanden find, 
unter Ausgleich des Preisunterfchiedes geftattet, fofern die 

Sahrfarte noch nicht durchlocht ift, oder nachweislich nur 
sum Betreten des Warteraumes oder des Bahnfteiges (Perron) 
enüßt wurde. 

Für Teilftreden Tann ein Übergehen auf Pläße einer 
höheren Klaſſe gegen Entrichtung eines im Tarif feflzu- 


UL _ . 
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jeßenden Preiszufchlages ſowohl auf der Abgangöftation, als 
auf BZwifchenftationen erfolgen. 


Warteräume. 


8 15. Die Warteräume find fpäteften3 eine Stunde vor 
Abgang eines jeden Zuges zu Öffnen. Dem auf einer Über- 
gangaftation. mit burchgehender Fahrkarte anlommenden Rei- 
jenden ift geftattet, ji in dem Warteraum derjenigen Bahn, 
auf welcher er die Reife fortſetzt, bis zum Abgange des 
von ihm zu benubenden nächſten Zuges aufzuhalten, in der 
Zeit von 11 Uhr abends bis 6 Uhr morgens jedoch nur, 
joweit der Warteraum während diejer Zeit ohnedies geöffnet 
fein muß. 

Es unterliegt keinem Anſtande, das Tabakrauchen in jenen 
Wartelokalen zu verbieten, welche nicht ausſchließlich für Reiſende 
der dritten Klaſſe beſtimmt ſind, auch wenn für ein derartiges 
Verbot im BR. eine ſpezielle Borlorge it getroffen if. (HM. 
27. Mai 1891, 3. 18.826, VB. 1891: 71.) 

Das Eifenbahnminifterium findet aus hygieniſchen Rückſichten 
der Reinhaltung der Wartefäle und der Perrons hiermit folgendes 
zu berfügen: 

1. Die Fußboden der Wartefäle und überdachten Perrons 
find Häufig, und zwar bort, wo ein ftarfer Verkehr herrfcht, täglich 
naß aufzumijchen. 

2. Bon Zeit zu Zeit find auch die Wände oder Wand⸗ 
verfleidungen, foweit deren Bejchaffenheit (Olanſtrich uſw.) bies 
geftattet, bi8 zur Kopfhöhe abzumifchen. 

3. Bei Neubauten und baulidden Anderungen ift tunlichit 
darauf Rückſicht zu nehmen, daß Fußböden und Wände ber 
Reinigung in obiger Weife ohne Rachteil unterzogen werden können. 

4. In den Wartefälen und, wo e3 angeht, auf Fluren unb 
Treppen find Spudnäpfe in ausreichender Zahl und geeigneter Form 
aufzuftellen. 

(EM. 12. Oftober 1899, 3. 12.328, BB. 1899: 124.) 


Ein- und Ausſteigen. 

8 16. Die Aufforderung zum Einſteigen in die Wagen 
erfolgt dur Abrufen oder Abläuten in den Warteräumen 
oder auf den Bahnfteigen. 

So lange der Zug ſich in Bewegung befindet, ift das 
Ein- und Ausſteigen, der Verſuch oder die Hilfeleiſtung 
dazu ſowie das eigenmächtige Offnen der Wagentüren ver⸗ 
boten. 

39* 
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Geleiſe dürfen vom Publikum nur an den hiefür be— 
ſtimmten Stellen betreten oder überſchritten werden. Bei 
dem Verlaſſen der Station iſt der dazu beſtimmte Ausgang 
zu benützen. 


Anweiſung der Plätze. Frauen⸗-Abtei— 
lungen. 


8 17. Einzelne beſtimmte Plätze werben nicht verkauft. 
Eine Ausnahme ift nur für beftimmte Züge mit bejonderen 
Einrichtungen und für beſonders ausgeftattete Wagen zuläffig. 
Beim Einjteigen ift e8 dem Reiſenden geftattet, für ſich und 
mitreifende Angehörige je einen Pla zu belegen. 

Die Bedienfteten find berechtigt und auf erlangen der 
Neifenden verpflichtet, denjelben ihre Pläbe anzumeifen. 

Die mit durchgehenden Fahrkarten ankommenden Rei⸗ 
jenden haben den Vorzug vor neu Hinzutretenden. 

Allein reifende rauen follen auf Verlangen möglichit 
nur mit Frauen zujammen in eine Abteilung gejegt werden. 
Sn jedem Buge muß mindeften3 je eine Frauenabteilung 
für die Neifenden der zweiten und der dritten Wagenflafje 
vorhanden fein, fofern in dem Zuge menigften3 drei Ab- 
teilungen der betreffenden Wagenklaſſe fich befinden. Auch 
in Zügen, in welchen fih Wagen mit gefichloffenen Abtei- 
lungen nicht befinden, iſt tunlichft eine bejondere Abteilung 
für Frauen einzurichten. 

Bei ben unverfennbaren Übelftänden, melde mit ber Be- 
förderung der Neifenden in benfelben Coupés mit Sträflingen 
und Schüblingen fowohl mit Rüdfiht auf die öffentliche Sicherheit 
al3 auch wegen der Hieraus erwachſenden Beläftigung ber Mit- 
reifenden wie auch in Humanitärer Beziehung notwendigerweiſe 
verbunden find, finde ich mich aus öffentlichen Sicherheitsrüdfichten 
beitimmt, zu verordnen, baß ber Transport von Schüblingen und 
Gträflingen nebſt beren Begleitung in abgefonderten, von ben 
übrigen Reifenden getrennten Wagenabteilungen bewerfftelligt werbe. 
(HM. 26. Auguft 1872, 3. 22.977, CB. 1872: 71.) 

Tabakrauchen in den Wagen. 


8 18. Sn der erften Wagenklaſſe darf nur mit Zus 
ffimmung aller in bderfelben Abteilung mitreifenden Perſonen 
geraucht werden. Die Eijenbahn Tann jedody Abteilungen 
erfter Kaffe für Raucher und für Nichtraucher einftellen, 
welche ala jolche zu bezeichnen ſind. 

In den übrigen Wagenklaffen ift das Rauchen geftattet. 
Sn jedem Perfonenzuge müſſen jedoch Abteilungen zweiter 
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und, vorausgejeßt, daß die Beichaffenheit der Wagen e3 ger 
ftattet, auch dritter Klajfe für Nichtraucher vorhanden fein. 
In den Nichtrauder- und in den Yrauenabteilungen 
it da3 Rauchen felbit mit Yuftimmung der Mitreifenden 
nicht gejtattet. Auch dürfen ſolche Abteilungen nicht mit 
brennenden Bigarren oder Pfeifen betreten werden. 


Brennende Tabalspfeifen müſſen mit Dedeln ver 
ſehen jein. 


Berfäumung der Abfahrt. 


8 19. Nachdem das vorgejchriebene Abfahrtszeichen durch 
die Dampfpfeife der Lokomotive oder die Mundpfeife des 
Bugführer3 gegeben ift, wird niemand mehr zur Mitreije 
zugelafjen. 

Dem Reijenden, welcher die Abfahrt3zeit verjäumt, fteht 
ein Anfpruch weder auf Rüderftattung des Fahrgeldes, noch 
auf irgend eine andere Entſchädigung zu. 


Lautet die Fahrfarte auf einen beftimmten Zug, fo 
kann fi) der Reiſende auch eines anderen, am nämlichen 
oder am folgenden Tage nad) der Beltimmungsftation ab- 
gehenden Zuges bedienen, fofeın er feine Fahrlarte ohne 
Zerzug dem Stationdvorfteher vorlegt und mit einem Bermerf 
über die Gültigkeit verfehen läßt. Der gleihe Vermerk ift 
erforderlich, wenn die Yahrlarte auf einen bejtimmten Tag 
lautet, und der Reiſende erſt am folgenden Tage die Yahrt 
antreten will. Bei Benützung eines höher tarifierten Zuges 
it die Fahrlarte gegen Entridhtung des Preisunterfchiedes 
umzutaujchen. Bei Benübung eines niedriger tarifierten Zuges 
ift der Preisunterichied zu erftatten. 

Eine Berlängerung der für Rüdfahrten, Rundreiſen und 
dergleichen feftgejegten Friſt wird hierdurch nicht herbeigeführt. 


Ausihluß von der Fahrt Beförderung von 
franten Berjonen. 


8 20. Perfonen, welche wegen einer fichtlichen Krankheit 
oder au3 anderen Gründen die Mitreifenden vorausfichtlich 
beläftigen würden, find von der Mitfahrt auszuschließen, wenn 
nicht für fie eine bejondere Abteilung bezahlt wird und 
bereitgeftellt werden Tann. Wird die Mitfahrt nicht ge» 
ftattet, jo ift da3 etwa bezahlte Fahrgeld einjchließlich der 


614 Betriebsreglement 


Gepäckfracht zurückgegeben. Wird erit unterwegs mwahrgenome 
men, daß ein Reiſender zu den vorbezeichneten ‘Berjonen 
gehört, jo erfolgt der Ausſchluß auf der nächſten Station. 
Das Fahrgeld ſowie die Gepädfraht find für die nicht 
durchfahrene Strede zu erjeben. 

Die Beförderung von Perſonen, melde an Cholera, 
Peit oder ausgebrochener Tollwut leiden, ift ausgejchlofjen. 
Diejenigen Berfonen, die an einer anderen, allgemein übertrag- 
baren anjtedenden Krankheit leiden, dürfen nur bei Er— 
füllung der nach den beitehenden gefundheit3polizeilichen Vor— 
Iohriften für da3 Verlaſſen des Domiziles feitgejebten Bedin- 
gungen befördert werden. Perfonen, die an Blattern (Boden), 

iphtherie (Diphtheritis, Croup), Lepra, Mafern, Ruhr 
(Dyſenterie), Scharlach oder Typhus jeder Art leiden, find 
in befonderen Wagen, folche, die an Keuchhuften, Milz- 
brand, Rotlauf, Rob oder Trachom leiden, in abgejonderten 
Wagenabteilungen zu befördern. Bei Perſonen, die einer der 
vorgenannten Krankheiten verdächtig jind, Tann die Befdr- 
derung von der Beibringung eines ärztlichen Atteftes abhängig 
gemacht werden, aus welchem hervorgeht, daß diejelben nicht 
an einer der obigen Krankheiten leiden. Für die Beförderung 
in bejonderen Wagen und Wagenabteilungen find die tarif« 
mäßigen Gebühren zu bezahlen. 

Wer die borgejchriebene Ordnung nicht beobachtet, ſich 
den Anordnungen der Bedieniteten nicht fügt oder den Anftand 
verlegt, wird ohne Anfprud auf den Erſatz des bezahlten 
Fahrgelde3 von der Mitfahrt ausgeichloffen. Namentlich dürfen 
trunfene Berfonen zur Mitfahrt und zum Aufenthalte in 
den Warteräumen nicht zugelajjen werden und find, falls 
die BZulaffung dennoch ftattgefunden hat, auszumeijen. 

Erfolgt die Ausweifung unterwegs oder werden Die 
betreffenden Perjonen zurüdgewiejen, nahdem fie.ihr Gepäd 
bereit3 zur Abfertigung übergeben haben, fo haben fie feinen 
Anſpruch darauf, daß ihnen dasſelbe anderswo, als auf 
der Station, wohin e3 abgefertigt worden, wieder verab— 
folgt wird. 

Die geehrte Verwaltung wird über Erfuhen des M. 

d. J. eingeladen, im Sinne des 8 13 des BR. (1874) Vorforge- 
zu treffen, daß in vorlommenden Fällen den uniformierter 
Reichenbeftattungdorganen von anderen Paſſagieren abgejonderte 
Sißpläge entweder durch Einräumung befonderer Coupés oder 
Wagenabteilungen, eventuell befondere Wagen angewiejen werden. — 
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Um jedoch die Bahnverwaltungen in Die Lage zu verjeben, biefer 
Anordnung ohne Störung des regelmäßigen Bugsverfehres nadj- 
fommen zu lönnen, wird das M. d. 3. unter einem erfucht, die Leichen⸗ 
beſtattungsunternehmungen im geeigneten Wege in Kenntnis ſetzen 
zu laſſen, daß jede bevorſtehende Bahnfahrt ihrer uniformierten 
Bedienſteten in der durch die reglementariſchen Beſtimmungen 
—A— Zeit vor Abgang des Zuges ſowohl für die Hin⸗ 

als Rückfahrt anzumelden iſt, widrigenfalls die Bahnverwaltungen, 
welchen es nicht mehr möglich wäre, bie erforderlichen Coup6s 
oder Wagenabteilungen bereitzuftellen, gehalten mären, die be 
anfprucdhte Beförderung der uniformierten Leichenbeftattungsorgane 
auf Grund des 8 13 des BR. vom Jahre 1874 abzulehnen. (HM. 
22. November 1890, 3. 44.926, BB. 1890: 141.) 


Kontrolle der Fahrlarten. Bahnhof- 
eintritt3farten. 


8 21. Die Fahrkarte ift auf Verlangen bei dem Eintritt 
in den Warteraum, beim Betreten und beim Verlaſſen des 
Bahnſteiges, beim Einfleigen in den Wagen ſowie aud) jeber- 
zeit während der Fahrt vorzuzeigen und je nad) den für die 
legte Wahrftrede beitehenden Einrichtungen kurz vor oder 
nad) der Beendigung der Fahrt auf Erfordern abzugeben. 


Ber ohne gültige Fahrkarte im Zuge Plap nimmt, 
bat für die ganze von ihm zurüdgelegte Strede und, wenn 
die Zugangäftation nicht fofort unzweifelhaft nachgewieſen wird, 
für die ganze vom Zuge zurückgelegte Strecke das Doppelte 
des gewöhnlichen Fahrpreijes, mindeſtens aber den Betra 
von 6 Kronen zu entrichten. Der letztere Betrag ift —* 
für den Fall zu bezahlen, daß der Zug ſich noch nicht in 
Bewegung geſetzt hat. ‚Derjemige Neifende jedoch, welcher 
unaufgefordert dem Schaffner oder Zugführer meldet, daß er 
wegen Beripätung feine Fahrkarte habe löſen fönnen, ‚hat 
nur den gewöhnlichen Fahrpreis mit einem BZufchlage von 
eine: Krone, keinesfalls jedoch mehr als den doppelten Fahr⸗ 

3 zu zahlen. In allen Fällen ift dem Reiſenden eine 
—— oder ſonſtige Beſcheinigung zu verabfolgen. 

Wer die ſofortige Zahlung verweigert, kann ausgeſetzt 
werden. 

Den Eiſenbahnverwaltungen bleibt überlaſſen, die Fälle, 


in denen bon einem Zuſchlag aus Billigkeitsgründen abzu- 
jehen ift oder andere Zufchläge als die im. Abſatz 2 erwähnten 
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erhoben werden follen, mit Genehmigung der Aufjichtsbehörde 
durch den Tarif einheitlich zu regeln. 


Auf Stationen mit Warteraum- oder Bahnfteigiperre 
ift die Bahnhofeintrittsfarte beim Betreten des Warteraumes 
oder des Bahnfteiges vorzuzeigen und bei deren Berlaffen 
abzugeben. 


Nah einer mir zugelommenen Anzeige werden auf ber 
Mehrzahl der öfterreihiihen Eifenbahnen bei den im Perjonen- 
verfehre während der Fahrt vorkommenden Fahrgebührennach- 
zahlungen zur Erleichterung der Manipulation bie zur Einhebung 
gelangenben Beträge zugunften ber Bahn von 10 zu 10 Kreuzer 
abgerundet, wodurch die Ungehörigfeit herbeigeführt wird, daß 
für eine und diefelbe Strede im Nachzahlungswege ein höherer 
Betrag entfällt, al3 nach dem Kongeifiondtarife für biejelbe be- 
rechnet werden darf. — Diefer Vorgang ift weder durch bie 
Beitimmungen der Konzeſſionsurkunden, in welchen Marimalfäbe 
feftgefeßt find, die ohne Ermächtigung der Staatöverwaltung unter 
feiner Bedingung überſchritten werben dürfen, noch vom Stand- 
punkte be3 BR. gerechtfertigt. 

Es darf daher in jenen Yällen, wo folche, auf die Beftimmungen 
de3 BR. fi gründende Nachzahlungen vorkommen, eben nur 
der rechnungsmäßig fi ergebende Betrag zur Einhebung ge- 
langen. — Das Gleiche gilt Übrigen? auch für jene Fälle, mo bie 
Nachzahlungen auf Grund eines im ntereffe der Bequemlichkeit 
des Publikums gemachten freiwilligen YZugeftändniffes beruhen, 
fo, wenn ein Neifender während der Fahrt feinen Reiſeplan 
ändert unb über die Station, bis zu welder er bie Karte geföft 
bat, Hinausfahren, oder von einer minderen in eine höhere Klaſſe 
überfteigen will, da die Bahn durch ein ſolches Zugeſtändnis 
noch immer nicht zur Einhebung höherer, al3 ber konzeſſionsmäßig 
oder im BR. feitgeflellten Marimalgebühr bereditigt wird. — 
Die Verwaltungen, welche nicht einen, den oberwähnten Grund» 
fägen entiprechenden Vorgang bereit3 afzeptiert haben follten, 
haben fofort die Verfügung zu treffen, daß in Übereinftimmung 
mit ben bereit3 bei einigen größeren Bahnen anſtandslos durd- 
geführten Maßregeln, eine Abrundung der Nachzahlungsgebühren 

- zugunften der Bahnanftalt Tünftighin nicht mehr vorgenommen 
wird. — Bei dieſem Anlaſſe wird der Verwaltungsrat auch darauf 
aufmerffam gemacht, daB die Einhebung des um 50 Kreuzer erhöhten 
Fahrpreiſes nach $ 14, Abt. A des GR. (1874) nur für den Fall 
geftattet ifl, wenn ein Reiſender wegen. Berjpätung überhaupt 
fein Bilfett mehr löſen Tann, fie darf daher in jenen Fällen nicht 
eintreten, in welchen ein Reiſender während ber Fahrt in eine 
höhere Klaſſe üibertreten, oder feine Yahrt über bie urſprüngliche 
Bellimmungsftation hinaus fortjegen will, foferne er dem Kondukteur 
hiervon zechtzeitig Mitteilung macht und wegen ber Kürze bes 
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Aufenthaltes nicht in ber Lage ift, in ber bezüglicden Zwiſchen⸗ 
ftation oder in der urfjprünglicden Beltimmungsftation bei der 
Kaſſe das entfprehende Billett zu löſen. (HM. 21. Zänner 1873, 
3. 2073, CB. 1873: 13.) 


Berhalten während der Fahrt. 


8 22, Während der Fahrt darf ſich niemand ſeitwärts aus 
dem Wagen beugen oder gegen die Türe anlehnen. Auch ift 
der Aufenthalt auf den eiwa an den Wagen befindlichen 
Plattformen nicht geitattet. 

Die Fenſter dürfen nur mit Zuflimmung aller in der- 
jelben Wbteilung mitreifenden Perfonen auf beiden Seiten 
des Wagen? gleichzeitig geöffnet jein. Im übrigen enticheidet, 
ſoweit die Neifenden ſich über das Hffnen und Schließen der 
Tenfter nicht verftändigen, der Schaffner. 

Es ift unterfagt, Gegenftände, durch welche Perfonen 
oder Sachen bejchädigt werden Tönnen, aus dem Wagen zu 
werfen. | 

Befhädigung der Vagen. 

8 23. Der durch VBeichädigung oder Verunreinigung der 
Wagen oder ihrer Ausrüſtung verurſachte Schaden ift zu 
erjegen. Die Eiſenbahn ift berechtigt, fofortige Zahlung oder 
Sicherſtellung zu verlangen. Die Entichädigung erfolgt, ſoweit 
hierfür ein Tarif befteht, nach Maßgabe desfelben. Ber 
Tarif ift auf Verlangen vorzuzeigen. 


Berfahren auf Zwiſchenſtationen. Anhalten 
auf freier Bahn. 


8 24. Bei Ankunft auf einer Station ift der Name der» 
jelben, die Dauer des Aufenthaltes, fowie der etwa ſtatt⸗ 
findende Wagenwechſel auszurufen. Sobald der Zug ftill- 
fteht, haben, injoweit die Türen von außen verichloffen find, 
die Bahnbedienfteten nach der zum Ausſteigen beftimmten 
Seite die Türen derjenigen Wagen zu öffnen, aus denen 
Neifende auszufteigen verlangen. 

Wer auf den Bwifchenftationen feinen Plab verläßt, 
ohne ihn zu belegen, geht feines Anſpruches auf diefen Platz 
verfuftig.- 

Wird ausnahmsweiſe außerhalb einer Station Tängere 
Zeit angehalten, fo ift den Reiſenden das Ausſteigen nur 
mit augsdrüdlicher Bewilligung des Zugführers geftattet. Die 
Reiſenden müfjen fich dann jofort von dem Bahngeleife ent- 
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fernen, auch auf da3 erfte mit der Dampfpfeife oder auf 
andere Weile gegebene Zeichen ihre Plätze wieder einnehmen. 


Das Zeichen zur Weiterfahrt wird durch ein dreimaliges 
Ertönen der Dampfpfeife gegeben. Wer beim dritten Er- 
tönen der Dampfpfeife noch nicht wieder eingeftiegen ift, 
geht des Anfpruches auf die Mitreife verluftig. 

Sn jenen Stationen, in welchen bie Iofalen Verhältniſſe dies 
erheifchen, ift durch Aufftellung von eventuell beleuchtbaren Auf- 
ſchriftstafeln den Reiſenden bie leichte Vrientierung über bie 
Yahrtrihtung zufammentreffender Züge zu ermögliden.. — 
Die Ermittlung jener Stationen, in melden dieſe Orientierungs- 
tafeln zur Anwendung zu bringen find, bieibt zunächſt dem 
Ermefjen der geehrten Verwaltung überlafien, wobei jedoch be 
merkt wird, daß alle Abzweig- und jene Sreuzungsftationen, 
welche eine größere Berjonenfrequenz, wenn auch nur zeitweife, 
aufweifen, ober wo mehrere Züge in kurzen Intervallen nad 
verſchiedener Richtung abgehen, Hierbei in erfter Linie ind Auge 
zu fallen find. (GJ. 28. April 1895, 8. 21.157 ex 1894, 
VB. 1895: 154.) 

Das Eifenbahnminiftertum fieht ſich veranlaßt, bie beftehende 
Norm, wonach die Namen der Stationen an den beiben Stirnfeiten 
und an der gegen die Bahn gelegenen Längenfeite der Aufnahms- 
gebäude anzubringen find, mit dem Beifügen in Erinnerung zu 
bringen, daß in allen jenen Fällen, wo Stationdnamen durch 
Laubwerk verbedt werden, die Hinderlihen Pflanzen zu kürzen 
oder ganz zu befeitigen find. — Ferner wird empfohlen, 
nah Tunlichkeit noch weitere geeignete Vorſorgen für Die 
Orientierung der Reiſenden zu treffen und dabei — je 
nah ben örtlichen Berhäftniften —  insbefondere die Wuf- 
fellung' von großen, den Gtationsnamen tragenden Tafeln 
gegenüber dem erften unb lebten Drittel perfonenführender Züge, 
eventuell auch bie Anbringung von vom Zuge aus leicht fichtbaren 
Stationdauffchriften an den Berronwänden, Perronbänfen und 
geeignet fituierten Laternen. — Das Zugsbegleitungsperſonal 
ift anzuhalten, die Stationsnamen laut und beutlid auszurufen 
fowie ben Reiſenden De Auskünfte zu erteilen. (EM. 
24. Auguft 1899, 3. 23.774, . 1899: 10.) 

Der Umftand, daß die Frage der Verforgung der Bahnhöfe mit 
einwandfreiem ZTrinfwaffer von dem Landesjanitätärate eines ber 
im Reichsrate vertretenen Kinigreihe und Länder in den Kreis 
feiner Beratungen gezogen wurde, bat das M. d. J. ver- 
anlaßt, die Wichtigkeit der Verſorgung ber Stationen und 
Halteftellen mit gutem Trinkwaſſer für den Bedarf ber Stations- 
bedienfteten wie auch des Reiſepublikums in einer an Das 
HM. gerichteten Zuſchrift beſonders hervorzuheben. — Un-- 
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Mmäpfend an den Erlaß ber GJ. vom 17. Auguſt 1891, 
3. 271/ I Pr., betreffend die Beſchaffung oder Vereithaltung bon 
gutem Trinkwaſſer in den Stationen für Yivede des Reiſepublikums, 
wird die Geehrte im Hinblide auf die unleugbare Wichtigkeit, 
welche diefer Frage vom fanitären Stanbpunfte beigemejjen werben 
muß, eingeladen, die in diefer Richtung dermal ſchon beiiehenben 
Einrihtungen zu erweitern und zu vervolllommnen. — Yür bie 
Stationen mit eingeführten Wafferleitungen wird vornehmlich die Her- 
Rellung von Waſſerentnahmeſtellen auf den Perrons ins 1a Auge zu faſſen 
fein. — Ferner ift geeignete Vorſorge zu treffen, da oweit 
hierfür nod nicht oder nicht genügend vorgeſorgt fein jollte — 
in ben Stationen bei den Zügen, wern die Wufenthalte und bie 
fonftigen Verhältniffe es zulaffen, zur Sommeräzeit tabellofeö 
Trinkwaffer in reinen Gefäßen zum Herumtragen gelangg, 
und daß bie vorhandenen Wafjerentnahmeftellen (Brunnen und 
Bapfftellen), injofern fie dem Publikum zugänglich gemacht werben 
tönnen, durch Orientierungstafeln Tenntlid gemadt werden. — 
Bei den Brunnen und Bapffeften follen Trinkbecher befeftigt 
fein, welche nit roſtig und an den Rändern nicht riffig 
oder ſchartig find, und find ſolche Brunnen, welche nicht 
trinthares Waſſer enthalten, al3 ſolche zu kennzeichnen. — 
Schließlich ift auch darauf zu achten, das allenfall3 in 
Perſonenwagen in den Zoiletteräumen mitgeführte Trinkwaſſer, 
befonder? im Sommer, öfter erneuert werde und daß bie 
bezügliden Gefäße ſtets in reinem Zuſtande erhalten werben. 
(EM. 10. Mär; 1896, 3. 75.624 ex 1895, BB. 1896: 34.) 


Sreimwillige Unterbredung der Fahrt. 


8 25. Den Reiſenden ift, unbefchadet etwaiger weiter- 
gehender, von der Eifenbahn bewilligter Vergünftigungen, 
Deftattet, die Fahrt einmal, bei Rüdfahrlarten auf dem Hin⸗ 
und Rückwege je einmal zu unterbrechen, um mit einem am 
nämliden oder am nädjitfolgenden Tage nad der Beltim- 
mungsftation abgehenden Zuge weiter zu reifen. Solche 
Reifende haben auf der Zwiſchenſtation fofort nad) dem Ver⸗ 
laſſen des Zuges dem Stationsvorſteher ihre Yahrlarte vor⸗ 
zulegen und dieſelbe mit dem Vermerke der Gültigkeit ver⸗ 
ſehen zu laſſen; Ausnahmen können in den Tarifen zugelaſſen 
werden. Falls der Zug, welchen ſie zur Weiterfahrt benützen 
wollen, höher tarifiert iſt, als derjenige, für welchen fie eine 
Fahrkarte gelöft haben, jo tft eine den Preisunterjchied min- 
deſenn deckende Zuſchlagskarte zu löſen. 
Eine Verlängerung der für Rückfahrten, Rundreiſen und 
bergleichen feftgejegten Friſt wird durch die Unterbrechung 
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der Fahrt nicht herbeigeführt. Mit Genehmigung der Auf- 
ſichtsbehörde kann die Unterbrechung der Fahrt von befonderen, 
in die Tarife aufzunehmenden Bedingungen abhängig gemacht 
oder für gewiſſe Yahrfarten ganz auögejchlojjen merden. 


Berfpätung oder Ausfall von Zügen. 
Betrieb3ftörungen. 


8 26. Verſpätete Abfahrt oder Ankunft ſowie der Aus⸗ 
fall eine® Zuges begründen feinen Anſpruch auf Schaden- 
era gegen die Eifenbahn. 

Wird infolge einer Yugsverjpätung der Anſchluß an 
einen anderen Zug verjäumt, jo ift dem mit durchgehender 
Tahrfarte verfehenen Neifenden, fofern er mit dem nächſten 
zurüdführenden Zuge ununterbrochen zur Abgangaftation zu» 
rückgekehrt ift, der bezahlte Preis für Die Sin und Rüd- 
reife in der auf der SHinreife benützten Wagenklaſſe zu 
erftatten. 

Diefer Anſpruch ift bei Vermeidung des PVerluftes vom 
Reiſenden unter Borlegung feiner Fahrkarte fogleih nad) 
Ankunft des verjpäteten Zuges dem Stationsvorfteher, fowie 
nad) Rückkehr Eon Abgangsſtation dem Vorſteher der letzteren 
anzumelden. Über dieſe Meldungen haben beide Stations⸗ 
vorſteher Beicheinigung zu erteilen. 

Bei gänzlihem oder teilmeilem Ausfall einer Fahrt 
find die Reiſenden berechtigt, entweder dag Fahrgeld für 
die nicht durchſahrene Strede zurückzufordern oder die Be— 
förderung mit dem nächſten, auf der gleichen oder auf einer 
um nit mehr al3 ein Bierteil weiteren Strede derfelben 
Bahnen nah dem Beitimmungsorte führenden Yuge ohne 
Preiszufhlag zu verlangen, fofern die ohne Mberlaftung 
des Zuges und nad) den Betrieb3einrichtungen möglich ift, 
und der Zug auf der betreffenden Unterwegsſtation fahrplan- 
mäßig hält. 

Wenn Naturereignijfe oder andere Umftände die Fahrt 
auf einer Strede der Bahn verhindern, jo muß für Die 
Weiterbeförderung bis zur fahrbaren Gtrede mittel8 anderer 
Sahrgelegenheiten tunlichft geforgt werden. Die Hierdurd) 
entftandenen Koſten find der Eifenbahn abzüglich des Yahr- 
geldes für die nichtdurchfahrene Eifendahnftrede zu erftatten. 

Betriebsftörungen und Zugverjpätungen find dur An- 
ſchlag an einer dem Publikum leicht zugänglichen Stelle. in 
deutlich erfennbarer Weiſe fofort befanntzumachen. 
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Kann ein Reifender einen beitimmten Zug wegen Ausfall 
des letzteren nicht benützen, fo liegt ein Vertragsbruch nicht vor, 
fofern der NReifende mit feiner Zuftimmung mit einem anderen 
Buge befördert worden if. (DOCH. 20. April 1900, 3. 5027; 
Röll 1900:83.) 

Mitnahme von Hunden. 


8 27. Hunde und andere Tiere dürfen in den Perjonen- 
wagen nicht mitgeführt werden. 

Ausgenommen jind Heine Hunde, welche auf dem Schoße 
getragen werden, fofern gegen deren Mitnahme von den 
Mitreifenden derjelben Abteilung Einſpruch nit erhoben 
wird. Die Mitnahme von größeren Hunden, in3bejondere 
Jagdhunden, in die dritte Wagenklaffe darf ausnahmsweiſe 
geftattet werden, wenn die Beförderung der Hunde mit den 
begleitenden Perſonen in abgefonderten Abteilungen erfolgt. 
Die Berpflihtung zur Zahlung der tarifmäßigen Gebühr 
für Beförderung von Hunden wird hierdurch nicht berührt. 

Die Beförderung anderer von Reiſenden mitgenommener 
Hunde erfolgt in abgejonderten Behältniffen. Soweit folche 
in den Perfonenzügen nicht vorhanden oder bereit3 beſetzt 
find, kann die Mitnahme nicht verlangt werden. Bei Auf- 
gabe de3 Hundes muß ein Beförderungzichein (Hundelfarte) 
gelöft werben. Gegen Rückgabe dieſes Scheine wird der 
Hund nad beendeter Fahrt verabfolgt. Die Eiſenbahn ift 
nicht verpflichte, Hunde, welche nah Ankunft auf der Be- 
ffimmungsftation nicht fofort abgeholt werden, zu verwahren. 


Wer einen Hund ohne Beförderungsſchein (Hundefarte) 
mitführt, hat bei unterlaffener rechtzeitiger Meldung (ver- 
gleihde 8 21, Abſatz 2) den Zuſchlag von 1 Krone zu 
dem tarifmäßigen Preife zu bezahlen. In anderen als den 
im Abjage 2 erwähnten Fällen ift der Hund außerdem aus 
dem Perſonenwagen zu entfernen. 

Wegen fonftiger Beförderung von Hunden fiehe $ 30, 
Abſatz 3 und 88 44 ff. 


Mitnahme von Handgepädin die BPerfonen- 
wagen. 

8 28, Kleine, leicht tragbare Gegenftände können, fofern 
fie die Mitreifenden nicht durch ihren Geruch oder auf 
andere Weife beläftigen und ‚nicht Zoll⸗, Steuer oder Po- 
fizeivorfchriften entgegenftehen, in den Perſonenwagen mit» 
geführt werden. Für folhe in den Wagen mitgenommene 
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Gegenftände werden Gepädzfcheine nicht ausgegeben; fie find 
bon den Reiſenden felbft zu beauffichtigen. 

Unter denfelben Borausfegungen iſt Reiſenden vierter 
Klaffe auch die Mitführung von Handwerkszeug, Torniſtern, 
Tragelaften in Körben, Säden und Kiepen, fowie von ähne 
lichen Gegenftänden, welche Fußgänger mit fi führen, 
geitattet. 

Dem Neifenden fteht nur der nad) dem Berhältniffe 
der Sigpläße auf ihn entfallende Raum zur Unterbringung 
von Handgepäd zur Verfügung. Die Sitzplätze dürfen hierzu 
nicht verwendet werben. 


Bon der Mitnahme ausgeſchloſſene Gegen- 
tände. 


8 29. Teuergefährliche, ſowie andere Gegenjtände, die auf 
irgend eine Weife Schaden verurfachen können, in3bejondere 
geladene Gewehre, Schießpulver, leicht entzündliche Stoffe 
und dergleichen, find von der Mitnahme ausgeſchloſſen. 

Die Eijenbahnbedieniteten find berechtigt, fi von der 
Beichaffenheit der mitgenommenen Gegenftände zu überzeugen. 

Der Zumiderhandelnde haftet für allen aus der Über⸗ 
tretung des obigen Verbotes entftehenden Schaden und verfällt 
außerdem in die durch die bahnpolizeilihen Vorfchriften be— 
ftimmte Strafe. 

Jägern und im öffentlihen Dienfte ftehenden Perſonen 
ift die Mitführung von Handmunition geftattet. Auch ift 
Begleitern von Gefangenentransporten die Mitführung ge= 
Iadener Schußwaffen unter der Vorausſetzung geftattet, daß 
die Beförderung in bejonderen Wagen oder Wagenabtei- 
lungen erfolgt. 


Der Lauf eine mitgeführten Gemwehres muß nad) oben 
gerichtet fein. 

Aus Anlaß vorgelommener Bweifel über die Tragweite ber 
im Abjah 2, 8 22, BR. (1874) enthaltenen Beitimmung, betreffend 
die Jägern und im öffentlichen Dienfte ftehenden Perſonen ge— 
ftattete Mitführung von Handmunition, wird zur Vermeidung 
unndtiger Behelligung beteiligter Berfonen den Verwaltungen 
eröffnet, daß 1. in dem Ausdrude „Jägern“ nicht allein berufs- 
mäßige Jäger und Forftleute, fondern auch Jagdherren und 
Sagdliebhaber inbegriffen find und daß 2. unter „Handmunition“ 
ein die Anzahl von 300 Stüd Patronen nicht überfteigenber 
Munitionsvorrat zu verftehen ift, welcher von den betreffenden 
Jägern nicht in einfaher Umhüllung, ſondern nur in eigens 
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dafür beftimmten Behältern (Gurten-, Batronen- und Jagdtaſchen, 
Raffetten uſw.) oder in ihrem Handgepäcke mwohlverwahrt in das 
Eoups mitgenommen werben darf. — Die Auflieferung 
und Aufgabe folder Gepädftüde, in welchen Munition ver- 
padt if, bei ber Gepädserpebition als Reiſegepäck ift im 
Sinne ber 88 22 und 24 BR. (1874) ſtrenge unterjagt. 
(HM. 15. Yebruar 1889, 3. 4401, CB. 1880: 25.) 

Inſolge vorgelommener Fälle, daß feitend der Reiſenden 
offenes Kerzenlicht in den Eifenbahnwagencoupes verwendet murde, 
haben die Eifenbahnen über Auftrag der gemeinfamen Direktoren⸗ 
fonferenz Anlaß gefunden, da3 Bahnperfonal anzumeilen, daß 
die Verwendung freiftehenden Lichtes feitend der Neifenden in 
den gewöhnlichen Berfonenwagencoupe3 nicht geftattet wird. — 
Diefe Verfügung wurde mit HME. vom 1. Zänner 1887, 8. 47.134 
ex 1886, 68. 1887:5, zur Kenntnis genommen. 


- IV, Beförderung von Neifegepäd. 
Begriff des Reifegepäds. 


8 30. Als Reifegepäd Tann in der Regel nur das, mas 
der Reiſende zu feiner Neife bedarf, namentlih Koffer, 
Mantel» und Neifefäde, Hutſchachteln, Feine Kiften und der⸗ 
gleichen, aufgegeben werden. 

Doch können auch größere kaufmänniſch verpadte Kiften, 
Tonnen, jowie Fahrzeuge und andere nicht zum Neifebedarf 
zu rechnende Gegenftände, fofern fie zur Beförderung mit 
Berfonenzügen geeignet find, ausnahmsweiſe ala Neifegepäd 
zugelaffen werden. "Wegen ber Fahrzeuge vergleihe auch 
8 6, Abſatz 2. 

Ebenſo können Heine Tiere, fowie Hunde in Käfigen, 
Kiften, Säden u. dgl. zur Beförderung als Weifegepäd an⸗ 
genommen werden. 

Gegenftände, welche von der Beförderung als Frachtgut, 
jowie foldhe, welche nad 8 29 von der Mitnahme in die 
Perſonenwagen ausgefchlofien find, Dürfen, bei Vermeidung 
der im 8 53, Abjab 7, feitgefeßten Folgen auch als Reife- 
gepäd nicht aufgegeben werden. 

Ob und unter welchen Bedingungen die im $ 50, B, 2, 
bezeichneten Gegenitände zur Beförderung ala Reiſegepäck 
angenommen werden, beflimmen die Tarife. Wegen Ber 
Ihränfung der Höhe des Schadenerfaßes finden 8 81, Abſatz 2 
und 3, und 8 84, Abſatz 4, entiprechende Anwendung. 
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Art der Verpackung. Entfernung älterer 
Beförderungszeichen. 

8 31. Das Reiſegepäck muß ſicher und dauerhaft ver- 
padt fein. Bei mangelnder oder ungenügender Berpadung 
kann e3 zurücgemwiefen werden. Wird derartiges Gepäd zur 
Beförderung angenommen, fo ift die Eifenbahn berechtigt, 
auf dem Gepäckſchein einen entfprechenden Vermerk zu machen. 
Die Annahme des Gepädsfcheines mit dem Vermerke gilt 
al3 Anerkenntnis dieſes Zuftandes durch den Neifenden. 

Auf den Gepädzftüden dürfen ältere Eifenbahn-, Poſt⸗ 
und andere Beförderungszeichen fich nicht befinden. Wird 
infolge der Nichtbeachtung dieſer Vorſchrift das Gepäd ver- 
ichleppt, fo haftet die Eifenbahn nicht für den daraus er=- 
wachjenen Schaden. 

Auflieferung des Gepäcks. Gepäcksſcheine. 

8 32, Die Abfertigung des Reiſegepäcks erfolgt innerhalb 
der im 8 13, Abſ. 1, für den Verfauf der Fahrkarten 
fejtgefeßten Zeit. 

Die Abfertigung von Gepäd, welches nicht ſpäteſtens 
15 Minuten vor Abgang des Zuges bei der Gepädsabfer- 
tigungsſtelle aufgeliefert ift, kann nicht beanſprucht werden. 
Fahrzeuge, welche zur Beförderung ala Neifegepäd zugelaſſen 
werden ($ 30, Abſatz 2), müflen zwei Stunden vor Abgang 
de3 Zuges angemeldet und fpätejtend eine Stunde vorher 
zur Wbfertigung aufgeliefert werden; auf Zwiſchenſtationen 
fann auf eine Beförderung derfelben mit dem vom Abfender 
gewünſchten Zuge nur dann gerechnet werden, wenn fie 
24 Stunden vorher angemeldet worden find. 

Bei Abfertigung des Gepäds ift dem Reiſenden ein 
Gepäcksſchein auszuhändigen. 

Die Gepäcksfracht iſt bei der Abfertigung zu entrichten. 

Wird in dringenden Fällen Gepäd ausnahmsweiſe unter 
Vorbehalt fpäterer Abfertigung unabgefertigt zur Beförderung 
zugelalfen, fo wird e3 bis zum SBeitpunfte der Abfertigung 
al3 zum Transport aufgegeben nicht angejehen. 

Dasfelbe gilt für die Annahme von Neifegepäd auf Halte» 
ftellen ohne Gepädabfertigung. 

Für die Abfertigung von Fahrrädern können durch Die 
Tarife befondere Vorjchriften gegeben merden. 

Betreffs der bei ber Wbfertigung von Neifegepäd zu ver- 
wendenden Wägemittel jiehe die Anmerkung zu 8 53 BR. 
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Auslieferung des Gepäde. 


8 33. Das Gepäd wird nur gegen Rückgabe des Gepäds- 
deine ausgeliefert. Die Eifenbahn ift nicht verpflichtet, 
die Berechtigung des Inhabers zu prüfen. 

Der Inhaber des Gepädsfcheines ift berechtigt, am Ber 
ftimmung3orte die fofortige Auslieferung des Gepäcks an 
der Ausgabeſtelle zu verlangen, fobald nad) Ankunft des 
Zuge, zu welchem das Gepäd aufgegeben wurde, die zur 
ordnungsmäßigen Ausladung und Ausgabe, ſowie zur etwaigen 
zoll⸗ oder fteueramtlidhen Abfertigung erforberliche Beit ab- 
gelaufen ift. 

Werden Gepäcksſtücke innerhalb 24 Stunden, Fahrzeuge 
innerhalb zwei Stunden nad) Ankunft des Zuges nicht ab- 
geholt, jo ift das tarifmäßige Lagergeld oder Standgeld zu 
entridten. Kommt das Fahrzeug nah 6 Uhr abend an, 
fo wird die Abholungsfriſt vom nächſten Morgen 6 Uhr ab 
gerechnet. 

Wird der Gepäcksſchein nicht beigebracht, jo ift die Eifen- 
bahn zur Auslieferung des Gepäd3 nur nad) bollitändigem 
Nachweije der Empfangsberechtigung gegen Außftellung eines 
Reverſes und nad) Umftänden gegen Sicherheit verpflichtet. 

In der Regel ift da3 Gepäd nur auf der Station 
auszuliefern, wohin e3 abgefertigt if. Das Gepäd Tann 
jedody auf Verlangen de3 NReifenden, fofern Zeit und Um— 
fände, ſowie Zoll-e und Steuervorſchriften e3 geftatten, aud) 
auf einer vorliegenden Station zurüdgegeben. werden. In 
einem foldden Falle hat der Neifende bei der Auslieferung 
des Gepäds den Gepädzjchein zurüdzugeben und die Yahr- 
farte vorzuzeigen. 

Fahrzeuge, welche unterwegs in einen anderen Zug 
en müffen, brauchen erſt mit dem nächitfolgenden 

Perfonenzuge am Deltimmungorte einzutreffen. 

Die Bahnverwaltung ift dem Paffagier, welcher fi wegen 
Nichtausfolgung feiner bei ihr in Verwahrung befindlihen Gepädz- 
ftüde an der Weiterreife gehindert fieht, nur dann zum Erſatze 
bes diesfälligen Schaden verpflichtet, wenn die Ausfolgung des 
Gepädes innerhalb ber reglementmäßigen Tagesftunden begehrt 
worben if. (O6. 3. Kuguft 1876, 8. 7143; Röll I: 190.) 


Haftung der Eijfenbahn für Reifegepäd. 
8 34. Für das zur Beförderung übernommene Reiſe— 
gepäd haftet die Eifenbahn nad den für die Beförderung 


Gel. Sig. XVII. Eiſenbahngeſetze. 40 
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von Gütern (Mbfchnitt VIII) geltenden Beftimmungen, foweit 
folhe auf die Beförderung von Neifegepäd finngemäße An- 
wendung finden können und fich nicht Abweichungen aus den 
Beitimmungen de3 gegenwärtigen Abſchnittes ergeben. 

Die etwaige Deklaration des Intereſſes an der Lieferung 
ift Tpäteften3 eine halbe Stunde vor Abgang des Zuges, 
mit welchem die Beförderung gefchehen joll, bei der Gepäd- 
abfertigungöftelle unter Zahlung des tarifmäßigen Yradıt- 
zufchlages (8 84, Abſatz 3) zu bewirken; fie hat nur dann 
rechtlihe Wirkung, wenn fie von der Abfertigungzitelle im 
Gepäcksſchein vermerkt ift. 

Für den Berluft von NReijegepäd, das zur Beförderung 
aufgegeben ift, haftet die Eifenbahn nur, wenn da3 Gepäd 
binnen acht Tagen nad der Ankunft des Zuges, zu welchem 
e3 aufgegeben ift (8 33, Abſatz 2), auf der Bellimmungs- 
ftation abgefordert wird. Ä 

Der Erja für den Berluft, die Minderung oder bie 
Beichädigung von MNeifegepäd, das zur Beförderung auf- 
gegeben ift, kann mit Rüdjicht auf befondere Betrieb3verhält- 
niffe mit Genehmigung der Auffichtsbehörde im Tarif auf 
einen Höchſtbetrag bejchränft werden. Die Vorſchrift des 
8 88 findet entiprechende Anwendung. 

Der Reiſende, welchem das Gepäd nicht ausgeliefert 
wird, kann verlangen, daß ihm auf dem Gepäcksſcheine Tag 
und Stunde der gejchehenen Abforderung bejcheinigt werde. 

Für den Berluft, die Minderung und die Beichädigung 
von Reiſegepäck, das nicht zur Beförderung aufgegeben ift 
(88 28 und 32), fowie von Gegenftänben, die in beförderten 
Fahrzeugen belafien find ($ 30, Abſatz 2), haftet die Eijen- 
bahn nur, wenn ihr ein Verſchulden zur Laft Fällt. 


Sn Berluft geratene Gepädzftüde. 


- 835. Fehlende Gepädsftüde werden nach Ablauf von drei 
Tagen nad) Ankunft des Zuges, zu welchen fie aufgegeben 
find, al3 in Berluft geraten betrachtet. 

Falls das Gepädsftüd fpäter gefunden wird, ift hiervon 
der Reiſende, fofern fein Aufenthalt ſich ermitteln läßt, 
au wenn er bereit3 Entjchädigung erhalten Hat, zu benadh- 
richtigen. Derfelbe kann innerhalb 30 Tagen nah Empfang 
der Nachricht verlangen, daß ihm das Gepäcksſtück gegen 
Nüderftattung de3 erhaltenen Schadenerjages, und zwar nad) 
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feiner Wahl entweder Toftenfrei am Beftimmungsorte oder 
koſten⸗ und frachtfrei am Aufgabeorte verabfolgt wird. 


Haftung der Eifenbahn für verfpätete An- 
funft des Reifegepäd3. 


8 36. Die Eifenbahn haftet für den Schaden, welcher 
durch verjpätete Auslieferung de3 Neijegepäds (8 33, Abſatz 2) 
entiteht, e3 fei denn, daß die Verſpätung von einem Ereignis 
herrübrt, welches fie weder herbeigeführt Hat, noch abzuwenden 


bermodhte. 

=. auf Grund ber vorftehenden Beltimmung für Ver— 
fäumung der Lieferzeit Erfag zu leiften, jo ift der nad)» 
weizlich entitandene Schaden zu verglüten, und zivar: 

a) bei jtattgehabter Deklaration bed Intereſſes an der 
Lieferung: bis zur Höhe des deflarierten Betrages; 

b) in Ermangelung einer ſolchen Deklaration für je an⸗ 
gefangene 24 Stunden der Verſäumung: höchſtens 20 
Heller für jedes Kilogramm des ausgebliebenen Ge- 
päcks, bei Fahrzeugen (8 30) höchſtens 30 Kronen für 
jede3 außgebliebene Fahrzeug. | 
Der 8 88 findet entſprechende Anwendung. 


Gepädträger Aufbewahrung des Gepäds. 


8 37. Sofern von der Eifenbahn auf einer Station 
Gepädträger zugelajfen werden, müſſen diefelben durch Dienft- 
abzeichen erfennbar und mit einer gedrudten Dienjtanwei- 
fung nebit Gebührentarif verfehen fein. Sie haben auf Ber- 
fangen den Tarif vorzuzeigen, aud) eine mit ihrer Nummer 
verjehene Marke zu verabfolgen. Der Tarif ift auch an einem 
geeigneten Orte der Abfertigungäftelle und der Ausgabeftelle 
auszubängen. 

Falls ſich die Neifenden folcher Gepädträger für den 
von der Eifenbahn nicht übernommenen Transport des Gepädz 
nad) und von den Abfertigungaftellen bedienen, fo geichieht 
die ohne Verantwortlichkeit der Verwaltung. 

Auf größeren Stationen müffen Einrichtungen beftehen, 
welche es dem Neifenden ermöglichen, fein Gepäd ohne Ver⸗ 
antwortlichfeit der Verwaltung gegen eine feftgejegte Gebühr 
zur vorübergehenden Aufbewahrung zu übergeben. 

Sn einer größeren Eifenbahnflation murbe feitend eines 
Neifenden dem Tuürſteher diefer Station ein Koffer zur einft- 
. weiligen Aufbewahrung übergeben. Beim Antritte der Weiter- 

40* 
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reife ftellte fich heraus, daß ber Koffer, welcher von dem Bahn- 
bebienfteten nicht unter Verfchluß genommen worben war, ab 
handen gelommen war. Die feitend des Eigentümers erhobenen 
Erſatzanſprüche wurden jedoch durch die Bahn wiederholt abgemiefen, 
fo daß derfelbe ſich genötigt fah, die Intervention der GJ. 
anzurufen. — Dieſe Behörde brachte auf Grundlage ber erzielten 
Erhebungsrefultate der betreffenden Bahn gegenüber zur Geltung, 
daß unter allen Umftänden die Bahn in erfter Reihe für den 
Erfat de3 geftohlenen Koffer Haftpflichtig fei, weil dieſelbe 
feine Anordnungen getroffen hatte, um auf der großen Station, 
um melde es fi) im vorliegenden Sinne handelte, im Sinne de3 
BR. Einrichtungen ins Leben zu rufen, welche ed dem Reiſenden 
ermöglichen, fein Gepäd einem Bahnbebienfteten zur vorüber- 
gehenden Aufbewahrung zu übergeben. (8%. 8. 9929 ex 1885, 
CB. 1886: 19.) 


Aus Anlap mehrerer, dem M. d. %. zugelommener Bor- 
ftellungen von Bahnen gegen Entfcheibungen politiiher Landes⸗ 
ftellen in Angelegenheit der Beförderung von Reiſegepäck vom 
Bahnhofe in die Wohnungen ber Reiſenden und umgekehrt 
wurde ausgeſprochen, daß die der Gemwerbeorbnung im Grunde des 
Art. V, Hit. 1, des Kundmachungspatentes zu berfelben nicht 
unterliegenden Eifenbahngepädsträger nah) ber Beſtimmung bes 
8 32 des BR. 1874 (neu 8 37) berechtigt find, Reifegepäd vom 
Bahnhofe auh in die Wohnung ober das Gefchäftslofal bes 
Neifenden und umgekehrt zu trandportieren. (M. db. 3. 25. Juni 
und 22. Oktober 1891, 3. 1155 und 19.579, im Einvernehmen mit 
bem HM., 38. 1892: 15.) 


Da3 mit 1. Jänner 1893 in Wirkſamkeit getretene BR. 
beitimmt in 8 37 (2), ba, falls fi bie Neifenden Der 
auf einer Station zugelafjenen Gepädsträger für den von ber 
Eifenbahn nicht übernommenen Transport des Gepädes nah und 
von den Ubfertigungsftellen bedienen, dies ohne Verantwortlichkeit 
ber Verwaltung geſchieht. — Hiernach erſcheint der Transport 
bon Neifegepäd nad) und von den Abfertigungsftellen nicht als 
ein Beſtandteil des Eifenbahnbetriebes, ber Reiſende tritt viel- 
mehr aus Anlaß biefer Dienftleiftung nur mit dem betreffenden 
Gepädsträger, keineswegs aber mit ber Eifenbahnunternehmung 
in ein Vertragsverhältnis und ftellt fi ber befagte von ben 
Gepädsträgern beforgte Gepädstransport als eine gewerbliche 
Tätigleit dar, melde nur auf Grund der im 8 15 ber Gewerbe- 
ordnung vorgejehenen Konzeflion betrieben werden Tann. — Es 
müſſen daher die für Eifenbahnunternehmungen beftehenden ober 
ergebenden Borfchriften im Hinblide auf den Geltungsbereich 
der Gewerbeordnung auf die Regelung des Gepäcksträgerweſens 
innerhalb der Eifenbahnftationen fich beichränfen, und dürfen dieſe 
Borjchriften Leine Beſtimmungen enthalten, welche die Ausdehnung 
diefer dem Eifenbahnbetriebe nicht angehörigen Beichäftigung über 
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das Gebiet der betreffenden Eifenbahnunternehmung hinaus zur 
Tolge Haben. Demzufolge kann der in Rede jtehende (für 
den Dienft der Eifenbahngepädsträger in . . . bahnſeits erftellte) 
Zarif B, fofern derfelbe Gebühren für bie Gepädzzuftellung 
außerhalb des Bahndhofes der ... in ... enthält, injolange 
nicht aufrechterhalten werden, als nicht die Gepädäträger die 
erforderliche gewerbliche Konzeffion erworben oder die Bahn 
freiwillig die Haftung für den fragliden Gepädstransport jelbft 
übernimmt, durch welche Haftungsübernahme eben diejer Gepädz- 
transport ein Beſtandteil des Eiſenbahnbetriebes würde. (Aus 
einer Rekursentſcheidung des EM. im Einvernehmen mit dem 
.d. J. und dem HM. vom 26. AYuli 1898, EM. 3. 26.177.) 
Mit Erlaß des HM. vom 14. Auguft 1884, 8. 19.903 (EB. 
1884: 100), wurde ben Eifenbahnen empfohlen, Vortehrung dahin 
zu treffen, daß in größeren und ſolchen Stationen, mo erfahrungs- 
gemäß nur ein kürzerer Aufenthalt des Publitums zum Marktbeſuch 
oder zur VBejichtigung einzelner NRaturfchönheiten unter Deponierung 
des Reifegepäden fattfindet, dasſelbe entweder ſeitens Der Bahn 
anftalt ſelbſt oder eines leiftungsfähigen, duch eine Kaution ge- 
bundenen Unternehmung unter ben von der Bahnverwaltung vor- 
zufchreibenden Bedingungen übernommen werde. Das HM. bemerft 
zugleich, daß es feinem prinzipieilen Bedenken unterliegen könnte, 
auch in Meineren Stationen die betreffenden Gepäcksſtücke durch den 
mit der Gepädsabfertigung betrauten Bedienſteten gegen Empfang? 
oo namen? der Bahnverwaltung übernehmen zu laſſen. 
(83 256 ex 1892, 88. 1892 .:66.) *) 


Burüdgelafjene Gegenjtände. 


8 38. Alle im örtlichen Bezirke der Eifenbahn oder in 
den Wagen zurüdgelajjenen, an die Verwaltung abgelieferten 
Gegenjtände find mindeſtens drei Monate aufzubewahren. 

Gegenitände, welche dem Verderben ausgejegt jind, find 
beftmöglichft zu verkaufen, jobald deren Verderben zu be» 
fürdten iſt. 

Nah Ablauf der dreimonatlihen Frift wird mit den 
Gegenitänden und dem Erlöje nad) Maßgabe der gejeglichen 
oder jonftigen Borfchriften verfahren. 

Die von einem Reiſenden im Eifenbahnwagen aus Berjehen 
äzurüdgelafjenen Gegenftände find ald im Gewahrfam der Eifen- 
bahnverwaltung befindlich anzufehen. — Dem Kondukteur, welcher 
vermöge feiner Dienſtvorſchriften die Waggons revidiert und 


*) Die Eifenbahnverwaltungen haben feither geeignete Bor- 
fehrungen wegen Einrichtung von Garderoben in größeren Stationen 
— Ri doch meiſt unter perfönlicher Haftung des Garberobierd — ge 
troffen. 
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hierbei ſolche zurüdgelaffene Gegenftände ‚findet, gebührt daher 
kein Jipderlopm. (OGO. 18. Februar 1874, 8. 1320; Röil 1: 118.) 
Das ?. E. Handelsminiſterium ladet bie geehrte Berwaltung 
ein, die betreffenden Organe anzuweiſen, Yundgegenftände, welche 
unzweifelhaft als Militäreffelten erlennbar find, möglichſt bald, 
längftend aber binnen adt Tagen nah Auffindung berfelben, 
der genannten Militärbehörde einzufenden. — Außer ben in ben 
Waggons zurücdgelaffenen wären aber auch ſolche Militäreffekten, 
welche von Bahnbedienfteten in den Wartefälen, Perfonenhallen 
oder jonftigen Bahnhofslofalitäten in Wien und beifen Rayon 
gefunden werden, dem f. !. Platzlommando zu übergeben. — Die 
übergabe hat mittel eine in duplo verjaßten Ausweiſes zu 
gefchehen und wird das eine vom k. f. Plaklommando mit der 
Empfangäbeftätigung verfehene Pare des Ausweifes von ber Station 
‘in Verwahrung zu nehmen fein. (HM. 14. Mai 1887, 3. 12.366; 
CB. 1887. 73) 


V. Beförderung von Erpreßgut. 


Begriff des Erpreßgute. 


839. Die Eifenbahnen können in den Tarifen beftimmen, 
daß der Transport von Gütern, welche fi zur Beförderung 
in Padwagen eignen, auch wenn fie nicht als Neijegepäd 
($ 30) zur Aufgabe gelangen, auf Gepädsfchein ober auf 
befonderen Beförderungsſchein zuläſſig ift (Exrpreßgut). 


Aufgabeund Auslieferungde3&rpreßgutes. 


8 40. Bei Abfertigung des Erpreßgutes mit Gepäcks⸗ 
ſchein ift folder in der Regel dem Abjender auszuhändigen. 
In diefem Falle erfolgt die Auslieferung des Gutes am 
Beitimmungsorte gegen Rückgabe des Gepädzfcheines. Jedoch 
kann auf Verlangen des Abſenders der Gepäcksſchein auch der 
Sendung beigegeben werden, wenn dieſe mit der vollen Adreffe 
des Empfängers verſehen ift. In diefem Falle erfolgt die Aus- 
lieferung nach den bejonderen Borjchriften jeder Verwaltung. 

Bei Abfertigung de3 Erpreßgute® mit Beförde- 
rungsjhein muß diefer die Sendung ftet3 begleiten und 
da3 Gut mit der vollen Adreſſe des Empfängers verfehen 
fein, Die Auslieferung erfolgt am Beſtimmungsort nad) den 
in den Tarifen enthaltenen Vorſchriften. 


Anwendbarkeit der Beſtimmungen für 
Reiſegepäck. 
8 41. Im übrigen finden auf die Beförderung von 
Erpreßgut die Beitimmungen des Abjchnittes IV finngemäße 
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Anmendung, joweit nicht durch die Tarife die Anwendung 
des Abſchnittes VIII vorgeſehen iſt. 


VI. Beförderung von Leichen. 
Beförderungsbedingungen. 


8 42. Der Transport einer Leiche muß, wenn er von 
der Ausgangsſtation des Zuges erfolgen ſoll, wenigſtens 
6 Stunden, wenn er von einer Zwiſchenſtation ausgehen 
ſoll, weni igitend 12 Stunden vorher angemeldet werden. 

Die Leiche darf nur ohne irgendwelche äußerlich erfenn- 
bare Mängel der Serpadung übernommen werben. 

Die Leihe muß von einer Perfon begleitet fein, melche 
eine Yahrlarte zu löſen und denfelben Zug zu benüßen bat, 
in dem die Leiche befördert wird. 

Bei der Aufgabe muß der vorjchriftsmäßige, nah an⸗ 
fiegendem Formular ausgefertigte Leichenpaß beigebracht 
werden, welchen die Eiſenbahn übernimmt und bei Ab« 
lieferung der Leiche zurüdftellt. Die Behörden, welche zur 
Auzftellung von Leichenpäffen befugt find, werden befonders 
befannt gemadt. Der von der zuftändigen Behörde aus 
geiertigte Leihenpaß hat für den ganzen darin bezeichneten 

ransportweg Geltung. Die tarifmäßigen Transportgebühren 
müſſen bei der Aufgabe entrichtet werden. Bei Leichentrang- 
porten, welche aus augzländiihen Staaten  Tommen, mit 
welchen eine Vereinbarung wegen mechjeljeitiger Anerkennung 
der Leichenpäjfe abgeichloffen ift, genügt die. Beibringung 
eine3 der Bereinbarung entjprechenden Leichenpaffes der nad 
diefer Bereinbarung zujtändigen ausländiichen Behörde. 

Die Beförderung der Leiche hat in eimem bejonderen, 
bededt‘ gebauten Güterwagen zu erfolgen. Mehrere Leichen, 
welche gleichzeitig von dem nämlicdhen Abgangsort nad) dem 
nämlichen Beſtimmungsorte aufgegeben werden, können in 
einem und demſelben Güterwagen verladen werden. Wird 
die Leiche in einem rings umjchlofjenen Leichenwagen be— 
fördert, jo darf zum Eifenbahntransport ein offener Güter- 
wagen benüßgt werden. 

Die Leiche darf auf der Fahrt nicht ohne Not um⸗ 
geladen werden. Die Beförderung muß möglichſt ſchnell und 
ununterbrochen bewirkt werden. Läßt ſich ein längerer Auf⸗ 
enthalt auf einer Station nicht vermeiden, fo ift der Güter⸗ 
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von Leihen nad) einem Friedhofe, weicher nicht zum Sterbe- 
orte gehört, und rüdjichtlih der Ausgrabung von Leichen oder 
Leichenreſten verorbnet, wie folgt: ...... 4 Für die Ber- 
fargung und Berpadung ber Leichen behufs des Transportes gelten 
nachſtehende Beltimmungen: — 3) Wenn ein länger bauernder 
Transport (duch eine Woche oder darüber) bevorfteht, muß bie 
Leiche konſerviert (balfamiert) worden fein. In heißer Jahreszeit 
fann nach den Umſtänden die Konjervierung der Leiche auch für 
eine Transportzeit unter einer Woche gefordert werden; — 
b) bei einer Transportdauer von 24 Stunden unb barüber ift 
die Leiche in einem doppelten Sarge zu verwahren und darin mittels 
Gurten zu befeftigen. Jeder diefer Särge muß entweder von 
bartem Holze und innen allenthalben gut ausgepicht oder von 
Metall fein. — Der innere Sarg muß möglichſt Iuftdicht gefchlofjen, 
beziehungsmweife verpicht oder verlötet fein. — Der äußere Sarg 
muß allenthalben gut jchließen. — Der Doppelfarg muß überdies 
in eine Holzkiſte eingefchloffen werden; — c) bei Transporten 
in die Umgebung des Sterbeortes bis auf eine Entfernung von 
einer Meile hängt e3 von den Umftänden ab, ob die gewöhnliche 
Verſargung ald genügend anerfannt werden darf, oder ob befondere 
Vorſichten anzuorbnen find; — d) bei Transporten über eine 
Meile Entfernung und von einer 24 Stunden nicht erreihenden 
Dauer hat ein Doppelfarg wie in b) in Unmendung zu fommen. — 
Das Borfchreiben der Befeftigung ber Leiche, ebenfo des Gebrauches 
einer „nen Doppelfarg umjichenbe Holzkiſte hängt von den 
Umftänden ab. — In Berüdfichtigung der nad) Zeit und Ort 
wechjelnden Umftände können in jedem alle auch andere hier 
nicht genannte Vorſichtsmaßregeln bei der Verſargung, mie bie 
Anwendung eines fäulnishemmenden Ausjüllungsmittel3 und der- 
gleichen, angeordnet oder Abweichungen von den als Regel auf 
geftellten Borfichten infoweit geftattet werben, daß ber Wahrung 
der öffentlichen. Geſundheit keinerlei Abbruch geſchieht. — Zur 
neuen Verſargung und zur Verpackung von ausgegrabenen Leichen 
oder Leichenreſten müſſen zweckentſprechende ähnliche Vorſichten 
‚angeordnet werden. (M. d. J. 3. Mai 1874, RGB. Nr. 56.) 


Es ift geftattet, einzelne Leichenbegleiter im Kondukteurwagen 
unterzubringen, in mweldem Falle die Einfchaltung eines Laft« 
: wagen? zwijchen leßterem und ber Maſchine genügt. (HME. 
27. Februar 1877, 3. 5176.) 


über Erfuchen des M. d. J. vom 24. März 1888, 8. 5168, 
wird bie Verwaltung in Kenntnis gejeßt, daß die f. u. f. Kon- 
fularämter in Italien mit dem Erlaffe des M. db. AM. 
vom 1. März 1888, 3. 911-—9/B, auf Grund der zwiſchen ben 
M.d. 3. und IJ F. ber beiderſeitigen Reichsgebiete der öfterreichifch- 

ungariſchen Monarchie getroffenen Vereinbarungen ermächtigt 
—* find, Leichenpäſſe zur -Ein- und Durchfuhr von Leichen 
aus Italien in und duch die öſterreichiſch-ungariſchen Reichs⸗ 
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- gebiete .unter denfelben Modalitäten auszuftellen, melde mit ber 
Borihrift des M. d. J. vom 3. Mai 1874, RGB. Nr. 56, 

- für den Transport von eihen feftgefegt find. (HM. 11. April 
1888, 8. 12.957, BB. 1888: 56.) 

Bwifden ber öfterreiifh-ungarifgen Monardie 
einerfeits und dem Deutſchen Reihe andrerjeits if 
über die mechjeljeitige Anerkennung von Leichenpäffen .nachftehende 
Vereinbarung getroffen worden: 

1. Die Leichenpäffe, welhe von einer zuftändigen Behörbe 
in Deutfchland ausgeſtellt find, werben in beiden Staatägebieten 
der öſterreichiſch ungariſchen Monardjie, und Leichenpäfie, welche 
von einer zuftändigen Behörde eines der beiden Staatögebiete der 
öſterreichiſch ungariſchen Monarchie ausgeftellt find, werden in 
Deutfchland für die Zulaffung ber Leihen zur Beförderung auf 
Eifenbahnen al3 gültig anerkannt. — Die Leichenpäffe find nad 
anliegendem Sormular*) auszufertigen. — Dazfelbe gilt für die im 
engeren Grengverfehre nicht vermittel3 der Eiſenbahn auf eine 
Entfernung bis zu 15 Kilometer erfolgenden Leichentransporte 
mit der Maßgabe, daß bezüglich diefer Transporte die für den 
Eifenbahnverfehr über die Einfargung der Leichen getroffenen: 
Feſtſe pungen außer Anwendung bleiben. 

Die vertragenden Teile werden ſich gegenſeitig die Behörden 
und Dierffellen namhajt machen, welche zur Ausftellung von 
Seichenpäffen befugt find. 

3. Der Leichenpaß darf nur für eine ſolche Leiche erteilt 
werben, über welde die nachſtehenden Ausweife ‚geliefert worden 

- find: a) Eine amtlide Sterbeurkunde; b) eine Beicheinigung 
des beamteten Arztes über die Todesurſache ſowie darüber, daß 
‘ einer Überzeugung nad) ber Beförderung ber Leiche gefundheitliche 
Bedenken nicht entgegenftehen. — Iſt der Berftorbene in der 
tödlih gewordenen Krankheit von einem anderen Arzte behandelt 
mworben, fo hat ber beamtete Arzt den Ießteren vor Ausſtellung 


*) Leichenpaß. 
Die nad Vorſchrift eingefargte Leiche de. ten . 
...zu (Ort) an (Todesurſache) verjtorbenen Viler jährigen 
Siand, Vor⸗ und Zunamen des Verſtorbenen, bei Kindern: Stand 
der Eltern) ſoll mittels Eiſenbahn von (Gemeinde, Bezirk, Komitat, 
Land) über (Grenzeiſenbahnſtation) nach (Gemeinde, Bezirk, Komitat, 
Land) zur Beſtattung gebracht werben. 

Nachdem zu biefer Überführung dem Begleiter der Leiche 
(Stand und Name) die Genehmigung erteilt worden ift, werden 
fämtlihe Behörden, deren Bezirke durch diefen Leichentransport 
berührt werben, erfucht, denjelben ungehindert und ohne Aufenthalt 
weiter geben zu laſſen. 

.. den ..tn . 2. 2 22. 1... 


d. 8.) (Die Unterſchrift.) 
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ber Beicheinigung beireff3 der Todesurſache zu Hören; c) ein 
Ausweis über die vorjchriftsmäßig erfolgte Einjargung ber Leiche. 
7 In legterer. Beziehung find folgende Beftimmungen maßgebend: 
Die Leiche muß in einem hinlänglich wiberftanbsfähigen etall⸗ 
ſarge luftdicht eingeſchloſſen und letzterer von einer hölzernen 
Umhüllung dergeſtalt umgeben fein, daß jede Verſchiebung des 
Sarges innerhalb der Umhüllung verhindert wird. — Der Boden 
des Sarges muß mit einer mindeſtens 5 Zentimeter hohen Schicht 
von Sägemehl, Holzkohlenpulver, Torfmull oder dergleichen bedeckt 
und es muß dieſe Schicht mit 5% Karbolſäurelöſung reichlich be⸗ 
fprengt jein. In bejonderen Fällen, 3. B. für einen Transport 
von längerer Dauer oder in warmer Jahreszeit, kann nach dem 
Gutachten be3 beamteten Arztes eine Behandlung der Leiche mit 
Kulniswidrigen Mitteln verlangt werden. Diefe Behandlung beiteht 
gewöhnlich in einer Einwidlung der Leiche in Tücher, die mit 
5% Karbolfäurelöfung geträntt find. In ſchwereren Fällen muß 
außerdem durch Einbringen von gleicher Karboljäurelöjfung in Die 
Bruft- und Bauchhöhle (auf die Leiche eines Erwachſenen zufammen 
mindeftens 1 Liter gerechnet) oder dergleichen für Unſchädlichmachung 
der Leiche geforgt werben. 

4. Iſt der Tob im Verlaufe einer der nachſtehend benannten 
Krankheiten: Boden, Scharlach, Flecktyphus, Cholera, Gelbfieber 
ober Peſt erfolgt, fo darf der Leichenpaß nur dann erteilt werben, 
wenn mindeſtens ein Jahr nad dem Tode verftrichen ift. 

5. Die Leiche muß von einer zuverläfiigen Perfon begleitet fein. 

Im übrigen erfolgt die Beförderung der Leihen auf ben 
Eifenbahnen nad) den in jedem Lande hierfür beftehenden Bor- 
ſchriften. 

6. Durch dieſe Beſtimmungen werden Abmachungen einzelner 
zum Deutſchen Reiche gehöriger Bundesſtaaten mit der öſterreichiſch- 
ungariſchen Monarchie, durch welche für die Transporte von 
Leihen der in ben beiderſeitigen Grenzorten in Verwendung 
ftehenden Angeftellten der Zoll- und Eifenbahnverwaltungen und 
für die: Transporte der Leihen und Angehörigen derſelben gewiſſe 
Erleichterungen zugefichert find, nicht berührt. 

7. Gegenwärtige3 Übereinlommen tritt am 1. April 1890 in 
Kraft. — Jedem Teile fteht ber Rücteitt von demſelden nad 
ſechsmonatlicher Kündigung frei. — o gefchehen zu Wien, 
am 12. März 18%. (Kundm. M. u) F 28. März 1890, 
R. G. B. Nr. 46, VB. 190:40.) 


Über Anregung des EL. M. d. J. Hat das ut. M. d. A. 
nach gepflogenem Einvernehmen mit den Fachminiſterien beider 
Reichshälften mit dem Zirkularerlaſſe vom 6. Juni 1893, 
8. 35.711/0, fämtlicge k. m. E diplomatifhen Miffionen 
fowie die k. unk. Generallonfulate und Konsulate in 
Europa mit Ausnahme jener im Deutſchen Reiche, 
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ferner die effektiven Konjularämter in den außer- 
europäifhen Ländern, ſchließlich die in legteren Ge— 
bieten beitehenden Honvrargeneraltonfulate ermächtigt, 
Zeichenpäfje für die Ein- und Durchfuhr von Leichen aus dem Wus- 
lande nach und durch die öfterreichifcg-ungarifchen Staatögebiete unter 
denſelben Modalitäten auszuftellen, wie diefe mit der Verordnung 
dee M. d. 3. vom 3. Mai 1874, RGB. Nr. 54, feitgejegt 
worden find. 

Zur Ausfertigung von Leichenpäffen find in erſter Linie bie 
k. u. E. Generallonjulate und Konfulate berufen und werden bie 
k. u. k. Miffionen Leichenpäffe nur dann ausftellen, wenn ſich in 
en betzefjenben Hauptftadt fein öfterreichiich-ungarifhes Konjulat 
efindet. 

Die mit dem hieramtlichen Erlaffe vom 11. Wpril 1888, 

12.957 (88. 1888:56) ben beteiligten Bahnverwaltungen 
mitgeteilte Inſtruktion der E. u. k. Konjularämter in Italien zur 
Ausftellung von Leichenpäfjen jowie das Leichenpaßformular wurde 
im Sinne der neuen Borfchrift entjprechend modifiziert. 

Die... .. wird hiervon... ... unter Unfchluß des Leichen- 
paßformulares*) mit dem Bemerken in Kenntnis gejegt, daß bie 
mit den vorfchriftsmäßig von den bezeichneten ?. u. f. Amtern 
im Auslande ausgeftellten Leichenpäffen gebedten Leichentransporte, 
foweit fanitäre Intereffen in Betracht Tommen, ohne weitere 
Berilligung bed ET. f. Minifteriumd des Innern die Grenze 
pafjieren dürfen. 

(HM. 25. Yuli 1893, 8. 36.834, BB. 1893: 98.) 


*) R. u. k. öſterr. ungar. Leichenpaß. 

Nachdem vom gefertigten k. u. k. (General-JRonfulate in... 
die zollfreie und ungehinderte Zransportierung ber im doppelten 
Sarge mit einer Holzlifte wohlverichloffenen (balfamierten) Leiche 
des (der) am ..... zu ..... verſtorbenen N. N...., 
welche von dba mittel3 ... über ... nah ... zur Beerdigung 
verführt werden foll, infomweit e3 die beiden Staatögebiete der 
öſterreichiſch ungariſchen Monarchie betrifft, unter Begleitung des 
mit einem Reiſedokumente verjehenen N. NR. ... und gegen 
gehörige Beobachtung der nötigen fanität3polizeiliden Vorſichten 
bewilligt werben ift, fo werden hiermit alle an den Orten, durch 
welche dieſe Leiche zu paffieren Hat, befindliden Livil- und 
Militärbehörben erfucht, diefelbe gegen Vorweiſung dieſes vom 
heutigen, unten angefegten Tage auf einen Monat gültigen Pajjes 
frei und ungehindert paffieren zu laffen und diefem Transporte 
den möglichſten Vorſchub zu leiften. 

.. . am .. 

Der E. u. k. (Generaf-)Konful: 
N. N 


(HM. 25. Juli 1893, 8. 36.834, VB. 1893 :98.) 
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Artder Abfertigung und der Audlieferung. 


8 48. Die Abfertigung der Leichen erfolgt nad) der 
Borichrift des Tarif auf Grund von Beförberungsfcheinen, 
weiche die Eifenbahn auszufertigen und dem Abſender aus- 
zuhändigen hat, oder auf Grund von Frachtbriefen ($ 51). 

Die Auslieferung von Leihen, welche mit Perſonen⸗ 
zügen befördert werden, Tann in der für Gepäd beftimmten 
Friſt (8 33, Abfah 2) verlangt werden. Die Auslieferung 
der Leichen erfolgt, fofern die Beförderung auf Beförderungg«- 
fhein ftattgefunden hat, gegen NRüdgabe des Tebteren. 

Snnerhalb 6 Stunden nah Ankunft des Zuges auf 
ber Beitimmungzftation muß die Leiche abgeholt werden, 
widrigenfall3 fie nach der Verfügung der Ort3obrigfeit bei- 
gefegt wird. Kommt die Leiche nad) 6 Uhr abend an, fo 
wird die Abholungsfrift vom nächſten Morgen 6 Uhr ab 
gerechnet. Bei Überjchreitung der Abholungsfrift ift die Eifen- 
bahn berechtigt, Wagenftandgeld zu erheben. 

Die Eifenbahnen haben dafür zu forgen, baß in allen 
Bahnftationen, in benen Poligeiorgane zur Überwachung bleibend 
aufgeftellt find, diefen von jedem abgehenden ober einlangenden 
Leichentrandporte unverzüglich die Anzeige erftattet werde. (HM. 
2. Oftober 1856.) 


VII. Beförderung von lebenden Tieren. 


Befondere Beförderungsbedingungen. 


8 44. Lebende Tiere werden nur unter der im $ 6, 
Abſatz 2, aufgeführten Vorausfegung zur Beförderung an« 
genommen. 

Die Beförderung kranker Tiere kann abgelehnt werden. 
Inwiefern Der Transport von Tieren wegen der Gefahr 
einer Berfchleppung von Seuchen ausgefchlofjen ift, richtet 
fi) nach den beftehenden gefundheit3polizeilichen Borfchriften. 

Zum Transport wilder Tiere ift die Eifenbahn nur 
bei Beachtung der von ihr im Intereſſe der Sicherheit 
vorzufchteibenden Bedingungen verpflichtet. 

Bei der Beförderung Tebender Tiere ift die Eifenbahn- 
verwaltung Begleitung zu fordern bereditigt. Die Begleiter 
haben, jofern nicht der Stationsvorfteher Ausnahmen zu- 
läßt, ihren Pla in den betreffenden Viehwagen zu nehmen 
und das Bieh während des Transporte zu beauflichtigen. 
Wenn fih Stroh, Heu oder andere leicht brennbare Stoffe 
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in den Wagen befinden, fo ift da3 Rauchen darin verboten; 
auch dürfen brennende Bigarren oder Tabakspfeifen beim 
Einfteigen nicht mitgenommen werden. Bei Heinen Tieren, 
insbefondere Geflügel, bedarf e3 ber Begleitung nicht, wenn 
fie in tragbaren, gehörig verſchloſſenen Käfigen aufgegeben 
werben. Die Käfige müjjen Tuftig und geräumig fein. 

Der Abfender muß das Einlaben der Tiere in Die 
Wagen fowie deren fichere Befeftigung felbft beforgen und 
die erforderlichen Beieitigungsmittel beichaffen. Das Aus- 
Iaden liegt dem Empfänger ob. 

Obwohl es Sache des Abfenders ift, bie zur Befeftigung der 
Tiere erforderfihen Mittel und das Anbinden felbft zu beforgen 
oder beforgen zu laſſen ſowie ſich auch von der fiheren Anlegung 
ber Tiere felbjt zu überzeugen, und obwohl daher die Bartei 
jebenfall8 den Schaben zu tragen hat, welcher durch bie 
Außerachtlaſſung dieſer Borfchrift fi) ergibt, ift es doch andrerfeit3 
felbftverftändlich, daß die Bahnorgane eine ſolche Außerachtlaſſung 
wegen altfälliger daraus entſtehender Gefährdung der Sicherheit 
be3 Zuges Hintanzuhalten verpflichtet find, in welder Richtung 
entfprechende Weifungen. an das Berfonal zu ergehen hätten. 
(BOX. 2. März 1875, 3. 1423; E66. V,, ©. 430.) 

Eine inländifche Eifenbahn hatte ihre Stationen beauftragt, Die 
intereffierten Parteien auf die Notwendigkeit der Beltreuung 
der Bodenflähe der zur Verladung von lebenden Klein⸗ und 
Sroßviehtransporten verwendeten Wagen mit Streumaterial auf« 
merkſam zu maden, und fich vor jeber Verladung von ber tat» 
fächlich erfolgten Durchführung diefer Maßnahme zu überzeugen. 
Da Iaut des allgemeinen Tarifteiles I das Beitreuen der Wagen- 
boden bei Aufgabe von Hornvieh dermalen nur für ungarifche 
Stationen obligatorifch ift, eine derartige Vorſchrift für Oilerreih 
aber nicht befteht, fo nahm die GJ. Veranlaffung, im Wege bes 
HM. auf bie Zurüdziehung der erhobenen VBeanftandungen hinzu» 
wirken, weil in ber angeordneten Maßnahme, beren Notwendigkeit 
überdie8® im SHinblide auf den ohne obligatoriſche Streuung 
anftand3los ſich vollziehenden Viehverkehr aus Galizien und ber 
Bukowina nad den weitlichen Kronländern nicht erwieſen erſcheint, 
nur eine Transporterſchwernis zu erbliden ift und weil es ferner 
nit angängig erſchien, in einzelnen politifchen Bezirken obliga- 
torifhe Beſtreuung einzuführen, in anderen aber bie fafultative 
Betreuung beſtehen zu laſſen. Die betreffende Bahn wurde, 
nachdem die bei der Austragung diefer Angelegenheit in Frage 
fommenden Minifterien des Innern und des Handels fich ins 
Einvernehmen gefegt und den Standpunft der GJ. für begrünbet 
erfannt Batten, aufgefordert, den obenerwähnten an ihre Stationen 
erlafjenen Auftrag zurückzuziehen. (GJ. 2. Mai 1889, 9. 3228; 
88. 1889: 63.) 


vom 10. Dezember 1892, 6 44. 639 


Es ift ſeitens der Intereſſenten mwieberholt Beſchwerde Darüber 
geführt worben, daß die benfelben zur Beladung mit lebenden 
Tieren beigeftellten Wagen häufig keinerlei Vorrichtungen haben, 
welche e3 ermöglichen, die laut des legten Alinea des $ 44 bes 
BR. ſeitens der Abfender zu beforgende fichere Befeltigung der 
Tiere vorzunehmen. 

Die geehrte Verwaltung wird fohin eingeladen, Beranlaffung 
zu treffen, damit die zur Beladung mit lebenden Tieren ben 
Parteien beigeftellten Wagen Vorrichtungen, wie Ringelfchrauben uſw., 
enthalten, durch welche die Abfender in die Lage gebracht werden, 
der erwähnten Beſtimmung des Betriebsreglements entfprechen 
zu können. 

(GJ. 30. Juni 1894, 3. 17.434/II ex 1893, 88. 1894 :79.) 

In letzterer Zeit gelangten mehrere Fälle zur Bieramtlichen 
Kenntnis, in denen lebende Tiere infolge Außerachtlaſſung der 
für den Transport berfelben auf Eifenbahnen geltenden Vorfchriften 
in gänzli” ermattetem Zuſtande oder gar verendet in ber 
Beltimmungsftation eingetroffen find. — Die erwähnten Anftänbe 
wurden zum Teil dadurch hervorgerufen, daß Wagen ſchon von der 
Berfandftation mit gefchloffenen Bentilationzöffnungen und Türen 
abgerollt find, oder daß keinerlei Vorkehrungen getroffen wurden, 
um Das jetbRtätige Schließen der Luftflappen und Türen zu 
verhindern, zum Teil dadurch, daß Wagen durch die Verſender 
mit Tieren überfüllt wurden und die Bahnorgane hiergegen feine 
oder doch Feine genügend nachdrückliche Einfpradde erhoben und 
Die Anzeige wegen tierquälerifher Verladung ber Tiere an bie 
fompetente Behörde zu erftatten unterlaffen haben. — Aus Anlaß 
biefer Fälle findet da3 EM. befonderd mit Rüdfiht auf dag 
Herannahen der heißen Jahreszeit die 8. k. .... (den [die] 
geehrte... .) zu beauftragen (einzuladen), auf eine genaug Beobarh- 
tung der in ben Bufabbeitimmungen zu 8 44 BR. und im Teil III 
ber gemeinfamen Beftimmungen der öfterreichifchungarifchen Eifen- 
bahnen für die Manipulation beim Gepäd3- und Gütertranzporte 
vorgefehenen Vorſchriften für den Viehtransport nachdrücklichſt 
hinzuwirten. — Dem unterftehenden Perjonale wird insbeſonders 
in Erinnerung zu bringen jein, baß beim Biehtrandport Die 
Türen ber mit Luftflappen verjehenen Wagen beiberfeit3 nur auf 
den längeren Berjchlußhalen eingehängt werden dürfen, bei aus- 
nahmsweiſer Verwendung von Kaſtenwagen ohne Bentilation- 
Öffnungen die Türen mindeften3 zur Hälfte offen zu bleiben haben 
und in diefer Stellung gehörig zu befeitigen find. — Desgleichen 
wird bie k. k. ... (der [bie] geehrte ... .) beauftragt (eingeladen), 
das Perſonal anzuweiſen, die von den Berfendern zu bewirkenden 
Biehverladungen gehörig zu beauffichtigen, und bei Wagenüber- 
fülfungen, wenn die bagegen erhobenen Borftellungen erfolglos 
bleiben follten, mit ber Anzeige an die Tompetente Behörde 
vorzugehen. (EM. 18. Mai 1899, 3. 17.323.) 
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Die Eifenbahn ift zur Tränfung auch von unbegleiteten Tier- 
transporten ohne Antrag des Abfender3 nicht verpflichtet, und zwar 
auch dann nicht, wenn fie von dem Rechte, Begleitung zu fordern, 
feinen Gebrauch gemacht Hat. 


Nimmt fie aber dennoch in einem folhen alle die Tränkung 
vor, fo Haftet fie für die durch die Bewerfitelligung derjelben 
etwa verurfachten nacteiligen Folgen. (DOCH. 8. Auguft 1899, 
3. 8967; Röll 189:61.) 


Borfehrungen gegen die Überfüllung der Viehwagen. 


Nachdem es wiederholt vorgelommen, daß infolge ber Üüber- 
füllung der Eifenbahnmwaggons mit Borftenvieh feitens der Verſender 
Berlefungen oder Tötungen ber Tiere eingetreten find, fo wird 
die EEE ... im Einvernehmen mit dem M. d. J. darauf auf 
merkſam gemadt, daß ein ſolches Vorgehen als Tierquälerei 
aufzufaffen ift, und daß daher die Verfender, welche fich dasfelbe 
zu Schulden kommen laſſen, nach Maßgabe der Verordnung vom 
15. Februar 1855, RGB. Nr. 31, mit aller Strenge zur Ber- 
antwortung zu ziehen find. (HOME. 26. Februar 1875, 9. 4700; 
ESS. V,, ©. 431.) 


Die ſeit dem Erlaffe vom 21. Juli 1881, 8. 19.113 
(CB. 1881:87) gemachten Erfahrungen haben ergeben, baß die 
mit Ddemfelben getroffene Beltimmung, wonad in einem ge- 
wöhnlichen vierrädrigen Laſtwagen von 10.000 Kilogramm Trag- 
fähigfeit nicht mehr ald 9 Stüd Großhornvieh verladen werden 
dürfen, mit Hinblid auf bie diverfen Raſſen und die verfchiebene 
Dualität der Tiere in der Prari3 mannigfache Unzukömmlichkeiten 
zur Folge Hat, und daß felbft die von der Verwaltung ber 
Öfterr.-ungar. Staateifenbahn-Gef. namens der öfterreichifchen Eifen- 
bahnen... . ald Alternative angeregte Feltfebung einer für die ver- 
fchiedenen Länderraffen variablen Marimalzahl von den gleichen 
Nachteilen nicht frei fein würde. Ich finde mich daher, nach mit 
dem ?. k. Aderbauminifterium gepflogenem Einvernehmen, beftimmt, 
die oberwähnte Vorfchrift Hiermit aufzugeben. Den Bahnorganen 
wird e3 jedoch nach wie vor obliegen, in geeigneter Weife gegen 
eine Überfüllung der Wagen einzumirten, und haben hierfür 
die einfchlägigen Beftimmungen des bezogenen Erlafjes aud) ferner- 
hin in Geltung zu verbleiben. (HME. 1. Juni 1882, 3. 16.815; 
CB. 1882: 69.) . 


Da auf Grund der beftehenden reglementarifchen Beftimmungen 
die Bahnorgane zu einer Zurückweiſung überfüllter Viehwagen 
infolange nicht berechtigt find, al3 eine die Betriebsficherheit 
gefährdende Überlaftung der Wagen nicht ftättfindet, und dieſelben 
nur verpflichtet find, im Falle der Überfüllung von Viehwagen 
die Verſender auf die Beſtimmungen der Minifterialverordnung vom 
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15. Februar 1855, RGB. Nr. 31, aufmerkſam zu machen unb in 
Falle einer fruchiloſen Ermahnung "hiervon der fompetenten Behörlie 
fofort die Anzeige zu erftatten, jo wird die k. f. Gtatthalterei 
(Lemberg) aufgefordert, die an den für die VBerladung von Virh 
beftimmten Eifenbahnftaitonen aufgeltellten Beſchauorgane ftrengiter 3 
anzumeifen, derlei unter die Beltimmungen der erwähnten 
Minifterialverordnung fallenden Überladungen der Wagen mit 
Bieh feitens der Verſender unter Hinweiſung auf die in dr 
erwähnten Minifterialverordnung erlafjenen geſetzlichen een 
gegen Zierquälerei tunlichſt entgegenzutreten und im alle br 
Nichtbeachtung einer folhen Erinnerung unverweilt die Arzei J 
an die betreffende politifche Begirtöbehörbe Buy eritatten. (M. d 

24. Juni 1884, 3. 8909; CB. 1884: 91.) 

In letzterer Zeit ſind wiederhoit Fälle von Tierquälerei 
vorgekommen, welche von Seite der Parteien durch eine auch in 
ſanitärer Beziehung höchſt nachteilige gedrängte Verladung der 
zur Aufgabe gebrachten Transporte von lebenden Tieren zum 
Zwecke der größmöglichen Ausnützung beitehender Wagenladung3- 
tarife herbeigeführt wurden. — Im Hinblide auf den Umſtand, 

daß die in diefer Richtung mittel der Verordnung des 5. LE. 
M. d. J. vom 15. Februar 1885, RGB. Nr. 31, womit evıe 
gefegliche Vorſchrift wegen Tierquälerei erlaſſen wirb, dann durch 

Erläſſe des Hohen ka. k. HM. vom 26. Februar 1875, 

. 4700, CB. 1875:32, vom 21. Juli 1881, 8. 19. 118, 
CB. 1881: 87, und vom 1. Juni 1882, 3. 16.815, C8. 1882: 69, 
ergangenen Verfügungen offenbar nicht die genügende Publizität 
befigen, um AZumiderhandlungen gegen dieſelben wirkſam hintan- 
zuhalten, erſcheint es motwendig, daß ſämtliche Eijenbahnver- 
waltungen eine gemeinfame Kundmachung erlafjen, in der tie 
wichtigften, bermalen noch gültigen Punkte der erwähnten ke 
hördlicden Verfügungen zufammengefaßt werden.) — Die Hund 
madhung wäre, um aud ben Parteien das nicht unbefchränlte 
Ausmaß ihrer Berechtigung bezügli ber Berladung lebender 
Tiere tunlichft zur Kenntnis zu bringen, nit nur in möglidjft 
viele Provinz und Fachblätter einzufchalten, fondern es märe 
der Inhalt diefer Kundmachung auch ſukzeſſive in die Tarifteile I, 
beziehungsweiſe dort, wo in einem Tarife, ber birefte Wagen⸗ 
labung3fäge für Vieh enthält, eine Hinweiſung auf einen Zariftetl I 
nit ftattfindet, in den betreffenden Zarif felbft unter tie 
zugehörigen Beftimmungen aufzunehmen. — Die Verwaltung wird 
ferner aufgefordert, zu veranlaffen, daß bie dortigen Organe die 
. aus den obigen Borfchriften ſich ergebenden Berpflichtungen in 
firengfter Weife handhaben und insbeſondere alle Fälle, in welchen 
durch Sanitätd- oder Marktorgane in AMbgabd- oder Unterwegs⸗ 
ftationen derartige Äberfüllungen der Fahrbetriebsmittel mit lebenden 


*) Diefe Kundmachung wurde im März 1891 erlafien. 
Geſ. eSlg. XVDI. ‚Eifenbahngefege.: 41 | 
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Tieren Tonftatiert werben, ben kompetenten Gemeinbebehörben 
behufs Beitrafung der Parteien wegen Tierquälerei zur Unzeige 
bringen. — Ber Entwurf der betreffenden Kundmachung ift im 
Wege einer zu belegierenben Bahnverwaltung eheftend zur Ge⸗ 
nehmigung anher vorzulegen. (83. 30. Juli 1889, 8. 3693; 
BB. 1889: 98.) 


Urt der Abfertigung. 

8 45. Die Abfertigung der Tiere erfolgt — abgefehen 
von den Beltimmungen der 88 27 und 30, Abſatz 3 — 
nach der Vorichrift des Tarifes auf Grund von Beförderungs- 
iheinen, melde von der Eifenbahn auszufertigen und dem 
Abſender auszuhändigen find, oder auf Grund von Fracht⸗ 
briefen (8 51). 

Un und Abnahme. 

8 46. Die Eijenbahn hat befanntzumachen, mit welchen 
Zügen bie Beförderung von Tieren erfolgt. Die Annahme 
einzelner Stüde zur Beförderung hängt davon ab, ob gecig⸗ 
neter Raum vorhanden ift. 

Die Eifenbahn kann durch den Tarif feſtſetzen, daß die 
Unnahme von Iebenden Tieren mit Ausnahme von Hunden 
an Sonn- und Feittagen ausgeſchloſſen oder auf beftimmte 
Stunden beichränft wird. 

Die Tiere müſſen rechtzeitig, einzelne Stüde mindeſtens 
eine Stunde vor Abgang des Zuges, auf den Bahnhof 
gebradht werden. Bei der Ankunft an dem Beltimmungs- 
ort werden bie Tiere gegen NRüdgabe des Beförderungd- 
fcheineg oder nach Aushändigung des Frachtbriefes an den 
Empfänger gegen deſſen Befcheinigung ausgeliefert. Das Aus- 
laden und Wbtreiben muß fpäteften? zwei Stunden nad 
ber Bereitftellung und dem Ablaufe der zur etwaigen z0ll« 
ober fteueramtlichen Abfertigung erforderlichen Zeit erfolgen. 
Nach Ablauf diefer Friſt iſt die Eifenbahn berechtigt, bie 
Tiere auf Gefahr und Koften des Abſenders in Verpflegung 
zu geben oder, fall3 fie deren ferneren Aufenthalt im Wagen 
oder auf dem Bahnhofe geftattet, ein im Tarife feftzufebendes 
Standgeld zu erheben. 

Nach ben 88 42 und 43 be3 mit 1. Juli 1874 in Wirkſamkeit 
getretenen BR. ift die Beſtimmung darüber, zu melden Bügen 
und in welder Anzahl Pferde und andere Tiere zur Beförderung 
angenommen werden, dem Ermeljen der Eifenbahn anheimgegeben, 
während anbdrerfeit3 für die Anmeldung und Bereititellung ber 
Tiere in den Stationen gewiffe Termine feitgeftellt find, welche 
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bie Berjender einzuhalten haben. — Diefe Anorbrrung erheifcht, daß 
die betreffenden Büge für die Dauer jeder Fahrplanperiode feft- 
eſetzt und durch in ſowie durch Anſchlag in den 
peditionslokalen zur allgemeinen Kenntnis gebracht werden, 
wie es auch nicht minder notwendig erſcheint, für den Anſchluß⸗ 
verfehr mit den beteiligten Bahnverwaltungen derartige Ber» 
einbarungen zu treffen, daß bei der Biehbeförderung unnötige 
Aufenthalte auf den Übergangsftationen vermieden werden. — 
Die Berwaltungen werden demnach aufgefordert, die erwähnte 
Kundmahung anläßli der mit 15. Mai 1875 bevorftehenden 
Einführung der Sommerfahrordnung zu erlaffen, diefelbe bei 
Anderung de3 Fahrplanes, injoferne diefelbe auf den Viehtranspott 
Einfluß nimmt, jedesmal zu erneuern und die borgefchriebene 
Unzahl Eremplare dem Handelsminiftertum ſowie der GJ. vor- 
zulegen. (HM. 27. April 1875, 3. 12.927; EGS. V,, ©. 432.) 
Unterläßt e3 die Eifenbahn, die Fahrordnung der Viehzüge 
zu veröffentlichen, ober verabfäumt es Diefelbe, den Wbjender bei 
Auflieferung eines Viehtransportes von der Abgangszeit bes 
arandportee entfprechenb zu unterrichten, fo Haftet die Eiſenbahn 
für den Schaden, welden die Tiere infolge be3 allzu langen 
Stehens ber Wagen auf ber PBerfandftation erleiden. Ebenſo 
haftet die Eifenbahn für den Schaden, welcher durch Beiftellung 
bon zu Biehtransporten nicht geeigneten Wagen entjteht. (OGH. 
20. Zuni 1899, 8. 8284; Röll 1899: 48.) 


Lieferfrift für Tiere. 


8 47. Die Lieferfrift feßt fih aus Expeditions⸗ und 
Transportfrift zuſammen und darf nicht mehr betragen als: 


1. an Expeditionzfrift . . . . 1 Xag 
2. an Transportfriſt für ie auch nur ange⸗ 
fangene 300 Kilometer. . . . . 1%Xag 


Sie beginnt mit der auf Die Annahme ber Sendung 
nebſt Frachtbrief ($ 54, Abſatz 1) oder auf die Aushändi- 
gung des Beförderungsidjeines folgenden Mitternadt und 
ift gewahrt, wenn innerhalb berfelben das Vieh auf der Be- 
flimmungsftation zur Abnahme bereitgeftellt ift. 

Der Lauf der Lieferfriften ruht außer den Fällen des 
8 63, Abjab 6, auch für die Dauer des Aufenthaltes des 
Biehes auf den Tränkeftationen fomwie für die Dauer ber 
ärztlichen Viehbeſchauung. 

Die Auslieferung von Pferden und Hunden, welche mit 
Verfonenzügen befördert werden, Tann in ber im 8 33, 
Abſatz 2 und 6, beitimmten Friſt verlangt werden. 

41* 
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AUnmwendbarfeit der Beftimmungen für 
Güter. 


848. Im übrigen finden auf die Beförderung von Tieren 
die Beitimmungen des Wbfchnittes VIII jinngemäße An« 
wendung. 

Die Deklaration des Intereſſes an der Lieferung Hat 
bei den auf Beförberungzichein abgefertigten Tieren nur 
dann eine rechtlihe Wirkung, wenn fie von der Abfer- 
ae der Abgangzftation im Beförderungsſchein ver- 
merkt ift. 


VID. Beförderung von Gütern, 


Direfte Beförderung. 


8 49, Die Eifenbahn ift verpflichtet, Güter zur Beför- 
derung von und nad) allen für den Güterverkehr eingerichteten 
Stationen anzunehmen, ohne daß e3 für den Übergang von 
einer Bahn auf die andere einer Vermittlungsadreſſe bedarf. 


Bon der Beförderung ausgefhloffene oder 
nur bedingung3mweife zugelaffene Gegen» 
tände. 


8 50. A. Bon ber Beförderung find ausgeſchloſſen: 

1. Diejenigen Gegenftände, welche dem Poſtzwange unter=- 
worfen find; 

2. Diejenigen Gegenftände, welche wegen ihres Umfanges, 
ihres Gewichtes oder ihrer fonftigen Bejchaffenheit nach der 
Anlage und dem Betriebe aud) nur einer der Bahnen, welche 
an der Ausführung des Transporte teilzunehmen haben, 
fih zur Beförderung nicht eignen; 

3. diejenigen Gegenftände, deren Beförderung aus Grün- 
den der öffentlichen Ordnung verboten ift; 

4. alle der Gelbftentzündung oder Erplofion unter- 
worfenen Gegenftände, joweit nicht die Beitimmungen in 
Anlage B Anwendung finden, ingbejondere: 

a) Nitroglyzerin (Sprengöl) ala ſolches ſowie alle Nitro- 
glyzerin- Präparate, deren Eiſenbahntransport für Vfter- 
rei) und Ungarn nicht ausdrücklich durch eine fpezielle 
Berfügung geitattet ift; 

b) nicht abtropfbare Gemifche von Nitroglyzerin mit pulver«- 
förmigen, an ſich nicht exrplojiven Stoffen (Dynamit 
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‚nd „unnlihe Präparate) in loſer Maſſe, fofern nicht 
Ofterreih und Ungarn eine befondere Bewilligung 
gegeben wird; 
c) pilrinfaure Salze, jowie erplofive Gemiſche, die pikrin— 
faure und dhlorfaure Salze enthalten; 
d) Knallquedfilber, Knallfilber und SKnallgold ſowie Die 
damit hergeitellten Präparate; 
e) folhe Präparate, melde Phosphor in Subftanz bei- 
gemilcht enthalten; 
f) geladene Schußmwaffen. 
B. Bedingungsweife werden zur Beförderung zugelaffen: 
1. Die in Anlage B verzeichneten Gegenftände., 
Für deren Annahme und Beförderung find die bdajelbit 
getroffenen näheren Beſtimmungen maßgebend. 

Gold» und Silberbarren, Platina, Geld, geldiwerte 
Münzen und Papiere, Dokumente, Edelfteine, echte Perlen, 
Pretioſen und andere Koftbarkeiten, ferner Kunftgegenjtände, 
wie Gemälde, Gegenjtände aus Erzguß, Antiquitäten. 

Unter welchen Bedingungen dieje Gegenjtände zur Be— 
förderung angenommen werden, beftimmen die Tarife. Wegen 
a aung der Höhe des Schadenerſatzes fiehe 8 81, 

ab 2. 


Als geldwerte Papiere find nicht anzufehen: 

Geftempelte Poftlarten, Boftanweifungs- Formulare, Brief- 
umfchläge und GStreifbänder, Poſtfreimarken, Stempelbogen 
und Stempelmarken ſowie ähnliche amtliche Wertzeichen. 

3. Diejenigen Gegenjtände, deren Berladung oder Be— 
förderung nad) der Anlage und dem Betriebe einer der 
en Bahnen außergewöhnliche Schwierigkeiten ver- 
urjacht. 
Die Beförderung folder Gegenftände kann von jedesmal 
zu bereinbarenben bejonderen Bedingungen abhängig gemacht 
werden. 

4. Eifenbahnfahrzeuge, fofern fie auf eigenen Rädern 
laufen. Sie müſſen ſich in lauffähigem Zuftande befinden. 
Zolomotiven, Tender und Dampfwagen müſſen von einem 
jachverftändigen Beauftragten des Abſenders begleitet fein. 

C. e bedingungsweiſe zur Beförderung zugelafjenen 
Gegenftände dürfen nicht bahnlagernd geitellt werden. 

Poftzwangpflichtig find in Ofterreih: 1. Briefe, zu denen 

überhaupt alle Warten, an abweſende Perſonen gerichteten 
Mitteilungen ober Nadyichten gezählt werben; 2. periodiſche 
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Schriften, und zwar: Sournale, Zeitungen in Blättern oder Heften 
ohne Unterfchied des Inhaltes, wenn feit deren Herausgabe noch 
nit 6 Monate verfloffen find. — Ausgenommen vom Poftzwange 
ift der Transport von Leitungen in ganzen Ballen oder Kiften, 
wenn die bezüglihen Frachtſtücke nur an einen einzelnen 
Empfänger gerihtet und darin Feine Beifchlüffe gleichen oder 
fonft dem Transporte durch die Poftanftalt vorbehaltenen Inhaltes 
mit der darauf ausgedrüdten Beitimmung für andere Adreifaten 
ET find. (HME. 16. November 1872, Nr. 20.576; EGS. V,, 


Ausſchließung von Druckſchriften, benen ber Poſtdebit 
entzogen if, von ber Eifenbahnbeförberung. 


81. Druchkſchriften, denen der Poftdebit für die im Reichsrate 
veriretenen Königreiche und Länder entzogen tft, find auf Grund 
der Beitimmungen im $ 50 de3 Eifenbahnbetriebsreglements vom 
10. Dezember 1892, RGB. Nr. 207, von ber Beförderung mit 
den Eiſenbahnen ausgeichloffen. 

Die gleiche Beſtimmung findet auf die Beförderung mitteld 
der Dampfichiffahrt Anwendung. 

82. Wird erft nach erfolgter Übernahme einer Sendung zum 
Transporte feitgeftellt, daß diefelbe Drudichriften der im 81 
bezeichneten Art enthält, fo hat die Zrandportunternehmung bie 
Sendung oder den zu beanjtandenden Teil derfelben zurückzuhalten 
und hiervon der politifchen Behörde oder am Sibe einer landes- 
fürſtlichen Polizeibehörde dieſer letzteren die Anzeige zu erftatten. 

Die genannten Behörden haben nach Aufnahme be3 Tat 
beftandes ben Berfügungäberechtigten zu verftändigen, daß Die 
betreffende Sendung über feinen Wunſch auf feine Koften nad 
dem Auslande rüdgejendet oder, fall ein ſolches Begehren 
innerhalb vier Wochen nicht geftellt werben follte, vernichtet 
werden wird. 

83. Die für die Behandlung derartiger Sendungen im 
Poſtverkehre beftehenden Borfchriften bleiben unberührt. 

8 4. Die vorftehenden Beltimmungen treten mit dem Tage 
ihrer Kundmachung in Wirkfantleit. 

Die königlich ungarische Regierung, mit welcher diesfalls das 
Einvernehmen gepflogen wurde, trifft gleichzeitig übereinftlimmende 
Anordnungen für die Länder der ungarifhen Krone. 

(Verordnung der Minifterien des Innern, des Handels und 
ber Eifenbahnen vom 31. Dezember 1898, NGB. Nr. 241, 
BB. 1899: 8.) 


Snhalt des Frachtbriefes. 


8 51. Jede Sendung muß — fofern nicht feitens der 
Aufſichtsbehörde für gewiſſe Transporte Ausnahmen zuge» 
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laffen werden — von einem Frachtbriefe begleitet fein, welcher 
folgende Angaben enthält: 

a) Ort und Tag ber Ausftellung. 

b) Die Bezeichnung ber Berfandtftation. 

c) Die Bezeichnung der Beitimmungsftation und der Be- 
ftimmungsbahn, den Namen und den Wohnort des 
Empfängers, jowie die etwaige Angabe, daß da3 Gut 
bahnlagernd geftellt if. Bei Berjendung von Gütern 
nah Orten, welde an einer Eifenbahn nicht gelegen, 
oder nah Eifenbahnitationen, welche für den Güter» 
verkehr nicht eingerichtet find, ift vom Abſender bie 
Eifenbahnftation zu bezeichnen, bis zu welcher das 
Gut befördert werden joll; der Empfänger hat den 
Weitertransport zu bejorgen, fofern nicht für dieſen 
bon der Eifenbahn Einrichtungen getroffen find (8 68, 
Abſatz 3). 

d) Die Bezeichnung der Sendung nad) ihrem Inhalt, die 
Angabe ded Gewichtes oder jtatt dejfen eine den be» 
fonderen Borjchriften ber Verſandbahn entjprechende 
Ungabe; ferner bei Stüdgut die Anzahl, Art der Ber» 
padung, Beiden und Nummer der Frachtſtücke. Die 
Eifenbahn ift jedoch berechtigt, die letzteren Angaben 
auh bei Gütern in Wagenladungen zu verlangen, 
fofern die dieſe bildenden Frachtſtücke derartige Be— 
zeichnungen zulaſſen ($ 58, Abſatz 4). Die in An- 
lage B B aufgeführten Gegenftänbe find unter ber bafelbit 
gebrauchten Bezeihnung in den Frachtbrief aufzunehmen. 

e) Das PBerlangen des Abjenderd, Ausnahmetarife unter 
den im 8 63, Abfat 10, und im 8 81 für zuläfjig 
erflärten Bedingungen zur Anmwendung zu bringen. 

f) Die Angabe F etwa deklarierten Intereſſes an der 
Lieferung (88 84 ff.). 

g) Die Angabe, ob das Gut in Eilfracht oder in gewöhn⸗ 
licher Fracht zu befördern ift (8 56). 

h) Das genaue Verzeichnis der für die zoll- oder fteuer- 
amtliche Behandlung oder die polizeiliche Prüfung nö⸗ 
tigen Begleitpapiere ($ 59). 

i) Den Frankaturvermerk im Falle der Borausbezahlung 
ber Fracht oder der Hinterlegung eines Frankaturvor⸗ 
ſchuſſes (8 61); 
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k) Die auf dem Gute haftenden Nachnahmen, und zwar 
fowoHl die erjt nad) Eingang auszuzahlenden, ald auch 
die von der Eifenbahn geleijteten Barvorſchüſſe ($ 62). 

l) Die etwaige Angabe des einzuhaltenden Transport» 
weges, eventuell unter Bezeichnung der Station, wo Die 
Bollabfertigung ftattfinden foll. 

In Ermanglung diefer Angabe hat die Eifenbahn 
denjenigen Weg zu wählen, welcher ihr für den Abjender 
am ziwedmäßigiten fcheint. Für die Yolgen diefer Wahl 
haftet die Eiſenbahn nur, wenn ihr hierbei ein grobes 
Verſchulden zur Laft fällt. 

Wenn der Abjender den Transportweg angegeben 
hat, iſt die Eifenbahn nur unter den nadjitehenden 
Bedingungen berechtigt, für die Beförderung der Sendung 
einen anderen Weg zu benüßen: 

1. daß die Bollabfertigung immer in der vom Abe 
fender bezeichneten Station ftattfindet; 

2. daß keine höhere Fracht gefordert wird als die- 
jenige, welche hätte bezahlt werden müſſen, wenn die 
Pr den im Frachtbrief bezeichneten Weg benüßt 
ätte; 

3. daß die Lieferfrift der Ware nicht länger ift, ala 
fie gewefen wäre, wenn die Sendung auf dem im Fradıt- 
briefe bezeichneten Wege ausgeführt morden wäre. 

Hat die Berfandftation einen anderen Transportweg 
gewählt, fo hat fie davon dem Abfender Nachricht zu geben. 

m) Die Unterjchrift des Abjender3 mit feinem Namen oder 
feiner Firma ſowie Angabe feiner Wohnung. Die 
Unterſchrift kann durch eine gedrudte oder geflempelte 
Zeichnung erfegt werden. 

n) Den etwaigen Antrag auf Ausftellung eines Fradıt- 
briefduplifates oder eine Aufnahmeſcheines ($ 54). 


Die Aufnahme meiterer Erklärungen in den Fradıt- 
brief, die Ausftellung anderer Urkunden anſtatt des Fracht⸗ 
briefeg, jowie die Beifügung anderer Scriftitüde zum 
Frachtbriefe ift unzuläſſig, jofern dieſelben nicht durch das 
Betriebsreglement für ftatthaft erklärt find.*) 


2) Bu den geftatteten Srachtbriefbeilagen gehören ins⸗ 
befondere: 1. die auf dem vorgefchriebenen Formulare (8 58 und 
Unlage E) ausgeſtellte Erklärung über das Yehlen oder bie Mängel 
ber Berpadung; — 2. die Begleitpapiere, betreffend die zoll» und 
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Die Unvollftänbigkeit oder Ungenauigkeit ber Adreſſe im 
Frachtbriefe ſchließt die Haftpflicht ber Eifenbahn für da3 Ausfolgen 
des Frachtgutes an eine unberechtigte Perfon nicht aus, wofern 
dieſes nicht als eine notwendige und unmittelbare Folge der 
Deangelhaftigteit ber Hbeeiie erfcheint. (DOCH. 19. September 

8. 5406; Röll I:14.) 

Be unrichtige Bezeichnung des Wohnortes des Adrefjaten im 
Frachtbriefe entſchuldigt nicht die Ausfolgung bed Frachtgutes an 
eine andere al3 bie im Srahebriet bezeichnete Berfon. (OGH. 
5. Yuli 1871, 8. 4359; Röll I:7 

Die vom Spediteur im — erfolgte Bezeichnung des 
Abſenders iſt gegenüber der Bahn irrelevant. (OGH. 19. November 
1873, 8. 3329; Röll I: ae 

Zur Gültigleit des Frachtvertrages bezüglich eined von einer 
protofollierten Firma der Eifenbahn zum Transporte übergebenen 
Frachtgutes genügt die Fertigung des Trachtbriefes durch einen 
zur Yirmierung nicht berechtigten Bedienfteten der Aufgabsfirma. 
(OGS. 26. Auguft 1875, 3. 1997; Röll 1:1661.) 

Die der Adreſſe des Yrachtbriefes beigefügte Angabe eines 
beitimmten Bahnhofes am Wblieferungsorte des Frachtgutes gilt 
nit als Vorjchreibung des Transportes über jene Bahn, welcher 
der im Frachtbriefe bezeichnete Babnei angehört. (DOCH. 
10. Dezember 1875, 3. 9531; Röll I: 168.) 

Die Klaufel „Werzoltung an ber Grenze” auf Bahnfrachtbriefen 
verpflichtet nicht die Bahn zur PBerzollung der Güter in der 
Grenzitation felbft, fondern nur dazu, daß das Gut Überhaupt durch 
die Bahn der zollamtlicden Behandlung zugeführt werde. (OGH. 
22. März; 1887, 3. 2505; Röll 1887: 11.) 

Sn Teßter Zeit find Zweifel darüber aufgetaucht, ob die 
Barteien im Hinblide auf das ihnen laut Anlage C und D 
zum Betriebsreglement (Frachtbriefformulare) eingeräumte Recht 
der PVorfchreibung der anzumendenden Tarife auch als berechtigt 
zu betrachten feien, die Anwendung ermäßigter Frachtſätze, welche 
in den Anhängen zu den Tarifen, beziehungsweiſe im Verorbrnungs- 
blatt für Eiſenbahnen und Schiffahrt publiziert find, im Wege der 
Umlartierung im Grachtbriefe vorzufchreiben, und zwar namentlich 
auch dann, wenn die ermäßigten Frachtſätze ſich nicht auf bie 
anze burch ben bezüglihen Transport in Anſpruch genommene 
Strede, fondern auf Teile derjelben beziehen. 

Für die Entfcheidung diefer Frage ift 8 7 des Betriebs 
reglement? maßgebend, welchem zufolge die zu Necht beitehenden, 
ehörig veröffentlichten Tarife bei ber Erfüllung der gleichen 
 Bebingungen für jedermann in derjelben Weiſe anzumenden find. 


Aeueramtliche c ober polizeilihe Behandlung ($ 59); — 3. bie 
Verrechnungsdotumente der Bahnen, insbefondere die im 8 60 ge- 
forderten Beweisſtücke für Barauslagen. 
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Nachdem es nun keinem Zweiſel unterliegen Tann, daß in 
den Anhang. oder in das Berorbnungsblatt für Eifenbahnen unb 
Shiffahrt aufgenommene ermäßigte Frachtſätze als zu Recht 
beftehende und gehörig veröffentlichte Tarife angufeben find, fo 
ergibt fich Hieraus von jelbft, daß den Parteien die Berechtigung 
aufteht, die Anwendung derartiger ermäßigter Frachtſätze im 
Wege der Umkartierung vorzufchreiben und daß die Eifenbahn- 
verwaltungen unter diefer Vorausfegung deren Anwendung auch 
dann nicht verweigern dürfen, wenn die betreffenden Fracht» 
ermäßigungen fi nur auf Teilitreden bes bei ber Senbung 
in Betracht kommenden gefamten Transportweges beziehen. 

Selbftverftändlihd müſſen jedoch aud) in dieſen Fällen Die 
eventuellen befonderen Bedingungen, an «melde die betreffende 
Frachtermäßigung geknüpft ift, erfüllt werben. 

Hinſichtlich der Yuläffigkeit folder Bedingungen wird auf die 
Verordnung des Handelsminiſteriums vom 20. November 1895, 
RGB. Nr. 167, betreffend die Gewährung von Tarifnachläſſen im 
Eifenbabngüterverfehre und das bei Veröffentlichung berfelben 
u beobacdhtende Verſahren, ferner auf Die enförägigen Be 
N mmungen des Handels⸗ und Bollvertraged vom 6. Dezember 
1891, RGB. Nr. 15 ex 1892, zwifchen Oſterreich⸗Ungarn und 
dem Deutfchen Reiche, Art. 15, nebit Schlußprotofoll zu dieſem 
Urtifel, fowie auf jene ber im Einvernehmen mit bem Handels⸗ 
minifterium erlafjenen Verordnung bes Eijenbahnminifteriumd vom 
22. September 1899, RGB. Nr. 178, veriviefen, womit anläßlich ber 
faiferlichen Verordnung vom 21. September 1899, betreffend das 
wirtfchaftliche Verhältnis zu den Ländern der ungarischen Krone uſw., 
weitere Beltimmungen über das Eifenbahnmwefen erlaflen wurden. 
(EM. 20. Jänner 1902, 3. 58.325 ex 1901, 88. 1902:10.) 


Form des Frachtbriefes. 


852. Zur Ausſtellung des Frachtbriefes ſind Formulare 
nad) Maßgabe der Anlage C und D zu verwenden, welche 
auf allen Stationen zu den im Tarife feitzufeßenden Preiſen 
fäuflic zu haben find. Diefelben müſſen für gewöhnliche 
Tracht auf weißes Papier, für Eilfracht gleichfall3 auf weißes 
Papier, jedoch mit einem auf der Border- und Rüchſeite 
oben und unten am Rande anzubringenden Tarminroten 
Streifen, gedrudt fein. Für die Frachtbriefe ift Schreib«- 
papier zu verwenden, welches die von der Aufſichtsbehörde 
feftzufegende Befchaffenheit befigt. 

Es können jedoch durch die AufjichtSbehörbe für regel- 
mäßig wiederfehrende Transporte zwifchen bejtimmten Orten, 
fowie für Sendungen, welche zur Meiterbeförderung über 
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See beftimmt find, Abweichungen von den Borfchriften des 
erften Abſatzes zugelaffen merden. 


Die Frachtbriefe müfjen zur Beurkundung ihrer Über- 
einftimmung mit ben desfallfigen Borfchriften den Kontroll» 
tempel einer inländifchen Eifenbahn tragen. Die Stempelung 
erfolgt bei den nicht für Rechnung der Eiſenbahn gedrudten 
Frachtbriefen gegen eine im Tarife feſtzuſetzende Gebühr und 
kann verweigert werden, fofern nicht gleichzeitig mindeſtens 
100 Frachtbriefe vorgelegt werden. 


Sofern der auf dem Frachtbriefformulare für die Ber 
Ihreibung der Güter vorgejehene Raum ſich al3 unzureichend 
erweift, hat dieſelbe auf der Nüdfeite der für die Adreſſe 
beftimmten Hälfte des Formulars nach Maßgabe der Spalten 
des Trachtbriefes zu erfolgen. Reicht auch diefer Raum 
nicht aus, fo find dem Frachtbriefe bejondere, die Bejchreibung 
enthaltende und vom Abſender zu unterzeichnende Blätter 
im Formate des Frachtbriefes feſt anzuheften, auf welche 
in diefem bejonder3 hinzuweiſen if. In den erwähnten 
Fällen ift in den vorgedrudten Spalten des Frachtbriefes 
dad Gefamtgewicht der Sendung unter Angabe der für Die 
Zarifierung maßgebenden Bezeichnung der Transportgegen- 
ftände, nötigenfall3 unter Scheidung derfelben nad) den Tarife 
Hafjen, anzugeben. Den beigegebenen Blättern iſt der Ub- 
- fertigungsftempel der Berjandftation aufzudrüden. 


Es ift geitattet, auf der Nüdjeite der für die Wdreffe 
beftimmten Hälfte des Trachtbriefes bie Firma des Aug 
fteller8 aufgudruden. Ebendajelbft ift es — jedoch ohne jede 
Verbindlichkeit und Werantwortlichkeit für die Eifenbahn — 
geftattet, die folgenden nachrichtlichen Vermerke anzubringen: 
„von Sendung des N. N.“, „im Auftrage des N. N”, 
„zur Verfügung des N. N.“, „zur Weiterbeförderung an 
N N.“, „verfihert bei N. NR.” Dieſe Vermerke können ſich 
nur auf die ganze Sendung beziehen. An gleicher Stelle 
find die den Bellimmungen der internationalen Reblaus- 
lonvention entfprechende Erklärung und amtliche Bejcheinigung 
aufzunehmen. 

Die ſtark umrahmten Teile des Formular find durch 
vic Eifenbahn, die übrigen durch den Abfender auszufüllen. 
Bei Aufgabe von Gütern, welche der Abſender zu verladen 
bat, jind von dieſem auch die Nummer und die Eigentums⸗ 
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merkmale de3 Wagen? an ber vorgejchriebenen Stelle ein«- 
zutragen. J 


Mehrere Gegenſtände dürfen nur dann in einen und 
denſelben Frachtbrief aufgenommen werden, wenn das Zur 
ſammenladen derſelben nach ihrer Beſchaffenheit ohne Nachteil 
erfolgen kann und Zoll⸗, Steuer⸗ oder Polizeivorſchriften 
nicht entgegenſtehen. Den laut 8 50B bedingungsweiſe zur 
Beförderung zugelaſſenen Gegenſtänden ſind beſondere, andere 
Gegenſtände nicht umfaſſende Frachtbriefe beizugeben. Werden 
bedingungsweiſe zur Beförderung zugelaſſene Gegenſtände, für 
welche die Vereinigung mit anderen Gegenſtänden in ein 
Frachtgut nach Anlage B, Nr. XXXV, geſtattet iſt, mit 
anderen Gütern zuſammen zur Beförderung in Wagenladungen 
aufgegeben, jo bedarf es der Beigabe eines beſonderen Fracht⸗ 
briefed für diefe Gegenftände nicht. Für derartige Wagen- 
ladungen genügt ein Frachtbrief, in welchem jedoch die nur 
bedingungsweije zugelaffenen Güter als folche durch Hinzu- 
fügung des Wortes ‚‚(bedingungsweife)‘ ausdrücklich bezeichnet 
werden müſſen. Den nad) den Vorſchriften dieſes Reglements 
oder des Tarife oder nach bejonderer Vereinbarung vom 
Abfender aufzuladenden oder vom Empfänger abzuladenden 
Gütern find befondere, andere Gegenftände nicht umfaljende 
Frachtbriefe beizugeben. 

Die Berjandftation kann verlangen, daß für jeden Wagen 
ein bejonderer Frachtbrief beigegeben wird. 


Verwendung von Eifenbahnfrachtbriefen mit aufge- 
drudtem Stempelzeichen. 


(Verordnung der Minifterien des Handels und ber Yinanzen im 
Einvernehmen mit dem ZJuftizminifterium vom 11. Dezember 1892, 
RGB. Nr. 213, VB. 1892 :145*). 


Auf Grund der 88 1 und 2 des Geſetzes vom 27. Oftober 1892, 
RGB. Nr. 187, betreffend die Durchführung des Jü. vom 
14. Oktober 1890, und einige Beitimmungen über den Eifenbahn- 
fradhtverfehr, und in Ausführung des 152 des BR. vom 10. Dezem- 
ber 1892, RGB. Nr. 207, werden nacjftehende Anordnungen 
getroffen. 


*) Unter Berüdfichtigung der aus der Kundmachung bes FM. 
im Einvernehmen mit dem EM. vom 29. April 1898, RGB. 
Nr. 72, WB. 1898 :51, und der Kundmachung de3 EM. und des 
FM. vom 20. Jänner 1902, RGB. Nr. 22, BB. 1902 :15, ſich 
ergebenden Abänderungen ihres Wortlautes. 


vom 10. Dezember 1892, 6 52. 653 


1. Allgemeine Beflimmungen. 

81. In den im Meichörate vertretenen Königreichen und 
Ländern bürfen bei der Aufgabe von Sendungen nad Öfterreichifchen 
und ungarifhen Stationen unter allen Umfländen und bei 
der Aufgabe von Sendungen nach außerhalb Oſterreich⸗Ungarns 
elegenen Stationen in allen Fällen, in welchen da3 mit dem 
Sn. porgefchriebene Yormular zu benüten ift, zur Wusftellung 
von Frachtbriefen nur die im 8 2 bezeichneten Formulare ver⸗ 
wendet werben, welche unbeſchadet der durch die Stempel- und 
Gebührengeſetze feſtgeſetzten Befreiungen mit dem aufgedruckten 
Stempelzeichen verſehen ſind 

82. Die Frachtbriefe find zu druden: 

a) für die Uufgabe von Sendungen nach öfterreichifchen und 
ungarifchen Stationen (interner Fradtbrief) nah Maß- 
gabe des Formulars der Anlagen C und D des BR. vom 
10. Dezember 1892, RGB. Nr. 207, für gewöhnliche Fracht 
auf weißem Papier, für Eilfradht auf weißem Papier, jeboch 
mit einem auf der Vorder⸗ und Nüdfeite oben und unten am 
Rande anzubringenden Tarminroten Streifen; 

b) für die Aufgabe von Sendungen, welche dem Ill, RGB. 
Nr. 186 ex 1892) unterworfen find (internationaler 
Srachtbrief), nah Maßgabe des Yormulard der Anlage 2 
zum Bufaßlbereinlommen vom 16. Juni 1898, RGB. Nr. 142 
ex 1901, zu dem 0. über den Eifenbahnfrachtverkehr dom 
14. Dftober 1890 (RGB. Nr. 186 ex 1892), für ge 
wöhnliche Fracht auf weißem Papier, für Eilfracht auf 
foldem mit einem auf der Vorder⸗ und Rückſeite, oben und 
unten am ande anzubringenden roten Streifen. 
Vorbehaltlih der vom HM. im Sinne des $ 53, Abfab 2, 

des BR. zuzugeftehenden Ausnahmen*) ift für ben internen Fracht» 
brief Papier von 39 cm Breite und 33 cm Höhe, für den famt 
Duplifat in einem Stücke herzuftellenden internationalen Fradıt- 
brief Papier von 68 cm Breite und 31 cm Höhe zu verwenden. 

88 Tür da3 zu den Eifenbahnfrachtbriefen (und zwar 
fowohl zu den internen al3 auch zu den internationalen Fradt- 
Briefen) zu verwendende Papier wird in Ausführung des 8 52, 
Abſatz 1, des BR. vom 10. Dezember 1892, RGB. Nr. 207, 
nachſtehende Beſchaffenheit feſtgeſetzt: 

Gewicht: 70 g pro Quadratmeter, das iſt Skg pro 
1000 Bogen im Sormate 33/39 cm und 1475 kg pro 1000 Bogen 
im Sormate 31/68 

Mittlere Reiflänge: 5000 m. 

Mittlere Bruchdehnung 2%. 

Ber] re 


*) Siehe hiezu die Verordnung der Minifterien ber Eifenbahnen 
und ber Finanzen im Einvernehmen mit bem Yuftizminiftertum vom 
16. Zuli 1902, RGB. Nr. 149, BB. 89 (S. 662 biefes Bandes). 
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Aſchengehalt: Nicht mehr als 35% 
a von Holzſchliff: Richt Aber 50 0% 
Beihen dafür, daß das ar Eifenbaßnfraditöriefe ber- 


aus den vier Anfa Duchhoben „N. F. B. P.“ ber Bezeichnung 
„Rormal-Fradt-Bri “ (vier Berfalien Igroße uöjtaben]) 
nebft beigeſetztem Punlte bei jedem Buchſtaben ala Wbbreviatur- 
zeichen in —— wich von 39 mm Höhe) — aus einem 


Srachtbriefe, ehe bie diefes Waſſerzeichen nicht tragen, find von 
der Anbringung des Kontroliftempels (88 9 und 16) außgefchtoffen, 
eventuell von der aufnehmenden Bahn zurüdzumeifen. 

84 Es if geftattet, auf ben internen Frachtbriefen 
den Namen oder die Yirma und bie Adreſſe des Abſenders, 
die Adreſſe des Empfängers, ben Inhalt und die Kollizeichen ber 
Sendung, endlih die gejeglih oder reglementarifh zuläffigen 
Erffärungen an den Hierfür im Frachtbriefformulare, beziehungs- 
weife Dur 8 52, Abſatß 5, des BER. vorgejehenen Stellen, jedoch 
ohne Beeinträchtigung des für die bahnfeitige Behandlung be» 
fimmten Raumes, mittel3 Drud (Lithographie, Stampiglierung 
oder in anberer Weile) anzubringen. 

Den internationalen Frachtbriefen darf zunähft nur 
ber Name oder die Firma und bie Adreſſe bes Abſenders an ber 
für degen Unterſchrift vorgeſehenen Stelle beigedruckt werden. 
ei 8 5. Der Aufdrud des Stempelzeichens zu 10 A oder gu ih 

olgt: 


a) auf den von ber E. E. Hof- und Staat3bruderei bergeftellten 
Frachtbriefen durch biefelbe; 
b) auf den von Privatbrudereien hergeſtellten Frachtbriefen durch 
bie mit befonderer Berorbnung zu bezeichnenden Stempelämter. 
8 6. Das Auſkleben von Stempelmarlen auf die Eifenbahn- 
frachtbriefe ift in den im $ 1 bezeichneten Fällen überhaupt, 
daher auch zum Zwecke der Ergänzung der aufgebrudten Stempel- 
gebühr von 2 A auf ben Betrag von 10 A nicht geftattet.*) 


*) Verordnung ber arnifterien des Handels und der Finanzen 
vom 22. Juni 1895, RGB. 93, 88. 1895 

In teilmeifer Hoimderung "bes 86 ber Berorbmung bom 
11. Dezember 1892, RGB. Nr. 213, wird geftattet, daß in ben Fällen, 
in welchen gemäß $ 68, Abfah 3, des Eifenbahnbetriebsreglements 
vom 10. Dezember 1892, RGB. Nr. 207, die Eifenbahn durch 
von ihr beftellte Rollfuhrunternehmer das But nad feit- 
wärt3 gelegenen Ortfhaften abfahren läßt und iniotge- 
beffen bie Geſammtlänge ber Strede, auf welder 
Eifenbahn das Gut teils Der Bahn, teils per Roll upr 
bejörbert, 5 Meilen oder 38 Kilometer überfchreitet, 


vom 10. Dezember 1892, $ 52, 655 


8 7. Frachtbriefe, welche bie Gebührenfreiheit genießen, Tönnen 
bon den Zivil und Militärbehörben uſw. auch bei ben Stempel» 
verſchleißmagazinen des betreffenden Landes oder bei der E. f. Hof- 
und Staat3druderei gegen Beitellfchein bezogen werben. 


bon dem Abfender aber irrtümlich ftatt eines Eijenbahnfrachtbriefes 
mit dem aufgedrudten Stempel von 10 Ah ein folder mit dem 
aufgedrudten Stempel von 2 h auögefteilt guurbe (Tarifpoft 101, L, 
A. b. des Gefehes vom 13. Dezember 1862, RGB. Nr. 89, und 
8 14 des Gefebes vom 29. Februar 1864, RGB. Nr. 20), bie 
Ergänzung der Gebühr auf ben Betrag von 10 A durch Auffleben 
bon Stempelmarken erfolge, welche mit ber Stampiglie ber Be 
fimmungsftation in ſchwarzer Farbe zu überjtempeln find 

Verordnung der Minifterien der Eifenbahnen und ber Finanzen 
im Einvernehmen mit dem Juftiaminiſterium vom 26. Mai 1903, 
RGB. Nr. 127, VBB. 1003:7 

Sn teilweiſer Abänderung ber Verordnung vom 11. Dezember 
1892, RGB. Ar. 213, betreffend die Verwendung von Eifenbahnfracdht- 
briefen mit aufgebrudtem Stempelzeichen, wird nachſtehendes an⸗ 
angeorbnet: 


Wenn Sendungen, für welde zur Entridhtung der gemäß 8 14 
bes Gejebes vom 29. Februar 1864, RGB. Nr. 20, entfallenden 
Stempelgebühr Eifenbahnfrachtbriefe mit aufgedrudtem Stempelgeichen 
bon 2 Helfern verwendet werben, zufolge einer nachträglichen Ber- 
fügung des Abfender3 im Sinne der mit Wirkſamkeit vom 10. Oktober 
1901 abgeänderten Beflimmungen des 8 64, Abſatz 1 des BR, 
besiefungsmeife De Art. 15, Mofas 1 des Sü, (Verordnung vom 

September „RGB. Nr 143, beziehungsweiſe Zuſatzüberein⸗ 
—* zu * — Rös Nr. 142 ex 1901) mit ur⸗ 
—— Frachdriefe rück⸗ oder weiterbefördert werden, und 
die Geſamtlänge der johin mit demfelben Frachtbriefe zu durch⸗ 
laufenden Strede 38 km fberfchreitet, N “ vie Ergänzung ber 
Stempelgebühr auf den gemäß T. Nr. A, b), des Geſetzes 
bom 13. Dezember 1862, RGB. Rn 89, " entfallenben Betrag 
von. „0 Heller durch Verwendung von Stempelmarfen, wie folgt, zu 

en: 


1. Durch Aufkleben ber Ergänzungsftempelmarlen auf dem 
Frachtbriefe feitend der die nachträgliche Anweiſung ausführenden 
Station, wenn dieſelbe einer Eiſenbahn der im Reichsrate ver⸗ 
tretenen Königreiche und Zänber angehört; 

2. duch Aufkleben der Ergänzungsftempelmarten auf dem 
Frachtbriefe feitend der neuen Beſtimmungsſtation, wenn nur dieſe 

nit auch die die nachträgliche Anweitung ausführende Station 
einer ber bezeichneten Eifenbahnen angehört; 

3. durch Auffleben der Ergänzungsftempelmarken auf ber Nieber- 
fchrift der betreffenden Yrachtlarte unter Beiſetzung des Vermerkes: 


656 Betriebsreglement 


Bet der Aufgabe der Sendung ift in dem Frachtbriefe aus⸗ 
drücklich ber gefebliche Befreiungsgrund anzugeben. 
Il. Befondere Aeflimmungen. 
A. Nüdfichtlich der von der LE. Hof- und Staat3druderei 
hbergeftellten Frachtbriefe. 

8 8. Die Stempelzeichen zu 10 A und 2 h find in Schwarz 
drud ausgeführt und links von der Auffchrift „Frachtbrief“, 
beziehungsmeife „Eilfrachtbrief” angebradit. 

(Die übrigen Beſtimmungen des Paragraphen werben Bier 
nicht abgebrudt, da diefelben durch die Verordnung des Finanze 
miniftertum3 vom 1. Dezember 1899, RGB. Nr. 239, BB. 141, 
aufhehoben erfcheinen. Siehe Diefe Verordnung Seite 660 dieſes 
Bandes.) 

8 9. Den Frachtbriefen iſt auf der linken Seite oberhalb ber 
Bezeichnung des Wagen? als Firmaftempel für die Eifenbahn- 
verwaltungen ber E. f. Adler mit der Umſchrift: „Für bie 
Öfterreichifchen Eifenbahnverwaltungen. Bon ber k.k. Hof und 
Staatödruderei” aufgebrudt. 

8 10. Der reis ber Frachtbriefe für gewöhnliche oder 
Eilfracht (ohne Unterfchied, ob dieſelben nur im beutfcher oder 

auch noch in einer zweiten Sprache gebrudt find) beträgt aus 

—* der Stempelgebühr: 
1. Für die internen Frachtbriefe. 

1. 1% pro Stück; bei Bezug don wenigſtens 20.000 Stück 
wird ein Preisnachlaß von 80 % für je 1000 Stück gewährt. 

2. Für die internationalen Frachtbriefe (Frachtbrief nebft 

Duplikat): 
a) im Einzelnverkaufe 2 h pro Stück; 
b) bei Bezug von menigitena 1000 Stüd 18 K. 

Diefe Preife gelten auch für den Bezug von Frachtbriefen durch 
die Bahnvermwaltungen. 

8 11. Der Aufdrud des Namens oder der Firma und Abreffe 
des Abfender3 an der für beifen Unterjchrift beftimmten Stelle 
fowie bei den internen Frachtbriefen ber Aufdrud anderer 
zuläffiger Zuſätze, als: SKollizeichen, Adreſſe des Empfängers, 
des Namens oder ber Firma und Adreffe bes Abſenders auf der 
Nüdfeite des Frachtbriefe3 ufm., wird nad) dem Hierfür aufe 
geitellten XZarife*) befonders berechnet. 


„Ergänzungsftempel zu Frachtbrief vom ... Prs. Nr. ...“ feitens 
der die nachträgliche Anweiſung enlgegennehmenden urſprünglichen 
Verſandſtation, wenn weder die unter 1. noch die unter 2. genannte 
Station einer der bezeichneten Eiſenbahnen angehört. — Die Er- 
gänzungsftempelmarken find mit dem Stationäftempel in ſchwarzer 
Farbe zu überftempeln. 

*) Diefer Tarif (hier nicht abgedrudt) wurde nachträglich 
durch die Verordnung der Minifterien des Hanbel3 und der Finanzen 


vom 10, Dezember 1892, € 52, 657 


8 12. Die Beſteller von minbeitens 1000 Stüd Frachtbriefen, 
welche ihren Namen oder Firma und Adreſſe an ber für bie 
Unterfchrift des Mbfender3 beftimmten Stelle anbringen laffen, 
genießen eine Brovifion von 11/,% der GStempelgebühr. *) 

Diefe Propifion genießen auch die Bahnverwaltungen rüd- 
fihtlih der zum Berfchleiße übernommenen Yrachtbriefe. 

8 13. Die Fracdtbriefe mit aufgedrudtem Stempelzeichen 
werben in ben Eifenbahngltererpebitionen ſowie in andermeitigen, 
nah Bedarf zu beitimmenden Nerfchleißftellen zum Berlaufe 
gelangen. 

8 14. Ein Umtaufch verborbener Frachtbriefe ift nur dann 
zuläffig,‘ wenn auf benfelben ein eifenbahnamtlider Gebrauch 
nicht erfichtlich ift, und kann nicht gegen Stempelmarlen, ſondern 
nur gegen neue Frachtbriefblanfette und Erlag von 1 A pro Stüd 
rüdfichtlih” der internen und 2 h pro Stüd rüdfichtlich Der inter- 
nationalen Frachtbriefe (Frachtbrief nebft Duplikat) ftattfinden. 
Ein eifenbahnamtlicher Gebrauch des Frachtbriefes ift in ber Negel 
erft dann anzunehmen, wenn auf bem Yrachtbriefe der Aufdrud 
des Eifenbahnerpeditionsftempel3 erfolgt if. War dies nicht Der 
Fall, haben aber in dem Frachtbriefe bereit3 eifenbahnamtliche 
Eintragungen ftattgefunden, fo werben foldhe Blantette nur dann 
auögemwechfelt, wenn von Seite des Eifenbahnaufgabsamtes unter 
Deiagung ber Unterfchrift des betreffenden Abteilungsvorſtandes 
und VBeibrüdung des Bahnamtsſiegels beftätigt wird, daß von dem 
Frachtbriefe ein eifenbahnamtlicher Gebrauch) nicht gemacht wurde. 

Die Auswechſlung verborbener Frachtbriefe mit aufgedrudtem 
Stempelzeidhen ift den E. k. Finanzbehörden erſter Inſtanz vor 


vom 20. Auguft 1894, RGB. Nr. 188, BB. 108, die Kundmachung 
bes Tyinanzminifterium3 im Einvernehmen mit dem Eifenbahn- 
minifterium vom 29. April 1898, RGB. Nr. 73, BB. 51, und 
bie Kundmachung des Eifenbahnminifteriums und Finangminifteriums 
vom 20. Jänner 1902, RGB. Nr. 22, BB. 15, abgeändert. 


*) Die Beitimmung bes erften Abfahes des 8 12 ber Verordnung 
vom 11. Dezember 1892, RGB. Nr. 213, wonach bie Befteller von 
minbeften3 1000 Stüd von ber ?. !. Hof und Staatöbruderei her⸗ 
geftellten Frachtbriefen, welche ihren Namen oder ihre Yirma und 
Adreffe an der für bie Unterfchrift des Abſenders beftinmten 
Stelle anbringen laffen, eine PBrovifion von 11/,%% ber Stempel- 
gebühr genießen, tritt mit dem 15. September 1894 außer Kraft. 

Hierdurch wird jedod) die nach dem zweiten Abſatze des bezogenen 
8 12 den Bahnverwaltungen rüdjichtlicd der zum Verſchleiße über- 
nommenen Fraditbriefe zulommende Provifion von 11/s%o der 
Stempelgebühr, dann die ben übrigen DVerfchleißern zugeficherte 
Verfchleißpropifion nicht berührt. 

(Verordnung ber Minifterien des Handel und ber Finanzen 
vom 20. Auguft 1894, RGB. Nr. 188, VB. 1894: 108.) 
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behalten. Den Barteien bleibt es aber unbenommen, bie be 
züglichen ungeftempelten Eingaben bei ben Steuerämtern zu über⸗ 
reichen, —* dieſelben der vorgeſetzten Behörde vorzulegen haben. 


B) Rückſichtlich der von Privatdruckereien hergeſtellten 
Frachtbriefe. 

8 16. Den von Privatdruckereien hergeſtellten und bei den 
hierzu beſtimmten Stempelämtern zum Zwecke des Stempelauf⸗ 
druckes angemeldeten unbeſchriebenen Frachtbriefblanketten werden 
die Stempelzeichen gegen Erlag der entfallenden Stempelgebühr 
eingedrudt.*) 

8 16. Die Frachtbriefe müfjen im Sinne bes 8 52, Abſatz 3 
des BR. vom 10. Dezember 1892, RGB. Nr. 207, zur Beurkundung 
ihrer Übereinftimmung mit ben diesfallfigen Borfchriften auf 
ber linken Seite oberhalb der Bezeichnung des Wagens ben Kontrolle 
ftempel einer inländifchen Bahnverwaltung tragen. 

8 17. Für verdorbene Frachtbriefblankette, auf welchen ein 
eifenbahnamtlicher Gebrauch nicht erfichtlih ift und melde fi 
baher zur Auswechſlung eignen ($ 14), wirb ber Nüderfag des 
Biempeiletrages nur in der Form des unentgeltlichen Eindrudes 
be3 gleichen Stempelzeichen? auf neue Frachtbriefblankette geleiftet. 


II. Schſußbeſtimmungen. 

8 18. Die Wirkſamkeit diefer Berorbnung beginnt mit 
1. Zänner 1893. 

Bon dieſem Zeitpunkte angefangen bürfen für die bem 
internationalen Übereintommen über ben Eifenbahnfrachtverfehr 
unterworfenen Verkehre in Gemäßheit biefer Verordnung nur 
ausſchließlich Seadjtbriefe nad) Anlage 2 dieſes Übereinlommend 
verwendet werden. 

(Alinea 2 bes 8 18, ba3 bier nicht abgebrudt ift, enthält 
nicht mehr aktuelle Übergangabeitimmungen.) 

8 19. Mit dem Tage des Beginned ber Wirkſamkeit biefer 
Verordnung treten die Verordnungen vom 1. April 1884, RGB. 
Nr. 41, vom 2. November 1884, RGB. Nr. 181 und vom 5. Mai 
1885, KGB. Nr. 74, außer Kraft. 


Durhführungserlaß zur Verordnung vom 11. Dezember 
1892, RGB. Nr. 213, betreffend die Verwendung von Eifen- 
babnfradtbriefen mit aufgedbrudtem Stempelzeichen. 
(HM. 12. Dezember 1892, 8. 10.603, BB. 1892: 147.) 
Unter Bezugnahme auf die im Neichögefehblatte unter Nr. 213 
kundgemachte Verordnung ber Minifterien des Handels und ber 


*) Die Alinen 2—8 de3 $ 15 mwurben hier nicht abgedrudt, da 
biefelben durch Die yerdgung des Finanzminiſteriums vom 
1. Dezember 1899, RGB. 239, VB. 141, aufgehoben er⸗ 
ſcheinen. Siehe biefe Berorbning S. 660 dieſes Bandes. 


vom 10. Dezember 1892, 6 52. 659 


Finanzen im Einvernehmen mit dem AYuftizminifterium vom 
11. Dezember 1892, betreffend die Verwendung von Eifenbahn- 
frachtbriefen mit aufgedrudtem Stempelzeichen, werden der geehrten 
Verwaltung noch insbeſondere nachſtehende erläuternde Bemerkungen 
zur Danachachtung mitgeteilt: 

1. Nah 8 1 bdiefer Verordnung Haben Frachtbriefe mit auf- 
gebrudtem Stempelzeiden nur für ben internen öfterreichifchen 
und öſterreichiſch⸗ungariſchen Verkehr, fomwie für alle bem SU. 
untertvorfenen Verkehre zur Verwendung zu gelangen. 

Diefe Verordnung hat daher nicht Anwendung zu finden 
auf Frachtbriefe für ben direkten Verkehr zwiſchen Hfterreich-Ungarn, 
Serbien, Bulgarien und ber Türkei, für welchen ein fpezielles ER. 
vom 1. Mai 1891 in Geltung fteht. 

Dagegen bezieht fich diefe Verordnung auf ſämtliche Verkehre 
im Bereiche des Vereines beutfcher Eifenbahnverwaltungen, fomit 
auch auf den Verkehr mit jenen Ländern, jo in3bejondere mit 
Rumänien, welche zwar an bem YA. nicht beteiligt find, auf 
deren Eifenbahnen jedoch infolge Annahme des „BR. des Vereines 
deutfcher Eifenbahnverwaltungen” die Vorſchriften dieſes Über⸗ 
einlommena, beziehungsmweife der internationale Frachtbrief zur 
Anwendung Tommen. 

2. (Aufgehoben durch die Verordnung ber Minifterien der 
Eifenbahnen und ber Finanzen im Einvernehmen mit dem Juftiz- 
minifterium vom 26. Mai 1903, RGB. Nr. 127, BB. 72, 
abgedrudt auf Geite 665 dieſes Banbe3.) 

3. Es find die erforderlichen Einleitungen zu treffen, daß mit 
bem Bertriebe ber neuen Frachtbriefe im Sinne be $ 13 ber 
Verordnung in fämtlichen dortigen Gütererpebitionen jedenfalls 
fpäteftend am 1. Zänner 1893 begonnen werden Tann. 

Die hierzu benötigten Eifenbahnfrachtbriefe find von ber 
k. Hof⸗ und Staatöbruderei direft zu beziehen, und die unter- 
ſtehenden Stationen mit ber erforderlichen Anzahl Eremplare von 
der geehrten Verwaltung felbft zu botieren. 

Der erfte Bebarf it der LE. Hof und Staatsdruckerei 
ehemöglichft befanntzugeben, damit biefelbe Anhaltspunkte für bie 
Feſtſtellung ber Höhe der erften Auflage gewinne. 

4. Die Gütererpeditionen find zu beauftragen, bie Vermittlung 
ber Beftellung von Frachtbrieſen für darum anfuchende Parteien 
zu übernehmen und hierbei auch in Hinkunft den nachſtehenden, 
feinerzeit bereit3 mit dem HME. vom 8. Juni 1885, 8. 19.752, 
genehmigten Vorgang zu beobachten. 

Die Beſtellung ber Frachtbriefe tft feitend der Stationen, 
wenn fie darum erfucht werben, auf Koften der Partei birelt 
bei der k. L. Hofe und Staat3druderei in Wien zu maden, unb 
wirb letztere auch wieder bie Beſtellung direkt an bie betreffende 
Station effeftuieren; e3 foll aber jenen Verwaltungen, welche bies 
für angezeigt erachten, auch freiftehen, bie Stationen bahin 
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anzuweiſen, vu je nad) Wunſch der Partei bei Beftellung der 
Frachtbriefe die T. k. Hofe und GStaatöbruderei zu erfuchen fei, 
die Frachtbriefe entweder an die anſuchende Station oder direkt 
an bie Partei per Poſt zu fenden. Die Koften, welche bie 
Partei treffen, beftehen bloß aus dem Boftporto, für bie Beftellung3- 
(Geld-)Briefe, ſowie aus jenem für die Frachtbriefſendung. 

5. (Aufgehoben dur) die Verordnung der Minifterien des 
Hanbel3 und der Finanzen vom 22. Juni 1895, RGB. Nr. 93, 
BB. 81, abgedrudt auf Seite 654 diefes Bandes.) 

. Bon bem ber Verordnung beigedrudten Preistarife für 
Eifenbahnfradhtbriefe, fowie von der Zufammenftellung ber Vormerke 
und Erklärungen, deren Aufdrud auf den internen Frachtbriefen 
geftattet ift, Tann bie behuf3 Auslunftserteilung an die Parteien 
dur) die Gütererpeditionen erforberlide Anzahl Eremplare bei 
der E. k. Hof und Staatsdruderei unentgeltlich bezogen werben. 

7. Endlich ift die f. E. Hofe und Staatödruderei im Sinne be3 
8 52, Abſatz 4 des BR. ermächtigt worden, über Wunſch der 
Parteien auf ber Rüdfeite der für die Adreſſe beftimmten Hälfte 
der „internen“ Fradıtbriefe einen Vordruck nah) Maßgabe ber 
Spalten des Frachtbriefes anzubringen, um dafelbit die Be- 
fhreibung der Güter, für melde der auf ber Worberfeite bes 
Frachtbriefes vorgefehene Raum fich als unzureichend erweifen folite, 
fortfegen zu können. 

Mit dem Tage des Beginnes der Wirffamkeit der eingangs 
bezogenen Verordnung treten bie nachſtehenden Erläffe des HM. 
und ber GJ., deren Inhalt zum Teil in die Verordnung ſowie 
in ben gegentwärtigen Erlaß einbezogen worden ift, außer Kraft: 

ME. vom 7. April 1884, 3. 12.158, CB. 1884, ©. 861 


HME. vom 16. Yuni 1884, 8. 20.018, CB. 1884, ©. 
HME. vom 2. Auguft 1884, 8. 23. 582, EB. 1884, ©. 
HME. vom 3. Oftober 1884, 8. 35.647, CB. 1884, ©. 2003, 
HME. vom 21. Oftober 1884, 3. 36. 795, CB. 1884, ©. 
HME. 25. November 1884, 40.343, CB. 1884, ©. 
HME. vom 30. April 1885, 2. 13. 214, CB. 1885, ©. 890, 
HME. vom 8. Yuni 1885, 8. 19.752, 
HME. vom 7. Juli 1885, 8. 20.466, CB. 1885, ©. 1424, 
HME. vom 23. Oktober 1885, 3. 31.149, CB. 1885, ©. 1925, 
HME. vom 30. Oktober 1885, 3. 37.461, EB. 1885, ©. 1964, 
HME. vom 3. Oktober 1888, 3. 2270, CB. 1888, ©. 572. 
GYE. vom 20. Auguft 1884, 3. 8081, CB. 1884, ©. 2097. 
Form des Stempelgeihen. 
Verordnung des Finanzminifterrumd vom 1. Dezember 1899, RGB. 
Nr. 239, IB. 141. 
Mit Beziehung auf die hierortigen Berorbnungen vom .. 
und „om 11. Dezember 1892, RGB. Nr. 213, ... wirb befannt- 
gegeben: 
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1. Im Laufe des Monates Dezember wird an Stelle ber 
in den erjtbezogenen Berorbnungen befchriebenen zwei Stempel- 
zeihen für den Aufdrud auf... in Brivatdrudereien hergeftellten 
Frachtbriefen ein einheitliche Stempelzeichen mit der Wert⸗ 
bezeichnung in Kronenwährung eingeführt. 

Das neue Stempelzeichen ift 30 mm hoch, 25 mm breit, von 
zivei Linien umfchloffen und zerfällt in zwei Teile. In ber Mitte 
de3 oberen, von einer dritten Linie eingejchloffenen Teiles ift 
ein Treisrundes Medaillen mit dem nad) links gewendeten 
allegoriſchen Bruftbildniffe der Auftria angebracht, welches von der 
Umſchrift „Rail. Königl. Stempel” umrahmt iſt. Die vier Eden 
de3 oberen Zeiles3 find mit Ornamenten auögefüllt. Der untere 
Teil ftellt ein längliches Schild dar, in deſſen Mitte der Wert- 
betrag „2 Ah”, beziehungsmweife „10 A” zu beiden Seiten von zwei 
vierzadigen Ornamenten mit den in Meiner Schrift fchräge ein- 
gejegten Wertziffern umgeben angebradt ift. Ein Meines Schilöchen 
unterhalb de3 Bildnifjes der Auftria enthält die Nummer des 
Signettes. Dad Medaillon famt der Umfchrift, den Sreislinien 
und dem Schildchen ift in roter und weißer, ber übrige Teil der 
Beihnung in blauer und weißer Farbe ausgeführt.*) 


Zum Aufdrude des Stempelzeichens .. . auf Eifenbahn- . 
Frachtbriefen find ermächtigt: das Bentralftempelamt in Bien, 
bad Stempelamt in Prag, das Gejälls- und Gtempelamt in 
Trieft, die Hlonomate der Yinanzlandesdireftionen in Graz 
und Brünn, die SHauptzollämter in Lemberg, Linz, Troppau, 
Neichenberg, Budweis und Bozen und die Hauptſteuerämter in 
Salzburg, Pillen, Kolin und Auffig.**) 


*) In teilmeifer Abänderung diefes Alinea beftimmt $ 3 ber 
Berordnung be3 FM. vom 23. Februar 1900, RGB. Nr. 36, 
88. 30, betreffend den amtliden Aufbrud von Stempelzeichen: 

Form und Ausftattung der Aufdrude gelangenden Stempelwert- 
zeihen find im allgemeinen in der Berordnung des FM. vom 
L Dezember 1899, RGB. Nr. 239, befchrieben, nur find die den 
einzelnen Wertlategorien entjpreiienben, Biffern und Bezeichnungen, 
und zwar mit der Abkürzung „.. 5”, beziehungsmweife „.. K“, 
erfichtlich gemacht und iſt ferners si ‚ben auf Kronen fautenben 
Wertzeichen der innere Teil (da3 Medaillon famt der Umſchrift, 
ben Kreislinien und dem Scildchen) in blauer, der äußere Teil der 
Zeichnung in roter Farbe, bei den auf 2 Heller lautenden Wertzeichen 
ber innere Teil in brauner, der äußere Teil der Zeichnung in 
grüner Farbe auf weißem Grunde ausgeführt. 


**) Durch die Kundmahung des FM. vom 18. September 1900, 
RGB. Nr. 162, BB. 1900:114, wurde die dem Hauptzollamte in 
Bozen erteilte Ermächtigung zum Aufbrude des Stempelzeichend an 
da3 Hauptzollamt Innsbruck übertragen. 
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2 Vom 1. Sänner 1900 an werben von ber Hof und 
Gtaat3druderei fulzeffive Eifenbahnfrachtbriefe mit einem neuen 
Stempelzeichen zur Ausgabe gelangen, welches fi) von ben vor 
ftehend bejchriebenen nur dadurch unterfcheidet, Daß e3 in fchwarzer 
und weißer Farbe ausgeführt ift. und daß das kleine Schildchen 
unter dem Bildniffe der Auftria die Jahreszahl der Emmiſſion 
„1900 enthätt. 

3. ... in Privatbrudereien hergeftellte Frachtbriefe mit den 
eingedrudten Gtempelzeihen zu 1 fr. und 5 kr., fowie in 
der Hofe und Staatsdruckerei hergeftellte Eifenbahnfrachtbriefe 
nit den auf öÖfterreichifhe Währung lautenden Stempelzeichen 
können auch fernerhin verwendet werden. Ein Emiſſionswechſel, 
beziehungsmeife eine Einziehung oder ein Umtaufch (eine Um- 
wechflung) folder ... Frachtbriefe findet jomit aus dieſem 
Unlafje nicht ftatt. 


Beförderungsſcheine. 

Verordnung der Miniſterien der Eiſenbahnen und der Finanzen 
im Einvernehmen mit dem Juſtizminiſterium vom 16. Juli 1902, 
RGB. Nr. 149, BB. 89. 

Sn Ergänzung und teilweifer Abänderung ber Verordnung 

. vom 11. Dezember 1892, RGB. Nr. 213, über die Verwendung von 
Eifenbahnfrachtbriefen mit aufgedrudten Stempelzeichen werden 
in Ausführung des 8 52 (2) des Betrieböreglementd vom 10. De» 
zember 1892, RGB. Nr. 207, nachjtehende Anordnungen getroffen: 

81. In den im Reichsrate vertretenen Königreichen und 
Ländern dürfen bei der Aufgabe von Sendungen, für melde feitens 
der Eifenbahnauffichtöbehörde die Verwendung von Beſörderungs⸗ 
fheinen an Stelle von Eifenbahnfrachtbrieten zugelajfen wird, 
zur Ausfertigung diefer Beförderungsſcheine nur ſolche Formulare 
verwendet werben, melde mit den aufgedrudten Stempelzeichen - 
berjehen find. 

82. Das Formular, die Papierqualität und die Verfchleiß- 
preife der Beförderungsſcheine werden fallmeile nah Maßgabe 
der Anträge der um die Zulaffung von Beförderungsfcheinen ſich 
bewerbenden Bahnverwaltungen vom Eifenbahnminifterium, ein- 
vernehmlih mit dem Finanzminiftertum feſtgeſetzt und iſt bie 
Veranftaltung der Brudlegung und des Verſchleißes der Be— 
förderungsſcheine augfchließlich jenen Bahnverwaltungen vorbehalten, 
welchen die Verwendung von Beförderungsſcheinen geftattet wirb. 

8 3. Der Aufdrud der Stempelzeihen zu 10 Heller oder 
2 Heller erfolgt gegen Erlag der entfallenden Stempelgebühr 

a) auf ben bei der EL. E. Hofe und Staatödruderei beitellten 

Beförderungsſcheinen durch biefe Anſtalt, 


Durch die Verordnung bes FM. vom 5. Jänner 1902, RGB. 
Nr. 3, BB. 1902:5, wurde auch dem Hauptzollamte in Olmiltßz bie Er⸗ 
mädtigung zum Wufdrude des Stempelzeichens erteilt. 
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b) auf den in Privatbrudereien hergeftellten Beförderungs⸗ 
fcheinen durch bie hierzu fallweiſe ermädtigten Stempel- 
ämter, bei welden bie in Privatdrudereien bergeitellten 
Beförderungsſcheinblankette zum Bwede der Stempelung ein- 
äzureichen find. 

84 Die auf ben Beförberungsfcheinen aufzubrudenden 
GStempelzeihen find ben jeweild für die Eiſenbahnfrachtbriefe 
borgejchriebenen Stempelzeichen gleich. 

8 5. Für verborbene Beförderungsfcheine mit aufgebrudten 
Stempelzeichen wird feitend der Finanzverwaltung ein Rückerſatz 
ber Stempelbeträge geleiftet, wenn von foldhen Beförderung 
feinen der Abdrud des Eiſenbahnexpeditionsſtempels erfolgt ift. 

Ein eifenbahnamtlicher Gebrauch der Beförderungsſcheine ift in 
ber Hegel erft dann anzunehmen, wenn auf ben Beförderung 
fheinen ber Abdrud des Eiſenbahnexpeditionsſtempels erfolgt if. 
War dies nicht ber Fall, haben aber in den Beförderungsicheinen 
eifenbahnamtlide Eintragungen flattgefunden, jo wird betreffs 
folder Beförderungsſcheine nur dann angenommen, daß ein eifen- 
bahnamtlider Gebrauch flattgefunden Hat, wenn dies von feiten 
des Eifenbahnaufgabeamtes unter Beifügung der Unterfchrift des 
betreffenden Beamten und Beidrüdung des Bahnamäisſiegels bes 
Rätigt wirb. 

8 6. Der Nüderfah ber Stempelbeträge (8 5) erfolgt nad 
Maßgabe folgender Beitimmungen: 

a) Die Nüderftattung der Stempelgebühren ift der Genehmigung 
ber Finanzbehörden erfter Inſtanz vorbehalten. Den Parteien 
bleibt e3 jedoch unbenommen, die bezüglichen ungeftempelten 
Eingaben, denen bie Beſörderungsſcheine anzufchließen find, für 
welche ber Nüderfat der Stempelgebühren beanſprucht wird, 
bei ben Stempelämtern zu überreichen, welche biefelben ber 
vorgejegten Behörde vorzulegen haben. 

b) Der Rückerſatz der Stempelgebühren erfolgt gegen Einziehung 
ber verborbenen Beförderungsſcheine ausfchließlih in Form 
be3 unentgelitichen Eindrudes gleicher Stempelzeihen auf 
neue Beförderungsfcheinblanfette und wird an andere Parteien 
als an bie Bahnverwaltung, welche bie Auflage der betreffenden 
verborben eingereichten Beförderungsſcheine veranftaltet Hat, 
in ber Weiſe geleiftet, 

daß dieſer Bahnverwaltung gegen die Berpflichtung, an 
bie um Nüderftattung anſuchende Partei als Erfag für bie 
verborbenen Beförderungsſcheine eine gleiche angeht gleich 
geftempelter, brauchbarer Be[örberungs| ine aus ihren Vor⸗ 
räten gegen Entfhäbigung für das Blanfett als folches aus⸗ 
zufolgen, ber Einbrud von Stempelzeichen in gleichem Betrage 
auf neue Blankette unentgeltlich geleileh, 

ober baß, fofern e3 ſich um in der k. k. Hof⸗ und Staat 
bruderei bergeftellte Blankette handelt, der Bahnverwaltung 
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die Ausfolgung einer gleihen Anzahl gleich geftempelter 

neuer Beförderungsfcheine gegen bie oben erwähnte Ver—⸗ 

pflihtung und gegen Erlag des Entfchäbigungsbetrages für bie 

Blankette als folche bemilligt wird. 

8 7. Die Bahnverwaltungen, welchen die Verwendung von 
Beförberungsfcheinen geitattet wird, find zu einer Vermittlung 
des Rückerſatzes im Sinne bes 86 b) verpflichtet. 

88 Die Wirkſamkeit diefer Verorbnung beginnt mit bem 
Tage ihrer Kundmachung. 

Jedoch ift es bis zum Aufbrauche der zur Zeit der Kund⸗ 
mahung vorhandenen Beförderungsſcheine ohne eingedrudte 
Stempelzeichen, längften3 aber bis nad) Ablauf eines Jahres vom 
Tage der Kundmachung geftattet, Beförderungsſcheine mit auf 
geliebten Stempelzeichen zu verwenden. 


Inferate und reklemenztige Bufäge auf Sradtbriefen. 


Einem Gejuhe um Geflattung der Annoncierung auf ber 
Nüdfeite des Frachtbriefes wurde feine Folge gegeben, indem, 
abgejehen davon, daß die Nüdjeite des Frachtbriefes in ihrem 
ganzen Umfange zu bahnamtlihen Bweden freigehalten werben 
muß, die Verwendung eines fo wichtigen Dokumentes der öffentlichen 
Transportunternehmungen zu Reklamezwecken ſchon an fi nicht 
angemeſſen erjcheint. (HM. 18. Auguſt 1880, 8. 25.049 [an 
bie n.⸗õ. Gtatthalterei].) 

Angeficht3 des Umftandes, daß feitend einzelner Verfrächter 
Sendungen mit Frachtbriefen zur Aufgabe gebracht werden, auf 
deren Nüdjeite neben dem Aufdrude der Firma des Ausfteller3 
auch rvellameartige oder injferatenmäßige Zuſätze bei» 
gedrudt erfcheinen, wird ber . . . . . eröffnet, daß bie 
Abfertigung von Sendungen auf Grund von derartig ausgeftatteten 
Frachtbriefen unzuläffig erfcheint, da laut 8 52, Abſatz 5 bes 
Betrieböreglements Lediglich geftattet ift, auf die Nüdfeite der 
für die Adreſſe beftimmten Hälfte des Frachtbriefes die Firma des 
Aussteller, demnach ohne Beifügung von BZufägen, welche nicht 
zur Yirmabezeihnung gehören, aufzudruden. 

Der Beidrud der Adreſſe der Firma bed Ausſtellers 
unterliegt keinem Wnftande. 

Unter Bezugnahme hierauf wird die . . din 
geladen, an bie Dortfeitigen Stationen entpreienbe, Bein gen 
ergehen 1a lajjen. (EM. 26. Oktober 1896, 


— Machhange zu dem hieramtlichen Erlaſſe vom 26. Dftober 
1896, 8. 3887/ III, betreffend bie uunguräifigteit der Abfertigung 
don Sendungen auf Grund von Frachtbriefen, auf bereu 
Nüdfeite neben dem Wufdrude ber Firma des Aus 
ſtellers auch reflameartige oder inferatenmäßige Zu— 
ätze beigedruckt erfcheinen, wird der . . über mehr- 
ahe aus Intereſſentenkreiſen anher gelangte Anfuchen hiermit 
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eröffnet, daß zur Ermöglichung bed Aufbraudes von vorhandenen 
Borräten derartiger mit dem Kontrollſtempel bereit3 verjehener 
oder erit zu verjehender Frachtbriefe die Unnahme derfelben 
zur bahnamtlihen Behandlung für die Zeit bi! zum 
31. Dezember 1897 geftattet wird, daß jedoch vom 1. Sänner 
1898 ab mit ber unbedingten Surücweifung bejagter Fracht⸗ 
briefe vorzugehen if. 

Auch wird aus Anlaß von bezügligen Anfragen darauf auf⸗ 
merkſam gemacht, bob Firmabezeihnungen, wie 3 B LE priv. 
Lederfabrik N. R. . ., ER priv. Spiritus und "ofonfioe 
fahr N. NR. in. . . und bergleichen nicht zu beanftanben find. 
(EM. 23. November 1896, 8. 5188/II, 38. 1896: 139.) 


Haftung für die Angaben im Frachtbriefe. 
Bahnjeitige Ermittlungen Fradt- 
zuſchläge. 


8 53. Der Abſender haftet für die Richtigkeit der in den 
Frachtbrief aufgenommenen Ungaben und Erklärungen und 
trägt alle Folgen, welche aus unrichtigen, ungenauen oder 
ungenügenden Erflärungen entjpringen. 

Die Eijenbahn it jederzeit berechtigt, Die Übereinftimmung 
des Inhaltes der Sendungen mit den Angaben de3 Fracht⸗ 
briefes zu prüfen und das Ergebnis feitzuftellen. Der Be- 
rechtigte ift einzuladen, bei der Prüfung zugegen zu fein, 
vorbehaltlich des Falles, wenn die leßtere auf Grund polizei» 
liher Maßregeln, die der Staat im Intereſſe der Sicherheit 
oder der öffentliden Ordnung zu ergreifen berechtigt it, 
ftattfindet. Erſcheint der Berechtigte nicht, jo find zwei Beugen 
beizugiehen. 

Zur Ermittlung des Gewichtes und der Stüdzahl einer 
Sendung ift die Eijenbahn jederzeit berechtigt. Die Eifenbahn 
ift verpflichtet, da3 Gewicht der Stüdgüter bei der Aufgabe 
feitzuftellen. Der Tarif beitimmt, ob hierfür eine Gebühr 
erhoben wird. Ausdrüdlihen Anträgen des Abſenders auf 
Veltftellung der Stüdzahl oder Des Gewichtes der Wagen- 
ladungsgüter ift die Eifenbahn gegen eine im Tarife feit- 
zufegende Gebühr ftattzugeben. verpflichtet, fofern die Güter 
vermöge ihrer Beichaffenheit eine derartige Feſtſtellung ohne 
erheblihen Aufenthalt geitatten und die vorhandenen Wäge- 
vorrichtungen augßreichen. Einem Antrag auf bahnjeitige Ge- 
wichtöfeftftellung ift es in allen Fällen, wo die Fracht 
tarifmäßig nad) dem Gewichte berechnet wird, gleichzuachten, 
wenn der Abjender im Frachtbriefe fein Gewicht angegeben hat. 
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Dem Abfender fteht frei, bei der Ermittlung des Ge- 
wichtes und der GStüdzahl zugegen zu fein. Berlangt der 
Abjender, nachdem die Feititellung ſeitens der Eiſenbahn 
bereit3 erfolgt ift, vor der Verladung der Güter eine noch⸗ 
malige Ermittlung der Stüdzahl oder des Gewichtes in 
feiner Gegenwart, jo tft die Eiſenbahn berechtigt, auch dafür 
die tarifmäßige Gebühr zu erheben. 

Die Feitftellung des Gewichtes wird von der Berjand«- 
ftation durch den Wiegeftempel auf dem Frachtbriefe beicheinigt. 

Bei unrichtiger Angabe de3 Inhalte einer Sendung 
oder bei zu niedriger Angabe des Gewichtes, ſowie bei 
Überlaftung eines vom Abſender beladenen Wagens, ift — 
abgefehen von der Nadjzahlung de3 etwaigen Frachtunter⸗ 
Ihiede3 und dem Erſatze des entftandenen Schadens, ſowie 
den durch ftrafgejegliche oder polizeiliche Beftimmungen vor» 
gefehenen Strafen — ein Frachtzuſchlag an die am Trans 
porte beteiligten Eifenbahnen zu zahlen, deſſen Höhe wie 
folgt feſtgeſetzt wird: 

Wenn die im 8 50, A, Biffer 4, und in der Anlage B 
aufgeführten Gegenftände unter unrichtiger oder ungenaner 
Deklaration zur Beförderung aufgegeben oder die in Anlage B 
gegebenen Sicherheitövorjchriften bei der Aufgabe außeracht 
gelaffen werden, beträgt der Frachtzuſchlag 12 Kronen für 
jedes Bruttofilogramm des ganzen Verſandſtückes. 

In allen anderen Fällen beträgt der Frachtzufchlag 
für unridtige Inhaltsangabe, fofern dieſe eine Frachtver⸗ 
fürzung herbeizuführen nicht geeignet ift, eine Krone für 
den Frachtbrief, font das Doppelte des Unterfchiedes Der 
Fracht von der Aufgabe» bis zur Beltimmungzftation für 
den angegebenen und der für den ermittelten —3* — min⸗ 
deſtens aber eine Krone. 

Im Falle zu niedriger Angabe des Gewichtes beträgt 
der Frachtzuſchlag das Doppelte des Unterſchiedes zwiſchen 
der Fracht von der Aufgabe» bis zur Beſtimmungsſtation 
für da3 angegebene und der für das ermittelte Gewicht. 


Sm Falle der Überlaftung eines vom Abjender beladenen 
Wagens beträgt der Frachtzujchlag das Sechsfache der Fracht 
von der Aufgabe» bis zur Beitimmungzftation für dag die 
zuläffige Belaftung überfteigende Gewicht. Dieſe Beitimmung 
it auch auf ſolche Gegenftände, deren Fracht tarifmäßig 
nicht nad) dem Gewichte berechnet wird, finngemäß anzu⸗ 
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wenden. Iſt insbeſondere die Fracht nach ber Ladefläche 

zu berechnen, jo erfolgt die Ermittlung des Frachtzuſchlages 

in ber Weife, daß zunächſt die nach der Ladefläche des ver» 

wendeten Wagens berechnete Fracht al3 Fracht für das im 

einzelnen alle zuläſſige höchſte Belaſtungsgewicht angejehen, 

der ſich hiernach für das höchite Belaftungdgewicht ergebende 

Frachtbetrag ſodann verhältnismäßig auf das Übergewicht 

übertragen und der für da3 Übergewicht gefundene Fracht⸗ 

betrag jech3fach genommen wird. 

Wenn gleichzeitig eine zu niedrige Gewichtsangabe und 
eine Überlaftung vorliegt, jo wird ſowohl der Frachtzuſchlag 
für gi niedrige Gewicht3angabe als auch der Frachtzuſchlag 
für Überlaftung erhoben. 

Der Frachtzuſchlag für Überlaftung (Abſatz 10) wird 
erhoben : 

a) bei Verwendung von Wagen, die nur eine, die zu» 
läſſige Belaſtung Tennzeichnende Anjchrift tragen, wenn 
das angefchriebene „Ladegemicht” oder die ange 
[chriebene „Zragfähbigfeit” bei der Beladung um 
mehr al3 5 Prozent überfchritten ift; 

b) bei Verwendung von Wagen, welche zwei Anfchriften 
tragen, und zwar „Zadegewiht (Normalbe- 
lakung) und Tragfähigkeit (Marimal- 

belaftung)“, wenn die Belaftung dieſe Tragfähigfeit ° 
überhaupt überfteigt. 
Ein Frachtzuſchlag wird nicht erhoben: 

a) bei unrichtiger Gewichtsangabe von Gütern, zu beren 
Verwiegung die Eifenbahn verpflichtet ift (Abſatz 3); 

b) bei unrichtiger Gewichtsangabe oder bei Überlaftung, 
wenn der Abſender im rachtbriefe die Verwiegung 
durd) die Eifenbahn verlangt Hat; 

c) bei einer während de3 Transporte infolge von Wit 
terung3einflüffen eingetretenen Überlaftung, wenn der 
Abſender nachweiſt, daß er bei der Beladung des Wa- 
gen? das daran vermerkte Ladegewicht nicht über- 
ſchritten hat. 

Antäßlich vorgelommener Fälle, bag in einigen Bahnitationen 
ungeridhte Wägemittel im öffentlichen Verkehre verwendet wurden, 
finde ih mic beftimmt, hiermit ſämtliche Bahnverwaltungen 
aufguforbern, für die genaue Befolgung der Eichvorfjchriften im 
Sinne des Geſetzes vom 23. Juli 1871 (REB. Nr. 16 vom 
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Jahre 1872) Sorge Er „zogen. (HM. 8. November 1876, 
8. 16.634, 68. 1876: 129.) 

Die Verjährung vs Anſpruches einer Eijenbahn auf Zahlung 
der im BR. für den Fall der faljchen Deklaration einer Fracht⸗ 
fendung feitgefegten Konventionalitrafe wird dadurch, daß die 
Bahn gegen den Aufgeber die Strafanzeige eritattet und ſich dem 
Strafverfahren als Privatbeteiligter anjchließt, nicht unterbrochen. 
(OGH. 5. November 1890, 3. 10.265; Röll 1890:1. 

Die Eifenbahn, deren Leute dad bahnamtlich ermittelte Gewicht 
‚eine3 zur Ausfuhr in das Ausland beſtimmten Frachtgutes im 
Frachtbrief irrig eingetragen haben, haftet dem Adreſſaten für bie 
‚Bollftrafe, welche demjelben wegen Unrichtigleit der von ihm auf 
‚Grund der bahnamtlihen Gewicht3eintragung gemachten Boll» 
‚deflaration auferlegt wurde. (OGH. 18. Februar 1896, 8. 1782; 
Röll 1896: 12.) 

Nachdem e3 fich herausgeftellt hat, daß die Frage der Hand» 
habung der maß» und gewichtspolizeilichen Aufficht auf Eifenbahn- 
Nationen einer näheren Erörterung bedarf, findet das Handels» 
‚minifterium im Einvernehmen mit dem RE. Dinifterium des 
Innern und dem k.k. Eiſenbahnminiſterium der k. k.. 
folgendes zu eröffnen: 

Was die PBrivatbahnen betrifft, jo unterliegen biejelben 
rückſichtlich der Erfüllung der Eich⸗ und Nacheichungspflicht betreffs 
ihrer Wägemittel gleich jedem anderen Geſchäftsunternehmen der 
nach der Gemeindegeſetzgebung und zufolge 88 des Geſetzes vom 
31. März 1875, RGB. Nr. 43, den Gemeinden zuſtehenden 
‚polizeilichen Aufficht über Maß und Gewicht und dürfen fohin 
in Ausübung dieſes Auffichtsrechtes angeordnete maßpolizeiliche 
‚Revifionen der Gemeindebehörden auf Eifenbahnftationen der Privat- 
‘bahnen von feiten der Bahnorgane feine Verhinderung oder Ver⸗ 
‚zögerung erfahren. 

Das LE Eifenbahnminifterium Hat unterm 10. Juli 1897, 
‚8. 8740, fämtliche Verwaltungen der Privatbahnen aufgefordert, für 
‚die genaue Befolgung der Eichvorſchriften im Sinne des Geſetzes 
dom 23. Juli 1871, RGB. Nr. 16 ex 1872, und der Minifterial- 
berordnung vom 28. März 1881, RGB. Nr. 30, fowie dafür 
zu forgen, daß die Gemeindebehörden in der Ausübung de3 ihnen 
‚zuftehenden Wuffichtsrechte® über Maß und Gewicht in feiner 
"Weife behindert werben. 

Anders verhält ſich die Sache bezüglich der Eifenbahnftationen 
der ER Staatöbahnen. 

Nachdem die Aufficht darüber, ob die Geſchäftsführung bei ben 
‚Eifenbahnftationen der k. k. Staatbahnen in jeder Beziehung den 
geieslihen Beltimmungen entjpreche, im Sinne des Artikels XII 
des Gtaatögrundgefeßes vom 21. Dezember 1867, RGB. Nr. 145, 
durch die vorgeſetzten Staatsbehörden ausgeübt wird, kommt den 
Gemeinden bezüglich diefer Eifenbahnftationen die Aufjiht auf 
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Maß und Gewicht nicht zu, und Haben fonach maßpolizeiliche 
Revifionen der Gemeindebehörben in den Bahnftationen der k. k. 
Staatsbahnen nicht einzutreten. 

Dagegen find mit dem Erlaſſe des k. k. Eifenbahnminifteriums 
vom 10. Zuli 1897, 8. 8740, alle k. k. Staatöbahnbireftionen 
angemwiefen worden, Mrengfteng darüber zu wachen, daß bei allen 
benfelben unterftehenden Stationen nur gehörig geeichte, beziehungs⸗ 
weife rechtzeitig nachgeeichte Wägemittel in Verwendung ftehen. 
(EM. 4. Auguſt 1897, 3. 41.548, VB. 1897: 108.)*) 

Abſchluß des Frachtvertrages. 


8 54. Der Frachtvertrag iſt abgeſchloſſen, ſobald das Gut 
mit dem Frachtbriefe von der Verſandſtation zur Beför⸗ 
derung angenommen ift. Al3 Zeichen der Annahme wird 
dem Frachtbriefe der Tagesſtempel der Abfertigungsſtelle auf- 
gedrüdt. 

Die Abftempelung hat ohne Verzug nad) vollftändiger Auf- 
lieferung de3 in demjelben Frachtbriefe bezeichneten Gutes und 
auf Verlangen des Abſenders in deſſen Gegenwart zu erfolgen. 

Der mit dem Stempel verjehene Frachtbrief dient als 
Beweis Über den Frachtvertrag. 

Sedo machen bezüglid) derjenigen Güter, deren Auf- 
laden nach den Borfchriften dieſes Reglements, nad) den 
Tarifen oder nach bejonderer Vereinbarung von dem Ab- 
ſender bejorgt wird, die Angaben des Frachtbriefes über das 
Gewiht und die Anzahl der Stüde gegen die Eifenbahr 
feinen Beweis, fofern nicht die Nachwägung oder Nachzählung 
feiten3 der Eifenbahn erfolgt und died auf dem Fracdhtbriefe 
beurfundet iſt. 

Die Eifenbahn ift verpflichtet, auf Berlangen des Ab- 
ſenders den Empfang des Frachtgutes, unter Angabe des 
Tages der Annahme zur Beförderung, auf einem ihr mit 
dem Frachtbriefe vorzulegenden, als ſolches zu bezeichnenden 
Duplikate des Frachtbriefes zu bejcheinigen. Der Antrag 
auf Erteilung des Duplifates ift vom Wbfender auf dem 
Frachtbriefe zu vermerken. Pie Eifenbahn Hat dur Auf 
drüdung eine® Stempels zu beftätigen, daß dem Antrage 
entſprochen ift. 

Das Duplikat hat nicht die Bedeutung ded Driginal- 
Frachtbriefes und ebenfomwenig diejenige eines Konnoſſements 
(Ladeſcheines). 


% Vergleiche auch Kundmachung des HM. vom 24. Yünmer 
1899, RGOB. Nr. 20 bei $ 58, Seite 676. 
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Bei folhen Gütern, welche nit in ganzen Wagen- 
ladungen aufgegeben werden, kann an Stelle des Duplikates 
ein al3 folcher zu bezeichnender Aufnahmejchein ausgeſtellt 
werden, welcher diejelbe rechtliche Bedeutung wie dad Dur 
plifat hat. 

Auf Wunſch des Abſenders kann der Empfang des 
Gutes auch in anderer Form, insbeſondere mitteld Eintrages 
in ein Quittungsbuch uf. bejicheinigt werden. Eine der⸗ 
artige Beicheinigung hat nicht die Bedeutung eines Yradıt- 
briefduplifates oder eines Aufnahmefcheines. 

Die Aufgabsrezepiffe über Yrachtgüter haben nicht bie redht- 
liche Natur von Labejcheinen; fie find ihrem Inhalte und ihrer 
Natur nad) nur Beltätigungen, daß Waren, über welche mit ber 
Eifenbahn ein Frachtvertrag abgeſchloſſen werden will, der Bahn- 
verwaltung übergeben worden find. — Die Eijenbahn ift für 
ihren mit der Ausfertigung der Frachtaufgabsrezepifje betrauten 
Bedieniteten, welcher in betrügerifher Abſicht Aufgabsrezepiſſe 
über Waren außftellt, die gar nicht zur NWufgabe gelangt find, 
nur dann haftpflichtig, wenn ihr ermeislih eine Unterlaflung 
der gebotenen Kontrolle bezüglich der Ausitellung ber Rezepiſſe 

dur gg fällt. OGH. 27. September 1876, 3. 4986; Röll 


Die Ausftellung einer Empfangäbeftätigung über ein ber 
Bahn zur Beförderung übergebenes Gut, fei es durch Ausfertigung 
eine Aufnahmefcheines, fei e8 durch Zurüdftellung des bahnfeitig 
unterfertigten Frachtbriefduplikates, laut 8 50, Punlt 5 des BR. 
(1874), Hat nur über Wunfch der Parteien zu erfolgen, kann mit» 
Bin auch ganz unterbleiben. — Wenn die Partei Teinerlei wie 
immer geartete Empfangsbeftätigung beanſprucht, kann derjelben 
auch die tarifmäßige Aufnahmsfcheingebühr nicht angerechnet 
werben; hierdurch wird jedoch an der Verpflichtung der Bahn- 
verwaltungen, beziehungsmeife ber Parteien, die ärariiche Stempel- 
gebühr für den Aufnahmsakt auf jeden Fall zu entrichten. (HME. 
2. April 1873, 8. 9877, CB. 1873:44), nichts geändert. (HM. 
28. Yuni 1877, 3. 19.064; EGS. V,, ©. 401.) 

Im Falle der von ber Aufgabsftation auf Grund faltifcher 
Abwage erfolgten Verifizierung ber Gewicht3angaben des Fracht⸗ 
briefe3 und Beifegung einer bdiesfälfigen Klauſel auf letzterem 
müſſen die aljo verifizierten Frachtbriefe im Verhältniſſe zwiſchen 
bem NWufgeber und der geklagten Gefellfchaft auch in ber Richtung 
ber Höhe der Frachtgebühr fo lange al3 allein entjcheidend gehalten 
werden, als nicht feitend ber Bahnanftalt der Beweis erbracht 
wird, daß in betreff des Gewichtes ihrerfeit3 eine irrige Ne» 
rechnung flattfand. Es genügt diesfalls nicht, wenn dad Frachtgut 
von einer Anfchlußbahn beim Übergange an biefelbe in Gegen- 
wart der Stationdorgane, jedoch in Abmeienheit unb ohne Ber» 
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fändigung ber Bartei nachgewogen und Hierbei ein Mehrgewicht 
fonftatiert wird. (DOCH. 19. Juli 1881, 8. 2967; Mall I 307.) 

Der Verfrächter muß die Gewichtsangaben des Frachtbriefes 
auch dann wider ſich als Beweis gelten laſſen, wenn derſelbe zur 
Erſparnis an Frachtgebühren ein geringeres ai das wirkliche 
Gewicht bes Frachtgutes deflariert hat. (OGH. 5. Oktober 1883, 
8. 9935; Röll, Hfterr. Eiſenb. Geſetze S. 879.) 


Die Eifenbahnftation ift, trotzdem diefelbe Frachtverträge uſw. 
ebauiclichen berechtigt ift, feine tiebertaffung im Sinne des 
g 7 Jur. Norm, und kann daher bie Eijenbahn vor dem 
Gerichte, in deſſen Sprengel der betreffende Stationsort gehört, 
nik —5 werden. (OGH. 22. Juni 1899, 8. 8286, Röll 


Der Gegenbeweis, daß das Gut nicht an dem, durch den 
Tagesſtempel angegebenen Zeitpunkte zur Beförderung übergeben 
und daß der Frachtvertrag erſt in einem fpäteren Zeitpunkte abge- 
ſchloſſen wurde, tft zuläfſig. OGH. 28. Dezember 1899, 3. 5881; 
Röll 1899: 89.) 

Bei dem Frachtgeſchäfte Hat auch der Abſender die Sorgfalt 
eine3 etlichen Kaufmannes zu präftieren. 

ei Aufgabe einer Sendung mit dem Frachtbriefvermerk 
—8 hat daher auch der Abende felbft für die Erfüllung 
der hieraus refultierenden Verpflichtung Sorge zu tragen. (OGH. 
17. Sänner 1901, 3. 16.027 ex 1900; tt 1901:4. 

Die Eifenbahnfationen, welche felbftändige Frachtgeſchäfte ab- 
fließen, find als befondere Niederlaſſungen anzufehen und ber 
gründen ben Gehen ber Niederlaſſung. (OGH. 5. Februar 
1902, 3. 433, VB. 71.) 

Ein —— — welches zwar mit dem bahnamtlichen 
Stempel verſehen iſt, welchem jedoch die für ein Duplikat weſentlichen 
Angaben, insbeſondere die Angaben über die Frachtbrief⸗ und 
Bagennummer fowie die bahnamtlihe Empfangsbeftätigung man« 
geln, ift, weil unvollftändig, nicht geeignet, den Abſchluß eines 
Srachtvertrages zu beurfunden. (OGH. 6. Oktober‘, 1902, 3. 7802, 
VBB. 1903:41). 


Borläufige Einlagerung de3 Gutes. 


8 55. Die Eifenbahn ift nur verpflichtet, die Güter zum 
Tranzport anzunehmen, ſoweit die Beförderung derjelben ſo— 
fort erfolgen Tann. 


Die Eifenbahn ift jedoch verpflichtet, die ihr zugeführten 
Güter, deren Beförderung nicht fofort erfolgen kann, fomeit 
die Räumlichkeiten e3 geftatten, gegen Empfangsbeicheinigung 
mit dem Vorbehalte in einftweilige Verwahrung zu nehmen, 
daß die Annahme zur Beförderung und die Aufdrüdung 
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des Abfertigungsftempel3 auf den Frachtbrief (8 54, Abſatz 1) 
erit dann erfolgt, wenn die Beförderung möglich ift. Der 
Abſender hat im Frachtbriefe fein Einverftändnis mit diefem 
Verfahren zu erflären. In diefem Falle haftet die Eifenbahn 
bi3 zum Abſchluß des Frachtvertrages als Berwahrer. 

Mit Genehmigung der Aufficht3behörde ift die Eifen- 
bahn berechtigt, im Falle fie Wagenladungsgüter, deren ſo⸗ 
fortige Beförderung nicht möglich ift, gleichwohl zum Trans» 
porte annimmt, mit dem Abjender zu vereinbaren, daß für 
die Sendung bie Lieferfrift von dem Tage an zu rechnen ift, 
an welchem die Abfendung tatfächlich erfolgt. Der Abfjender 
hat fein Einverftändni3 auf dem Frachtbriefe zu erflären und 
auf dem Frachtbriefduplifate zu wiederholen. Die Eifenbahn 
ift verpflichtet, den Beitpunft der Abfendung auf dem Fradıt- 
briefe durch Aufdrüdung eines befonderen Stempel3 erfichtlich 
zu machen und diefen Zeitpunkt dem Abſender ohne Verzug 
mitzuteilen. 

Der von ber gemeinfamen Eifenbahndireftorenlonferenz am 
8 Oktober d. %. gefaßte Beichluß, wonach die öfterreichiichen 
Eifenbahnvermwaltungen ſich bi3 auf Widerruf bereit erflärt haben, 
im Falle ber Übernahme ber Haftungsbeftimmungen aus dem zu 
Bern am 14. Dftober 1890 abgefchlofjenen Übereintommen in bag 
interne BR. die auf einen Marimalfah nicht beſchränkte Fracht⸗ 
führerhaftung des Übereinkommens aud auf Feuerſchäden (mit 
Ausſchluß der vis major) an jenen Parteigütern anzımenden, 
welche vor Abſchluß des Frachtvertrages oder nad deſſen Er- 
füllung durch eine Bahnverwaltung auf einer ihrer Stationen 
oder auf zugehörigen Lagerplätzen entgeltlich verwahrt werden, 
wenn und inſolange das hierdurch auf die Eiſenbahnen überwälzte 
Riſiko durch den gegenſeitigen Brandſchaden-Verſicherungsverband 
der öſterreichiſchen Eiſenbahnen rückverſichert bleibt, wird hiermit 
enehmigend zur Kenntnis genommen. — Glei zeitig wird ge- 
attet, daß der bisherige 10% Zuſchlag zum Aagerzing nur mehr bei 
allen jenen Gütern beibehalten werde, welche die Eiſenbahn auf 
Grund der Tarifbeſtimmungen in offenen Wagen und unbedeckt 
befördern kann, die daher ihrer Natur nach im Freien lagern 
können, und für welche tarifmäßig das — 02 Kreuzer 
pro 100 kg und 1 Tag beträgt; bei allen übrigen Gütern Tann 
der 10% Zuſchlag zum Lagerzinfe auf 20% erhöht werden, und 
Bat biefer Bufählag im einzelnen alle in minimo 1 Kreuzer zu 
betragen. (HME. 5. November 1891, 8. 49.630; VB. 1891: 133.) 


Uuflieferung und Beförderung der Güter, 


8 56. Das Gut muß in den von ber Eifenbahn feftzu- 
jegenden Dienſtſtunden aufgeliefert und, fall3 die Verladung 
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nah den Borfchriften dieſes Reglement? oder des Tarifes 
oder nach bejonderer Vereinbarung dem Abſender obliegt, 
innerhalb derfelben verladen werden. Bei einer nad) und 
nad) ftattfindenden Auflieferung der mit demjelben Fracht⸗ 
briefe aufgegebenen, von der Eifenbahn zu verladenden Sen⸗ 
dung ift, fofern die Auflieferung durch den Abſender über 
24 Stunden verzögert wird, die Eijenbahn berechtigt, ein 
im zarie feſtzuſetzendes Lagergeld zu erheben. Dasſelbe gilt 
in dem Falle, wenn von der Eiſenbahn zu verladende Güter 
mit unvollſtändigem oder unrichtigem Frachtbriefe aufgeliefert 
ſind, und die Berichtigung nicht binnen 24 Stunden nach 
der Beanſtandung erfolgt. Wegen der Anfuhr der Güter 
durch Rollfuhrunternehmer der Eiſenbahn ſiehe 8 68. 

Die Beförderung erfolgt, je nach der Beſtimmung im 
Frachtbriefe, in Eilfracht oder in gewöhnlicher Fracht. 

An Sonn- und Feſttagen wird gewöhnliches Frachtgut 
nicht angenommen und am Beltimmungsorte dem Empfänger 
nicht verabfolgt. Eilgut wird aud) an Sonn- und Zelte 
tagen, aber nur in den ein- für allemal beftimmten, durch 
Aushang an den Abfertigungzitellen, fowie in einem Lokal⸗ 
blatte befanntzumachenden Tageszeiten angenommen und 
ausgeliefert. 

Die Beförderung der Güter findet in der Reihenfolge 
fatt, in welcher fie zum Transport angenommen worden 
find, fofern die Eiſenbahn nicht zwingende Gründe des Eifen- 
bahnbetriebe3 oder da3 öffentliche Sntereffe für eine Ausnahme 
geltend machen Tann. Jede HYumiderhandlung gegen dieſe 
Beftimmung begründet den Anſpruch auf Erjab des dadurch 
entftandenen Schadens. 

Die Eifenbahnen find verpflichtet, Einrichtungen zu tref« 
fen, durch welche die Reihenfolge der Güterabfertigung feit- 
geftellt werden Tann. 

Die Bereititellung der Wagen für ſolche Güter, deren 
Berlabung der Ubfender jelbft zu beforgen hat (ſiehe Abſatz 1), 
muß für einen bejtimmten Tag nachgeſucht und die Auf 
lieferung und Berladung in der von der Eifenbahn zu be— 
fimmenden Frift vollendet werden. Diefe Friſt ift durch 
Anſchlag an den Abfertigungsftellen, jowie in einem Lokal⸗ 
blatte befanntzumachen. 

Erfolgt die Auflieferung und Berladung nicht inıter- 
halb dieſer Frift, jo hat der Abſender nach deren Abluuf 
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da3 im Tarife feitzufegende Wagenftandgeld zu bezahlen. 
Dasſelbe gilt in dem Falle, wern Güter, die von dem Ab- 
jender zu verladen find (fiehe Abſatz 1), mit unrichtigem oder 
undollftändigem Frachtbrief aufgeliefert werden und die Be— 
rihtigung nicht innerhalb der feftgefegten Ladefrift erfolgt. 
Auch ift die Eifenbahn berechtigt, den Wagen auf Koften 
des Beſtellers zu entladen und das Gut auf dejjen Gefahr 
und Koſten auf Lager zu nehmen. Dei Beitellung Des 
Wagens it auf Berlangen der Eijenbahn eine Den Betrag 
einer Tagesverſäumnis dedende Sicherheit zu beitellen. Wenn 
die Eijenbahn feft zugefagte Wagen nicht rechtzeitig ftellt, 
fo hat fie dem Bejteller eine dem Wagenftandgeld entjprechende 
Entſchädigung zu zahlen. 


Die Eifenbahnen quuirben aufgefordert, in Gemäßheit des 
Schlußſatzes des 85 der EBD., ſowie des Abf. 6 des 8 56 
be3 UM. 1874 (neu $ 56, [5]) Pr azinsbücher einzurichten und 
zu führen und in dieſelben die —E „Frachtbrief⸗Nr.“ 
„Datum der Auflieferung“, „Veſtimmungsſtatien „„Name bes 
Abſenders“, „Verladen am . . m Bag “ au 
zunehmen. (8%. 17. April 1871, 8 1956; 8 1871: 70.) 


Mehrere Eifenbahnen ftellten bei der GJ. das Anſuchen, von 
der Verpflichtung zur Führung ber Magazinsbücher überhaupt 
enthoben zu werden, was diefelben mit dem Hinweiſe auf den 
Umftand begründeten, daß e3 durch die von ben meiften öfter- 
reichiſchen Eifenbahnen eingeführte Art ber Aufnahme und Ber- 
rechnung ber Güter mittel3 de3 Pauſierverfahrens ermöglicht fei, 
an der Hand der in der Aufgabzftation zurüdbleibenden Kopien der 
Frachtkarten und Verladefcheine in raſcher Weiſe die Reihenfolge 
der Auffieferung und Abbeförderung der einzelnen Sendungen 
zu Eonftatieren. Im Hinblide auf die tatfächliche Nichtigkeit dieſer 
Ausführungen wurde der geftellten Bitte Folge gegeben. (6%. 
26. Februar 1889, 3. 14.608, BB. 1889:33 und GJ. 22. Mai 
1890, 3. 6298, 88. 1890: 62.) 


Mehrere Eifenbahnen ftellten bei der GJ. das Anfuchen, bie 
beiben lebten Rubriken ber Magazinsbücher bi3 auf weiteres 
eliminieren, beziehungsweife die Ausfüllung dieſer Rubriken bis zur 
Auflage einer neuen PBrudforte unterlaffen zu dürfen. Dieſem 
Anſuchen wurde Folge „gegeben. (6%. 25. Februar 1890, 8. 2227, 
BB. 1890:33, 22. Maı 1890, 8. 6298, BB. 1890:62 und 
24. Oftober 1890, 3. 18.689, U. 1890: 136.) 


Betreffs der Sonntagsruhe fiehe die Verordnung des HM. im 
Einvernehmen mit dem M. d. %. und dem M. f. K. u. U. vom 
24. April 1895, RGB. Nr. 58 (abgedrudt bei 8 69). 
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Beförderung in gededten oder in offenen 
Wagen. 


8 57. Der Abjender ift, fofern nicht eine Beſtimmung 
des Betrieböreglement® oder Holle, Steuer- unb polizeiliche 
Borfchriften oder zwingende Gründe des Betriebes entgegen- 
ftehen, berechtigt, durch fchriftlicden Vermerk auf dem Fracht⸗ 
briefe zu verlangen: 

1. daß bei denjenigen Gütern, welche nach dem Tarife 
in offen gebauten Wagen befördert werden, die Beförderung 
in gedect gebauten Wagen erfolge; 


2. daß bei denjenigen Gütern, welche nach dem Tarife 
in gededt gebauten Wagen befördert werden, die Beförberung 
in offen gebauten Wagen ftattfinde. 


Im erjteren Falle Tann die Eifenbahn einen im Tarif 
feftzufegenden Zufchlag zur Fracht erheben. 

Der Tarif beftimmt, ob und unter welchen Bedingungen 
auf den im Frachtbriefe zu ftellenden Antrag des Abſen⸗ 
ders Deden für offen gebaute Wagen mietweife überlaſſen 
werben. 


Berpadung und Bezeihnung des Gutes. 


8 58. Soweit die Natur des Frachtgutes zum Schuße 
gegen Verluſt oder Beichädigung auf dem Transporte eine 
Berpadung nötig macht, liegt die gehörige Beſorgung ber- 
jelben dem Abjender ob. 

Sit der Abjender diefer Verpflichtung nicht nachgekom⸗ 
men, jo ift die Eijenbahn, falls fie nicht die Annahme des 
Gutes verweigert, berechtigt, zu verlangen, Daß der Abjender 
auf dem Frachtbriefe das Fehlen oder die Mängel der Ber- 
padung unter fpezieller Bezeichnung anerfennt und der Ber- 
landftation hierüber außerdem eine befondere Erflärung nad 
Maßgabe des vorgejchriebenen Formulares (Anlage E) aus- 
ftellt. Sofern ein Abſender gleichartige, der Berpadung 
bedürftige Güter unverpadt oder mit denfelben Mängeln 
der Berpadung auf der gleichen Station aufzugeben pflegt, 
kann er an Gtelle der bejonderen Erklärung für jede Sen- 
dung ein für allemal eine allgemeine Erflärung nad) dem 
in der Anlage F vorgejehenen Formular abgeben. In diefem 
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Falle muß der Frachtbrief außer der oben vorgejehenen 
Anerkennung einen Hinweis auf die der Berjandftation abe 
gegebene allgemeine Erklärung enthalten. Solde Formulare 
ind von der Abfertigungsitelle bereit zu halten. 

Für derartig befcheinigte, ſowie für folhe Mängel der 
Verpackung, melde äußerlich nicht erfennbar find, hat ber 
Abjender zu haften und jeden daraus entitehenden Schaden 
zu tragen, beziehungsweife der Bahnvermwaltung zu erjegen. 
Sit die Ausftellung der gedachten Erklärung nicht erfolgt, 
jo haftet der Abfender für äußerlich erkennbare Mängel 
der Berpadung nur, wenn ihm ein argliftiges Verfahren 
zur Laſt fällt. 

Die Stüdgüter find in haltbarer, deutlicder und Ver⸗ 
wechſlungen ausfchliegender Weife, genau übereinftimmend 
mit den Angaben im Frachtbriefe, äußerlich zu bezeichnen 
(fignieren). 

Die Eifenbahn iſt berechtigt, zu verlangen, daß Stüd- 
üter vom Abfender mit der Bezeichnung der Beitimmungs- 
ation in dauerhafter Weiſe verjehen werden, jofern deren 
Beichaffenheit dies ohne bejondere Schwierigkeit gejtattet. 

Auf Grund der Verordnung des Handelsminiſteriums vom 

17. Februar 1872, RGB. Nr. 17, Hat die E. k. Normaleichungs- 
tommiffion nachſtehende, Hinfichtlic” der Gebühren vom Handels 
minifterium genehmigte Vorſchriften, betreffend die eichamtliche 
Prüfung und Beglaubigung von Gefäßen für den Transport von 
allen Fiſchen, Fiſchbrut und Fiſcheiern im Eifenbahnverfehre, 
erlafjen. 

Aus Holz oder Metall beftehende Fifchverfandgefäße für 
den Eifenbahnverfehr werden, falls fie ihrer mejentliden Be— 
Schaffenheit nach zwanglos als Fäſſer charakterifiert werden können, 
nach den für Fäſſer beftehenden Vorfchriften geeicht und geftempelt, 
wogegen folche hölzerne oder metalfene Filchtransportgefäße für 
ben Eiſenbahnverkehr, welche nicht faßähnlich Hergeftellt find, 
nad) Maßgabe folgender Beitimmungen lediglich auf den Rauminhalt 
geprüft und beglaubigt werden. 

1. Die Gefäße können in Form von Tonnen, Kübeln, Kannen 
oder Kaſten hergeftellt und behufs Erhaltung der Fiſche mit Vor⸗ 
rihtungen zur Zuführung von Luft und zur Eisfühlung ver⸗ 
fehen fein. 

2. Unter Rauminhalt ift jener größte Raum zu berftehen, 
welcher bei horizontaler, beziehungsweife vertifaler Stellung der 
Hauptachſe und unverjchloffenen Offnungen des Gefäßes außer 
von ben Wandungen noch von dem höchſten möglichen Waffer- 
fpiegel begrenzt wird. 
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3. Die Bezeichnung des Rauminhaltes ift in Liter auf dem 
Gefäße einzubrennen oder aufzujchlagen. 

4. Die Beglaubigung des NRauminhaltes erfolgt dur Ein« 
brennen oder Auffchlagen der Budjftaben E. A. (Eihamt) und ber 
Drdnungsnummern auf dem Gefäße, wobei die Zahl des Aufjichtg- 
bezirkes oberhalb diefer Buchftaben und die DOrdnungdnummer 
de3 Eichamtes unterhalb derjelben anzubringen ift. 

6b. In bezug auf Gebühren find die Yilchtranzportgefäße 
wie die Fäffer zu behandeln, nur ift für jedes undicht befundene 
Gefäß eine Gebühr von 10 Heller zu berechnen und einzuheben. 

über die vollzogene Inhaltsermittlung der Yilchtransport- 
gefäße find, fofern diefe Gefäße nicht als Fäſſer behandelt werden 
fönnen, Befundſcheine auszufertigen und find dieſe Eichamts- 
bandlungen fortlaufend in ein befonderes Regiſter einzutragen. 

(Kundmachung des Handelsminifteriums vom 24. Jänner 1899, 
RGB. Nr. 20, SB. 1899: 18.) 

Die Verkorkung der Spunde bei mit Moft gefüllten Fäſſern 
it al3 ein Mangel der Berpadung anzufehen und iſt die Eifenbahn, 
welhe derartige Fäller zum Transport übernimmt, von der 
Haftung für die dadurch veranlaßte Erplofion des Inhaltes 
nur in dem alle befreit, wenn der Abfender eine Erflärung 
bezüglich der mangelhaften Verpackung ausgeftellt hat. (OGH. 
12. Juli 1900, 3. 8243; Röll 1900:55.) 

Die bahnſeitige Nichtbeanftandung einer mangelhaft verpadten 
Sendung Tann wohl im Hinblide auf die im $ 58 BR. au 
geiprochenen Folgen die Vermutung begründen, daß die VBerpadung 
eine gute geweſen ſei, fie fchließt aber Teinesweg3 den Gegen- 
beweid der Eifenbahn über ben mangelhaften Bufland ber Ver⸗ 
padung aus. (OGH. 11. Dezember 1901, 3. 14.420, Röll 1901: 72.) 


Boll-, Steuer-, Polizei- und ftatiftifche 
Vorſchriften. 


859. Der Abſender iſt verpflichtet, dem Frachtbriefe die— 
jenigen Begleitpapiere beizugeben, welche zur Erfüllung der 
etwa beſtehenden Zoll⸗, Steuer⸗ oder Polizeivorſchriften vor 
der Ablieferung an den Empfänger erforderlich ſind. Er 
haftet der Eiſenbahn, ſofern derſelben nicht ein Verſchulden 
zur Laſt fällt, für alle Folgen, welche aus dem Mangel, der 
Unzulänglichkeit oder Unrichtigkeit dieſer Papiere entſtehen. 

Der Eiſenbahn liegt eine Prüfung der Richtigkeit und 
Vollſtändigkeit derſelben nicht ob. 

Die Zoll⸗, Steuer⸗ und Polizeivorſchriften werden, ſo 
lange das Gut ſich auf dem Wege befindet, von der Eijen- 
bahn erfüllt. Sie kann diefe Aufgabe unter ihrer eigenen 
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Berantwortlichkeit einem Spediteur übertragen oder gegen 
eine im Tarife feitzufegende Gebühr felbit übernehmen. In 
beiden Fällen Hat fie die Berpflichtungen eines Spediteur. 

Falls der Abjender eine Art der Abfertigung bean— 
tragt hat, welche im gegebenen alle nicht zuläflig ift, jo hat 
die Eifenbahn diejenige Abfertigung zu veranlajjen, welche 
fie für da3 Intereſſe des Abſenders am vorteilhafteiten er— 
achtet. Der Abfender ift hiervon zu benachrichtigen. 

Der Verfügungsberechtigte kann der Zollbehandlung ent- 
weder jelbft oder durch einen im FFrachtbriefe bezeichneten 
Bevollmächtigten beimohnen, um die nötigen Aufflärungen 
über die Tarifierung des Gutes zu erteilen und feine Be— 
merkungen beizufügen. Diefe Befugnis begründet nicht da3 
Recht, das Gut in Befi zu nehmen oder die Zollbehandlung 
jelbft vorzunehmen. 

Bei der Ankunft des Gutes am Beitimmungsorte fteht 
dem Empfänger da3 Recht zu, die z0ll- und fteueramtliche 
Behandlung zu beforgen, falls nicht im Frachtbriefe etwas 
anderes feitgejebt iſt. 

Inwiefern einer Sendung ftatiftiiche Begleitpapiere bei- 
zugeben find, bejtimmen die einjchlägigen Gejege und Ver⸗ 
ordnungen. 


Die Bahngefellichaft ift berechtigt, ihren Anſpruch auf Selab 
be3 von ihr gezahlten Nachtragszolles für die vom Abjend 
unrichtig bdeflarierte Ware gegen den Empfänger geltend Au 
machen. Derfelbe haftet nad — 71 der Boll- und Monopolordnung 
für die Warenerflärung und dieſe umfaßt die Verbindlichkeit, bie 
entfallende Bollgebühr zu entrichten und für Die nachteiligen 
Folgen einzuftehen, welche eine limrichtigfeit in der Angabe der 
Erffärung nad) ſich zieht. Der überhaupt geltende Grundſatz, daß 
ein unverfchuldeter Irrtum niemandem zum Nachteile, beziehungs- 
weiſe Vorteile gereiche, ift au) im 8 219 der Zoll- und Monopol- 
ordnung ausgeſprochen. — Wenn nun die Finanzorgane jpäter 
finden, daß die bdeffarierte Ware die Einhebung eines höheren 
Bolles erfordert, fo find fie auch berechtigt, diefen vorzufchreiben 
und von der Bahngefellichaft einzuheben; da auch der Empfänger 
für den richtigen Zoll haftbar ift, jo hat er ber Bahn benfelben 
zu erfeßen (Art. 412 988. und 81042 a. b. © B.). — 
Den Gerichten fteht eine Entfcheidung über die Nichtigfeit der 
Bollbemeffung und die Gefepmäßigfeit der Amt3handlung des Boll- 
amte3 nicht zu. (OGH. 23. Dezember 1881, 8. 12.473; Röll, 
Hfterr. Eiſenb.Geſetze S. 881.) 

Der Anſpruch des Fracdhtführers gegen ben Empfänger des 
Frachtgutes bleibt rüdjichtli der in Art. 409 de HGB. be- 
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zeichneten, vom Frachtführer beftrittenen, auf das Frachtgut fich 
beziehenden Auslagen und fpeziell rüdfichtlih der Zollgebühren 
gemäß Art. 412 HGB. auch nach der ohne Bezahlung erfolgten 
Ablieferung bes Gutes in Kraft. (OGH. 14. Mai 1884, 3. 4826; 
Rölt II: 373.) 


Nach der auch vom Handel3minifterium geteilten Anjchauung 
de3 Berner Zentralamtes für den internationalen Eifenbahn- 
transport Tann darüber ein Bmeifel nicht beftehen, daß Die 
Bahn zum mindeiten berechtigt ift, die Zahlung des Bolle dem 
Abfender oder feinem Bevollmächtigten zu überlaffen, wenn dieſer 
die Bahlung direkt bejorgen will. 


Die geehrte Verwaltung wird johin eingeladen, zu veranlafjen, 
daß von Seite ber Bahnvermwaltungen in Erwägung gezogen werde, 
ob es ſich nicht empfehlen würde, in ben gemeinfamen Tarif- 
teil I für den Transport von Eil- und Fraditgütern auf ben 
Öfterreihifchrungariishen Bahnen und meiterhin auch in die aus 
ländifhen Berbandstarife eine Beſtimmung aufzunehmen, nad) 
welcher es dem Abfender freigeitellt bliebe, die Bollgelder aud 
unmittelbar an das abfertigende Zollamt zu bezahlen, fofern 
damit eine Befaffung mit dem Gute felbft nicht verbunden ift, 
zumal aud der deutſche Eifenbahnverfehrsverband in jüngiter 
Zeit befchloffen hat, eine analoge Beftimmung in den allgemeinen 
Abfertigungsvorfchriften für die Beförderung von Perſonen, Heife- 
gepäd, Leichen, Fahrzeugen, Iebenden Tieren, Eil- und Frachtgütern 
‚durchzuführen. 

Dem Handel3minifterium erfchiene die Geftattung der um 
mittelbaren Zahlung des Zolles durch den Abfender oder feinen 
Bevollmädtigten um fo empfehlenswerter, als es ſich in ber 
vorliegenden Frage um eine mildere und mehr entgegenfommende 
Anwendung des vielfach angefochtenen Art. 10, Abſatz 3, des 
internationalen Übereinfommeng und des demfelben entſprechenden 
8 59, Abſatz 3, des Betriebsreglements handelt, wodurch möglicher» 
weife den Wünjchen der Handelswelt, welche fih zunädft auf 
eine Abänderung dieſes Artikels bei der nädjiten Revifion des 
internationalen übereinfommen3 richteten, Genüge geleiftet werden 
önnte. 


Bei diefem Anlaſſe wird der geehrten Verwaltung übrigens 
bemerkt, daß bisher feiten3 der Bahnverwaltungen ein Bericht 
barüber nicht erftattet worden ift, in welcher Weife die Stationen, 
entjprechend dem Einführungserlajie vom 10. Dezember 1892, 
8. 56.001, zum Betrieböreglement und zum internationalen Über- 
einfommen, Abt. II, Punkt 8, angemwiefen mworben find, bem 
Berfügungsberecdhtigten, welder im Sinne des 8 59, Abſatz 5 
des Wetrieb3reglement? und de3 Art. 10, Abſatz 4 bes über- 
einkommens entmweber felbft oder durch einen Bevollmächtigten ber 
Bollbehandlung beimohnen will, hierzu die Möglichkeit zu geben. 
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Der Herr löniglich ungarische Handelöminifter wird gleigeitig 
erfucht, die ihm unterftehenden Bahnverwaltungen zur Teilnahme 
an der Beratung dieſes Gegenflandes in ber gemeinjamen 
Direktorenlonferenz zu ermädtigen. 

über das Ergebnis der Beratung diefer Frage in der Eifen- 
bahnbireftorenfonfereng wolle an da3 Handel3minifterium berichtet 
werden. 

Bon dem Inhalte dieſes Erlafjes werben bie übrigen Bahn- 
verwaltungen durch deſſen Abdrud im hierortigen Verordnungsblatt 
für Eifenbahnen und Schiffahrt in Kenntnis geſetzt. (HM. 
26. Dezember 1893, 3. 57.209, BB. 1894: 3.) 

Die Eiſenbahn haftet für den Schaben, welchen fie dadurch 
verurfacht, daß dad Frachtgut nicht nach der Borjchreibung bes 
Frachtbriefes dem Austrittszollamte geftellt und infolgebefjen bie 
Bolffreiheit für das Gut verwirkt wurde. (OGH. 12. Zuli 1900, 
8. 4301; Röll 1900: 54.) 

Weder nah dem internationalen Frachtrechtsübereinfommen 
noch nach dem Betrieböreglement ift bie Empfangsbahn verpflichtet, 
die Bollabfertigungsgebühren vorfchußmeife zu berichtigen. Sie 
hat vielmehr ihrer Pfliht Genüge geleiftet, wenn fie das Gut 
an das Zollamt abgeliefert hat. Bon diefem Zeitpunkte beginnt 
bie in Art. 45 des internationalen Fradhtrechtzübereintommeng 
normierte Verjährung zu laufen. (OGH. 31. Zuli 1902, 
8. 10.222, 88. 1903: 13.) 


Berehnung der Fracht. 


8 60. Die Grundfäge für die Frachtberechnung find im 
Tarife (8 7) anzugeben. 

Außer den im Tarife angegebenen Frachtſätzen und 
Vergütungen für bejondere im Tarife vorgejehene Leiftungen 
dürfen nur bare Auslagen erhoben werden, in3bejondere Auge, 
Ein» und Durchgangsabgaben, nicht in den Tarif aufgenom- 
mene often für Überführung und Auslagen für Ausbeſſe— 
rungen an den Gütern, welche infolge ihrer äußeren oder 
inneren Beichaffenheit zu ihrer Erhaltung notwendig werden. 
Dieſe Auslagen jind gehörig feitzuftellen und in dem Fradht- 
briefe erfichtlih zu machen, welchem die Beweisſtücke bei» 
zugeben find. 

Wenn die Eifenbahn die Güter von der Behaufung 
des Abfender3 abholen oder aus Schiffen löſchen Täßt, ober 
an die Behaufung des Empfänger ober an einen anderen 
Drt, 3. B. na Padhöfen, Lagerhäufern, Revifionzichuppen, 
in Schiffe uſw. bringen läßt, jo find die durch die Tarife 
oder duch Aushang an den Abfertigunggftellen befannt- 


vom 10. Dezember 1892, 88 60, 61. 681 


zumachenden Gebühren hiefür zu entrichten. Der Rollfuhr- 
mann hat feinen Gebührentarif bei ji zu tragen und auf 
Verlangen | vorzuzeigen. 
der gemeinſamen Direktorenkonferenz vom 16. Sep⸗ 

tember 805 in der Bezeichnung der Nebengebühren auf den 
Frachtbriefen weder gedruckte noch zu ſchreibende Abkürzungen 
zuzulaſſen, ſondern daran feſtzuhalten, daß die Gebühren in den 
Frachtbriefen ſtets vollſtändig und deutlich zu bezeichnen ſind, — 
ſowie die Anzeige der ſeither erfolgten Annahme dieſes Beſchluſſes 
durch die Bahnverwaltungen werden hiermit zur Kenntnis ge— 
nommen. (GJ. 29. November 1880, 3. 6364; CB. 1880: 147.) 


Bahlung der Fracht. Anfprüde wegen un» 
richtiger Frachtberechnung. Verjährung 
ſolcher Anſprüche. 

8 61. Werden die Frachtgelder nicht bei der Aufgabe des 
Gutes zur Beförderung berichtigt, fo gelten jie al3 auf den 
Empfänger angemiejen. 

Die Berfanditation hat im Frachtbriefduplifate, be⸗ 
ziehungsmweije im Aufnahmeſcheine die frantierten Gebühren, 
welche von ihr in den Frachtbrief eingetragen mwurden, zu 
ipezifizieren. 

Bei Gütern, welche nad) dem Ermefjen der annehmenden 
Bahn jchnellem Verderben unterliegen oder wegen ihres 
geringen Wertes die Fracht nicht ficher deden, Tann die Vor- 
ausbezahlung der Frachtgelder gefordert werden. 

Wenn im alle der Frankierung der Betrag der Gejamt- 
fraht beim Verſand nicht genau beftimmt werden Tann, 
jo Tann die Berfandbahn die Hinterlegung des ungefähren 
Frachtbetrages fordern. 

Wurde der Tarif unrichtig angewendet oder find Rech— 
nung3fehler bei der Feſtſetzung der Frachtgelder und Gebühren 
vorgelommen, jo ift da3 zu wenig Geforderte nachzuzahlen, 
dad zu viel Erhobene zu erjtatten und zu dieſem Zwecke 
dem Berechtigten tunlichit bald Nachricht zu geben. Ein 
derartiger Anſpruch auf Rüdzahlung oder Nachzahlung ver» 
jährr in einem Jahre vom Tage der Zahlung an, fofern 
er nicht unter den Parteien durch Anerfenntnis, Vergleich 
oder gerichtliche Urteil fejtgejtellt if. Auf bie Verjährung 
finden die Beitimmungen des $ 91, Abſatz 3 und 4, Ans 
wendung. Die Beitimmung des 8 90, “jap 1 1, findet feine 
Anwendung. 
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Bur Erhebung diefer Ansprüche gegen die Bahnvermwal- 
tung genügt in dem alle, wenn die Frachtgelder bei der 
Aufgabe ded Gutes zur Beförderung berichtigt wurden, Die 
Beibringung des Frachtbriefduplifates, beziehungsmweije des 
Aufnahmeſcheines. 

Zur Geltendmachung von Frachterſtattungsanſprüchen iſt 
der Abſender oder Empfänger berechtigt, je nachdem der 
eine oder der andere die Mehrzahlung an die Eiſenbahn 
geteilet hat. Zur Nachbezahlung zu wenig erhobener Yradıt- 
eträge ift nad) Auslieferung des Gutes derjenige verpflichtet, 
welcher die Fracht bezahlt oder nach Abja 3 Hinterlegt hat. 

Die Eifenbahngefellfchaften erfcheinen durh daB BR. nicht 
verpflichtet, Nüderfagbeträge den Adreſſaten ins Haus zu fehiden, 
indem ber 8 53 BR. (1874) darüber nur anordnet: „Zu viel 
erhobene Beträge find dem Bezugsberechtigten tunlichft zu aviſieren.“ 
(83. 6. Auguft 1875, 3. 7996; CB. 1875:128.) 

Den allgemeinen Rechtsgrundſätzen entfprechend, beftimmt das 
BR. (1872) im Abſchn. B, 8 8, ebenfo das BER. (1874) im 
8 53, daß die Gebührenrehnung weder der Eifenbahn 
noch dem zur Zahlung Verpflichteten zum Nachteile gereichen follte 
und daß zu viel erhobene Beträge dem Bezugsberechtigten tunlichſt 
zu avifieren find. Wenn alfo die Eifenbahn verpflichtet ift, 
zu viel erhobene Beträge zurüdzuzahlen, jo unterliegt es auch 
feinem Zweifel, daß die Bahn beredtigt ift, die duch eine um- 
richtige Anwendung des Tarifes im Frachtbriefe zu gering be- 
zifferte Frachtgebühr richtigzuftellen und die Zahlung der richtig 
berechneten Frachtgebühr, rückſichtlich des noch gebührenden Reſt⸗ 
betrages vom Wmpfänger des Frachtgutes zu verlangen, und 
fann der Empfänger des Frachtgutes zu dieſem Erfabe verpflichtet 
werden, weil gegenüber der klagenden Eifenbahn nah Art. 406 
HGB. nur der Empfänger der einzig zur Zahlung Berpflichtete 
if. (08H. 16. November 1877, 3. 1059; Röll I: 230.) 

Die anläßlich eines ſpeziellen Falles gepflogenen Erhebungen 
haben ergeben, daß feitend ber Eifenbahnverwaltungen für Die 
Avifierung der zugunften ber Parteien ermittelten Übergebühren, 
ferner für die Auszahlung derfelben, und zwar inäbejondere 
für die Legitimation der zum Bezuge fi” Meldenden, verfchieden- 
artige Beſtimmungen feftgeitellt find. — Diefe Verſchiedenartigkeit 
bringt für das Verkehr treibende Publikum mannigfadye Rachteile 
mit fi, ba e3 für dasfelbe jedenfall® mit Schwierigkeiten ver- 
bunden ift, fi} die bei jeder Bahnverwaltung beftehenden Vor⸗ 
fhriften gegenwärtig zu halten. — Es erſcheint daher als ein 
unabweisliches Bedürfnis, daß feiten? der Bahnverwaltungen zum 
Behufe ber Durchführung des diesfalls mafgebenden zweiten 
Abſatzes des 8 53 des BR. (1874) und unter Berüdfichtigung 
der in biejer Beziehung bereit3 ergangenen Spezialerläffe gleich- 
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artige Normen vereinbart und der bezügliche Entwurf im Wege der 
borjigenden Berwaltung in der Direktorenfonferenz eheſtens anher 
in Borlage gebracht werde. — Hiervon werden unter einem das 
königlich ungariſche Kommunilationsminifterium in Kenntnis gefeßt 
und auch die übrigen Bahnverwaltungen verftändigt. (HM. 
11. April 1879, 2. 3812: EB. 1879:48.) 

Mit der Eingabe vom ...... hat der Verwaltungsrat 
berichtet, daß in der gemeinſchaftlichen Konferenz der öſterreichiſchen 
und ungariſchen Eiſenbahndirektoren vom 14. Februar l. J. die 
mit dem hieramtlichen Erlaſſe vom 28. Jänner 1889, 3. 1845, 
einverftändlih‘ mit dem königlich ungarifhden Kommunikations 
minifterium vorgezeichnete Anderung der in der Direltoren- 
fonferenz vom 15. Dezember 1887 befchloffenen neuen Normen 
für die Uuszahlung von Parteiguthaben (Punkt 6, Abſatz 2) unter 
der Vorausſetzung angenommen wurde, daß die Beſcheinigung 
des Einverftändniffes des Bezugsberechtigten rüdfichtlich der Aus- 
zahlung feines Frachtguthabens an einen dritten von Fall zu 
Fall auszuftellen ift, weshalb vorbehalten wurde, die Borfchrift 
in diefer Richtung zu ergänzen, wenn die Erfahrung bies als 
nötig ergeben follte — Da gegen biefe Borausfegung nichts 
einzuwenden ift, jo unterliegt die Wftivierung der neuen Aus- 
sahlungsnormen mit der in der Direktorenkonferenz vom 
14. Februar 1.%. angenommenen Underung um fo weniger einem 
Anftandbe, ala auch der Herr königlich ungarifhe Kommunikations 
minifter die föniglih un ngariichen Staat3bahnen bereit3 angewieſen 
hat, die entjprechende Berlautbarung ber abgeänderten Normen 
nah) Maßgabe des Direftorentonferenzbefchluffes vom 14. Februar 
l. J. zu veranlafien. — Es wird auch diezfeit3 dafür Sorge zu 
tragen fein, daß bie neuen Normen durch entjprechende Ver⸗ 
lautbarung zur allgemeinen Kenntnis gelangen. — Bon der gegen- 
wärtigen Entjcheidung werden bie übrigen Bahnverwaltungen durch 
Deröffentlihung dieſes Erlafjes im Berorbnungeblatte in ‚Kenntnis 
geiett. (HM. 16. April 1889, 8. 14.165; VB. 1889:49. 

Bei Sendungen mit überwiejener Fracht hat be Adreſſat, 
wenn er das Gut übernimmt, nicht bloß die eigentlichen Fracht⸗ 
gebühren, fondern aud etwaige Frachtzuſchläge für Überlaftung 
de3 Wagens ufw. zu bezahlen. (OGH. 17. Dezember 1895, 
8. 14.621.) 

Die unterlaffene oder irrige Berechnung eines Frachtzuſchlages 
fällt nicht unter ben Begriff einer unrichtigen Anwendung der 
Tarife oder eines Nechnungsfehler3 bei Anwendung ber Tarife 
(8 61, BR.). Frachtzuſchläge, welche irrigerweife in den Yrachtbrief 
nicht eingejegt wurden, Tann bie Bahnverwaltung von dem bie 
Dradt bezahlenden Empfänger nicht nachträglich einfordern. (OGH. 

30. Juli 1896, 3. 8464; Röll 1896: 32.) 


Aus Anlaß einer feiteng einer P. !. Staat3bahndirektion 
geftellten Anfrage hat das Eifenbahnminifterium für den Bereich der 
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t. f. Oſterreichiſchen Staatsbahnen den Grundſat aufgeftelit, da 
eine ohne Einfchreiten der Partei aus eigener Initiative einer 
Bahnverwaltung erfolgte Nüdzahlung eines bei der Rechnungs⸗ 
revifion fetgeftellten Parteiguthbabens den Lauf der ge- 
feglihen Berjährungdfrift gegenüber einem nachträglich er- 
hobenen Frachterſtattungsanſpruche nur dann zu alterieren vermöge, 
wenn der Rechtsgrund der geleifteten NRüdzahlung identifch ift 
mit der Begründung de3 nachträglich erhobenen Anſpruches, d. h. 
wenn aus der erfolgten Rüdzahlung bereit3 die bahnfeitige An⸗ 
erfennung jener Gründe abzuleiten it, auf melde fih ber 
Reklamationsanſpruch ftügt. (EM. 16. Februar 1897, 3. 293/IIL.) 

Der Ubfender einer franko aufgegebenen Sendung, welcher 
die fofortige Zahlung der Yrachtgebühren unterläßt, ift der Bahn 
gegenüber zur Begleichung derſelben auch dann verpflichtet, wenn 
er den Bertag ber Fracht bereit3 ingwilchen dem Empfänger 
vergütet, diefer aber die Frachtgebühren bei der Bahn nicht 
erlegt bat. 

Der Abſender hat gegenüber der Eifenbahn ebenfalls Die 
Sorgfalt eines ordentlihen Kaufmannes zu präftieren. (OGH. 
17. Sänner 1901, 3. 16.027 ex 1900; Röll 1901: 4.) 

Venn auf Grund de 8 61 BR. wegen eined bei ber 
Frachtberechnung infolge einer unbeutlichen Tarifbeitimmung unter- 
laufenen Irrtums Nachzahlung des zu menig Geforberten ber- 
langt wurde, jo kann gegen biefe Forderung die Recht3vermutung 
nad 8915 a. b. ©. 8. nicht eingewendet werden. (OGH. 
13. Februar 1901, 8. 1709; Röll 1901:13.) 

Der Umftand, daß Frachtgebühren von einer Eifenbahnftation 
eingehoben wurden, kann für fich allein noch nicht den Gerichts- 
fand der Niederlaffung nah 8 87- Jur. Norm. für dieſe Station 
eh (Beihluß des OGH. 3. Yuni 1902, 8. 6982, BB. 
1903: 75. 





Rundmahung der Öfterreihifh-ungarifhen und bo3- 

nl” neraegominifäen Eijfenbahnen vom Dezember 1900, 

1901:8, Seite 319, betreffend die Rüdzahlung von 
Frachtübergebühren. 

1. Die bei der Reviſion der Güterkarten vorgefundenen 
Parteiguthaben (Übergebühren) für Eil- und Frachtgutſendungen, 
welche aus Abbitiond- und Multiplilationsfehlern, aus unrichtiger 
Anwendung ber Tarife oder AZugrundelegung eines unrichtigen 
Gewichtes entitanden find, werben fogleich nach vollzogener Reviſion 
ben Stationen mitgeteilt. 

2. Die Stationen find verpflichtet, die Bezugsberechtigten 
auf Koften der Eifenbahn jofort von der Übergebühr zu verftändigen. 

3. Die befanntgegebenen Übergebühren werden erſt dann als 
feftftehend angefehen, wenn durch die von der Partei vorzulegenden 
Beweisftüde (und zwar bei franfierten Gebühren Originalauf- 
nahmfcheine, beziehungsweife Frachtbriefduplikate oder Yranlatur- 
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rechnungen, und nad) Ermefjen der Bahnverwaltung auch Die 
Srachtbriefe, bei überwiefenen Gebühren Frachtbriefe) dargetan 
wird, daß wirfli eine Mehrzahlung geleiftet worden ift. Ohne 
Dozinge dDiefer Beweisftüde Tann eine Erftattung nicht geleiftet 
werben. 

4. Die im Wege ber Kontrolle ben Stationen befannt«- 
gegebenen und von dieſen al3 richtig anerlannten Übergebühren 
werben den Bezugsberechtigten fofort ausgezahlt; dagegen werden 
bie Beweisſtücke erft nad) erfolgter Überprüfung jeitend der Bahn- 
bloß für die erfte Kartierungsftrede, bei überwiefenen Gebühren 
bloß für bie legte Kartierungsftrede erftatten. 

db. Es wird ben Parteien empfohlen, die von «Ahnen ver- 
muteten Übergebühren aus Wbditiond- und Multiplifationsfehlern, 
aus unrichtiger Anwendung der Tarife oder Annahme eines 
unrichtigen Gewichtes, unter Vorlage der im Punkte 3 erwähnten 
Frachtdokumente fofort bei jener Station zu reflamieren, bei 
welcher die Bahlung geleiftet wurde, weil die Prüfung und 
Erledigung eine3 bei der Bermwaltungsftelle felbft eingebrachten 
Anfpruches erft nah Ablauf des für das abminiftrative Ber- 
rechnungs⸗ und Sontrollverfahren erforderlichen Zeitraumes, daher 
nur mit unvermeidliher Verzögerung ftattfinden Tann. 

6. Die Stationen können bei direkt abgefertigten Sendungen 
die Übergebühr für bie ganze Strede, bei indireft abgefertigten 
Sendungen — infoweit e3 fi um franfierte Gebühren handelt — 
bloß für die erfte Kartierungsftrede erftatten. 

7. Erftattungsanfprühe aus anderen als ben unter 5 an⸗ 
geführten Gründen (beifpieldweije: nachträgliche Frachtberechnung 
über andere Routen, gebrochene Abfertigung flatt der erfolgten 
direften ober vice versa ufw.) können nur durch fchriftliches 
Einfchreiten bei derjenigen Verwaltung geregelt werden, an welche 
bie Zahlung geleiftet wurbe. 

8. Behufs Verminderung der Reklamationen erden Die 
Parteien in ihrem eigenen Intereſſe erſucht: 

a) ben inhalt und das Gewicht der Sendungen in den Fracht⸗ 
briefen genau anzugeben; 

b) bei der Bezeichnung des Artilel3 die Nomenklatur Des 
Tarife genau einzuhalten; 

c) bei Sammelbezeichnungen die Spezifilation der Ware dem 
Tarife gemäß anzugeben; 

d) die Wohnung ſowohl des Abjenderd, al3 des Empfängers 
genau zu bezeichnen; 

e) bei Geltendmachung von Erftattungsanfprüden, die fi auf 
andere Gründe al? die unter 5 angeführten fügen, in den 
Eingaben anzugeben, auf welche Beitimmungen und Tarife 
der Anſpruch bafiert, welche Gebühren angeblich unricdhtig 
berecinet wurden, und wie hoch ſich für jeden Frachtbrief 
der etwa zu vergütende Unterſchied ftellt. 
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9. Es wirb ferner im Intereſſe der rafcheren Erlebigung 
den Parteien nahegelegt, bie Frachtbelege nach gleiden Stations- 
verbindungen und in chronologifcher Reihenfolge zu konſignieren. 
Anſuchen, die fid) auf Überprüfung der Gebühren ohne nähere 
Begründung des Anfpruches ftüben, werben zurüdgemiefen. 

10. dur Einbringung von Frachterſtattungsanſprüchen iſt 
ber Abſender, beziehungsmweife der Empfänger berechtigt, je nad)» 
bem der eine oder der andere bie Mehrzahlung an die Eifenbahn 
geleiftet Bat. 

Frachterſtattungsanſprüche, mweldhe von anderen Perſonen ein- 
gebradht werben, find für jeden einzelnen Yall mit einer be 
fonderen, von dem Berechtigten unterfertigten, jedoch nicht auf 
einem ber Beweisſtücke auögeftellten, ordnungsmäßig geftempelten 
Legitimation (Beffion, Vollmacht, kaufmänniſche Anweiſung, kauf- 
männiſches Benachrichtigungsſchreiben) zu belegen.*) Dieſe Legiti- 
mation wird von der Eiſenbahn zurüdbehalten. 

Sollten in einer Eingabe gleichzeitig Erſtattungsanſprüche aus 
mehreren Frachtdokumenten geltend gemacht werden, jo find im 
Terte der Legitimation die einzelnen Frachtdolumente, auf die 
ſich diefelbe bezieht, nach ihren mwejentliden Merkmalen (mindeſtens 
Berfand- und Empfangsftation, Frachtbriefnummer und Datum) 
anzuführen. 

11. Es wird den Parteien nachdrücklichſt empfohlen, biefe 
Legitimationdurfunde gleichzeitig‘ mit ben Fracterftattungs- 
anſprüchen vorzulegen. 

12. Es wird weiters empfohlen, Frachterſtattungsanſprüche 
nicht eichzeitig mit anderen Anſprüchen zu verquiden. 

3. erwaltungen haben bisher die bei der Reviſion 
vorgefundenen Mindergebühren biß zur Höhe von 20 Helfern 
per Frachtbrief von den Parteien nicht reflamiert; e3 würde 
fi dringendft empfehlen, wenn die Parteien auf Unterjchiede bis 
zu 20 Heller per Frachtbrief, die zu ihren Gunften entfallen, 
gleichfall3 verzichten wollten, weil die Verwaltungen hierdurch 
in die Lage kämen, die anderweitigen zahlreihen Reklamationen, 
an deren rafcher Erledigung die Barteren ein höheres Intereſſe 
haben, in einem verhältnismäßig Türzeren Zeitraume zu regeln. 


*) 1. Vollmachten find mit einem Stempel von 1 Krone zu 
verfehen. (Zarifpoft 111 des Gebührengefege® vom 9. Yebruar 
1850, non. Nr. 50, beziehungsmweife 13. Dezember 1863, RGB. 
Nr. 89 

2. Beffionen find nad) dem Werte des Entgelt und Stala II 
zu ftempeln. (Zarifpoft 32, 2f, des Gebührengefeße2.) 

3. Einverftändnisbefcheinigungen in Form von Faufmännifchen 
Benadhrichtigungsschreiben find als Taufmännifche Anmweifungen nad 
dem angewiefenen Betrage und Skala I zu ftempeln. (Zarifpoft 11, 
2b aa, beziehungsweife Tarifpoft 113 des Gebührengefeßes und 
$ 4 des Gefeßes vom 1. März 1876.) 
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14. Die gleichartige Kundmachung vom Oftober 1889 tritt 
hiermit außer Kraft. 


Gewährung von Frahtgebührenfredit und Befreiung 
vom Frankaturzwange. 


Bon Seite der meiften Eifenbahnverwaltungen werben größeren 
Frachtgebern und Spediteuren die für bewirkte Transporte ent⸗ 
fallenden Gebühren auf Grund fpezieller Abmachungen bis zu einem 
gewiſſen Betrage kreditiert. — Diefer Vorgang wurde in dem 
hieramtlihhen, an die Verwaltungen der garantierten Eijenbahnen 
gerichteten Erlaffe vom 7. Juni 1879, 3. 15.307 (CB. 1879: 66), 
prinzipiell nicht ala unzuläffig bezeichnet, nur müſſe darauf Bedacht 
genommen werden, daß hieraus im alle etwa eintretender 
Bahlungsunfähigkeit bes Schuldner? dem Bahnunternehmen kein 
Nachteil oder Schaden erwachſe. Solche Kredite feien daher nur 
gegen Leiftung einer volle Sicherheit gemwährenden Kaution ein- 
zuräumen und bei vorfommender Kreditüberfchreitung alle weiteren 
Kreditierungen fofort einzuftellen. — Soll jedoch die Fradıt- 
gebührenfreditierung ſich nicht zu einer perfönlichen Bevorzugung 
einzelner größerer Frachtgeber zum Nachteile anderer geftaiten 
fo erfcheint e3 unbedingt geboten, daß in ähnlicher Weife, wie 
e3 bei den Föniglich preußifchen Staat3bahnen gefchieht und mie 
es auch mittel der ‚Normativbeftimmungen für einmonatlichen 
Srachtengebührenfredit auf den Linien der k. ?. öfterreichifchen 
Staatsbahnen” durchgeführt wurde, die Bedingungen für bie 
Kreditierung ſeitens ber einzelnen Bahnverwaltungen öffentlich 
fundgemacdt werden. — Da es jedoch auch wünſchenswert er⸗ 
—* daß ſämtliche Bahnverwaltungen rückſichtlich der in Rede 
tehenden Kreditierung, nach gleichen Grundſätzen vorgehen und 
beziehungsweiſe dieſelben Bedingungen hierfür aufſtellen, ſo wird die 
k. k. Generaldirektion eingeladen, den Gegenſtand auf die Tages— 
ordnung einer der nächſten Direktorenkonferenzen zu ſetzen und 
über das Refultat der Verhandlungen anher zu berichten. (HM. 
22. Februar 1891, 3. 45.102 ex 1890, WB. 1891: 29.) 

In Beantwortung des namens der Eifenbahndirektorenfonferenz 
erftatteten Berichte8 .... wird ber E. f. Generaldireftion als 
berzeit Vorfigenden der genannten Konferenz eröffnet, daß das HM. 
die von ben öſterreichiſchen Bahnverwaltungen, der hieramtlichen An- 
regung entiprechend, als einheitliche Grundlage für das Vorgehen 
ber einzelnen Bahnen vereinbarten „Normativbeſtimmungen für die 
Erlangung bon Frachtgebührenkrediten“ zur Kenntnis nimmt. 
Hierbei wird der Vorausſetzung Ausdrud gegeben, daß die auf 
biefer Grundlage von den einzelnen Bahnvermwaltungen für die 
Krebitierung feitzuftellenden Bedingungen im Sinne der Ber- 
ordnung vom 12, März 1879 (RGB. Nr. 78) wie die fonftigen 
Begünftigungen im Güterverkehre im hieramtlichen Verordnungs⸗ 
blatte wenigften3 ein- für allemal zur Veröffentlichung gelangen. 
(HM. 16. Dftober 1891, 3. 44.765; WB. 1891: 126.) 
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Nachnahme. 


8 62. Dem Abſender iſt geſtattet, das Gut bis zur Höhe 
des Wertes dezfelben mit Nachnahme zu belajten. Bei den- 
jenigen Gütern, für welche die Eifenbahn Borausbezahlung 
der Fracht zu verlangen berechtigt ift ($ 61, Abſatz 5), kann 
die Belaſtung mit Nachnahme verweigert werden. 

Für die aufgegebene Nachnahme wird die tarifmäßige 
Proviſion berechnet. Die Berechnung von Proviſion iſt auch 
für bare Auslagen der Eiſenbahn geftattet. Proviſionsfrei 
jind die von den Eijenbahnen nachgenommenen Yradjtgelder, 
die tarifmäßigen Nebengebühren, ala: Frachtbriefe, Wäge-, 
Signier⸗, Lader, Krangelder, Bollabfertigungsgebühren ufm., 
ferner die ftatiftiihe Gebühr des Warenverkehres, ſowie 
Portoauslagen und die Rollgelder der von der Bahnvermwaltung 
beitellten Yuhrunternehmer. 

Als Beicheinigung über die Auflegung von Nachnahmen 
dient der abgejtempelte Frachtbrief, das Frachtbrief-Duplifat 
oder die andermweit geftattete Bejcheinigung über Aufgabe 
von Gütern. Auf Verlangen werden außerdem bejondere 
Nachnahmeſcheine, und zwar gebührenfrei, erteilt. 

Die Eijenbahn ift verpflichtet, fobald der Betrag der 
Nachnahme von dem Empfänger bezahlt if, den Abſender 
hiervon zu benachrichtigen und demfelben die Nachnahme aus- 
zuzahlen. Dies findet auch Anwendung auf Auslagen, welche 
vor der Aufgabe für das Frachtgut gemacht worden find. Iſt 
im Tarif die Auszahlung der Nachnahme vom Ablauf einer 
beftimmten Frift abhängig gemacht, jo entfällt die Not- 
wendigleit einer bejonderen Benachrichtigung. 

St das Gut ohne Einziehung der Nachnahme abge- 
liefert worden, jo haftet die Eifenbahn für den Schaben bi3 
zum Betrage der Nachnahme und hat denjelben dem Abjender 
jofort zu erfegen, vorbehaltlich ihres Rückgriffes gegen den 
Empfänger. 

Barvorſchüſſe können zugelaſſen werden, wenn diejelben 
nah dem Ermeſſen de3 abfertigenden Beamten durch den 
Wert des Gutes ficher gededt ind. 

Die Eifenbahn ift zur Ausfolgung des Frachtgutes ohne 
Bablung der auf demfelben haftenden Nachnahme nicht ver- 
pflichtet, wenngleich die Nachnahme von dem Berfrächter nicht dem 
Auftrage des Aufgeber gemäß genommen wurde. (OGH. 23. Auguft 
1850, 8. 4545; Epftein Nr. 6.) 
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Den Schaden, der dem Wufgeber durch Ausfolgung bes mit 
Nachnahme belafieten Frachtgutes infolge behörblicher Anordnung 
ohne Rüdficht auf die Nachnahme erwächſt, Hat die Bahn nicht 
ii Free (D6H. 24. September 1861, 8. 5560; Epftein 

r. 13. 


Die Eifenbahn, welche den Transport eine mit Nachnahme 
belegten Frachtgutes übernimmt, hat von dem Betrage ber 
legteren nur dann Verzugszinſen zu bezahlen, wenn fie nicht ala 
bald nad) der ihr feitens der Abgabsbahn zugelommenen Ber- 
ftändigung über den Eingang der Nachnahme legtere dem Bezug 
a a ent und ausbezahlt. (OGH. 3. Juli 1873, 8. 6201; 


Die Verjährung nad) 8 64 bed BR. (1874), welche bem 
Art. 408, reipeltive 386 HGB. entfpricht, betrifft nur die Fälle 
des Verluſtes oder der Beihädigung von Waren und verfpäteter 
votieferung, derjelben, beziehgw. von den deshalb dem Berfender 
gegen tie Bahngefel.fchaft zuftehenden Erjaganipıüchen, weiche nad 
dem erjiten Fahre von dem Tage an, ald die Waren am Be— 
fimmungsorte hätten anlangen follen oder eingelangt find, ver- 
jähren, und kann daher auf die Erjaganjprüce an Bahngejelifchaften 
wegen Wusfolgung eine® mit Nachnahme belafteten Frachtgutes 
ohne Einhebung der Nachnahme nicht angewendet werben, weil 
die Feſtſetzung einer kürzeren Verjährungsfriſt ald die allgemein 
geltende auf andere als die namentlich bezeichneten Fälle nicht 
ausgedehnt werden darf, zumal die Schwierigkeit der Feſt⸗ 
ftellung de3 Schaden? nad) Ablauf einer längeren Zeit in ſolchem 
Galle nicht zutrifft. — Die Erfagpflicht der Bahngefellichaft 
für Die ee Einhebung der Nachnahme ift eine direkte 
und von der Zahlungspflicht des Frachtempfängers ganz un⸗ 
abhängige. (OGH. 20. Jänner 1880, 3. 14.555; Röll II: 292.) 


Die Eifenbahn, welche irrtümlih ein Frachtgut ohne Ein- 
bebung der Nachnahme ausgefolgt hat und infolgedeflen dem 
Aufgeber den Betrag der auf dem Gute haftenden Nachnahme 
aus eigenem vergüten mußte, Tann ben von ihr gezahlten 
Betrag gegen den Empfänger bed Gutes auch ohne Vorlage einer 
Beifion des Abſenders einklagen. (DOCH. 12. Dezember 1899, 
dB. 4842; Röll 1988: 83.) 


Wenn eine Nachnahme, welche auf einer durch Vermittlung 
eines Spediteur3 aufgegebenen Sendung laitet, feitend der Bahn 
irrtümlich al3 eingegangen avifiert und dem Spediteur ausbezahlt 
wird, fo Tann der Auftraggeber dieſes Spediteurg, an welchen Die 
Nachnahme von legterem abgeführt worden ift, aus dem Zitel ber 
Bereicherung jeitend der Eifenbahn nicht zu deren Nüderftattung 
verhalten werden. (OGH. 10. Jänner 1901, 3. 17.116 ex 1900; 
Röll 1901:2.) 


Bei. Sig. XVII. Eiſenbahngeſetze. 44 
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Lieferfriſt. 
8 63. Die Lieferfriſten find durch die Tarife zu ver- 
öffentlichen und dürfen die nachſtehenden Marimalfriften nicht 
überfchreiten: 


a) Für Eilgüter: 


1. Expeditionsftift . . . > 2 2 2 22. 1 %Xag 
2. Transportfrift: 
für je aud) nur angefangene 300 Kilometer 1 Tag 


b) Für Fradtgüter: 


1. Erpeditiongftlt - . - 2 2 20202020. 2 Tage 
2. Trandportfrift: 
bei einer Entfernung bis zu 100 Rilometer 1 Tag 
bei größeren Entfernungen für je aud nur 
angefangene meitere 200 Kilometer . . 1 Xag 


Wenn der Transport aus dem Bereiche einer Eijenbahn- 
verwaltung in den Bereich einer anderen anjchließenden Ber- 
waltung übergeht, jo berechnen ſich die Trangportfriften aus 
der Gejamtentfernung zwiſchen der Aufgabe» und Beltim- 
mungsftation, während die Erpeditionzfrijten ohne Rückſicht 
auf die Zahl der durch den Transport berührten Verwaltungs⸗ 
gebiete nur einmal zur Berechnung kommen. 

Den Eijenbahnverwaltungen iſt geitattet, mit Geneh- 
migung der Aufjichtsbehörde Zuſchlagsfriſten für folgende 
Fälle feitzujeßen: 

1. Für jolhe Güter, deren Beförderung von und nad) 
abjeit3 von der Bahn gelegenen Orten (Güternebenitellen) 
die Eifenbahn übernommen hat. 

2. Für außergewöhnliche Berfehrsverhältniffe, wobei es 
zuläflig it, die Zuſchlagsfriſen ausnahmsweiſe vor 
behaltlidh der Genehmigung der Aufficht3behörde feſtzuſetzen. 

3. Für Bahnen von untergeordneter Bedeutung ſowie 
für den Übergang auf Bahnen mit anderer Spurmeite. 

4. Wenn dad Gut über einen nicht überbrüdten Fluß—⸗ 
übergang oder eine VBerbindungsbahn zu befördern ift, welche 
zwei am Transporte teilnehmende Bahnen verbindet. 

5. Außerdem kann für den Übergang von einer Bahn 
auf die andere, oder felbjt auch für den Übergang von einer 
Linie auf eine andere Linie derfelben Bahnverwaltung ein 
Zuſchlag an der Erpeditionzfriit von höchſtens 6 Stunden 
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bei Eilgütern und von höchſtens 12 Stunden bei Fradıt- 
gütern für jeden Übergang bemilligt werben. 

Die Zufchlagzfriiten find gehörig zu veröffentlichen. Aus 
der Bekanntmachung muß zu erjehen fein, ob und durd) 
welche Behörde die Genehmigung erteilt oder ob eine jolche 
vorbehalten if. Im letzteren Falle muß die nadjträglich 
erfolgte Genehmigung innerhalb 8 Tagen durd) eine befondere 
Bekanntmachung veröffentlicht werden. Die Feſtſetzung von 
Zufchlagsfriften ijt wirkungslos, wenn die nachträgliche Ge— 
nehmigung von der Auffichtöbehörde verſagt oder die erteilte 
Genehmigung nicht rechtzeitig veröffentlicht wird. 

Die Lieferfrift beginnt, abgejehen von dem alle des 
8 55, Abfa 3, mit der auf die Annahme ded Gutes nebft 
Frachtbrief (8 54, Abſatz 1) folgenden Mitternacht und ift 
gewahrt, wenn innerhalb derjelben da3 Gut dem Empfänger 
oder derjenigen Perſon, an welche die Ablieferung gültig 
geihehen kann, an die Behaufung oder an das Geſchäfts⸗ 
Iofal zugeführt ift oder, fall eine ſolche Zuführung nicht 
zugefagt oder ausdrüdlich verbeten iſt ($ 68, Abſatz 5), 
wenn innerhalb der gedachten Friſt jchriftliche Nachricht von 
der erfolgten Ankunft für den Empfänger zur Pot gegeben 
oder ſolche ihm auf andere Weife wirklich zugeſtellt ift. 

Für Güter, welche bahnlagernd geftellt jind, ſowie für 
ſolche Güter, deren Empfänger fi die Benachrichtigung 
Ihriftlic) verbeten haben, ijt die Lieferzeit gewahrt, wenn 
dad Gut innerhalb derjelben auf der Beltimmungzitation 
zur Abnahme bereitgeftellt ift. 

Der Lauf der Lieferfriften ruht für die Dauer der 
zoll⸗ oder fteneramtlichen oder polizeilichen Abfertigung, ſowie 
für die Dauer einer ohne Verſchulden der Eiſenbahn ein- 
getretenen Betriebsjtörung, durch) welche der Antritt oder die 
Sortfegung des Bahntransportes zeitweilig verhindert wird. 

Sit der auf die Auflieferung des Guted zur Beför- 
derung folgende Tag ein Sonntag oder Feittag, jo beginnt 
bei gewöhnlichen Frachtgut die Lieferfrift 24 Stunden ſpäter. 

Falls der lebte Tag der Lieferfriſt ein Sonntag oder 
Feſttag ift, jo Läuft bei gemöhnlihem Frachtgut die Lieferfrift 
erft an dem darauffolgenden Werktage ab. 

Wenn Frachtgut, deſſen Lieferfriit am Samstag Mitter- 
nacht abläuft, an diefem Zage nad 6 Uhr abends ankommt, 

44* 
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läuft die Lieferfrift erft an dem darauffolgenden Sonntage 
um Mitternacht ab. 


Ausnahmetarife zu reduzierten Preiſen und mit ver⸗ 
längerten Lieferfriften find mit befonderer Genehmigung ber 
Aufficht3behörde geftattet. 

Mit Genehmigung der Auffichtsbehörde können bie Liefer- 
friften wegen Unterbrechung des Güterverfehres an Sonn⸗ 
und Feittagen um diefe Tage inſoweit verlängert merden, 
als nicht ohnehin die Beitimmungen der Abſätze 7, 8 und 9 
zur Anwendung gelangen. Eine ſolche Verlängerung der 
Lieferfriften ift gehörig zu veröffentlichen. 


Eine Bahn Hatte fich genötigt gejehen, aus Anlaß ber auf 
ihrer Linie eingetretenen Berjtörung einer Geleifeitrede den Verkehr 
zeitweife über eine Hilfsroute zu leiten, und wurde für die Zeit ber 
Sotwendigkeit diefer Maßregel jede Haftung für Nichteinhaltung ber 
Lieferfriften ſiſtiert. Hierüber wurde diefer Bahn bedeutet, daß 
im Ginne de3 8 57 BR. (1874) die gänzliche Huflaffung der 
normalen Lieferfrift für die zur Beförderung über Hilfsrouten 
gelangenden Sendungen unftatthaft ift und entweder mit ober 
vorbehaltlich der Genehmigung des HM. Lediglich eine Zuſchlagsfriſt 
zur normalen Lieferfrift zu publizieren gemejen wäre. (HM. 
vom 27. Zänner 1877, 8. 2335; CB. 1877:20.) 


Sn Erledigung der Eingabe ...... finde ich nad) mit 
dem Herrn königlich ungarischen Minifter für öffentliche Arbeiten 
und Kommunilationen gepflogenen Einvernehmen den feitens der 
öfterreihifchen und ungarifhen Eifenbahnverwaltungen gefaßten 
Beſchluß zu genehmigen, wonach für die Feititellung der Diftanzen 
zum Bwede der Berechnung der Lieferfriften fowie der Zuſchläge 
aus den Wert- und Lieferzeit-Sntereffebeflarationen folgende Grund- 
fäge einheitli anzumenden fein werden: 1. Zum Bmede ber 
Berechnung ber Lieferfriften, ſowie der Zuſchlãge aus den Wert⸗ 
und Lieferzeit-ntereffedeflarationen haben, mit Ausnahme des sub 2 
gedachten Falles, die der Tarifberedhnung zugrunde Tiegenden 
Diftanzen Anwendung zu finden. — 2. Wenn bie für den Verkehr 
zweier Stationen erftellten Frachtfähe nicht über eine und biefelbe 
Route, fondern über mehrere Routen von ungleicher Länge fich 
bilden, fo hat zum Zwecke der Berechnung der Lieferfriften ſowie 
der Zuſchläge aus den Wert- und Lieferzeitintereffedeflarationen 
die Tarifbiltang der Fürzeften dieſer Routen Anwendung zu 
finden. — 3. Die Berbindungsbahnen find mit den für dieſelben 
genehmigten Piftanzen in die Geſamtdiſtanz der betreffenden 
Route einzurechnen. — 4. Wenn die nad) obigen Grundfähen zu 
ermittelnden PDiftanzen über ſolche Streden, Berbindungsbahnen 
oder Übergänge von Bahn zu Bahn, reſpektive von Linie zu Linie 
fi ergeben, für welche ſeitens ber Behörde Lieferzeit-FZufchlags- 
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fritten genehmigt find, fo find dieſe Zufchlagsfriften in den Tarifen 
anzugeben. (HM. 31. Auguft 1887, 3. 32.611; CB. 1887: 109.) 

Anläßlich eines fpeziellen Falles wurde entfchieden, daß in 
finngemäßer Auslegung der Beitimmung sub Punkt 2 des obigen 
HME. für die Berechnung der Lieferfriften in Relationen, in 
welchen zwei oder mehrere Zarifrouten in Frage fommen, ftet3 die 
Diſtanzen jener Tarifroute maßgebend zu fein haben, auf mwelder 
fi bie fürzefte Lieferfrift ergibt. (G$. 18. Juni 1888, 3. 9197; 
BB. 1888: 77.) 

Die Bezeichnung „Tarifroute” in dem GIE. vom 18. Juni 
1888, 8. 9197, war abfichtlich gewählt worden, weil unter derjelben 
überhaupt alle jene Routen zujammengefaßt werben jollten, welche 
in den einzelnen Relationen an dem Tarife beteiligt find, jomit 
außer der tarifbildenden und der mftradierungsroute auch jene 
Routen, welche, obzwar transportberechtigt, für den Bericht auf 
die Naturalbedienung in Geld oder buch anderweitige Verkehrs⸗ 
zuweifungen entjchädigt werden. (GJ. 20. November 1888, 
d. 17.443; VB. 1889:7.) 

Dem namen? ber öfterreichifchen Eifenbahnen geitellten An«- 
trage, wonach zum Zwecke der Berechnung der Lieferfriften fowie 
der Bufchläge aus den Wert- und Lieferzeitdeflarationen in den 
Berbandtarifen, bie ſich über die kürzeſte transportberechtigte 
Snftradierunggroute ergebenden Kilometer, beziehungsweije bie Kilo- 
meter jener transportberechtigten Inſtradierungsroute einzuftellen 
fein werben, über melde jich für das Publiftum die günftigite 
Vieferzeit ergibt, wird dermalen nicht entgegengetreten, es bleibt 
jedoch vorbehalten, gegebenenfall3 auf diefen Gegenftand zurück⸗ 
zulommen. (8%. 1. Yuguft 1889, 3. 5336; 98. 1889: 112.) 


Verfügung3redt des Abfender?. 


8 64. Der Abfender allein hat das Hecht, die Verfügung 
zu treffen, daß das Gut auf der Perjanditation zurüd« 
gegeben, unterweg3 angehalten oder an einen anderen als 
den im Frachtbriefe bezeichneten Empfänger am Beltim- 
mung3orte oder auf einer Ziwilchenftation oder auf einer 
über die Beitimmungsftation hinaus oder feitwärt3 gelegenen 
Station abgeliefert werde. Anweiſungen des Abfender wegen 
nadhträglicher Auflage, Erhöhung, Minderung oder Zurüd- 
ziehung von Nachnahmen fowie wegen nachträglidher Yran- 
ferung Tönnen nach dem Ermeſſen der Eifenbahn zugelafjen 
werden. Nacdhträglihe Verfügungen oder Anweiſungen an- 
deren als de3 angegebenen Inhaltes find unzuläflig. 

Dieſes Recht fteht indee im Falle der Aus— 
tellung eine3 Frachtbriefduplikates oder 
eines Aufnahmeſcheines (8 54 Abſatz 5 und 7) 
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dem Abjender nur dann zu, wenn er da3 Duplifat oder den 
Aufnahmeſchein vorweiſt. Hat in diefem Falle die Eifenbahn 
die Anweiſungen des Abſenders befolgt, ohne die Vorzeigung 
zu verlangen, fo iſt fie für den daraus entjtehenden Schaden 
dem Empfänger, mwelddem der Abjender die Urkunde über- 
geben hat, haftbar. 

Derartige Verfügungen des Abſenders ift die Eifenbahn 
zu beachten nur verpflichtet, wenn fie ihr durch Vermittlung 
der Berjandftation zugelommen find. 

Das Verfügungsrecht des Abſenders erlifcht, auch wenn 
er das Frachtbriefduplifat oder den Aufnahmefchein bejigt, 
fobald nad) Ankunft des Gute am Beltimmungsorte der 
Trachtbrief dem Empfänger übergeben oder die von dem 
leßteren nad) Maßgabe des 8 66 erhobene Klage der Eijenbahn 
zugeftellt worden iſt. St dies gejchehen, jo hat die Eifenbahn 
nur die Anweifungen des bezeichneten Empfängers zu beachten, 
widrigenfall3 fie demfelben für da3 Gut haftbar wird. 

Die Eifenbahn darf, unbefchadet des ihr bei Nachnahmen 
und Frankaturen zuftehenden Ermefjens, die Ausführung der 
im Abjage 1 vorgejehenen Anmweifungen nur dann verweigern 
oder verzögern oder folche Anweiſungen in veränderter Weile 
ausführen, wenn durch die Befolgung derfelben der regelmäßige 
Transportverfehr gejtört würde. 

Die im erjten Abjabe dieſes Paragraphen vorgejehenen 
Verfügungen müſſen mittel3 jchriftliher und vom Abfender 
unterzeichneter Erklärung nad) dem Yormulare Anlage G 
erfolgen. Die Erflärung ift im Falle der Ausſtel— 
lungeinesFradhtbriefduplifatesodereineß 
Aufnahmeſcheines auf der betreffenden Urkunde zu 
wiederholen, welche gleichzeitig der Eijenbahn vorzulegen und 
von Diefer dem Abjender zurückzugeben ift. 


Sede in anderer Form gegebene Verfügung des Abſenders 
ift nichtig. 

Die Eiſenbahn kann den Erfah der Koften verlangen, 
welche durch die Ausführung der im Abſatze 1 vorgefehenen 
Verfügungen entjtanden jind, inſoweit diefe Verfügungen nicht 
durch ihr eigenes Verſchulden veranlaßt worden find. Dieſe 
Koften find im Tarife ein für allemal feitzufeßen. 

Ein Auftrag des Verjender3 wegen Nichtausfolgung einer 
Sendung an ben Adreſſaten ift von der Empfangsftation nur dann 
zu befolgen, wenn diefer Auftrag im Wege der Verſandſtation 
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an die Empfangzftation gelangt. Selbft bei Gefahr im Verzuge 
(vorausfihtlihe Zahlungdeinftellung des Empfängers) und bei 
dargetaner Unmöglichkeit einer rechtzeitigen PDispofition im Wege 
der Berjanditation genügt eine vom Verſender ber Empfangsftation 
unmittelbar erteilte Dispofition nicht. In der Nichtbefolgung der 
legteren durch die Abgabsbahn liegt Feine Verlegung der bona fides 
und der Sorgfalt eines ordentlihen Kaufmannes. (OGH. 1. Dezem- 
ber 1896, 8. 9568; Röll 1896: 54.) 

Die Eifenbahn Haftet nicht für ben Schaden, welcher dem 
Abfender eines Gutes dadurch entftanden ift, daß eine von 
demjelben in Anſehung des Gutes getroffene Verfügung wegen 
verjpäteter Zuſtellung de3 rechtzeitig der Poſt übergebenen Ber- 
Mgungejhreibend nicht mehr ausgeführt werden kann. (DEN. 

5. April 1900, 3. 111; Röll 1900: 28.) 


Trandöporthinderniffe, 


8 65. Wird der Antritt oder die Yortfegung des Eifen- 
bahntrangportes durch höhere Gewalt oder Zufall verhindert, 
jo hat — abgejehen von dem Falle des Abſatzes 3 dieſes 
Baragraphen — die Eifenbahn den Abjender um ander- 
mweitige Verfügung über da3 Gut anzugehen. 

Der Abjender Tann vom Pertrage zurüdtreten, muß 
aber die Eifenbahn, fofern Dderjelben Fein Verſchulden zur 
Laſt fällt, für die Koften der Vorbereitung des Transportes, 
die Koften der Wiederausladung und die Anjprüde in Be— 
ziehung auf den etwa bereit3 zurüdgelegten Transportweg 
durch Bahlung der in den Tarifen feitzujebenden Gebühren 
entſchädigen. 

Wenn die Fortſetzung des Transportes auf einem anderen 
Wege ftattfinden kann, fo iſt, unbeſchadet der aus Rüde 
ſichten des allgemeinen Verkehres ergehenden Anordnungen 
der Aufſichtsbehörde, der Eiſenbahn die Entſcheidung über—⸗ 
laſſen, ob es dem Intereſſe des Abſenders entſpricht, das 
Gut auf einem anderen Wege dem Beſtimmungsorte zuzu—⸗ 
führen oder e3 anzuhalten und den Abjender um anderweitige 
Anweifung anzugehen. 

Iſt ein Frachtbriefduplikat oder Aufnahmeichein aus- 
geftellt worden und befindet ſich der Abjender nicht im Beſitze 
der ausgeftellten Urkunde, jo dürfen die in dieſem Para— 
graphen vorgefehenen Verfügungen weder die Perjon des 
Empfänger® noch den Beitimmungsort abändern. 

Die Eifenbahn ift verpflichtet, die Frachtgüter im Falle der 
Unterbredjung des Transportes gegen Witterungseinflüfje ent- 
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ſprechend ohren. (DH. 21. März 1878, 3. 6827/5785; 
Röll I:2 

Die Eifenbahn ift nicht derpflichtet, den Abſender von dem 
Zurückbleiben des feine Fracht enthaltenden Wagens infolge einer 
duch Entgleifung nötigen Reparatur zu verftändigen, falls 
anzunehmen ift, daß der Wagen in kürzefter Friſt wieder lauffähig 
gemacht werden Tann. Haftung der Bahn für Verderben froft- 
empfindlicher Güter bei Einhaltung der Lieferfrif. OGH. 31. Mai 
1901, 3. 5208; Röoll 1901: 29.) 


Ablieferung des Gutes. 


8 66. Die Eiſenbahn iſt verpflichtet, am Beſtimmungsorte 
dem bezeichneten Empfänger gegen Bezahlung der im Fracht⸗ 
briefe exfichtlich gemachten Beträge und gegen Befcheinigung 
des Empfanges ($ 68, Abſatz 7) den Frachtbrief und das 
Gut auszuhändigen. 

Der Empfänger ift nad) Ankunft des Gutes am Be— 
ſtimmungsorte berechtigt, die durch den Frachtvertrag be- 
gründeten Rechte gegen Erfüllung der ſich daraus ergebenden 
Verpflichtungen im eigenen Namen gegen die Eijenbahn 
geltend zu machen, fei es, daß er hierbei im eigenen oder im 
freriden Intereſſe Handle. Er iſt insbejondere berechtigt, von 
der Eifenbahn die Übergabe des Frachtbriefed und bie Aus- 
lieferung des Gutes zu verlangen. Dieſes Recht erlifcht, mern 
der Abfender der Eifenbahn eine nach) Maßgabe des 8 64 
autäflige entgegenftehende Verfügung erteilt bat. 

3 Ort der Ablieſerung gilt, vorbehaltlich der Feſt⸗ 
fegungen im $ 68, Abſatz 1 bi3 3, die dom Abſender 
bezeichnete Beftimmungaftation. Soll nad) der Vorſchrift des 
Frachtbriefe® dad Gut an einem an der Eijenbahn gele- 
genen Orte abgegeben werden oder liegen bleiben, fo gilt, 
auch wenn im Frachtbrief ein anderweitiger Beftimmungsort 
angegeben ift, der Transport als nur bis zu jenem eriteren, 
an der Bahn liegenden Orte übernommen und die Ablieferung 
hat an diefem zu erfolgen. 

Die Empfangsbahn Hat bei der Ablieferung alle dur) 
den Frachtvertrag begründeten Forderungen, insbefondere 
Fracht⸗ und Nebengebühren, Zollgelder und andere zum Zwecke 
der Ausführung des Transportes gehabte Auslagen, ſowie 
die auf dem Gute Haftenden Nachnahmen und lonftigen Be⸗ 
träge einzuziehen, und zwar ſowohl für eigene Rechnung, 
als auch für Rechnung der vorhergehenden Eifenbahnen und 
fonftiger Berecdhtigter; diefelbe hat für alle diejfe Yorderungen 
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die Rechte eines Fauftpfandgläubiger3 an dem Gute. Diejes 
Pfandrecht beiteht, jo lange da3 Gut in der Verwahrung 
der Eijenbahn oder eines dritten jich befindet, welcher e3 
für fie inne bat. 

Die Eifenbahn ift auf Grund des Frachtvertrages nicht 
verpflichtet, im alle der Ableugnung des Empfanges bes Fracht⸗ 
gutes ſeitens des Adreffaten, dem Abjender ben Empfangsfchein des 
Kal 1:5) auszufolgen. (DOCH. 13. Jänner 1853, 3 60 

t 1:5. 


Die Eifenbahn ift berechtigt, da3 dem Adreſſaten avifierte 
Frachtgut demjenigen auszufolgen, welcher ben vom Nbrefjaten 
unterfertigten Aviſo⸗ und Bezagsſchein überbringt. (OGH. 
11. Sebruar 1868, 3. 48; Röll I: 42.) 

Tall? eine Bahn ein Frachtgut eigenmädtig nicht bem 
Adreſſaten, fondern demjenigen ausfolgt, welchem letzterer das 
Frachtgut verkauft hat, ſo haftet ſie nicht in dem Umfange, wie 
bei Verluſt der Frachtſendung, ſondern hat lediglich für den er⸗ 
weislichen Schaden aufzukommen, welcher dem Adreſſaten daraus er⸗ 
wachſen iſt, daß die Sendung nicht dieſem, ſondern unmittelbar 
dem Käufer ausgefolgt wurde. (OGH. 21. Dezember 1870, 
1870, 8. 5481; Röll I: 67.) 

Die Eiſenbahn Hat der ihr vom Adreſſaten erteilten, den 
Handelsuſancen entjprechenden fymbolifchen Anweiſung zur Aus 
folgung des Frachtgtues an eine andere Perſon nachzulommen. 
(86H. 8. November 1871, 3. 5750; Röoll I: 81.) 

Auf Grund des Wufgabsrezepiffes Tann nur der darin be 
zeichnete Verſender ober deſſen Zeſſionär den Unfpruch gegen bie 
Bahn auf Erfah des Schadens wegen Ausfolgung bes Gutes an 
eine andere als die im Frachtbriefe bezeichnete Perſon geltend 
maden. (DOCH. 26. Yuli 1872, 3. 6285; Röoll 11:93.) 

Die Ausfolgung kann auch an einen, obzwar mit feiner 
ſchriftlichen Vollmacht verfehenen Bevollmächtigten bes Adreſſaten 
gültig erfolgen. (OH. 18. Juli 1878, 3. 5060; Röll Nr. 257.) 

Die Eijenbahn, welche ein Frachtgut an eine unrichtige Adreſſe 
abgeliefert hat, haftet nur für den Schaden, welcher unmittelbar 
und mit Notwendigkeit aus ihrem Vorgehen entftanden if. (OGH. 
12. November 1881, 3. 12.409; Röll II: 312.) 

Die Bahnanftalt, welche im guten Glauben, daß hierdurch 
der Adreſſat raſcher in den Beſitz des Frachtgutes gelangt, letzteres 
einer unberufenen Perſon ausfolgt, wird von der Erſatzpflicht nicht 
befreit. (OGH. 17. März 1887, 3. 10.085 ex 86; Röll 1887:9.) 

Die gerichtliche VBeichlagnahme eined am Beftimmungsorte 
lagernden und vom Adreſſaten nicht bezogenen Frachtgutes ift 
als vis major anzufehen und ift der Wufgeber nicht berechtigt, 
wegen ber durch bie Beichlagnahme verhinderten Rückſtellung 
des Frachtgutes von ber Eifenbahn Schabenerfag zu fordern. 
89. 6. Juni 1889, 8. 6386; Möll 1889: 27.) 


. 
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Die Ausfolgung des mit Befchlag belegten Frachtgutes an den 
gerichtlich beftellten Sequefter ift nicht al3 ein Berluft des Fracht⸗ 
gutes im Sinne des Art. 395 HGB. anzufehen und tritt Daher Die 
Haftung der verfrachtenden Eiſenbahn im Sinne des Art. 395 
HGB. nit ein. (DOCH. 2. Jänner 1890, 3. 13.565; Röll 1890: 1.) 

Für die Haftung wegen unrichtiger Ausfolgung eines Fracht⸗ 
gutes find bei dem Abgange bejonderer Beitimmungen dielelben 
Normen anzuwenden, wie fie für bie Haftung im alle des Ver- 
Iuftes des Fractautes beſtehen. Das Betriebsreglement vom 
10. Dezember 1892 iſt einem Geſetze gleich zu achten. Die 
Beſtimmungen dieſes Betriebsreglements finden auf eine vor 
Beginn der Wirkſamkeit besfelben begonnene Verjährungsfrift für 
Forderungen aus dem Frachtgeſchäft Teine „npendung, (DO68. 
5. November 1895, 8. 12.118; Röll 1895: 37.) 

Die Eifenbahn haftet für Die Ausfolgung an eine bom 
Adreſſaten verjchiedene Perfon au dann, wenn das Gut an 
eine Firma ausgefolgt wurde, in melde die als Adreſſatin 
erſcheinende Yirma aufgegangen ift. (DOCH. v. 30. Dezember 
1896, 3. 14.678, Röll 1896:60.) 

Die Eifenbahn ift berechtigt, dem ihren Organen perfönlid 
befannten Adreſſaten einer bahnlagernd geftellten Sendung leßtere 
ohne weiteren Nachweis der Bezugsberechtigung augzufolgen. (OGH. 
29. Mär; 1899, 3. 551; Röll 1899: 30.) 

Nur der im Frachtbriefe bezeichnete Empfänger oder deſſen 
Machthaber Tönnen den Empfang des Frachtgutes rechtswirkſam 
beftätigen. Die Eifenbahn ift daher verpflichtet, vor Ausſolgung des 
Trachtbriefe8 genau zu prüfen, ob der Empfang de3 Gutes 
tatfählih von dem im Frachtbriefe angegebenen Empfänger oder 
deſſen Machthaber beitätigt wird. Unterläßt die Eifenbahn biefe 
Prüfung und folgt fie Frachtbrief und Gut ohne weiteres 
dem Beliger und Vorweiſer de3 Aviſos aus, fo haftet fie für ben 
durch Ausfolgung ded Gutes an eine unrichtige Perſon entftandenen 
Schaden. (OGH. 14. Mai 1901, 3. 2033; Möll 1903: 26.) 


Berpflidtung de3 Empfänger dur An— 
nahme des Gute und des Frachtbriefes. 


8 67. Durch Annahme des Gutes und des Frachtbriefes 
wird der Empfänger verpflichtet, der Eifenbahn bie im Fradıt- 
briefe erſichtlich gemachten Beträge zu bezahlen. Vergleiche 
jedoh 8 61, Abjab 4, wegen Berichtigung der Frachtanſätze. 

Berfahren bei Ablieferung des Gutes. 

8 68. Someit da3 Abladen der Güter nad) den Bor» 
ichriften diefes Reglement? oder de3 Tarife oder nad) be» 
fonderer Vereinbarung der Eijenbahn obliegt, hat dieſe 
zu beftimmen, ob die Güter dem Empfänger an feine Behaufung 


vom-10. Dezember 1892, SS 67, 68. 699 


zuzuführen find oder ob ihm über die Ankunft Nachricht zu 
geben ift. Auf den Stationen, wo hiernady die Güter dem 
Empfänger zugeführt werden follen, ift dies durch Aushang 
an den Abfertigungzitellen befanntzumadjen. Über die Ankunft 
ver vom Empfänger abzuladenden Güter ift diejem, 
vorbehaltlich der nachſtehenden Ausnahmen, ftet3 Nachricht 
zu geben. Die Benachrichtigung erfolgt auf Koften des 
Empfängers nad) Wahl der Eijenbahn jchriftli durch Die 
Poſt oder bejonderen Boten, unter Angabe der Friſt, inner» 
halb welcher nad) 8 69, Abjab 2, dad Gut abzunehmen ift, 
joweit nicht eine andere Art der Benachrichtigung zwiſchen 
dem Empfänger und der Eifenbahn fchriftlich vereinbart worden 
it. Die Benachrichtigung unterbleibt, wenn der Empfänger 
ſich diefelbe verbeten hat, ſowie bei bahnlagernd geitellten 
Gütern. Für die Ausfertigung der Benachrichtigung darf 
eine Gebühr nicht berechnet werden. 

Die Benachrichtigung hat bei gewöhnlichem Gute ſpäteſtens 
nah Anfunft und Bereititellung des Gutes zu erfolgen. 
Bei Eilgut muß, fofern nicht außergewöhnliche Verhältnifje 
eine längere Friſt unvermeidlich machen, die Benachrichtigung 
Binnen zwei Stunden, die Zuführung an die Behaujung 
de3 Empfängers binnen ſechs Stunden nad) Ankunft erfolgen. 
Diefe Friften ruhen an Sonn- und Felttagen von 12 Uhr 
mittags, an Werktagen von 6 Uhr abends bi3 zum Anfang 
der Dienſtſtunden des folgenden Tages. Die Feſtſetzungen 
über die Lieferfrift ($ 63) werden hierdurch nicht berührt. 

Die Eifenbahn Tann, wo fie e3 für angemeſſen erachtet, 
Rollfuhrunternehmer zum An⸗ und Abfahren der Güter 
innerhalb des Stationsortes oder von und nad) ſeitwärts 
gelegenen Ortſchaften beitellen, auch an letzteren Güterneben- 
ftellen einrichten. Die NRollfuhrunternehmer gelten als Leute 
der Eifenbahn im Sinne des $ 9 des Betrieböreglement3. 
(Vgl 8 60, Abſatz 3.) 


Sind für Güter, deren Beitimmungsort nicht an ber 
Eifenbahn gelegen oder eine nicht für ben Güterverkehr ein- 
gerichtete Station ift, feitend der Verwaltung Einrichtungen 
zum Weitertrandport nicht getroffen, fo Hat die Eifenbahn, 
wenn nicht wegen fofortiger Weiterbeförderung vom Abs 
jender oder Empfänger Verfügung getroffen ift, entweder den 
Empfänger na) Maßgabe der vorftehenden Beitimmungen 
zu benachrichtigen oder die Güter mittel3 eines Spediteurs 
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oder einer anderen Gelegenheit nach dem Beltimmungsorte 
auf ehe und Koſten des Abſenders meiter befördern 
zu lajjen. 


Diejenigen Empfänger, welche ihre Güter felbjt abholen 
oder ſich anderer al3 der von der Eiſenbahn beitellten Fuhr⸗ 
unternehmer bedienen wollen, haben bie der Güterabfer- 
tigungsſtelle rechtzeitig vorher, jedenfall® noch vor Ankunft 
des Gutes auf Erfordern der Abfertigungzftelle unter glaub- 
hafter Bejcheinigung ihrer Unterfchrift, fchriftlich anzuzeigen. 
Die Befugnis der Empfänger, ihre Güter jelbit abzuholen 
oder durch andere al3 von der Eifenbahn beitellte Fuhr⸗ 
unternehmer abholen zu laſſen, kann von der Eijenbahn 
im allgemeinen Verfehrzinterejfe mit Genehmigung der Auf- 
ſichtsbehörde bejchränft oder aufgehoben werden. 


Müſſen Güter den beftehenden Borfchriften zufolge nad) 

den Abfertigungsräumen oder nach Niederlagen der Zoll⸗ 
oder Gteuerverwaltung oder nad fonitigen in den Vor—⸗ 
ichriften bezeichneten Räumen verbracht werden, jo gejchieht 
dies durch die Eifenbahn, auch wenn der Empfänger ſich 
die Selbftabholung vorbehalten Hat, e3 fei denn, daß Die 
Eifenbahn ihm die Vorführung überläßt. 
Die Auslieferung ded Gutes erfolgt gegen Zahlung der 
etwa darauf haftenden Fracht⸗ und fonftigen Beträge und 
gegen Ausftellung der Empfangäbefcheinigung. Lebtere Hat 
ih auf die einfahe Anerkennung des Empfanged zu be— 
ichränfen; meitere Erklärungen, namentlich über tadellofen 
oder rechtzeitigen Empfang, dürfen nicht gefordert werden. 
Güter, welche nicht durch die Eifenbahn zuzuführen jind, 
werden dem Empfänger auf Borzeigung des jeitend Der 
Eifenbahn quittierten Frachtbriefes zur Verfügung geitellt, 
und zwar die vom Empfänger auszuladenden auf den Ent- 
ladeplägen, die übrigen Güter in den Abfertigungsräumen 
(auf den Güterböden). 

Der Empfänger ift berechtigt, bei der Auzlieferung von 
Gütern deren Nachwägung in jeiner Gegenwart auf dem 
Bahnhofe zu verlangen. Diefem Verlangen muß die Eifen- 
bahn bei Stüdgütern ftet3, bei Wagenladungsgütern inſo— 
weit, al3 die vorhandenen Wägevorrichtungen dazu ausreichen, - 
nachkommen. Geſtatten die Wägevorrichtungen der Eifenbahn 
eine Verwiegung von Wagenladungsgütern auf dem Bahn- 
hofe nicht, jo bleibt dem Empfänger überlajjen, die Ver⸗ 
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wiegung da, wo derartige Wägevorrihtungen am nächſten 
zur Verfügung jtehen, in Gegenwart eines von ber Eijen- 
bahn zu beitellenden Bevollmächtigten vornehmen zu laſſen. 
Ergibt die Nachwägung fein von der Eijenbahn zu ver- 
tretende8 Mindergewicht, fo hat der Empfänger die durch Die 
Berwiegung entitandenen Koften oder bie tarifmäßigen Ge- 
bühren ſowie die Entjchädigung für den etwa beitellten 
Bevollmächtigten zu tragen. Dagegen hat die Eifenbahn, 
jall3 ein von ihr zu vertretende3 und nicht bereit3 anerkanntes 
Mindergemwicht feitgeftellt wird, dem Empfänger die ihm durch 
die Nachwägung verurſachten Koften zu eritatten. 

Snfolge einer mit ben ...... Eifenbahn- und Dampf- 
ſchiffahrtsverwaltungen getroffenen Vereinbarung wird die Beftellung 
a) ber Bezugsſcheinaviſos und PDispofitionsnoten, b) ber Aviſos 
über eingegangene Nachnahmen und ber Wvifos über Plus- und 
PRinusmängel an Adreſſaten in den, den Bahnftationen, beziehungs«- 
weile Agentien nächitgelegenen Poftorten und in Orten der dazu 
gehörigen Landbriefträger-Rayon3 vom 1. Juli 1885 angefangen 
duch die Poſt beforgt werben, und zwar hat die Aufgabe und 
Beftellung der unter a) genannten Aviſos uſw. gegen Empfangs- 
beftätigung, die Aufgabe und Beitellung der unter b) angeführten 
Aviſos dagegen unter den für gewöhnliche Briefpoſtſendungen 
vorgefchriebenen Modalitäten zu gejchehen. — Alle Aviſos und 
Noten find in offenem BZuftande, jedoch zufammengelegt, adreffiert 
und mit einer 3 kr.⸗Briefmarke frantiert aufzugeben. Eine 
Relommandationdgebühr fommt nid in Anwendung. (HM. 22. Mai 
1885, 3. 17.063; CB. 1885: 72.) 

Als allgemeine Pirektive kann für die Beitellung der Aviſos 
buch die Poſt allerdingd nur angedeutet werden, daß biefelben 
bahnfeitig, jo ſchnell als nur möglidh, nah Einlangen ber be» 
treffenden Sendungen ſelbſt ohne Nüdficht auf die üblichen Amts⸗ 
ftunden auszufertigen und daß die Abgab3zeiten im Einvernehmen 
mit den beteiligten Poftämtern derart zu vereinbaren fein werben, 
damit die Abgabe der Aviſos an da3 Poftamt mit einem möglichlt 
furzen Sntervalle in unmittelbarem Anfchluffe an die beftehenden 
Briefträgergänge erfolge, wobei Hinfichtlich der in den Abend- und 
Nachtſtunden eingelangten Sendungen insbefondere auf die Benützung 
bes erften Botenganges, welcher die Frühpoft zu beftellen hat, 
Bedacht zu nehmen it. — Die Detaild der Durchführung dagegen 
werben nicht nach einer einheitlichen Schablone zu regeln fein, 
fondern fi an die in jeder Station vorhandenen, an ſich äußerft 
verjchiebenen Lofalverhältniffe anzufchmiegen haben. — Die PVer- 
waltung wird insbeſondere noch aufgefordert, infofern eine ähnliche 
Maßnahme noch nicht verfügt fein follte, wie dies ſeitens ber 
t. 1. Generaldirektion der öfterreichifchen Eifenbahnen mit Birkular 
vom 21. November 1885 fowie feitens der Öfterreichifchen Norbiweit- 
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bahn bereit3 gejchehen ift, entjprechende Anorbnungen über ben 
Beginn der Entladefriiten für Wagenladungen, beziehungsmeife 
über die davon abhängige Berechnung der Wagenverzögerungs- 
gebühren zu treffen, indem eine Berednung der Entlabdefrift, von 
dem Beitpunfe der Über ergabe der Aviſos an die Poft angefangen, 
gans 1886: 8) wäre. (HM. 4. Zänner 1886, 8. 43.569 ex 1885; 
C 


In Erledigung der namens ſämtlicher Bahnverwaltungen 
überreichten Eingabe...... wird dem Verwaltungsrate eröffnet, 
daß bie an bie LE. Militär⸗ und Zivilbehörden zu richtenden 
Bahnavijos über für diefelben eingelangte Senbungen ſich nicht 
unter die im Art. II des Geſetzes vom 2. Dftober 1865, RGB. 
Nr. 108, über die gebührenfreie Benützung der k. k. Boftanftalt 
aufgeführten, von der Portogebühr befreiten Korrefpondenzen fub- 
fumieren laffen, daher den Praglichen Aviſos eine Befreiung bon 
der Portogebühr nicht zuerkannt werden kann, abgefehen davon, 
daß zufolge Art. IV des bezogenen Geſetzes die Portofreiheit auf 
die Benützung der Stadtpoftanftalten überhaupt Teine Anwendung 
findet. — NRüdfihtli) der Aviſos für die ka . Truppen- und 
Heeresanftalten wird der Verwaltungsrat übrigen? auf den an 
ſämtliche Bahnverwaltungen gerichteten Erlaß de3 k. u. f. Reichs⸗ 
friegäminifterium3 vom 22. September 1885, A. 11, Nr. 3784, 
hingewieſen, mit welchem die Bahnverwaltungen erfucht worben jind, 
die Aviſos ufw. ben Truppen- und Heeresanftalten in der früheren 
biretten und für das Militärärar Eoftenlofen Weife zuftellen zu 
laffen. (HM. 24. Jänner 1886, 3. 44.882 ex 1885; CB. 1886: 16.) 


In der Sigung des Staat3eifenbahnrates vom 22. April 1891 
wurde der Wunſch ausgeſprochen, baß die Benachrichtigung (Api- 
fierung) der Empfänger von ber erfolgten Ankunft der für fie 
beftimmten Güterfendungen in der Beitimmungsftation, ohne allen 
Verzug und fo fchnell ala möglich, eventuell auf telephonifchem 
Wege, durchgeführt werde. — Die Verwaltung wird demnad 
aufgefordert, der gegebenen Anregung die eingehendite Aufmerkſam⸗ 
feit zuzuwenden und, wo e3 fich als erforderlich herausſtellen folfte, 
in diefem Sinne die entiprechenden Anordnungen zu treffen. — 
Hinfichtlich der eventuellen Einführung der telephonifhen Aviſierung 
wird noch bemerkt, daß laut der im Hieramtlichen BB. Nr. 84 ex 
1889 (©. 1362) veröffentlichten Kundmachung in den Stationen 
Wien, Linz, Salzburg, Trieft, Prag und Pilfen ber k. k. öiter- 
reichiſchen Staatäbahnen feit 1. Auguft 1889 jene Barteien, deren 
Geſchäftslokale mit den in biefen Städten beftehenden Telephon- 
negen verbunden find, nad) erfolgter Abgabe einer Zuſtimmungs⸗ 
erflärung zu den einfchlägigen Bedingungen von der Ankunft 
der für fie beitimmten Cil- und Frachtgüter auf telephonifchem 
Wege benachrichtigt werden. — Über die eventuelle Einrichtung einer 
derartigen telephonifchen Anifierung ift abgelondert Bericht zu 
erftatten. (HM. 15. Juni 1891, 3. 24.491; BB. 1891: 73.) 
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Der Eifenbahnavifo- und Bezugsſchein kann nicht zu ben 
Urkunden gerechnet werben, durch deren Übergabe das Dispofitions- 
reht und damit nad) 8 427 a. b. ©. B. auch da3 Eigentum der 
dem Käufer überfendeten Waren an den Ieteren übergeht. — Der 
Adreffat erwirbt das Eigentum des Frachtgutes erft durch Über- 
nahme des Frachthrieſes. (OGS. 9. Mai 1871, 8. 14.836/15.604; 
Röll I: 75. 

Der bem georbneten Gefchäftägange einer Bahn zumwiderlaufende 
Berzug in der Aviſierung eines Frachtgutes begründet für fich allein 
noch nicht die in Art. 427 HGB. erwähnte „böslihe Handlungs 
weiſe“. (DOCH. 13. September 1872, 3. 4389; Röll G: 94.) 

Der Beſitz des Frachtbriefes oder bahnamtlihen Avifo- und 
Bezugsfcheines Tegitimiert nur zur Entgegennahme des Frachtgutes 
gegenüber der Eifenbahn, begründet aber nicht die Dermutung, daß 
die diefe Behelfe innehabende Partei die verfrachteten Waren 
eigentümlich ermorben habe. (OGH. 12. März 1874, 3. 2201; 
Roͤll 1: 120.) 

Eine Klage wegen Abganges an einem Frachtgute iſt auch nach 
erfolgter anſtandsloſer Übernahme des letzteren zuläſſig, wofern 
der Empfänger beweiſt, daß er ſich bei Beſtätigung des Empfanges 
de3 ganzen Frachtgutes in einem unverjchuldeten Irrtume befunden 
habe. (DOCH. 8. Juni 1875, 3. 9975; Röll 1:153,)*) 

Am Falle der Avifierung eines Frachtgutes vor Ankunft des⸗ 
jelben find dem Empfänger die Koften der verjuchten Abholung 
des Gutes zu vergüten. Wegen Lieferzeitüberfchreitung kann eine 
Entfhädigung für den Preisrüdgang, welchen das Gut nad) Ablauf 
ber Lieferfrift erfährt, nicht beanfprucdht werben. Berichleppung 
infolge Verwechſſung von Wagen gelegentlid) der Umladung be- 
gründet an fich noch fein grobes Berfchulden der Bahn. (DSH. 
2. Mai 1900, 3. 5802; Röll 1900: 38.) 

Die rechtzeitige Avifierung einer Sendung wird angenommen, 
wenn ein PBoftaufgabefchein über ein ſeitens der Beftimmungsftation 
an den Empfänger der betreffenden Sendung abgejendetes Aviſo— 
ichreiben vorliegt, vorausgefegt, daß der Empfänger nicht ben 
Beweis zu erbringen vermag, dieſes Apifofchreiben habe eine 
andere Sendung betroffen. (OGH. 6. Februar 1902, 3. 16.879 
ex 1%1; Röll 1902: 12.) 


Sriften für die Abnahme der nidt zu— 
gerollten Güter. 
8 69. Die nad) den Vorfchriften diefes Reglements oder 


des Tarifes oder nach befonderer Vereinbarung durch Die 
Eifenbahn auszuladenden Güter find binnen der im Tarif 
feftzuftellenden Tagerzinzfreien Zeit, welche nicht weniger als 
24 Stunden nach Abjendung, beziehungsweife Empfang (vgl. 


*) Bol. 8 MW BR. 
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8 68, Abja 1, in Verbindung mit $ 63, Abſatz 4) der 
Benadhrichtigung betragen darf, während der vorgeſchriebenen 
Geſchäftsſtunden abzunehmen. 

Die Friften, binnen melden die von dem Empfänger 
abzuladenden Güter durch denfelben auszuladen und abzu- 
holen find, werden durch die bejonderen Borjchriften jeder 
Verwaltung feſtgeſetzt und find, fofern fie für deren ganzes. 
Gebiet gleichmäßig erlaſſen werden, durch den Tarif, andern- 
falls auf jeder Station durch Aushang an den Abfertigungs- 
ftellen, fowie durch Belanntmahung in einem Lofalblatte 
zur öffentlihen Kenntnis zu bringen. Erfolgt die Benach- 
rihtigung über die Ankunft des Gutes durch die Poft, fo 
beginnen dieſe Friften frühefteng drei Stunden nach Der 
Aufgabe des Benachrichtigungsſchreibens zur Poſt. 

Für bahnlagernd geitellte ſowie für folche Güter, deren 
Empfänger ſich die Benachrichtigung fchriftlich verbeten haben, 
beginnt der Lauf der im Abjab 1 und 2 erwähnten Friften 
mit Ankunft des Gutes. 

Der Lauf der Entlade- und Abholungsfriften (Abſatz 2) 
ruht während der Sonn- und Felttage fowie für die Dauer 
einer zoll⸗ oder fleueramtlichen Abfertigung, fofern diefe nicht 
dur den Abjender oder den Empfänger verzögert wird. 
Geiten3 ber leßteren ift die Dauer der Abfertigung nach» 
zuweiſen. 

Wer das Gut nicht innerhalb der in dieſem Paragraphen 
erwähnten Friſten abnimmt, hat ein in den Tarifen feſt⸗ 
zufegendes Lagergeld oder Wagenftandgeld zu bezahlen. Auch 
ift Die Eifenbahn berechtigt, die Ausladung ber nad) den 
Vorſchriften dieſes Neglement3 oder de3 Tarife oder nad) 
befonderer Vereinbarung vom Empfänger auszuladenden Güter 
auf deffen Gefahr und Koften zu bejorgen. 

Dagegen ijt die Eifenbahn zum Erjage der nachgemwiefenen 
Koften der zwar rechtzeitig, aber vergeblich verfuchten Ab- 
holung eine® Gutes in dem Falle verpflichtet, wenn das 
Gut auf Benadhrichtigung des Empfänger? von der Ankunft 
nicht fpäteftend innerhalb einer Stunde nad) dem Eintreffen 
des Abholer3 zur Entladung oder Abgabe bereitgeftellt ift. 

Wenn ber geregelte Berfehr dur große Güteranhäu- 
fungen gefährdet wird, fo iſt die Eifenbahn zur Erhöhung 
ber Lagergelder und der Wagenftandgelder und, wenn dieſe 
Maßregel nicht ausreichen follte, auch zur Verkürzung der 
Ladefriften und zur Beſchränkung der lagerzinsfreien Zeit 
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für die Dauer ber Anhäufung der Güter, und zwar alles 
dieſes unter Beachtung ber für die Feſtſetzung von Zuſchlags— 
nen im $ 63, Ziffer 2, gegebenen Vorſchriften be= 
rechtigt 
Es iſt zu meiner Kenntnis gelangt, daß den in den Bahn⸗ 

hofsmagazinen einiger Eiſenbahngeſellſchaften eingelagerten zoll⸗ 
pflichtigen Waren nicht nur eine kürzere als die vorſchriftsmäßige 
lagerzinsfreie Zeit von 10 Tagen eingeräumt, ſondern auch ein 
hoͤherer als der ordnungsmäßig zuläſſige Lagerzins auferlegt wird. 
— Dieſe Einrichtung ſteht im Widerſpruche mit den in der FMV. 
vom 20. Jänner 1859, 8. 1998 (FMVB. Nr. 4), Punkt 2, Abf. 3 
feitgehaltenen Beftimmungen des Zolltarifes, oeziehungsweife mit 

6 der Vorerinnerungen zu demſelben, welche in allem, was nicht 
lediglich die Höhe der Gebühr anbelangt, die „bisherigen Beſtimmun⸗ 
gen” u be3 Lagergeldes, alfo auch da3 Hoflammerbelret 
vom 7. Oktober 1847, 8. 26.626, aufrechthält (Pillweins 
Bolltarif, I, ©. 87), wonach alle einer Sefällsamtshandlung unter- 
liegenden Waren Anfpruch auf 10 Tagerzinzfreie Tage haben. — 
Was aber die Höhe der Gebühr betrifft, jo ift im Sinne de3 ‚itierten 
TIME. vom 20. Jänner 1859 für die in den Zollmagazinen ber 
Privateifenbahnen eingelagerten zollpflichtigen Waren der Lagerzins 
mit Ausfchluß des Bolltarißß, d. 5. mit 1 Ah pro 100 kg und Tag, 
und bei Kolonialwaren mit der Hälfte dieſes Betrages einzuheben. 
Es muß ausdrüdtich bemerkt werben, daß durd) 8 60 des BR. vom 
10. Juni 1874 (RGB. Nr. 75) eine Abänderung ber Zolltarif- 
normen über den Lagerzind und der bie Durchführung diefer 
Normen in den BZollmagazinen der Bahnhöfe bezwedenden MB. 
vom 20. Jänner 1859 weder herbeigeführt, noch beabfichtigt worden 
ft — Indem ih nun im Einvernehmen mit dem FM. den 
Verwaltungsrat aufforbere, wegen Beobachtung diefer Vorfchriften 
da3 Geeignete zu verfügen und hierüber die Anzeige zu erftatten, 
bleibt es demfelben anheimgegeben, in dem Falle, als außer- 
ordentlihe PVerhältnijfe eine Abweichung von ben beitehenden 
Normen in betreff des Lagerzinfes als unumgänglich) notwendig 
ericheinen laſſen follten, unter genauer Nachweiſung des Bebürfniffes 
um bie Bewilligung ausnahmsweiſer Begünftigungen von Fall zu 
Hall anzuſuchen. — Die mit Bewilligung der Regierung bereit3 
derzeit beftehenden Ausnahmen werben burd ben gegenwärtigen 
Erlaß jerbftve rt nit berührt. (HM. 18. Februar 1878, 
8. 147; (CB. 1878: 25.) 


Sonntagsruhe. 


Auszug aus der Verordnung des Handelsminiſters im Einver⸗ 
nehmen mit dem M. db. J. und dem M. f. 8. u. U. vom 
24. April 1895 (NGB. Nr. 58, BB. 1895: 51). 

Die Sonntagsrufe Hat fpäteftend? um 6 Uhr morgens 
eined jeden Sonntagd, und zwar gleichzeitig für Die ganze 
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jedes Betriebes, zu beginnen und mindeſtens 
24 Stunden zu dauern. (8 1, Art. II des Geſetzes vom 16. Jän⸗ 
ner 1895, RGB. Nr. 21. 


82. Auf Grund des 8 1, Urt. VI des zitierten Gefebes wirb 
bie gewerbliche Arbeit an Sonntagen bei den im nachſtehenden 
Verzeichnifie enthaltenen Kategorien von Gemwerben, bei benen 
ihrer Natur nad eine Unterbrechung bed Betriebes oder ein 
Aufſchub der betreffenden Arbeit untunlih, oder bei denen ber 
Betrieb an Sonntagen im Hinblide auf die täglichen ober an 
Sonntagen beſonders hervortretenden Bedürfniſſe der Bevölkerung 
oder des öffentlichen Verkehres erforderlich ift, für die in biefem 
Verzeichniffe angeführten Arbeitsverrichtungen unter ben bort 
aufgeftellten Bedingungen und Beichräntungen geftattet. 

Bezeihnung 
derjenigen Gewerbe, beztehungsmetfe 
Arbeitsverritungen, für melde 
die Sonntagsarbeit überhaupt oder 
in beftimmten SBeitausmaße ge⸗ 

ftattet tft: 

46. Güterbefdrderung. 

Die Sonntagsarbeit ift geftattet 


Den an Sonntagen länger als brei 
Stunden beiäftigten Arbeitern ift 
ala Erſatzruhe zu gewähren: 


zum Behufe der Aufgabe von Eil- 
gut bet Eifenbahnen und Dampf- 
fchtffen, begiehungsweife zum Behufe 
der Übernahme und Buftellung von 


Eine 2aftünbige Ruhezeit am 
darauffolgenden Sonntage oder an 
einem Wochentage oder je eine 
ſechsſtüundige Ruhezeit an zwei Tagen 
der Woche. 


Eilgut an die Empfänger. 

8 4, Die Sonntaggarbeit ift ferner geftattet für dad Entladen 
der von ber anjchließenden Eiſenbahn auf die Induſtriegeleiſe 
(Schleppbahn) geftellten Wagen durch die Arbeiter be3 betreffenden 
Etabliffement3, dann beim Belaben, Hierbei jedoch nur injofern, 
al3 da3 Etabliffement dur Einhaltung der Sonntagsruhe gegenüber 
ber anfchließenden Bahnunternehmung in materielle Nachteile 
(Pönalien wegen zu langer Benübungsdauer der Wagen ufm.) 
verfallen wiürbe. 

85. Den an Gonntagen bei ben in ben 88 3 und 4 be- 
zeichneten Arbeiten länger als drei Stunden beichäftigten Arbeits- 
perfonen ift die Erſatzruhe gemäß den Beflimmungen des 8 12, 
Abſ. 2, zu gewähren. 


Aus Antereffentenkreifen iſt hieramts darüber Beſchwerde 
geführt worden, baß fetten? der Organe einer Bahnverwaltung troß 
der eingetretenen Stodung in der Wagenbeiftellung den Parteien 
bie Entla dung dringend benötigter Güter an Sonntagen erſchwert 
mur 

Unter Bezugnahme Hierauf wird ber geehrten Verwaltung 
in Erinnerung gebracht, daß eine Einfchränktung ber bahnfeitigen 
Zabearbeiten an Sonn und Feſttagen durch die geſetzlichen Be⸗ 
ftimmungen nicht gefordert wird. 
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Sinfihtlih der parteifeitigen Labearbeiten kommt in 
Betracht, daß nad) Art. IX des Gejehed vom 16. Jänner 1895, 
RGB. Nr. 21, betreffend die Regelung ber Sonn- und Feierlage⸗ 
ruhe im Gewerbebetriebe, beim Handelsgewerbe die Sonntagd- 
arbeit für ben Betrieb besfelben in der Dauer von höchſtens ſechs 
Stunden geitattet ift. 

Da innerhalb diefer Frift eine Wagenentlabung in ber Hegel 
ohne Schwierigkeit ausführbar ift, fo unterliegt e3 Teinem An- 
ftande, den Anſuchen von Parteien um die Bewilligung zur 
Entladung von Wagen an Sonn und Feſttag en bei au- 
haltendem agenmangel, infofern e3 ſich um einen Handelsartikel 
handelt und der Frachtbrief ſich bereit3 in Händen ber Partei 
befindet, zu entfprechen. 

Im vorftehenden Sinne wird auf ben Linien der Hfterreichifchen 
Staatshahnen vorgegangen und wird bie geehrte Verwaltung 
eingeladen, geeignete Verfü ‚gung zu treffen, bamit auch Hinfichtlich 
de3 bortfeitigen Bahnbereiches der gleihe Vorgang wie auf 
den Oſterreichiſchen hnatsbahnen eingehalten werde. 

über das im Gegenftande DBerfüge wolle bie Wh Ber- 
yaltung ER berichten. (EM. 11. November 1899, 8. 51.536, 


Ublieferung3hinderniffe. 


8 70. Bei Ablieferungshindernijjen bat die Empfangs- 
ftation den Abſender dur) Vermittlung der Verſandſtation 
von der Urſache des Hinderniffes unverzüglih in Kenntnis 
zu ſetzen. Sie darf in feinem Falle ohne ausdrückliches Ein- 
verſtändnis des Abſenders das Gut zurüdienden. Dies gilt 
insbeſondere von Gütern, deren An⸗ oder Abnahme ver- 

eigert oder nicht rechtzeitig bewirkt wird oder deren Abgabe 
an nicht möglich ift. 

St die Benachrichtigung des Abſenders den Umijtänden 
nach nicht tunlich oder ift der Abjender mit der Erteilung 
der Anmweifung jäumig oder die Anweifung nicht ausführbar, 
jo hat die Eifenbahn das Gut auf Gefahr und Koften des 
Abſenders auf Lager zu nehmen und dabei die Sorgfalt 
eine ordentlichen Kaufmannes anzumenden. Sie iſt jedod) 
nah ihrem Ermeſſen auch berechtigt, ſolche Güter unter 
Nachnahme der darauf haftenden Koften und Auslagen bei 
einem öffentlichen Lagerhaus oder einem Spediteur für Rech⸗ 
nung und Gefahr deſſen, den e3 angeht, zu hinterlegen. 

Die Eijenbahn ift ferner befugt: 

a) Güter der im erften Abſatze erwähnten Art, wenn fie 
dem jchnellen Verderben ausgejegt find, oder wenn fie 
45* 
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nach den örtlichen Berhältniffen weder eingelagert noch 

einem Spediteur übergeben werden können, fofort, 

b) Güter, welche weder vom Empfänger abgenommen nod) 
vom Abfender zurüdgenommen werden, früheitens vier 
Wochen nach Ablauf der Tagerzinzfreien Zeit, fall3 aber 
deren Wert durch längere Lagerung oder dur Die 
daraus entitehenden Koſten unverhältnismäßig vermine 
dert mürde, auch fchon früher, 

ohne weitere Förmlichkeit beitmöglichft zu verlaufen. Bon 
dem bevorjtehenden Verkaufe ift der Abfender womöglich zu 
benachrichtigen, auch ift ihm der Erlös nah Abzug der 
Koften zur Verfügung zu jtellen. 

Bon der Hinterlegung und dem vollzogenen Verkaufe 
des Gutes ift der Abjender und, im alle der Frachtbrief 
bereit3 ausgelöft ift, auch der Empfänger unverzüglich zu 
benachrichtigen, e3 fei denn, daß Died untunlich ift. 

Das in Art. 407 HGB. der Eifenbahn für den Fall eingeräumte 
Berkaufsrecht, daß der Empfänger des Gutes nicht auszumitteln 
ift oder die Annahme verweigert wird, oder wenn ein Gtreit 
über die Annahme oder den Zuſtand des Gutes entiteht, ift nicht 
auf den Fall befchränlt, wenn das zu verfaufende Frachtgut 
dem Verderben ausgejegt if. (DOCH. 25. November 1873, 3 
9356; Möll I: 109.) 

Der von ber Eifenbahn zu veranlaffende Verlauf der un- 
anbringlichen Güter ift an feine befonderen Borfchriften, ins⸗ 
befonbere nicht an jene bes Art. 407 HGB. gebunden. — Der 
Abfender, welcher auf Zahlung der Fradjtgebühren auf ein 
unbezogene3 und wegen Mangel3 einer anderweitigen Dispofition 
von ber Eifenbahn verlauftes Frachtgut belangt wird, hat im Falle 
der Beftreitung der Nichtigkeit der aufgerechneten Fradt- und 
Nebengebühren ben Gegenbeweis zu führen. — Die dur das 
üibereinfommen der öfterreichifch-ungarifhen Bahnverwaltungen Der 
jeweiligen Aufgab3bahn namens fämtliher am Transporte be— 
teiligten Bahnen übertragene Einhebung der im Falle des Nicht- 
bezuges des Frachtgutes ungebedt gebliebenen Gebühren involviert 
die Vollmacht zur Einflagung der letzteren. (OGH. 26. Auguſt 
1875, 8. 1997; Röfl I: 161.) 

Bon dem Erlöfe eine3 erefutiv veräußerten Frachtgutes, 
welches in der Beltimmungsftation unbezogen lagert, find vor 
allem die Exekutionskoſten zu erjegen und kann die Eifenbahn 
nur aus dem danach erübrigenden Nefte de3 Erlöfed Befriedigung 
für ihre Forderung an Frachtſpeſen und Lagerzinz finden. OGH9. 
3. November 1875, 8. 12.012; Röll I: 126.) 

Die Eifenbahnen find berechtigt, eine im Verderben begriffene 
Sendung, deren ordnungsmäßige Weiterbeförderung von einer 


vom 10. Dezember 1892, S 71. 709 


Zwifchenftation bi3 an den Abgab3ort wegen Unterbredhung des 
Bahnverkehr infolge von Elementarereigniffen nicht möglich ift, 
ohne weitere Förmlichkeit beitmöglichft zu verfaufen.. — Die 
Sifenbahnen find nicht verpflichtet, vor einem ſolchen Verkaufe 

Aufgeber zu avifieren, beziehungsweife ihm das Frachtgnt 
* en zu ftellen. (OGH. 29. November 1877, 3. 6081; 
Rat I: 232 

Die Art. 407 und 409 des HGB. und der $ 61 des BR. 
(1874) haben an den beftehenden Lizitationsporjchriften nichts 
geändert. Eine freiwillige Lizitation im Gemeindegebiete von 
Wien darf daher nur mit Zuſtimmung des Magiſtrates, in Gegen⸗ 
wart eines magiſtratiſchen Kommiſſärs ſowie gegen Bahlung 
der vorgeſchriebenen Armenprozente, Kanzleitaxen und Stempel⸗ 
gebühren Rattfinben. (M. d. 3. 1. Juli 1883, 8. 35.028; 
68. 1883: 114.) 

Die auf Grund der Beitimmungen bes 8 70 ded BR. (1892) 
jeitend der Bahnverwaltungen vorzunehmenden Veräußerungen 
unanbringlidher Güter find als freiwillige öffentliche Yeilbietungen 
nicht anzufehen, für dieſe TFeilbietungen ift weder die Bewilligung 

no die Intervention des Gemeinbevorfteherd erforderlih und ift 
bon folden Feilbietungen das „Armenprozent“ nicht zu entrichten. 
(BEH. 26. Uprit 1893, 3. 1480 Röll 1893: 12.) 

Die Eifenbahn, welche es unterläßt, den Abſender von der 
bevorftehenden Beräußerung eines vom Empfänger nicht bezogenen 
Gutes mittels der Poft zu verfitändigen, haftet für den bem 
Abfender Hierdurch entſtandenen Schaden. 

Im Falle der Entjchädigung für Verluft bes Gutes kann eine 
Entihädigung für Lieferfriftverfäumnis nicht beanfprucht werben. 
(DEH. 16. Auguft 1899, 3. 8347; Röll 1899: 62.) 

Die vom Abſender der Eifenbahn erteilte Verfügung, fiber 
eine vom Empfänger nicht angenommene Senbung „ohne weiteres 
nah Belieben zu bdi3ponieren”, befreit bie Eifenbahn von der 
im 8 70 BR. ausgefprochenen Berpflichtung, den Abfender von 
dem bevorfjtehenden Verlaufe der Sendung womöglih zu be- 
nachrichtigen. (OGH. 10. Oktober 1899, 3. 8946, VBB. 1901: 41.) 

Im Falle VBerberbens eines leicht verderblichen, vom Empfänger 
nit angenommenen Gute infolge bahmfeitiger Verfpätung ber 
Richtbezugsanzeige obliegt e3 der ei, behuf3 Inanfpruchnahme 
des bahnfeitigen Erfates, den Nachweis zu führen, baß das 
Berberben des Gutes ausfchlieklih auf Biefe Urſache zurüd- 
auführen —* (OGS. 20. November 1901, 3. 11.764; Röll 


Feſtſtellung von Verluft und Befhädigung 
de3 Gute3 feiten3 der Eifenbahn. 


8 71. In allen Verluſt⸗,, Minderungs- und Beſchädi— 
gungsfällen haben die Eifenbahnverwaltungen fofort eine ein 
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gehende Unterfuhhung vorzunehmen, da3 Ergebnis fchriftlich 
feftzuftellen und dasſelbe den Beteiligten auf ihr Verlangen 
mitzuteilen. 

Wird inZbejondere eine Minderung oder Beichädigung 
des Gutes von der Eijenbahn entdedt oder vermutet oder 
ſeitens des Verfügungsberechtigten behauptet, fo hat die Eijen- 
bahn den Zuftand des Gutes, den Betrag des Schaden3 und, 
joweit dies möglid, die Urſache und den Zeitpunkt der 
Minderung oder Beſchädigung ohne Berzug protokollariſch 
feftzuftellen. Eine protofollarifhe Feſtſtellung Hat auch im 
Talle des Verluſtes ftattzufinden. 

Zur Feftitellung in Minderungs- und Beſchadigumosfäluen 
ſind unbeteiligte Zeugen oder, ſoweit dies die Umſtände d 
Falles erfordern, Sachverſtändige, auch womöglich der Bere 
Tügumgäberechtigte, beizuziehen. 

nah Art. 408 HGB. vom Empfänger zu ver«- 
enlaffenhen "Feffeitung des teilmeifen Verluſtes oder ber Be— 
ſchädigung eines Frachtgutes ſind weder die Vorſchriften des 
Art. 407 noch überhaupt die Prozeßvorſchriften über den Sa 
FRE zu hezheobachten. (OGS. 10. September 1873, 3. 7021; 
Die von Stationdvorftande veranlaßte Bornahme eines Augen- 
fcheines zur Konftatierung des Zuftandes eines beichädigten Gutes 
fowie der Schabensziffer involviert noch feine Anerkennung des 
Sabenerfapanfprudes bes Neflamanten. (OGH. 16. Juni 1876, 
8. 10.820; Röll I: 185.) 


Gerichtliche Feltitellung von Ablieferungs3- 
bindernijfen, Berluft und Befhädigung. 
8 72, Sedem Beteiligten fteht da3 Recht zu, unbefchadet 
des in den 88 70 und 71 vorgejehenen Verfahrens, auch die 
gerichtliche Feititellung in Gemäßheit der Beitimmungen des 
Handelsgejegbuches zu beantragen. 

Die von der Bahn unter Zuziehung von Sachverſtändigen 
erfolgte Seftftelfung des Schaden3 hat bei Betreten des Rechts- 
wese⸗ ſeitens des Reklamanten feine Rechtswirkſamkeit. OGH. 
6. Juni 1877, 8. 1725; Roil 1: 216.) 


Altivlegitimation. Reklamationen. 


8 73. Zur Geltendmachung der aus dem Eifenbahn- 
frachtvertrage gegenüber der Eifenbahn entipringenden Rechte 
ift nur derjenige befugt, welchem das Verfügungsrecht über 
das Frachtgut zufteht. Bezüglid der Berechtigung zur 
Erhebung von Fracdterftattungsanträgen vgl. $ 61, Abjag 6. 
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Vermag der Abſender das Frachtbriefduplikat, den Auf⸗ 
nahmeſchein oder eine Beſcheinigung der Verſandſtation, daß 
eine ſolche Urkunde nicht ausgeſtellt iſt, nicht vorzuzeigen, 
ſo kann er ſeinen Anſpruch nur mit Zuſtimmung des —*3 
gers geltend machen, es wäre denn, daß er den Nachweis 
beibringt, daß der Empfänger die Annahme des Gutes ver⸗ 
weigert hat. 

Außergerichtliche Anſprüche (Reklamationen) jind mit einer 
Beicheinigung über den Wert des Guted und, wenn dem 
Empfänger der Frachtbrief übergeben iſt, mit biefem anzu⸗ 
bringen. Die Eiſenbahnen haben derartige Anſprüche mit 
tunlichſter Beſchleuni gung zu unterſuchen und, fofern nicht 
eine gütliche Verftändigung erfolgt, mittels ſchriftlichen Be⸗ 
ſcheides zu erledigen. 

Die erklärte Bereitwilligkeit einer Eiſenbahngeſellſchaft zur 
Zahlung bes reglementarifchen Erſatzes für ein in Verluſt ge- 
ratenes Frachtgut ift der Zahlung nicht gleichzuachten, fchließt 
daher die richterliche Zuerlennung bed zugeftandenen Erſatzbetrages 
ſamt Beraugspinien nicht aus. (OGH. 25. Jänner 1871, 8. 12.207 
ex 1870; Roll 1:69.) 

Biifchen den Beflionsurfunden über Erſatzanſprüche wegen 
Berluft, Minderung und eſchadigung der Güter ſowie wegen 
Berfäumung ber Lieferfriſt und jenen, mit welchen Fracht⸗ 
erſtattungs⸗ und Refaktieanſprüche an andere Perjonen als bie 
Bezugsberechtigten entgeltlich abgetreten werben, Tann vom Stand- 
punkte des Gebührengefebes ein Unterſchied nicht gemacht werden. 
Beide Arten von Zeſſionsurkunden find vielmehr —— — 
gleich zu behandeln und unterliegen, da es ſich hierbei um die 
Zeſſion von anderen als den in ber Tarifpoſt 32, 2a bis e, 
GG., angeführten Schuldforderungen handelt, der in der Tarif. 
poſt 32, 28, GG., begründeten, nad) Skala II und dem Werte 
des Entgeltes zu berechnenden Stempeigebübr, (FM. 16. Zuli 
1896, 8. 44.389 ex 1895, 8%. 1896: 129.) 


Daftpfliht mehrerer an der Beförderung 
beteiligter Eifenbahnen. 

8 74. Diejenige Bahn, welche da3 Gut mit dem Fracht⸗ 

briefe zur Beförderung angenommen hat, haftet für die YAus- 

brung de3 Trandportes auch auf den folgenden Bahnen 
der Beförderungsftrede bis zur Ablieferung. 

Jede nachfolgende Bahn tritt dadurch, daß fie das Gut 

mit dem urjprünglichen Frachtbriefe übernimmt, nad Maßgabe 

des letzteren in den Fracdjtvertrag ein und übernimmt Die 
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jelbftändige Verpflichtung, den Transport nad) Anhalt des 
Trachtbriefe3 auszuführen. 

Die Anſprüche aus dem Frachtvertrage können jedoch — 
unbejchadet des Nüdgriffes der Bahnen gegeneinander — 
im Wege der Klage nur gegen die erite Bahn oder gegen 
diejenige, welche da3 Gut zulegt mit dem Frachtbriefe über- 
nommen hat, oder gegen diejenige Bahn gerichtet werden, 
auf deren Betriebsftrede der Schaden fich ereignet hat. Unter 
den bezeichneten Bahnen fteht dem Kläger die Wahl zu. 

Das Wahlrecht erliſcht mit der Erhebung der Klage. 

Die ein Frachtgut zum Transporte über eine Anſchlußbahn 
übernehmenbe Eifenbahn haftet dem Auftraggeber unbedingt für 
ben Schaden, welcher diefem aus der wegen mangelhafter Ver- 
padung erfolgten Ablehnung der Übernahme des Weitertransportes 
feiten3 ber unfeptupbahn erwächſt. (OGH. 4 April 1872, 
8. 11.937; Röll 1:87.) 

Die Bezeichnung be3 Abgabeortes in einem Frachtbriefe 
begründet nicht das forum contractus und eine Eifenbahn- 
gejellichaft Tann daher aus einem Frachtvertrage nicht bei dem 
Gerichte des Ortes ber Abgabe, fondern nur bei dem Gerichte 
ihres ftatutarifchen Wohnfibes belangt werden. (OGH. 19. Februar 
1879, 3. 869; Röll II: 276.) 

Klagen gegen das Eifenbahnärar, welche Forderungen aus 
einem mit ben Staatsbahnen abgejchlofienen Frachtgeſchäfte be» 
treffen, gehören zur BZuftändigleit der Handelsgerichte. (OGH. 
17. April 1895, 3. 4427; Nöll 1895: 18.) 

Streitiglfeiten aus dem vom Staate betriebenen Fracht⸗ 
führergefchäfte unterliegen der Handelsgerichtsbarkeit, ungeachtet 
dieſes Unternehmen des Staates im Handelsregiſter nicht ein- 
getragen erſcheint. OGGH. 24. Februar 1897, 3.1991; Röll 1897: 5.) 

Die Bahnverwaltung, welche ein Gut zur Weiterbeförderung 
übernommen hat, Tann die Haftung für den Schaden, welchen 
da3 Gut feitgeftelltermaßen mährend des Trandporte® auf der 
Vorbahn erlitten hat, nicht unter Hinweis auf die mangelnde 
Paffivlegitimation ablehnen. (OGH. 3. November 1898, 8. 14.890; 
Röll 1898: 43.) 

Bei Geltendbmahung von Anſprüchen aus dem Frachtvertrag 
für Sendungen, welche mit verfchiedenen Frachtbriefen zur Auf- 
gabe gebracht murden, ift die Gericht3zuftändigfeit rüdfichtlich 
des Anſpruches aus dem einzelnen Fradhtvertrag auch dann 
gejondert zu beurteilen, wenn die Sendungen jahlih ein zu- 
fammengehörige3 Ganzes (3. 8. eine Mafchine) bilden. (OGH. 
18. September 1900, 3. 11.511; Röll 1900:57.) 

Die Tranfitbahn, weldhe eine Sendung mit einem eine 
unbeutliche Eintragung der Beitimmungzftation enthaltenden Fracht⸗ 
briefe von der Nachbarbahn übernimmt, haftet, fofern die Sendung 
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die erftere Bahn auf jeden Fall tranfitieren mußte, dafür nicht, 
daß fie die undeutliche Frachtbriefeintragung nicht beanftandet 
bat, und kommt daher der Partei gegenüber nicht für den Schaden 
auf, der dadurch entfteht, daß eine nachfolgende Bahn die Sendung 
behufs NRichtigftellung der Frachtbriefangaben zurüdbehält. (OGH. 
23. Zänner 1901, 3. 403; Röll 1901:5.) 


Haftpflidtder Eifenbahn für Berluft, Min- 
derung oder Beſchädigung des Gutes im 
allgemeinen. 


8 75. Die Eifenbahn haftet nach Maßgabe der in den 
folgenden Paragraphen enthaltenen näheren Beitimmungen 
für den Schaden, welcher durch Berluft, Minderung oder 
Veihädigung des Gutes feit der Annahme zur Beförderung 
bis zur Ablieferung entjtanden ift, fofern fie nicht zu be— 
weifen vermag, daß der Schaden durch ein Verſchulden des 
Verfügungsberechtigten oder eine nit von der Eifenbahn 
verjchuldete Anweiſung desjelben, durch die natürliche Be— 
Ihaffenheit des Gutes (namentlich) durch inneren Verderb, 
Shwinden, gewöhnliche Ledage) oder durch höhere Gemalt 
herbeigeführt worden ift. 

Der Ablieferung an den Empfänger fteht die Ablieferung 
an Holle und Reviſionsſchuppen nad) Ankunft des Gutes 
auf der Beitimmungzitation ſowie die nad) Maßgabe des 
Betriebsreglementd jtattfindende Ablieferung de3 Gutes, an 
Lagerhäufer oder an einen Spediteur gleich. 

Der Kriegszuſtand befreit die Bahn nur in dem Falle von 
der Verpflichtung zum Erſatze für den Verluſt eines Frachtgntes, 
wenn dieſer ermweislih eine unmittelbare Folge des Krieges 
geweien. (OGH. 8. Zuli 1863, 3. 4765; Röll I: 20.) 

Ein Fradtgut, welches die Eifenbahn an eine andere als bie 
im Frachtbriefe bezeichnete Perſon ausgefolgt Hat, gilt in An- 
fehung der Erjagpflicht der Eifenbahn ala in Berluft geraten. — 
Sm Falle der Auszfolgung des Trachtgutes- an eine unberedhtigte 
Perfon braucht ſich der Aufgeber nicht an lebtere wegen Rüdftellung 
der Ware oder Werterfag zu halten, iſt vielmehr berechtigt, 

‘ unmittelbar die Haftung der Bahnanftalt als Frachtführerin 
—— zu nehmen. (OGH. 5. Juli 1871, 8. 4359; 

Die auf Leiſtung des Erſatzes für ein verlorenes Frachtgut 
belangte Eiſenbahn iſt nicht berechtigt, die Vorlage der Handels⸗ 
bücher des Klägers zur Erforſchung einer demſelben anderweitig 
zugekommenen Vergütung des angeſprochenen Wertes des Fradıt- 
gutes zu begehren. (OGH. 16. April 1872, 3. 3683; Röll I:90.) 
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Der GStationsvorftand gilt als folder ohne ausdrückliche 
Vollmacht ber ftatutenmäßigen NRepräjentanten ber Gefellfchaft 
nit für ermächtigt, im Namen der legteren die Verpflichtung 
zur Leiftung eines Eee Rx übernehmen. (DEH. 16. Zuni 
1876, 8. 10.820; Röll I: 185.) 

Wenn die Vahn auf 8* wegen Verluſt des Gutes belangt 
wird, ſo hat nicht der Aufgeber den Verluſt, ſondern die Bahn 
zu eriveifen, daß dad Gut an den Adreſſaten abgeliefert wurde. 
(OGHS. 28. September 1876, 8. 7785; Epſtein Nr. 138.) 


Die Bahngefellichaft kann für den Schaden, welcher durch 
Verbrennen einer am Bahnhofe in einem Wagen lagernden 
Ware entitanden ift, nah Art. 395 HGB. nur dann Baftbar 
werden, wenn erwiefen wird, daß der Brand aus Berfchulden 
ber Gefeltichaft ober ihrer Bebienfsten entftanden if. (DOGH. 
25. April 1882, 3. 4097; Röll II: 326.) 

Die Eifenbahn kann aus dem Umftande, daß die Ablieferung 
an den Bezugsberechtigten fich infolge der Weifungen bes Abjenders 
verzögert hat, Teineswegd die Berechtigung ableiten, die Ver⸗ 
pflihtung zur Vergütung der Berlufte und Schäden abzulehnen, 
welde jih an dem Frachtgute feit der Übernafme bis zur 
Ablieferung ergeben haben. (DOCH. 23. Jänner 1884, 3. 307; 
Röll, Hfterr. Eifenbahngefege ©. 925.) 


Eine unvorhergejehene, außergewöhnliche Uberſchwemmu ⸗ 
folge deren ein Frachtgut beſchädigt wird, iſt vis major. ( 58. 
22. März; 1887, 3. 2505; Röll 1887: 11.) 

Der im BR. enthaltene Ausdruck „Verluſt“ if in der 
objektiven Bebeutung des Wortes und nicht bloß mit Rückſicht 
auf den Anfpruchiteller als fubjeltio zu nehmen, daher von 
Geltendmachung ber Ansprüche wegen Berluftes nicht die Rede 
fein Tann, wenn bie Eifenbahn das binnen Jahresfriſt nicht 
reflamierte Gut veräußert; in einem ſolchen alle kann demnach 
ber Anfpruh auf Erjab des Wertes an die Eifenbahn nicht 
Ge Fra (D6H. 22. Februar 1888, 8. 1561; Röll 


Verluft des Frachtgutes im Sinne bed Art. 395 HGB. ift 
danı anzunehmen, wenn Denn daB Gut aus wa3 immer für einem Grunde 
ber Verfügung des Frachtführer entzogen und dieſer hierdurch 
außerftand geſetzt ift, den Gmpfangsberechtigten in den Beſitz 
desfelben zu ſetzen, daher insbeſondere bei Ausfolgung des Yradıt- 
gutes an eine unberechtigte Perfon. (OGH. 14. Bir 1888, 8. 3046 ; 
Röll 1888:8; DSH. 5. November 1895, 3. 12118; Röll 1895: 37.) 

Die Bartei, welche wegen Berluft des Gutes Erjaganiprüche 
ftellt, muß das Vorhandenfein eine3 Schaden? erweilen. (OGH. 
18. November 1896, 3. 12.204; Röll 1896: 52.) 

Die Eifenbahn ift bei einer Fleiſchſendung, welche innerhalb 
der reglementarifchen Lieferfrift dem Mdrefjaten zum Bezuge 
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bereitgeftellt wurde, für bie Entwertung nicht verantwortlich, 
neide bad Fleiſch dadurch erfährt, daß dasſelbe infolge eines 
Verſehens über den Beſtimmungsort hinausbeförbert wurde und 
infolgedeſſen wieder urdgelenbet werden mußte. (OGH. 14. Juli 
1898, 3. 8439; Nöll 1898: 35.) 

Falls ber Empfänger vor Bezug ded Gutes nicht deſſen bahn⸗ 
amtlide Nachwage fordert, kann für eine erft nach Bezug des 
Gutes wahrgenommene Gemwichtsminderung feine Entſchädigung 
beanfprucht werben. 

Durch dad VBetriebsreglement vom 10. Dezember 1892 find 
die mit Demfelben in Widerfpruch ftehenden eftimmungen des 
HGB. aufgehoben morben. 

Entwendung des Frachtgutes involviert nicht ohne weiteres 
tobe — bei Eſenbahn. (DH. 22. November 1899, 
811 11.296; Röll 1 77.) 

Wenn bem Ahreffaten einer Sendung, welche irrtümlich an 
eine unberectigte Perſon auögeiolgt wurde, für den Berluft 
des Gutes ſeitens der Eiſenbahn Schabenerſab gewährt wird, 
ſo kann dieſe dritte Perſon, wofern ſie an der irrigen Ausfolgung 
fein Verſchulden trifft, aus dem Titel der Bereicherung nicht 
aut Negreßleiftung an die Eifenbahn perhalten werden. (OGH. 

. Jänner 1900, 8. 13.231/99; Röll 1 

Ein über die in dieſem Paragraphen — *8 Grenze hinaus⸗ 
reichender Gewichtsverluſt Tann nicht ohne weiteres als „ge⸗ 
wöhnliche Leckage“ im Sinne bes 8 75 BR. bezeichnet werben. 
(889. 7. Februar 1901, Nr. 1243; Röll 1901: 12.) 


Beſchränkung der Haftung bezüglid des 
Beftimmungdorteß. 


8 76. Iſt auf dem Frachtbriefe ald Ort der Ablieferung 
ein nicht an der Eifenbahn liegender Ort bezeichnet, ſo 
befteht die Haftpflicht der Eifenbahn als Frachtführer nur 
bis zur legten Eifenbahnftation. In bezug auf die Weiter- 
beförderung treten die Verpflichtungen des Spediteurs ein. 

Für Sendungen nad) ſolchen jeitwärt3 gelegenen Orten 
jedoch, nach welchen die Eiſenbahn Einrichtungen für Die 
Weiterbeförderung getroffen hat ($ 68, Abſatz 3), eritredt 
ih die Haftpflicht der Eifenbahn als Frachtführer auf den 
ganzen Transport. 

Die Eifenbafn als Frachtführerin eines Gutes, welches zur 
Ablieferung an einem weder auf ihrer Strede noch auf jener 
der Anſchlußbahnen gelegenen Ort beſtimmt iſt, iſt nicht verpflichtet, 
dem weiteren Frachtführer, welchem fie ein ſolches Gut zur Ver⸗ 
frachtung von dem Endpunlte der Beförderung mittels Eiſenbahn 
bi8 zum Mblieferungsort übergibt, die von diejem bei der Über- 
nahme bezahlten, ſowie die weiter aufgelaufenen Spefen in 
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den Falle zu erjegen, wenn Ießtere wegen de3 durch vis major 

herbeigeführten Berluftes de3 Frachtgutes vom Adreſſaten nicht 

An tens) werden können. (DOCH. 7. Auguft 1861, 8. 4451; 

Beijhränfungder galpitiat beibefonderen 
Gefahren. 

5 77. Die Eifenbahn haftet nicht: 

1. In Anjehung der Güter, welche nach der Beitimmung 
Diefe3 Reglemenis oder des Tarifes oder nach einer in den 
Frachtbrief aufgenommenen Vereinbarung mit dem Abſender 
in offen gebauten Wagen transportiert werden: 

für den Schaden, welcher aus der mit dieſer Trans— 

portart verbundenen Gefahr entjtanden ift. Unter diefer 

Gefahr ift auffallender Gewichtsabgang oder der Berluft 

ganzer Stüde nicht zu verftehen. 

2. In Anfehung der Güter, welche, obgleich ihre Natur 
eine Berpadung zum Schuge gegen Verluft, Minderung oder 
Beihädigung auf dem Transport erfordert, nad) Erflärung 
bes Abſenders auf dem Frachtbriefe ($ 58) unverpadt oder 
mit mangelhafter Verpadung aufgegeben find: 

für den Schaden, welcher aus der mit dem Mangel 

oder mit der mangelhaften Beichaffenheit der Berpadung 

verbundenen Gefahr entſtanden ift. 

3. In Anjehung derjenigen Güter, deren Auf- und Ab- 
laden nad) der Beitimmung dieſes Reglement? oder des 
Tarifes oder nach einer in den Frachtbrief aufgenommenen 
Bereinbarung mit dem Abſender von dieſem, beziehung3- 
weife dem Empfänger bejorgt wird: 

für ben Schaden, welcher aus der mit dem Auf» und 

Ubladen oder mit mangelhafter Verladung verbundenen 

Gefahr entftanden ift. 

4. Sn Anfehung der Güter, welche vermöge ihrer eigen=- 
tümlichen natürlichen Beichaffenheit der bejonderen Gefahr 
auögejebt find, Berluft, Minderung oder Beſchädigung, na— 
mentlich Brud, Roſt, inneren Berderb, außergewöhnliche 
Redage, Austrodnung und Berftreuung zu erleiden: 

für aan Schaden, welcher aus dieſer Gefahr entitan- 

den iſt. 

5. In Anjehung lebender Tiere, 

für den Schaden, welcher aus ber mit der Beförderung 

Diefer Tiere für Diefelben verbundenen bejonderen Ge— 

fahr entſtanden iſt. 
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6. In Anfehung derjenigen Güter, einjchließlich der Tiere, 
welchen nad) der Beltimmung dieſes Reglement? oder des 
Tarife oder nach einer in den Frachtbrief aufgenommenen 
Vereinbarung mit dem Abfender ein Begleiter beizugeben ilt: 

für den Schaden, welcher aus der Gefahr entitanden 

iit, deren Abwendung durch die Begleitung bezweckt wird. 


Wenn ein eingetretener Schaden nad) den Umijtänden 
de3 Falles aus einer der in diefem Paragraphen bezeichneten 
Gefahren entitehen Tonnte, jo wird bis zum Nachweife des 
Gegenteil3 vermutet, daß der Schaden aus der betreffenden 
Gefahr wirklich entitanden ift. 

Eine Befreiung von der Haftpflidt kann auf Grund 
diefer Vorjchriften nicht geltend gemacht werden, wenn Der 
Schaden durch Verſchulden der Eifenbahn entftanden: ift. 

Die Gefahr des Selbitverjchließend der Türen eines Waggonz, 
in welchem lebende Tiere transportiert werden, gehört zu jenen 
Gefahren, deren Abwendung durch die Begleitung der Tiere be 
zwedt wird. — Die Bahn trifft Daher im Falle unterlaffener 
Beiftellung von Begleitern feitend des Berfenderd feine Haftung 
für das Erftiden der Tiere, welches als Folge des Selbſtſchließens 
der Wagentüre eingetreten iſt (O6H. 16. März 1871, 3. 10.051; 
Röll 1:73.) 

Die Frage, ob ein Frachtgut während des Trandportes vermöge 
feiner natürlichen Beſchaffenheit der bejonberen Gefahr des Ber- 
berbend oder ber Beſchädigung ausgeſetzt ift, ift im Streitfalle 
durch Sacjverftändige zu enticheiden. (OGH. 28. Jänner 1875, 
8. 12.566 ex 1874; Röfl 1:144.) 

Die Bahn ift im Falle der unterlaffenen Aufforderung zur 
Beiftellung von Begleitern für einen Viehtransport nicht be- 
techtigt, fi) auf die Befreiung von ber Haftpflicht für den Schaden 
zu berufen, welcher durch gehörige Beauffihtigung, Wartung 
und Fütterung der Tiere hätte abgewendet werden fönnen. 
(DGH. 16. November 1876, 3. 11.618; Röll I: 197.) 

Die Eijenbahn, welcher ein Tier zum Transporte übergeben 
wird, Tann nach den Beitimmungen des BR. nicht als Verwahrerin 
des Tieres angefehen werden. — Die Erjagpfliht für den 
Schaden, weldhen ein au3 dem Waggon entfprungene® Tier auf 
fremdem Grund und Boden verurfacht, trifft nicht die Bahn, fondern 
a ae des Tieres. (OGH. 14. November 1877, 3. 5748; 

Bei einer im geſchloſſenen Waggon in Brand geratenen 
Bare, welche der Gefahr der Selbftentzündung unterliegt, kann 
die Bahn für den Brandſchaden nah Art. 423 und 424 66B., 
beziehungsmweife 51 des BR. (1874) nit für veranttoortlich 
erlaunt werden. Der Art, 423 HGB. erflärt zwar, baß bie 
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Bahnen Hinfichtlich der Entfchädigunggleiftung fi zu ihren Gunften 
nit auf ihr flatuiertes Reglement berufen können, allein ber 
Art. 424 des HGB. zählt beifpieläweife bie Fälle auf, in welchen 
fie ihre Befreiung von jeder Haft bedingen können, unter welchen 
jelbftverftändblich auch jener enthalten ift, wenn die Ware ihrer 
Beichaffenheit nad) durch Selbitentzündung zugrunde geht, und 
wo das BR. die Befreiung ber Bahn von jeder Haftung aus- 
as, ausipriht. (DEH. 25. April 1882, 3. 4097; Röll 


Die Bahnverwaltung haftet nicht für Selbftentzündung von 
Sinhalenbungen. (D69H. 19. Zänner 1887, 8. 14.316; Röll 
1887 :1. 


Die Schadenerfagpfliht einer Eifenbahngejellfchaft bezüglich 
eined® von ihr transportierten, von der Partei ſelbſt verladenen 
Gegenftandes ift nur dann begründet, wenn vom Kläger der 
Beweis erbradht wird, daß ber bezügliche Gegenftanb in un« 
beihädigtem Zuſtande einmaggoniert wurde. (OGH. 25. September 
1895, 3. 9212; Röll 1895:28.) 

Wurden der Eifenbahn Lebende Tiere ohne Begleiter des 
Abſenders zur Beförderung —— ſo hat der Kläger, welcher 
den Erſatz des ihm durch Beſchädigung der Tiere am Transporte 
verurſachten Schadens gegen die Bahn beanſprucht, das Ver⸗ 
ſchulden der lezteren zu beweiſen. (OGH. 12. Mai 1897, 8. 5026, 
Röll 1897:13.) 


Die Bahn haftet nicht für den Untergang eines genügend 
verpadten Gutes, wenn der Schaden —* die natürliche Be⸗ 
ſchaffenheit des Gutes hervorgerufen fein konnte und der Beweis 
eines Verſchuldens der Eiſenbahn und ihrer Leute an dem 
Schaden nicht erbracht wird. (OGH. 15. Februar 1899, 8. 125; 
Röll 1899: 21.) 


Die Gefahr, daß eine Viehſendung infolge Zuſammenſtoßes 
oder infolge unvorſichtiger Rangierung beſchädigt wird, gehört 
nicht zu jenen Gefahren, welche durch Beigabe eines Begleiters 
abgemwendet werden Tönnen, unb haftet bie Eifenbahn für eine 
aus den erwähnten Urſachen entipringende ae laebigung einer 
Viehfendung auch dann, wenn biefelbe laut Angabe des Abſenders 
im Frachtbriefe auf deſſen eigene Gefahr ohne Begleitung auf- 
Cru (DH. 22. November 1899, 8. 12.157; Röoll 
1899: 78. 

Die Bahn haftet nicht für den Schaben, weldhen ein Frachtgut 
durch die zur Beförderung desſelben ungeeignete Beichaffenbeit 
des Wagens erleidet, fall ber Wufgeber, welcher bie Berladung 
bejorgt, fi; mit dem beigeftellten Wagen zufrieden gibt und 
deſſen Zuſtand nicht bemängelt. (DOCH. 19. Dezember 1899, 
8. 15.618; Röll 1899: 87.) 

Es begründet einen Mangel de3 Berfahrens, wenn dem Urteile 
über die Klage auf Scabenerfah wegen Bruches eine vermöge 
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ber natürlichen Befchaffenheit der befonderen Beichäbigungsgefahr 
auögefehten Gutes ein Sacdperftändigengutachten ugrunde gelegt 
wird, welches ſich nicht darüber ausſpricht, ob mit Nüdficht 
auf den Tonfreten Fall das Vorhandenfein einer ſolchen Gefahr 
angenommen werben Tann. (OGH. 3. April 1900, 8. 4143; 
Röll 1900: 27.) 

Bei Beihäbigung von Eiern während des Transports iſt bis 
zum Beweiſe bes Gegenteil anzunehmen, daß der Schaden auf bie 
Gebrechlichkeit bed Guts zurüdzuführen if. Aus ber erwiejenen 
ordnungsmäßigen Berladbung des Guts folgt nicht, Daß eine 
während des Trandport3 eingetretene Befchädigung unbebin bebingt auf 
ein Berfchulden ber Bahn zurüdzuführen iſt. (OGH. 20. Auguft 
191, 8. 5419; Röoll 1901: 45.) 

Die im 877 Abſ. 1, Ziffer 2, des Betr. Megl. vorgeſehene 
Beſchränkung der Haftpflicht ber Eifenbahn in Anfehung folder 
Güter, welche nach Erklärung des Abſenders auf dem Frachtbriefe 
858 Betr. Regl.) in mangefhafter Verpadung aufgegeben mwurben, 
tritt nicht ein, wenn nachgewieſen erjcheint, daß die Verpadung 
A diger ie nicht mangelhaft war. (OGH. 15. November 


Beſchränkung der Haftung bei Gewichts— 
verluften. 


878. In Anfehung derjenigen Güter, welche nad) ihrer 
natürlichen Beichaffenheit bei dem Transporte regelmäßig 
einen Berluft an Gewicht erleiden, iſt die Haftpflicht der 
Eifenbahn für Gewichtsverluſte bis zu nachſtehenden Normal⸗ 
ſätzen ausgeſchloſſen. 
Der Normalſatz beträgt zwei Prozent bei flüſſigen und 
feuchten, ſowie bei nachſtehenden trockenen Gütern: 
Geraſpelte und gemahlene Farbehölzer, 
Rinden, 
Wurzeln, 
Süßholz, 
geſchnittener Tabak, 
Fettwaren, 
Seifen und harte Ole, 
friſche Früchte, 
friſche Tnbaltsblutter, 
Schafwolle, 
Häute, 

elle, 

et, 
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getrocknetes und gebadened Obſt, 

Tierflechſen, 

Hörner und Klauen, 

Knochen (ganz und gemahlen), 

getrocknete Fiſche, 

Hopfen, 

friſche Kitte. 

Bei allen übrigen trockenen Gütern der im Abſatz 1 
bezeichneten Art beträgt der Normalſatz ein Prozent. 


Der Normalſatz wird, im Falle mehrere Stücke auf' 
einen und denſelben Frachtbrief befördert worden find, für 
jedes Stück befonders berechnet, wenn das Gewicht der einzelnen 
Stüde im Frachtbriefe verzeichnet oder ſonſt erweislich ift. 

Diefe Beſchränkung der Haftpflicht tritt nicht ein, infoweit 
nachgewiefen wird, daß der PBerluft nach den Umijtänden 
de3 Falles nicht infolge der natürlichen Beichaffenheit des 
Gutes entftanden ift oder daß der angenommene Prozentſatz 
diefer Bejchaffenheit oder den fonftigen Umftänden des Falles 
nicht entſpricht. 

Bei gänzlihem PVerluft des Gutes findet ein Abzug für 
Gemwichtöverluft nicht ftatt. 

Unter „friſche Früchte” im Sinne bes 8 78, Abſ. 2, des 
BR. gehören außer jenen Früchten, welche nach bem gewöhnlichen 
Sprachgebrauch als Obſt bezeichnet werden und melde eben 
diefem Sprachgebrauh gemäß in der Güterflafjifilation des 
Tarifteiles I angeführt find, auch noch die fonfligen, zum 
unmittelbaren Genuffe beftimmte Fruchtgattungen, als ind 
beiondere „Südfrüchte, Melonen, Beeren uſw.“, wobei ber 
Ausdrud „ſriſch“ im Gegenfag zu „getrodnet“ oder „gebaden“ 
zur Bezeichnung des urfprünglichen natürlichen Zuftandes gewählt 
ift, welcher bei diefen Produkten jederzeit augenſcheinlich Tonftatiert 
werben kann, ba diefe durch da3 Trodnen, Baden, Einfäuern uſw. 
eine Anderung ihrer Subſtanz erleiden, keineswegs aber kann Die 
Interpretation des Begriffes „frifche Früchte“ fo weit ausgedehnt 
werden, daß darunter auch Getreide, Hülfenfrühte und Hlfaaten 
zu zählen wären. (EM. 27. Auguft 1896, 8. 555/IU, VB. 
1896: 102.) 

Bei einem zwei Prozent überfteigenden Gewichtöverlufte, welchen 
ein ſlüſſiges Gut erleidet, muß die Eiſenbahn, um von der 
Haftung gänzlich befreit zu fein, in Anfehung des die Grenze 
des zweiprozentigen Normalſatzes überfteigenden Schadens das 
Zutreffen einer fie liberierenden Tatſache beweiſen. (OGH. 
7. Februar 1901, 3. 1243; Rölt 19083: 12) 
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Sermutung für den Berluft des Gutes. 


8 79. Der zur Klage Berechtigte kann das Gut ohne 
weiteren Nachweis al3 in Berluft geraten betrachten, wenn ſich 
deffen Ablieferung um mehr al3 30 Tage nad Ablauf der 


Lieferfriſt (8 63) verzögert. 

Der Abfender kann die Bahn im Falle der Nichtablieferung 
des Frachtgutes an den Mdreffaten auch dann auf Rückſtellung 
des letzteren belangen, wenn dasſelbe wegen Ablaufes des im 
$ 64 BR. (1874) normierten Termines als in Verluſt geraten an⸗ 
zuſehen iſt. (DOCH. 18. Juli 1878, 3. 5060; Röll Nr. 257.) . 

Am Falle der Nichtausfolgung und Veräußerung des Fracht⸗ 
gutes feiten3 der Bahn wegen Verweigerung ber Zahlung eines 
Frachtzuſchlages für angeblich unrichtige Inhaltsdeklaration kann 
ber Berechtigte das Gut nad) Art. 33 Fü. (beziehungsweiſe 8 79 
BR.) als in Verluſt geraten betradjten und Erſatz nah Art. 34 
30. (beziefungsweije 8 80 BR.) verlangen. Dagegen fleht ber 
Bartei ein Anfpruh auf Erſatz eventueller, behuf3 Aufhebung 
des Frachtzuſchlages aufgewendeter Kolben it zu. (868. 
31. Zänner 1899, 8. 16.456, ®B. 1899: 11.) 


Höhe des Schadenerſatzes bei Berluft und 
Minderung de3 Gutes. 


8 80. Wenn auf Grund der vorhergehenden Beftim- 
mungen bon der Eifenbahn für gänzlichen oder teilmweifen 
Verluft des Gutes Erſatz geleiftet werden muß, fo tft der ge» 
meine Handelöwert, in dejfen Ermanglung der gemeine Wert 
zu erjegen, welchen Gut derfelben Art und Beichaffenheit 
am Berjandorte zu der Zeit hatte, zu welcher das Gut zur 
Beförderung angenommen worden if. Dazu kommt die Er- 
ſtattung dejjen, was an Zöllen und fonftigen Koften, ſowie 
an Fracht etwa bereit3 bezahlt worden ift. 

Die Eifenbahn kann im Falle des von ihr behaupteten 
Berluftes eines Frachtftüdes nur alternativ zur Burüdftellung 
des Frachtitüdes oder zum Erſatz des Schaben3 verurteilt werben. 
(DH. 8. Oktober 1863, 3. 5942; Röll I: 21.) 

Die Eifenbahn Hat die vom Adreffaten vor dem Bezuge des 
Frachtgutes eingezahlte Nachnahme im alle des fpäter herbor- 
gelommenen Verluftes des Frachtgutes zurüdzubezahlen. (OGH. 
2%. Sänner 1871, 8. 12.207; Röll I: 69.) 

Die Anwendbarkeit des 8 68 BR. (1874) ift keineswegs durch 
die Art der Erfüllung der im 8 64 BR. (neu 3 71) auferlegten 
Berpflichtung zur Racforiehung bedingt. (OGH. 3. Jänner 1888, 
3. 14.273; Roll 1888: 1.) 


Se. Sig. XVII. Eifenbahngefeke. 46 
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Im 868 bed BR. vom 10. Oftober 1874 (8 75 des BR. vom 
J. 1892) ift der Umfang der Entfchädigung, welche die Eifenbahn im 
Talle der Beſchädigung eines Frachtgutes Ei Yeiften hat, bezeichnet, 
und ift darüber hinaus aus dem Art. 395 HGB. — den Fall 
böswilliger Handlungsweiſe abgefehen — es anzufprechen. — 
Es können daher in ſolchen Fällen insbeſondere auch keine Anſprüche 
auf Erſatz von Zeitverluſt, Reiſeſpeſen, für Auslagen von Advolkaten⸗ 
Urgenzen, Telegramme ufm. geftellt werden. (085, 21. Oftober 
1896, 8. 10.643; Röll 1896:45.) 


Beſchränkung der Höhe des Schadenerfaßes 
durch die Tarife. 


8 81. Es ift den Eifenbahnen geitattet, befondere Bes 
dingungen (Ausnahmetarife) mit Feſtſetzung eine im Falle 
des Berluftes, der Minderung oder Beichädigung zu erjegenden 
Maximalbetrages zu veröffentlichen, ſofern dieſe Ausnahme⸗ 
tarife eine Preisermäßigung für den ganzen Transport gegen⸗ 
über den gewöhnlichen Tarifen jeder Eiſenbahn enthalten 
und der gleiche Maximalbetrag auf die ganze Transportſtrecke 
Anwendung findet. 

Den Eiſenbahnen iſt ferner geſtattet, die im Falle des 
gänzlichen oder teilweiſen Verluſtes oder der Beſchãdigung 
der im $ 50, B. 2, Abſatz 1, bezeichneten Gegenſtände zu 
leiſtende Entſchadigung in den Tarfen auf einen Marimal- 
betrag zu beichränfen. 


Wegen der Fälle, in denen voller Erjag zu leiſten ift, 
vgl. 8 88, 


Wiederauffinden des Gutes. 


8 82. Der Entſchädigungsberechtigte Tann, wenn er die 
Entſchädigung für das in Verluft geratene Gut in Empfang 
nimmt, in der Quittung den Vorbehalt machen, daß er für 
den Fall, al3 das Gut binnen vier Monaten nad Ablauf 
der Rieferfrift wieder aufgefunden wird, hievon feitend der 
Eifenbahnverwaltung jofort benachrichtigt werde. Über den 
Vorbehalt ift eine Befcheinigung zu erteilen. 


In diefem Falle kann der Entichädigungsberechtigte inner- 
halb 30 Tagen nad erhaltener Nachricht verlangen, daß ihm 
da3 Gut nach feiner Wahl an den Berfand- oder an dem 
im Frachtbrief angegebenen Beftimmungsort Toftenfrei gegen 
Riderfiattung der ihm bezahlten Entſchädigung ausgeliefert 
werde. 


vom 10. Dezember 1892, 66 8185. 723 


Wenn der im eriten Abſatze erwähnte Vorbehalt nicht 
gemacht worden ift oder wenn der Entjchädigungäberechtigte 
in der im zweiten Abjabe bezeichneten breißigtägigen Frift 
das dort vorgeſehene Begehren nicht geftellt hat oder endlich, 
wenn da3 Gut erjt nad vier Monaten nad) Ablauf. ber 
Lieferfrift wieder aufgefunden wird, fo Tann die Eifenbahn 
über das wiederaufgefundene Gut frei verfügen. 


Höhe des Schadenerſatzes bei Befhädigung 
des Gutes. 
8 83. Im Falle der Beihädigung hat die Eifenbahn 
den ganzen Betrag des Minderwertes des Gutes zu bezahlen. 
sm alle die Beförderung nad einem Ausnahmetarife im 
Sinne des 8 81 ftattgefunden Hat, wird der zu bezahlende 
Schadensbetrag verhältnismäßig herabgemindert. 
Vergleiche jedoch 8 88. 
Dellaration des Intereffe3 an der Liefe- 
rung Ihre Boraudfegungen. 


8 84. Der Abfender kann da3 Intereſſe an der Lieferung 
mit den in den 88 85 und 87 vorgefehenen Rechtswirkungen 
im Frachtbriefe deflarieren. In diefem Falle ift ein im 
Tarife feitzufeßender Frachtzuſchlag zu entrichten. 

Die Summe, zu welcher das Intereſſe an der Lieferung 
deflariert wird, muß im Frachtbriefe an der dafür vor— 
gejehenen Stelle mit Buchftaben eingetragen merden. 

Sn diefem alle wird der Frachtzuſchlag für unteilbare 
Einheiten von je 10 Kronen und 10 Kilometer berechnet 
und darf 25 Heller für ein Kilometer und für je 1000 
Kronen des Betrages der bdeflarierten Summe nicht über- 
fleigen. Der geringfte zur Erhebung kommende Frachtzuſchlag 
beträgt für den ganzen Durchlauf 40 Heller. Überjchießende 
Beträge werden auf 10 Heller abgerundet. 

Iſt die Erjagpfliht nad) den Borichriften des 8 81 
auf einen Marimalbetrag beichräntt, jo findet eine Deklaration 
des Intereſſes an der Lieferung über dieſen Betrag hinaus 
nicht ftatt. 

Höhe des Schadenerfaßes für Verluft, Min- 
derung oder Bejhädigung bei Dellaration 
des Intereſſes an der Lieferung. 

8 85. Hat eine Deklaration des Intereſſes an der Liefe— 
rung ftattgefunden, jo kann der Berechtigte im Yalle des Ber- 
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luſtes, der Minderung oder ber Beichädigung außer der 
durch die 88 80 und 83 feſtgeſetzten Entſchädigung noch einen 
weiteren Schadenerſatz bi3 zur Höhe des in der Deflaration 
fejtgefeßten Betrages beanſpruchen. Das VBorhandenfein und 
die Höhe dieſes weiteren Schaden? hat der Berechtigte zu 
erweijen. 
Haftung für Berfäumung der Lieferfrift. 
8 86. Die Eifenbahn haftet für den Schaden, welcher 
durch Verfäumung der Lieferfrift ($ 63) entftanden ift, fofern 
jie nicht bemweift, daß die Verjpätung von einem Ereigniffe 
herrührt, welches fie weder herbeigeführt hat, noch abzu- 
wenden vermochte. 

Wenn ein Frachtgut wegen verjpäteten Einlangen? am Be- 
flimmungsorte bafelbft dem Ndrefjaten nicht mehr zugeftellt werben 
fann und aus dieſem Grunde wieder zurüd an den Aufgabsort 
fpebiert und dort vom Abſender anſtandslos übernommen wird, 
fo Hat Ießterer gegen die Bahn nur einen nad Art. 386 HGB. 
verjährenden Schadenerſatzanſpruch wegen verfpäteter Ablieferung. 
(OGS. 10. Dezember 1875, 3. 9531; Röll 1:168.) 

Nur die abfjolute Unmöglichkeit der Fortjegung des Trans 
porte3 befreit die Bahn von der Haftung für die Unterbrechung 
desjelben. — Die Bahn haftet für die Nichteinhaltung der 
zugeficherten Lieferzeit, mwofern fie beim Wbfchluffe des Fracht⸗ 
vertrages den Eintritt der Unmöglichkeit zur Yortjegung und daher 
zur rechtzeitigen Vollendung des Transportes vorausfehen konnte. 
(DOCH. 21. März 1878, 3. 6827/5785; Röll I: 242.) 

Die Berechtigung zur Einflagung einer Lieferfriftentfchädigung 
ift von der vorherigen Erfedigung einer diesbezüg‘ich bei der Eifen- 
bahn anhängigen Reklamation abhängig. (TG. Lemberg 20. April 
1899, 3. BV. 83/99, Röll 1899: 110.) 

Sm Falle der Entfchädigungsleiftung für Berluft des Gutes 
kann auch eine Entſchädigung für Lieferfriftverfäumnis beanfprucht 
werden. (DOCH. 16. Auguft 1899, 3. 8347; Röll 1899: 62.) 

Bei Anfprühen auf Schadenerjag wegen Verſäumung der 
Lieferfrift ift der Gegenbemweis, daß ein Schaden überhaupt nicht 
eingetreten fei, zuläſſig. Iſt jedoch diefer Gegenbewei3 nicht 
erbracht, fo gebührt der nah $ 87 BR. ohne Schadensnachweis 
der Partei entfallende Erjabbetrag als Konventionalftrafe und 
fann daher durch Gegenbeweiß über die faktiſche Höhe Des 
Schaden nicht Herabgemindert werden. (OGH. 4 Jänner 
1900, 3. 16.233 ex 99, Röll 1900: 3.) 

Um bezüglich der Haftung für Berfänmung der L2ieferfrift 
den Befreiungsgrund des S 86 BR. in Anfpruch nehmen zu 
fönnen, genügt e3 nicht, daß die Eifenbahn beweife, durch ein 
Ereignis, welches fie weder herbeigeführt Habe nocd abzuwenden 
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verniochte, fei die Einhaltung der veglementarifchen Lieferfrift 
in dem betroffenen PBerfehrögebiete im allgemeinen unmöglich 
gewejen, fondern e3 muß für jede Sendung fpeziell nachgemiejen 
werden, daß die Berjpätung in dem tatſächlich eingetretenen 
Ausmaße nicht vermieden werden Tonnte. 

Sm Falle der Unfahrbarkeit einer Bahnlinie kann die dadurch 
berbeigeführte Überfüllung der Hilfsrouten nicht ald ein Ereignis 
im Sinne de3 8 86 BR. betrachtet werben, wenn die Eifenbahn 
niht die Annahme neuer Sendungen zur Beförderung über 
jene Routen in ®emäßheit des 8 6, 3. 2 und 3 BR., filtiert hat. 
(DH. 6. Dezember 1900, 3. 14.575; Röll 1900: 76.) 


Höhe des Schadenerjaßes bei Berfäumung 
der Lieferfrift. 

887. Wenn auf Grund des vorhergehenden Paragraphen 
für Berfäumung der Lieferfrift Erſatz zu leiften ift, fo können 
folgende Vergütungen beanjprucht werden: 

I. Wenn eine Deklaration des Interefjes an der Lieferung 
nicht „ tattgefunben hat: 

Ohne Nachweis eines Schadens, fall die Verfpätung 
12 Stunden überfteigt: 
Bei einer Berjpätung: 
bis einſchließlich 1 Tag „[10 der Fracht 
„ „ 3 Tage 2/10 — — 


” „ ” 10 ” „ 


„ 4 [ZG 3 0 ”„ „ 
von [ängerer Dauer /yo 
2. Wird der Nachweis eines Schadens erbracht, jo fann 
der Betrag des Schadens bis zur Höhe der ganzen 
Fradıt beanſprucht werden. 
II. Wenn eine Deklaration des Intereſſes an der Liefe— 
rung rhiettgefunder hat: 
Ohne Nachweis eines Schadens, falls die Verſpätung 
12 Stunden überſteigt: 
Bei einer Verſpätung: 
bis einſchließlich Tag 2/10 der Fracht 
age 10 
” ” 3 ” 10 vv ” 
„ ” 4 „.r 10 22 „m 
von längerer Dauer die ganze Fracht. 
2. Wird der Rachweis eines Schaden? erbradjt, jo Tann 
der Betrag des Schaden3 beansprucht werden. 
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In beiden Fällen darf die Vergütung den deflarierten 
Betrag des Intereſſes nicht überfteigen. 
. Wegen der Fälle, in denen voller Erſatz zu leiten 
it, vergleihe $ 88. 

Wegen Lieferfriftüberfchreitung Tann eine Entfegäbigung für 
den Preisrüdgang, melden das Gut nad) Ablauf der Liefer- 
frift erfährt, nicht beanfprudht werden. (DOCH. 2. Mai 1900, 
8. 5802, Röll 1900: 38.) 


Schadenerjfag bei AUrglift oder grober Fahr- 
läſſigkeit der Eijenbahn. 

8 88. Die Vergütung des vollen Schadens Tann in allen 
Fällen gefordert werden, wenn derfelbe infolge der Arglift 
oder der groben Fahrläſſigkeit der Eifenbahn entſtanden ift. 

. Die Bahnen haben im Falle der Nichtablieferung eines Gutes 

von dem Zeitpunkte an, in welchem fie dasfelbe vertragsmäßig 
abzuliefern hatten, Verzugszinſen an dem zu erjegenden Werte 
zu bezahlen. (OGH. 8. Juli 1863, 8. 4765; Röll I: 20.) 

Die böswilfige Handlungsweife im Sinne des Art. 427 HGB. 
umfaßt nicht allein den Dolus, fondern aud die im Bewußtfein 
der Gefahr betätigte pflichtwibrige Handlungsmweife oder Unter- 
laffung. (OGH. 30. Auguft 1866; Roͤll 8. 6923; Röll 1: 33.) 

Die Bahn hat im Falle des Verluftes bes Gutes dem Ber 
fender die gejeblichen Verzugszinſen des zu erjebenden Wertes 
ded Gutes erft von dem Zeitpunkte des Ablaufes der durch bie 
Neglement3 beftimmten Bezugsfrift zu leiften. (OGH. 11. Februar 
1868, 8. 48; Röll I: 42.) 


Die bösliche Handlungsweife im Sinne des Art. 427 HGB. 
febt voraus, daß die VBefhädigung wiſſentlich und abſichtlich herbei- 
geführt wurde. Die ohne Einverjtändnis des Aufgebers erfolgte 
Berjendung bed Frachtgut3 auf offenem Wagen verpflichtet die 
Bahr nicht zu vollem Schadenerſatz. (OGH. 28. Oktober 1870, 
8. 4966; Röll I: 64.) 


- Die bloße Tatſache der Entwendung eines Gute aus ben 
Magazinen einer Bahn berechtigt nicht zur Annahme einer der 
bösſslichen Handlungsweiſe gleichzuachtenden groben Fahrläſſigkeit 
ſeitens der Bahnbedienfteten. — Ber Beweis ber böslichen 
Handlungsweiſe der Bahn oder ihrer Leute in Anſehung des 
Verluſtes eines Gutes obliegt dem Beſchädigten. (OGH. 25. Jänner 
1871, 8. 12.207; Röll 1:69.) 

Ein während des Transporte vorgefommener Umtaufch ber 
zur Aufgabe gebrachten, in einem Kollo verpadten Waren recht- 
fertigt die Annahme einer böslichen Handlungsmeife auf Geite 
m DGH. 10. September 1873, 8. 7021; Röll 


* 
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Wenn die Eifenbahnorgane ein Frachtgut ohne fpezielle 
Unweifung des Aufgeberd an eine von den im Frachtbriefe be- 
zeichneten Adreſſaten verfchiedene Berfon ausfolgen, jo erjcheint, 
wenngleich letztere Perſon fih über ben Anlauf ber Waren und 
Bezahlung des Kaufpreifes der Bahn gegenüber Iegitimiert, ber 
dur ben Berluft dieſes Frachtgutes eintretende Schaden geradezu 
als in böfer Abficht herbeigeführt, Daher ber Abjender ben Erſatz 
des vollen Schadens anzuſprechen berechtigt iſt. OGGH. 9. Mai 
1877, 8. 1824; Nöll I. 213.) 

Sie bloße Behauptung oder Bermutung eines Diebſtahls 
ohne weitere Subſtantiierung genügt noch nit gu at dur Annahme einer 
böslicden Handlungsweiſe im Sinne bes A (1874). (DOCH. 
30. April 1889, 3. 1230; Röll 1889: 14. 

Die Beförderung einer Mehljendung in einem mit SKohlen- 
ftaub verunreinigten Wagen verpflichtet die Bahn nicht zu vollem 
Erſate (D6H. 8. März 1893, 8. 2622; Röoll 1893:6. 

ird infolge Rachläffigkeit der Bahnorgane eine Sendung durch 
Bernäffung entwertet und überbies die Lief in ſolchem 
Mape überfchritten, daß ber Empfänger bie Sendung gemäß 
8 79 OR. als in Verluſt geraten anfehen Tann fo liegt grobe 
Sahrläffigkeit ber Eifenbahn vor, und hat biejelbe ben vollen 
den zu erjegen. Im alle bes Verluſtes einer Sendung 
Effeften durch Verſchulden der Eifenbahn hat bie letztere nur 
die Binfen des zur Neuanfchaffung der verlorenen Effelten ver- 
wendeten Betrages, und zwar nur inſoweit zu vergüten, als bieje 
Effekten früher nachgefchafft werben mußten, als dies infolge 
der natürliden Abnützung notwendig geworden wäre. (OGH. 
12. Oftober 1899, 8. 13.496; Rolu 1900: 68.) 


Die nicht rechtzeitige Verftändigung bes Abſenders von ber 
Vezugöverweigerung rüdjihtlih einer nicht durch Verſchulden 
der Eifenbahn beichädigten Sendung begrünbet Teine grobe Fahr⸗ 
laͤſſigkeit. Die Klage wegen Beſchädigung des Gutes verjährt, in in 
einem folden alle binnen einem Sabre nad Fr 
lieferung de3 Gutes. (OGH. 6. Februar 1900, 89/09. 
Röll 1900:12.) 

„Wird von zwei mit einem Frachtbriefe aufgegebenen Körben 
Fiſche, welche in einem Wagen zu verlaben 8 ein Korb ver- 
ee fo Tiegt grobe Sahrtäffigfeit vor. (OHG. 28. Februar 

2944, Röll 26.) 

nerfüleppung —* Verwechſlung von Wagen gelegentlich 
der Uminbung, De ründet an ſich noch kein ge Serfäufb lden. 
wer 2 Pe 1900, 3. 5802; NRöll 1900 

Eifenbahn hat zu ur Befreiung von * fung de3 durch 
keifimeifen erluſt des —* eingetretenen vollen Schadens nicht 

De een, daß ſie ſich keiner Argliſt oder groben Sebeläifig- 
ſchuldig e Fymacht habe. (OGH. 27. März 1901, 8. 1048; 
RN 1901 :15.) . 
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Ob bei einer Lieferfriftüberfchreitung der Schaden durch 
grobe Fahrläffigfeit der Eifenbahn verurfacht ift, bat der Richter 
nach feiner Beweiswürdigung zu beurteilen; die Beweislaſt trifft 
den Kläger. (OGH. 25. Juli 1901, 8. 9324; Röll 1901:41.) 


Berwirlung der Erfaskanfprüde. 


8 89, Wenn Gegenftände, welde vom Transport aus⸗ 
geichloffen oder zu demfelben nur bedingungsmweije zugelafien 
find, unter unrichtiger oder ungenauer Deflaration zur Be- 
förderung aufgegeben, oder wenn die für diefelben vorgefehenen 
Sicherheitävorjchriften vom Abjender außeracht gelajjen mmer- 
den, fo ift jede Haftpflicht der Eifenbahn auf Grund des 
Frachtvertrages ausgeſchloſſen. 


Erlöſchen der Anſprüche nach Bezahlung der 
Fracht und Annahme des Gutes. 

8 W. Iſt die Fracht nebſt den ſonſt auf dem Gute 
haftenden Forderungen bezahlt und das Gut angenommen, 
jo find alle Anſprüche gegen die Eiſenbahn aus dem Fradjt- 
vertrage erlofchen. 

Hievon find jedoh ausgenommen: 

1. Entſchädigungsanſprüche, bei welchen der Berechtigte 
nachweifen Tann, daß der Schaden durch Argliſt oder grobe 
Tahrläffigkeit der Eifenbahn herbeigeführt worden it; 

2. Entſchädigungsanſprüche wegen Verſpätung, wenn die 
Neklamation ſpäteſtens am vierzehnten Tage, den Tag der 
Annahme nicht mitgerechnet, bei einer der nad) $ 74 in 
Unfpruch zu nehmenden Eifenbahnen angebracht wird; 

3. Entſchädigungsanſprüche wegen foldher Mängel, deren 
Feititellung gemäß $ 71 vor der Annahme des Gutes durch 
den Empfänger erfolgt ift, oder deren eltitellung nah 8 71 
hätte erfolgen follen und durch Berfchulden der Eifenbahn 
unterblieben ift; 

4. Entſchädigungsanſprüche wegen äußerlich nicht erfenn- 
barer Mängel, deren Feititellung nad) der Annahme erfolgt 
it, jedoh nur unter nachſtehenden Vorausſetzungen: 


a) e8 muß unmittelbar nad) der Entdedung des Schadens 
und fpäteften3 jieben Tage nach der Empfangnahme des 
Gute der Antrag auf Feititellung gemäß 8 71 bei der 
Eijenbahn oder bei dem zuftändigen Gerichte angebracht 
werden; 
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b) der Berechtigte muß beweiſen, daß der Mangel während 
der Zeit zwilchen der Annahme zur Beförderung und 
der Ablieferung entitanden ift. 

Bar indeflen die Feitftellung des Zuſtandes des Gutes 
dur) den Empfänger auf der Empfangsftation möglich, und 
bat die Eiſenbahn ſich bereit erflärt, dieſelbe dort vorzu- 
nehmen, jo findet die Beflimmung unter Nr. 4 feine An 
wendung. 

Es ſteht dem Empfänger frei, die Annahme de3 Gutes, 
auh nah Annahme des Trachtbriefes und Bezahlung der 
Fracht infolange zu verweigern, als nicht feinen Antrage 
auf Feitftellung der von ihm behaupteten Mängel ftattgegeben 
ift. Vorbehalte bei der Annahme des Gutes find wirkungslos, 
jofern fie nicht unter Zuftimmung der Eifenbahn erfolgt find. 

Wenn von mehreren auf dem Yrachtbriefe verzeichneten 
Gegenftänden einzelne bei der Ablieferung fehlen, jo kann 
der Empfänger in der Empfangsbefcheinigung die nicht ab«- 
gelieferten Gegenſtände unter fpezieller Bezeichnung derfelben 
ausſchließen. | 

Alle in diefem Paragraphen erwähnten Entjchädigungs- 
anſprüche müſſen jchriftlichd erhoben werden. 

Auch nah Ausfolgung der Sendung an den Empfänger ift 
ber Beweis, daß die Dellaration im Frachtbriefe dem tatfächlichen 
Inhalte der Sendung nicht entfpreche, zuläſſig. (OGH. 21. März 
1900, 8. 3822; 88. 1901: 51.) 

Die Übergabe eines Frachtbriefes mit einer unrichtig bemefjenen 
Srachtgebühr beinhaltet feine Auskunft. 

Sache eined vorſichtigen Kaufmannes ift e8, bie im au 
gefolgten Yrachtbriefe angefegten Gebühren daraufhin zu über- 
prüfen, ob diefelben nach den orbnungsmäßig verlautbarten Tarifen 
richtig und insbefondere nicht zu niedrig angefebt find. 

ür den aus der lnterlaffung diefer Überprüfung bem 
Frachtzahler entftehenden Schaden Haftet die Eifenbahn nicht. 
(DGH. 25. Februar 1902, 3. 21583, Rölt 1902: 18.) 


Berjähbrung der Anfprüde gegen die Eifen- 
bahn wegen VBerluftes, Minderung, Beſchä— 
dDigung oder Berfpätung des Gute, 


8 91. Entihädigungsforderungen wegen Verluftes, Min- 
derung, Beſchädigung oder Verſpätung, infofern fie nicht 
durh Anerkenntnis der Eifenbahn, Vergleich oder geridht- 
liche Urteil feftgeftellt find, verjähren in einem Jahre und 
im Falle des 8 90, Nr. 1, in drei Jahren. 
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Die Verjährung beginnt im Falle der Befchädigung oder 
Minderung an dem Tage, an welchem die Ablieferung ftatt- 
gefunden hat, im Falle des gängzlichen Verluſtes eines Fracht⸗ 
ftüdle8 ober der PVerfpätung an dem Tage, an welchem 
die Lieferfrift abgelaufen ift. 

Anſprüche, welche nad) den Beitimmungen der 88 90 
und 91 erlofchen oder verjährt find, können auch nicht im 
Wege einer Widerllage oder einer Einrede geltend gemacht 
iwerden. 

Wenn der Berechtigte eine jchriftlihe Reklamation bei 
der Eifenbahn einreicht, fo wird die Verjährung für fo 
lange gehemmt, al3 die Neflamation nicht erledigt if. Er- 
geht auf die Reklamation ein abjchlägiger Beicheid, jo beginnt 
der. Lauf der PVerjährungsfrift wieder mit dem Tage, an 
welchem die Eifenbahn ihre Enticheidung dem Reklamanten 
Ichriftlich befannt macht und ihm die der Reklamation etwa 
:angefchlofjenen Beweisſtücke zurüditellt. Der Beweis Der 
Einreihung oder der Erledigung ber Neflamation ſowie 
der der Rückſtellung der Beweisſtücke obliegt demjenigen, Der 
fi auf diefe Tatſachen beruft. Weitere Reklamationen, die 
an die Eifenbahn oder an die vorgefegten Behörden gerichtet 
werden, bewirken feine Hemmung der Berjährung. 

Ein einer unberechtigten Perſon ausgefolgtes Frachtgut gilt 
bezüglich ber Verjährung ber Entfchädigungsanjprüde nicht als in 
Verluft geraten und gelten daher bezüglich diefer Verjährung 
nicht die Vorfchriften des 8 64 bes BR. (1874) und Art. 386, 
dann 408 HOB., fondern lediglih 8 1489 a. b. G. 8. (OL. 
17. März 1887, 8. 10.085 ex 1886; Röll 1887:9.) 


IX. Schlußbeftimmung. 
Das Betriebsreglement, ſowie Anderungen desjelben wer⸗ 
den durch das Reichsgeſetzblatt veröffentlicht. | 
Sede Eifenbahnvermwaltung hat nad) dem neueften Stande 
ergänzte Exemplare des Betriebsreglements zum Verkaufe 
bereit zu balten. 


$ 91, Schlußbeftimmung, Anlage B. 731 - 


Anlage B. 


Vorſchriften 
über bedingungsweiſe zur Befördernug zugelaſſene Gegen- 
ftände (8 50, B 1). 


I. Betarden für Knall-Haltefignale auf 
den Eijenbahnen*) müſſen feit in Papierfchnitel, Säge— 
mehl oder Gips verpadt oder auf andere Weife jo feit und 
getrennt gelegt fein, daß die Blechlapfeln ſich weder jelbit 
untereinander noch einen anderen Körper berühren können. 
Die Kiften, in denen die Verpadung geichieht, müjjen von 
mindeſtens 26 Millimeter ftarfen, gejpundeten Brettern an 
gefertigt, durch Holzſchrauben zuſammengehalten, vollſtändig 
dicht gemacht und mit einer zweiten dichten Kiſte umgeben 
ſein, dabei darf die äußere Kiſte keinen größeren Raum als 
0:06 Kubikmeter haben. 

Die Annahme zur Beförderung erfolgt nur dann, wenn 
die Srachtbriefe mit einer amtlichen Bejcheinigung über die 
vorithriftsmäbig ausgeführte Verpadung verjehen find. 

I. Zündhütchen für Shußmwaffen und für 
Beihotte Bündfpiegel, nidt fprengfräf- 
tige Bündungen und Ratronenhülfen mit 
Zündvorrichtungen müſſen forgfältig in feite Kilten 
oder Fäſſer verpadt und jedes Kollo muß mit einem be— 
fonderen, je nach dem Inhalte die Bezeichnung „Zündhütchen“ 
oder „Zündſpiegel“ ujw. tragenden Zettel beflebt fein. (Wegen 
iprengfräftiger Zündungen vgl. Nr. XXXVa, Ziffer 7.) 

*) Das Minifterium des Innern hat im Einvernehmen mit bem 
Hanbel3minifterium die von ber Zündhütchen- und Batronenfabrif 
borm. Sellier & Bellot in Prag in der beiliegenden Bejhreidung und 
Beihnung Bargeftellten Eifenbahntnallfignale über das Anſuchen 
enannten Unternehmungen auf Grund vorgenommener Prüfung 
—X äßheit des 8 5 ber Berorduung vom 12. Juli 1894, NER 
en 153, zur en Hr naertehr ve gr allen doß 
e Erzeugung na er erw ten eichnung erfolge 
(Bar. 21. September 1895, 3. 48.428.) i ß 


LG 
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IM. Streihhölzer und andere Reib- und 
Streidzünder (ala Zündlidtdhen, Zünd— 
ſchwämme uſw.) müflen in Behältnijje aus ftarfem 
Eiſenblech oder aus feitgefügtem Holz von nicht über 12 
Kubitmeter Größe jorgfältig und dergeftalt feſt verpadt fein, 
daß der Raum der Behältniffe völlig ausgefüllt if. Die 
hölzernen Behältniffe find äußerlich deutlich mit dem Inhalte 
zu bezeichnen. 

Bündbänder für Tafchenfeuerzeuge find, infofern fie lediglich 
aus Papierftreifen mit burd Schlag oder Reibung entzündlichen, 
jedoch nicht betonierbaren Phosphorplägchen beftehen, unter 
Rr. IV der Unla 3,8 D ben on. 39 7 Tabfumieren. (HME. 
29. Dezember 1 CB. 1 8.) 

Schwediſche ———— erben "gleichfalls nur ber 
dingung3weife zum „ranport zugelafjen. (HM. 20. Auguft 1891, 
8. 30.979; 8. 1891: 107.) 

IV. Siherheit3zünder, das Heißt folde Zünd- 
ſchnüre, welche aus einem dünnen, dichten Schlauche beitehen, 
in deſſen Innerem eine verhältnismäßig geringe ntenge 
Scießpulver enthalten ift, unterliegen den unter Nr 
gegebenen Vorſchriſten. (Wegen anderer Zündſchnüre vgl. 
Nr. XXXVa, Bilfer 5.) 


V. Bucherſche Feuerlöfhdojeninbleder- 
nen Hülſen werden nur in höchſtens 10 Kilogramm 
enthaltenden Kiftchen, welche inwendig mit “Papier verliebt 
und außerdem in gleichfall3 ausgellebten größeren Kiften 
eingejchloffen find, zum Transporte zugelaffen. 

VL Gewöhnlider (weißer oder gelber) 
Phosphor muß, mit Waffer umgeben, in Blechbüchſen, 
welche höchſtens 30 Kilogramm fallen und verlötet find, in 
ſtarke Kiſten feſt verpackt ſein. Die Kiſten müſſen außerdem 
zwei ſtarke Handhaben beſitzen, dürfen nicht mehr als 100 Kilo⸗ 
gramm wiegen und müſſen äußerlich als „gewöhnlichen 
gelben (meihen) Phosphor enthaltend” und mit „Oben“ be— 
zeichnet jein 

Amorpher (roter) Phosphor iſt in gut ver⸗ 
lötete Blechbüchſen, welche in ſtarke Kiſten mit Sägeſpänen 
eingeſetzt ſind, zu verpacken. Dieſe Kiſten dürfen nicht mehr 
als 90 Kilogramm wiegen und müſſen äußerlich als „roten 
Phosphor enthaltend” bezeichnet ſein. Phosphorkal— 
zium wird unter den gleichen Bedingungen zur Beförderung 
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angenommen. Die Auffchrift der Kiften Hat zu lauten: 
„Phosphorkalzium enthaltend“. 


VII. Rohe3, untriftallifiertes3 Schwefel— 
natrium wird nur in dichten Blechbehältern, raffinier- 
tes, Triftallifiertes Schwefelnatrium nur in waſſer— 
dichte Fäſſer oder andere waſſerdichte Behälter verpadt zur 
Beförderung übernommen. 


Gebraudte eijfen- oder manganhaltige 
Gasreinigung3maffe wird — fofern fie nit in 
dichte Blechbehälter verpadt zur Aufgabe gelangt — nur in 
eifernen Wagen zur Beförderung übernommen. Yalls 
diefe Wagen nicht mit feftichließenden eifernen Dedeln ver- 
jehen find, ift die Ladung mit Wagendeden, welche jo prä 
pariert ſind, daß fie durch direkte Berührung mit Flammen 
nicht entzündet werden, volljtändig einzudeden. Der Abfender 
und der Empfänger bat da3 Auf- beziehungsweife Abladen 
jelbft zu beforgen. Auch hat der Abfender auf Verlangen der 
Bahnverwaltung die Wagendeden jelbjt zu befchaffen. 


Unter gleichen Bedingungen, wie rohes unfriftallifiertes 
Schwefelnatrium, werden Natronkokes (ein bei der Be- 
reitung der Teeröle erhaltenes Nebenproduft) zur Beförderung 
übernommen. 

Gebraudte Gasreinigungsmaffe wird, fofern diefelbe voll- 
ftändig orybiert ift und dieſer Umftand von dem Abfender im 
Frachtbriefe ausdrüdlich beftätigt wird, vom 1. November 1901 
angefangen, abweihend von ber Beſtimmung der Rr. VII, 
Ziffer 2, der Anlage B zu 8 50 des BR., bei Beförderung als 
Stüdgut in beliebiger Berpadung, bei Beförderung in Wagen- 
ladungen in gewöhnlichen, offen gebauten Wagen ohne Deden- 
ſchuz zum Transporte auf den öfterreichiichen Eifenbahnen 
zugelafjen. 

Der Herr königlich ungarische Handelsminifter, mit welchem 
diesfall3 das Einvernehmen gepflogen wurde, trifft die gleiche 
Berfügung für die ifenbahnen ber Länder der ungarifchen 
Krone. (EM. 25. September 1901, 3. 40.316, VB. 1901: 119.) 


VII. Zelloidin, ein durd) unvollftändige® Ver— 
dunften des im Kollodium enthaltenen Alkohols hergeftelltez, 
jeifenartig ausjehendes, im twejentlichen aus Kollodiumwolle 
beftchendes Präparat, wird nur zur Beförderung angenommen, 
wenn die einzelnen Zelloidinplatten fo verpadt find, daß das 
Bertrodnen derſelben vollftändig verhindert wird. 
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VIlla.* Schmwefeläther wird nur befördert 
entweder 
1. in dichten Gefäßen aus ftarlem, gehörig vernietetem 
an geichweißtem Eifenbleh mit höchſtens 500 Kilogramm 
nhalt 


oder 

2. in vollkommen dicht verſchloſſenen Gefäßen aus Metall 
oder Glas von höchſtens 60 Kilogramm Bruttogewicht, deren 
Verpackung nachſtehenden Vorſchriften entſpricht: 

a) Werden mehrere Gefäße in einem Frachtſtücke ver⸗ 
einigt, ſo müſſen ſie in ſtarke Holzkiſten mit Stroh, 
Heu, Kleie, Sägemehl, Infuſorienerde oder anderen 
lockeren Subſtanzen feſt verpackt ſein; 

b) bei Einzelverpackung iſt die Verſendung der Gefäße in 
foliden, mit einer gut befeftigten Schußdede, fowie mit 
Handhaben verjfehenen und mit Hinreidhendem Ver⸗— 
padungsmaterial eingefütterten Körben oder Kübeln zu— 
Yälfig; die Schugdede muß, fall3 fie aus Stroh, Rohr, 
Schilf oder ähnlichem Material befteht, mit Lehm- oder 
Kalkmilch oder ähnlichem Stoffe unter Zuſatz von 
Waſſerglas getränft fein. 

Bei Blech⸗ und Metallgefäßen beträgt die höchite zuläffige 
Füllung 1 Kilogramm Flüſſigkeit für je 155 Liter Faſſungs⸗ 
raum des Behälters. Beiſpielsweiſe darf alſo ein Metall- 
behälter, der 15°50 Liter Waſſer faßt, nicht mehr als 10 
Kilogramm Schwefeläther enthalten. 

Wegen der Zuſammenpackung mit anderen Gegenſtänden 
vergleihe Nummer XXXV. 

RX. Slüffigfeiten, welde Schwefeläther 
in größeren Quantitäten enthalten (Hoff 
mannstropfen und Rollodium), ſowie Löſungen von Rollodium- 
wolle in Amplazetat dürfen nur in volllommen dicht ver- 
ichloffenen Gefäßen aus Metall oder Glas verfendet werden, 
deren Berpadung nadjftehende Beichaffenheit haben muß: 


1. Werden mehrere Gefäße mit diefen Präparaten in 
einem Frachtftüd vereinigt, jo müſſen Diefelben in ftarfe 








*) Die Eifenbahır ift berechtigt, die unter Poſ. VIIIa, IX, XV und 
- XIX bezeichneten Güter auf offen gebauten Wagen zu befördern, 

wojenn die Deförberung in bededt gebauten Wagen nicht mit dem Ab- 
fender vereinbart worden iſt. (OGH. 16. April 1902, 3. 1221; 
Röll 1902: 30.) 
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Holzkiften mit Stroh, Heu, Kleie, Sägemehl, Infuforienerde 
oder anderen lockeren Subftanzen feft verpadt fein. 

2. Bei Einzelverpadung ift die Verjendung ber Gefäße 
in foliden, mit einer gut befeftigten Schubdede, ſowie mit 
Handhaben verjehenen und mit hinreichendem Berpadungs- 
material eingefütterten Körben oder Kübeln zuläfjfig; Die 
Schutzdecke muß, falls fie aus Stroh, Rohr, Schilf oder ähn- 
lichem Material befteht, mit Lehm oder Kalkmilch oder einem 
leihartigen Stoffe unter Zufa von Waſſerglas getränft 
in. Das Bruttogewicht des einzelnen Kollo darf 60 Filo- 
gramm nicht überjteigen, 

Wegen der Zufammenpadung mit anderen Gegenftänden 
vergleiche Nummer XXXV. 

Den gleihen Bedingungen unterliegt Zinkäthyl, 
Io dürfen brennbare Stoffe zur Verpackung nicht benüßt 
werben. 

X. Schwefelfohlenftoff(Shmwefelalfloho|) 
wird ausſchließlich auf offenen Wagen ohne Deden befördert 
und nur 

entweder 

1. in dichten Gefäßen aus ftarfem, gehörig vernietetem 

Sifenbied) bi3 zu 500 Kilogramm Anhalt, 


oder 

2. in Blechgefäßen von höchſtens 75 Kilogramm brutto, 
welhe oben und unten durch eiferne Bänder verftärkt find. 
Derartige Gefäße müjjen entweder von geflochtenen Körben 
oder Kübeln umſchloſſen oder in Kiſten mit Stroh, Heu, 
Kleie, Sägemehl, Infuforienerde oder anderen loderen Stoffen 
berpadt fein 


ober 

3. in Glasgefäßen, die in ftarfe Holzkiften mit Stroh, 
Heu, Kleie, Sägemehl, Anfuforienerde oder anderen Toderen 
Stoffen eingefüttert find. 

Bei Blechgefäßen beträgt die höchfte zuläflige Faſſung 
1 Kilogramm Flüffigkeit für je 0'825 Liter Faljungsraum 
de3 Behälters. 

Schwefelfohlenftoff im Gewichte von höchſtens 2 Kilo» 
gramm darf mit anderen bedingungslo3 zur Eifenbahn- 
beförderung zugelaffenen Gegenftänden zu einen Frachtftüce 
vereinigt werden, wenn der Schwelfohlenftoff ſich in Dicht 
verfchlofjenen Blechflaſchen befindet und mit dem übrigen 
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Inhalte des Frachtſtückes in eine ftarfe Kifte mit Stroh, 
Heu, Kleie, Sägemehl oder anderen loderen Stoffen feft 
eingebettet if. Das Frachtſtück darf nur in offenen Wagen 
ohne Deden befördert werden, und auf dem Frachtbriefe 
muß bejonderd bemerkt fein, daß das Frachtſtück Schwefel⸗ 
kohlenſtoff enthält. 

XI. Holzgeift in robem und reftifizier- 
tem Zuftande und Azeton werden — fofern fie 
nicht in bejonders dazu konſtruierten Wagen (Baflinwagen) 
oder in Fäſſern zur Aufgabe gelangen — nur in Metall» oder 
Slasgefäßen zur Beförderung zugelafjen. Dieſe Gefäße müfjen 
in der unter Nr. IX borgejchriebenen Weiſe verpadt fein. 

Wegen der Zufammenpadung mit anderen Gegenjtänden 
vergleiche Nummer XXXV. 

Die Beförderung des Denaturierungsmittels, beitehend aus 
Pyridin und Holzgeift in vermengtem Zuftande zur Ber- 
wendung im Se a ht Autäffig (HM. 1. No t 1889, 
8. 43.796; BB. 29.) 

XI. Grüntalt, > h. der gebrannte Kalk, welcher in 
ben Gaswerken zur Reinigung des Leuchtgaſes gebient bat, 
wird nur in offenen Wagen befördert. 

XI. Chlorjaure3 Kali und andere hlor=- 
ſaure Salze müſſen forgfältig in dichte, mit Papier aus— 
geflebte Fäſſer oder Kiften verpadt fein. 

XIV. Pikrinſäure wird nur gegen eine von einem 
der Bahn befannten Chemiker auf dem Frachtbriefe auszu— 
jtellende Bejcheinigung über Die ungelähe ichteit der aufs 
gegebenen Pikrinſäure befördert. (Vgl. $ 50 AA c) 

Blei darf zur Verpadung von —* nicht ver⸗ 
wendet und nicht mit Pikrinſäure zuſammen in demſelben 
Wagen verladen werden. Mit Blei ausgekleidete oder mit 
Blei gedeckte Wagen dürfen zur Beförderung nicht verwendet 
werden. 

XV. Flüſſige Mineralſäuren aller Art 
(insbejondere Schwefelſäure, Bitriolöl, 
Salzſäure, Salpeterſäure, Scheidewaſſer) 
— mit Ausnahme von roter, rauchender Salpeter— 
ſäure (wegen dieſer vgl. Nr. XVII) — ſowie 
Chlorſchwefel unterliegen den nachſtehenden Vorſchriften: 

1. Falls dieſe Produkte in Ballons, Flaſchen oder Kruken 
verſchicktt werden, fo müſſen die Behälter dicht verſchloſſen, 
wohl verpackt und in beſondere mit ſtarken Vorrichtungen 
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zum bequemen Handhaben verjehene Gefäße oder geflochtene 
Rörbe eingefchloffen fein. Statt geflochtener Körbe können 
auch Metalllörbe verwendet werden; in diefem Falle muß 
da3 Berpadungmaterial zwilhen dem Behälter und dem 
Metallkorbe jo beichaffen fein, daß es den Behälter gegen 
jihert und meder durch den Anhalt des Behälters, 

no durch Funken in Brand geraten Tann. 


Falls diefe Säuren in Metall-, Holze oder Gummi- 
behältern verjendet werden, jo müſſen die Behälter vollkommen 
diht und mit guten Verſchlüſſen verjehen fein. 


2. Vorbehaltlich der Beftimmungen unter Nr. ZXXV 
mäfjen diefe Stoffe ftet3 getrennt verladen und dürfen na- 
mentlih mit anderen Chemifalien nicht in einen und den» 
jelben Wagen gebracht werden. 

3. Die Vorſchriften unter Ziffer 1 und 2 gelten aud) 
für die Gefäße, in welden die genannten 
Gegenftändetransportiertworden find. Der 
artige Gefäße find ftet3 al3 ſolche zu deflarieren. 

4. Das Aufe und Abladen von Sendungen, bei welchen 
ſich auh nur ein Kollo im Gewichte von mehr ala 75 Kilo- 
gramm befindet, ift vom Abfender, beziehungsweife Empfänger 
zu bejorgen. 

5. Salz das Abladen und Abholen folder Sendungen 
jeiten? der Empfänger nicht binnen drei Tagen nad der 
Ankunft auf der Empfangzftation, beziehungsweife nach der 
Aifierung der Ankunft erfolgt, jo ift die Eifenbahnvermwaltung 
berechtigt, die Sendungen unter Beachtung der Beltimmungen 
im $ 70, Abſatz 2, in ein Lagerhaus zu bringen oder an 
einen Spediteur zu übergeben. Sofern dies nicht tunlich 
it, Tann fie die Sendungen ohne weitere Yörmlichkeiten 
verkaufen. 

6. Bei Verſendung diefer Stoffe in Ballons, Flafchen oder 
Krufen, in Teiner anderen Verpadung al3 in Körben, wird, 
wenn die einzelnen Kolli nicht über 75 Kilogramm fchwer 
jind, die Frachtberechnung nad) dem wirklichen Gewichte vor⸗ 
genommen. Befinden jich dagegen bei einer Frachtbriefſendung 
ein oder mehrere derartige Kolli im Einzelgewicdhte von 
mehr al3 75 Kilogramm, jo kann die Eifenbahnvermwaltung, 
auch wenn die Geſamtmenge da3 Gewicht von 2000 Kilogramm 
nicht erreicht, die Bezahlung der Fracht für 2000 Kilogramm 
verlangen. Dieſe Berechtigung tritt jedoch nicht ein, wenn 


Gef. Sig. XVIL Eiſenbahngeſetze. 47 


738 Betriebsreglement vom 10. Dezember 1892. 


für ein im Gewichte von höchſtens 75 Kilogramm an« 
genommenes Kollo exit nach der Annahme ein höheres Gewicht 
ermittelt wird. 

7, Elektriſche Allumulatoren, in Flüffigkeit 
(verbünnte Schwefelfäure) getaucht, gleichviel ob fie mit 
Elektrizität geladen find oder nicht, müffen ebenfall3 in ihren 
Behältern dicht verjchloffen, wohl verpadt und in bejonderen, 
mit ſtarken Vorrichtungen zum bequemen Handhaben ver— 
ſehenen, an den Innenwänden vollſtändig mit Blei (Blei- 
blech) ausgeichlagenen Überfiften eingeſchloſſen fein, berart, 
daß fein Beftandteil des Akkumulators zugänglich i 

Der Zwiſchenraum zwiſchen dem Akkumulator nd der 
Überfifte muß mit einer aufjaugenden, feuerjicheren Iſolier— 
mafje, wie Schladenmwolle, Snfuforienerde oder Aſche, au8- 
gefüllt fein. 

Die einzelnen Elemente dürfen miteinander nicht ver— 
fuppelt fein. Affumulatoren in Glasgefäßen dürfen nur im 
trodenen Zuſtande zur Beförderung gelangen. 

Die Vorſchriften unter Ziffer 4, 5 und 6 gelten auch 
für die Rolli, weldhe in Flüſſigkeit getauchte Aftumulatoren 
enthalten. 

„Abfallwaffer von Zellulofefabriten” unterliegt hin⸗ 
ſichtlich VBerpadung und Berladung Feinerlei befchränlenden Be» 
fimmungen. (HM. 31. Dezember 1891, 3. 2911; VB. 1892: 14.) 

XVa. Abfallſchwefelſäure au3 Nitro» 
glyzerinfabrifen wird nur dann zur Beförderung 
zugelaffen, wenn fie nach einer von dem Yabrifanten auf 
dem Frachtbriefe ausgeftellten Beicheinigung voliftändig deni- 
triert worden if. Im übrigen finden die Vorfchriften unter 
XV, Biffer 1 bi3 6 Anwendung. 

XVI Atzlauge (Abnatronlauge, Sodalauge, Ab- 
falilauge, Pottaſchenlauge), ferner Olſalz GRück— 
ſtände von der Olraffinerie) unterliegen den Vorſchriften 
unter Nr. XV, 1 und 3 (mit Ausnahme der bei 3 ange- 
zogenen Beitimmung unter 2), 4, 5 und 6. Die gleichen 
Vorſchriften finden auch auf Brom, jdoh mit der Maß- 
gabe Anwendung, daß jeine Beförderung nur in offenen 
Wagen zu erfolgen hat, und daß die damit gefüllten Glas— 
gefäße in feſten Holz- oder Metallfiften bis zum Halſe in 

Aſche, Sand oder Kieſelguhr eingebettet werden müljen. 

Wegen der Zufammenpadung mit anderen Gegenftänden 

vergleiche Nummer XXXV, 
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XVII. Auf den Transport von roter raudender 
Salpeterjäure finden die unter Nr. XV (mit Ausnahme der 
unter Ziffer 7) gegebenen Vorſchriften mit der Maßgabe 
Anwendung, dab die Ballon und Flafchen in den Gefäßen 
mit einem mindeftend ihrem Inhalte gleichlommenden Vo— 
Iumen getrodneter Infuſorienerde oder anderer geeigneter 
trodfenerdiger Stoffe umgeben fein müffen. 

XVIII. Waſſerfreie Schmefelfäure (An- 
hHydrid, ſogenanntes fefte3 Dleum) darf nur 
befördert werden 

entweder 

1. gut verlöteten, ſtarken, verzinnten Eiſenblechbüchſen 

oder 

2. in ſtarken Eiſen⸗ oder Kupferflaſchen, deren Güſſe 
luftdicht verſchloſſen, verkittet und überdies mit einer Hülle 
von Ton verſehen ſind. 

Die Büchſen und Flaſchen müſſen von einem fein zerteilten 
anorganiſchen Stoffe, wie Schlackenwolle, Infuſorienerde, Aſche 
oder dergleichen umgeben und in ſtarke Holzkiſten feſt ver- 
padt fein. 

3. Im übrigen finden die Beitimmungen unter Nr. XV 
2, 3, 4 ımd 5 Anwendung. 

XR. Für FSirniffe und mit Firniß ver— 
jegte Sarben, ferner ätherifhe und fette 
Dle, jowie für ſämtliche ÄAtherarten mit 
Ausnahme von Schwefeläther (vgl. Wr. vu) 
und von PBetroleumäther (vgl. Nr. XXI), fü 
abfoluten Alkohol, Baingeiſt, Spiritus), 
Spritund andereunter Wr. X ihtgenannte 
Spirituofen, jowie für Umplasetii find, ſofern 
fie in Ballon, Flaſchen oder Kruken zur Be- 
förderung gelangen, die Vorſchriften unter Nr. XV, 1, Abſatz 1, 
maßgebend 

Wegen der Zufammenpadung mit anderen Gegenftänden 
vergleihe Nummer V 

XX. Petroleum, rohes und gereinigte3, 
fofern e3 bei 175 Grad Celſius ein (pezifi- 
ſches Gewicht von mindeften3 0'780 hat oder 
bei einem Barometerftande von 760 Milli- 
meter (auf die Meereshöhe reduziert) im 
Abelfhen Upparateniht unter 21 Grad Cel— 

47* 
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ſius ntzandliche Dämpfe gibt GCTeſtpetro— 
eum); 

dbieau3 Braunfohlenteerbereiteten Ole, 
Torf- und Schieferdöle, Aſphaltnaphtha und 
Deftillateausfolden, ſofern dieſelben min— 
deſtens das vorgenannte ſpezifiſche Gewicht 
haben (Solaröl, Photogen uſw.); 

ferner Steinfohlenteeröle, bie bei 175 
Grad Celſius ein geringereß jpeaitiihes 
Gewicht als 10 Haben (Benzol, Toluol, 
£ylol, Rumol ufm.), ſowie Mirbandl Nitro» 
benzol); 

Rohlenmwafferftoffe anderen Urſprun— 
ges,diebei 175 Grad Celſiuseinſpezifiſches 
Gewicht von mindeſtens 0830 haben, 

unterliegen nachſtehenden Beſtimmungen: 

1. Dieſe Gegenſtände dürfen, ſofern nicht beſonders dazu 
konſtruierte Wagen (Baſſinwagen) zur Verwendung kommen, 
nur befördert werden: 

entweder 
a) in beſonders guten, dauerhaften Fäſſern 
oder 
b) in dichten und widerſtandsfähigen Metallgefäßen 
oder 
e) in Gefäßen aus Glas oder Steinzeug; in dieſem Falle 
jedoch unter Beachtung folgender Borjchriften: 
aa) Werden mehrere Gefäße in einem Frachtſtücke 
vereinigt, jo müffen diefelben in ftarfe Holzkiften 
mit Stroh, Heu, Kleie, Sägemehl, Bnfujorien- 
erde oder anderen Ioderen Stoffen feit verpadt fein. 
bb) Bei Einzelverpadung ilt die Verjendung der Ge— 
fäße in foliden, mit einer gut befeftigten Schuße 
dede, fowie mit Handhaben verjehenen und mit 
hinreihendem Perpadungsmaterial eingefütterten 
Körben oder Kübeln zuläflig; die Schußdede muß, 
fall3 fie aus Stroh, Rohr, Schilf oder ähnlichem 
Material beiteht, mit Lehm⸗ oder Kalkmilch oder 
einem gleichartigen Stoffe unter Zuſatz von Waſſer— 
glas getränft fein. Das Bruttogewicht des einzelnen 
darf bei Verwendung von Glasgefäßen 60 Kilo- 
gramm und bei Verwendung von Gefäßen aus 
Steinzeug 75 Kilogramm nicht überfteigen. 
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2. Während des Trandportes etwa fchadhaft gewordene 
Gefäße werden fofort ausgeladen und mit dem nod) vor» 
handenen Inhalte für Rechnung des Abſenders beſtmöglich 
verkauft. 


3. Die Beförderung geſchieht nur auf offenen Wagen. 
Auf eine Abfertigung im Zollanſageverfahren, welche eine 
fefte Bededung und Plombierung der Wagendede erforderlich 
machen würde, wird die Beförderung nicht übernommen. 


4. Die Beitimmungen ber borftehenden Ziffer 3 gelten 
auh für die Fäſſer und fonftigen Gefäße, in 
welchen dieſe Stoffe befördert worden find. 
Derartige Gefäße find ftet3 als ſolche zu deklarieren. 

5. Wegen der YZufammenpadung mit anderen Gegen- 
ftänden vgl. Nr. XXXV, 


6. Aus dem Frachtbriefe muß zu erjehen fein, daß die 
im Abjab 1 und 2 diefer Nummer aufgeführten Gegenftände 
ein jpezifiiches Gewicht von mindeltend 0'780 haben, oder 
daß da3 Petroleum der im Eingange angeführten Beltim- 
mung, betreffend den Entflammungspunft, entipridht. Fehlt 
im Frachtbriefe eine jolche Angabe, jo finden die Beförderungs- 
bedingungen unter Nr. XXI (betreffend Petroleumäther uſw.) 
Anwendung. 

Für den Transport von Mineralölen auf Eifenbahtnen und 
Trajeltanftalten find die Beitimmungen des Betriebsreglements 
für die Eifenbahnen der im Reichsrate vertretenen Königreiche 
und Länder und des internationalen übereinfommens über ben 
Eifenbahnfrachtverfehr maßgebend. 

Die Abſchlauchung aus firen oder ambulanten Reſervoirs 
auf Bahnhöfen tft auf abjeit3 gelegenen Geleifen vorzunehmen, und 
bleibt e3 der Bahnaufjichtsbehörde vorbehalten, nad; Maßgabe der 
örtlichen Verhältniffe fowie der Intenfität des Petroleumverkehres 
in ber betreffenden Station bejondere Vorfichtsmaßregeln anzu» 
ordnen. (8 13 der Verordnung des Minifteriums des Innern, 
ber Finanzen, des Handels, des Aderbaues und der Eifenbahnen 
vom 23. Jänner 1902, RGB. Nr. 12, VBB. 22.) 

Zubricatingdl if nicht als Tenergefäntich zu betrachten. 
(HM. 3. Juli 1886, 3. 21.284; CB. 1886: 81.) 


XXI. Petroleum, vobes und gereinigteö, 
Braunfohlenteeröle, ferner Torf- und 
Shieferöle, Aſphaltnaphtha fomwie Deitil- 
late au3 folden, fofern diefe Stoffe nidt 
unter die Beltimmungen von Wr XX fallen 
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und bei 175 Grad Celſius ein ſpezifiſches 
Gewicht von weniger al3 0780 und mehr al3 
0680 Haben; 

Betroleumnaphtha und Deftillate aus 
PBetroleumund Petroleumnaphtha (Benzin, 
Ligroin, Putzöl uſw.), fowie Löfungen von 
Rautfhufoder Öuttaperha, die vorwiegend 
aus Betroleumnaphtha beftehen, fofern 
diefe Stoffe bei 175 Grad Celſius ein ſpe— 
zififhe3 Gewicht von mehr al3 0'680 Haben, 


unterliegen nachſtehenden Beltimmungen: 


1. Dieje Gegenftände dürfen, fofern nicht bejonders dazu 
fonftruierte Wagen (Baflinwagen) zur Verwendung kommen, 
nur befördert werden: 


entiveder 
a) in nelonberd guten, dauerhaften Fäſſern 
oder 
b) in dichten und widerſtandsfähigen Metallgefäßen 
oder 
c) in Gefäßen aus Glas oder Steinzeug; in dieſem Falle 
jedoch unter Beachtung folgender Vorſchriften: 


aa) Werden mehrere Gefäße in einem Frachtſtücke 
vereinigt, ſo müſſen dieſelben in ſtarke Holzkiſten 
mit Stroh, Heu, Kleie, Sägemehl, Infuſorien— 
erde oder anderen lockeren Stoffen feſt verpackt ſein. 


bb) Bei Einzelverpackung iſt die Verſendung der Ge— 
fäße in ſoliden, mit einer gut befeſtigten Schuß- 
Dede, fowie mit Handhaben verjehenen und mit 
hinreihendem Verpackungsmaterial eingefütterten 
Körben oder Kübeln zuläffig; die Schugdede muß, 
fall3 fie aus Stroh, Rohr, Schilf oder ähnlichem 
Material befteht, mit Lehm- oder Kalfmilh oder 
einem gleichartigen Stoffe unter Zujaß von Wafjer- 
glas getränft fein. Das Bruttogewicht des einzelnen 
Kollo darf 40 Kilogramm nicht Üüberfteigen. 

2. Während des Transporte etwa ſchadhaft gewordene 
Gefäße werden fofort ausgeladen und mit dem noch vor—⸗ 
u Snhalte für Rechnung des Abſenders beitmöglich 
verkauft. 
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3. Die Beförderung gejchieht nur auf offenen Wagen. 
Auf eine Abfertigung im Bollanfageverfahren, welche eine 
feſte Bededung und Plombierung der Wagendede erforderlid) 
machen würde, wird die Beförderung nicht übernommen. 

4. Die Beitimmungen der vorftehenden Ziffer 3 gelten 
auh für Die Fäſſer und fonftigen Gefäße, in 
welchen dieſe Stoffe befördert worden find. 
Derartige Gefäße find ftet3 als folche zu deflarieren. 

5. Wegen der Zufammenpadung mit anderen Gegen- 
ftänden vgl. Nr. XXXV. 

6. Bei der Verladung und Entladung dürfen die Körbe 
oder Kübel mit Glasballons nicht auf Karren gefahren noch 
auf der Schulter oder dem Rüden, fondern nur an den an 
den genannten Behältern angebrachten Handhaben getragen 
werden. 

7. Die Körbe und Kübel find im Eifenbahnmwagen 
fiher zu lagern und entjprechend zu befeitigen. Die Ber- 
ladung darf nicht übereinander, fondern nur in einer einfachen 
Schicht nebeneinander erfolgen. 


8. Jedes einzelne Kollo ift mit einer deutlichen, auf 
rotem Grund gedrudten Aufſchrift „Feuergefährlich“ zu ver- 
jehen. Körbe und Kübel mit Gefäßen aus Glas oder Stein- 
zeug haben außerdem noch die Auffchrift „Mit der Hand zu 
tragen” zu erhalten. Un den Wagen ift ein roter Zettel 
mit der Auffchrift „Vorſichtig rangieren” anzubringen. 

9. Aus dem Frachtbriefe muß zu erjehen fein, daß bie 
im Abfa 1 diefer Nummer aufgeführten Gegenftände bei 
175 Grad Eeljius ein fpezifiiches Gewicht von weniger ala 
0780 und mehr ala 0'680 haben. Fehlt im Frachtbriefe eine 
jolche Angabe, jo finden die Beförderungzbedirigungen unter 
Nr. XXI (betreffend PBetroleumäther uf.) Anwendung. 

XXU. Betroleumäther (Gafolin, Neolin 
ufw) und ähbnlide aus Petroleummaphtha 
oder Braunflohlenteer bereitete, leicht ent- 
zündlidhe Produkte, fofern dieſe Stoffe bei 
175 Grad Celſius ein ſpezifiſches Gewicht 
bon 0'680 oder weniger haben, 

unterliegen nachftehenden Beftimmungen: 


1. Dieje Gegenftände dürfen nur befördert werden: 
entweder 
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a) in Dichten und widerſtandsfähigen Metallgefäßen 
oder 
b) in Gefäßen aus Glas oder Steinzeug; in diefem Falle 
jdoh unter Beachtung folgender Vorfchriften: 
aa) Werden mehrere Gefäße in einem Frachtſtücke 
vereinigt, jo müſſen diejelben in ftarfe Holzkiſten 
mit Stroh, Heu, Kleie, Sägemehl, Infuſorien⸗ 
erde oder anderen Ioderen Stoffen feſt verpadt fein. 
bb) Bei Eingelverpadung ift die Verſendung der Ge— 
fäße in joliden, mit einer gut befeftigten Schutz⸗ 
decke, ſowie mit Handhaben verſehenen und mit 
hinreichendem Verpackungsmaterial eingefütterten 
Körben oder Kübeln zuläſſig; die Schutzdecke muß, 
falls ſie aus Stroh, Rohr, Schilf oder ähnlichem 
Material beſteht, mit Lehm⸗ oder Kalkmilch oder 
einem gleichartigen Stoffe unter Zuſatz von Waſſer⸗ 
gus geträntt fein. Das Bruttogewicht des einzelnen 
ollo darf 40 Kilogramm nicht überfteigen; 
ec) in luftdicht berkäloffenen Keſſel⸗(Baſſin⸗Wagen. 

2. Während des Transportes etwa ſchadhaft gewordene 
Gefäße werden ſofort ausgeladen und mit dem noch bor- 
handenen Inhalte für Rechnung des Abſenders beitmöglich 
verfauft. 

3. Die Beförderung geſchieht nur auf offenen Wagen. 
Auf eine Abfertigung im Zollanfageverfahren, welche eine 
feſte Bededung und Plombierung der Wagendede erforderlich 
machen würde, wird die Beförderung nicht übernommen. 

4. Die Beſtimmungen der vorſtehenden Ziffer 3 gelten 
au für die Gefäße, in welden diefe Stoffe beför- 
dert worden find. Perartige Gefäße find ftet3 als folche 
zu deklarieren. 

5. Wegen der Zufammenpadung mit anderen Gegen- 
ftänden vgl. Nr. XXXV. 

6. Bei der Verladung und Entladung dürfen die Körbe 
oder Kübel mit Glasballons nicht auf Karren gefahren noch 
auf der Schulter oder dem Rüden, jondern nur an den an 
den genannten Behältern angebrachten Handhaben getragen 
werden. 

7. Die Körbe und Kübel find im Eifenbahnwagen 
jiher zu lagern und entjprechend zu befeftigen. Die Ver⸗ 
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ladung darf nicht übereinander, fondern nur in einer einfachen 
Schicht nebeneinander erfolgen. 

8. Jedes einzelne Kollo ift mit einer deutlichen, auf 
rotem Grunde gedrudten Aufichrift „Feuergefährlich“ zu ver- 
ſehen. Körbe und Kübel mit Gefäßen aus Glas oder Stein- 
zeug haben außerdem noch die Auffchrift „Mit der Hand zu 
tragen” zu erhalten. An den Wagen ift ein roter Zettel 
mit der Aufichrift „Vorſichtig rangieren‘ anzubringen. 

I. Außerdem finden die Beltimmungen unter Nr. XV 
4 und 5 Anwendung. 

XXIII. Die Beförderung von Terpentindl und 
fonftigen übelriedhenden Olen, bdesgleichen von 
Pyridin und Pyridinbaſen, von Salmiafgeift, 
von Blutlauagift (einem Gemenge von Schmierfeife, 
Karbolöl und Fufelöl), ſowie von Formalin (einem 
Desinfeltion3mittel,das Formaldehyd und 
HUmeifenjäure enthält) findet nur in offenen Wa- 
gen ftatt. 

Diefe Beſtimmung gilt auch für die Fäſſer und 
lonftigen Gefäße, in welden diefe Stoffe 
befördert worden find. Derartige Gefäße find ftet3 
als folche zu deflarieren. 


Wegen der Zufammenpadung mit anderen Gegenftänden 
vergleiche Nummer 

XXIV Richt flüffige Arfenilalien, ne 
mentlihd arfenige Säure (Hüttenraud), gelbes 
Arjenit Raufhgelb, Auripigment) rotes 
Arſenik (NRealgar), Sherbenfobalt (Flie— 
genftein uſw.) werden nur dann zum Transport ane 
genommen, wenn: 

1. auf jedem Berjandftüde in leſerlichen Buchftaben 
mit ſchwarzer Olfarbe bie Worte „Arſenik (Gift)“ angebradjt 
iind, und 

2. die Verpadung in nachſtehender Weife bewirkt wor— 
den ift: 

entiweder 
a) in doppelten Fäſſern oder Kilten, wobei die Böden der 

Täler mit Einlagereifen, die Dedel ber Kiften mit 

Reifen oder eijernen Bändern gejichert fein, die inneren 

Säffer oder Kiſten von ftarlem, trodenem Holze ge» 
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fertigt und inwendig mit dichter Leinwand oder ähn- 
lichen dichten Geweben verklebt fein müffen, 


oder 
b) in Säden von geteerter Leinwand, welche in einfache 
sälfer von ftarfem, trodenem Holze verpadt find, 
oder 
c) in verlöteten Blechaylindern, welche mit feiten Holz 
mänteln (Überfäffern) befleidet find, deren Böden mit 

Einlagereifen gejichert jind. 

XXV. Flüſſige Arjenitalien, indbejondere Arjen- 
fäure, unterliegen den Beltimmungen unter Nr. XXIV, 
1, und Nr. XV, 1 und 3 (mit Ausnahme der bei 3 ange- 
zogenen Beitimmungen unter 2), 4, 5 und 6. 

XXVIL Andere giftige Metallpräparate 
(giftige Metallfarben, Metalljalze ujm.), 
wohin insbejondere QDuedfilberpräparate, 
als: Sublimat, Ralomel, weißed und rote3 
Präzipitat, Binnober, ferner Rupferfalze 
und Rupferfarben, als: Rupferpvitriol, 
Grünfpan, grüne und blaue Rupferpig- 
mente,de3gleihen Bleipräparate, aldö: Blei- 
glätte (Maſſikot), Mennige, Bleizuder und 
andere Bleijfalze, Bleiweiß und andere 
Bleifarben, auch Zinkſtaub, ſowie Zink— 
und Antimonaſche, gehören, dürfen nur in dichten, 
von feſtem, trockenem Holze gefertigten, mit Einlagereifen, 
beziehungsweiſe Umfaſſungsbändern verſehenen Fäſſern oder 
Kiſten zum Transporte aufgegeben werden. Die Umſchließungen 
müſſen ſo beſchaffen ſein, daß durch die beim Transporte 
unvermeidlichen Erſchütterungen, Stöße uſw. ein Verſtauben 
der Stoffe durch die Fugen nicht eintritt. 

Für die Verſendung von Arſenikalien und anderen Giftſtoffen 
auf Eiſenbahnen wurde mit Verordnung des HM. vom 26. Auguſt 
1871, 3. 6356—1557, RGB. Nr. 117, ein neues Regulativ 
erlaffen. Die Beitimmungen diefes NRegulativs, mit Ausnahme jener, 
daß derartige Stoffe nur getrennt von folchen Gegenftänden verlaben 
werden dürfen, welche unmittelbar oder mittelbar als Nahrungs 
mittel dienen, haben in die obigen Borfchriften der Anlage B 
Aufnahme gefunden. 

Mit Rüdfiht auf die aus den Kreiſen der Weinbauinterejjenten 
wiederholt zum Ausdrude gebrachten Wünſche wegen Erleichterung 
der Verpadungsvorfchriften hinſichtlich des Bahntransportes von 
Kupfervitriol findet das Eifenbahnminifterium nad) mit dem 
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föniglid ungarischen Handelsminiſterium gepflogenem Einver- 
nehmen mit fofortiger Gültigleit anzuordnen, daß Kupferbitriol, 
abweichend von der Beftimmung unter Nr. XXVI der Anlage B 
zu 8 50 bed BR., verſuchsweiſe bis auf weitere in gut ber» 
fchlojjenen, neuen Säden aus dichtem, ftarlem Gewebe verpadt, 
zum Transporte auf den öfterreichifchen Eifenbahnen zugelaffen 
wirb. 

Die ...... wird beauftragt (eingeladen), Die dortſeitigen 
Erekutivftellen in vorftehendem Sinne eheitend3 zu verftändigen. 

Eine eventuelle Abänderung der vorbezeichneten Beltimmung 
de3 Eifenbahnbetriebsreglement3 im Nachtragswege bleibt einem 
fpäteren Zeitpunkte vorbehalten. (EM. 17. Yebruar 1901, 
3. 6907, VB. 26.) 

Im Nahbange zu dem auch im Verordnungsblatte für 
Eifenbahnen und Schiffahrt vom 28. Februar 1901, Nr. 26, 
verlautbarten hieramtlichen Erlaffe vom 17. Februar 1901, 3. 6907, 
betreffend die verſuchsweiſe Zulaſſung von in gut verjchloffenen, 
neuen Säden aus dichten, ſtarkem Gewebe verpadtem Kupfer- 
vitriol zum Transporte auf den dfterreichifhen Eifenbahnen, 
wird der ...... mitgeteilt, daß der Herr königlich ungarifche 
Handeldminifter nunmehr die gleihe Verfügung rüdjichtlich des 
Transporte von Kupfervitriol auf den Eifenbahnen der Länder 
der ungarifchen Krone getroffen Hat. (EM. 11. Mär, 1901, 
8. 10.695, 88. 35.) 


XXVII. Hefe, ſowohl flüffige, ala feite, 
it in Gefäßen, welche nicht Tuftdicht gejchloffen find, zur 
Beförderung aufzugeben. Falls die Eifenbahnverwaltung Die 
Aufgabe in anderen Gefäßen geftattet, ift diefelbe berechtigt, 
von dem Mbjender zu verlangen, daß er fi verpflichtet: 

1. keinerlei Anſprüche zu erheben, falls derartige Sen⸗ 
dungen von den Anfchlußbahnen zurüdgemwiejen werden; dabei 
wird jedoch vorausgeſetzt, daß ſich die Bahnvermwaltungen 
über die Geftattung der eingang3 erwähnten Berpadungsart 
im vorhinein einigen und die Zurücdweilung nur dann jtatt- 
finden darf, wenn eine Beichädigung des Gefäßes oder des 
Inhaltes feitgeftellt wird; 

2. für allen Schaden aufzufommen, der anderen Gütern 
oder Material infolge dieſer Tranzportart erwächſt, und zwar 
gegen Vorlage einer einfachen Koftenrechnung, deren Rich- 
tigkeit in jeder Beziehung ein- für allemal zum voraus 
anerfannt wird; 

3. feinerlei Anſprüche wegen der infolge der fraglichen 
Transportart an den Gefäßen oder an deren Inhalt ent» 
ftehenden Befchädigungen oder Abgänge zu erheben. 
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Auf Preßhefe finden obige Transportbeſchränkungen 
feine Anwendung. 

XXVIII. Rienruß und andere pulverför- 
mige Arten von Ruß werden nur in dichten, gegen 
Durchſtäuben Sicherheit gemwährenden Umbhüllungen (Säden, 
Fäſſern, Kiften und dergleichen) verpadt zur Beförderung 
zugelafjen. 

Befindet fih der Ruß in frifch geglühtem Zuftande, fo 
jind zur Verpadung Heine, in dauerhafte Körbe verpadte 
Tönnchen oder Gefäße zu verwenden, welche im Innern mit 
Papier, Leinwand oder ähnlichen Stoffen dicht verklebt find. 

Aus dem Frachtbriefe muß erfichtlich fein, ob der Ruß 
jih in frisch geglühtem Zujtande befindet oder nicht, andern- 
falls wird er als friſch geglüht behandelt. 

XXI. Gemahlene oder körnige Holzkohle 
wird nur verpadt zur Beförderung zugelafjen. 

Befindet fie fih in frifh geglübtem Zuftande, 
jo find zur Verpadung zu verwenden: 


entweder 
a) luftdicht „nerieofiene Behälter aus ſtarkem Eiſenblech, 


b) Kuftbihte dus mehrfachen Lagen ſehr ſtarken und ſteifen, 
gefirnißten Pappdeckels gefertigte Fäſſer (ſogenannte ame— 
rikaniſche Fäſſer), deren beide Enden mit eiſernen Reifen 
verſehen, deren Bodenſtücke aus ſtarkem, abgedrehtem 
Holze mittels eiſerner Holzſchrauben an die eiſernen 
Reifen geſchraubt und deren Fugen mit Papier oder 
Leinwandſtreifen ſorgfältig verklebt ſind. 

Wird gemahlene oder körnige Holzkohle zum Transport 
aufgegeben, fo muß aus dem Frachtbriefe zu erjehen fein, ob 
fie fi in friſch geglühten Zuſtande befindet oder nicht. 
Fehlt im Frachtbriefe eine ſolche Angabe, jo wird eriteres 
angenommen und die Beförderung nur in der vorgefchriebenen 
Verpackung zugelafjen. 

XXX. Die hochbeſchwerten Kordonnet-, 
Souple-, Bourre de Soie- und Chappe-GSei- 
den in Strängen werden nur in Filten zum Transport 
zugelajjen. Bei Kijten von mehr als 12 Bentimetern innerer 
Höhe müſſen die darin befindlichen einzelnen Lagen Geide 

ch 2 Bentimeter hohe Hohlräume voneinander getrennt 
en. Diefe Hohlräume werden gebildet durch; Holzroſte, 
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welche aus quadratiichen Latten von 2 Zentimeter Seite im 
Abftande von 2 Zentimetern beftehen und durch zwei dünne 
Duerleiften an den Enden verbunden find. In den Geiten- 
wänden der Kiſten find mindeftens 1 Zentimeter breite Löcher 
anzubringen, welche auf die Hohlräume zwifchen den Latten 
gehen, jo daß man mit einer Stange durch die Kiſte Hin«- 
durchfahren Tann. Damit die Kiftenlöcher nicht zugededt und 
dadurch unwirkſam werden können, find außen an den Rand 
jeder Seite zwei Leiften anzunageln. 

Wird Seide zum Transport aufgegeben, fo muß aus 
dem Frachtbriefe zu erfehen fein, ob fie zu den vorbezeichneten 
Arten gehört oder nit. Fehlt im Frachtbriefe eine jolche 
Angabe, jo wird eritere3 angenommen und die Beförderung 
nur in der vorgefchriebenen Verpadung zugelaffen. 

XXXIL Wolle, Haare, Kunſtwolle, Baum- 
wolle, Seide, Flachs, Hanf, Zute, in rohem 
Zuftande, in Form von Abfällen vom Verſpinnen und Ber- 
weben, al3 Qumpen oder Publappen; ferner Seilerwaren, 
Treibriemen aus Baummolle und Hanf, We— 
ber-, Harniſch- und Gefhirrligen (wegen ge- 
braudter Putzwolle vgl. Abſatz 3) werden, wenn fie gefettet 
oder gefirnißt find, nur in bededt gebauten oder in offenen 
Wagen unter Deckenverſchluß befördert. 

Die genannten Gegenftände werden ftet3 als gefettet 
oder gefirnißt behandelt, wenn nicht da3 Gegenteil au8 dem 
Trachtbriefe hervorgeht. 

Gebraudte Putzwolle wird nur in feiten, dicht 
verfchloffenen Fäſſern, Kilten oder fonftigen Gefäßen zum 
Transporte zugelajien. 

XXI. Fäulnisfähige tierifhe Abfälle, 
wie ungefalzene friſche Häute, Fette, 
Flechſen, Rnoden, Hörner, Klauen, nidt 
gekalktes frijhes Leimleder, ſowie andere 
in befonderem Grade übelriehende und 
efelerregende Gegenſtände, jedoch mit Ausichluk 
der unter Nr. LIT und LI aufgeführten, werden nur unter 
nadhftehenden Bedingungen angenommen und befördert: 

1. Genügend gereinigte und trodene Knochen, abgeprepter 
Zalg, Hörner ohne Schlauch, das heißt, ohne den Hornfortſatz 
des Stirnbeines, in trodenem Zuftande, Klauen, das heißt 
die Hornfchuhe der Wiederfäuer und Schweine ohne Knochen 
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und Weichteile, werden in Einzeljendungen, in gute Güde 
verpadt, zugelaffen. 

Friſcher, zur Bereitungpon Runftbutter 
beftimmter Talg oder Rohunſchlitt (jofern ber- 
felbe ausdrücklich ala folcher deflariert wird) wird aud in 
Körben und niht abgepreßter Talg (Rohun- 
ſchlitt) aud in undurdläffigen Säden, welche mit einem 
waſſerdicht abjchließenden Verſchluſſe verfehen fein möüffen, 
zur Beförderung angenommen. Der Abjender Hat für allen 
Schaden aufzuflommen, welcher der Eijenbahn aus diefer Ver⸗ 
padungsart etwa erwächſt. 


2. Einzelfendungen der vorftehend unter Ziffer 1 nicht 
genannten Gegenftände dieſer Kategorie werden nur in felte, 
dicht verfchloffene Fäſſer, Kübel oder Kiſten verpadt, zuge» 
laſſen. Eingelfendungen ungefalzener friiher Häute dürfen 
jedody während der Monate November, Dezember, Jänner 
und Februar auch in gut verjchloffene, nicht ſchadhafte Säde 
aus dichtem, ftarfem Gewebe verpadt aufgeliefert werden, 
wenn bie Säcke derart mit Karbolfäure angefeuchtet find, 
daß der üble Geruch de Inhaltes nicht wahrnehmbar wird. 
Die Frachtbriefe müjjen die genaue Bezeichnung der in den 
Fäſſern, Kübeln, Riften oder Säden verpadten Gegenjtände 
— Die Beförderung hat nur in offenen Wagen zu 
erfolgen. 


3. Friſche Flechſen, nicht gekalktes 
friſches Leimleder, ſowie die Abfälle von bei— 
den, besgleihen ungeſalzene friſche Häute, ſo— 
wie ungereinigte, mit Haute und Fleiſch— 
fafern behaftete Knochen unterliegen bei 
der Aufgabe in Wagenladungen folgenden Be- 
ffimmungen: 

a) In ber Beit vom 1. März bi3 zum 31. Oltober 
müffen dieſe Gegenftände in ſtarke, nicht jchadhafte Säcke 
verpadt fein, die derart mit verdünnter Karboljäure 
angefeuchtet find, daß der faulige Geruch des Inhaltes 
nicht wahrnehmbar if. Jede Sendung muß mit einer 
Dede aus ſtarkem Gemebe (fogenanntem Hopfentuche), Die 
mit verdünnter KRarbolfäure getränkt ift, und dieſe wieder 
mit einer großen, mwajjerdichten, nicht geteerten Wagen- 
plane vollftändig bededt fein. Die Bedeckung hat der 
Abfender zu ftellen. 
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b) In den Monaten November, Dezember, $än- 
ner und Februar ift eine Verpadung in Säde nicht 
erforderlih. Die Sendung muß jedoch ebenfalls mit 
einer Dede aus ftarlem Gewebe (Hopfentuch) und Dieje 
wieder mit einer großen, mwafjerdichten, nicht geteerten 
Wagenplane vollitändig bededt jein. Die untere Dede ijt 
nötigenfall3 derart mit verdünnter Karbolfäure anzu- 
feuchten, daß ein fauliger Geruch nicht wahrnehmbar ift. 
Die Bededung hat der Abjender zu ftellen. 

c) Solche Sendungen, bei denen der faulige Geruch durd) 
Anwendung von Karboljäure nicht befeitigt werden Tann, 
müſſen in feite, dicht verichloffene Fäſſer oder Kübel 
derart verpadt werden, daß ſich der Inhalt des Gefähes 
nicht durch Geruch) bemerflid) macht. 

4. Trodene oder ausgepreßte feudte 
Refjelrüdftände von der Xederleimfabrifa- 
tion (Keimkalk, Leimkäſe oder Leimdünger) 
müſſen mit zwei übereinander liegenden, großen, waſſerdichten, 
nicht geteerten Wagenplanen vollftändig bededt fein. Die 
untere Dede ift mit verdünnter Karbolfäure derart zu tränfen, 
daß ein fauliger Geruch nicht wahrnehmbar ift. Zwiſchen den 
beiden vom Abſender zu ftellenden Deden ift eine Schicht 
von trodenem, gelöfchten Kalt, von Torfmull oder von 
gebrauchter Lohe anzubringen. 

Nihtausgepreßte, naſſe derartige Rück— 
ftände müſſen in feite, dicht verfchloffene Fäſſer oder Kübel 
berart verpadt werden, daß fi) der Inhalt der Gefäße nicht 
durch Geruch bemerklich macht. 

5. Die Beförderung der vorſtehend unter 8. 3 und 4 
nicht genannten Gegenjtände diefer Art in Wagenladungen 
findet in offenen Wagen unter Deckenverſchluß flatt. Die 
Bededung Hat der Abſender zu jtellen. 

6. Die Eifenbahn kann Vorausbezahlung der Yradıt 
verlangen. 

7. Die Säde, Gefäße und Deden, in und unter denen 
Gegenftände dieſer Art befördert worden find, werden nur 
dann zum Transporte zugelaffen, wenn fie durch entiprechende 
Behandlung mit Karboljäure den fauligen Geruch verloren 

ab 


en. 
8. Die Koften etwa nötiger Desinfettionen fallen dem 
Abfender, beziehungsmweile dem Empfänger zur Laſt. 
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9. Die Beftimmung über die Zeit und Frift der Be 
ladung und Entladung wie der An- und Abfuhr, imgleichen 
die Beftimmung des Auges, mit welchem die Beförderung zu 
erfolgen Hat, fteht der Verwaltung zu. 


Knochen, Häute, Felle, Hörner, Klauen und anbere tierifche 
Abfälle möüfjen, wenn fie aufbewahrt, in Handel gefegt oder 
transportiert werden ſollen und nit ſchon in anderer Weiſe 
(wie durch Auskochen, Trodnen, Einfalzen u. dgl.) vor Fäulnis 
bewahrt worden find, vor der Aufbewahrung oder dem Transporte 
und fo oft bie meiter notwendig wird, ohme Unterfchieb ber 
Menge, in welcher bie Aufbewahrung ober ber Transport ge» 
fchieht, mit einer Löfung von SKarbolfäure (Bhenylfäure) derart 
befeuchtet werben, daß bie Fäulnis wirkſam Hintangehalten wird, 
beziehungsmeife, daß fein Fäulnisgeruch wahrnehmbar if. — 
Während der wärmeren Jahreszeit find auch Unfchlitt und Yett- 
abichnitte vom Fleiſch diefer Behandlung zu unterziehen. — 
Die Einfammlung ber hierhergehörigen Abfälle darf nur mittels 
durch Dedel verjchloffener Behälter (Butten, Hand» oder Bug- 
wagen) geſchehen. — Borräte und Transporte ber genannten 
nn Abfälle, welche entweder gar nicht oder in ungenügenber 
Weile mit Karbolfäure verfegt und infolgebeffen in Fäulnis 
betzof en werben, find auf Stoften ber Übertreter diefer Borfchrift 
ehandlung mit Sarbolfäure fofort zu unterziehen unb es 
v gegen bie Übertreter (Eigentümer, Magazinsinhaber, Ber- 
frädhter) —8 der kaiſerlichen Verordnung om 20. Apr 1854 
(RGB. Nr. 96) vorzugehen. (M. db. 3. u. d. 9. 1. Februar 
1873, RGB. Nr. 20.) 

In Erledigung der ... . Eingabe vom... wird ber Beſchluß 
der gemeinfamen Direktorenkonferenz vom 29. April, betreffend 
die Verſendung von Talg in geſchmolzenem Zuſtande (Unſchlitt) 
auch in Säcken verpackt, im öſterreichiſch ungariſchen Anſchluß⸗ 
verkehre wäͤhrend ber Monate Dezember, Jänner und Februar, 
ald ber Nr. XXXII der Anlage D zu 8 48 de3 BR. (1874) 
nicht wiberfprechend, genehmigt. (HM. 20. Zuni 1881, 3. 18.297; 
CB. 1881: 75.) 

Die Berordnung, betreffend die Desinfektion der zur Auf 
bewahrung oder zum Transporte beftimmten tierifchen Rohprodukte 
und Abfälle, bleibt vollfommen aufrecht und wurde nur beshalb 
in die erwähnten Beſtimmungen des BR. nicht einbezogen, weil 
diefelbe nicht nur für den Eijenbahntransport, fondern überhaupt 
für den allgemeinen Verkehr und Handel geltende Anordnungen 
enthält. (HM. 28. Mai 1889, 9. 18.655, WB. 1889: 72.) 

Auf Grundlage einer mit dem königlich ungariſchen Handels 
minifterium getroffenen Vereinbarung wird „frifher (zur Be- 
reitung don Kunftbutter beftimmter) Talg oder Un- 
fhlitt” vom 1. Jänner 1895 ab auch bei Verpadung in Körben 
als Stüdgut unter Kautelen, welche die Beſchädigung mitber- 
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ladener Güter ausfchließen, vorläufig verſuchsweiſe zum Eifen- 
babntransporte zugelaffen. 

Was die zu fchaffenden Kautelen anbelangt, fo werben 
analoge Verfügungen wie rüdjichtlich jener Güter zu treffen fein, 
welhe dem ſchnellen Berberben unterliegen und durch ihren 
Verderb die Beſchädigung mitverlabener Güter veranlaffen 


Die eventuelle Ergänzung des Eifenbahnbetriebsreglements 
dur Aufnahme der obigen Beitimmung in einen Nachtrag wird 
einem jpäteren Beitpuntte vorbehalten. (HM. 1. Dezember 1894, 
8. 60.765, 88. 141. 


Auf ein diesfalls geftelltes Anfuchen war das Hanbelsminifterium 
nad mit dem E. k. Minifterium de3 Innern gepflogenem Einver- 
nehmen aus fanitären Nüdfichten nicht in ber Lage, zu geftatten, 
daß ungereinigte, der raſchen Fäulnis ausgeſetzte Knochen in 
Iofem Zuſtande unter Verwendung gebedter, mit Luftzugs- 
gittern verfehener Wagen zur Eifenbahnbeförderung zugelaffen 
werden. Die bei der Beförderung derartiger Kn fendungen 
ohnehin unvermeiblichen fanitären übelftände würden ſich bei 
der Beladung und Entladung ber Wagen in weit höherem Maße 
als bei der gegenwärtigen Berpadungsart geltend machen, und 
erfcheint denſelben ſelbſt dadurch nicht hinreichend vorgebeugt, 
wenn derartige Sendungen, wie im vorliegenden Falle, nur für 
ein mit der Bahn durch ein Schleppgeleiſe verbundenes Eta⸗ 
bliſſement beſtimmt ſind, weil dadurch die Übelſtände bei der 
Aufgabe nicht behoben werden, und weil auch dann im Falle 
des Heißlauſens oder eines anderen Gebrechens an dem Wagen 
oder der Unanbringlichkeit der Sendung eine Ausladung 
loſen Knochen auf einer Eiſenbahnſtation erfolgen müßte, und 
es nicht angeht, das Bahnperſonal und eventuell das reiſende 
Publikum der ſchädlichen Einwirkung der hierbei entwickelten 
Ausdänftung auszuſetzen. Dieſe Gründe ſanitärer Natur waren 
auch dafür maßgebend, daß mit dem Erlaffe vom 10. Dezember 
1893, 8. 54.822 (88. 1, ©. 8, ex 1894), die Beförderung lofen 
Knochenmateriales jelbft unter Verwendung hermetifch verjchlieh- 
barer Spezialiwagen nicht geftattet werden fonnte. (HM. 11. Mai 
1895, 3. 25.640, BB. 71 ex 1896.) 


Auf Grund einer mit dem königlich ungarifhen Handels⸗ 
minifterium getroffenen Vereinbarung wird vorläufig verfuchs- 
weife nicht abgepreßter Talg (Rohunfdlitt) auch in 
undurchläffigen Säden, welche mit einem waſſerdicht abjchließenden 
Verfchluffe verfehen fein mülfen, unter Haftung des Verſenders 
für die Folgen diefer Berpadungsart zum Eifenbahntransporte 
zugelaffen. 

Borftehende Beſtimmung tritt mit 15. Auguſt 1898 in 

irkſamkeit. 


Geſ. Slg. XVII. Eiſenbahngeſetze. 48 
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Die eventuelle Ergänzung der Nummer XXXII ber Unlage B 
zum GEifenbahnbetrieböreglement wird einem fpäteren Beitpunfte 
Sorbebalten. (EM. 15. Juli 1898, 3. 32.801, BB. 88.) 


XXXIO. Schwefel wird nur in bededt gebauten oder 
in offenen Wagen unter Deckenverſchluß befördert. 


XXXIV Gegenftände, weldedurd Funken 
der2ofomotiveleihtentzündetmwerden kön— 
nen, wie Heu, Stroh (auch Mais⸗, Reid- und 
Flachsſtroh), Rohr (ausſchließlich ſpaniſches 
Rohr), Borke, Torf (mit Ausnahme von ſo— 
genanntem Mafhinen-oder Breßtorf), ganze 
(unzerfleinerte) Holzkohlen (vgl. XXI) ve» 
getabilifhe Spinnftoffe und deren Abfälle, 
Papierfpäne, Holzmehl, Holzzeugmalffe, 
Holzfpäne ujw., fowie burg Vermiſchung von 
Betroleumrüdftänden, Harzen und derglei- 
ben Stoffen mit (oderen, brennbaren Kör— 
pernhergeftellteWaren, desgleichen Gi p3, Ralt- 
äfher und Traß werden in unberpadtem Zu⸗ 
ſtaude nur vollſtändig bedeckt und unter der weiteren Be— 
dingung zum Transporte zugelaſſen, daß der Abſender und 
der Empfänger das Auf- und Abladen ſelbſt beſorgen. Auch 
hat der Abſender auf Verlangen der Verwaltung die Be— 
deckung dieſer Gegenſtände ſelbſt zu beſchaffen. 


Die Verpackung der Zelluloidgegenſtände beim Transporte 
muß eine derartige ſein, daß die Möglichkeit einer eruhaung 
der Gegenſtände mit offener Flamme ausgeſchloſſen iſt. 6 
der Verordnung des HM. im Einvernehmen mit dem 
vom 7. Dezember 1901, RGB. Nr. 217, VB. 1 ex 1908) 


XXXV. Fall die unter VIIIa, IX, XI, XV, XVI, 
XIX 5i3 XXIII einſchließlich, ſowie unter L aufgeführten. 
Chemifalien in Mengen von nit mehr als je 10 Kilo» 
gramm zum Verſand Tommen, ift e3 geftattet, die unter 
VIlla, X, XI XVI (mit Ausnahme von Brom), XIX bis 
xl einfhließlich, jowie unter L aufgeführten Körper 
einerfeit3, und die unter XV (mit Einſchluß von Brom bis 
zum Gewichte von 100 Gramm) anderjeit3 ſowohl mitein= 
ander als mit anderen, bedingungslos zum Eiſenbahntransport 
zugelaſſenen Gegenſtänden in ein Frachtſtück zu vereinigen. 
Jene Körper müſſen in dicht verſchloſſenen Glas⸗ oder Blech- 
flaſchen mit Stroh, Heu, Kleie, Sägemehl, Infuſorienerde 
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oder anderen loderen Stoffen in ftarfe Kiften feſt eingebettet 
und im Frachtbriefe namentlich aufgeführt fein. 

XXXVa 1 Shwarzpulver (Schieß- und 
Sprengpulpver), fowie andere Schießmittel, je 
weit leßtere zum Eiſenbahntransporte befonders zuzulaſſen find; 

2. Tonzefjionierte Sprengmittel, ſoweit 
diefelben zum Cijenbahntransporte beſonders zugelaffen find; 

3. Fertige (da3 heißt mindeſtens mit dem Schießmittel 
geladene) Batronen für Handfeuerwaffen und 
fonftige Munition, welde entweder Schwarzpulver oder 
andere zum Eifenbahntransporte beſonders zugelaflene Schieß⸗ 
mittel enthalten; 

(Fertige Patronen für Handfeuerwaffen, und zwar: 
1. Metallpatronen mit ausſchließlich aus Metall erzeugten 
Hülfen und 2. Batronen, deren Hülfen nur zum Teil aus 
Metall beitehen, ferner Kugelzündhütdhen und Schrotzünd- 
hütchen (Flaubertmunition) unterliegen bei Einhaltung ber 
in Nr. XXXVI, beziehungsweife in Nr. XXXVII feſtgeſetz- 
ten Bedingungen den daſelbſt enthaltenen Vorſchriften); 

4. Feuerwerkskörper, inſoweit fie nicht Stoffe 
enthalten, welche nach 8 50, A, 4, lit. a) bis e) (einjchließlich) 
bon der Beförderung ausgeſchloſſen find; 

(Feuerwerkskörper aus Mehlpulver und ähnlichen Ges 
mijchen, ſowie bengaliiche Schellackpräparate unterliegen bei 
Einhaltung der in Nr. XXXVII, beziehungsweife XLII feit- 
gejegten Bedingungen den dafelbft enthaltenen Vorſchriften); 

5. Zündſchnüre; 

(Sicherheitszünder unterliegen bei Einhaltung der in 
Nr. IV feitgefeßten Bedingungen den daſelbſt enthaltenen 
Vorſchriften); 

6. Ritrogellulofe, insbeſondere Schießbaum⸗— 
wolle, Kollodiumwolle und Pyropapier (ſo— 
fern dieſe Stoffe mit mindeſtens 20 Prozent Waſſer angefeuchtet 
find), ferner Patronen aus gepreßter Schieß— 
baumwollemiteinem Paraffinüberzuge, ſo— 
weit derlei Präparate zum Eiſenbahntransport zugelaſſen ſind. 

(Gepreßte Schießbaumwolle mit mindeſtens 15 Prozent 
Waſſergehalt und Schießbaumwolle in Flockenform, ſowie 
Kollodiumwolle, beide mit mindeſtens 35 Prozent Waſſer⸗ 
gehalt, unterliegen bei Einhaltung der in Nr. XXXIX, be⸗ 
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Bei Kiften mit Blecheinfag darf die Wandftärke ber 
Holztifte 10 Millimeter betragen, 

e) Das Gewicht einer mit Patronen gefüllten Kifte darf 
100 Kilogramm nicht überfteigen. Kiften, deren Gewicht 
10 Kilogramm überfteigt, müſſen mit Handhaben ober 
Leiften zur leichteren Handhabung berjehen jein. 

d) Der Verſchluß der Kiften darf mittels eiferner Nägel 
nur dann erfolgen, wenn biefe gut verzinkt find. Die 
Kiften find mit einer den Inhalt — lennzeichnenden 

uffehrift zu verfehen. Wußerbem find fie mit einem 
Plombenverſchluſſe, oder mit einem auf zwei Schrauben» 
Töpfen des Dedel3 angebrachten Siegel (Abdrud ober 
Marke), oder mit einem über Dedel und Seitenwände 
ber Kifte geffebten, bie Schugmarte entaftenben Zeichen 
zu verſehen. 

e) Der Abſender hat im Frachtbriefe eine von ihm unter» 

ichnete Erflärung abzugeben, worin auch das Beichen 
er Plombe, des Siegeld, ber Siegelmarfe ober ber 
Schugmarfe angegeben ift. Diefe Erflärung hat zu lauten: 
„Der Unterzeichnete erffärt, daß bie in dieſem 
Frachtbriefe angegebene, mit bem Zeichen .... ber- 
{&loffene Sendung in bezug auf Beſchaffenheit und ver— 
padung ben in ber Anlage B zum Eifenbahnbetriebs- 
teglement unter Nr. XXXVI getroffenen Beftimmungen 
entfpricht.“ 
XXXVO. Augelzandhatchen und Schrot- 
jinbhätden ($laubertmunition): 
1. Kugelzündhütchen find in Pappſchachteln, 
—Se Yofztäftchen ober ftarfe Leinenfädchen zu ver- 
n. 
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XXXVOlL Beuerwertäförper, welde aus 
gepreßtem Mehlpulper und ähnliden Ge- 
miſchen beftehen, werden unter folgenden Bedingungen 
befördert: 

1. Diefelben dürfen feine Mifchungen von dKlorjauren 
Salzen mit Schwefel und falpeterfauren Salzen, ferner von 
hlorfaurem Kali und Blutlaugenfalz, fowie fein Duedfilber- 
fublimat, feine Ammonſalze jeder Art, Teinen Zinkftaub und 
fein Magnefiumpulver, überhaupt Teine Stoffe enthalten, 
welche durch Reibung, Drud oder Schlag leicht zur Entzün- 
dung gebracht werden können, oder gar der Selbitentzündung 
unterliegen. Sie follen vielmehr nur aus gepreßtem Mehl- 
pulver oder aus ähnlichen, weſentlich aus Salpeter, Schwefel 
und Kohle beitehenden Mifchungen, ebenfall3 in gepreßtem 
Buftande, Hergeftellt fein. Gekörntes Pulver darf der 
einzelne Feuerwerkskörper nur höchſtens 30 Gramm enthalten. 

2. Das Gefamtgewicht des Sapgemenges der Feuer⸗ 
werkskörper, welche zu einem Frachtſtück verpadt find, darf 
20 Kilogramm, das gelörnte Pulver, welches fie enthalten, 
25 Kilogramm nicht überfteigen. 

3. Die einzelnen Feuerwerkskörper müſſen, jeder für 
id, in mit feftem Papier umhüllte Kartons oder in Pappe 
oder ſtarkes Padpapier verpadt, und die HZündftellen jedes 
einzelnen Körper mit Papier oder Kattun überlebt fein, 
und zwar derart, daß jedes Gtauben ber Feuerwerksſätze 
ausgejichloffen erjcheint. Die zur Verpadung dienenden Kiften 
müſſen vollftändig ausgefüllt und etwaige Lüden mit Stroh, 
Heu, Werg, Bapierjpänen oder dergleichen jo auögeftopft 
jein, daß eine Bewegung der Pakete auch bei Erſchütterungen 
ausgeichloffen it. Dieſe Ausfüllmaterialien müſſen voll- 
fommen rein und troden fein, e8 darf daher zum Beifpiel 
friſches Heu oder fettes Werg zur Feitlagerung der Feuer— 
werkskörper nicht verwendet werden. In Kiſten, welche 
Feuerwerkskörper enthalten, dürfen andere Gegenſtände nicht 
verpackt werden. 


4. Die Kiſten müſſen aus mindeſtens 22 Millimeter 
ſtarken Brettern gefertigt, die Seitenwände durch Zinken 
miteinander verbunden, Boden und Deckel aber durch genü— 
gend lange Schrauben befeſtigt ſein; im Innern ſind die 
Kiſten mit zähem feſten Papier vollſtändig auszukleben. Die 
Außenwände der Kiſten müſſen vollſtändig frei von anhafe 
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tenden Säben oder Satzkruſten der Feuerwerkskörper jein. 
Der Fallungsraum einer Kifte darf 12 Kubikmeter, das 
Bruttogewiht 75 Kilogramm nicht überfteigen. Außerlich 
iind die Kiften mit der deutlichen Aufichrift „Feuerwerks⸗ 
förper aus Mehlpulver” und dem Namen des Abjenders zu 
verjehen. Auch find die Sendungen mit der Deflaration der 
einzelnen Arten bon Feuerwerkskörpern zu verjehen, mie: 
Raketen, Feuerräder, Salonfeuerwert wm. 

5. Jeder Sendung muß eine vom Abjender ausgeftellte 
Beicheinigung über die Beachtung der oben unter 1 bis 4 
getroffenen Vorſchriften beigegeben werden. 

XXXIX. Gepreßte Shießbaummolle mit 
mindeften3 15 Brogent Waffergehalt mir 
unter folgenden Bedingungen befördert: 

1. Diefelbe ift in waſſerdichte, Haltbare, ſtarkwandige 
Behälter feit zu verpaden. Dieſe Behälter müſſen mit der 
deutlichen Aufichrift „Naſſe gepreßte Schießbaummolle” ver- 
jehen fein. Das Bruttogewicht eines Rollo darf 90 Kilogramm 
nicht überjchreiten. 

2. Die Aufgabe und Beförderung ala Eilgut ift aus— 
geſchloſſen. Die Beförderung darf niemal3 mit Perfonen- 
zügen, mit gemilchten Zügen aber nur auf ſolchen Streden 

olgen, auf welchen feine Güterzüge verkehren. 

3. Auf dem Frachtbriefe muß vom Abſender unter 
amtlicher Beglaubigung der Unterjchrift bejcheinigt fein, daß 
die Beichaffenheit und die Verpadung der zu verjendenden 
a aummalle den oben getroffenen Beltimmungen ent⸗ 
ſpricht. 

4. Die Schießbaumwolle darf nur mit ſolchen Gütern 
in demſelben Wagen verladen werden, welche nicht leicht 
entzündlich ſind. 

5. Eine Unterbringung von Pulver, Patronen für Hand- 
feuerwaffen, Weuerwerfstörpern, Zündſchnüren oder Zün⸗ 
dungen mit Schießbaumtmolle in demjelben Wagen ift unter- 
fagt. Im übrigen dürfen die unter Nr. XXXVa angeführten 
Gegenftände unter Beachtung der für diefe vorgejchriebenen 
befonderen Bedingungen mit Schießbaummolle in bemfelben 
Wagen befördert werden, jofern die Schießbaumwolle gleich« 
zeitig mit dieſen Gegenjtänden zur Ausladung kommen foll 
und bie Behälter der Scießbaummolle nicht mit ceifernen 
Bänbern verjehen find. 
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6. Zur Beförderung von Schießbaummolle verwendete 
offene Wagen find mit Deden zu verjehen. 

XL. (1) Shießbaummolle in Flodenform 
und Rollodiummolle werden, fofern fie mit mindeſtens 
35 Prozent Waſſer angefeuchtet find, in Tuftdichten Gefäßen, 
die in dauerhafte Holzkiften feit verpadt find, zur Befür- 
derung angenommen. 

(2) Auf dem Frachtbriefe muß vom Abjender und von einem 
der Bahn bekannten Chemiker unter amtlicher Beglaubigung 
der Unterjchriften befcheinigt fein, daß die Beichaffenheit der 
Ware und die VBerpadung obigen Vorjchriften entſpricht. 

(3) Enthalten diefe Stoffe einen niedrigeren Prozentſatz von 
Waſſer, jo finden die bezüglichen Vorfchriften unter Nummer 
XXXVa, Biffer 6, Anwendung. 


LI. Rnallbonbong werden zum Trandport zur 
gelafjen, wenn diejelben zu ſechs bis zwölf Stück in Kartons 
liegen, welche dann in Holzkiſten zufammengepadt find. 

XI. Bengaliſche Shelladpräparate ohne 
Zünder (Flammenbücher, Salonkerzen, Fal- 
feln, Belnkigungshölsgen, Leuchtſtangen, 
bengaliſche Streichhölzer und dergleichen) 
müſſen in Behälter aus ſtarkem Eiſenblech oder aus feit- 
gefügtem Holz von nicht über 12 Kubikmeter Größe jorg- 
fältig und dergeſtalt feſt verpadt fein, daß der Raum der 
Behälter völlig ausgefüllt if. Die Behälter find äußerlich 
mit dem Inhalte zu bezeichnen. 

XLla. BZündbänder und BZündblättden 
(amorces) unterliegen nachſtehenden Beitimmungen: 

1. Diefelben find zu höchitens je 100 Bündpillen — 
die im ganzen nicht mehr al3 075 Gramm HBündmafje ent=- 
halten dürfen — in Bappichadhteln zu verpaden. Höchſtens 
je zwölf Schadjteln find zu einer Rolle zu vereinigen und 
höchſtens je zwölf Rollen zu einem feften Paket mit Bapier- 
umſchlag zu verbinden. 

2. Die Pakete find in Behälter von ftarlem Eifenblech 
oder in ſehr feite, hölzerne Kiften, beide von nicht über 
12 Kubikmeter Größe, ohne Beilegung anderer Gegenftände 
dergeftalt zu verpaden, daß zwifchen den Wänden des Be— 
hälter8 und feinem Inhalte ein Raum von mindeſtens 30 
Millimeter mit Sägejpänen, Stroh, Werg oder ähnlichem 
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Material ausgefüllt und eine Bewegung oder Verſchiebung 
der Pakete auch bei Erfchütterungen ausgeſchloſſen ift. 

3. Die Behälter müfjen neben der Angabe des Inhaltes 
die deutliche Bezeichnung des Abjender3 und der Yabrik tragen. 

4. Seder Sendung muß eine vom Fabrifanten und 
einem der Bahn befannten Chemiler auögejtellte Bejcheini- 
gung über die Beachtung der vorftehend unter 1 biz 3 
getroffenen Vorſchriften beigegeben merden. 

XLIU. Rnallerbfen werden unter folgenden Bedin- 
gungen befördert: 

1. Diefelben find höchſtens zu je 1000 Stüd, welche 
im ganzen nicht mehr ala 05 Gramm Anallfilber enthalten 
dürfen, in mit Papier umhüllte Pappſchachteln zwijchen Säge- 
mehl zu verpaden. 

2. Die Schachteln find in Behälter von ſtarkem Eifen- 
blech oder in feite hölzerne Kiften, beide von nicht über 0°5 
Kubilmeter Inhalt, ohne Beilegung anderer Gegenjtände der- 
geftalt zu verpaden, daß zwijchen den Wänden des Behälters 
und feinem Inhalt ein Raum von mindeſtens 30 Milli- 
meter mit Sägemehl, Stroh, Werg oder ähnlichem Material 
ausgefüllt und eine Bewegung oder Verſchiebung der Schadh- 
teln bei Erjchütterungen ausgeſchloſſen ift. 

3. Die Behälter müjjen neben der Angabe des Inhaltes 
die Deutliche Bezeichnung des Abjender3 und der Fabrik tragen. 

4. Seder Sendung muß eine vom Yabrilanten und 
einem der Bahn bekannten Chemifer ausgeftellte Bejcheini- 
gung über die Beachtung der vorftehend unter 1 bis 3 
getroffenen Vorſchriften beigegeben merden. 

XLIV. Berflüffigte Gaſe — Kohlenfäure, 
Stidorydul, Ammonial, Chlor, wafferfreie 
ihweflige Säure und Chlorfohlenoryd 
GPhosgen) — unterliegen nachitehenden Beſtimmungen: 

1. Diefe Stoffe dürfen nur in Behältern aus Schweiß. 
eifen, Flußeifen oder Gußſtahl, Chlorlohlenoryd (Phosgen), 
außerdem auch in fupfernen Behältern zur Beförderung auf- 
geliefert werden. Die Behälter müjjen: 

a) bei amtlicher, für Kohlenfäure, Stidorydul 
und Ammoniakalledrei Jahre, fürChlor, 
ſchweflige Säure und Chlorfohlenoryd 
jede3 Jahr zu wiederholender Prüfung einen inneren 
Drud, deſſen Höhe unter 2 näher angegeben ijt, ohne 
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bleibende Veränderung ihrer Yorm und ohne Undid- 
tigfeit zu zeigen, ausgehalten haben; 

b) einen amtlichen, in dauerhafter Weife an leicht ficht- 
barer Stelle angebradten Vermerk tragen, welcher das 
Gewicht des leeren Behälters einfchließlic) des Ventil 
nebft Schußlappe oder des Stopfens, ſowie die zuläfjige 
Füllung in Kilogramm nah Maßgabe der Beltim- 
mungen unter 2 und den Tag der lebten Druckprobe 

angibt; 

c) (1) aus Stahl, Schmiedeeifen oder ſchmiedbarem Guffe her» 
geftellte und feſt aufgefchraubte Kappen zum Schutze 
der Ventile tragen. 

(2) Bei den kupfernen Verfandgefäßen für Chlorlohlen- 
oxyd (Phosgen) können jedoch auch kupferne Schublappen 
verwendet werden. 

(3) Die Behälter müfjen mit einer Vorrichtung ver⸗ 
ſehen fein, welche das Wollen derjelben verhindert. 

(4) Ferner dürfen die Behälter für Chlorfohlenoryd 
(Phosgen) anftatt mit Ventilen auch mit eingefchraubten 
Stopfen ohne Schutzkappe verichloffen werden. Diefe 
Stopfen müſſen jo dicht fchließen, daß ſich der Juhalt 
des Gefäßes nicht durch Geruch bemerklich macht. 

(5) Sofern die Behälter feit in Riften verpackt find, ift 
da3 Anbringen von Kappen zum Schutze der Bentile, 
jowie von Rollkränzen nicht erforderlich. 

2. Der bei jeder Prüfung der Behälter anzumendende 
innere Drud und die höchſte zuläffige Füllung betragen: 

a) Für Kohlenfäure und Stidorydul: 250 Atmoſphären 
und 1 Kilogramm Flüffigfeit für je 134 Liter Yafjungs- 
raum des Behälterd. Beiſpielsweiſe darf aljo ein Be— 
hälter, welcher 1340 Liter faßt, nicht mehr ala 10 
Kilogramm flüfliger Kohlenfäure oder Stidorydul ent⸗ 
halten; 

b) für Ammoniaf: 100 Wtmofphären und 1 Kilogramm 
Flüffigfeit für je 186 Liter Faſſungsraum des Behälters; 

c) für Chlor: 50 Atmoſphären und 1 Kilogramm Flüffig- 
feit für je 09 Liter Faſſungsraum; 

d) für jchmweflige Säure und Chlorfohlenoryd (Phosgen): 
30 Atmofphären und 1 Kilogramm Flüſſigkeit für je 
08 Liter Faſſungsraum. 
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3. Die mit verflüjjigten Gaſen gefüllten Behälter dürfen 
nicht geworfen werden und find weder der Einwirkung der 
Sonnenftrahlen noch der Ofenwärme auszufeßen. 


4. Zur Beförderung find nur bededt gebaute Wagen 
oder beſonders dazu eingerichtete Kejlelmagen, welche mit 
einem hölzernen Überlaften verjehen fein müſſen, zu ver» 
wenden. 

Die genannten Stoffe können in Heinen Mengen, und 
zwar Kohlenjäure und Stidorydul bis höchſtens 3 Gramm, 
Ammoniaf und Chlor bis höchſtens 20 Gramm, waſſerfreie 
ſchweflige Säure und Chlorfohlenoryd (Phosgen) bis höchſtens 
100 Gramm, aud in ftarken zugefhmolzenen Glasröhren unter 
folgenden Bedingungen befördert werden: 


Die Glasröhren dürfen für Kohlenfäure und Stickoxydul 
nur zur Hälfte, für Ammoniak und Chlor zu zwei Pritteilen, 
für jchweflige Säure und Chlorfohlenoryd (Phosgen) zu drei 
Dierteilen gefüllt werden. Jede Glasröhre muß in eine 
zugelötete, mit Kieſelguhr gefüllte Blechlapfel und dieſe in 
eine ſtarke Holzkiſte verpadt werden. Es ift zuläflig, mehrere 
Blechlapfeln in eine Kiſte einzulegen, nur dürfen Röhren 
mit Ammoniak nicht mit Röhren, die Chlor enthalten, in 
diefelbe Kifte gelegt werben. 


XLIVa. Sa3förmige Kohlenfäureund Öru- 
bengas werden zur Beförderung nur dann angenommen, 
wenn ihr Drud den von 20 Atmofphären nicht überjteigt, 
und wenn fie in Behältern aus Schweißeifen, Flußeiſen oder 
Gußſtahl aufgeliefert werben, welche bei einer innerhalb dreier 
Sabre vor der Aufgabe ftattgehabten amtlichen Prüfung ohne 
bleibende Veränderung der Form mindeſtens da3 Anberthalb- 
face desjenigen Drudes ausgehalten haben, unter welchem 
bie Kohlenjäure oder das Grubengas bei ihrer Auflieferung 
ftehen. Jeder Behälter muß mit einer Offnung, welche die 
Beſichtigung feiner Innenwandungen geſtattet, einem Sicher⸗ 
heitsventil, einem Waſſerablaßhahn, einem Füll⸗, beziehungs⸗ 
weiſe Ablaßventil, ſowie mit einem Manometer verſehen 
ſein und muß alle drei Jahre auf ſeine gute Beſchaffenheit 
amtlich geprüft werden. Ein an leicht ſichtbarer Stelle an— 
gebrachter amtlicher Vermerk auf dem Behälter muß deutlich 
erkennen laſſen, wann und auf welchen Druck die Prüfung 
desſelben ſtattgefunden hat. In dem Frachtbriefe iſt anzugeben, 

daß der Druck der aufgelieferten Kohlenſäure oder des Gruben⸗ 
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gaſes auch bei einer Temperaturfteigerung bis zu 40 Grad 
Celſius den Drud von 20 Atmojphären nicht überfteigen Tann. 
Die Verjanditation hat fih von der Beachtung vorftehender 
Vorſchriften und insbejondere durch Bergleichung des Mano- 
meterjtande3 mit dem Prüfungsvermerf davon zu überzeugen, 
daß die Prüfung der Behälter auf Drud in ausreidhendem 
Maße ftattgefunden hat. 

Für den Dienſtbereich der öfterreichifchen Staatsbahnen wurde 
die Verfügung getroffen, daß die Hlgastransporte und bie zu 
beren Verſendung zur Verwendung Tommenben Reſervoirwagen 
den Beltimmungen in Nr. XLIVa ber Unlage B (II. und 
IV. Nachtrag) zum Eifenbahnbetrießöreglement betreffend bie 
Verfendung von gasjärmiger Kohlenfäure und Grubengas, unter- 
worjen find, und daß jene Werkftätten, denen Hlgastransport- 
wagen zur Erhaftung, ugewiefen find, die Prüfung der Behälter 
nah Inhalt Diefer Ahiemung vorzunehmen und den Vermerk 
hierüber an den Behälter anzubringen haben. 

Die geehrte Verwaltung wird eingeladen, analoge Verfügungen 
zu treffen und hierüber zu berichten. (EM. 14. März 1901, 
9. 18.427 ex 1900, 88. 1901: 74.) 

XLV. Berdidteter Sauerftoff, verdid- 
teter Waffjerftoff und verdichtetes Leudt- 
gas werden unter folgenden Bedingungen befördert: 

1. Dieje Stoffe dürfen höchſtens auf 200 Atmojphären 
verdichtet fein und müſſen in nahtlofen Zylindern aus Stahl 
oder Schmiedeeifen von höchſtens 2 Meter Länge und 21 
Zentimeter innerem Durchmefjer zur Beförderung aufgeliefert 
werden. Die Behälter müſſen: 


a) bei amtlicher, alle 3 Jahre zu miederholender Prüfung, 
ohne bleibende Ünderung der Yorm und ohne Un- 
dDichtigfeit zu zeigen, daS Doppelte des Drudes au 
gehalten haben, unter dem die Gaſe bei der Aufliefe- 
rung zur Beförderung ftehen; 


b) einen amtlichen, an leicht jichtbarer Stelle dauerhaft 
angebrachten Vermerk tragen, der die Höhe des zuläffigen 
Drudes und den Tag der lebten Drudprobe angibt; 

c) mit Bentilen verjehen jein, die, wenn fie im Innern 
de3 Flaſchenhalſes angebracht find, durch einen auf 
gefhraubten, nicht Über den Rand des Flaſchenhalſes 
jeitlich hervorragenden Metallftöpfel von mindeftend 25 
Millimeter Höhe oder, wenn fie ſich außerhalb des 
Flaſchenhalſes befinden, und wenn die Behälter unver 
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padt aufgeliefert werden, durch feit aufgeichraubte, aus 

Stahl, Schmiedeeijen oder jchmiedbarem Guſſe hergeitellte 

Rappen zu jchügen jind; 

d) (1) falls fie in Wagenlabungen unverpadt aufgeliefert 
werden, jo verladen Fin, daß ein Rollen unmöglich ift. 
Nicht in Wagenladungen aufgegebene Behälter müſſen 
mit einer das Rollen wirkſam verhindernden Vorrich⸗ 
tung verfehen jein; 

(2) erfolgt die NAuflieferung in Kiften, jo müſſen dieſe 

die Deutliche Auffchrift „Verdichteter Sauerſtoff“, „Ver⸗ 

dichteter Waſſerſtoff“ oder ‚‚Berdichtetes Leuchtgas“ tragen. 

2. Jede Sendung muß durch eine mit einem richtig 
zeigenden Manometer ausgerüftete und mit deſſen Hand» 
habung vertraute Perſon aufgeliefert werden. Dieſe Perfon 
hat auf Verlangen da3 Manometer an jedem aufgelieferten 
Behälter anzubringen, jo daß der annehmende Beamte durch 
Ablefen an dem Manometer ſich davon überzeugen Tann, 
daß der borgejchriebene höchſte Drud nicht überſchritten ift. 
Über die vorgenommene Probe ift von dem Abfertigungs- 
beamten ein kurzer Vermerk in dem Frachtbriefe zu machen. 

3. Die mit verdichteten Gafen gefüllten Behälter dürfen 
nit gemorfen, auch der Einwirkung der Sonnenftrahlen 
oder der Ofenwärme nicht ausgeſetzt werden. 

4. Zur Beförderung find bededt gebaute Wagen zu 
verwenden; die VBerladung in offene Wagen tft nur dann zu- 
fäffig, werrn die Auflieferung in zur Beförderung auf Land- 
wegen bejonder3 eingerichteten, mit Planen bededten Fahr⸗ 
zeugen erfolgt. 

XLVI Chlormethyl und Chloräthyl werden 
nur in luftdicht verjchloffenen ftarfen Metallgefäßen und auf 
offenen Wagen befördert. In den Monaten April bi3 Oftober 
einfchließlich find derartige Sendungen von dem Abjender 
mit Deden zu verfehen, ra nicht die Gefäße in Holzfiften 
verpadt find. 

XLVD. Phosphortrichlorid, Phosphor— 
oxychlorid und Azetylchlorid dürfen nur befördert 
werben, 

entiveder 

1. in Gefäßen aus Blei oder Kupfer, welche vollkommen 
dicht und mit guten Berfchlüffen verfehen find, 

oder 
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2. in Gefäßen aus Glas; in diefem Falle jedoch unter 
Beobachtung folgender Vorſchriften: 

a) Zur Beförderung dürfen nur ſtarkwandige Glasflaſchen 
verwendet werden, welche mit gut eingeſchliffenen Glas— 
ſtöpſeln verſchloſſen ſind. Die Glasſtöpſel find mit Pa— 
raffin zu umgießen; auch iſt zum Schutz dieſer Verkittung 
ein Hut von Pergamentpapier über den Flaſchenhals 
zu binden; 
die Glasflaſchen find, falls ſie mehr ala 2 Kilo— 
gramm Inhalt haben, inmetallene, mit Hand- 
haben verjehene Behälter zu verpaden und darin jo ein 
zufegen, daß fie 30 Millimeter von den Wänden abitehen ; 
die Zmwifchenräume find mit getrodneter Anfuforienerde 
dergeftalt volljtändig auszuftopfen, daß jede Bewegung 
der Flaſchen ausgeichloffen ift; 

c) Ölasflafhen bi3 zu 2 Kilogramm Inhalt wer- 
den auch in ftarfen, mit Handhaben verjehenen Holz- 
fiften zur Beförderung zugelaffen, melde durd) 
Zwiſchenwände in fo viele Abteilungen geteilt jind, als 
Flaſchen verfandt werden. Nicht mehr als vier Flaſchen 
dürfen in eine Kiſte verpadt werden. Die Flajchen 
find fo einzujeßen, daß fie 30 Millimeter von den 
Wänden abftehen; die Zwiſchenräume find mit getrockneter 
Snfujorienerde dergeftalt vollftändig auszuftopfen, daß 
jede Bewegung der Flaſchen ausgefchloffen ift; 

d) auf den Dedeln der unter b) und c) erwähnten Be— 
hälter ijt neben der Angabe des Inhaltes das Glas— 
zeichen anzubringen. 

XLVM. BPHo3phorpentahlorid (Phosphor- 
juperhlorid) unterliegt den vorftehend unter Nr. XLVII 
gegebenen Borfchriften mit der Maßgabe, daß die unter 
2b) angeordnete Verpadung erſt bei Glasflaſchen von mehr 
al3 5 Kilogramm Inhalt erforderlih if. Bei Tlafchen bis 
zu 5 Kilogramm Inhalt genügt die Verpadung nah 2c). 

XLIX. Wafferftofffuperoryd ift in Gefäßen, 
welche nicht Tuftdicht verſchloſſen ſind, aufzugeben und wird 
nur in gedeckt gebauten oder in offenen Wagen mit Deden- 
verſchluß befördert. 


Falls diefer Stoff in Ballons, Flaſchen oder Kruken ver- 
hit wird, müſſen die Behälter wohl verpadt und in 


b 


St 
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befondere, mit Handhaben verjehne ftarfe Kiften oder Körbe 
eingefchlofjen jein. 

XLLRXa. Natriumfuperoryd ift in ftarfen Blech» 
büchfen mit verlötetem Dedel, die in eine mit bverlötetem 
Blecheinſatz auögeftattete, ftarle Holzkiſte verpadt find, auf- 
zugeben. 

XLIXb. Kalzium-Karbid muß in Iuftdicht ver- 
ihlofjene eiferne Gefäße verpadt fein. Andere Stoffe dürfen 
in die Gefäße nicht beigepadt merden. 


Auszug aus der Verordnung der Minifterien des 
Innern, des Handels und der Eifenbahnen vom 14. No-- 
vember 1901, RGB. Nr. 284, VB. 138, betreffend die 
Herftellung und Berwendung von Kalziumlarbid und 
Azetylen, ſowie den Verkehr mit diefen Stoffen. 


8 3. Die Deponierung be3 Kalziumlarbid3 bi3 zu einen 
Duantum von 150 kg ift in Wohngebäuden geftattet, wobei jedoch 
in je einem Metalibehälter nicht mehr ala 50 kg Karbid enthalten 
fein bürfen. 

Die Hierfür beftimmten Räume miüfjen gegen Yeuerdgefahr 
und gegen Eindringen von Feuchtigfeit möglichſt geſchützt fein. 
Rellerräume find unter allen Umftänden ausgeſchloſſen. 

8 4. RKalziumlarbid in Mengen von mehr ala 150 kg muß, 
wenn bie Einlagerung voraugfichtlich nicht länger als brei Tage 
dauern wird, unter Beobachtung der im $ 3 verlangten Bor» 
fihhten in abgefchloffenen Magazinen verwahrt werben. Wenn 
e3 ſich um bie vorausfichtlich längere Lagerung von Kalziumlarbib 
in Mengen von mehr als 150 kg handelt, müffen für diefen 
Zweck eigene Magazine vertvendet werben, in welchen außer ben 
zur Reinigung de3 Azetylens verwendeten Chemikalien feine 
fonftigen Materialien gelagert werben bürfen. 

Diefe Magazine müſſen feuerficher gebaut, mit leichtem Dad) 
verſehen fein, bürfen nur feuerficher abjperrbare Tür- und Feniter- 
Öffnungen befiten und nit in einem Inundationsgebiete ftehen 
noch auch von auffleigenden Grundwäſſern erreichbar fein. 

Die Ventilation muß eine ausgiebige fein; bie Ventilationgd«- 
Öffnungen (Schläuche) find ftet3 offen zu halten, dürfen überhaupt 
feine verfchließbaren Vorrichtungen befigen und müſſen fo be 
Ihaffen fein, daß Regen und Schnee nicht durch diejelben in Die 
Magazine dringen, dagegen aber da3 Gas aud von den höchſt 
gelegenen Punkten des Raumes entweichen Tanır. 

An ben Magazinzräumen darf nit mit offenem Lichte 
manipuliert werben; eine eventuelle künftliche Beleuchtung hat von 
außen unter gehörigem Glasverfchluffe gegen den Magazindraum 
zu gefchehen. 

Das Rauchen ift in diefen Räumen verboten. 
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87. Die Verſendung des Kalziumlarbid3 darf nur in 
gas⸗ und mafferdichten Metalibehältern erfolgen, deren Verſchluß 
die möglichfte Gewähr gegen eine unbefugte Eröffnung bietet. 


847. Für den Bereich der Eifenbahnen haben die Be- 
flimmungen biefer Verordnung injofern in Anwendung u fommen, 
als fie fi nicht auf gemerbemäßige Betriebe (dv ‚it 1 
de Kundmacdhungspatentes zur Gewerbeordnung vom 20. Dezem⸗ 
ber 1859, RGB. Wr. 927) beziehen und nicht befondere Vor⸗ 
fohriften über den Transport auf Eifenbahnen und bie Einlagerung 
in Eifenbahnmagazine anberweitige Anordnungen enthalten. 

. L. Präparate, welche aus Terpentinöl 
oder Spiritus, oder anderen leicht entzünd— 
lichen Klüffigfeiten, wießetroleumnaphtha 
‚einerfeit3 und Harz anderjeits, bereitet 
find, wie Spiritualade und Sikkative, unter- 
liegen den nachſtehenden Borfchriften: 

1. Wenn dieſe Präparate in Ballonz, Tlafchen oder 
Krufen verſchickt werden, fo müſſen die Behälter dicht ver— 
Ihlojfen, wohl verpadt und in bejondere, mit ftarfen Vor⸗ 
richtungen zum bequemen Handhaben verjehene Gefäße oder 
geflochtene Körbe eingefchloffen fein. 

Wenn die Verſendung in Metalle, Holz» oder Gummi 
behältern erfolgt, jo müfjen die Behälter vollfommen dicht und 
mit guten Berjchlüffen verjehen fein. 

Die aus Terpentindl oder Petroleumnaphtha und 
Harz bereiteten übelriechenden Präparate dürfen nur in offenen 
Wagen befördert merden. 

3. Wegen der Zufammenpadung mit anderen Gegen- 
ftänden, vergleiche Nr. XXXV. 

La. Gefettete Eifen- und Stahlſpäne 
(Dreb-, Bohr- und dergleichen Späne) und 
Rüdftände pbon der Reduftion de3 Nitro» 
benzolau3 Anilinfabrifen werden, fofern fie nicht 
in Kurkdicht verichlofjene Behälter aus ftarfem Eifenblech ver— 
padt zur Aufnahme gelangen, nur in eifernen Wagen mit 
Dedeln oder unter Deckenverſchluß befördert. 

Aus dem Frachtbriefe muß erfichtlich fein, ob die Eijen- 
und Stahlſpäne gefettet find oder nicht, andemfall3 werden 
fie al3 gefettet behandelt. 

LI. Mit Fett oder Ol getränktes Bapier, 
jowie Hülfen au3 ſolchem werden nur in bedeckt 
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gebauten oder in offenen Wagen unter Dedenverfchluß be—⸗ 
fördert. 

Bei Sendungen bon Hülfen diefer Art muß ber 
Frachtbrief eine Erklärung des Abfenders enthalten, daß bie 
Hülfen nad der Tränkung erhigt und darauf in Wafjer völlig 
abgekühlt worden jinb. 


LI. Stalldünger, jowieandere Fäkalien 
und LZatrinenftoffe werden nur in Bagenladungen 
und unter nadjftehenden weiteren Bedingungen zur Beförde- 
rung angenommen: 


1. Die Beladung und Entladung haben Abfender und 
Empfänger zu bewirken, welchen auch bie jedesmalige Reini» 
gung der Ladeftellen nad) Maßgabe der von der Verwaltung 
getroffenen Anordnung obliegt. 


2. Trodener Stalldünger in lofem Zuſtande wird in 
offenen Wagen mit Dedenverichluß befördert, welchen der 
Abfender zu beichaffen hat. 

3. Andere Fälalien und Latrinenftoffe dürfen, fofern 
nicht bejondere Einrichtungen für deren Transport beftehen, 
nur in ganz feften, dicht verjchloffenen Gefäßen und auf 
offenen Wagen oder ig Kejjelmagen befördert werden. In 
jedem Falle find Vorkehrungen zu treffen, welche das Heraus- 
dringen der Mafje und der Flüffigfeit verhindern und die 
Verbreitung des Geruches tunlichft verhüten. Auf letzteres 
it auch für die Art der Beladung und Entladung Bedacht 
zu nehmen. 

4. Das BZufammenladen mit anderen Gütern ift une 
ftatthaft. 

5. Die Eifenbahn Tann die Vorausbezahlung der Fracht 
bei der Aufgabe verlangen. 

6. Die Koften etwa nötiger Desinfektion fallen dem 
Abfenber, beziehungsweiſe dem Empfänger zur Laſt. 

Die Beſtimmung über Die Beit und Friſt der Bela- 
dung "nd Entladung, wie der An- und Abfuhr, imgleichen 
die Beftimmung des Zuges, mit welchem die Beförderung 
zu erfolgen hat, fteht der Verwaltung zu. 

Taubendünger wird unter folgenden Bedingungen zur 
Städgutbeförberung zugelaſſen: 

1. Taubendünger muß in trockenem Zuſtande in dichte, 
gegen das Verſtauben möglichſt ſchützende, haltbare Säcke, 
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: in feuchten oder naſſem Zuſtande aber in dichte, feite Be— 
hälter verpadt fein. 

2. Die Beförderung hat auf offenen Wagen zu erfolgen. 

3. Die Roften etwa nötiger Desinfektion fallen dem 
Abfender, beziehungsweife dem Empfänger zur Laſt. 

4. Die Vorſchriften im Abſatz 1, Biffer 5 und 7, finden 
Anwendung. 

LI. Friſche Kälbermagen werden nur in 
wafjerdichte Behälter verpadt und unter folgenden Bedin- 
gungen zur Beförderung angenommen: 

1. Sie müſſen von allen Speijenteften gereinigt und 
derart gejalgen fein, daß auf jeden Magen 15 bis 20 Gramm 
Kochſalz verwendet ift. 

2. Bei der Verpackung iſt auf den Boden des Gefäßes, 
ſowie auf die oberſte Magenſchicht je eine etwa 1 Zentimeter 
hohe Schicht Salz zu ſtreuen. 

3. Im Frachtbriefe iſt von dem Abſender zu beſcheinigen, 
daß die Vorſchriften unter 1 und 2 beobachtet find. 

4. Die Eijenbahn kann die Borausbezahlung der Fracht 
bei der Aufgabe verlangen. 

5. Die Koften etwa nötiger Desinfektion fallen dem 
Abjender, beziehungsmweife dem Empfänger zur Laſt. 

Während der Monate Oktober, November, Dezember, 
Jänner, Februar und März werden auch ungejalzene 
frifhe Kälbermagen, fofern fie von allen Gpeife- 
reiten gereinigt find, in feften, Dicht verjchloffenen Fäſſern 
oder Kübeln und unter Beachtung der Bellimmungen im 
Abſatz 1, Ziffer 4 und 5, zur Beförderung zugelaffen. Die 
Dedel der Kübel müfjen mit einem eijernen Überwurfe be— 
feftigt fein. 
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Anlage E. 
Erklärung. 

Die Güterabfertigungsſtelle de Eiſenbahn 

au... an - ... Hat auf mein (unfer) Erſuchen folgende Güter, 


welche laut Srachtbrief vom heutigen Tage in nachftehender Weile ' 
bezeichnet find, zur Eifenbahnbeförderung nad ... . ... 
von mir (ung) angenommen, nämlich: 


Ich (wir) erkenne (n) hierbei ausdrüdlich an, daß dieſe Güter 
unverpackt 


ii nachbefehriebener mangelhafter Derpadung ) 





aufgegeben ſind, und daß dieſes auf dem Frachtbriefe von 
mir (uns) anerkannt iſt. 


„den. ten... | 19... 


*) Je nad der Befchaffenheit der Sendung ift entweder das 
Wort „unverpadt“ oder die Worte „in nachbeichriebener mangel- 
bafter Verpackung“ zu ftreichen. 

Dad Anerfenntnis ift bei Sendungen, die aus mehreren Stüden 
beftehen, auf diejenigen Stücke zu beſchränken, welche unverpackt 
ſind oder Mängel in der Verpackung zeigen. 
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Allgemeine Erklärung. 


- Eifendahn au... übernimmt auf mein 
(unfer) Erjuchen alle nachbezeichneten Güter, welde vom 
heutigen Tage ab von mir (uns) zur Eifenbahnbeförderung 
aufgegeben werden, nämlid:.......ßßß. 


Sch (Wir) erfenne(n) hierbei ausdrüdli an, daß dieſe 
Güter 


“ 
® 


unverpadt*) 
in nachbejchriebener mangelhafter Verpadung *) 


aufgegeben find 
fofern in dem betreffenden Frachtbriefe auf diefe Erklärung 
Bezug genommen ift. 





* Je nah der Beichaffenheit der Sendungen find entweder 
da3 Wort „unverpadt“ oder bie Worte „in nachbeichriebener mangel- 
hafter Verpackung“ zu ftreichen. 


Anlage Find . 773 
Anlage 6. 


ANachträgliche Anweiſung. 


ou snensennnennnen ‚den... nn 19... 
Die Güterabfertigungsftelle ber... . Eifenbahn 
zu nn erſuche i)n ich mi), die, mittels Fracht⸗ 
brief ado.. un DEN 8 19 





nicht an den im Frachtbrief bezeichneten Empfänger abzu— 
liefern, ſondern 

1. an meine (unſere) Adreſſe dahier zurückzuliefern; 

2. AM... nn in nn nn Station 
der nennen Eiſenbahn 


zu ſenden; 
—3. nur gegen Bezahlung des Nachnahmebetrages von 
(mit orten) abzuliefern; 

4. nicht gegen Bezahlung des im Frachtbriefe ange- 
gebenen, fondern des Nahnahmebetraged von (mit 
orten) abzuliefern. | 

5. ohne Erhebung einer Nachnahme abzuliefern; 

6. frachtfrei abzuliefern. 

(Unterichrift:) 


Anmerlung. Diejenigen Teile des Forınulares, welche auf 
ben einzelnen Fall nicht paſſen, find zu Durchftreichen. 
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III, Internationales Übereinfommen über den Eifenbahn: 
frachtverkehr) 
vom 14. Oktober 1890, RGB. 1892 Nr. 186, 


mit den aus der Zujaßvereinbarung vom 16. Juli 1895, 
NGB. 1896, Nr. 210 und dem YZufakübereinfommen vom 
16. uni 1898, RGB. 1901, Nr. 142, ſich ergebenden 
“ Abänderungen und Ergänzungen, gültig für den Verkehr 
zwiichen Belgien, Dänemark, Deutjchland, Frankreich, Stalien, 
Zuremburg, den Niederlanden, Öfterreih und Ungarn, Ru- 
mänien, ußland und der Schtweiz. **) 


Artikel 1. 


(1) Das gegenwärtige internationale Übereinkommen findet 
Anwendung auf alle Sendungen von Gütern, welche auf Grund 
eines durchgehenden Frachtbriefes aus dem Gebiete eines 
der vertragſchließenden Staaten in das Gebiet eines anderen 
vertragſchließenden Staates auf denjenigen Eiſenbahnſtrecken 
befördert werden, welche zu dieſem Zwecke in der anliegenden 
Liſte,“**) vorbehaltlich der im Art. 58 vorgeſehenen An⸗ 
derungen, bezeichnet ſind.) 


* Der deutſche Text des Übereinfommend Hat den gleichen 
Wert wie ber franzöfijche, fofern es ich um den Eiſenbahnverkehr 
handelt, bei welchem ein Staat, wo das Deutſche ausſchließlich 
oder neben anderen Sprachen ala Geſchäftsſprache gilt, beteiligt ift. 
Ebenſo ift man einverftanden, daß die vorftehende Beltimmung id) 
auf das ganze internationale Übereinlommen vom 14. Dftober 1890, 
wie auch auf alle Erklärungen und Nachträge zu diefem Überein- 
fommen erftreden foll. (Schlußprotololl der vom 16. März bis 
2. April 1896 in Paris abgehaltenen Revifionskonferen;z.) 

**8) Betreffs des Vorgangs ei Behandlung von ftaatlidhen 
Beitrittägefugen zum 3Ü. fiehe die zum Su. am 20. tember 
1893 zu Bern abgebene Zufaperflärung im RGB. ex 1896, Nr. 204. 

***5) Diefe Lifte ift hier nicht abgedrudt. 

+) Das Protokoil zum ZU. enthält (unter Punkt I) zu Artikel 1 
folgende Deklaration: „In betreff des Artikels 1 befteht darüber all» 
leitiges Einverftändnis, daß Sendungen, deren Abgangs⸗ und End- 
ftation in bem Gebiete desjelben Staates liegen, nicht als internatio- 
nale Transporte zu betrachten find, wenn diefelben auf einer Linie, 
deren Betrieb einer Verwaltung dieſes Staates angehört, das Gebiet 
eine3 fremden Staates nur tranfitieren. Wenn die Tranfitftreden 
nicht dem Betrieb einer Verwaltung biefeg Staates angehören, 
jo können bie beteiligten Regierungen durch Sonderablommen ver» 
einbaren, daß ſolche Transporte gleichwohl nicht al3 internationale 
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(2) Die Beitimmungen, welche zur Ausführung des gegen- 
wärtigen Übereinfommens von den vertragjchließenden Staaten 
vereinbart werden, follen dieſelbe rechtlihe Wirkung haben, 
wie das Übereintommen jelbft. 


Artikel 2. 


Die Beitimmungen de3 gegenwärtigen Übereinfommeng 
ne feine Anwendung auf die Beförderung folgender Gegen- 

ände: 

1. derjenigen Gegenftände, welche auch nur in einem 
der am Transporte beteiligten Gebiete dem Poſtzwange unter- 
worfen find; 

2. derjenigen Gegenftände, welche wegen ihre Umfangs, 
ihre8 Gewichts oder ihrer fonftigen Befchaffenheit, nad} der 
Anlage und dem Betriebe auch nur einer der Bahnen, welche 
an der Ausführung des Trandportes teilzunehmen haben, 
ih zur Beförderung nicht eignen; 

3. derjenigen Gegenjtände, deren Beförderung auch nur 
auf einem der am Transporte beteiligten Gebiete aus Gründen 
der Öffentlichen Ordnung verboten ilt. 


Artikel 3. 


Die Ausführungsbeftimmungen werden diejenigen Güter 
bezeichnen, welche, wegen ihres großen Wertes, wegen ihrer 
befonderen Beichaffenheit oder wegen der Gefahren, welche jie 
für die Ordnung und Sicherheit des Eijenbahnbetriebes bieten, 
vom internationalen Transporte nad? Maßgabe des Über- 
einkommens ausgeſchloſſen oder zu dieſem Transporte nur 
bedingungsweiſe zugelaſſen ſind. 


zu betrachten ſind. Im weiteren iſt man darüber einverſtanden, 
daß die Beſtimmungen dieſes Übereinkommens keine Anwendung 
finden, wenn eine Sendung von irgend einer Station eines Staats⸗ 
gebietes entweder nad dem Grenzbahnhofe des Nachbarſtaates, in 
welchem die Bolfbehandlung erfolgt, ober nach einer Station ftatt- 
findet, welche zwiſchen biefem Bahnhofe und der Grenze Liegt; 
ed ei denn, daß der Abſender für eine folhe Sendung bie An- 
wendung bes gegenwärtigen Üübereinkommens verlangt. Diefe Beftim- 
mung gilt auch für Trandporte von dem genannten Grenzbahnhofe 
oder einer ber genannten Bmijchenftationen nach Stationen des 
anderen Staates.” (Eine Vereinbarung im Sinne de3 legten Satzes 
wurde zwiſchen Sfterreich und Deutſchland unter dem 12. April 1902 
abgefchloffen. gl. RGB. 1902 Nr. 98.) 
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Ausfühbrungsbeftimmungen: $1. 

(1) Bon der Beförderung find ausgeſchloſſen: 

1. Gold» und Silberbarren, Platina, Geld, geldwerte 
Münzen und Papiere, Dokumente, Edelfteine, echte Berlen, 
Pretiofen und andere Roftbarkeiten; 

2. Runftgegenftände, wie Gemälde, Gegenftände aus Erz- 
guß, Antiquitäten; 

3. Leichen. 

Sndes werden Gold- und Silberwaren, Platina, 
Geld, geldwerte Münzen und Papiere, Dolumente, 
Edelfteine, echte Perlen, Pretiofen und andere Koft- 
barfeiten, ferner Runftgegenftände, wie Gemälde, 
Gegenftände aus Erzguß, Antiquitäten, im inter 
nationalen Verkehr auf Grund des im Berner Übereinlommen 
borgejehenen internationalen Frachtbriefes, und zwar ent- 
weder nah Maßgabe von Vereinbarungen zwiſchen den Re— 
gierungen der beteiligten. Staaten, oder bon Zarifbeitim- 
mungen, melde von den dazu ermächtigten Bahnverwal⸗ 
tungen aufgeftellt und von allen zuftändigen Aufſichtsbehörden 
genehmigt find, zugelaffen. 

Bu ben Roftbarkeiten find beiſpielsweiſe auch beſonders 
wertvolle Spiten und beſonders wertvolle Stide- 
reien zu rechnen. 

Ehenfo werden Leihentrangporte zum internationalen 
Transporte mit dem internationalen Yrachtbriefe unter folgen- 
den Bedingungen zugelaffen: 

a) die Beförderung erfolgt ala Eilgut; 

b) ei Transportgebühren find bei der Aufgabe zu ent- 
richten; 

c) die Leihe muß während ber Beförderung bon einer 
dazu beauftragten Perſon begleitet fein; 

d) die Beförderung unterliegt im Gebiete jedes einzelnen 
Staates den daſelbſt in polizeilicher Beziehung geltenden 
Geſetzen und Berordnungen, joweit nicht unter den be- 
teiligten Staaten befondere Abmachungen getroffen find. 
4. Schießpulver, Schiegbaumtmolle, geladene Gewehre, 

Knallſilber, Knallqueckſilber, Knallgold, Feuerwerkskörper, 
Pyropapier, Nitroglyzerin, pikrinſaure Salze, Natronkokes, 
Dynamit, ſowie alle anderen der Selbſtentzündung oder Explo⸗ 
ſion unterworfenen Gegenſtände, ferner die ekelerregenden 
oder übelriechenden Erzeugniſſe, inſofern die in dieſer Nummer 
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aufgeführten Gegenftände nicht unter ben bedingungsweiſe 
zugelafjfenen ausdrüdlich aufgezählt find. 

(2) Die in Anlage 1*) verzeichneten Gegenftände werden 
nur unter ben dDafelbft aufgeführten Bedingungen zur Be» 
förderung zugelafjen. Denſelben find befondere, andere Gegen- 
ftände nicht umfajjende Frachtbriefe beizugeben. 

(3) Es können jedoch zwei oder mehrere Vertragsſtaaten 
in ihrem gegenfeitigen Verkehr für Gegenftände, welche vom 
internationalen Transporte ausgefchloffen oder nur bedingungs- 
weiſe zugelaffen jind, leichtere Bedingungen vereinbaren. **) 


Artikel 4. 


Die Bedingungen der gemeinfamen Tarife der Eifenbahn- 
vereine oder Verbände, ſowie die Bedingungen der bejon- 
deren Tarife der Eifenbahnen Haben, fofern diefe Tarife auf 
den internationalen Transport Anwendung finden follen, in- 
joweit Geltung, al3 fie diefem Übereinfommen nicht mider- 
ſprechen; andernfall3 find fie nichtig. 

Artikel 5. 


(1) Sede nach Maßgabe des Art. 1 bezeichnete Eijenbahn 
ift verpflichtet, nad) den Feitfegungen und unter den Bedin- 
gungen bieje3 Übereinfommens die Beförderung von Gütern 
im internationalen Verkehr zu übernehmen, fofern 


*) Diefe Anlage wurde hier nicht abgedrudt. Diefelbe enthält 
folgende allgemeine Schlußbeftimmung : 

Sn Unmwenbung des 8 1, letter Abi. der Ausführungsbeitim- 
mungen Tann bie bedingungamweife Beförderung von Gütern, welche 
nah Ziffer 4 des gedachten Paragraphen vom Transporte aus- 
geichloffen find ober die Bewilligung Teichterer Bedingungen, als 
der in Anlage 1 vorgefchriebenen, für ben Verkehr zweier oder 
mehrerer Bertragsftaaten feftgefegt werben, entweder: 
de 1. durch Vereinbarung der Regierungen der beteiligten Staaten, 
oder 

2. durch Tarifbeſtimmungen der beteiligten Eiſenbahnen, vor⸗ 
ausgeſetzt daß 
a) die Beförderung der betreffenden Gegenſtände oder die hiefür 

in Ausſicht genommenen Bedingungen nach den internen Re— 

glements zuläſſig ſind, und 

b) die von den dazu ermächtigten Bahnen aufzuftellenden Tarif- 
beflimmungen von allen zuftändigen Auffichtöbehörden geneh- 
migt werden. 

+, HfterreicheUingarn Hat eine derartige Vereinbarung mit 
Deutfchland getroffen. (Siehe Kundmahung de3 EM. vom 15. Mai 
1902 RGB. Nr. 97.) 
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1. der Abfender den Anordnungen dieſes Übereinlom- 

mens fi unterwirft; 

2. die Beförderung mit den regelmäßigen Tranzport- 

mitteln möglich ift; 

3. nicht Umftände, welche ala höhere Gewalt zu betrachten 

jind, die Beförderung verhindern. 

(2) Die Eifenbahnen find nur verpflichtet, die Güter 
zum XTrandport anzunehmen, foweit die Beförderung der- 
jelben fofort erfolgen Tann. Die für die Verfandftation gelten- 
den bejonderen Borjchriften beftimmen, ob diefelbe verpflichtet 
ift, die Güter, deren Beförderung nicht fofort erfolgen Tann, 
vorläufig in Verwahrung zu nehmen. 

(3) Die Beförderung der Güter findet in der Neihen- 
folge ftatt, in welcher fie zum Transport angenommen worden 
find, fofern die Eifenbahn nicht zwingende Gründe des Eijen- 
bahnbetriebes oder da3 öffentliche Intereſſe für eine Aus— 
nahme geltend machen Tann. 

(4) Zede Zuwiderhandlung gegen die Beitimmungen dieſes 
Artikels begründet den Anſpruch auf Erſatz des dadurch ent- 
ftandenen Schaden?. 

Artikel 6. 

(1) Zede internationaleSendung (Art. 1) muß von einem 
Frachtbriefe begleitet fein, welcher folgende Angaben enthält: 
a) Ort und Tag der Augftellung; 

b) die Bezeihnung der Verſandſtation ſowie der Ber- 
fandbahn; 

c) die Bezeichnung der Beltimmungzftation, den Namen 
und den Wohnort de Empfängers; 

d) die Bezeichnung der Sendung nad ihrem Inhalt, die 
Angabe des Gewichtes oder ftatt deſſen eine den be— 
ſonderen Vorſchriften der Verfandbahn entfprechende An- 
gabe; ferner bei Stüdgut die Anzahl, Urt der Ver⸗ 
padung, Zeichen und Nummer der Yrachtftüde; 

e) das PVerlangen des Abjenderd, Spezialtarife unter den 
in den Xrtifeln 14 und 35 für zuläffig erklärten Be— 
dingungen zur Anwendung zu bringen; 

f) die Angabe des deflarierten Intereſſes an der Lieferung 
(Art. 38 und 40); 

g) die Angabe, ob dag Gut in Eilfradht oder in gewöhn⸗ 
licher Fracht zu befördern fei; 
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h) da3 genaue PVerzeichnig der für die zoll- oder fteuer- 
amtliche Behandlung oder polizeilihe Prüfung nötigen 
Begleitpapiere;; 

i) den Frankaturvermerk im Falle der Vorausbezahlung 
der Fracht oder der Hinterlegung eines Frankaturvor⸗ 
ſchuſſes (Art. 12, Abf. 3); 

k) die auf dem Gute hHaftenden Nachnahmen, und zwar 
ſowohl die erft nach Eingang auszuzahlenden, als auch die 
von der Eifenbahn geleifteten Barvorſchüſſe (Art. 13); 

l) die Angabe des einzuhaltenden Transportiweges, unter 
Bezeichnung der Stationen, wo die Bollabfertigung ftatt- 
finden foll. 

Sn Ermangelung diefer Angabe hat die Eijenbahn 
denjenigen Weg zu mählen, welcher ihr für den Ab- 
jender am zwedmäßigften ſcheint. Für die Folgen dieſer 
Wahl Haftet die Eifenbahn nur, wenn ihr hierbei ein 
grobe Verſchulden zur Laft fällt. 

Wenn der Abjender den Transportweg angegeben 
hat, ift die Eifenbahn nur unter den nadjftehenden Be- 
dingungen berechtigt, für die Beförderung der Sendung 
einen anderen Weg zu benüben: 

1. daß die Bollabfertigung immer in den vom Abſender 
bezeichneten Stationen ftattfindet; 

2. daß feine höhere Fracht gefordert wird, als diejenige, 
welche hätte bezahlt werden müjjen, wenn die Eifenbahn 
den im Frachtbriefe bezeichneten Weg benüßt hätte; 

3. daß die Lieferfrift der Ware nicht länger ift, als fie 
gewefen wäre, wenn die Sendung auf dem im Fradjt- 
briefe bezeichneten Wege ausgeführt worden märe. 


Hat die Berjandftation einen anderen Trandportiveg 

gewählt, jo hat fie davon dem Wbfender Nachricht zu 
geben; 
die Unterfchrift des Abſenders mit feinem Namen oder 
feiner Firma, fowie die Angabe feiner Wohnung. Die 
Unterfchrift Tann duch eine gedrudte oder gejtempelte 
Zeichnung des Abſenders erjebt werden, wenn die Gefeß: 
oder Reglemente des Verſandortes es geitatten. 
(2) Die näheren Feitfegungen über die Augftellung und 
den Inhalt des Wrachtbriefes, insbeſondere da3 zur An— 
wendung kommende Formular, bleiben den Wusführungs- 
beſtimmungen vorbehalten. 


m 
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(3) Die Aufnahme weiterer Erklärungen in den Fracht⸗ 
brief, die Austellung anderer Urkunden anftatt des Fradıt- 
briefed, ſowie die Beifligung anderer Schriftftüde zum Fracht⸗ 
briefe ift unzuläffig, ſofern Diefelben nicht durch dieſes 
übereinfommen für ftatthaft erflärt ind. 

(4) Die Eifenbahn kann indes, wenn e3 die Gefeße oder 
Reglemente des Verſandortes vorschreiben, vom Abfender außer 
dem Frachtbrief die Auzftellung einer Urkunde verlangen, 
welche dazu beftimmt ift, in den Händen der Verwaltung 
dr bleiben, um ihr als Beweis über den Frachtvertrag zu 
ienen. 

(5) Jede Eifenbahnverwaltung ift berechtigt, für den in- 
ternen Dienft ein Stammheft zu erftellen, welches in der 
Berjanditation bleibt und mit derjelben Nummer verfehen wird, 
wie der Frachtbrief und das Duplikat. 

Ausf.⸗Beſt. 8 2. 

(1) Zur Ausſtellung der internationalen Frachtbriefe 
find Yormulare nah) Maßgabe der Anlage 2 zu verwenden. 
Dieſelben müfjen für gewöhnliche Fracht auf weißes Papier, 
für Eilfracht gleichfall3 auf weißes Papier, mit einem auf 
der Border» und NRüdfeite oben und unten am Rande anzu- 
bringenden roten Streifen gedrudt fein. Die Frachtbriefe 
müffen zur Beurkundung ihrer Übereinftimmung mit den 
diesfallfigen Worfchriften den Kontrollftempel einer Bahn 
oder eines Bahnkomplexes des PVerfandlandes tragen. 

(2) Der Frachtbrief — und zwar ſowohl der VBordrud als 
Die gejchriebene Ausfüllung — foll entweder in deutſcher 
oder in franzöfiicher Sprache ausgeftellt werden. 

(3) Im Falle, daß die amtliche Geſchäftsſprache des 
Landes der Berfandftation eine andere ift, kann der Fracht⸗ 
brief in diefer amtlichen Geſchäftsſprache ausgeftellt werden, 
muß aber alsdann eine genaue Überjegung in deutjcher oder 
franzöſiſcher Sprache enthalten. | 

(4) Die ſtark umrahmten Teile de3 Formular find 
durch die Eifenbahnen, die übrigen durch den Abjender aus- 
zufüllen. | 

(5) Mehrere Gegenftände dürfen nur dann in einen 
und denfelben Frachtbrief aufgenommen werden, wenn das 
Zuſammenladen derſelben nach ihrer Beichaffenheit ohne Nadj- 
teil erfolgen fan und Zoll», Steuer- oder Polizeivorjchriften 
nit entgegenftehen. 
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(6) Den nah den Beltimmungen der geltenden Re—⸗ 
glemente vom Abfender, beziehungsweiſe Empfänger aufe und 
abzuladenden Gütern find bejondere, andere Gegenftände nicht 
umfaffende Frachtbriefe beizugeben. 

(7) Auch Tann bie Mi 
jeden Wagen ein bejonderer Frachtbrief beigegeben wird. 

8) Es ift — jedoch ohne jede Verbindlichkeit und Ver⸗ 
antwortlichkeit für die Eifenbahn — geitattet, auf dem Fracht⸗ 
briefe folgende nachrichtliche Vermerke anzubringen: 

(Aufzählung wie in BR. 8 52 (5).) 

(9) Diefe Vermerke können ſich nur auf die ganze Sendung 
beziehen und müſſen auf dem unteren Teile der Rückſeite 
des Frachtbriefeg eingetragen werden. 


Artilel 7. 


(1) Der Abjender haftet für die Nichtigkeit der in den 
Frachtbrief aufgenommenen Angaben und Erklärungen und 


trägt alle Folgen, welche aus unrichtigen, ungenauen oder un⸗ 


genügenden Erklärungen entipringen. 

(2) Die Eifenbahn ift jederzeit berechtigt, die Überein- 
ftimmung des Inhalts der Sendungen mit den Angaben des 
Frachtbrief3 zu prüfen. Die Feftftellung erfolgt nah Maßgabe 
der am Orte des Vorgangs beitehenden Sefege oder Regle⸗ 
mente. Der Berechtigte foll gehörig eingeladen werden, bei 
der Prüfung zugegen zu fein, vorbehaltlich des Falles, wenn 
bie letztere FR. Grund polizeilicher Maßregeln, die der Staat 
im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit * der öffentlichen 
Ordnung zu ergreifen berechtigt iſt, ſtattfinde 

(3) Oinfichtid des Rechts und der Berpffichtung der 
Bahnen, das Gewicht oder die Stüdzahl des Gutes zu er- 
mitteln oder zu —æe— ſind die Geſetze und Reglemente 
des betreffenden Staates maßgebend. 

(4) Bei unrichtiger Angabe des Inhaltes einer Sendung 
oder bei zu niedriger Angabe des Gewichts ſowie bei Über- 
laſtung eines vom Abſender beladenen Wagens iſt — abge⸗ 
ſehen von der Nachzahlung des etwaigen Feachtunterfejiebes 

und dem Erſatze des entftandenen Schadens, ſowie den durd) 
Nrafgejebliche ober polizeiliche Beſtimmungen vorgejehenen 
Strafen — ein Frachtzuſchlag an die am Transporte beteiligten 
men nad) Maßgabe der Ausfuhrungsbeſtimmungen 
zu zahlen. 


andſtation verlangen, daß für" 
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(5) Ein Frachtzuſchlag wird nicht erhoben: 

a) bei unrichtiger Gewichtsangabe von Gütern, zu deren 
Verwiegung der Eiſenbahn nad) den für die Verſand⸗ 
ftation geltenden Beitimmungen verpflichtet ift; 

b) bei unrichtiger Gemwicht3angabe ober bei Überlaftung, 
wenn ber Abjender im Trachtbriefe die Verwiegung 
dur) die Eifenbahn verlangt Hat; 

c) bei einer während des Transports infolge von Wit- 
terungseinflüffen eingetretenen Überlaftung, wenn der Ab- 
fender nachweiſt, daß er bei der Beladung ded Wagens 
die für die Verjandftation geltenden Beftimmungen ein- 
gehalten hat. 

Ausf.⸗Beſt. 8 3. 

(1) Wenn die im 8 1, Biffer 4, und in der Anlage 1 
aufgeführten Gegenftände unter unrichtiger oder ungenauer 
Deklaration zur Beförderung aufgeben oder die in An- 
lage 1 gegebenen Sicherheitsvorſchriften bei der Aufgabe 
außeracht gelaffen werden, beträgt der Frachtzuichlag 15 
a für jedes Bruttolfilogramm de3 ganzen Verſand⸗ 
ückes. 


(2) In allen anderen Fällen beträgt der in Artikel 
7 des Übereinkommens vorgeſehene Frachtzuſchlag für uns 
richtige Inhaltsangabe, ſofern dieſe eine Frachtverkürzung 
herbeizuführen nicht geeignet iſt, einen Franken für den 
Frachtbrief, ſonſt das Doppelte des Unterſchiedes der Fracht 
von der Aufgabe» bis zur Beſtimmungsſtation für den an- 
gegebenen und der für den ermittelten Inhalt, mindeiteng 
aber einen Franken. 


(3) Im Falle zu niedriger Angabe des Gewichtes be= 
trägt der Frachtzuſchlag da3 Doppelte des Unterſchiedes zwi— 
ihen der Fracht von der Aufgabe» bis zur Bellimmungs- 
ftation für das angegebene und der für da3 ermittelte Gewicht. 


(4) Sm Falle der Überlaftung eines vom Abſender 
beladenen Wagen? beträgt der Frachtzuſchlag das Sechs⸗ 
fahe der Fracht von der YUufgabe- bis zur Beſtimmungsſtation 
für das die zuläflige Belaftung überfteigende Gewicht. Wenn 
gleichzeitig eine zu niedrige Gemwichtangabe und eine Über- 
laftung vorliegt, jo wird ſowohl der Frachtzuſchlag für zu 
niedrige Gewichtsangabe, als auch der Frachtzuſchlag für 
überlaftung erhoben, 


vom 14, Oktober 1890. 783 


ß (5) Der Frachtzuſchlag für Überlaftung (Abſatz 4) wird 
erhoben: 

a) bei Verwendung von Wagen, bie nur eine, die zuläffige 
Belaftung fennzeichnende Anfchrift tragen: wenn das 
angeichriebene ‚‚Ladegewicht” oder die angefchriebene 
„Tragfähigkeit“ bei der Beladung um mehr ala 5 Prozent 
überfchritten ift; 

b) bei Berwendung von Wagen, welche zwei Anjchriften 
tragen, und zwar Ladegewicht (Normalbelaftung) und 
Tragfähigkeit (Marimalbelaftung): wenn die BBelaftung 
diefe Tragfähigfeit überhaupt überfteigt. 

Der nah Art. 7 des Ju. im Falle falfher Deklaration 
entfallende Frachtzuſchlag kann nur vom Abſender, nicht aber 
vom MWdreffaten eingefordert werden, auögenommen, ed wäre von 
bemfelben das Gut und der Frachtbrief übernommen worden, nad 
dem ihm ber Anftand wegen falfcher Deklaration befanntgegeben 
wurde. (DOCH. 27. Zänner 1897, 3. 15.074 ex 1896, BB. 70.) 

Das Verſchweigen eines charakteriftiicden Merkmales des Sen- 
dung3inhaltes, welches die Unwendung eines höheren Fariffages 
bedingen würde, unterwirft den Abſender dem in Art. 7 des ZU. 
normierten Frachtzuſchlage. 

Für Begriff und Folgen ber unrichtigen Deklaration ift 
bona oder mala fides des Abſenders irrelevant, ebenfo ber 
Umftand, ob der Abfender den Inhalt der Sendung Ionnte oder 
nicht. (OH. 25. Mai 1898, 3. 6182, BB. 1898:1 

Wird infolge ungenauer ober unrichtiger Deklaration. des 
Gutes ein höherer als der auf das bezügliche Gut Anwendung 
findende Tarifſatz berechnet, ſo kann die Partei nachträglich 
den Erſatz der Frachtdifferenz „za verlangen. (DOCH. 25. Sun 
1901, 8. 3073; Malt 1901: 40.) 

Artikel 8. 


(1) Der Frachtvertrag ift abgeſchloſſen, fobald das Gut 
mit dem Frachtbriefe von der Vrjandftation zur Beförderung 
angenommen ift. Als ‚Zeichen der Annahme wird dem Yracht- 
briefe der Datumſtempel der PVerfanderpedition aufgedrüdt. 

(2) Die Abftempelung hat ohne Verzug nach vollitändiger 
Auffieferung des in demfelben Frachtbriefe verzeichneten Gutes 
und auf Verlangen des Abfender3 in deſſen Gegenwart zu 
erfolgen. 

(3) Der mit dem Stempel v.rjehene Frachtbrief dient als 
Beweis über den Frachtvertrag. 

(4) Sedo) machen: bezüglich derjenigen Güter, deren 
Aufladen nad) den Tarifen oder nach bejonderer Berein- 
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barung, ſoweit eine ſolche in dem Staatsgebiete, wo ſie zur 
Ausführung gelangt, zuläſſig iſt, von dem Abſender beſorgt 
wird, die Angaben des Frachtbriefes über das Gewicht und 
die Anzahl der Stücke gegen die Eiſenbahn keinen Beweis, 
ſofern nicht die Nachwiegung bezw. Nachzählung ſeitens der 
Eiſenbahn erfolgt und dies auf dem Frachtbriefe beur⸗ 
fundet ift. 

(5) Die Eifenbahn ift verpflichtet, den Empfang des 
Frachtgutes, unter Angabe be Datums der Annahme zur 
Beförderung, auf einem ihr mit dem Frachtbriefe vorzulegen- 
den Duplifate desfelben zu befcheinigen. 

(6) Diejed Duplifat hat nicht die Bedeutung des Original⸗ 
frachtbriefes und ebenſowenig diejenige eines Konnoſſements 
(Ladeſcheins). 

Artilel 9. 

(1) Soweit die Natur bed Frachtgutes zum Schube gegen 
Verluſt oder Befchädigung auf dem Transporte eine Verpadung 
nötig macht, Tiegt die gehörige Beforgung derfelben dem 
Abfender ob. 

(2) Iſt der Abſender diefer Verpflichtung nicht nachge- 
fommen, jo ift die Eifenbahn, falls fie nicht die Annahme des 
Gutes verweigert, bereditigt, zu verlangen, daß der Abjender 
auf dem Frachtbriefe das Fehlen oder die Mängel der Ver- 
padung unter jpezieller Bezeichnung anerfennt und ber Ber- 
fandftation hierüber außerdem eine befondere Erflärung nad 
Maßgabe eines durch die Ausführungsbeftimmungen feftzu- 
febenden Formulars ausſtellt. 

(3) Für derartig befcheinigte, fowie für folhe Mängel 
der Berpadung, melde äußerlich nicht erfennbar find, hat der 
Abſender zu Haften und jeden daraus entjtehenden Schaden 
zu tragen, beziehungämeife der Bahnverwaltung zu erfeßen. 
Iſt die Ausftellung der gedachten Erffärung nicht erfolgt, fo 
haftet der Abfender für äußerlich erfennbare Mängel der Ver- 
padung nur, wenn ihm ein argliftige8 Verfahren zur Laft fällt. 

Auzf.- Belt. 8 A, 


(1) Für die im Artikel 9 des Übereinkommens vorgefehene 
Anlage 3*) Erffärung ift da3 Formular in Anlage 3 zu gebrauchen. 





* Im weſentlichen gleichlautend mit Aulage E zum KH. 
Seite 771). 
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(2) Sofern ein Abfender gleichartige der Verpackung be- 
dürftige Güter unverpadt und mit denfelben Mängeln der 
Verpackung auf der gleichen Station aufzugeben pflegt, Tann 
er an Stelle der bejonderen Erflärung für jede Sendung 
ein- für allemal eine allgemeine Erklärung nad) dem in der 
Anlage 3a vorgefehenen Formular abgeben. In diefem Falle Anlage 8**) 
muß der Frachtbrief außer der im Art. 9, Abf. 2, vorgejehenen 
Anerkennung einen Hinweis auf Die der Berfanditation ab- 
gegebene allgemeine Erklärung enthalten. ' 


Artikel 10. 

(1) Der Abjender ift verpflichtet, dem Frachtbriefe bie» 
jenigen Begleitpapiere beizugeben, welche zur Erfüllung ber 
etwa beitehenden Holle, Steuer» oder Polizeivorfchriften vor 
der Ablieferung an den Empfänger erforderlich find. Er haftet 
der Eifenbahn, fofern derjelben nicht ein Verſchulden zur 
Laſt fällt, für alle Folgen, welche aus dem Mangel,. der 
Unzulänglichfeit oder Unrichtigkeit diefer Papiere entftehen. 

(2) Der Eijenbahn Liegt eine Prüfung der Nichtigfeit 
und Vollſtändigkeit derjelben nicht ob. 

(3) Die Zoll⸗, Steuer- und Polizeivorfchriften werden, 
folange da3 Gut fich auf dem Wege befindet, von der Eijen- 
bahn erfüllt. Sie kann diefe Aufgabe unter ihrer eigenen 
Berantwortlichleit einem Kommifjionär übertragen oder fie 
felbft übernehmen. In beiden Fällen hat fie die Verpflichtuns- 
gen eine Kommiſſionärs. 

(4) Der Berfügungäberechtigte Tann jedoch der Bollbe- 
Bandlung entweder jelbit oder durch einen im Frachtbriefe 
bezeichneten Bevollmächtigten beimohnen, um die nötigen Auf 
Härungen über die Tarifierung des Gutes zu erteilen und 
feine Bemerkungen beizufügen. Dieſe dem Verfügungsbered- 
tigten erteilte Befugnis begründet nicht das Recht, das Gut 
in Beſitz zu nehmen oder die Zollbehandlung ſelbſt vorzu- 
nehmen. 

(5) Bei der Ankunft des Gutes am Beftimmungßorte 
fteht dem Empfänger da3 Recht zu, die zo0ll- und fteueramt- 
liche Behandlung zu bejorgen, fall3 nicht im Frachtbriefe 
etwas anderes feſtgeſetzt ift. 








**) Im tmefentlichen gfeichlautend mit Anlage F zum BR. 
Seite 772.. 
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Artifel 11. 

(1) Die Berechnung der Fracht erfolgt nad) Maßgabe 
der zu Recht beftehenden, gehörig veröffentlichten Tarife. 
Jedes Privatübereinfommen, mwodurd einem oder mehreren 
Ubfendern eine Preisermäßigung gegenüber den Tarifen ge- 
währt werden foll, ift verboten und nichtig. Dagegen find 
Tarifermäßigungen erlaubt, welche gehörig veröffentlicht find 
und unter Erfüllung der gleichen Bedingungen jedermann in 
gleicher Weiſe zugute kommen. 

(2) Außer den im Tarife angegebenen Frachtſätzen und 
Vergütungen für befondere im Tarife vorgejehene Leiftungen 
zugunften der Eijenbahnen dürfen nur bare Auslagen erhoben 
werden — insbeſondere Aus⸗, Ein- und Durchgangsabgaben, 
nicht in den Tarif aufgenommene Koſten für Überführung 
und Auslagen für Reparaturen an den Gütern, welche in- 
Iotge ihrer äußeren oder inneren Beichaffenheit zu ihrer Er- 
haltung notwendig werden. Diefe Auslagen find gehörig feft- 
zuftellen und in dem Frachtbriefe erjichtlich zu machen, welchem 
die Beweisſtücke beizugeben jind.*) 


Artikel 12. 


(1) Werden die Frachtgelder nicht bei der Aufgabe des 
Gutes zur Beförderung berichtigt, jo gelten fie als auf ben 
Empfänger angewiefen. 

(2) Bei Gütern, melde nad) dem Ermeſſen der anneh- 
menden Bahn jchnellem Verderben unterliegen oder wegen 


*) II. In betreff des Artikels 11 erklären die unterzeichneten 
Bevollmächtigten, daß fie feine Verpflichtung eingehen können, welche 
bie Freiheit ihrer Staaten in der Regelung ihres internen Eifen- 
bahnverkehrs befchränfen würde. Sie konſtatieren übrigens, jeder 
für den von ihm vertretenen Staat, daß biefe Negelung zur Zeit 
mit den im Artikel 11 des Übereinkommens feftgeftellten Grund- 
jägen fich im Einflange befinde, und fie betrachten e3 al3 wünfcens- 
wert, daß biefer Einklang erhalten bleibe. 

II. &3 wird ferner anerlannt, daß durch da3 Übereinfommen 
das Verhältnis der Eifenbahnen zu dem Staate, welchem fie an« 
gehören, in keiner Weife geändert wird und daß diejes Verhältnis 
auh in Zukunft dur die Gefebgebung jedes einzelnen Staates 
geregelt werden wird, ſowie daß inäbefondere durch das Über⸗ 
einfommen bie in jedem Gtaate in Geltung ftehenden KBeftim- 
mungen über die ftaatlihe Genehmigung der Tarife und Trans- 
portbedingungen nicht berührt werden. (Protokoll zum Ill.) 
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ihres geringen Wertes die Fracht nicht ficher deden, Tann 
die Vorausbezahlung der Frachtgelder gefordert werden. 

(3) Wenn im Falle der Frankierung der Betrag der Ge- 
famtfracht beim Verſand nicht genau bejtimmt werden Tann, 
jo Tann die Berfandbahn die Hinterlegung de3 ungefähren 
Trachtbetrages fordern. 

(4) Wurde der Tarif unrichtig angewendet oder jind 
Rechnungzfehler bei der Feſtſetzung der Frachtgelder und 
Gebühren vorgelommen, fo ift das zu wenig Geforderte nach» 
zuzablen, das zu viel Erhobene zu erjtatten. Ein derartiger 
Anfprucd auf Rüdzahlung oder Nachzahlung verjährt in einem 
Sahre vom Tage der Zahlung an, jofern er nicht unter den 
Parteien durch Anerlenntnis, Vergleich oder gerichtliche Ur⸗ 
teil feftgeftellt if. Auf die Verjährung finden die Be- 
ftimmungen des Art. 45, Abi. 3 und 4, Anwendung. 
Die Beitimmung des Art. 44, Abſ. 1, findet feine An⸗ 
wendung. 

Ausf.-Beft. 8 5. 

(1) Die Berfandftation hat im Frachtbriefduplikat Die 
franfierten Gebühren, welche von ihr in ben Frachtbrief 
eingetragen wurden, zu jpezifizieren. 

(2) Zur Erhebung ber im Urt. 12, Abſatz 4, des 
übereinfommen3 ‚vorgejehenen Anſprüche gegen die Bahnver- 
waltung genügt in dem Falle, wenn die Frachtgelder bei der 
Aufgabe des Gutes zur Beförderung berichtigt wurden, Die 
Beibringung des Frachtbriefduplifats. 

Am Sinne bez Urt. 12, Abf. 4, des ZU. ift auch in jenen Fällen 
das an Fracht zu wenig Geforderte von dem Abfender nachugahlen 
und dad zu viel Erhobene von der Bahn zurüdzuerftatten, 
wenn bei Berechnung des nad Abf. 3 desſelben Artifels im 
voraus feitzufeßenden ungefähren Frachtbetrages ein Fehler unter- 
laufen if. OGH. 24. Oftober 1901, 8. 10.441.) 

Artikel 13. 

(1) Dem Abſender ift geftattet, das Gut bis zur Höhe 
des Wertes desjelben mit Nachnahme zu belaften. Bei den- 
jenigen Gütern, für welche die Eifenbahn Borausbezahlung 
der Fracht zu verlangen berechtigt ift (Art. 12, Abi. 2), 
fann die Belaftung mit Nachnahme verweigert werder 

(2) Für die aufgegebene Nachnahme wird die tarifmäßige 
Provifion berechnet. 

(3) Die Eiſenbahn ift nicht verpflichtet, dem Abfender Die 
Nachnahme eher auszuzahlen, al3 bi3 der Betrag derfelben vom 

50* 
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Empfänger bezahlt iſt. Dies findet auch Anwendung auf 
Auslagen, welche vor der Aufgabe für da3 Frachtgut gemacht 
worden find. 

(4) Sit da3 Gut ohne Einziehung der Nachnahme ab- 
geliefert worden, jo haftet die Eijenbahn für den Schaden 
bis zum DBetrage der Nachnahme und Hat denfelben dem 
Ubfender fofort zu erſetzen, vorbehaltlih ihres Nüdgriffes 
gegen den Empfänger. 

Artifel 14. 
(1) Die Ausführungsbeitimmungen werden die allgemeinen 
Borfchriften, betreffend die Marimallieferfriften, die Berech— 
nung, den Beginn, die Unterbredung und da3 Ende der Liefer» 
friften feftftellen. 

2) Wenn nad) den Geſetzen und Reglementen eines der 
Vertragsſtaaten Spezialtarife zu reduzierten Preifen und mit 
verlängerten Lieferfriften geftattet find, jo können die Eifen- 
bahnen dieſes Staates dieſe Tarife mit verlängerten Friften 
auh im internationalen Verkehr anwenden. 

(3) Im übrigen richten fich die Lieferfriften nad) den Be— 
ftimmungen der im einzelnen Falle zur Anwendung kom⸗ 
menden Tarife. 

Ausf.⸗Beſt. $ 6. 

(1) Die Lieferfriften dürfen die nachftehenden Marimal- 
friften nicht überjchreiten. 

a) für Eilgüter: 


1. Erpeditiongfriftt . . 1 Tag; 
2. Trangportfrift für je au nur angefangene 
250 Kilometer . . ag; 
b) für Frachtgüter: 
1. Erpeditionzfrifit . . 2 Tage; 
2. Trandportfrift für je aufs nur angefangene 
250 Kilometer . . . 2 Tage. 


(2) (Wie BR. $ 63 (2).) 

(3) Die Geſetze und Reglemente der vertragfchließenden 
Staaten beftimmen, inwiefern den unter ihrer Aufficht ftehen- 
den Bahnen gejtattet ift, Zufchlagsfriften für folgende Fälle 
feftzufegen : 

1. für. Meffen; 

2. für außergewöhnliche Verkehrsverhältniſſe; 

3. wenn das Gut einen nicht überbrücdten Flußüber— 

gang oder eine Verbindungsbahn zu paffieren Hat, 
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welche zwei am Transporte teilnehmende Bahnen 
verbindet; 
4. für Bahnen von untergeordneter Bedeutung ſowie 
für den Übergang auf Bahnen mit anderer Spur⸗ 
e 


weite. 

(4) Wenn eine Eifenbahn in die Notwendigkeit verjegt 
iſt, von den in diefem Paragraphen, Ziffer 1 bis 4, für 
die einzelnen Staaten als fakultativ zuläffig bezeichneten 
Zufchlagsfriften Gebrauch zu machen, fo foll fie auf dem 
Frachtbriefe den Tag der Übergabe an die nachfolgende Bahn 
mitiel3 Abftempelung vormerfen und die Urſache und Dauer 
der Lieferfriftüberfchreitung, welche fie in Anfprucdh) genommen 
hat, auf bemfelben angeben. 

(5) Die Lieferfrift beginnt mit der auf die Annahme be3 
Gutes nebit Frachtbrief folgenden Mitternadht und tft gewahrt, 
wenn innerhalb derjelben dad Gut dem Empfänger oder der» 
jenigen Perjon, an melde die Ablieferung gültig gefchehen 
fann, nad den für die abliefernde Bahn geltenden Beitim- 
mungen zugeſtellt, bezw. aviſiert ift. 

(6) Sielelben Beitimmungen find maßgebend für die Art 
und Weiſe, wie die Übergabe des Avisbriefes zu Tonita- 
tieren ift. 

(7) Der Lauf der Lieferfriften ruht für die Dauer 
der z0ll- oder fteueramtlichen oder polizeilichen Abfertigung, 
fowie für die Dauer einer ohne Perfchulden der Eifenbahn 
eingetretenen Betrieböftörung, durch welche der Antritt oder 
die Fortjegung des Bahntranzportes zeitweilig verhindert wird. 

(8) Sit der auf die Auflieferung der Ware zum Transport 
folgende Tag ein Somntag, fo beginnt die Lieferfrift 24 
Stunden fpäter. 

(9) Falls der lebte Tag der Lieferfrift ein Sonntag lt, 
fo läuft die Lieferfrift erft an dem darauffolgenden Tage ab. 

(10) Dieje zwei Ausnahmen find auf Eilgut nicht an 
wendbar. | 

(11) Falls ein Staat in die Geſetze oder in bie genehmigten 
Eifenbahnreglemente eine Beitimmung in betreff der Unter- 
brechung des Warentransportes an Sonn⸗ und gewillen Feier⸗ 
tagen aufnimmt, jo werden die Transportfriften im Verhältnis 
verlängert. 

Der Empfänger, melder eine unvollftändig eingelangte 
Sendung vorbehaltios bezieht, kann die auf den reftlichen, inner- 
halb der reglementarifchen Lieferfrift einlangenden Teil der 
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Sendung entfallende Quote der von ihm gezahlten Fracht und 
Nachnahme auch dann nicht zurüdfordern, wenn er den Bezug 
dieſes Teiled der Sendung wegen Verderb verweigert. (OGH. 
18. September 1901, 3. 12.334; Röll 1901:49.) 

Artik er 15. 

(1) (Wie BR. 8 64 (1)) - 

(2) Dieſes Recht fteht indes dem Abfender nur dann zu, 
wenn er da3 Duplikat des Frachtbriefes vorweiſt. Hat die 
Eiſenbahn die Anweiſung des Abſenders befolgt, ohne die 
Vorzeigung des Duplikatfrachtbriefes zu verlangen, ſo iſt ſie 
für den daraus entſtandenen Schaden dem Empfänger, welchem 
der Abſender dieſes Duplikat übergeben hat, haftbar. 

(3) Derartige Verfügungen des Abſenders iſt die Eijen- 
bahn zu beachten nur verpflichtet, wenn fie ihr durch Ver⸗ 
mittlung ber Berjandftation zugelommen find. 

(4) Das Verfügungsrecht des Abſenders erlifcht, aud) 
wenn er das Frachtbriefduplikat beſitzt, ſobald nad) Ankunft 
des Gutes am Beltimmungsorte der Frachtbrief dem Empfän- 
ger übergeben, oder die von dem legteren nad) Maßgabe des 
Art. 16 erhobene Klage der Eijenbahn zugeitellt worden 
it. Iſt dies geichehen, jo Hat die Eifenbahn nur die Alte 
weifungen de3 bezeichneten Empfängers zu beachten, widrigen- 
fall3 fie demfelben für das Gut haftbar wird. 

(5) Die Eifenbahn darf die Ausführung der im Abjab 1 
borgejehenen Anweifungen nur dann verweigern oder ver- 
zögern, oder folche Anweiſungen in veränderter Weiſe aus— 
führen, wenn durch die Befolgung derjelben der regelmäßige 
Transportverfehr geftört würde. 

(6) Die im erſten Abſatz dieſes Artikels vorgejehenen 
Verfügungen müſſen mittels ſchriftlicher und vom Abſender 
unterzeichneter Erklärung nach dem in den Ausführungs⸗ 
beſtimmungen vorgeſchriebenen Formular erfolgen. Die Er- 
klärung iſt auf dem Frachtbriefduplikat zu wiederholen, welches 
gleichzeitig der Eiſenbahn vorzulegen und von dieſer dem 
Abſender zurückzugeben iſt. 

(7) Jede in anderer Form gegebene Verfügung des Ab⸗ 
ſenders u: ‚nichtig. 

(8) Die Eifenbahn kann den Erfah der Koften ver» 
langen, welche durch die Ausführung der im Abſatz 1 vor=- 
gejehenen Verfügungen entftanden find, infomweit Dieje Ver- 
en nicht Durch ihr eigened Verſchulden veranlaßt wor⸗ 
en ſin 
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Ausf. Beſt. 87. 
Zu der im Art. 15, Abſ. 6 vorgeſehenen Erklärung 
iſt das Formular in Anlage 4 zu verwenden. Anlage 4*) 


Artikel 16. 

(1) Die Eiſenbahn iſt verpflichtet, am Beſtimmungsorte 
dem bezeichneten Empfänger gegen Bezahlung der im Fracht⸗ 
briefe erfichtlich gemachten Beträge und gegen Bejcheinigung 
des Empfanges den Fradtbrief und dad Gut auszu- 
bändigen. 

(2) Der Empfang ift nad) Ankunft des Gutes am Be- 
ſtimmungsorte beredtigt, die durch den Fracdhtvertrag be 
gründeten Nechte gegen Erfüllung der jich daraus ergebenden 
Berpflihtungen in eigenem Namen gegen die Eijenbahn geltend 
zu machen, fei es, daß er hiebei in eigenem oder fremdem 
Intereſſe handle. Er iſt insbeſondere berechtigt, von der 
Eifenbahn die Übergabe des Frachtbriefes und die Aus— 
Tieferung de3 Gutes zu verlangen. Dieſes Recht erlifcht, 
wenn der im Beſitze des Duplikats befindliche Abſender 
der Eiſenbahn eine nach Maßgabe des Artikels 15 entgegen— 
ſtehende Verfügung erteilt hat. 

(3) Als Ort der Ablieferung gif die dom Abſender 
bezeichnete Beſtimmungsſtation. 


Artikel 17. 


Durch Annahme des Gutes und des Frachtbriefes wird 
der Empfänger verpflichtet, der Eiſenbahn die im Fracht⸗ 
briefe erſichtlich gemachten Beträge zu bezahlen. 

Artikel 18. 

(1) Wird der Antritt oder die Fortſetzung des Eiſen— 
bahntransportes durch höhere Gewalt oder Zufall verhindert 
und kann der Transport auf einem andern Wege nicht 
ftattfinden, jo hat die Eifenbahn den Abſender um ander- 
weitige Dispoſition über dad Gut anzugehen. 

(2) Der Abjender Tann vom Bertrage zurüdtreten, muß 
aber die Eifenbahn, fofern derfelben Tein Berfchulden zur 
Laſt fällt, für die Koſten zur Worbereitung des Trans 
porte3, die Koften der Wieberausladung und die Anfprüche in 


*) Gleichlautend mit der Anlage G PR BR. (abgebrudt 
Seite 773), nur ift in der Anlage 4 zum % Wort: „Güter⸗ 
expedition“ ſtatt „Güterabfertigungsſtelle“ gebraucht. 
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Beziehung auf den etwa bereits zurückgelegten Transportweg 
entſchädigen. 

(3) Wenn im Falle einer Betriebsſtörung die Fortſetzung 
des Transportes auf einem andern Wege ſtattfinden kann, 
iſt die Entſcheidung der Eiſenbahn überlaſſen, ob es dem 
Intereſſe des Abſenders entſpricht, den Transport auf einem 
andern Wege dem Beſtimmungsorte zuzuführen, oder den 
Transport anzuhalten und den Abſender um anderweitige An⸗ 
weiſung anzugehen. 

(4) Befindet ſich der Abſender nicht im Beſitze des Fracht⸗ 
briefduplikats, ſo dürfen die in dieſem Artikel vorgeſehenen 
Anweiſungen weder die Perſon des Empfängers, noch den 
Beſtimmungsort abändern. 


Artikel 19. 


Das Verfahren bei Ablieferung der Güter, ſowie bie 
etivaige Berpflihtung der Eifenbahn, da3 Gut einem nicht 
an der Beſtimmungsſtation wohnhaften Empfänger zuzuführen, 
richtet fi) nach den für die abliefernde Bahn geltenden gejet- 
fihen und reglementarifhen Beſtimmungen. 


Artilel 20. 


Die Empfangsbahn Hat bei der Ablieferung alle durch 
den Frachtvertrag begründeten Forderungen, ingbejondere 
Tracht und Nebengebühren, Zollgelder und andere zum Zweck 
der Ausführung des Transportes gehabte Auslagen, ſopie 
die auf dem Gute haftenden Nachnahmen und ſonſtigen Be⸗ 
träge einzuziehen, und ‚var ſowohl für eigene Rechnung, als 

auch für Nechnung der vorhergehenden Eifenbahnen und 
jonftiger Berechtigter. 
Artikel 21. 

Die Eifenbahn Hat für alle im Artifel 20 bezeichneten 
Forderungen die Nechte eines Fauftpfandgläubiger® an dem 
Gute. Dieſes Pfandrecht befteht, jolange da3 Gut in der 


Verwahrung der Eifenbahn oder eines Dritten fich befindet, 
welcher es für jie inne hat. 


Artikel 22. 


Die Wirkungen des Pfandrechtes beftimmen fich nad) dem 
Nechte des Landes, wo die Ablieferung erfolgt. 
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Artilel 23. 


(1) Sede Eifenbahn ift verpflichtet, nachdem fie bei der 
Aufgabe oder der Ablieferung des Gutes die Fracht und die 
andern aus dem Frachtvertrage herrührenden Forberimgen 
eingezogen Hat, den beteiligten Bahnen den ihnen gebührenden 
Anteil an der Fracht und den erwähnten Forderungen zu 


bezahlen. 

(2) Die Ablieferungsbahn ift für die Bezahlung der obigen 
Beträge verantwortlich, wenn fie das Gut ohne Einziehung der 
darauf haftenden Forderungen abliefert. Der Anſpruch gegen 
den Empfänger de3 Gutes bleibt ihr jedoch vorbehalten. 

(3) Die Übergabe des Gutes von einer Eifenbahn an bie 
nädjftfolgende begründet für die erftere das Recht, die letztere 
in Kontolorrent fofort mit dem Betrage der Fracht und der 
fonftigen Yorderungen, jomweit diefelben zur Zeit der Übergabe 
des Gutes aus dem Frachtbriefe jich ergeben, zu belaften, vor⸗ 
behaltlih der endgültigen Abrechnung nach Maßgabe des 
erften Abſatzes dieſes Artikels. 

(4) Aus dem internationalen Transporte herrührende For⸗ 
derungen der Eiſenbahnen untereinander können, wenn die 
ſchuldneriſche Eiſenbahn einem anderen Staate angehört, als 
die forderungsberechtigte Eijenbahn, nicht mit Arreft belegt 
oder gepfändet werden, außer in dem Falle, wenn der Arreft 
oder die Pfändung auf Grund einer Entfcheidung der Gerichte 
de3 Staates erfolgt, dem die forderungsberedhtigte Eifenbahn 
angehört. 

(5) In gleicher Weile Tann das rollende Material der 
Eiſenbahnen mit Einſchluß jämtlicher beweglicher, der be- 
treffenden Eiſenbahn gehörigen Gegenftände, welche ſich in 
diefem Material vorfinden, in dem Gebiete eines anderen 
Staates als desjenigen, welchem die betreffende Eiſenbahn 
angehört, weder mit Arreſt belegt noch) gepfändet werden, 
außer in dem alle, wenn der Arreſt oder die Pfändung 
auf Grund einer Entiheidung der Gerichte des Staates er» 
folgt, dem bie betreffende Eiſenbahn angehört. 

Artifel 24. 

(1) Bei Ablieferungshinderniifen hat die Ablieferungs⸗ 
ftation den Abſender durch Vermittlung der Verſandſtation 
bon der Urſache des Hinderniffes unverzüglih in Kenntnis 
zu fegen. Sie darf in feinem alle ohne ausdrüdliches 
Einverftändnis des Abſenders das Gut zurüdfenden. 
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(2) Im übrigen richtet ſich — unbefchadet der Beſtim⸗ 
nungen des folgenden Artikels — das PVerfahren bei Ab- 
Tieferung3hinderniffen nad) den für die abliefernde Bahn 
geltenden gefeglichen und reglementarifchen Beſtimmungen. 

Urtilel 25. 

(1) In allen Berluft-, Minderungs- und Beſchädigungs⸗ 
fällen haben die Eifenbahnverwaltungen fefort eine eingehende 
Unterfuhung vorzunehmen, das Ergebni3 derſelben jchrift- 
lich feitzuftellen und daſſelbe den Beteiligten auf ihr Ber- 
langen, unter allen Umftänden aber der Berfanditation 
mitzuteilen. 

(2) Wird insbeſondere eine Minderung oder Beſchädi— 
gung de3 Gutes von der Eifenbahn entbedt oder vermutet, 
oder ſeitens der Verfügungsberechtigten behauptet, fo hat 
die Eiſenbahn den Zuſtand des Gutes, den Betrag des 
Schadens und, foweit dies möglich, die Urſache und den 
Beitpunft der Minderung oder Beichädigung ohne Verzug 
protofollarifch feftzuftellen. Eine protofcllarifche Feftitellung 
hat auch im Falle des Verluſtes ftattzufinden. 

(3) Die Feitftellung richtet jih nad) den Gefegen und 
Neglementen des Landes, wo biefelbe ftattfindet. 

(4) Außerdem fteht jedem der Beteiligten das Necht zu, 
die gerichtliche Yeititellung des Zuſtandes des Gutes zu 
beantragen. 

Artikel 26. 


(1) Zur gerichtlichen Geltendmadung der aus dem inter- 
nationalen Eifenbahnfrahtvertrage gegenüber der Eijenbahn 
entjpringenden Rechte ijt nur derjenige befugt, welchem da3 
Verfügungsrecht über da3 Frachtgut zuifteht. 

(2) Zermag der Abjender das Frachtbriefduplikat nicht 
borzuzeigen, jo Tann er feinen Anfprud nur mit Buftim- 
mung des Empfängers geltend machen, e3 wäre denn, Daß 
er den Nachweis beibringt, daß der Empfänger die Annahme 
des Gutes verweigert hat. 

Artikel 27. 

(1) Diejenige Bahn, welche das Gut mit dem Yradıt- 
brief zur Beförderung angenommen hat, haftet für die Aus— 
führung des Transportes auch auf den folgenden Bahnen 
der Beförderungsftrede bis zur Ablieferung. 

(2) Jede nachfolgende Bahn tritt dadurch, daß fie das 
Gut mit dem urfprünglichen Frachtbrief übernimmt, nad 
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Maßgabe des letzteren in den Frachtvertrag ein und über 
nimmt die jelbjtändige Berpflichtung, den Transport nad) 
Inhalt des Frachtbriefes auszuführen. 

(3) Die Anſprüche aus dem internationalen Frachtvertrage 
können jedoch — unbejchadet des Rüdgriffs der Bahnen gegen- 
einander — im Wege der Klage nur gegen die erjte Bahn 
oder gegen diejenige, welche das Gut zulept mit dem Fracht⸗ 
brief übernommen Hat, oder gegen diejenige Bahn gerichtet 
werden, auf deren Betriebaftrede ber Schaden ich ereignet 
hat. Unter den bezeichneten Bahnen fteht dem Släger Die 
Wahl zu. 

(4) Die Klage kann nur vor einem Gerichte ded Staates 
anbängig gemacht werden, in welchem die beflagte Bahn 
ihren Wohnfig 4 und melches nach den Geſetzen dieſes 
Landes zuftändi ig 

(5) Das ahlvecht unter den im dritten Abſatze er- 
mwähnten Bahnen erlifcht mit der Erhebung der Klage. 

Dur die Beſtimmungen bee Art. 27 des Ju. haben die Vor⸗ 
ihriften der Art. 400 und 401 HGB. über die Haftpflicht des 
Seadtführerd für andere Perſonen, deren er fich bei Ausführung 

des ihm übertragenen Transporte bedient, feine Anderung er⸗ 
fahren. BEL. 8. Februar 189, 8. 1776, BB. 1900:21.) 

Der im Art. 27, Abſ. 4, de3 Ju. normierte Gerichtsſtand iſt 
ein ausſchließlicher und hat auch dann Geltung, wenn die Bahn 
Eur einem anberen Staat3gebiete eine je nbige Niederlaffung 

. (86H. 28. Mär; 1899, 8. 1536, VB. 129.) 


Artilel 28. 

Im Wege der Widerklage oder der Einrede können An⸗ 
ſprüche aus dem internationalen Fragwertrage auch gegen 
eine andere als die im Art. 27, Abſatz 3, bezeichneten 
Bahnen geltend gemacht werden, wenn die Klage ſich auf 
denſelben Frachtvertrag gründet. 

Artikel 29. 

(Wie BR. 89.) 

Artifel 30. 

(1) Die Eifenbahn haftet nad) Maßgabe der in den folgen- 
den Artikeln enthaltenen näheren Beſtimmungen für den 
Schaden, welcher durch Verluſt, Minderung oder Beſchädigung 
des Gutes feit der Annahme zur Beförderung bis zur Ab- 
I eniftanden ift, jofern fie nicht zu beweiſen vermag, 
daß der Schaden durch ein Verſchulden des Verfügungsbered)- 
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tigten oder eine nicht von der Eiſenbahn verjchuldete An- 

weifung desfelben, durch die natürliche Beichaffenheit des 

Gutes (namentlih durch inneren Berderb, Schwinden, ge= 

wöhnliche Ledage) oder durch höhere Gewalt herbeigeführt 

worden ift. 

(2) Sit auf dem Frachtbrief al3 Ort der Ablieferung ein 
nit an der Eijenbahn liegender Ort bezeichnet, jo beiteht 
die Haftpfliht der Eifenbahn auf Grund dieſes Überein- 
fommen3 nur für den Transport bis zur Empfangaftation. 
Für die MWeiterbeförderung finden die Beitimmungen bes 
Art. 19 Anwendung. 

Artikel 31. 

(1) Die Eifenbahn haftet nicht: 

1. in Anfehung der Güter, welche nach der Beltimmung 
des Tarifes oder nad) einer in den Frachtbrief aufge- 
nommenen Vereinbarung mit dem Abjender in offen ge- 
bauten Wagen transportiert werden: 

für den Schaden, welder auß ber mit Diefer 
Transportart verbundenen Gefahr entitanden ift; 

2. in Unfehung der Güter, welche, obgleih ihre Natur 
eine Verpadung zum Schutze gegen Berluft, Minderung 
oder Beichädigung auf dem Transporte erfordert, nad) 
Erflärung des Abſenders auf dem Frachtbriefe (Artikel 9) 
rei oder mit mangelhafter Berpadung aufgegeben 
ind: 

für den Schaben, welcher aus der mit dem Mangel 

oder mit der mangelhaften Befchaffenheit der Ver⸗ 

padung verbundenen Gefahr entitanden ift, 

3. in Anſehung derjenigen Güter, deren Auf und Ab- 
laden nach Beitimmung des Tarifes oder nad) einer in 
den Frachtbrief aufgenommenen Vereinbarung mit dem 
Abfender, foweit eine folde in dem Staatögebiete, wo 
fie zur Ausführung gelangt, zuläſſig ift, von dem Ab- 
jender bezw. dem Empfänger bejorgt wird; 

für den Schaden, weldder au3 der mit dem Auf- 
und Abladen oder mit mangelhafter Verladung ver- 
bundenen Gefahr entitanden ift; 

4. in Anſehung der Güter, welche vermöge ihrer eigentüm- 
fiden natürlichen Beichaffenheit der befonderen Gefahr 
auögefest find, Verluft, Minderung oder Beichädigung, 
namentlihb Bruch, Roſt, inneren Verderb, außerge- 
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wöhnliche Ledage, Austrodnung und Verftreuung zu 
erleiden: 
für den Schaden, welcher aus diefer Gefahr ent- 
ftanden ift; 
5. in Anfehung lebender Tiere: 
für den Schaden, welcher aus der mit der Be- 
förderung diefer Tiere für Diefelben verbundenen be- 
fonderen Gefahr entitanden ift; 

6. in Anjehung derjenigen Güter, einjchließlich der Tiere, 
welchen nad) der Beſtimmung des Tarifes oder nad) einer 
in den Frachtbrief aufgenommenen Vereinbarung mit dem 
Abfender ein Begleiter beizugeben ift: 

für den Schaden, welcher aus der Gefahr entitanden 
ift, Deren Abwendung duch die Begleitung bezmedt 
wird. 

(2) Wenn ein eingetretener Schaden nad) den Um— 
ftänden de3 Falles aus einer der in biefem Artikel bezeichneten 
Gefahren entitehen konnte, jo wird bis zum Nachweiſe des 
Gegenteild vermutet, daß ber Schaden aus der betreffenden 
Gefahr wirklich entitanden iſt. 


Artikel 32. 


(1) In Anſehung derjenigen Güter, welche nach ihrer 
natürlichen Beſchaffenheit bei dem Transporte regelmäßig 
einen Verluſt an Gewicht erleiden, iſt die Haftpflicht der 
Eiſenbahn für Gewichtsverluſte bis zu dem aus den Wus- 
In agabeftimmungen fi) ergebenden Normaljahe ausge⸗ 

en. 


(2) Diefer Sag wird, im Falle mehrere Stüde auf einen 
und denſelben Frachtbrief befördert worden find, für jedes 
Stüd befonder3 berechnet, wenn das Gewicht der einzelnen 
Stüde im Frachtbriefe verzeichnet oder jonit erweislich ift. 

(3) Diefe Beſchränkung der Haftpflicht tritt nicht ein, 
infoweit nachgewiefen wird, daß der Berluft nach den Um— 
ftänden des Falles nicht infolge der natürlichen Bejchaffen- 
heit des Gutes entitanden ift, oder daß der angenommene 
Prozentjag diefer Beichaffenheit oder den fonftigen Umftänden 
des Falles nicht entſpricht. 

(4) Bei gänzlichem Verluſt des Gutes findet ein Ab— 
zug für den Gewichtsverluſt nicht ftatt. 
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Ausf.- Beil. $ 8. 

(1) Der Normaljag für regelmäßigen Gemichtsverluft 
beträgt 2 Prozent bei flüffigen und feuchten ſowie bei nach» 
ftehenden trodenen Gütern: 


gerafpelte und gemahlene Häute, 
Farbhölzer, Felle, 
Rinden, Leder, 
Wurzeln, getrocknetes und gebackenes 
Süßholz, Obſt, 
geſchnittener Tabak, Tierflechſen, 
Fettwaren, Hörner und Klauen, 
Seifen und harte Ole, Knochen (ganz und gemahlen), 
friſche Früchte, | getrodnete Fiſche, 
friſche Tabaksblätter, Hopfen, 
Schafwolle, friſche Kitte. 


| 
(2) Bei allen übrigen trodenen Gütern der im Artikel 
32 de3 Übereinkommens b>zeichneten Art beträgt der Normal- 


ja ein Prozent. 
Artikel 33. 


Der zur Klage Berechtigte Tann da3 Gut ohne weiteren 
Nachweis al3 in Verluft geraten betrachten, wenn ich deijen 
Ablieferung um mehr al3 30 Tage nach Ablauf der Liefer- 
frift (Art. 14) verzögert. 


Artilel 34. 


Wenn auf Grund der vorhergehenden Artikel von der 
Eifenbahn für gänzlichen oder teilweifen Zerluft des Gutes 
Erfaß geleiftet werden muß, fo iſt ber gemeine Handelswert, 
in deſſen Ermangelung der gemeine Wert zu erjegen, welchen 
Gut derfelbden Art und Beichaffenheit am Verſandorte zu der 
Beit Hatte, zu welcher da3 Gut zur Beförderung angenommen 
worden ift. Dazu fommt die Erjtattung deſſen, was an Zöllen 
und fonftigen Spefen für die Fracht etwa bereit? bezahlt 
worden tft. 

Die Art und Weife, wie die Ernittlung des gemeinen 
Handelswertes eined verlorenen Gutes zu erfolgen hat, erfcheint 
im 0. nicht vorgefchrieben und bleibt diefelbe daher dem freien 
richterlichen Ermeffen fiberlaffen. (OGH. 27. März 1901, 8. 1048; 


Röll 1901:15.) 
Artikel 35. 


Es iſt den Eifenbahnen geftattet, befondere Bedingungen 
(Spezialtarife) mit Feſtſetzung eines im Falle des Verluſtes, 


vom 14, Oktober 1890. 799 


ber Minderung oder Beſchädigung zu erjegenden Marimal« 
betrage3 zu veröffentlichen, jofern diefe Spezialtarife eine 
Preisermäßigung für den ganzen Transport gegenüber den 
gewöhnlichen Tarifen jeder Eifenbahn enthalten und der gleiche 
Marimalbetrag auf die ganze Transportſtrecke Anwendung 


findet. 
Artikel 36. 


(1) Der Entichädigungsberechtigte kann, wenn er die Ent- 
Ihädigung für das in Verluſt geratene Gut in Empfang 
nimmt, in der Quittung den Vorbehalt machen, daß er für 
den Fall, als das Gut binnen vier Monaten nad) Ablauf der 
Lieferfrift wieder aufgefunden wird, hiervon ſeitens der Eifen- 
bahnverwaltung jofort benachrichtigt werde. Über den Vor—⸗ 
behalt wird eine Beicheinigung erteilt. 


(2) In diefem Falle Tann der Entihädigungäberechtigte 
innerhalb 30 Tagen nach erhaltener Nachricht verlangen, daß 
ihm da3 Gut nad) feiner Wahl an den Verfand- oder an den 
im Frachtbriefe angegebenen Beltimmungsort Toftenfrei gegen 
Rüderftattung der ihm bezahlten Entſchädigung ausgeliefert 
werde. | 

(3) Wenn der im erften Abſatz erwähnte Vorbehalt 
nicht gemacht worden ift, oder wenn der Entjchädigungsberedh- 
tigte in der im zweiten Abſatze bezeichneten dreißigtägigen Frift 
da3 dort vorgefehene Begehren nicht geftellt hat, oder endlich, 
wenn da3 Gut erft nad) 4 Monaten nach Ablauf der Liefer- 
frift wieder aufgefunden wird, jo kann die Eifenbahn nad) 
den Gejegen ihres Landes über bag wieder aufgefundene 
Gut verfügen. 

Artikel 37. 

Sm Falle der Beichädigung hat die Eifenbahn den ganzen 
Betrag des Minderwertes de3 Gutes zu bezahlen. Im Talle 
die Beförderung nach einem Spezialtarife im Sinne des 
Art. 35 ftattgefunden hat, wird der zu bezahlende Schadens⸗ 
betrag verhältnismäßig reduziert. 


- Artilel 38. 


(1) Hat eine Deklaration des Intereſſes an der 
Lieferung ftattgefunden, fo Tann dem Berechtigten im Falle 
des Rerluftes, der Minderung oder der Beſchädigung außer 
der durch den Art. 34 und beziehungsweife durch den 
Art. 37 feitgefegten Entſchädigung noch ein weiterer Schaden- 





80 3. ü. über den Eifenbahnfrachtverkehr 


erſatz bis zur Höhe des in der Deklaration feſtgeſetzten 
Betrages zugeiprochen werden. Dad Borhandenjein und Die 
Höhe dieſes weiteren Schadens hat der Berechtigte zu erweiſen. 

(2) Die Ausführungsbeitimmungen fegen den Höchftbetrag 
des Frachtzuſchlages feit, welcher im Falle einer Deklaration 
des Intereſſes an der Lieferung zu zahlen ift. 

Ausf.-Beit. 8 9. 

(1) Die Summe, zu welcher das Intereſſe an ber Lie- 
ferung beffariert wird, muß im Frachtbrief an der dafür 
vorgejehenen Stelle mit Buchftaben eingetragen werben. 

(2) In diefem alle wird der Frachtzuſchlag für unteil- 
bare Einheiten von je 10 Franken und 10 Kilometern be- 
rechnet und darf 0,025 Franken für ein Kilometer und für 
je 1000 Franken des Betrages der deflarierten Summe nicht 
überfteigen. 

(3) Der geringfte zur Erhebung kommende Fradıtzu- 
Ihlag beträgt für den ganzen Durdlauf 50 Cts. 


Artifel 39. 

Die Eifenbahn Fanla für den Schaden, welcher durch 
Verſäumung der Lieferfrift (Art. 14) entjtanden ift, ſofern 
fie nicht beweijt, daß die Verfpätung von einem Ereigniffe 
herrührt, welches fie weder herbeigeführt hat, noch abzuwenden 
vermochte. 

Artikel 40, 

(1) Im alle der Verfäumung der Lieferfrift können ohne 
achtwei eine® Schadens folgende Vergütungen beanfprucht 
werden: 

Bei einer Serfpätung bis einjchließlich 1/,, der Lieferfrift: 

der 

Bei Kr Berfphtung bis einschließlich 2/,, der Lieferfrift: 


2/10 der Fracht. 

Bei Fr Serfpätung big einfchließlich 3/,, der Lieferfrift: 
t. 

Bei as Verſpätung bis einfchließlich %/,, der Lieferfrift: 
4/0 der Fracht. 

Bei einer Verfpätung von längerer Dauer: 8/10 der Fracht. 

(2) Wird der Nachweis eines Schadens erbracht, fo kann 

ber Betrag bi3 zur Höhe der ganzen Fracht beanſprucht 

werden 
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(3) Hat eine Deklaration bes Intereſſes ftattgefunden, fo 
können ohne Nachweis eines Schadens folgende Vergütungen 
beanfprucht werden: 

Bei Fra Serfpätung bis einjchließlich 1/5, der Lieferfrift: 

t. 
Bei eis: 8 er Berrtung bis einſchließlich? / 10 der Lieferftift: 
r 
Bei einer Berjpätung bis einfchließlich 3/,, der Lieferfrift: 


e/1o ber Fra 

Bei einer Berfpätung bis einfchließlich 4/,, der Lieferfrift: 
s/ 10 der Fracht 

Bei Saat Berjpätung bon längerer Dauer: Die ganze 


(4) Wird der Nachweis eines Schadens erbradt, fo kann 
der Betrag des Schadens beanfprucht werden. In beiden Yällen 
darf die Vergütung ben deflarierten Betrag bes Intereſſes 
nicht überfteigen. 

Ob bei einer Bieferfriftüberfchreitung ber Schaben durch 
grobe Yahrläffigkeit der Eifenbahn herbeigeführt worden ift, hat 
der Nichter nad freier Beweiswürdigung zu beurteilen; Die 
Beweislaſt trifft den Kläger. (OGH. 25. Yuli 1901, 8. 9324; 
Röll 1901:41.) 

Artikel 41. 


(Wie BR. 8 88.) 

Artifel 42. 

t Forderungsberechtigte kann 6 Prozent ginſen der 
als —ãA feſtgeſetzten Summe verlangen. Dieſe Zinſen 
laufen von dem Tage, an welchem das Entſchädigungs⸗ 
begehren geſtellt wird. 

Artikel 48. 

(Wie BR. 8 89.) 

Artikel 44. 

(1) Iſt die Fracht nebſt den ſonſt auf dem Gute haften⸗ 
den Forderungen bezahlt und das Gut angenommen, ſo ſind 
— rd gegen die Eifenbahn aus dem Frachtvertrage 
er 

(2) Hievon find jedoch ausgenommen: 

1. Entfehädigungsanfprüche, bei welchen der Berechtigte nad)- 
weifen kann, daß der Schaden durch Arglift oder grobe 
Sahrläffigkeit- der Eifenbahn herbeigeführt worden ift; 
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2. Entihädigungsansprüche wegen Verjpätung, wenn die Re⸗ 
Hamation fpäteftend am vierzehnten Tage, den Tag ber 
Annahme nicht mitgerechnet, bei einer der nad) Artikel 
27, Abjag 3 in Anſpruch zu nehmenden Eijenbahnen 
angebracht wird; 

3. Enſchädigungsanſprüche wegen ſolcher Mängel, deren Feſt⸗ 
ftellung gemäß Artifel 25 vor der Annahme des Gutes 
durch den Empfänger erfolgt iſt oder deren Feſtſtellung 
nah Art. 25 Hätte erfolgen follen und durch Ber- 
ſchulden der Eiſenbahn unterblieben ilt; 

4. Entſchädigungsanſprüche wegen äußerli nicht erkenn⸗ 
barer Mängel, deren Feitftellung nach der Annahme er- 
folgt ift, jedoh nur unter nachſtehenden Boraus- 
ſetzungen: 

a) es muß unmittelbar nach der Entdeckung des Scha⸗ 
dens und ſpäteſtens ſieben Tage nad) der Empfang- 
nahme de3 Gutes der Antrag auf Feititellung gemäß 
Art. 25 bei der Eiſenbahn oder dem zuftändigen 
Gerichte angebracht werden; 

b) der Berechtigte muß bemweifen, daß der Mangel während 
der Zeit zwifchen der Unnahme zur Beförderung und 
der Ablieferung entſtanden it. 

Bar indeffen die Feititellung des Zuftandes des 

Gutes durch den Empfänger auf der Empfangzftation 

möglih und hat die Eifenbahn fich bereit erflärt, diejelbe 

dort vorzunehmen, fo findet die Beitimmung unter 

Nr. 4 feine Anwendung. 

(3) €3 fteht dem Empfänger frei, die Annahme des 
Gutes, auch nad) Annahme de3 Frachtbriefes und Bezahlung 
der Fracht, injolange zu verweigern, al3 nicht feinem Antrage 
auf Feititellung der von ihm behaupteten Mängel jtattgegeben 
ift. Rorbehalte bei ber Annahme des Gutes find wirkungs⸗ 
103, fofern fie nicht unter Zuftimmung der Eifenbahn er- 
folgt find. 

(4) Wenn von mehreren auf dem Frachtbriefe verzeichneten 
Gegenftänden einzelne bei der Ablieferung fehlen, jo Tann der 
Empfänger in der Empfangsbeſcheinigung (Art. 16) bie 
nicht abgelieferten Gegenftände unter fpezieller Bezeichnung 
derjelben ausschließen. 

(5) Ale in diefem Artikel erwähnten Entihädigung3- 
anfprüche müſſen fchriftlih erhoben werden. 
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Artikel 45. 
(1, 2) (Wie BR. $ 91 (1) und (2), doc mit Hitierung 
des Art. 44, Nr. 1 ftatt des 8 90, Nr. 1 im Al (1).) 
(3) Bezüglich der Unterbrechung der Verjährung ent- 
jcheiden die Gefeße des Landes, wo die Klage angeftellt ift. 
(4) (Wie BR. 8 91 (4).) 

Die Beltimmung des Art. 45, Abſ. 3, des internationalen. 
übereinlommens3, nach welchem bezüglich ber Unterbredung ber 
Verjährung von Entfhädigungsforberungen aus dem Yrachtvertrage 
die Gefehe des Landes enticheiden, wo die Klage angeftellt ift, 

gilt auch für die Hemmung ber dFerjahrung. OGHy. 24. Oktober 
1901, 8. 10.441; Röll 1903: 60.) 
Artikel 46. 


(Wie BR. 8 91 (3), 0 mit Bitierung der Art. 44 
und 45 ftatt der 88 90 und 91.) 
Artikel 47. 

(1) Derjenigen Eifenbahn, welche auf Grund der Beitim- 
mungen dieſes Ai bereinkommens Entihädigungen geleiftet hat, 
fteht der Rüdgriff gegen die am Transporte beteiligten Bahnen 
nach) Maßgabe folgender Beitimmungen zu: 

1. diejenige Eifenbahn, welche den Schaden allein ver- 

ſchuldet hat, haftet für denjelben ausſchließlich; 

2. haben mehrere Bahnen den Schaden verjchuldet, To 
haftet jede Bahn für den von ihr verſchuldeten Scha⸗ 
den. Iſt eine ſolche Unterſcheidung nad) den Um⸗ 
ſtänden des Falles nicht möglich, ſo werden die Anteile 
der ſchuldtragenden Bahnen am Schadenerſatze nach 
den Grundjägen der folgenden Nummer 3 feitgefebt; 

3. ift ein Verſchulden einer oder mehrerer Bahnen als 
Urſache des Schaden? nicht nachweisbar, jo haften 
die fämtlichen am Transporte beteiligten Bahnen mit 
Ausnahme derjenigen, welche beweiſen, daß der Scha⸗ 
den auf ihrer Strede nicht entitanden ift, nach Ver- 
hältni3 ber reinen Fracht, welche jede derſelben nach 
dem Tarife im Falle der ordnungsmäßigen Ausführung 
de3 Transportes bezogen hätte. 

(2) Im Falle der Zahlungsunfähigleit einer der in dieſem 
Artikel bezeichneten Eifenbahnen wird der Schaden, der hier- 
aus für die Eifenbahn entiteht, welche den Schadenerjab ge- 
leiftet hat, unter alle Eifenbahnen, welche an dem Transport 
teilgenommen haben, nad) Verhältnis der reinen Fracht verteilt. 
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Artilel 48, 


(1) Die Vorfchriften des Art. 47 finden auch auf Die 
Fälle der Verfäumung der Lieferfrift Unmwendung. Für PVer- 
jäumung der L2ieferfrift haften mehrere fchuldtragende Ber- 
waltungen nach Verhältnis der Zeitdauer der auf ihren 
Bahnftreden vorgelommenen Verſäumnis. 


(2) Die Verteilung der Lieferfrift unter den einzelnen an 
einem Transporte beteiligten Eifenbahnen richtet fi, in 
Ermanglung anderweitiger Vereinbarungen, nad den durch 
die Ausführungsbeitimmungen feftgefegten Normen. 

Ausf.⸗Beſt. 8 10. 

(1) Die nach Xrtifel 14 des Ubereinkommens und $ 6*) 
diefer Ausführungsbeftimmungen im einzelnen Yalle für einen 
internationalen Transport fich berechnende Lieferfrift verteilt 
jih auf die am Transporte teilnehmenden Bahnen, in Er- 
ung einer anderweitigen Berftändigung, in folgender 

eiſe: 

1. Im Nachbarverkehr zweier Bahnen: 

a) die Expeditionsfriſt zu gleichen Teilen; 

b) die Zransportfrift pro rata der Streckenlänge 
(Tariflänge), mit der jede Bahn am Transporte 
beteiligt ift; 

2. Im Verkehr dreier oder mehrerer Bahnen: 

a) die erjte und lebte Bahn erhalten ein Präzipuum 
bon je 12 Stunden bei Frachtgut und 6 Stunden 
bei Eilgut aus der Erpeditionzfrift; 

b) der Reft der Erpeditiongfrift und ein Drittel der 
Transportfrift werden zu gleichen Teilen unter allen 
beteiligten Bahnen verteilt; 

c) die übrigen zwei Drittel ber Transportfriſt pro rata 
der Stredenlänge (Tariflänge), mit der jede Bahn 
am Transporte beteiligt ift. 

(2) Etwaige Zuſchlagsfriſten kommen derjenigen Bahn zu⸗ 
gute, nach“ deren Lokaltarifbeſtimmungen ſie im gegebenen 
Falle zuläſſig ſind. 

(3) Die Zeit von der Auflieferung des Gutes bis zum 
Beginn der Lieferfriſt kommt lediglich der Verſandbahn 
zugute. 


*) Abgedruckt Seite 788. 
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(4) Wird die Lieferfrift im ganzen eingehalten, jo fommt 
porftehende Berteilung nicht in Betracht. 


Artilel 49. 


Eine Solidarhaft mehrerer am Transporte beteiligter 
Bahnen findet für den Rüdgriff nicht ftatt. 


ArtileL 50. 


Tür den im Wege des Nüdgriffs geltend zu madjenden 
Anſpruch der Eifenbahnen untereinander ift die im Ent- 
ſchädigungsprozeß gegen die rüdgriffnehmende Bahn ergangene 
endgültige Entſcheidung hinſichtlich der Verbindlichkeit zum 
Schadenerſatz und der Höhe der Entihädigung maßgebend, 
jofern den im Rückgriffswege in Anjprud zu nehmenden 
Bahnen der Streit in gehöriger Yorm verkündet ift und 
diefelben in der Lage ſich befanden, in dem Prozeſſe zu 
interdenieren. Die Frift für dieſe Intervention wird von 
dem Nichter der Hauptjache nad) den Umſtänden des Falles 
und jo kurz als möglich beftimmt. 

Die gemäß Art. 50 30. über ben Eifenbahmfrachtverfehr 
einer beflagten Eiſenbahnverwaltung zugeftandene Zrift zur Streit- 
verfündigung an die im Nüdgriffswege in Anſpruch zu nehmenden 
Vorbahnen muß derart bemeijen werben, daß dieſen letzteren 
die Möglichkeit einer tatjüchlichen Sntervention gefichert erſcheint. 
(OH. 24. Mai 1899, 3. 8086.) 


Artikel 51. 

(1) Inſoweit nicht eine gütliche Einigung erfolgt ift, find 
jämtliche beteiligte Bahnen in einer und derjelben Klage zu 
belangen, widrigenfalls das Recht des Nüdgriffs gegen die 
nicht belangten Bahnen erlifcht. 

(2) Der Richter Hat in einem und bemjelben Berfahren 
zu entjcheiden. Den Beklagten fteht ein weiterer NRüdgriff 


nit zu. 
Artilel 52. 
Die Verbindung des Rüdgriffsperfahrens mit dem Ent- 
Ihädigungsverfahren ift unzuläffig. 
Artikel 53. 


(1) Für alte Rüdgrifisanfprüche ift der Richter de3 Wohn- 
ſitzes der Bahn, gegen welche der Rüdgriff erhoben mird, 
ausſchließlich zuftändig. 
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(2) Iſt die Klage gegen mehrere Bahnen zu erheben, jo 
jteht der Hagenden Bahn die Wahl unter den nah Maßgabe 
de3 eriten Abſatzes dieſes Artifel3 zuftändigen Richtern zu. 


Artikel 54. 


Die Befugnis der Eifenbahnen, über den NRüdgriff im 
voraus oder im einzelnen Yalle andere Vereinbarungen zu 
treffen, wird durch die vorftehenden Beitimmungen nidt 


berührt. 
Artikel 55. 


Soweit nicht durch da3 gegenwärtige Übereinlommen 
andere Beitimmungen getroffen find, richtet ſich das Verfahren 
nad) den Geſetzen des Prozeßrichters. 


Artikel 56. 


(1) Urteile, welche auf Grund der Beſtimmungen dieſes 
UÜbereinkommens von dem zuſtändigen Richter infolge eines 
fontradiftorifchen oder eines Verſäumnisverfahrens erlafien 
und nad den für den urteilenden Richter maßgebenden Ge- 
ſetzen vollftredbar geworden find, erlangen im Gebiete jänt- 
licher Bertragsftaaten Vollitredbarkeit unter Erfüllung der 
von den Geſetzen des Landes vorgejchriebenen Bedingungen 
und Formalitäten, aber ohne daß eine materielle Prüfung 
des Inhaltes zuläſſig wäre. Auf nur vorläufig vollftredbare 
Urteile findet dieſe Vorfchrift feine Anwendung, ebenjowenig 
auf diejenigen Beltimmungen eines Urteild, durch welche der 
Kläger, weil derjelbe im Prozeſſe unterliegt, außer den Progeß- 
foften zu einer weiteren Entſchädigung verurteilt wird. 

(2) Eine GSicherftellung für die Prozeßfoften Tann bei 
Klagen, welche auf Grund des internationalen Frachtver⸗ 
trage3 erhoben werden, nicht gefordert werden. 


Artilel 57. 


(1) Um die Ausführung des gegenmärtigen Überein- 
kommens zu erleichtern und zu fichern, foll ein BZentralamt 
für den internationalen Transport errichtet werden, welches 
die Aufgabe bat: 


1. die Mitteilungen eines jeden der vertragfchließenden 
Staaten und einer jeden .ber beteiligten Eifenbahn- 
verwaltungen entgegenzunehmen und fie den übrigen 
Staaten und Verwaltungen zur Kenntnis zu bringen; 
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2. Nachrichten aller Art, welche für da3 internationale 
Transportweſen bon Wichtigkeit find, zu jammeln, zu⸗ 
fammenzuftellen und zu veröffentlichen; 

3. auf Begehren der Parteien Entfcheidungen über 
Gtreitigfeiten der Eifenbahnen untereinander abzugeben ; 

4. die geichäftliche Behandlung der behufs Abänderung 
des gegenwärtigen Übereinkommens gemachten Xor- 
ſchläge vorzunehmen, ſowie in allen Fällen, wenn hierzu 
ein Anlaß vorliegt, den vertragjchließenden Staaten 
den BZufammentritt einer neuen Konferenz vorzu- 
ſchlagen; 

5. die durch den internationalen Transportdienſt bedingten 
finanziellen Beziehungen zwiſchen den beteiligten Ver⸗ 
waltungen, fowie die Einziehung rüdjtändig gebliebener 
Forderungen zu erleichtern und in dieſer Hinficht die 
Sicherheit des Verhältniſſes der Eifenbahnen unter- 
einander zu fördern. 

(2) Ein bejonderes Reglement*) wird den Gib, die Zu- 

fammenfegung und Organifation dieſes Amtes ſowie Die zur 
Ausführung nötigen Mittel feitftellen. 


Artikel 58. 


(1) Das im Art. 57 bezeichnete Zentralamt Hat die Mit- 
teilungen der Bertragsftaaten in betreff der Hinzufügung 
oder der Gtreihung von Eifenbahnen in den in Gemäßheit 
des Art. 1 aufgeitellten Liften entgegenzunehmen. 

(2) Der wirflide Eintritt einer neuen Eifenbahn in den 
internativnalen Transportdienft erfolgt erft nach einem Monat 
bom Datum des an die anderen Staaten gerichteten Benad)- 
rihtigungsfchreibend des Bentralamtes. 

(3) Die Streihung einer Eijenbahn wird von dem Ben- 
tralamte vollzogen, jobald e8 von einem der Bertragsftaaten 
davon in Kenntnis gejegt wird, Daß Diejer feitgeitellt Hat, 
daß eine ihm angehörige und in der von ihm aufgeftellten 
Lifte verzeichnete Eiſenbahn aus finanziellen Gründen, oder 
infolge einer tatſächlichen Behinderung nicht mehr in der 
Rage ift, den Verpflichtungen zu entfpreiben, welche den Eifen- 


*) Dieſes Reglement (hier nicht abgedrudt) ſowie die Ausfüh— 
tungsbeftimmungen zum ZU. und die Anlagen 1—4 follen Diefelbe 
Kraft und Dauer haben wie bad übereinfommen jelbft. (Punkt 4 bes 
Protokolls zum Ju.) 
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bahnen durch das gegenwärtige Übereinlommen auferlegt 
iverden. 

(4) Jede Eifenbahnverwaltung ift, fobald fie” ſeitens des 
Bentralamtes die Nachricht von der erfolgten Streichung 
einer Eiſenbahn erhalten hat, berechtigt, mit der betreffenden 
Eiſenbahn alle aus dem internationalen Transporte ſich er⸗ 
gebenden Beziehungen abzubrechen. Die bereits in Aus— 
führung begriffenen Transporte ſind jedoch auch in dieſem 
Falle vollſtändig auszuführen. 

Um neueröffnete Eiſenbahnſtrecken, welche dem internationalen 
übereinfommen über den Eifenbahnfrachtverfehr unterflellt werben 
follen, im Sinne be3 Art. 583 dieſes Übereinkommens beim 
Bentralamte für ben internationalen Eifenbahntransport in Bern 
rechtzeitig anmelden zu können, wird ed ber betriebführenden 
Berwaltung obliegen, noch vor erfolgter Betriebseröffnung neuer 
Linien oder auch nur von Teilftreden folder Linien anher zu 
berichten, ob bdiefelben in bie Liſte der dem erwähnten inter- 
nationalen Übereinfommen unterftellten Gifenbahnen einbezogen 
werden, oder ob fie vom internationalen Transportbienfte aus- 
geioffen Ste Kr g follen. (EM. 10. November 1897, 3. 16894/I, 


Artikel 59. 


(1) Wenigſtens alle drei Jahre wird eine aus Delegierten 
der vertragichließenden Staaten beftehende Konferenz zu⸗ 
fammentreten, um zu dem gegenwärtigen Übereinfommen Die 
für notwendig erachteten Abänderungen und Berbefjerungen 
in Vorſchlag zu bringen. 

(2) Auf Begehren von wenigſtens einem Biertel der be- 
teiligten Staaten kann jedoch der Yufammentritt von Kon- 
ferenzen auch in einem früheren Zeitpunkte erfolgen. 


Artikel 60. 


Das gegenwärtige Übereinfommen ift für jeden beteiligten 
Staat auf drei Jahre von dem Tage, an welchem dazfelbe in 
Wirkſamkeit tritt, verbindlih. Jeder Staat, welcher nad 
Ablauf diefer Zeit von dem übereinfommen zurüdzutreten 
beabfichtigt, ift verpflichtet, hievon die übrigen Staaten ein 
Jahr vorher in Kenntnis zu feben. Wird von diefem Rechte 
fein Gebraud) gemacht, jo ift das gegenwärtige Übereintommen 
ala für meitere drei Jahre verlängert zu betrachten. 
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Die in den vorhergehenden Ausführungsbeitimmungen 
in Franken ausgedrüdten Summen jind in Den vertrag- 
Ichließenden Staaten, in melden die Franfenwährung nicht 
Mh duch in der Landeswährung ausgedrüdte Beträge zu 
erjegen. 


IV. Sprengmitteltransport. 
Derordunng des Handelsminifters vom 1. Auguſt 1895, 
RGB. Ar. 126,*) 


betreffend die Negelung des Transporte erplofiver Gegen⸗ 
ftände auf Eijenbahnen. 
(Unter Einbeziehung der mit den Verordnungen vom 1. Auguſt 
1894, RGB. Nr. 166 (I. Nachtrag), 1. Mai 1895, RGB. Nr. 61 
(II. Nachtrag), 5. Dezember 1897, RGB. Nr. 274 (II. Nadıtrag), 
eingeführten Mbänderungen und Ergänzungen.) 


I. Allgemeine Beftimmungen. 


8 1. Die nadjftehenden Vorſchriften finden auf die 
Beförderung der in der Anlage B zum Betriebsreglement für 
die Eifenbahnen der im Reichsrate vertretenen Königreiche 
und Länder vom 10. Dezember 1892, RGB. Nr. 207, unter 
Nr. XXX Va aufgezäblten erplojiven Gegenftände Anwendung, 
und zwar auf: 


*) Einführungserlaß vom 1. Auguſt 1898, 8. 40.703 
(88. 1893:92), zur Berordnung vom 1. Auguft 18%, RGB. 
Nr. 126, betreffend den Transport erplofiver Gegen- 
fände auf Eifenbahnen. 


L 

Unter Bezugnahme auf die im Neichögefegblatte und im hier- 
amtlichen Verordnungsblatte für Eiſenbahnen nud Schiffahrt zur 
Kundmachung gelangende Verordnung des Handelsminifteriums vom 
1. Yuguft 1893, betreffend den Transport erplofiver Gegenftände auf 
Eifenbahnen, wird ben geehrten Verwaltungen in Berüdfichtiguug der 
beim Transporte von erplofiven Gütern benfelben faktiſch er- 
wachſenden bejonderen Auslagen geftattet, daß au in Hinkunft, 
jedoh nur rädjichtlih ber im der bezogenen Verorbnung genannten 
Gegenſtände, für den Zivilgüterverkehr die Einhebung des boppelten 
Sage ber Normalllaffe I erfolge und werden biefelben ferner 
ermädtigt, für die laut 8 36 ber Berorbnung borzunehmenbe 
Aviſierung der in den VBeitimmungsßatiouen angelangten Senbungen 
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1. Shwarzpulver (Shieß- und Spreng- 
pulver), fowie andere Schießmittel, fomweit letztere 
zum Eifenbahntrangporte bejonderd zugelajjen ind. 


buch Boten bie gleiche Gebühr, wie für die ZBuftellung von 
Telegrammen zu erheben. 

Die Verwaltungen werden außerdem aufgefordert, im Sinne bes 
5,32 obiger Verordnung ihre Organe zur genaueften Einhaltung 
der für Feuerzüge feitgeftellten Yahrordnung und der Anſchlüſſe 
zu verhalten und wird die k. k. Generalinſpektion der öfterreichifchen 
Eifenbahnen gleichzeitig angewiejen, die Wusführung dieſes Auf⸗ 
trages ftrenge zu überwachen. 





Unlangend bie beim Eifenbahntransporte erplofiver 
und dbenfelben ähnlicher Gegenftände etwa erforderlichen 
befonderen Nahmeifungen wirb den geehrten Berwaltungen 


nachſtehendes eröffnet: 


a) Hinfihtlidh der im $ 1 der Berordnung vom 1. Auguſt 

1893, betreffend die Regelung be3 Trandportes erplo- 

fiver Gegenftände auf FH bnen, aufgeführten Gegen— 
ände. 

Die Borjchriften, betreffend die etwa erforberlichen bejonderen 
Hachweilungen beim Eifenbahntranzporte der im 8 1 der Verordnung 
vom 1. Auguft 1893 genannten Gegenftände: 

. " Schwarzpulver (Schieß- und Sprengpuloer), 

. Tongeflionierte Sprengmittel, 

. Batronen für Handfeuerwaffen und fonftige Munition, 
.Feuerwerkskörper, 

Zundſchnüre, 

. Nitrozelluloſe und 

. fprengkräftige Zünbungen 

find in 8 10 diefer Verorduung enthalten und wird. nur rüdfichtlich 
der Ausfertigung der im Verkehre nah und von Ungarn für die 
fonzefjionierten Sprengmittel erforderlichen Geleitiheine auf bie 
Hanbelsminifterialerläffe vom 1. Februar 1884, 3. 3523 (CB. 1884, 
©. 325), 7. März 1884, 8. 7406 (CB. 1884, ©. 562), 3. Juni 
1884, 8. 16.964 (CB. 1884, ©. 1264), und 14. Juli 1884, 
B- 25.500 (EB. 1884, ©. 1381), fowie auf die Verordnung bes 
Er un — —3 — des Innern vom 8. Februar 1884, 
8. 7111 (68. 1884, ©. 265), hingewieſen. 


b) ——— ber in der Anlage B zum Eiſenbahn— 

betrieböreglement enthaltenen derartigen Gegenftänbe, 

weiche in $1 der Verordnung vom 1. Auguft 1893 nidht 
erwähnt find. 

1. Rüdfihtlih der Betarden für Knallhaltefignale auf 

den Eifenbahnen (Nr. I der Anlage B) iſt im Verkehre innerhalb 


Nenpwwnr,, 
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2. Konzeſſionierte Sprengmittel, fomweit 
diefelben zum Eifenbahntransporte bejonder3 zugelaſſen find. 





des Geltungsgebietes des Geſetzes vom 27. Mai 1885, RGB. Nr. 134, 
jowie bei der Einfuhr in dieſes Geltungsgebiet in Gemäßheit bes 
$ 1 Diejes Geſetzes eine behörbliche Bewilligung beizubringen, den 
im Punkte 3 deö 8 3 der Verordnung vom 4 uguß 1 RGB. 
Nr. 135, behandelten Fall ausgenommen, daß es Fr m ben 
Beſitz der Eiſenbahnunternehmungen handelt. 

2. Rückſichtlich der in Nr. II ber Anlage B genannten 
Artikel gelten folgene Borfchriften: 


a) Zündhütchen für Schußwaffen und Geſchoſſe fallen 
unter die Beftimmungen des 8 10, 8. 7a, ber Verordnung. 

b) Auf BZündfpiegel haben bie zufolge 8 10, 8. 3, der Ber- 
ordnung Hinfichtlih der Patronen für Handfeuerwaffen und 
fonftiger Munition geltenden Beftimmungen, ebenſo wie bisher, 
Anwendung zu finden. 

c) Patronenhülſen mit Zando a gehbren zufolge 
der mit Verordnung vom 22. Auguſt 186 Nr. 100, 
hinausgegebenen Erläuterung zu 8 4 des Baffenpatenten zu ben 
arunitionögegenftänben, daher dieſe Artilel unter bie Ne 
flimmungen bed 8 10, 8. 3, der Verordnung fallen. 

d) Für nidt Iprengteäftige Bündungen if die Nad. 
PA einer behördlichen Bewilligung zur Inverlehrſetzung 
auch in Hinkunft nicht erforderlich. 

3. Für Sicherheitszünder (Mr. IV ber Anlage B) ift 
bie Nachweiſung einer behördlichen Bewilligung zur Inverkehrſetzung 
auch in Hinkunft nicht erforberlid. 

4. Belloidin (Nr. VII der Anlage B) fällt unter die Be- 
fliimmungen des 8 10, 3. 6b, ber Verordnung. 

5. Fur Hlorfaured Kali und andere hlorjaure Salze 
(Nr. XII der Anlage B) ift die Nachweifung einer behördlichen 
Bewilligung zur Inverkehrſetzung auch in Hinkunft nicht erforderlich. 

Pilrinfäure (Nr. XIV ber Anlage B) fällt unter bie 
Befimmngen unter 8 10, 8. 6b, ber Verordnung. 

7. Sertige Patronen, und zwar 1. Metallpatronen mit 
ausſchließlich aus Metall erzeugten Oütfen, 2. Batronen, deren 
Hülfen nur zum Zeil aus Metall beitehen (Nr. XXXVII der 
Anlage B), fallen unter die Beitimmungen des 8 10, 8. 3, ber 
Verordnung. 

8. Run eh ndhütchen und Shrotzündhütchen (Flaubert⸗ 
munition tr. XXXVDOa ber Anlage B) fallen unter bie Be- 
fimmungen N 8 10, 8. 3, der Verordnung. 

2. Seuerwertölörper, welche au3 gepreßtem Mehl— 
pulver und ähnlichen Gemifhen beftehen (Nr. XXXVIII 
der Anlage B), fallen unter die Beftimmungen de 8 10, 8. 4, 
ber. Berorbnung. 
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3. Fertige (dad heißt mindeſtens mit dem Schieß— 
mittel geladene) Batronen für Handfeuerwaffen und 
fonftige Munition, weldhe entweder Schwarzpulver oder 
andere zum Eijenbahntrandporte befonderd zugelaffene Schieß- 
mittel enthalten. 

(Fertige Batronen für Handfeuerwaffen, und zwar 
1. Metallpatronen mit ausjchließlid aus Metall erzeugten 
Hülfen und 2. Patronen, deren Hüljen nur zum Teile aus 
Metal bejtehen, ferner Kugelzündhütchen und Schrotzünd- 
hütchen (Flaubertmunition), unterliegen bei Einhaltung ber 
in Nr. XXXVI, beziehungsmweife XXXVII der Anlage B zum 
Eifenbahnbetriebsreglement vom 10. Dezember 1892, RGB. 
Nr. 207, feftgejebten Bedingungen den daſelbſt enthaltenen 
Vorſchriften.) 

4. Feuerwerkskörper, inſoweit ſie nicht Stoffe 
enthalten, welche nach $ 50, A. 4, lit. a) bis e) [einfchließlich] 


10. Gepreßte Schießbaumwolle mit mindeſtens 15% 
Waftergehalt (Nr. XXXIX der Unlage B), ferner Schieß⸗ 
baummolle in Slodenform und Kollodiumwolle, fofern 
fie mit mindbeftens 35% Waſſer angefeuchtet find (Rr. XL 
Unlage B), fallen unter die Beitimmungen des 8 10, Beziehungs- 
weiſe 6b, der Verordnung. 

11. Knallbonbons (Rr. XLI der Anlage B) fallen unter 
die VBeflimmungen bes 8 10, 3. 4, ber Verorbnung. 

12. Bengaliſche Schelladpräparate ohne Zünder 
(Rt. XLI der Anlage B) fallen unter die Beſtimmungen in 8 10, 
3. 4, der Verordnung. 

13. Für Hündbänder und Zündblättchen (amorces 
Nr. XLIM der Anlage B]) ift im Verkehre innerhalb des Geltung 
gebiete bed Geſetzes vom 27. Mai 1885, RGB. Nr. 134, be 
ziehumngsweife bei der Einfuhr im dieſes Geltungsgebiet, in Ge 
mäßbeit deö 8 1 dieſes Geſetzes, eine behördliche Bewilligung bei- 
zu 

14. Anallerbſen (Nr. XLIV ber Anlage B) fallen unter bie 
Beitimmungen bes 8 10, 3 4, der Verordnung. 

Die nad) den obigen Ausführungen für den Eiſenbahntransport 
der genannten Gegenftände erforderlichen befonderen Nachweifnngen 
find ben betreffenden Eifenbahnfrachtbriefen jemweilig anzuſchließen, 
jene Fälle ausgenommen, in melden entiweber die Frachtbriefe felbft 
behördlich vidiert find (Berorbnung vom 1. Auguft 1893, 8 10, 
3. 2 [3], und Berorbnung vom 11. Februar 1860, RGOB. Nr. 39, 
88 3 und 4) oder auf dem Frachtbriefe nad) erfolgter Vorweiſung 
der erforderlichen behörblicden Zertififate ein bahnamtlicher Vermert 
hierüber gemacht wird (Verordnung vom 11. Februar 1860, NEW. 
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des Eifenbahnbetriebgreglement3 vom 10. Dezember 1892, 
RGB. Nr. 207, von der Beförderung ausgeſchloſſen find. 

(Feuerwerfsförper aus Mehlpulver und ähnlichen Ge- 
mijchen, ſowie bengalifche Schelladpräparate unterliegen bei 
Einhaltung der in Nr. XXXVII, beziehungsweife XLII der 
Anlage B zum Eijenbahnbetriebsreglement vom 10. Dezember 
1892, RGB. Nr. 207, feitgefeßten Bedingungen den dafelbit 
enthaltenen Borfchriften.) 

5. Zündſchnüre. 

(Sicherheitszünder unterliegen bei Einhaltung der in 
Nr. IV der Anlage B des Eifenbahnbetriebreglement3 vom 
10. Dezember 1892, RGB. Nr. 207, feftgefehten Bedingungen 
den dafelbft enthaltenen Borjchriften.) 

6. Nitrozgellulofe, in3bejfondere Shieß- 
baummolle, Kollodiummolleund BPyropapier 
(fofern dieſe Stoffe mit mindeitend 20 Prozent Waffer ans 
gefeuchtet find), ferner Batronen au3 gepreßter 
Schiegbaummolle mit einem PBaraffinüber- 
zuge, ſoweit derlei Präparate zum Eifenbahntranzport zu=> 
gelaſſen find. 

(Gepreßte Schießbaummolle mit mindeitens 15 Prozent 
Waſſergehalt und Scießbaummolle in Flodenform, fowie 
Kollodiummolle, beide mit mindeitend 35 Prozent Waſſer⸗ 
gehalt, unterliegen bei Einhaltung der in Nr. KXEIK, be- 
ziehungsweiſe der Anlage B zum Eiſenbahnbetriebsregle⸗ 
ment vom 10. Dezember 1892, RGB. Nr. 207, feſtgeſetzten 
Bedingungen den daſelbſt enthaltenen Vorſchriften.) 

7. Sprengfräftige BZündungen, als 
Sprenglapfeln (Sprengzündhütchen) und 
Minenzändungen, welde durd Elektrizität oder durch 
Reibung zur Wirkung gebracht werden. 

8 2. Die im $ 1 aufgezählten Gegenftände werden, 
infomweit deren Eiſenbahntransport an eine befondere YZu- 
laſſung gebunden ift, den Bahnverwaltungen vom Handels⸗ 


Nr. 39, 86, und HME. vom 15. Dezember 1884, 3. 44.202 
[CB. 1884, S. 2181]), oder endlich die Anbringung des Abdrudes 
der minifteriellen Tran3portbewilligung an ber äußeren Berpadung 
der Gegenſtände die Stelle des Geleitfcheines vertritt (Verordnung 
vom 1. Auguft 1893, 810, 3. 2 [1]). 

Die geehrte Verwaltung wird ſohin aufgefordert, die dortigen 
Stationen hiernach entſprechend zu inftruieren. 
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minifterium*) unter Bezeichnung der betreffenden Fabrik und 
unter Angabe der Berpadungsbeftimmungen namhaft gemacht. 

3. Dem Handeläminifterium*) bleibt e8 vorbehalten, 
für jene Eifenbahnftreden, innerhalb welcher Teine reinen 
Laſtzüge verfehren und auf welchen ſich auch feine Gelegen- 
heit zur Einleitung reiner Laftzüge in periodifchen Zwiſchen⸗ 
räumen ergibt, über Antrag der betreffenden Verwaltung die 
Ausſchließung erplojiver Güter vom Eijenbahntransporte aus«- 
zuſprechen. 

8 4 Die Vorſchrift für den Militärtransport auf 
Eifenbahnen (vierte Auflage 1892), wird durch die gegen- 
wärtige Verordnung nicht berührt und find für Die jeiteng 
der Militärverwaltung zur Aufgabe gelangenden erplofiven 
Güter ausfchlieglich die Beitimmungen der bezogenen Militär- 
borjchrift maßgebend. 

5. Die im 8 1 aufgezählten explofiven Gegenjtände 
werden, infofern nicht für Sendungen von Privaten an Die 
Militärverwaltung, ferner nicht für einzelne Sorten oder 
Eifenbahnftationen befondere Vorſchriften beitehen oder von 
Fall zu Fall ergehen, unter den nachbezeichneten Bedingungen 
zum Eifenbahntransporte übernommen. 


II, Berpadung. 

8 6. Hinſichtlich der Berpadung gelten folgende Ve⸗ 
fHimmungen: 

1. Schwarzpulver (Schieß⸗ und Spreng- 
pulpder) und die fonftigen zum Eifenbahntrangporte zu=- 
gelaffenen Shießmittel müfjen, fomweit für Ießtere in 
der Zulaſſungserklärung nicht andere Borfchriften enthalten 
find, in ftaubdicht gewebte Säde (mehlförmige Präparate in 
Doppelte, gewebte oder Dichte lederne Säde) und überdies in 
Holafäffer, Kiften oder metallene Gefäße verpadt fein. Auch 
können bierzu aus mehrfahen Lagen ſehr ftarfen und fteifen 
gefirnißten Pappdeckels gefertigte Fäſſer (jogenannte amerila- 
nifche Fäller) verwendet werden. 

Kommen Holzfälfer zur Verwendung, jo müffen diefelben 
gut abgebunden und an dem äußeren Umfange jedes Bodens 
mit einem mittel drei gut verzinnter Nägel (Schloßnägel) 
befeftigten Einfegreifen verfehen fein. Die legten Reife au 

J— Zufolge Kundmachung des Handelsminiſters und des Eifen- 


bahnminiſters vom 19. Jänner 1836, RGB. 16, iſt hinſichtlich 
der Eiſenbahnangelegenheiten das EM. an Stelle des HM. getreten. 
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beiden Enden des Falles (Hauptreifen) find gleichfall3 mit je 
drei derartigen Nägeln zu befeitigen, die Bauchreifen aber 
mit je drei an die Endreifen gejtügte Reifeftüde zu fpreizen. 
Die Nägel dürfen nicht in da3 Innere des Falles hinein- 
ragen. Die Kiften müſſen dicht gefügt und deren Wände 
durd) fogenannte Verzinfung verbunden fein. Die Dedel find 
zu verfchrauben. 

Die Behälter müſſen an ber Außenſ. ite die deutliche 
und genaue Bezeichnung des Inhaltes, z. B. „Schießpulver 
(Schwarzpulver)“, „Sprengpulver (Schwarzpulver)“ uſw. tra⸗ 
gen. Bei Einfuhrs⸗ und Tranſitſendungen muß auch der 
Name oder die Firma des Erzeugers angegeben ſein. 

2. Für konzeſſionierte Sprengmittel gel- 
ten folgende Normen: 

a) Dieſelben dürfen nur in jenen Formen, Umhüllungen 
und in jener Berpadung in Verkehr gejebt werben, 
welche in der Bulaffungserflärung für jede einzelne Sorte 
vorgefchrieben find. 

b) Die Gefäße, in welchen Tonzeffionierte Sprengmittel ver- 
padt find, müfjen an der Außenjeite mit einem Plakate 
verfehen fein, welches die deutliche und genaue Bezeich- 
nung des Präparate und der Sorte, fowie den Namen 
oder die Firma des Erzeugers, die Bezeichnung der 
Fabrik, ferner das Datum und die Zahl der minifteriellen 
Transportbewilligung und endlich das Datum der Er- 
zeugung trägt. Das Plakat iſt auf der Außenfeite eines 
jeden zum Transporte beitimmten Gefäßes in der Weife 
anzubringen, daß dasfelbe beim Hffnen der Gefäße 
zerriffen wird. Endlih muß jedes Gefäß am Verſchluſſe 
mit der deutlich ausgedrüdten Fabriksplombe ver- 
ſehen fein. 

Die erwähnten Plakate und Plombenabdrüde werden 
von Fall zu Fall bei Erteilung der Tranzportbewilligung 
ben Bahnverwaltungen mitgeteilt werden. 

c) An der Außenfeite des Dedelö eines jeden Berpadungs- 
gefäßes muß eine kurze Belehrung über das Offnen 
und Schließen der Gefäße in augenfälliger Weife ange- 
bracht fein. 

3. Fertige Patronen für Handfeuer- 
waffen find zunädjft partienweife in Kartons von fteifer 
Pappe derart feit zu verpaden, daß ein Berfchieben in den 
Kartons nicht eintreten kann. Die einzelnen Karton mit 
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Patronen find fodann dicht neben- und übereinander in gut» 
gearbeitete, dem Gewichte des Inhaltes entiprechend ſtarke 
Holzkiften oder Tonnen, deren Fugen fo gedichtet find, daß ein 
Ausftreuen nicht ftattfinden kann, und welche nicht mit eifernen 
Reifen oder Bändern verjehen finds, feft zu verpaden. Statt 
der hölzernen Kiften oder -Tonnen können auch aus mehr- 
fachen Lagen ſehr ſtarken und fteifen gefirnißten Pappdeckels 
gefertigte Fäſſer (fogenannte amerikaniſche Fäſſer) verwendet 
werden. Der Verfchluß der Kiften darf nicht mittels eijerner 
Nägel erfolgen. 

Das Gewicht der in einem Behälter befindlihen Pa⸗ 
tronen darf 60 kg, da3 Bruttogewiht eines Behälters 
90 kg nicht überſchreiten. 

Die Behälter müſſen mit der deutlichen, gedrudten oder 
ihablonierten Auffchrift „Patronen für Handfeuerwaffen, ge⸗ 
laden mit... ... “verſehen fein. 


Für Sendungen von fonftiger Munition wird 
über die Zuläfjigkeit der gewählten Berpadung, ſowie über 
dag Marimalgewicht der Behälter fallweife entſchieden. 


4. Feuerwerkskörper ſind in hölzerne, haltbare 
und den Gewichte des Inhaltes entjprechend ſtarke Kiften oder 
Tonnen, deren Fugen jo gedidhtet find, daß ein Ausftreuen 
nicht ftattfinden kann, und welche nicht mit eifernen Reifen 
oder Bändern verjehen find, feit zu verpaden. Statt ber 
hölzernen Kiften oder Tonnen können auch aus mehrfachen 
Lagen jehr ftarfen und fteifen gefirnißten Pappdeckels ge- 
fertigte Fäſſer (ſogenannte amerikanische Fäſſer) verwendet 
werden. Der Verſchluß der Kijten darf nicht mittel eiferner 
Nägel erfolgen. 


Das Bruttogewicht eines Behälter darf 90 kg nidt 
überfteigen. | 

Die Behälter müſſen mit der deutlichen, gedrudten oder 
ihablonierten Aufſchrift „Feuerwerkskörper“ verfehen fein. 


5. Zündſchnüre find in hölzerne, haltbare und dem 
Gewichte des Inhaltes entiprechend ſtarke Kijten oder Tonnen, 
deren Fugen fo gedichtet find, daß ein Ausftreuen nicht ftatt- 
finden fann, und welche nicht mit eifernen Neifen oder 
Bändern verjchen find, feit zu verpaden. Statt der hölzernen 
Kiften oder Tonnen können auch aus mehrfachen Lagen jehr 
itarfen und jteifen gefirnißten PBappdedels gefertigte Fäſſer 
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(fogenannte amerifanifche Fäffer) verwendet werden. Der Ver- 
ſchluß der Kiften darf nicht mittel3 eiferner Nägel erfolgen. 
Das Gewicht der in einem Behälter befindlichen Zünd- 
ſchnüre darf 60 kg, das Bruttogewicht eines Behälters 
90 kg nit überfchreiten. 
Die Behälter müffen mit der deutlichen, gedrudten oder 
Ihablonierten Aufichrift „Zündſchnüre“ verfehen fein. 

6. Nitrozellulofe, insbeſondere Schießbaum- 
wolle, Kollodiummolle und Pyropapier find in höl- 
zerne, haltbare und dem Gewichte des Inhaltes entiprechend 
ftarfe Kiften oder Tonnen, welche nicht mit eijernen Reifen 
oder Bändern verjehen find, jo feit zu verpaden, daß eine 
Reibung des Inhaltes nicht ftattfinden Tann. Statt der 
hölzernen Kiſten oder Tonnen Tönnen auch aus mehrfachen 
Lagen fehr ſtarken und jteifen gefirnigten Pappdedel3 ge- 
fertigte Fäſſer (fogenannte amerifanifhe Fäſſer) verivendet 
werden. Der Verſchluß des Behälters darf nicht mittel3 eiferner 
Nägel erfolgen. 

Mit einem Überzuge von PBaraffin ver- 
febene Patronen aus gepreßter (gemahlener) 
Shießbaummolle find vor ihrer Einlage in die Be- 
hälter dund eine feſte Umhüllung von Papier in Pafete 
zu bereinigen. 

Diefe Patronen, fowie Shießbaummolle und andere 
Nitrogellulofe dürfen weder mit Zündungen verſehen, 
noch mit folchen in diejelben Behälter oder in benjelben Wagen 
verpadt werden. Schießbaumwolle, ſowie andere Nitrozellulofe 
muß in waſſerdichte Behälter verpadt fein. 

Das Bruttogewicht eined mit Shießbaummolle 
oder anderer Nitrozgellulofe gefüllten Behälter darf 
90 kg, das Bruttogewiht eine Schießbaummolle- 
Patronen enthaltenden Behälter? 35 kg nicht überfteigen. 


Die Behälter müfjen je nach ihrem Anhalt mit der 
deutlichen, gedrudten oder jchablonierten Aufichrift „Schieß⸗ 
baummwolle“ oder „Schießbaummollepatronen” uſw. ver- 
jehen fein. | 

7. Sprengfräftige BZündungen, als 
Sprengkapſeln (Sprengzündhbütdhen) und 
Minenzündungen, melde durch Eleftrizität oder 
durch Reibung zur Wirkung gebracht werden. 


Geſ. Sig. XVO. Eifenbahngefeße. 52 
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a) Sprengkapſeln (Sprengzündhütden).*) 

1. Sprengkapſeln (Sprengzündhütdhen) find nebenein- 
ander, mit der Öffnung nach oben, in ſtarke Blechbehälter, 
von welchen jeder nicht‘ mehr al3 100 Stück enthalten darf, 
dergeftalt zu verpaden, daß eine Bewegung oder Berjchie-. 
bung der einzelnen Kapjeln auch bei Erjhütterungen aus⸗ 
geichloffen iſt. 

Der leere Raum in und zwiſchen den einzelnen Kapſeln 
ift freizulafien und. der nad) dem Einlegen der leßteren 
Ieerbleibende Teil des Behälterd mittel3 Stückchen fandfreien 
trodenen Löfchpapiers auszufüllen. Bei Sendungen nad) 
Deutichland ift der leere Raum in den einzelnen Kapfeln und 
zwifchen benfelben mit trodenem Sägemehl oder einem ähn⸗ 
lihen fandfreien Stoffe volljtändig auszufüllen, fofern nicht 
die. Einrichtung der Kapfeln, 3. B. durch eine den Sprengfah 
ſicher abichließende innere Schutzkapſel, Gewähr dafür bietet, 
daß der Sprengjag bei der Beförderung nicht gelodert wird. 

Der Boden und die innere ©eite des Deckels der Blech— 
behälter find mit einer Filz⸗- oder Tuchplatte, die inneren 
Seitenwände ber Behälter mit Kartonpapier dergeftalt zu 
bedecken, daß eine unmittelbare Berührung der Sprengfapfeln 
mit dem Bleche ausgeſchloſſen ift. 

2. Die jo gefüllten Blechbehälter find Stüd für Stüd 
mit einem haltbaren Bapierjtreifen derart zu umfleben, daß 
dadurch der Dedel fo feft auf den Inhalt gepreßt wird, daß 
ſich beim Schütteln fein Geräuſch von loder gelagerten Spreng- 
Tapfeln wahrnehmen läßt. 

Die Behälter find fodann in eine feitgearbeitete Holzkifte 
bon mwenigiten? 22 mm Wandftärfe oder in eine ſtarke Blech- 
kiſte derart einzufchließen, daß Die offenen Stirnenden der 
Sprengfapfeln gegen den Kiftendedel gerichtet find, und Dabei 
Hohlräume zwiſchen den Schachteln, fowie diefen und den 
Kiſtenwänden möglichit vermieden werden. Nur am Umfange 
je eine3 oder aud) mehrerer Behälter jeder Schicht, am heiten 
an einer Kiſtenwand, ift behufs Erleichterung des Entleerens 


*) In Oſterreich obwaltet gegen die Bulaffung der „Slamm- 
tapfeln” genannten befonderen Art Sprengzündhütdhen zum Eifen- 
bahntranzport bei Einhaltung der in 8 6, 8. 7, lit. a vorgefehenen. 
Verpackungsvorſchriften und der übrigen einfchlägigen Vorfchriften 
diefer Verordnung kein Anftand. Eine Yufammenpadung ber 
„Flammkapſeln“ mit gewöhnlichen Sprenglapfein oder anderen Gegen- 
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der Kiſte durch den Hffnenden ein folder Hohlraum vorzu⸗ 
fehen, daß durch die in letzteren eingebrachten Yingerjpigen 
die betreffende Schachtel bequem erfaßt werden Tann. 

Dieſer Hohlraum iſt gleich den fonftigen unbeabfichtigten 
Hohlräumen in der Rifte mit Papierftüdckhen, Stroh, Heu, 
Werg oder Holzwolle — alles völlig troden — auszuftopfen, 
worauf der Deckel der Kifte, jofern. diefe aus Blech 'beiteht, 
aufgelötet, fofern fie von Holz ift, mittel3 Meflingichrauben 
oder verzinnter Holzſchrauben befeitigt wird, für welche Die 
Führungen im Dedel und in den Fiftenwänden ſchon vor 
dem Füllen der Kifte vorgebohrt werden müljen. 

3. Diefe Kifte, deren Dedel den Inhalt fo niederzuhalten 
hat, daß ein Schlottern de3 letzteren nicht eintreten Tann, ift 
nad) dem Bekleben des Dedel3 mit einer Belehrung über da3 
Öffnen und Schließen der Sprenglapfeltiften in eine folid 
gearbeitete und mittel3 Meffingichrauben oder verzinnter Holz- 
Ichrauben zu verfchließende hölzerne Überfifte von wenigſtens 
25 mm Wandſtärke mit dem Dedel nach aufwärts einzulegen. 

Der Raum zwifchen Kifte und Überfifte muß mindeſtens 
30 mm betragen und mit Sägejpänen, Stroh, Werg, Holz« 
wolle oder ähnlichem Material ausgefüllt ſein. 

4. Nach Befeſtigung des zweiten Deckels, der die innere 
Kiſte unverrückbar niederzuhalten hat, wirb dieſer äußere 
Deckel gleichfalls mit der erwähnten Belehrung und mit einem 
Zettel beklebt, der die Worte: „Sprengkapſeln — nicht ſtürzen“ 
auffällig zu tragen hat. 

5. Die einzelne Kiſte darf an Sprengſatz nicht mehr 
als 20 Kg enthalten und das Bruttogewicht einer Kiſte 
100 kg nicht überfteigen. — Kiſten, deren Gewicht mehr als 
25 kg beträgt, jind mit zwei Handhaben, von folder An⸗ 
ordnung und jo folider Beichaffenheit zu verjehen, daß das 
jihere Manipulieren mit den Kiften durch mehrere Arbeiter — 
und zwar für nicht mehr als 25 kg an Teilgewicht eines 
Frachtſtückes je ein Mann — getwährleiftet erfcheint. — Hier- 


ftänden in ein Frachtſtück ift jeboch nicht ftatthaft. — Yerner werden 
auch zylindrokoniſche Abkalflörper, ſog. „Wärmelegel” zugelaſſen, 
welche zu 5 oder 10 Stück in verlötete Blechbüchſen verpackt 
werden ſollen, und mit anderen Exploſivſtoffen ſowie anderen, leicht 
Ouennbaren Gegenftänden, 3 8. Benzin, Ather, zujammen in einem 
agen nicht verladen werben dürfen. Die Kiften find mit der Auf 
ee „Näſſe fchabet” zu verſehen. Im übrigen können dieſe 
„Wärmekegel“ wie Atzkalk im allgemeinen befördert werben. 


b2* 
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nad ift auch da3 Bruttogewicht jeder Sprengfapfeltifte auf 
dem Dedel in augenfälliger Weiſe zu verzeichnen. 

6. Der Fracdıtbrief jeder Sendung muß eine vom Ab- 
fender auögeftellte Beicheinigung über die Beachtung der 
vorftehenden, ‚unter Ziffer 1 bis 5 getroffenen Borfchriften 
enthalten. 

Anmerlung: Pie obenerwähnte Belehrung über das Hffnen 
und Schließen von Sprenglapfeltiften hat zu Lauten: 


„Speengtapjelfiften find derart zu Öffnen, daß zuerft aus 
bem Deckel der äußeren Kiſte die Schrauben mittels 
Schraubenzieher entfernt werben, wobei das Umſtürzen der fifte, 
infolge etwa zu ftarlen Auflehnens des ben Schraubenzieher 
Handbhabenden zu verhindern ifl. 

Nach Freilegung be3 inneren Kiftenbedels ift auch die Innen⸗ 
fifte mit Beobachtung derfelben Borficht, und in gleicher Weife 
zu öffnen, worauf fowohl der Schraubenzieher, al3 auch die mittels 
desjelben aus den Kiftenwänden gezogenen Schrauben beifeite 
zu ſchaffen find. In der inneren Rifte wird am Umfange eines 
oder mehrerer, die Sprenglapfeln enthaltenden, in Papier ein- 
gefchlagenen Blechbehälter der oberften Scichte ein mit Papier- 
ftüden, Strob, Heu oder Werg ausgeftopfter Hohlraum mahrzu- 
nehmen fein. 

Nach vorfihtiger Entnahme des Füllmittels aus dieſem 
Hohlraume — mobei durch Nieberhalten der nächftliegenden Be 
hälter ein Herausreißen derfelben mit dem Yüllmateriale ver- 
hindert werden muß — find zuerit die hierdurch freigelegten 
Behälter mitteld der Fingerſpitzen und hierauf erjt bie übrigen 
Behälter diefer Lage nad Bedarf zu entfernen. 


Die Entnahme jeder weiteren Schichte von Behältern ift 
auf dieſelbe Weife vorzubereiten und zu bewirken, wobei das 
frühere vorfichtige Entfernen der in fonftigen Meineren Hohl⸗ 
räumen befindlichen Yüllmittel vorteilhaft mitwirken Tann. 


Das Hffnen einzelner Blechbehälter Hat abſeits des übrigen 
Sprenglapjelvorrates zu gefchehen und es müljen die zum Aus⸗ 
füllen der Hohlräume in den Behältern verwendeten Stüde Löſch- 
papierd gleicherweife zuerft entfernt werben, bevor die Spreng- 
fapfeln mit den Fingern erfaßt werben Tönnen. 


Ein anderes Werkzeug als ber Schraubenzieher (Bruftleier), 
womit die Schrauben ausschließlich durch Heraus- und Hineindrehen 
zu entfernen oder zu befeitigen find, darf zum Öffnen und auch 
zum Schließen der Kiften nicht verwendet werben, und ſich auch 
nicht gleich anderen loſen Metallgegenftänden in der Nähe befinden; 
überhaupt ift mit der größten Borfiht nnd ohne Anwendung von 
Gewalt, Schlag und Stoß zu hantieren.“ 


! 
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b) Elettrifde Minenzündungen. 


1. Die eleftrifden Bündungen mit fur» 
zen Drähten oder feſtem Kopf find in Starke Blech— 
behälter, von melchen jeder nicht mehr al3 100 Stüd ent» 
halten darf, aufrecht geftellt zu verpaden. Die Behälter find 
mit Sägemehl oder ähnlichem Material vollftändig auszufüllen. 

Statt der Blechbehälter können auh Schachteln aus 
ftarfem und fteifem Pappdeckel zur Verwendung Tommen. 
Die gefüllten Behälter find in eine Holz⸗ oder ſtarke Blech- 
fifte und dieſe wiederum in eine hölzerne Überfifte zu ver- 
paden. Die Wandftärke der inneren Holzfifte darf nicht unter 
22 mm, die der Überfifte nicht unter 25 mm betragen. 

2. Die eleftrifhen Zündungenan langen 
Guttaperhadrähten, Bändern oder Stäben 
find, höchſtens 10 Stück zujammengebunden, in Palete zu 
vereinigen, von welchen jedes nicht mehr al3 100 Stück 
Zündungen enthalten darf. Die Zünder müffen abwechſelnd 
an da3 eine und an das andere Ende des Paketes zu liegen 
kommen. Bon diefen Paketen jind, je höchſtens zehn zu- 
jammengebunden, in ſtarkes Papier gemidelt und verjchnürt, 
in eine Holz» oder ftarfe Blechkiſte zu verpaden, melde 
mir Heu, Stroh oder ähnlichem Material auszufüllen iſt. 
Dieſe Kiſte iſt in eine hölzerne Überkiſte zu verpacken, deren 
Wandſtärke nicht unter 25 mm betragen darf. 

Die fogenannten Abegg'ſchen Hünder find in höl⸗ 
zerne Kiſten von mindeften? 12 mm Dedel-, Boden- und 
Seitenwandjtärfe und mindeftens 20 mm Stirnwandſtärke, 
deren Länge um 8 cm größer iſt, al3 die der Zünder, derart 
zu verpaden, daß die Kiſte höchſtens 100 Zünder enthält 
und daß an jeder Stirnwand die. Hälfte der ‚Sünder mit 
Drähten ficher hefeftigt ist, fo daß fein Bünder einen anderen 
oder die Wandungen berühren und ein Schlottern nicht 
eintreten Tann. Höchſtens je 10 ſolche Kiften find in eine 
hölzerne Überfifte zu verpaden. 

3. Im übrigen finden die vorftehenden Beitimmungen 
unter a) 3 biß 6 finngemäße Anwendung. 

ec) Friktionszünder 
find in nachſtehender Weife zu verpaden: 

1. Das Reiberdrahtende eines jeden Friktionszünders ift 
mit einer Papierverflebung derart zu verjehen, daß dieſelbe 
über die Reiberdrahtöſe greift. | 
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2. Höchſtens 50 Stück Friktionszünder find in ein Bündel 
zu bereinigen. Dieſe Bündel find am Bünderfopfende in 
Holzwolle (Wollin) und darüber in Papier zu Ihlagen, wo⸗ 
gegen deren umgebogene Reiberdrahtenden zuerit in eine auf- 
gebundene, ungefüllte und darüber in eine zweite mit Holz- 
wolle gefüllte ‘Bapierfappe zu legen find. Hierbei muß jedoch 
genau darauf geſehen werden, daß in keinem Falle die Holz⸗ 
wolle in direkte Berührung mit den Reiberdrähten kommen 
kann, um ein Hängenbleiben oder Herausreißen des Reiber⸗ 
drahtes beim Herausnehmen der Zünder oder bei Herabnahme 
der Pabigrlarp⸗ zu verhüten. 

3. Mehrere auf dieſe Art hergerichtete Bündel ſind in 
eine einfache Kiſte zu legen, deren Bruttogewicht 20 kg nicht 
überfteigen darf. 

4. Die Hohlräume in den Kiſten find mit Papierabfällen 
oder Holzwolle mit großer Sorgfalt dicht auszufüllen. 

5. Die Kite felbft, deren Länge ſich nach der Länge der 
Friktionszünder richtet, muß mindeſtens aus 22 mm ſtarken 
Bretterwänden beftehen, welche weder Riſſe noch Aſtlöcher 
aufweijen, und welche zur Erzielung der nötigen Haltbarkeit 
durch Verzinkung miteinander zu verbinden find. 

6. Über Dedel und Geitenwände der Kifte ift endlich 
ein die Schugmarfe enthaltendes Yabrikszeichen zu Heben. 


III, Aufgabe. 


8 7. Sprengfräftige Zündungen müſſen getrennt von 
den in $ 1 unter Zahl 1, 2 und 6 genannten Gegenftänden 
zur Bahn gebracht erden. 

+ Sendungen von erplofiven Gütern find von der 
Aufgabe und Beförderung als Eilgut ausgeichloffen; diefelben 
find 24 Stunden vor der Aufgabe bei dem Bahnerpedite 
anzumelden, und dafelbft die weiteren Weiſungen bezüglid) 
der Aufgabe entgegenzunehmen. 

Die Annahme folder Sendungen hat nur an den von 
den Bahnverwaltungen kundzumachenden Tagen und zu den 
bon denjelben zu bejtimmenden Zügen zu gejchehen. 

Bei Annahme einer Sendung in da3 Ausland ilt tun- 
lichft darauf Bedacht zu nehmen, daß Die Weiterbeförberung 
von der Grenzitation ab in unmittelbarem Anſchluſſe ftatt- 
finden Tann. 

8 9. Derlei Sendungen dürfen in der Regel erft zur 
unmittelbaren Verladung auf die Eifenbahnmwagen, und nicht 
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früher al3 zwei Stunden vor dem fahrplanmäßigen Abgange 
des Zuges, beziehungsweije für Nachtzüge zwei Stunden vor 
dem Schluffe der Aufnahme, in die Bahnhofsräume ein- 
geliefert werden. 

Die Annahme von Sendungen nach joldden Stationen 
und Bahnftreden, auf denen die Beförderung explojiver Gegen- 
ftände ausgeſchloſſen ift (8 3), iſt unftatthaft. Iſt Die 

dung für eine Station einer ſolchen Bahn oder -Strede 
beftimmt, auf welcher reine Güterzüge nur nach Yuläffigkeit 
verkehren, jo muß diejelbe an einen Empfänger in der Aug 
gangsſtation diefer Bahn oder Strede adrefjiert fein, welcher 
die Sendung aus ben Bahnhofsräumen ohne Verzug (8 37) 
zu entfernen und für die Neuaufgabe derjelben nach Zuläjlig- 
feit des Zugverkehres weitere Sorge zu tragen hat. 

810. Hinfichtlich der Beibringungbefonderer 
Nahmeife bei der Aufgabe erplofiver Güter gelten 
folgende Bejtimmungen: 

1. Sendungen von Shwarzpulver Shieß-und 
Sprengpulpver), ſowie anderer Shießmittel 
(8 1, Zahl 1) müfjen ſowohl im Verkehre innerhalb des Staats⸗ 
gebieteg als auch bei der Ein“, Aus⸗ und Durchfuhr in 
Gemäßheit der Verordnung vom 11. Februar 1860, RGB. 
Nr. 39, von Mumitiondgeleiticheinen begleitet jein, unter 
Anwendung der in den 88:3, 4 und 6*) der bezogenen Ver⸗ 
ordnung zugelaffenen Erleichterungen. 


*) 8 6 der M.⸗Vdg. vom 11. Februar 1860, RGB. 39, wurde 
burc) M.-Bbg. vom 1. Oftober 1896, RGB. 182, folgendermaßen ab» 
geändert: 

Bei Einlieferungen von ledigem ober patroniertem Pulver ($ 5, 
P. 1 und 2) aus ben Privat-Pulverwerlen und von den autorifierten 
Pulvererzeugern an bie ärariſchen Magazine, dann bei VBerfendung 
von Pulver aus legteren an bie ligenzierten Pulver-Groß- und Klein- 
verfchleißer, an Bergwerks⸗ und Bauunternehmer und an Steinbruch 
bejiter, besgleichen bei Bulverfendungen der Groß- an bie Kleinver⸗ 
jchleißer und umgelehrt, endlich bei Pulverfrachten der Ligenzierten Ver⸗ 
fchleißer an bie Konfumenten — gleichviel ob das Pulver in den Dri- 
ginalgefäßen bes ärarifchen Verlages oder in einer anderen, nach ben 
beftehenden Vorſchriften zuläffigen Art verpadt ift — vertreten bie 
feiten® der Artillerie» Zeugs» (Filial-)- Depot? und ihrer Ber- 
waltimg3abteilungen gegen Entrichtung der Geftehungskoften ſtempelfrei 
ausgegebenen Plakate die Stelle der für Munitionsjendungen fonft vor- 
geichriebenen Geleitfcheine. — Die Plalate enthalten bie Bezeichnung 
des Pulvers (Sorte) unter Angabe des Brutto» und Nettogewichtes 
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2. Bei Sendungen von konzeſſionierten 
Sprengmitteln ($ 1, Zahl 2), die vom Erzeuger oder 
fonzejlionierten Verſchleißer in unverlegtem Driginalverjchluffe 
aufgegeben werden, vertritt der Abdrud der minifteriellen 
Transportbewilligung die Stelle des Geleitjcheines. 

Sendungen von Sprengmitteln, welche in das im Reichs⸗ 
rate vertretene Ländergebiet eingeführt, durch dasſelbe durch⸗ 
geführt, oder aus demjelben ausgeführt werden follen, müjjen 
mit Goeleitjcheinen verjehen jein, deren Ausfertigung beim 
Minifterium des Innern anzufuchen ift. 

Bei allen übrigen Sendungen gilt als Geleitichein der 
vom Berjender ausgeftellte Frachtbrief, welcher jedoch bon 
der politiichen Bezirfsbehörde, im Polizeiraygon von Wien, 
Prag, Lemberg, Kralau und Trieft von der landesfürjtlichen 
- Poligeibehörde, auf Grund der nachgewiefenen Bezugäberech- 
tigung vidiert fein muß. 

Trachtbriefe, die von einer Behörde auögeftellt find, 
bedürfen diefer Vidierung nicht. 

4, Für Batronen für Handfeuerwaffen und 
ſonſtige Munition ($ 1, Zahl 3) gelten ſowohl im 
Berfehre innerhalb des Staatsgebietes al3 auch bei der Ein- 
Aus⸗ und Durchfuhr gleichfalld die Beitimmungen der Ber- 
ordnung vom 11. Februar 1860, RGB. Nr. 39, betreffend 
die Beigabe von Munitionsgeleitjcheinen unter Anwendung der 
in den 88 3 und 4 der bezogenen Verordnung zugelafjenen 
Erleichterungen. 

4. Bei Feuerwerkskörpern ($ 1, Zahl 4 ift 
jowohl im Verkehre innerhalb de3 Staatögebietes, als auch 
bei der Ein», Aus- und Durchfuhr die im 8 1 des Geſetzes 
vom 27. Mai 1885, NGB. Nr. 134, geforderte behördliche 
Bewilligung beizubringen. 

Nur rückſichtlich der gewerbsmäßig erzeugten Luftfeuer- 
werksartikel ift, jobald die gemerbsmäßige Erzeugung nad)» 


ſowie de3 ärarifchen Verlages, für welchen dasſelbe beftimmt tft, oder 
aus welchem dasſelbe flammt, den Namen (Firma) und Wohnort des 
Verſenders und des Empfängers, ſowie den Vermerk: „Dieſes Plakat 
vertritt gemäß $ 6 der durch die M.⸗Vdg. vom 1. Dftober 1896, 
RGB. 182, modifizierten M.-Vdg. vom 11. Februar 1860, RGB. 39, 
die Stelle des Munitionsgeleiticheines.” — Die Plakate müffen auf der 
Außenfeite de3 zum Zrandporte beftimmten Gefäßes (Berpadungs- 
mittel3) deutlich” und fe in der Weife angebracht fein, daß dieſelben 
beim Hfinen bes Gefäßes (VBerpadungsmitteld) zerriffen werben. 
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gewiejen wird, zufolge $ 3, Punkt 4 der Verordnung vom 
4. Auguft 1885, RGB. Nr. 135, ein bejonderer Nachweis 
über die Bewilligung zur Inverkehrſetzung nicht zu erbringen. 
5. Für Zündſchnüre (8 1, Zahl 5) ift die Nach» 
weiſung einer behördlichen Bewilligung zur Inverkehrſetzung 
nicht erforderlid. 
6. Ritrozellulofe (8 1, Zahl 6). 

a) Sendungen von Shießbaummolle, ſowie von 
Patronen aus gepreßter Schießbaum- 
wolle miteinem Baraffinüberzuge müjlen 
ſowohl im Berfehre innerhalb des Staatsgebietes, al3 auch 
bei der Ein-, Aus- und Durchfuhr in Gemäßheit der 
Verordnung vom 11. Februar 1860, RGB. Nr. 39, 
von Munitionsgeleitfcheinen begleitet fein, unter An- 
wendung der in den 88 3 und 4 der bezogenen Berord«- 
nung zugelaffenen Erleichterungen. 

b) Für Rollodiummolle ift fomohl im Verkehre 
innerhalb des Staatögebietes, al3 auch bei der Ein-, Aus⸗ 
und Durchfuhr die im 8 1 des Geſetzes vom 27. Mai 
1885, RGB. Nr. 134, geforderte behördliche Bewilli— 
gung beizubringen. Bon diefer Beftimmung ift durch 
8 3, Punkt 5 der Verordnung vom 4. Auguſt 1885, 
RGB. Nr. 135, eine Ausnahme nur rüdjichtli des 
Bezuges für gemwerblie Zwecke (mit Ausichluß der 
Iprengtechniichen Verwendung) und für arzneiliche Zwecke 
zugeftanden worden; e3 iſt jedoch in derlei Ausnahms⸗ 
fällen jeiten3 der Bahnorgane die Beibringung irgend 
eined Nachweijes über den Bezug de3 genannten Artikels 
für gemerbliche, beziehungsweiſe arzneilide Zwecke zu 
fordern. 

ec) Für Pyropapier Haben die zufolge der obigen 
Nummer 4 für Quftfeuerwerksartifel geltenden Beftim- 
mungen zur Anwendung zu gelangen. 

7. Sprengfräftige Bündungen ($1, Zahl”). 

a) Bei Verjendung von Sprengkapſeln (Spreng- 
zündhütchen) find die Beftimmungen der Verordnung 
vom 11. Februar 1860, RGB. Nr. 39, betreffend die 
Beigabe von Munitionägeleiticheinen, unter Anwendung 
der in den 88 3 und 4 der bezogenen Verordnung zu- 
gelaffenen Erleichterungen rüdjichtlid der genannten 
Gegenftände, ſowohl im Berfehre innerhalb des Staats⸗ 
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gebietes als auch bei der Ein«-, Aus⸗ und Durchfuhr zu 

beobachten. 

b) Für Minenzündungen, welde durch Elektrizität 
oder durch Reibung zur Wirkung gebracht werden, ift 

im Verkehre innerhalb des Geltungsgebietes des Geſetzes 

vom 27. Mai 1885, RGB. Nr. 134, ſowie bei der 

Ein-, Aus⸗ und Durchfuhr in Gemäßheit des $ 1 des 

zitierten Geſetzes eine behördliche Bewilligung beizu- 

bringen. 

8 11. Die Frachtbriefe dürfen feine anderen Gegen- 
ftände umfaſſen. Pie darin enthaltene Bezeichnung des 
Gegenftandes ift mit roter Tinte zu unterftreichen. Die 
Frachtbriefe müfjen nebit Anzahl, Gattung, Beiden und 
Kummer der Gefäße auch da3 Bruttogemwicht jedes einzelnen 
derjelben enthalten und jind für Schwarzpulver (Schieß⸗ und 
Sprengpulver) und ſonſtige Schießmittel, konzeſſionierte 
Sprengmittel und Nitrozellulofe abgefondert auszufertigen. 

Sole Frachtbriefe dürfen die Bezeichnung „bahnlagernd“ 
nit tragen. 

Aus Anlaß eines, zur hieramtlichen Kenntnis gelangten alles 
der Übfertigung einer Sendung feuergefährlihder Gegen- 
fände auf Grund eine in Rotdrud ausgeführten 
Srahtbriefed wird die ...... eingeladen, bie bortjeitigen 
Stationen anzumweifen, daß die Verwendung von in Rotdrud aus- 
geführten Frachtbriefen überhaupt unzuläffig ift, und derartige 
Frachtbriefe von der bahnamtlichen Behandlung auszufchließen find. 

Sn den Frachtbriefen über Sendungen, welche ber Ber- 
ordnung des Handelsminifteriums vom 1. Auguſt 1893, be- 
treffend die Regelung des Transportes erplofiver Gegenftände 
auf Eifenbahnen, RGB. Nr. 126, unterworfen find, ift im 
Sinne des 8 11 diefer Verordnung lediglich die darin enthaltene 
Bezeichnung des Gegenftandes mit roter Tinte zu unterftreichen. 
(EM. 22. Oktober 1896, 3. 3922/II, BB. 125.) 

8 12, Die Frachtgebühren find bei der Aufgabe zu 
entrichten. Auch Tann von den Verjendern ein angemejjenes 
Depofit verlangt werden, welches zur Dedung jener Aug- 
lagen zu dienen hat, die bei Bezugs⸗ oder Transporthinder- 
nilfen erwachſen ($ 37). 

13. Mit Nachnahme belaftete Sendungen find vom 
Transporte ausgeichloffen. Auch iſt die Deklaration des In⸗ 
tereſſes an der Lieferung nicht zuläfjig. 

8 14. Sendungen von Präparaten, die dem Staat3- 
monopole unterliegen, ſowie von Gegenftänden, welche jolche 
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Präparate enthalten, müfjfen bei der Ein- und PDurchfuhr 
von der dur den $°19 der Zoll⸗ und Staatömonopol- 
ordnung vorgeichriebenen monopolbehördlichen Bewilligung 
gededt jein. 

8 15. Zu Unterfuhungszmweden beftimmte, zum Eijen- 
bahntransporte nicht zugelajjene exploſive Gegenftände in 
Mengen unter 0,5 kg find, fofern die Abfendung bon oder 
F Auftrage einer Behörde erfolgt, zum Transporte zu über⸗ 
nehmen. 


Der Abſender hat ſich bei der Aufgabe mit dem behörd⸗ 
lichen Auftrage, der auch Beſtimmungen über die Art der 
Verpackung zu enthalten hat, auszuweiſen. Der behördliche 
Auftrag iſt dem Frachtbrief im Original oder in beglaubigter 
—2 beizuſchließen. 


IV. Transportmittel. 


8 16. Zur Beförderung dürfen nur gedeckte Güter- 
wagen mit elaftifchen Stoß- und Zugapparaten, feiter ficherer 
Bedahung, dichter Verſchalung und gut fchließenden Türen 
berivendet iverden. 

Güterwagen, in deren Innerem eijerne Nägel, Schrauben, 
Muttern uſw. berborftehen, dürfen zur Beförderung nur 
dann bermwendet werden, wenn die herborftehenden Eifen- 
beitandteile nicht ſcharf ſind und in entſprechender Weiſe über⸗ 
deckt werden. 

Die Wagentüren und die etwa vorhandenen Fenſter 
ſind unter Verſchluß zu halten und zu dichten. Papier darf 
hierzu nicht verwendet werden. 

8 17. Zur Verladung exploſiver Güter ſind in der 
Regel Bremswagen nicht zu verwenden. 

Wenn Bremswagen doch benützt werden müſſen, ſo 
dürfen deren Bremſen nicht in Wirkſamkeit geſetzt werden, 
und darf daher auf dieſen Wagen auch kein Organ des 
Zugbegleitungsperſonales ſeinen Platz einnehmen. 

Für derartige Transporte dürfen weder Wagen, deren 
Achslager Kürzlich erneuert worden find, noch folche, welche 
demnächſt zur Reviſion in der Werkftätte beftimmt find, zur 
Verwendung kommen. 


8 18. Dem Schmieren der mit exrplofiven Gütern be= 
ladenen Wagen tft eine befondere Aufmerkſamkeit zugumenden. 
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V. Verladen. 


8 49. Das Verladen exploſiver Güter ſoll tunlichſt 
nicht von Gütermagazinen aus, ſondern nur auf möglichſt 
abgelegenen Nebengeleiſen im Freien bewirkt werden. Un— 
beteiligte Perſonen ſind hierbei fernzuhalten. 

Mit exploſiven Gütern gefüllte Gefäße dürfen nicht ge- 
ftürzt, gefollert oder gejchoben, auch nit um einen Stüß- 
punkt auf dem Boden gedreht werden, fie find vielmehr ftet3 
mit großer Vorſicht zu tragen und hauptſächlich vor Stoß 
zu ſchützen. 

Das Auf-⸗, Ab» oder Umladen der Kolli joll womöglich 
bei Tageslicht, bei Dunkelheit aber nur mit Anwendung 
von Sicherheitd- oder ſolchen Laternen gejchehen, deren Glas» 
wände durch Drahtgitter gegen das Zerbrechen geſchützt find. 

Das Tabakrauchen in der Nähe folder Kolli ift unbedingt 
unterjagt. 

Während der. Vorüberfahrt einer Lolomotive ($ 31) 
müfjen die Wagentüren verſchloſſen gehalten und außerhalb 
der Eifenbahnwagen  Befindliche Teile der Sendung mit einer 
Dede feuerjicher geſchützt, auch die Verladearbeiten unter⸗ 
brochen werden 


820. Die Behälter (Kiſten, Tonnen) find in den Eijen- 
bahnwagen fo feit zu lagern, daß fie gegen Scheuern, Rüt— 
teln, Stoßen, Umfanten und SHerabjallen aus den oberen 
Lagen gejichert find. Insbeſondere dürfen Tonnen nicht auf 
recht gejtellt werden, müſſen vielmehr gelegt, parallel mit den 
Längsfeiten des Wagens verladen und durch Holzunterlagen 
unter Deden gegen jede rollende Bewegung verwahrt werden. 

8 21. Die Wagen dürfen nur Bis zu zwei Pritteilen 
ihres —* degewichtes beladen werden. Auch dürfen nicht mehr 
als drei Schichten übereinander gelagert werden. 

8 22. Es dürfen nur Mengen von höchſtens 1000 kg 
mit anderen Gütern und auch nur dann verladen werden, 
wenn die letzteren nicht leicht entzündlich ſind und nicht 
Der als die erplofiven Gegenftände zur Ausladung kommen 
ollen. 

8 23. Es iſt unterjagt, in den mit Tonzejjionierten 
Sprengmitteln oder Nitrozellulofe befrachteten Wagen zugleich 
Schwarzpulver (Schieß- und Sprengpulver), fowie andere 
Scießmittel, Patronen für Handfeuerwaffen und. ſonſtige 





Vdg. vom 1. Yuguft 1893. 829 


Munition, Feuerwerkskörper, Zündſchnüre oder Zündungen 
unterzubringen. 

Sprengfräftige Zundungen ſind auch abgeſondert von 
Schwarzpulver (Schieß⸗ und Sprengpulver), ſowie anderen 
Schießmitteln zu verladen. 

24. An die Wagen ſind Zettel zu kleben, welche in 
blauem Druck die Bezeichnung „Exploſive Güter“ tragen. 

VI. Zugformierung. 

8 25. Exploſive Güter ſind vom Transporte mit 
Zügen, in welchen Perſonen befördert werden, gänzlich aus- 
geſchloſſen. 

26. Die mit exploſiven Gütern beladenen Eijen- 
bahnmwagen find in der Regel in der rüdmärtigen Hälfte des 
Zuges, jedenfall3 aber derart einzureihen, daß Hinter den- 
ſelben noch wenigſtens drei (offene oder gededt gebaute) Wagen 
folgen. Bon diejen dürfen die offenen Wagen nur mit nicht 
brennbaren, die gededt gebauten Wagen dagegen auch mit 
nicht leicht feuerfangenden Gegenftänden beladen jein; Die 
Wagen find unter ſich, ſowie mit den vorangehenden und nad)» 
folgenden Wagen feft zu verfuppeln. Nach Wagen, in denen 
erplojive Güter in Mengen von nicht mehr ala 25 kg Netto- 
gewicht verladen find, ift bie Einftellung bejonderer Schutz⸗ 
wagen nicht erforderlich. 

Mit Tonzejjionierten Sprengmitteln belabene Wagen 
dürfen überhaupt nicht in unmittelbarer Berbindung mit 
anderen, explofive oder feuergefährliche Gegenftände enthalten- 
den Wagen eingeftellt werden. 

27. Iſt die Einreihung der mit erplofiven Gütern 
beladenen Wagen in der rüdwärtigen Hälfte des Zuges nicht 
tunlid oder bilden derartige Wagen für fich einen Bug, 
fo müfjen nicht nur am Ende desfelben, ſondern auch Hinter 
der Lolomotive drei Sicherheitämagen vorbezeichneter Art 
(8 26) ſich befinden. 

Für den Verkehr auf Schleppbahnen hat die Beftimmung 
des 8 30, Abſatz 2, finngemäß Anmendung zu finden. 

8 28. Es dürfen nicht mehr ala 30.000 kg konzeſſio- 
nierte Sprengmittel in einem Zuge befördert werden. 


VII, Borfihtsmaßregeln in den Bahnhöfen und wahrend 
der Fahrt. 


29. Die mit erplofiven Gütern beladenen Wagen 
find in den Stationen möglichſt ferne von den Aufnahms⸗ 
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und Wohngebäuden, Magazinen und Heizhäufern und tun« 
lichſt nur auf ſolchen Nebengeleifen aufzuftellen, welche ſelbſt 
im Falle einer falfchen Wechfelftellung einen Zufammenftoß 
mit in Bewegung befindlichen Zügen nicht zulaffen. 

Diefelben jind außerdem verläßlich bewachen zu laſſen. 

8 80. Die Verfchiebungen folder Wagen dürfen nicht 
durch Laufenlaffen und follen nicht mittela Sokomotiben vor⸗ 
genommen werden. Dieſelben ſind zum Verkuppeln mit 
großer Vorſicht anzufchieben. 

Bte jedoch ausnahmsweile eine Lokomotivverſchiebung 
ftattfinden, fo iſt zwiſchen Lokomotive und den zu verfchieben« 
den Wagen mit erplojiven Gütern wenigftena ein. anderer 
Wagen einzureihen. 

8 31. Das Teuern, Dampfentleeren oder Reinigen 
der Lolomotiven in der Nähe des Verladeplatzes oder der 
mit erplojiven Xrtifeln beladenen Wagen darf nur im 
äußerften Notfalle ftattfinden. Auch joll in der Gtation 
das nahe Vorbeifahren und Halten der Lolomotiven möglichft 
bermieden werden. 

Sn oder an den mit erplofiven Artikeln beladenen Wagen 
darf nicht geraucht werden. 

8 32. In Bmifchenftationen ift, wo e3 der Aufenthalt 
zuläßt, die Bejchaffenheit und der Verſchluß der mit erplo- 
jiven Gütern beladenen Wagen, jowie deren Berfuppelung 
jorgfältig zu unterfucdhen und haben die Bahnverwaltungen 
dafür zu forgen, daß jede unnötige Ausdehnung des fahr- 
planmäßigen Aufenthaltes in ſolchen Stationen vermieden 
und alles Gefahrbringende nach Möglichkeit bejeitigt werde. 

8 33. Eine Umladung von erplofiven Gütern in andere 
Eifenbahnmwagen darf unterwegd nur im Falle unabweislicher 
Notwendigkeit ftattfinden. Die Eijenbahnverwaltungen haben 
daher Vereinbarungen zu treffen, daß foldde Sendungen in 
demjelben Wagen von der Aufgab3- bis zur Beitimmungs- 
ftation befördert werden. 

8 34. Das Eintreffen einer Sendung erplofiver Gegen- 
ftände im Gewichte von mehr als 150 kg ift der Empfangs- 
ftation von der legten Übergangzftation, beziehungsweiſe von 
der im Bereiche derjelben Bahnverwaltung Tiegenden Aufgabs— 
ftation telegraphiih anzufündigen. 

Überdies ijt der Empfänger von Sendungen konzeſſio— 
nierter Sprengmittel oder von ſprengkräftigen Zündungen von 
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dem Abgange einer derartigen Sendung auf Koften des Auf- 
geber3 durch die Aufgabzitation telegraphifh in Kenntnis 


zu ſetzen. . 
VII. Abgabe. 

8 35. In der Beltimmungsftation angelangte Sen- 
dungen von erplojiven Gütern jind fofort mittel3 Boten oder 
telegraphifch dem Adreſſaten zu apifieren und vom letzteren 
ohne Verzug zu beziehen. 

8 36. Das Ausladen von erplojiven Gütern aus den 
Gifenbahnmwagen gejchieht, wenn lebtere in der Station bleiben, 
nah Tunlichkeit erft unmittelbar beim Bezuge derfelben, und 
gelten bezüglich des Platzes, an welchem dies zu erfolgen 
hat, und hinfichtlich der hierbei zu beobachtenden Borjichten 
re g Michtlich des Verladens maßgebenden Beſtimmungen 


Muß das Ausladen einer Sendung vor dem unmittel⸗ 
baren Bezuge geſchehen, ſo iſt das Gut an einem ſicheren 
Orte, gegen Näſſe und Feuersgefahr geſchützt, zu lagern und 
bewachen zu laſſen. 

8 37. Im Falle des Nichtbezuges von. Sendungen 
erplofiver Gegenftände hat folgendes Verfahren Pla zu greifen: 
a) Sendungen von fonzejjionierten Sprengmitteln und von 

Iprengfräftigen Zündungen, welche (auh an Sonn- und 

Teiertagen) durch den Adreſſaten nah Empfang des 

Aviſos innerhalb der nächiten ſechs in Die feſtgeſetzte 

Erpeditionszeit fallenden Stunden nicht bezogen werden, 

find zum Behufe der tunlichit baldigen Entfernung aus 

den Bahnhofsräumen, und r in Städten mit eigenem 

Gemeindeftatute an die Sicherheitsbehörde, außerhalb 

folder Städte aber an die k. k. Bezirkshauptmannſchaft 

und, wo die nicht tunlih ift, an dag nächſte Gen- 
darmeriepoftenlommando nad) vorausgegangener Meldung 
zur weiteren Verfügung abzugeben. 

b) Sendungen jonftiger erplofiver Güter, welche 24 Stunden 
nad Aviſierung nicht bezogen werben, find dem Verſender 
auf feine Koften wieder zurüdzuftellen, oder es ift, falls 
die Rüdjendung des Gutes binnen drei Tagen, vom Beit- 
punkte de3 Anlangens in der Beitimmungzftation an ge— 
rechnet, mangel3 eines geeigneten Zuges nicht jtattfinden 
kann, mit demfelben im Sinne des Punktes a) vorzu⸗ 
gehen Die Bahnverwaltungen jind außerdem berechtigt, 
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für derlet Sendungen nad) Ablauf der obigen 24 Stunden 

ein erhöhtes Zagergeld zu erheben. 

Bei Transporthinderniifen ift die Eiſenbahn beredhtigt, 
im Sinne des Abjabes 1, jedoch ohne Anrechnung eines er- 
höhten Lagergeldes, vorzugehen. 


IX, Strafbeftimmungen. 


888. Wer unter unrichtiger oder ungenauer Deklaration 
erplojive Güter zur Beförderung aufgibt oder die als Be— 
dingung für deren Annahme vorgejchriebenen Sicherheitämaß- 
regeln außeracht läßt oder nicht zum Transporte auf Eifen- 
bahnen behördlich zugelaffene derlei Gegenftände miljentlich 
zur Aufgabe bringt, hat — abgejehen von der Nachzahlung 
des etwaigen Frachtunterjchiede® und dem Erjabe des ent- 
ftandenen Schaden, ſowie den durch) ftrafgejebliche oder poli= 
zeiliche Beftimmungen borgejehenen Strafen — auch wenn 
ein Schaden nicht eingetreten ift — für jedes Kilogramm des 
Bruttogemichtes des ganzen Berjandftüdes einen Ihon durch 
die Auflieferung verwirkten Frachtzuſchlag von 6 fl.*) zu 
erlegen. 

Der Frachtzuſchlag Tann von dem PVerjender oder dem 
Empfänger ded Gutes eingezogen werben. 


X. Schlußbeflimmungen. 


8 39. Dieje Verordnung tritt mit dem 1. September 
1893 in Wirkſamkeit. 

Durch diefelbe wird die Verordnung vom 1. Juli 1880, 
RGB. Nr. 79, betreffend die Negelung des Transportes 
erplodierbarer Hrtikel auf Eiſenbahnen, ſamt Nachträgen außer 
Wirkſamkeit geſetzt. 

8 40. Der königlich ungariſche Handelsminiſter, mit 
welchem ich diesfalls das Einvernehmen gepflogen habe, trifft 
unter einem die gleiche Anordnung für die Eiſenbahnen der 
Länder der ungariſchen Krone. 


*) — 12 Kronen. 


Behnter Abſchnill. 


Varifvorfhriften. 


1. Deröffentlichung der Tarife.“) 


Berordnnng des k. 1, Handelsſminiſterinms vom 1. November 
1890, 3. 47,510 (88. 1890 : 128), 


über die Veröffentlichung der Tarife für den Perjonen- und 
Güterverkehr auf Eifenbahnen und bie Abänderung berfelben. 
8 1. Auf Grund und in Ausführung ber Beſtimmungen: 
in 88 4 und 7 der Eifenbahnbetriebsordnung vom 16. Novem- 
ber 1851, RGB. Nr. 1 ex 1852; 
in 8 10, lit. e, bes Eifenbahnlonzeflionsgei vom 14. Sep 
tember 1854, RGB. Nr. 238; ei 
in ben 88 7, 11 37 des Eiſenbahnbetriebsreglements 
vom 10. Degember 1892, RGEB. Rr. 207; 
in rt. IV des Befehes vom 15. 5, Sal 1877, RB. Rr. 64, 
betreffend die Barimaltarife für bie Berfonenbeförberung auf 
ben Eiſenbahnen; 


wie auch im Nachhange zu ber Verordnung vom 16. November 
1885, RGB. Nr. 162, betreffend bie Publilationsfriſt für Eifenbahn- 
gütertarife, 

wird Hinfichtlich der Veröffentlichung ber Eilembahntarife für 
den Berfonen- und Güterverfehr und der Abänderung berfelben 
nachſtehendes verfügt: 


*) Unter Einbeziehung bes 1. Jaͤnner 1893 in Kraft 
nn L Pie (HM. Dezember 1892, 8. 63.072, 
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834 Tarifvorſchriften. 


I. Gegenſtand der Beroffentlichung. 

8 2. Sowohl im internen öſterreichiſchen Verkehre als auch 
im Verkehre mit Ungarn und mit dem Auslande ſind nach den 
gegenwärtigen Vorſchriften zu veröffentlichen: 

1. Neu einzuführende Tarife (8 8); 

2. Tarifänderungen (88 4 und 5); 

3. Zuſammenſtellungen direkter Frachtſätze (8 6); 

4. Aufhebungen beſtehender Tarife oder der in ſolchen 
enthaltenen Tarifſaͤtze (8 7). 

83. Als neu einzuführende Tarife find ſowohl Tarife 
mit den dazu gehörigen reglementarifchen und fonftigen Be— 
fiimmungen für neu zu eröffnende Bahnen, als auch foldhe für 
neue Eifenbahnverbände zu behandeln. 

n 8 4. Unter Tarifänderungen find insbeſondere zu ver- 
eben: 

Änderungen und Ergänzungen beitehender Tarife und Tarif 
füge, und zwar aud der Gcleppbahngebühren, wenn letztere 
in den Kumulativfägen enthalten oder dem Tarife befonders 
beigedrudt jind; 

nachträgliche Berichtigung von Tariffägen, welche insbeſondere, 
wenn e3 fih um Erhöhungen handelt, der fich hieraus ergebenden 
rechtlichen Konjequenzen wegen unter ausdrüdliher Hervorhebung 
de3 unterlaufenen Irrtumes (Drud- oder Berechnungsfehlers) 
ftet3 als ſolche zu bezeichnen find; 

Übertragungen billigerer offizieller ober im Begünſtigungswege 
zugeſtandenen Taxen von Konkurrenzrouten auf die eigene 
Route, inſofern ſolche Übertragungen nicht als Bonifikationen 
(vergleiche 8 8) zur Durhführung gelangen, oder lediglich als 
Reititution von Portodifferenzen in den im 8 51 (1) 1, 2. Abſatz 
des Betrieb3reglement3 vorgejehenen Fällen (bei Fehlinftrabierungen) 
zu betrachten find; 

ferner auch Underungen, Ergänzungen und Wuslegungen der 
zu den beftehenden Tarifen gehörigen reglementarifcden und 
fonftigen Beſtimmungen. 

8 5. Tarifänderungen erfolgen: 

a) durch Hinausgabe von fortlaufend zu numerierenden, der 
Zahl nach jedoch möglichſt zu bejchräntenden Nachträgen zu 
ben betreffenden Tarifen; 

b) dur; die Neuauflage eines Tarifes, welche, fobald dies mit 
Rückſicht auf den erforderlichen Arbeitsaufwand und die auf- 
‚laufenden often irgendwie . zuläffig .erfcheint, flet3 dann 
ftattzufinden hat, wenn bereit3 mehrere Nachtrage zu einem 
Tarife erſchienen ſind; 


Genehmigung und Belanntmachung der Tarife. 835 


- ce) durch Neuauflage: von NRachträgen, welche vornehmlih zu 
dem Zwecke Plah zu greifen Hat, um zu  vermeiben, baß 
Nachträge ſtückweiſe durch andere Nachträge . erfeht ‚werben; 


.d) im Inſtruktionswege mittel? Birkularien, was jedoch bei 
Tarifänderungen, die für das Publifum allgemeine Geltung 
haben, nur dann zuläflig if, wenn die Geringfügigfeit des 
Gegenftandes die Aufitellung eines eigenen Rachtrages nicht 
rechtfertigt. 

Dies gilt beifpieldweife von nachträglichen Tarifberich- 
tigungen, durch welche Ermäßigungen beitehender Tarifſätze 
hervorgerufen merben. 


Derartige Tarifänderungen find in den nächiterjcheinenden 
Tarifnachtrag unter Bezeichnung des urfprünglihen Ein- 
führungstermines aufzunehmen. 


Telturen zu Tarifen find nur al3 Beilagen von Bir- 
fularien zur Erleichterung der formellen Durchführung ber 
im Snftruftionswege verfügten Tarifänberungen geftattet.*) 
8 6. Zufammenftellungen direfter Frachtſätze für 
häufiger vorkommende Welationen, in welchen entweder feine 
direlten Tarife beftehen, oder mo die vorhandenen direlten Tarife 
durch anderweitige Tariffähe bereit3 wieder unterboten erfcheinen, 
find, wenngleich diefelben zunädhft für den internen Gebraud 
der Bahmorgane beftimmt fein follten, ebenfo wie „neu ein- 
zuführende Xarife”, beziehungsweife „Zarifänderungen” kundzu⸗ 
machen. 
8 7. Unter Aufhebung beftehender Tarife oder 
der in ſolchen enthaltenen Tariffäbe ift nit allein 
deren vollftändige Befeitigung, fondern auch beren Erfegung 
durch einen neuen Tarif zu verftehen. 


Sm Falle die Aufhebung in einem Tarife enthaltener Tarif- 
füge nicht ohnehin aus Anlaß der Yinausgabe eined Nachtrages 
zu dieſem Tarife, fondern durch einen anderen Tarif erfolgt — 
ſei e3, daß die betreffenden Relationen in ben lebteren Tarif 

neu einbezogen oder für biefelben überhaupt feine Sätze mehr 


*) Im Sinne bes $5 der Perordnung de HM. vom 
1. Rovember 1890, 8. 47.510 (BB. 1890:128), ift die Durchführung 
von Zarifänderungen im Inſtruktionswege mittel Zirkularien, be- 
ziehungsweife Tekturen als Beilagen zu biefen Sirkularien, nur 
dann zuläffig, wenn die Geringfügigleit des Gegenftande3 Die 
Aufftellung eine eigenen Nachtrages nicht rechtfertigt, und daß 
fohin die erwähnten Tarifänderungen jedenfall3 in den nädjlt- 
erjcheinenden Tarifnachtrag, unter Bezeichnung des urjprünglichen 
Einführungstermines berjelben aufzunehmen fein werden. (6%. 
2. Dezember 1892, 3. 20.605, VB. 1892:142) 
b3* 
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erftellt werben — fo ift dies auch in einem gleichzeitig hinaus⸗ 
äugebenden, diefe Aufhebung allein behandelnden Nachtrage zu 
dem urfprünglicden Tarife präziie zum Wusdrude zu bringen. 
Dagegen ift im Falle der gänzlihen Aufhebung eines Tarifes 
die Ausgabe eines befonberen, biefe Aufhebung allein enthaltenden 
Nachtrages zu demſelben nicht erforderlich (vergleiche 8 9, lit. A 
und C, dann 8 17).*) 

8 8 Tarifermäßigungen im Güterverkehre (Hefaktien, 
Bonifilationen, Rüdvergütungen, Rabatte u. bgl.), fowie ber 
eventuell zur Einhebung gelangende Agiozufhlag find nad 
den hierfür geltenden befonderen Borfchriften zu veröffentlichen. 





Asiozuſchſag. 

Infolge des Erlaſſes des Handelsminiſteriums vom 30. De⸗ 
zember 1870, 3. 20.457—4349, und der Intimation des koͤniglich 
ungarischen Minifteriums für öffentlicde Arbeiten und Kommunifa- 
tionen vom 27. Mär, 1871, 3. 3645 (HM. 3. 6102—1566) 
erlangen die in dem nachfolgenden Protokolle enthaltenen Be⸗— 
fimmungen über die Bemeſſung de3 zu den Tarifgebühren der 
öfterreichifch-ungarifchen Bahnen jeweilig einzuhebenden Agiozu⸗ 
fhlages bindende Kraft. 

Yrotokofl 


der am 22. Oktober 1870 im Handelsminifterium abgehaltenen kom⸗ 
‚miffionellen Beratung zur Sicherung eines einheitlihen Vorganges 
fämtlicher Bahnen bei Bemeſſung des Agiozufchlages. 

Rad eingehender alljeitiger Erörterung wurden mit den 
anwejenden Vertretern ſämtlicher Bahnanftalten die nachftehenben 
Beſtimmungen vereinbart: 

Der Agiozufhlag wird von Monat zu Monat, und zwar für 
den jeweilig folgenden Monat nad dem Durchſchnitte der in der 
„Wiener Zeitung” notierten Silberwarenturfe der Wiener Börfe vom 
234. bes vorhergehenden bi3 einfchließlich 23. des Iaufenden Monats 





*) Die Beſtimmung des 87 wurde ſeitens der GJ. finngemäß 
dahin interpretiert, daß für den Tall der gänzlicden Aufhebung 
eine® Tarife bie Ausgabe eines bejonberen, diefe Aufhebung ent- 
Baltenden Nachtrages nicht notwendig ift, da nad 8 9 r die 
Veröffentlichung Hinfichtlich de3 zur Aufhebung gelangenden Tarifes 
durch deſſen Anführung in dem neuen Tarife zu erfolgen bat. — 
Nur dann, wenn einzelne Frachtſätze eines Tarifes unter weiterer 
Aufreciterhaltung bed Tarifes ſelbſt entweder ganz aufgehoben 
oder in einen anderen Tarif neu einbezogen werben, ift Dies in 
einem dieſe Aufhebung behandelnden Nachtrage zu dem urfprünglichen 
Tarife zum Ausdrude zu bringen. (8%. 8. Mai 1891, 3. 8069, 
VB. 1891: 57.) 
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und im Falle diefer Durchfchnitt nicht eine ganze Yahl ergibt, 
durch Abrundung auf die nächſt höhere ganze Zahl feftgefegt. *) 

Sollten fo bedeutende Schwankungen bes Balutafurjes ein- 
treten, daß innerhalb de3 Termines von viergehn Tagen Differenzen 
bon 10% zwiſchen dem feftgefeßten Agiozuſchage und dem notierten 
Silbergeldkurſe vorkommen, jo ſind die Eiſenbahnverwaltungen 
berechtigt, den Agiozuſchlag halbmonatlich zu regulieren. In 
diefem Falle wird die Feitftellung nach dem Durchſchnitte bes 
Silberfurfes in den Tagen vom 24. de3 einen bis zum 8. bes 
andern Monates, eventuell vom 9. bi3 zum 23. des Monates für bie 
Zeit vom 1. bis influfive 15., beziehungsweile vom 1. bis 
inkluſive legten eines jeden Monates erfolgen. 

Die Berechnung de3 jeweiligen Agiogufchlages wird im 
Hanbeläminifterium aufgeftellt, und das Ergebnis fofort in der 
„Wiener Leitung” und in dem vom SHanbelsminifterium zur 
Aufnahme von Kundmachungen für Eifenbahnangelegenheiten be» 
flimmten Blatte (derzeit „Bentralblatt für Eifenbahnen und Dampf- 
jhiffahrt” publiziert werden. **) 

Gleichzeitig mit diefer Kundmachung werden bie feit ber 
legten Publikation eingetretenen Anderungen in ben Ausnahmen 
bei Einhebung des Agiozuſchlages veröffentlicht werben, daher die 
Bahnverwaltungen biefelben rechtzeitig bem Handelsminiſterium 
anzuzeigen haben. 

Durch diefe Publikation werben jedoch bie Zehnverwalt maen 
nicht gehindert, beſtehende Begünſtigungen innerhalb des Tarif- 
fündigungstermined jederzeit zu widerrufen. (EB. 1871:28.) 


Aus einem Lirkulare der öſterreichiſchen Normweftbahn von: 
28. Februar 1873, Nr. 4488, hat die Generalinſpektion erſehen, 


*) Dieſer oje mwurbe vorftehend durch HM. vom 15. Juni 
1875, 8. 18.217, und zwar mit dem Beifage formuliert, daß 
die im nächſten Abſatze für den Fall einer 1004 igen Differenz 
zwiſchen dem feitgefegten Agiozufchlage und dem notierten Silber- 
geldlurfe gegebene bejondere Beitimmung finngemäß auf eine 
ſolche Differenz zwifchen dem Agiozuſchlage und dem Warenkurſe 
Unwendung zu finden hat. 

**) Mit Rüdficht auf Die in den legten Jahren volllommen ge- 
änderten Balutaverhältniffe, welche den Wiebereintritt eines Silber- 
agiod in abjehbarer Zeit al3 ausgeſchloſſen erjcheinen laſſen, 
ift die nad) obigen Vorſchriften allmonatlich vorzunehmende Kund- 
machung, daß bis auf weiteres ein Agiozuſchlag nicht zur Ein- 
Hebung gelangt, in ber Nummer 73 des „Berorbnung3blattes des 
Handelsminifteriums für Eifenbahnen und Schiffahrt” vom 28. Juni 
1894 zum legtenmale mit dem Beilage erjchienen: „Die bisher 
allmonatlich erfolgte Verlautbarung ber Nichteinhebung eines Agio⸗ 
zuſchlages wird Biermit eingeſtellt.“ 
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baß über Beſchluß der Bahnverwaltungen die biöherige Publizierung 
ber jeweiligen Anderungen des Agiozufchlages 2 Ar idjierung 
von Kundmachungen von nun an unterbleiben foll, dieſe 
Anderungen ohnehin vom Vandelsminiſterium im —EX der 
„Wiener Zeitung“ kundgemacht werden. 

Da ſich die Fahrt⸗ und Frachtpreiſe nad) dem jetoeiligen 
Stande des Agios wejentlich ändern, diefer Zuſchlag ſonach einen 
integrierenden Beſtandteil ber Eifenbahntarife bildet, jo fteht diefer 
Beſchluß im Widerjpruche mit der Beitimmung des 8 4 der Eifen- 
babnbetriebsordnung vom Jahre 1851, welder die Eifenbahnen 
unbedingt verpflichtet, die Fahrpreiſe und Frachtentarife in 
allen Bahnhöfen und auf allen Aufnahmsſtationen zur allgemeinen 
Einficht anzuheften. 

Die Geehrte wird daher aufgefordert, die in Rede ſtehende 
Maßregel, injofern fie bei derjelben eingeführt worden fein jollte, 
. zurüdzuziehen, und bierliber Zeftens zu berichten. (GJ. 12. April 

1873, 3. 3351, CB. 1873: 44 

Da befanntlich die alfgemeine Kundmachung, welche, geitüst auf 
bie Rurje vom 24. des Bormonates bis zum 23. des laufenden 
Monates, jedesmal am 25. erjcheint, nit nur den für. den 
nädjftfolgenden Monat als Regel geltenden Agiozuſchlag zu ent- 
halten, fondern gleichzeitig auch alle Hiervon beftehenden Aus- 
nahmen zu umfafjen bat, do werben, um derlei Unvolljtändigkeiten 
für die Folge zu vermeiden, die Verwaltungen. eingeladen, in 
Hinkunft alle Ausnahmen von der Einhebung de3 Ugiozufchlages, 
beziehungsweife alle bdiesfälligen Ermäßigungen, die am 1. bes 
nächſten Monates in Wirkſamkeit treten ſollten, ſo frühzeitig 
in Vorlage zu bringen, daß dieſelben am 24. des vorhergehenden 
Monates der Generalinſpektion der öſterreichiſchen Eiſenbahnen 
bekannt fein können. (HM. 11. April 1877, 8. 4178, CB. 1877:44.) 

Der Verwaltung wird in Wbänderung, beziehungsweife Er- 
gänzung des HME. vom 15. Juni 1875, 8. 18.217, eröffnet, 
daß, im Falle das nach dem Silherwarenturie der Wiener Börfe 
vom 24. des vergangenen bis einſchließlich 23. des jeweilig 
laufenden Monates berechnete Durchſchnittsagio nicht 5% betragen, 
ferner im alle mährend dieſer Zeit der Warenfurd nicht 
wenigftene an einem Tage den Stand von 1% erreichen follte, 

mE eweiligen Tünftigen Monate überhaupt fein Wgiozufchlag 

un ch zu ee haben wird. (HM. 6. Dezember 1879, 
8.5 


Il. Sorm der Beröffentfiung. 
89. Die Veröffentlichung erfolgt: 
A. Im allgemeinen: 
Durch Ankündigung des Erſcheinens, und zwar:. 
1. dur Unfchlag in den Stationen (8 10); 
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2. durch Kundmachung in öffentlichen Blättern (88 11 und 12); 
außerdem aber noch inäbejondere: 


B. Hinfihtlih der in Geltung ſtehenden oder neu ein- 
zuführenden Tarife (Zarifnadträge): 
3. durch Aufliegen zur Einficht des Publikums (8 13); 
4. we. Nbermittlung an die Handels⸗ und Gewerbekammern 
4); 
5. dur Mbgabe an das Publitum ($ 15); *) 


6. durch Aufnahme in das offizielle Kursbuch des T. k. Handels⸗ 
minifterium3 und ber Eijenbahnverwaltungen (8 16). 


C. Hinfihtlih der zur Wufhebung gelangenden Tarife 
(Tarifnadträge): 
7. ar y„tählung in den neuen Tarifen und Tarifnachträgen 
17). 


1. Unfdhlag in den Stationen. 
8 10. Sn den Stationen find anzufchlagen: 


3) Anfündigungen über die Neueinführung, Anderung oder Auf⸗ 
hebung ber die berteffende Station berührenden Tarife. 


b) Babrpreistabellen in möglihft großer, leicht lesbarer Schrift 
nd zwar nicht allein nächſt den Kafjenfenftern, fonbern in 


Aus Intereſſentenkreifen wurde wiederholt Klage darüber 
Füße, daß Tarife in Wirkſamkeit ftehen, welche bereit3 vergriffen 
find ind und demnach an Parteien nicht mehr abgegeben werben können. 


Ferner wurde konſtatiert, daß zu einem folchen bereit3 ver⸗ 
griffenen Tarife Rachträge erfchienen find, melde unter anderem 
auch Ergänzungen Berichtigungen des vergriffenen Haupttarifes 
enthalten. 

Da gemäß 8 9, B 5, und 8 15 (1) der Verordnung bes 
et Handel3miniftertums vom 1. November 1890, 3. 47.510, AGB. 
Nr. 128, über die Beröffentlihung ber Tarife auf Eifenbahnen 
(107. Heft ber Handausgabe ber öſterreichiſchen Gejete und Ber 
ordnungen) die Parteien das Recht haben, zu verlangen, daß jeder 
in Kraft ftehende Tarif erhältlich fei und auf eine bequeme und 
wenig zeitraubende Art beichafft werben Tönne, jo werden die 
geehrten Verwaltungen eingeladen, bafür Sorge zu tragen, daß 
unter Berüdfichtigung ber obigen Beltimmungen durch rechtzeitige 
Umarbeitung und Neuausgabe der Tarife der Wiederkehr berartiger 
von den tereffenten mit Recht beflagter Übelſtände dar die 
Bulunft begegnet werde. (EM. 28. Jänner 1899, 3. 3035.) 
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Stationen, wo ein größerer Verkehr ſtattfindet, auch an 
ſonſtigen, leicht zugänglichen Plaͤzen ber Eingangshallen. 

Aus dieſen Fahrpreistabellen müſſen die Fahrpreiſe nach 
ſolchen Stationen, für welche direkte Fahrkarten verkauft 
werden, zu erſehen ſein. 

c) yn den —— — Warteſaͤlen, Guͤterexpediten uſw.: 

e Ankü rch welche auf das Aufliegen der Tarife 
umb des —e ements zur Einſicht des Publikums 
(vergleiche 8 13) aufmerkſam gemacht wird. 

d) An einem geeigneten Orte der Abfertigungsſtelle und der 
Ausgabeſtelle für Reiſegepäck der für die Gepädträger geltende 
Gebührentarif. 


2. Kundmachung in öffentliden Blättern. 


8 11. Die Kundmachung Hat jebenfall3 im „Verordnungs⸗ 
blatt bes k. k. Handelsminifteriums für Eifenbahnen und Schiff. 
fahrt” *) ftattzufinden. 

In die Tarife jelbft ift an geeigneter Stelle die Bemerkung 
aufzunehmen, daß etwaige Änderungen, VBerichtigungen und Er⸗ 
gönäungen in in nem genannten Verordnungsblatte zur Verlautbarung 


gelangen 

Die für für — Blatt beſtimmten Kundmachungen ſind in der 
Weiſe einzurichten, daß dieſelben zweierlei Aufſchriften erhalten. 

Die erſte Aufſchrift hat, inſofern es ſich um Lokaltarife, 
beziehungsweiſe um Anſchlußtarife ohne beſondere Namen handelt, 
die Firma der in Frage kommenden Bahnverwaltung, beziehungs⸗ 
weiſe die Firmen ſämtlicher beteiligten Bahnverwaltungen zu 
enthalten. 

Im Falle es ſich dagegen um Verbandtarife handelt, iſt 
U der Firmen der Name des betreffenden Verbandes zu 
etzen. 

Die zweite Aufſchrift hat zu einer kurzen Lennzeichnung des 
Inhaltes der Publikation, als: „Einführung eines neuen” ober 
„Uufbebung eines beitehenden Tarifes”, „Nachtrag x zu einem 
berartigen Tarife“, „Einbeziehung von Stationen in einen Verbands⸗ 
verkehr" u. dgl. zu dienen. 


Die Kundmachungen find nur dann mit der Unterfchrift 
einer Verwaltung zu verfehen, wenn bie Publilation von diefer 
De waltung namens eine3 Verbandes oder jonft mehrerer be 
teiligter Berwaltungen erfolgt. 

In ben Tert der Kundmachungen find bie weſentlichſten 

Punkte des Inhaltes des zu veröffentlichenden Tarifes in mög- 


*) Dermalen im ,„Berorbnungsblatt für ifenbahnen und 
Schiffahrt“. 
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lichſt gedrängter — * edoch mit tunlichſter Bollftändigkeit auf- 
zunehmen, um jenem “Zeile bes Bublilums, für melden jebe 
einzelne Publikation beftimmt if, bie erforberlichen Auhaltspunkte 
hierfür zu geben. 

Endlich ift ber Angabe aller jener Tarife, beziehungsweife 
Tarifnachträge, deren Aufhebung durh die neue Publikation 
erfolgt, eine befondere Aufmerffamleit zuzuwenden. 


Die Anwendung bloß einer ber in der Handelsminiſterial⸗ 
verorbnung vom 1. Drobember 1890, 3. 47.510, bezeichneten 
Bublilationsarten genügt nicht zum Begriffe ber „gehörigen“ 
Veröffentlidhfung von rifen oder Anderungen derjelben im 
Sinne des 8 7 BR. (OGH. 24. April 1901, 3. 2028, BB. 130.) 


des ge betzeffenden Kundmachungen, weiche an die Abminiftration 

bes Berorbnungsblattes im kürzeſten Wege einzujenben find, 

—X in ber hierfür beſtimmten Rubrik desſelben in ein- 
licher Form zum Abdrucke 


An dieſen Kundmachungen, ſowie in ben laut 8 10 unter 
1a vorgefchriebenen Ankündigungen ift ftet3 nicht nur der Monat, 
ſondem auch der Tag der Veröffentlichung anzuſetzen. 


Ankundigung in jonligen öffentlihen Blättern, ſowie 
bie Form ber diesbezüglichen Kundmachungen bleibt der Be- 
ffimmung j Eifenbahnverwaltung überlaffen, wobei jebod) 
insbefondere auf die in den Gefellfchaftäftatuten bezeichneten 
Blätter gehörig Bedacht zu nehmen ift. 


8 12. Die Ankündigung in Öffentlichen Blättern ift zu ver⸗ 
anlaſſen: 


1. Im Lolalverlehre jeder Bahn durch die deren Betrieb 
führende Verwaltung; 


2. in Anſchluß⸗ und Verbandsverlehren: 


a) im Falle die geſchäftsführende Verwaltung eine öſterreichiſche 
Bahnrerwaltung if, durch dieſe; 


b) wenn die Gejhäftsführung dagegen von einer ungarijchen 
ober auslänbifhen Bahnverwaltung beforgt wird, durch jene 
öfterreichifche altung, welcher die Vorlage ber betreffenden 
Tarife an bie öfterreichifche Auffichtäbehörbe obliegt. 


3. Aufliegen zur Einficht bes Publikums. 


8 13. Die Berfonen- und Gütertarife uſw. jeder Verwaltung, 
fowie das BVetrieböreglement, haben nit nur im deren Zentrale, 
fondern auch in einem ftet3 zugänglichen Bureau jeder Station 
zur Einficht des Publikums bereit zu liegen, die Tarife jedoch 
nur fo weit, als fie die einzelnen Stationen betreffen. 
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4. Ubermittlung an die Handels⸗ und Gewerbekammern. 


8 14. Sämtlichen Handels⸗ und Gewerbekammern, in deren 
Bezirk die Linien einer Bahnverwaltung ganz oder teilweiſe 
gelegen find, ift von ben die Intereſſen dieſer Bezirke be— 
rügrenden Tarifen und Tarifnachträgen uſw. je ein Eremplar 
zuzumitteln. 

Nah) Umftänden ift auch gegenüber anderen Handels⸗ und 
Gemwerbefammern, die an den bezüglihen Tarifen intereffiert 
find, der gleiche Vorgang einzuhalten. 


5. Abgabe an dad Publikum. 


8 15. Sedermann muß die Möglichkeit geboten werden, fich 
die "Tarife jederzeit auf eine bequeme und wenig zeitraubende 
Art zu vericaffen. 

Zu diefem Behufe find in den größeren Stationen Exemplare 
ſowohl der diefelben berührenden Tarife, als auch des Betriebs- 
reglement3 zur Wbgabe an das Publikum bereitzubalten.*) 


Das Betriebsreglement ift demſelben gegen Erfltattung ber 
Koften zu überlaffen. 

Auf ben Tarifen und Tarifnachträgen ift ber Ort, an 
welhem Eremplare zu erhalten find, und, wenn die Abgabe nicht 
Anden unentgeltlich ftattfindet, der Verkaufspreis erfichtlih zu 
machen. 

Der Berlaufspreis ber Tarife und Tarifnachträge foll, wenn 
möglih, auch ſchon in den Publikationen über deren Einführung 
angegeben werden. 


6. Aufnahme in das offizielle Kursbuch des f. E. Handels- 
minifterium3 und der Eifenbahnvermwaltungen. 


- 816. Die Wahrpreife und reglementariijgen Beltimmungen 
für den Perfonen- und Gepädsverlehr find in das offizielle 
Kursbuch des k. f. Handelsminifteriums und der Eijenbahnver- 
waltungen aufzunehmen. 

Die näheren Beitimmungen über ben hierbei einzubaltenden 
Vorgang über da3 Aufliegen des Kursbudes in den Eifenbahn- 
ftationen und über deſſen Berlauf an da3 Bublilum find in der 


*) Einfühbrungserlaß vom 10. Dezember 1892, 
8. 56.001, zum Betrieböreglement (BB. 143): „IV. die Verwaltungen 
werden aufgefordert, dafür VBorforge zu treffen, daß in Gemäßheit 
der Schlußbeftimmung des Betriebsreglements, ſowie entiprechend ber 
Verordnung vom 1. November 18%, 8. 47.510 (8B. 128) in ben 
Stationen Gremplare be3 Betriebsreglements zum Verlaufe an 
das Publikum bereit gehalten werben.“ 
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Verordnung vom 1. April 1884, 3. 6191 HM., über die Vorlage, 
die amtliche Behandlung und bie Fundmadung der Fahrordnung 
(dermalen Verordnung des EM. vom 4. Dezember 1899, 3. 27.988, 
VL Punkt 40, 88. 1900:24) enthalten. 


7. Aufzählung der zur Mufbebung gelangenden Tarife 
(Zarifnadträge) in den neuen Tarifen und TZarif- 
nadhträgen. 


8 17. Zn neuen Tarifen und Tarifnachträgen find 1 alle jene 
Tarife und Tarifnachträge, fowie alle Frachtſätze und Tarif- 
beftimmungen, weldje durch neue erjebt oder fonft mobifiziert, 
beziehungsweiſe gänzlich aufgehoben werben, nah Patum und 
Bahl, eventuell unter Angabe der betreffenden Seitenzahlen des 
Tarifes oder Nachtrages, genau anzugeben. 

Bei Aufhebung eines größeren Teiles eines Tarifes oder 
falls teilweiſe Aufhebungen ſchon vorausgegangen wären, iſt auch 
hervorzuheben, welche Zeile noch in Kraft bleiben. 

Sobald ein teilweiſe bereits aufgehobener Tarif infolge eines 
neuen Tarifes gänzlich außer Kraft tritt, iſt auf dem neuen 
Tarife diefe gänzlihe Aufhebung ausdrüdlih anzugeben, und 
genügt e3 daher Teineswegs, wenn nur bie Aufhebung bes noch 
beſtandenen Tarifreſtes zum Ausdrucke gelangt. 


III. Sriſten für die Beröffentligung. 
1. Bierzehntägige Frift. 


8 18. Die Veröffentlichung Hat im allgemeinen = mindeſtens 
vierzehn e vor dem Zeitpunkte zu erſolgen, mit welchem 
ber veröffentlichte Tarif, reſpeltive bie Desügliche Tarifmaßnahme 
in Wirkſamkeit treten foll.*) 

Diefe Frift bezieht fi) auf die in 8 10 unter la, ferner 
in den 88 11, 13, 15 und 17 vorgejchriebenen Arten ber 
Beöfenticng; bei neu zu eröffnenden Bahnlinien jedod nur 
auf die Kundmachung in Öffentlichen Blättern. 

. Obige Frift hat — für Tarifermäßigungen durch Be 
richtigung von unterlaufenen Drud- und Berechnungsfehlern, ſowie 
für die unter $ 6 erwähnten Zuſammenſtellungen feine Geltung. 


2. Sechswöchentliche Friſt. 
8 19. Anderungen der Eiſenbahntarife, welche eine Er⸗ 


‚böhung beſtehender Fahrpreiſe oder Frachtſätze (Transport⸗ und 
Manipulationsgebuhren für Eilgut und gewöhnliches Frachtgut) 


*) Bufolge Art. XIX des Gefepes vom 31. Dezember 1894, 
AGB. Nr. 2 ex 1895, über Bahnen nieberer Ordnung find alfe 
Tarifmaßnahmen der Kleinbahnen (Tertiärbahnen) ° ninbefeng 
acht Tage vor deren Einführung. öffentlich kundzumachen. 
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in ſich ſchließen, ſind ſechs Wochen früher, als fie in Wirkſamkeit 
treten ſollen, zur öffentlichen Kenntnis zu bringen, ſofern nicht 
der Tarif nur für eine beſtimmte Zeit in Geltung geſetzt war. 

Dieſe Friſt bezieht ſich auf die im 8 10, unter 1a, ferner 
im $ 11 vorgefchriebenen Arten ber Veröffentlichung, ſowie auch 
auf jene Fälle, in welchen die Erhöhung ber Tariffäbe nur 
indireft durch Abänderung ber Tarifbeftimmungen (3. B. durch 
Ausfchließung von früher zugelaffenen Verpadungsmweijen) erfolgt. 

Dagegen Hat bie obige Frift feine Anwendung auf die infolge 
Beſſerung ber öſterreichiſchen Baluta in Verbandsverkehren mit 
dem Auslande eintretenden, in ben Tarifen vorgefehenen Er- 
höhungen, ferner auf Erhöhungen, welche durch Tarifberichtigungen 
eintreten, in welchen beiden Fällen bie vierzehntägige Hund» 
machungsfriſt gilt. 

Anderungen ber Pahrpreife, welde buch Yahrpları- 
änderungen herbeigeführt werben, bebürfen im Hinblide auf die 
für die Iegteren im $ 7 der EBD. ohnehin vorgefchriebene 
Beröffentfiäung feiner befonberen Bublifation. *) 


9 Die im 8 19, Abf. 3, der Verordnung vom 1. November 1890, 
3. 47.510, für Tariferhöhungen, welche infolge von Tarifberichtigungen 
eintreten, borgefchriebene vierzehntägige Friſt findet auf den Yall 
ber Berichtigung von in den kundgemachten Tarifen unterlaufenen 
augenfälligen Brudfehlern oder derartigen Berechnungzfehlern 
feine Anmwenbung, und können ſolche Fehler vielmehr mit fofortiger 
Gültigleit richtiggeftellt werben. 

Die vorſtehende Beſtimmung tritt fofort in Wirkſamkeit. 

Der Herr königlich ungariſche Handelsminifter, mit welchem 
ih im Gegenftande das Einvernehmen genftogen babe, trifft gleich" 
zeitig bie übereinftimmende Verfügung für die Länder der ungariſchen 
Krone. (HM. 1. Oktober 1894, 3. 32.396, BB. 116.) 


Alle auf Tarifhefte Bezug habenden —* ſind im 
Verordnungsblatt unter der Rubrik „Tarife und Transportan⸗ 
gelegenheiten“ in Form von Fundmggungen zu veröffentlichen. 
(EM. 21. Jänner 1897, 8. 187/II, 88. 1897: 21.) 

gRit dem Berichte vom . 1898, 3... .., hat ſich der geehrte 
Verwaltungsrat bereit erflärt, Hinfichtlich ber Einhaltung ber ſechs⸗ 
wöchentlichen Bublifationzfrift bei Tariſerho hungen den im hier⸗ 
amtlichen Erlaſſe vom 29. Mai d. J., 8. 4868/ III ex 1897, 
angeregten Vorgang nicht nur für den eigenen Dienftbereich 
einzuführen, fondern auch dahin wirkten zu wollen, daß berjelbe in 
ben Verbandsverlkehren gleichfalls eingehalten werde. 

Hiernah werben dem Publikum die Tarife, infomweit Diefelben 
Erhöhungen enthalten, in ber Regel ſechs Wochen vor Beginn 
ihrer Wirkſamkeit zur Verfügung ftehen, während in jenen Fällen, 





Genehmigung und Bekanntmachung der Tarife. 845 


IV. Sälußbefkimmungen. 


8 20. Durch die gegenwärtige Verordnung, welche mit 15. No⸗ 
vember 1890 in Wirkſamkeit tritt, werben bie in der Beilage 
verzeichneten Erläffe des E. f. Handelsminiſteriums und ber k. k. 
Generalinjpeltion der öfterreichifchen Eifenbahnen aufgehoben. 

Der Herr königlich ungariihe Handelsminiſter, mit welchem 
diesfalld da3 Einvernehmen gepflogen wurde, trifft gleichzeitig 
eine entiprechende Verfügung für die Eifenbahnen in ben Ländern 
der ungarifchen Krone. 


wo der fonftige Inhalt des Tarife eine Abkürzung dieſer Frift 
wünſchenswert macht, der Einführungstermin für bie in demfelben 
enthaltenen Erhöhungen unter Feithaltung des Grunbfages, daß 
ein Tarif überhaupt 14 Tage vor Beginn feiner Wirkſamkeit in 
den Händen des Publikums jein muß, auf einen Monat, eventuell 
ſechs Wochen nad) legterem Zeitpunkte feftgejegt werben wird. 
Indem das Eifenbafnminifterium diefe Erflärung mit Be 
friedigung zur Kenntnis nimmt, wird gleichzeitig an den Herrn 
königlich ungarifhen Handelsminiſter das Erſuchen gerichtet, zu 
geſtatten, daß die ungariſchen Eiſeubahnverwaltungen ſich dieſem 
—— han anjhließen. (EM. 22. Dezember 1898, 3. 38.808, 


% 
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II. Berichterfiattung über Tarifangelegenheiten. 


Verordnung deö I. k. Eiſenbahuminiſteriums vom 8. Juli 
1896, 3. 4591, BB. Nr. 82, 


betreffend die Berichterftattung über Tarifangelegenheiten und 
die Damit im Zuſammenhange ftehenden reglementarifchen und 
Transportbeftimmungen”). 


51: Auf Grund und in Ausführung der Beltimmungen 
n ben 88 66, 67 und 77 der Eijenbahnbetrieb3ordnung vom 
16. November 1851, RGB. Nr. 2 ex 1852, 


in 8 10, lit. e, bei „Eilenbantongeifionägeieped vom 14. Sep- 
tember 1854, RGB. 238, 


und in 85, 2. 1% des Organifationsftatutes für Die ftaat- 
liche Eifenbahnverwaltung in den im Reichsrate vertretenen König- 
reihen und Ländern, RGB. Nr. 16 ex 1896, 

wird hinſichtlich der Berichterftattung über Tarifangelegenheiten, 
einjchließlich der darauf bezugnehmenden Bereinbarungen der Bahnıen 
untereinander (Kartelle, Übereinflommen ufmw.), jowie über bie 
mit den Tarifangelegenheiten im Zuſammenhange ftehenden 
an ntariicien und Transportbeitimmungen nachitehendes 
verfügt: 


*) Nüdfichtlih der Kleinbahnen (Tertiärbahnen) beftimmt das 
Gejeg vom 31. Dezember 1894, über Bahnen niederer 
Drdnung (RGB. Nr. 2 ex 1895): 

„Artikel XIX. Die Feitfebung der Fahr- und Frachtpreiſe, 
fowie der Nebengebühren bleibt unter ber Vorausſetzung einer 
vollkommen gleihmäßigen Behandlung aller die Bahn benügenden 
Reiſenden und Berfrächter den Unternehmungen von Kleinbahnen 
(Tertiärbahnen) vorbehalten. 

Alle Tarifmaßnahmen, beziehungsweife Anderungen berjelben find 
mindeſtens act Tage, Refaltien mindeften? drei Tage vor deren 
Einführung öffentlich kundzumachen und der Auffichtsbehörde zur 
Kenntnis zu bringen. 

Der Staatöverwaltung bleibt da3 Recht vorbehalten, fobald die 
Bahn in drei aufeinanderfolgenden Jahren aus den eigenen Rein⸗ 
erträgniffen, das nicht durch Priorität3obligationen befchaffte Aulage⸗ 
fapital zu mindeftens ſechs Prozent verzinft hat, ermäßigte Marimal- 
tarife für den Berfonen- und Frachtenverkehr nah Anhörung der 
Unternehmung feftzufegen, wobei jedoch einerfeit3 auf bie öffent- 
lihen Intereſſen, anbrerfeit3 auf die dauernde GSicherftellung ber 
ſechsprozentigen Verzinſung des Anlagefapital3 nebit ber Tilgung3- 
quote aus den Neinerträgniffen ber Bahn Bedacht zu nehmen fi 
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1. Allgemeine Beflimmungen. 
Kompetenz. 


8 2. Die Beurteilung und Erledigung der Berichte der Privat- 
eifenbahnverwaltungen über bie in 8 1 aufgeführten Gegenjtände, 
beziehungsmweife die Genehmigung biefer Berichte, wo diejelbe der 
Staatöverwaltung vorbehalten erfcheint, erfolgt im Eifenbahn- 
—A— welchem bie betreffenden Berichte unmittelbar vorzu- 
egen jinb. 


Borlegende Verwaltung. 


83. Die Berichte find vorzulegen: 

1. NRüdfichtlich des Lokalverkehres jeder Bahn durch die deren 
Betrieb führende Verwaltung, eventuell auch durch jene Unter- 
nehmung (Korporation, Konzelfionär), welcher das Eigentum ber 
betreffenden Bahnlinie zufteht. 

2. Nüdfichtlih der gemeinjamen Tarifteile und fonjtiger 
allgemeiner Angelegenheiten, ferner der Verbandsverkehre uſw.: 

9 im Falle die geſchäftsführende Verwaltung eine öſterreichiſche 
Bahnverwaltung iſt, durch dieſe; 

b) wenn die Geſchaͤftsführung dagegen von einer ungariſchen oder 
ausländifhen Bahnverwaltung beforgt wird, durch jene öfter- 
reihifche Bahnverwaltung, welche entweder allein beteiligt 
erfcheint oder von ben übrigen beteiligten Berwaltungen 
hierfür das Mandat erhält. 

Sollte letzteres rüdfichtlih eines Verkehres ausnahmz- 
meife nicht erfolgt fein, jo obliegt bie Vorlage der auf dem 
betreffenden Tarife zuerft genannten öſterreichiſchen Ver⸗ 
waltung. 

c) Ein Verzeichnis der vorlegenden Verwaltungen ift dem Eijen- 
bahııminifterium durch eine Hierzu zu Delegierende Verwaltung 
zu übermitteln und find durch Teßtere auch etwaige Ande⸗ 
rungen de3 Berzeichniffes befanntzugeben. 


Beitpuntt ber Berichterftattung. 


$ 4. Bei ber Berichterftattung find die im Abſchnitte III der 
Verordnung des Handelsminiſteriums vom 1. November 1890, 
8. 47.510, über bie Veröffentlichung der Tarife für ben PBerfonen- 
und Güterverkehr auf Eifenbahnen und die Abänderung derfelben 
(„Berorbnungsblatt des Handelaminifteriums für Eifenbahnen und 
Schiffahrt" Nr. 128) nebit I. Nachtrag vom 15. Dezember 1892, 
8. 63.072, ®B. 148, vorgefchriebenen Friſten zu berückſichtigen. 

Snfofern e3 fih daher um die Prüfung, beziehungsweife 
Genehmigung einer Vorlage Handelt, hat die Überreichung zu einem 
ſolchen Zeitpunkte zu erfolgen, daß dieſe Prüfung, beziehungsmeife 
Genehmigung vor dem Eintritte der erwähnten Friften anſtandslos 
ftattfinden Tann. 


Gef. Sig. XVII. Eifenbahngefebe. 54 
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Für den Zeitpunkt ber Berichterftattung ift nicht bas Datum 
der Eingabe, fondern deren Präfentierungstag als maßgebend zu 
betrachten. 


Stizzierung der Örundlagen und Andbeutung der Motipe. 


85. In ben Berichten find alle jene Erläuterungen und 
Begründungen in klarer unb überfichtlicher Weiſe aufgunehmen, 
welche zum Berftändniffe und zur Beurteilung ber Tragweite 
der beabfichtigten Maßnahmen erforderlich find. 


Sn biefem Sinne find bei neueinguführenden Tarifen, ſowie 
bei Tarifänderungen überhaupt, jedesmal die Grundlagen derjelben 
und bei Berbandbätarifen das Verhältnis zu ben Lolaltarifen der 
beteiligten Bahnen zu ffigzieren und bie Motive anzugeben, weiche 
eine Anderung, beziehungsweiſe Ermäßigung ober Erhöhung ber 
Sätze veranlaßt haben. 

Eine eingehende Begründung ift ferner insbefondere in allen 
jenen Fällen geboten, wo e3 fi um Abänderung reglementarifcher 
Beftimmungen hanbelt. 

Bei Schnittarifen find die Schnittpunfte, ferner bei Elimi- 
nierung von Stationen aus einem birelten Tarife die Anzahl der 
von oder nad biefen Stationen innerhalb Jahresfrift vor- 
gelommenen Abfertigungen anzugeben. 

Das gleihe gilt bezüglich der Aufhebung beftehender Aus⸗ 
nahmetarife. 

An dem Definitiobrude eines Tarifes gegenüber dem Probe- 
drude vorgenommene Modifikationen find gleichfalls gu erläutern. 


II. Befondere Bekturmungen. 


8 6. Neu einzuführende Tarife und Tarif» 
änderungen (vergleihe 88 3—5 und 7 der Verordnung vom 
1. November 1890, 8. 47.510, über die Veröffentlichung der 
Tarife für den Berfonen- und Güterverkehr auf Eijenbahnen 
und die Abänderung derjelben [,‚Berordnungsblatt des Handels⸗ 
miniſteriums für Eifenbahnen und Schiffahrt” Nr. 128] gebft I. Nach- 
trag vom 15. Dezember 1832, 3. 63.072, 88. Rr. 148, find im 
Entwurfe oder Probebrude in je zwei Eremplaren zu überreichen, 
von welden dann eines ber vorlegenden Verwaltung jigniert 
zurüdgeftellt wirb. 

Die definitiven Tarife find dem Eifenbahnminifterium in je 
drei Eremplaren, beziehungsweife in Fällen, mo Perſonen⸗ und 
Gütertarife in einen Hefte vereinigt find, in je vier Eremplaren zu 
dem aus 8 4, Abf. 1, der gegenwärtigen Verordnung ſich er- 
gebenden Zeitpunkte vorzulegen. 


Sollte die Vorlage nicht innerhalb dieſes Termines erfolgen, 
fo bleibt es dem Eifenbahnminifterium vorbehalten, die Hinaus⸗ 
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fhiebung des Beginnes der Wirkfamkelt um bie Belt der Ber- 
zögerung anzuordnen. | 

s 7. Bufammenftellungen beftehender birefter 
Frachtſätze (vergleiche 8 6 der Verordnung des Danbeis- 
miniftertunts vom 1. November 18%, 8. 47.510, BB. 128), 

Berihtigungsblätter zu beftehenden Tarifen (ver- 
gleiche $ 4, Abſ. 3, und 3 5, d, ber He des Handels⸗ 
miniſterlums vom 1. November 1890, 3. 47. 510, . 128), 

Anteilstabellen und Inſtradierungsvorſchriften 
tönnen dem Eifenbahnminifterium erft im Definitivdrude vorgelegt 
werben, unb zwar in der durch 8 6, Abſ. 2, feitgefehten Anzahl 
von Exemplaren. 

Diefe Vorlagen find auch ohne Hinausgabe eines befonberen 
Erlafjes vier Wochen nad; erfolgter Überreihung ala anſtandslos 
erledigt zu betrachten. 


Anteilstabellen und Inſtradierungsvorſchriften find wenigſtens 
im internen öſterreichiſchen Verkehre in der Regel zugleich mit 
bem Befinitivdrude des betreffenden Tarifes vorzulegen. 

88 Die Uuflage von Berzeihhniffen ber auf ben 
Linien jeder Bahrverwaltung gültigen Verbands— 
tarife und deren fortlaufende Ergänzung durch periodifch hinaus» 
zugebende Nachträge erſcheint ala jehr wünſchenswert. 

Bon derartigen Verzeichniffen, beziehungsweiſe von ben be» 
treffenden Nachträgen find dem Eifenbahnminifterium durch Die 
auflegende Verwaltung je zwei Eremplare zu übermitteln. 


89 Die Brotofolle über alle Konferenzen und 
Kommiffionen in Tarif- und reglementarifhden An- 
gelegenheiten, welde, fei es in beftehendert Verbänden ober 
um Zwede ber Erftellung von direften Tarifen, ferner von den 

irektorenkonferenzen und den durch diefelben beitellten Komitees 
abgehalten iverden, ferner alle auf Zarifangelegenheiten 
bezugnehmenden PVBereinbarungen der Bahnen unter- 
einander (Kartelle, Übereinlommen ufw.) find fofort nach ihrer 
Vervielfältigung in fünf Exemplaren an das Eiſenbahnminiſterium 
vrzulegen. 

8 10. Die Zirkularien, Verbandsdienſtbefehle n. dgl. 
über bie den Gegenftand biefer Verordnung bildenden Angelegen⸗ 
beiten fallen, infofern fie auf Die Gebührenjäße Einfluß nehmen 
oder fonft von meritorifcher Bebeutung find, unter die Be- 
fimmungen der 88 6 und 7 der gegenwärtigen Verordnung. 


Außerdem find ſämtliche Birkularien in Zarifattgelegenheiten 
allmonatlid” nachträglich dem Eifenbahnminifterium in je einem 
Eremplare in Borlage zu bringen. 
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Verpflichtung der Bahnen zur Berichterſtattung 
über die Durchführung von Tarifmaßnahmen im In— 
ſtruktionswege. Eine Bahnverwaltung hatte hinſichtlich einer 
im Inſtruktionswege zur Einführung gebrachten Tarifmaßnahme 
I mit der Kundmachung im Verordnungsblatte begnügt und die 

erichterftattung an die Auffichtsbehörde unterlaffen, don der 
Annahme ausgehend, daß eine. bezügliche Verpflichtung nicht be- 
ſtehe. — Aus diefem Anlaſſe wurde der betreffenden Bahnver- 
waltung mit GIE. vom 7. März, 18%, 8. 23.422, BB. Nr. 33, 
©. 518, bemerkt, daß im $ 10 der Verordnung bes k. k. Handels- 
minifterium3 vom 1. November 1894, 3. 47.488, BB. 127, im 
Bufammenhalte mit ben in demfelben ausdrücklich bezogenen 
88 6 und 7 biefer Verordnung die Verpflichtung der Bahnver- 
mwaltungen zur Berichterftattung über folhe Tarifmaßnahmen, 
welche nit im Wege von Tarifen oder Tarifnadhträgen, fondern 
im Inſtruktionswege zur Durchführung gelangen, ausdrücklich 
und abſichtlich ausgejprochen if. — Die gegenüber ber früheren 
Verordnung vom 13. Mai 1876, 8. 14.178, CB. 1876:57, 
präzifere Formulierung der bezüglichen Verpflichtung der Bahn- 
verwaltungen erfolgte Gauptfäctic wegen des Widerfpruches, ber 
darin gelegen wäre, daß über unbedeutende ZTarifänderungen, 
welche im Wege von Tarifen oder Tarifnachträgen zur Durd 
führung kommen, befondere Borlageberichte erjtattet werden müſſen, 
wogegen Hinfichtlich bedeutenderer ZTarifmaßnahmen, fofern fie 
auf dem Inſtruktionswege zur Durchführung gelangen, die Bericht- 
eritattung entfiele. 


II. Borlagen an andere Behörden. 


$ 11. Somohl von den Militärtarifen ſamt Nachträgen, als 
auch von den fonftigen neu einzuführenden Tarifen, einfchließlic 
aller Spezial- und Ausnahmetarife, Tarifänderungen und Auf- 
hebung beftehender Tarife oder in folcden enthaltener Tarif- 
fäbe im Lolalverfehre und öfterreichifchen, beziehungsmeife öfter- 
reichiſchungariſchen Anſchluß⸗ und Verbandsverkehre, ferner von 
ben Bufammenftellungen direlter Frachtſätze und von Berichtigungs- 
blättern zu beftehenden Tarifen find vorzulegen: dem E. und Ef. 
Reichskriegsminiſterium je vier Exemplare, der Fach— 
rechnungsabteilung des k. und k. Reichskriegsminiſteriums je 
zwei Exemplare und dem ?. k. Landesverteidigungs— 
minijterium je zwei Eremplare. 

Ferner find alle Anderungen hinſichtlich der Zuſchlagsfriſten 
zu ben Lieferfriiten dem k. und k. Neichskfriegäminifterium und 
dem k. k. Minifterium für Landesverteidigung fofort zur Anzeige 
zu bringen. “ 

8 12. on den Gütertarifen ift je ein Eremplar dem E. Ef. 
Handel3minifterium und von ben Perjonentarifen je ein 
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Exemplar dem Poflursbureau im E. k. Handelöminifterium 
vorzulegen. i 


IV. Shlußbellimmungen. 


8 13. Die Vorſchriften diefer Verordnung haben finngemäß 
rüdfichtlih der FE. E. Staatsbahnen und der von benjelben be» 
triebenen Privatbahnen Anwendung zu finden. 


8 14. Dur die gegenwärtige Verordnung, welche mit 
1. Auguft 1896 in Wirkſamkeit tritt, werben die Verordnungen des 
k. k. Handelsminiſteriums vom 1. November 1894, 8. 47.488 
(„Berorbnungsblatt bes E. k. Handelöminifteriums für Eifenbahnen 
und Schiffahrt” Nr. 127), ſowie die Erläffe der k. k. Generalinfpeftion 
der öfterreichifhen Eifenbahnen vom 28. Juli 1871, 8. 4046, 
CB. Nr. 53, ©. 661, und vom 10. Yuni 1873, 8. 4458, 
CB. Nr. 66, ©. 601, und zwar letztere infomweit aufgehoben, al3 
ſich dieſelben auf bie monatliche Vorlage fämtlicher Birkularien 
in Zarifangelegenheiten an die genannte Behörbe beziehen. 
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III. Vorſchriften über Perfonentarife. 
Geſetz vom 15. Juli 1877, RGB. Nr. 64. 


Mit Zuſtimmung beider Häuſer des Reichsrates finde 
Ich anzuordnen, wie folgt: 

Art. J. Für die Regelung der Perſonentarife auf den 
innerhalb des Gebietes der im Reichsrate vertretenen König- 
reihe und Länder befindlichen Eifenbahnen haben nachſtehende 
Beitimmungen zu gelten: 

Als Marimaltarif für den Perſonentransport wird feit- 
gejeßt, und zwar: 

pro Berfon und Kilometer 


Für die I Rlafe. . . . FO Er. 
mn II, Mr 2. 36 „ 
„U 1 „0.2... 24,d5 W. in Gilber. 


Bei Eilzügen dürfen diefe Tarifſätze um 20 %0 erhöht 
werden, wenn biefelben nicht bloß Waggons eriter Klafje 
führen und wofern die durchichnittliche Geſchwindigkeit diefer 
Züge (infl. der Aufenthalte in den Stationen) auf jenen 
Streden, wo keine Steigungen von 15 pro mille und darüber 
porfommen, mindeftens 37 Kilometer, auf den Streden mit 
Steigungen von 15 pro mille bis erflujive 25 pro mille 
aber mindeitend 24 Kilometer pro Zeitjtunde beträgt. 

Auf Streden mit noch jtärleren Steigungen ijt die Ge— 
Ihmwindigfeit der Schnellzüge von dem SHandel3minifter zu 
bejtimmen. 

Für gemiſchte Züge find obige Tarife um 20 % zu 
ermäßigen. Der Handelsminiſter ift jedoch ermächtigt, dieſe 
Ermäßigung bei Bahnlinien, auf welchen nur gemifchte Züge 
verfehren, na Maßgabe . der Verkehrs⸗ und fonjtigen Ver— 
hältnifje der betreffenden Bahnunternehmung außer Kraft 
zu ſetzen. 

Sollte ſich das Bedürfnis nad) weitergehenden Ermäßi- 
gungen herausſtellen und follten in diefem Falle die Bahn- 
unternehmungen nicht in der Lage fein, entiprecdhende Er- 
leichterungen in der dritten Wagenklaſſe zu gewähren, fo find 
diefelben gehalten, über Aufforderung des Handelsminiſters, 
auf den von demjelben bezeichneten Streden eine vierte Klaſſe 
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(Stehiwagen) mit dem Tariffage von 15 fr. ö. W. in Silber 
pro Perſon und Kilometer eiyzuführen. 

Auf Eifenbahnen, weldhe die Staatägarantie in Anſpruch 
nehmen, dürfen Freikarten, welche nit nur für einzelne 
Tahrten Gültigkeit Haben, nur mit Genehmigung des Handels- 
minifterd ausgefolgt werden. | 

Dieje Freikarten müfjen auf einen bejtimmten Namen 
oder auf eine bejtimmte Dienftestategorie lauten. 

Art. U. Pie Tariffäge für die mit dem Perjonentrang- 
porte im Zuſammenhange ftehende Beförderung von Gepäd, 
Tahrzeugen und lebenden Tieren, jowie ſämtliche Neben- 
bejtimmungen für die Beförderung von Berjonen find dur 
den Handeldminijter nach Anhörung der Bahnunternehmungen 
nad) einheitlihen Grundſätzen feitzuftellen. 

Tür jedes ganze Fahrbillett wird ein Freigewicht von 
25 Rilogramm und für jedes halbe Billett ein ſolches von 
"12 Kilogramm feftgejegt. 

Art. II. Auf Bahnen mit Steigungsverhältniſſen von 
15 pro mille und darüber darf bei Berechnung der Tarif» 
gebühren die 11/sfache Länge der fraglichen ftarfen Steigungen 
und Gefälle zugrunde gelegt werden. 

Art. IV. Die Eijenbahnverwaltungen find verpflichtet, 
alle neuen Tarife, fomwie ‚jede Aufhebung und Abänderung 
der jchon bejtehenden Tarife mindeftens vierzehn Tage vor 
dem Inslebentreten der bezüglihen Tarifmaßnahmen nad 
den Anordnungen de3 Handelsminiſters öffentlich kundzu⸗ 


en. | 

Art. V. Der Handel3minifter wird ermächtigt, auf Grund 
der. Beitimmungen dieſes Geſetzes die erforderlichen Tarif» 
veränderungen, infofern fie ihm geboten erfcheinen, mit Be— 
rüdjihtigung der bejonderen Rechte einzelner Bahnunter- 
nehmungen durchzuführen und die Zeitpunkte für das Ins— 
lebentreten derſelben feitzujegen. 

Art. VI. Die Beftimmungen für die Beförderung von 
Militärperfonen werden durch das gegenwärtige Gejeb nicht 
berührt. 4 
Art. VII. Durch gegenwärtige Geſetz werden alle ent- 
gegenftehenden Beftimmungen der betreffenden Spezialgeſetze 
außer Wirkſamkeit gejebt. | 

Art. VII Mit ven Vollzuge dieſes Geſetzes, welches 
mit dem Tage der Kundmachung in Wirkſamkeit tritt, ift der 
Handel3minifter beauftragt. 
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Geſetz vom 25. Mai 1890, RGB. Nr. 89, 


womit einige Beitimmungen des Geſetzes vom 15. Yuli 1877, 
RGB. Nr. 64, betreffend die Marimaltarife für die Perjonen- 
beförderung auf den Eifenbahnen, abgeändert werden. 

it Buftimmung beider Häujer des Meichsrates finde 
Ich anzuordnien, wie folgt: i 

Urt. L Sn „ibänberung der entgegenftehenden Beſtim⸗ 
mungen des Gejehes vom 15. Juli 1877, RGB. Nr. 64, 
betrerfenb die Marimaltarife für die Perjonenbeförderung 
auf den Eifenbahnen, wird die Regierung ermächtigt, bei ber 
Teititellung des auf den Staatseiſenbahnen einzuführenden, auf 
ermäßigten Cinbeitstagen und einer Soneneinteilung bes 
ruhenden Perſonentarifes (Kreuzer-Zonentarif): 

1, in jenen einzelnen, am Anfange einiger Zonen vor- 
fommender Nelationen, in welchen die neuen Tarifjäge 
höher jind, als die im Artikel I, Abſatz 2, des obigen 
Gejebes bejtimmten Marimaltariffäge, dieje leßteren bem- 
entjprechend zu überfchreiten: 

2. den bei Schnellzügen nad) Maßgabe des Artikels I, Ab⸗ 
fa 3 und 4, de obigen Gejebes einzuhebenden Zu⸗ 
ihlag von 20 auf höchſtens 50 Prozent der neuen 
Perjonenzugspreije zu erhöhen; 

3. von ber im Artikel I, Abjah 5, des obigen Geſetzes 
uber ometen Tarifermäßigung für gemifchte Züge ab- 
zujehen; 

4. das im Artikel II, Abſatz 2, des obigen Geſetzes feit- 
gejegte Freigewicht für die Beförderung von Reiſegepäck 
aufzulaffen und für die Beförderung von Neifegepäd 
die Einheitstare von höchſtens 02 Kreuzer d. W. —* je 
10 Kilogramm und 1 Kilometer 

zur Einhebung zu bringen. 

Art. II. Desgleihen wird Die Regierung ermädtigt, 
jenen Privateifenbahn-Unternehmungen, melde die bezüglich 
ihrer Hauptlinten einzuhebenden Perfonentarife mindeftens 
annäherungsweife auf da3 Ausmaß der im Artikel I be— 
zeichneten Tarife der Staatsbahnen herabjegen, auf die Dauer 
der Einhebung diefer herabgejegten Fahrpreiſe die im Artikel I 
bezeichneten Abweichungen von den Beltimmungen des Ge— 
jeße8 vom 15. Juli 1877, RGB. Nr. 64, zu geitatten. 

In diefem alle jind die Tarife und Beförderungs- 
bedingungen für Neifegepäd, jowie für die mit dem Berjonen- 
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transporte zufammenhängende Beförderung von Yahrzeugen 
unb lebenden Zieren, dann fänstliche Nebenbeftimmungen für 
Die Beförderung von Perjonen, Durch den Handelsminiſter nad) 
einheitlichen Grundfägen auf Grund ber bei den Staatsbahnen 
geltenden Beftimmungen feitzuftellen. 

Art. III. Jene Privateifenbahn-Unternehmungen, welche 
in Gemäßheit ihrer Konzeſſionsbeſtimmungen gehalten find, 
fih einer gejeglichen Regelung der Tarife gu unterwerfen, 
haben auf ihren Linien, injoweit diejelben ald Hauptbahnen 
betrieben werden, bie im Artikel II bezeichneten Beförderungs⸗ 
beftimmungen unb herabgefegten Tarife mit dem vom Han⸗ 
delsminiſter zu beftimmenden Zeitpunkte zur Einführung zu 
bringen. 

Mit den übrigen Privateijfenbahn-Unternehmungen, welche 
Hauptbahnen betreiben, hat der Handelsminiſter behufs einer 
mit den vorftehenden Beftimmungen übereinflimmenden Re⸗ 
gelung der PBerfonenfahrpreije und der Reiſegepäcksbeförderung 
in Unterhandlung zu treten. 

Art. IV. Zn Anſehunh der einer gefeglichen Regelung 
ber Tarife unterworfenen Lolalbahnen bleibt die Enticheidung 
über die Einführung der obigen Tarife dem Ermeſſen des 
Hanbelsminifter8 vorbehalten. 

Art. V. Die Beitimmungen für die Beförderung von 
Militärperjonen merden Durch das gegenwärtige Geſetz nicht 
berührt. 

Art. VI. Mit dem Vollzuge des Geſetzes, welches mit 
dem Tage feiner Kundmachung in Wirkſamkeit tritt, ift Mein 
Handelsminiſter beauftragt. 


IV. Borfchriften über Gütertarife im allgemeinen. 


Die in betreff ber Umrechnung der Tarife nach metriſchem 
Maße und Gewichte belanntgegebenen Vereinbarungen der Bahn⸗ 
verwaltungen werben in ber nachſtehenden Weiſe genehmigt. 

1. Feftitellung bes Kilometer als PBiftanzeinheit für ben 
Berfonen- und Gütertrandport und Abrundung ber Kilometerbrud 
teile auf ganze Kilometer nah oben. Die hiernach verfaßten 
Di er find, infofern die neue Vermeſſung und Stationierung 
ber Bahn bereit3 die Beſtätigung erhalten haben, alsbald zur 
Genehmigung vorzulegen. 

2. Annahme von 100 Kilogramm (db. i. Doppelzentner) als 
Einheitägewicht für Stüdgut und Eilgut und von 1000 Kilogramm 
für Wagenladungsgut. 
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Welche Güter als Wagenladungsgüter anzuſehen ſind, bei 
welcher Gewichtsmenge die Wagenlabungsfäge Anwendung finden, 
endlich nach welchem Frachtſatze geringere Quantitäten ber Ge- 
bührenbemeſſung zu unterziehen dm beitimmen vorläufig noch bie 
derzeit in Wirkſamkeit befindlihen Tarife mit der Maßnahme, 
daß die Biffer von 100 Zentnern durch 500 Kilogramm und jene 
von 200 Bentnern durch 1000 Filogramm zu erjegen ift. 

Eine abändernde Verfügung hierüber kann aus Anlaß der 
Umredhnung um jo meniger als opportun bezeichnet, beziehungs- 
weife genehmigt werben, als eine ſolche keineswegs nebenbei 
getroffen, fondern nur im Bufammenhange mit der bereits 

- in Angriff genommenen prinzipiellen Verhandlung über eine ein⸗ 
heitliche Reform ber Eifenbahngütertarife herbeigeführt werden darf. 

3. Firierung der. Minimalrechnungdgewichte bei Frachten, 
fowie bei Aufrundung der Gewichtäquantitäten zum Zwecke der 
Deblpzenbevednung im Sinne ber Beitimmungen de3 feit 1. Zuli 
1874 in Wirkſamkeit ftehenden Eifenbahnbetriebsreglement3 8 57 
und unveränderte Beibehaltung der bisherigen Minimaleinhebuungs- 
ſätze per Sendung. 

4. Umrechnung der jegigen Einheitsſätze pro Meile in 
Einheitsfäge pro Kilometer unter Anführung von zwei Dezimalen 
und Berüdfichtigung der dritten  Dezimale bei der Abrunbung 
in der Weife, daß, wenn die dritte Dezimalftelle bie Ziffern 1—4 
enthält, dieſe Bruchteile unberüdjichtigt bleiben, während im Falle 
des Nefultierend höherer Ziffern die zweite Dezimale um 1 er« 
höht wird. Diefe Umrechnung hat .bi3 zur Durchführung der in 
Ausfiht genommenen einheitlichen Reform der Gütertarife und 
der zuvor mit jeder Verwaltung über die Tariffäge einzuleitenden 
fpeziellen Verhandlung nur al3 eine proviforiide Maßnahme 
zu gelten. 

5. Ermittlung der Fahrpreife pro Perſon und Kilometer unter 
Beibehaltung der für eine Perſon pro Meile gegenwärtig zur 
Einhebung gelangenden Minimalgebühr in Kreuzern d. W., vor- 
behaltlih der über eine eventuelle Abänderung der Yahrpreije im 
Sinne der diesfalls obſchwebenden prinzipiellen Berhandlungen 
feinerzeit zu gemärtigenden Entfcheidungen. 

6. Ermittlung der Einheitsfäbe für Gepäd pro 10 Kilogramm 
und 1 Kilometer und Abrundung der Rechnungsgewichte von 10 
zu 10 Kilogramm. (HM. 8. April 1875, 3. 9044, CB. 1875: 44.) 

Transportpreife für Güterbewegungen, welche zwiſchen im 
Inland gelegenen Stationen deutfcher Bahnen und Stationen ber 
öjterreihifch-ungariihen Bahnen ftattfinden, find im Sinne des 
Urt. 15 des Handelövertrages mit dem Deutfchen Reiche vom 
23. Mai 1881, RGB. Nr. 64,*) in ber öfterreihifhen Währung 


—- {+ 


*) Gleichlautend mit dem Art. 15 des dandels- und Zollvertrages 
mit em Deutihen Reihe vom 6. Dezember 1891, RGB. Nr. 15 
ex . . . 
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einzuftellen, wenn auch diefe Güter infolge der von den Verbands⸗ 
bahnen vereinbarten Imftrabierungsroute zum Teil auslänbijches 
Gebiet berühren, da die Inſtradierungsroute nicht maßgebend ift. 
Dagegen hat das HM. geftattet, daß die Bezeichnung der Tarife, 
in welden ber Verkehr zwiſchen öfterreichiichen Stationen der 
königlich Sächſiſchen Staatsbahnen einerjeit3 und inländischen Eijen- 
bahnftationen enthalten if, mit „Sächfifch - Weftöfterreidhifch- 
Ungarifher Eifenbahnverband“,” beziehungsmweife „Säcfifch-Öfter- 
reihifher Eifenbahnverband” im Hinblide darauf belaffen werben 
kann, daß die königlich Sächſiſchen Staatsbahnen dielen Verbänden 
auch rüdfihtlich ihrer auf äfterreichifchem Gebiete gelegenen Linien 
und Stationen angehören, und mit NRüdjiht auf den Grundfag, 
daß bie Bezeichnung ber Verbandstarife, welche jo Häufig in 
Telegrammen, Schriftftüden und Druckſachen angewendet werden 
muß, möglihft furz und prägnant fein foll. (om. 19. Zuni 
1888, 3. 22.408, .1888:84) 

Die 6%. Hat aus Anlaß einer hierüber erhobenen Partei- 
beſchwerde ber betreffenden Bahnverwaltung bedeutet, daß die 
Ausſchließung der Anwendung von Beitimmungen, welde im 
allgemeinen Tarifteile I enthalten find, durch Feſtſetzung im 
Tarifteile II nur dann zuläffig ift, wenn diefe Feitiegungen für 
da3 Publikum günftiger fin, oder wenn ſchon im allgemeinen 
Tarifteile I bei der betreffenden Beltimmung auch auf den Tarif- 
teil II, eventuell der in Trage kommenden einzelnen Bahn- 
verwaltung verwiefen war. (83. 8. 5489/IT und 11.922/III 
ex 1888, 88. 1888:106.) 

Der GJ. der öfterreichifchen Eifenbahnen find in legter Zeit 
wiederholt direkte Tarife vorgelegt worden, in welchen, obgleich die 
bezüglichen Eifenbahnverbände, beziehungsweiſe ZTarifhefte, ihrer 
fpeziellen Bezeichnung nach nur den Verkehr mit Ungarn umfafjen 
und obgleich für den Verkehr mit Hfterreich gefonderte Berbände 
reſpektive Tarifhefte beftehen, dennoch die in den erflermähnten 
Verbänden, beziehungsweife Tarifen beteiligten gemeinfamen Eifen- 
bahnverwaltungen auch ihre öfterreichifchen Tarifftationen einbe- 
zogen haben. 

Da ein derartiges Vorgehen die heute fon mit großen 
Schwierigkeiten verbundene Aufrechterhaltung der Überfichtlichkeit, 
Ordnung und Evidenzhaltung ber Tarife naturgemäß weſentlich 
beeinträdhtigt und fih auh dem Publitum gegenüber in un- 
angenehmfter Weife fühlbar macht, und die bei einem ſolchen 
Borgehen in einzelnen Fällen vielleicht erzielte geringfügige Drud- 
toftenerfparni3 in keinem Berhältnijfe mit den auf ber anderen 
Seite refultierenden Nachteilen fteht, jo fieht ſich die General- 
infpettion über Auftrag des hoben f. ft. HM. veranlaßt, Den 
geehrten Berwaltungsrat dringendſt einzuladen, in Hinkunft zur 
Vermeidung fonftiger, die Einführung der Tarife zum mindeften 
verzögernder Konfequenzen bei Neuauflage, reſpektive Neuherftellung 
von Zarifen in jenen Berbänben, beziehungsweife Tarifheften, 
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welche entweder nur ben Verkehr mit Oſterreich oder nur Den 
Verkehr mit Ungarn umfaffen, Die öfterreichifchen Zärifftationen 
nicht mehr mit ben ungarischen zu kumulleren. (9%. 27. November 
1888, 8. 7541/II, 88. 1888: 142.) 

Antäplih eines fpeziellen Falles hat fi das Handels- 
minifterium auf Grund be3 8 10, lit. g bes Eifenbahnkonzeifions- 
gefeses bie Entſcheidung über bie Einbeziehung einer inländifchen 

ahn in einen direften Verkehr mit bem Auslande vorbehalten 

und bei biefem Anlaffe erklärt, keineswegs ben auswärtigen 
Bahnen allein die ausfchlaggebende Stimme hierbei elnräunten 
zu können. (HM. 1. Juli 1874, CB. 1874: 78.) 

Ich finde bie nachſtehenden Fringinen für die Bildung der 
Gefamtfäpe der direlten Tarife mit dem Auslande, be- 
ziehungsmeife für bie Konftruierung ber öfterreichifgen Streden- 
anteile in benjelben zur Kenntnisnahme und Darnachachtung 
befanntzugeben : 

1. Die biseften Tarife für den Verkehr mit dem Auslande 
find derart zu berechnen, daß biefelben und insbefonbere bie 
Perfonentarife in der Negel eine höheren Gefamtjäge ausweiſen, 
ala welche fich bei Summierung der einzelner in Frage kommenden 
internen Tarife aller beteiligten Bahnverwaltungen ergeben. 

2. Das Ganbelsminifterium behält fid) vor, nach Konftatierung 
diefer Grundbebingung Überfchreitungen ber Tonzeffionsmäßigen 
Marimaltarife in ben Unteilen öfterreichiiher Verwaltungen im 
direlten Perfonen- und Güterverfehre mit dem Auslande nicht zu 
beanftanden, wenn nachgewiejen wird, daß derlei fiberfchreitungen 
lediglich dur Meinere Agioſchwankungen oder durch Abrundung 
von Bruchteilen hervorgerufen wurden. 

3. SInfolange und infoweit e3 nicht tunlich ift, bei Etablierung 
von direkten Gütertarifen mit dem Auslande eine fir den internen 
Verkehr ber öfterreichifchen Bahnverwaltungen gültige Güter- 
Haffifilation anzunehmen, bleibt e3 den öfterreichifchen Bahnen frei- 
geftellt, jenen direkten Tarifen eine anderweitige, den Intereſſen 
des Handel3 und der Induſtrie im Inlande nicht nachteilige 
Süterflaffifilation zugrunde zu legen. In folden Fällen wird 
auch) geftattet, die Anteile für die einzelnen Klaffen in den direkten 
Tarifen entweder auf Grund vereinbarter Verbandseinheitstaxen 
oder im Wege einer im Hinblide auf die Einreihung der Haupt- 
artikel vorzunehmenden Durchſchnittskombination mit den kon⸗ 
zejftongmäßigen Zarifjägen feitzufeg 

4. Das Hanbdelsminifterium behält fi vor, für einzelne 
befonder3 wichtige Verkehrsartikel die Einfügung von Spezialtarifen 
zu verlangen, wenn in den sub 3 bezeichneten Fällen die Anteile 
einer Sfterreichifchen Verwaltung gerade Hinfichtli eines folchen 
Artikels die konzeſſionsmäßigen Marimattaren überjchreiten ſollten. 

5. In allen Fällen, in melden infolge der Klaſſifikations- 
verfchiedenheiten bie birelten Tarife für einzelne in die Verbandz- 
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tarifflaffen eingereihte Frachtartilel höhere Geſamtſaͤtze nachweiſen 
foflten, als melde fi bei X ung ber in Frage fommenben 
Lokal⸗ und nachbarlichen Anſchlußtarife erreichen Iaffen, muß es Dem 
vertehrtreibenden Publikum unbedingt freigeftellt bleiben, ſich durch 
Auniareibung der Umtlartierung dieſe billigeren Frachtſätze zu 
ichern. 


6. Spezialtarife für einzelne Transportartikel bürfen unter 
feinen Umftänden höhere Geramtfäpe ftatuieren, als weldhe ſich 
aus „der Summterung ber betreffenden Lokal⸗ und Anſchlußtarife 
ergeben. 

7. Diejenigen Rebengebühren, welche nicht als folche entweder 
in ben Konzefftonsurfunden begründet find ober nach Maßgabe 
ber Beſtimmungen bes Üifenbahnbetriebsreglement3 neben ben 
Frachtgebühren als Bergiitung für befondere Leiftungen eingehoben 
werden dürfen, find als Integrierende Beſtandteile der Yradıt- 
anteile anzujehen. 

Das Hanbelsminifterium ift bisher den Vereinbarungen, welche 
von den Bahnverwaltungen zum Bmede der Regelung, beziehungs- 
weife Teilung bes Verkehres auf konkurrierenden Routen getroffen 
werden, nicht nur nicht entgegengetreten, fonbern Hat diefelben 
vielmehr tunlichſt gefördert, .um einen für alle Teile fchädlichen 
Konkurrenzkampf und ein volksunwirtſchaftliches Ablenken ber 
Verkehre von ihrer natürlichen, betriebstechnifch wohlfeilſten Route 
hintanzuhalten. 

Grundſätzlich erkennt das Handelsminiſterium beim Vorhanden⸗ 
ſein mehrerer konkurrierender Routen unter gleichen, jedoch fall⸗ 
weiſe zu beurteilenden Bedingungen die kürzeſte Route als die 
wo nicht ausſchließlich, doch vorzugsweiſe berechtigte an und 
betrachtet die gegenwärtige Übung der Verkehrsteilung unter eine 
Überzahl von Intereſſenten, welche Teilung eine höchft müfame, 
fangwierige unb Toftfpielige Abrechnung zur Folge bat, ala ein 
Aber gungeßabium bi8 zum Eintreten einer befferen Abgrenzung 
ber Bahnnebe ober einer entfprechenden Entwidlung des Verkehrs, 
welche den bisher ats Tonlurrenzfähig erklärten, ober im faltiſchen 
Beige gewiſſer Verkehre geftandenen Bahnen für ben ihnen 
duch das Entſtehen kürzerer Routen erwachſenden Entgang be- 
flimmter Transporte, in anderer Richtung Erſatz bietet. 

Snjolange jedoch das Handelsminifterium in dem alle ift, 
die Regelung der Verkehre durch deren Teilung unter mehreren 
al3 Tonfurrenzfähig zu, betradhtenden Routen gutzuhbeißen, muß 
dasſelbe einerjeit3 wünfchen, daß die Bahnverwaltungen zur Ein- 
fiht gelangen, daB e3 im allfeitigen Intereſſe liegt, nicht Ber- 
fehr3anteile, fondern ganze Verkehre als Kompenfationsohjefte 

behandeln, mit anderen Worten die Zahl der an jebem Berfehre 
Bartizipierenben mehr And mehr einzufchränfen; andernteil3 Tann 
das Handelsminiſterium aber nicht zugeben, daß eine ober die 
andere nad den Berhältnifien als konkurrenzberechtigt anzu⸗ 
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erkennende Route willkürlich von der Verkehrsregelung ausgeſchloſſen 
wird. Ein ſolcher Fall der Willkür tritt aber offenbar ein, wenn 
die ausgeſchloſſene Route faktiſch kürzer iſt als eine oder einige 
unter den zugelaſſenen Routen und ſich alſo zwiſchen der kürzeſten 
und der längſten derſelben einreiht und gleichfalls nur über 
inländiſche Linien führt. 

Das Handelsminiſterium betrachtet einen derartigen Vorgang 
als um ſo unzuläſſiger, als damit der Zweck der Verkehrsregelung 
teilweiſe vereitelt wird und noch die Gefahr hinzutritt, daß der 
Konkurrenzkampf zum großen Nachteile der heimiſchen Bahn⸗ 
unternehmungen vom Auslande mit Erfolg aufgenommen werde. 

Indem das Handelsminiſterium die fefte Abficht hat, derlei 
Alten der Willfür mit allen durch Geſetz und Konzefjiond- 
beftimmungen zu Gebote ftehenden Mitteln entgegenzutreten, glaubt 
es die Aufmerkſamkeit der Verwaltung behuf3 entiprechender 
Inſtruierung ber betreffenden Bienftabteilung auf diefen Gegen- 
ftand lenken zu follen. (HM. 25. Oktober 1878, 3. 29.936, 
CB. 1867:125.) | 

Bei der Prüfung des Kilometerzeigerd zu einem Verbandstarife 
wurde die Wahrnehmung gemadt, daß für eine und Diejelbe 
Relation wegen ber feitend der Wifenbahnvermwaltungen getrennt 
nach Verkehrsrichtungen vereinbarten Inſtradierung verjchiedene 
Entfernungen zum Zwecke der Lieferfriſtberechnung eingeſtellt waren. 
Im vorliegenden Falle wurde von der weiteren Verfolgung 
dieſes Gegenſtandes nur aus dem Grunde abgeſehen, weil es 
ſich um den Tranſitverkehr durch ÄRerreich handle, jedoch hat ſich 
die Generalinſpektion in ähnlichen Fällen, woſelbſt aber der Verkehr 
aus oder nah Hfterreih in Frage kommen würde, die weitere 
Erwägung vorbehalten. (83. 23. Jänner 1890, 3. 79, VB. 
1890: 6.) 

Angefiht3 der dein heutigen Berbandstarifweien anhaftenden 
mehrfachen Übelftände kann eine durdhgreifende Befeitigung der 
bei SHerftellung der Anteilstabellen eintretenden Verzögerungen 
infolange nicht erwartet werden, al3 nicht gleichzeitig auf eine 
Behebung diefer Übelftände mit allem Nachdrucke hingearbeitet wird. 

Als die ſchwerwiegendſten diefer Übelftände find zu bezeichnen: 

1. die übergroße Anzahl der Berbandstarife; 

2. die übergroße Anzahl von Verbandörelationen; 

en die Kompfiziertheit der formellen Anordnung der Verbands⸗ 
tarife; 

4. die zu weitgehende Anerfennung ber Berechtigung einzelner 
Nouten zur Naturalbedienung der Transporte; 

5. endlich die Kompliziertheit der üblichen Anteilsaus- 
fcheidungen, welche einerfeit3 die Berechnung und Aufitellung der 
Unteilstabellen, andrerjeit3 die fchließlihe Abrechnung auf Grund 
derſelben weſentlich erjchmwert. 
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Ad 1. Die übergroße Anzahl der VBerbandstarife erhellt 
fhon aus der Tatfache allein, daß zufolge einer vor kurzem 
gemachten Aufitellung für Hfterreih-Ungarn ungefähr 244 Ber- 
bände mit 444 Tarifheiten und 668 Nachträgen beitanden, ber 
hierzu gehörigen Anzahl von Anftradierungsvorfchriften und An- 
teilätabellen nit zu gedenken. 

Es erfcheint aber dringend geboten, daß nach gewiſſenhafter 
Reviſion und Sichtung der beftehenden Verbandstarife 

a) folde Tarife, welche nachweisbar feinem oder nur einem 
geringen, auf anderem Wege leicht zu befriedigenden Verkehrs⸗ 
bebhriniffe dienen, aufgehoben, beziehungsmweije gekündigt 


- wer ; 

b) ber richtigen Gliederung ber Berbandöverfehre ein befonderes 
Augenmerk hauptfähli in der Richtung zugemwendet werde, 
daß eine Bufammenfaffung zufammengehöriger, biöher neben- 
einander laufender Verbandsverlehre in einen Verband flatt- 
finde, weil bie3 bereit3 im Verkehre mit Bayern und Süd- 
beutfhland mit Erfolg angebahnt wurde. 

Ad 2. Behuf3 VBerminderung der übergroßen Anzahl ber 
Berband3relationen wären jene Stationen, in denen fein oder 
nur ein geringfügiger Verkehr fattfindet, aus den Berbands- 
tarifen zu eliminieren. 

Um jederzeit und überall die wichtigen Relationen leicht 
ermitteln und auf diefer Grundlage fobann auf Eliminierung der 
minder wichtigeren Relationen hinwirken zu können, erfcheint 
ed erforberlih, in diefer Beziehung fallmeife entfprechende Er- 
bebungen zu pflegen. 

Ad 3. Der Übelftand der Kompliziertheit der formellen 
Anordnung ber Verbandstarife wurde bereit? in der gemeinjchaft- 
lichen außerorbentlihen Konferenz der öjterreichifchen und ungarischen 
Eiſenbahndirektoren in Wien am 5. Auguſt 1886 alljeitig als folcher 
anerlannt und deshalb ber Beſchluß gefaßt, „Daß nur für die 
Knotenpunkte und für die wichtigen Stationen direlte Yradıt- 
fäbe in bie Verbandstarife aufgenommen werden follen; für 
Zwiſchenſtationen ift mit Anftoßtaren zu rechnen und nad) diefem 
Brinzipe in ben einzelnen Verbänden unter Berüdfichtigung der 
obwaltenden bejonderen Berhältniffe tunlichft vorzugehen“. 


Es bürfte fi) empfehlen, von diefem Ausfunft3mittel, ſowie 
von ber Erftellung der Tarife in Schnittform, jedoch womöglid) 
nur mit einem Schnittpunkte, in einem weſentlich ermeiterten 
Umfange al3 bisher Gebrauch zu machen. 

Ad 4 In bezug auf die zu weitgehende Anerlennung der 
Berechtigung einzelner Routen zur Naturalbedienung, Hat bie 
k. L. Generalinſpektion der öfterreichiihen Eifenbahnen wiederholt 
Anlaß genommen, den betreffenden Bahnvermwaltungen zu be- 
deuten, DAB die in verfchiebenen Kommiſſionsberichten, beziehungs- 
weiſe Konferenzprotofollen begründeten Berlehrszerfplitterungen, 
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ohne für dieſe Routen praktiſchen Wert zu haben, bie raſche 
Fertigitellung der Anteilstabellen hemmen. Berartige Berlehrs- 
zerfplitterungen find daher in Hinkunft zu vermeiden und wäre 
Snzuftreben, daß die Naturalbedienung jedes Verkehres, mo- 
möglih nur auf zwei, höchftens jedoch auf drei Routen unter 
tunlichfter Herabdrüdung der den fahrenden Routen zuzumeijenden 
Regieſpeſen ftattfinde. 

Ad 5. Die Kompliziertheit ber Anteildausfcheidungen endlich 
war auch bereit3 wiederholt in Konferenzen Gegenjtand per 
Beratung, und zwar beifpieläweife al3 Punft der Tagesordnung 
in der am 3. Juli 1888 in Prag abgehaltenen Berbandstonferenz 
des Galizifch-Hfterreihiih-Böhmifchen Gemeinfchaftsverfehres. 

Ausnahmen hiervon werden nur in ganz außergemöhnlichen 
und beſonders berüdjichtigungsmürdigen Fällen im öffentlichen 
Snterefje zugelaffen und bedürfen einer fpeziellen Genehmigung 
der Aufficht3behörbe. 

Diefe Anordnung tritt am 1. Oftober 1890 in Wirkſamkeit. 

Wenngleih nun die obige Anordnung zunädft nur für ben 
internen öÖfterreichifchen Verkehr getroffen wird, fo werden bie 
geehrten Verwaltungen nichtsdeſtoweniger angewieſen, auf bie 
Einhaltung eines gleichen Vorganges auch in den übrigen, ins- 
befondere den Verbänden mit dem Auslände mit aller Energie 
hinzumirken (HM. 1. Xuli 1890, 8. 27.215, BB. 1890:80). 


V. Garifermäßigungen im Güterverkehre. 


Verordnung des Sanderöminifterhumg vom 20, Rovember1895, 


. Nr. 167, 


betreffend die Gewährung von Tarifnachläſſen im Eijenbahn- 
güterverfehre und das bei DVeröffentlihung derjelben zu 


beobachtende Verfahren.*) 


Auf Grund und in Ausführung der Beſtimmungen: 

in den 88 4, 7, 8, 66 und 77 der Eifenbahnbetriebordnung 
(RGB. Nr. 1 ex 1852): 

im 8 10, lit. e, des Eiſenbahnkonzeſſionsgeſetzes vom 14. Sep⸗ 
tember 1854, RGB. Nr. 238; 

im $S 7 des Cifenbapnbetrichöreglements vom 10. Dezember 
1892, RGB. Nr. 207, 

in ben 88 5 en 14) und 6 (3. 24) de3 Drganifationzftatutes 
für die jtaatlihen Eifenbahnverwaltungen in den im Reichsrate 
vertretenen Königreihen und Ländern (KGB. Nr. 16 ex 1896), 

fowie im Nachhange zum 8 8 der Verordnung vom 1. Novem⸗ 


ber 1890 über die Beröffentlihung der Tarife für den Berfonen- 


*) Unter Einbeziehung der durch Bdg. d. Eif. Min. dom 8. Juli 


1896, RGB. Nr. 114, erfolgten Anderungen. 
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und Güterverkehr auf Eifenbahnen und die Abänderung berfelben 
(„Verordnungsblatt des Hanbel3minifteriums für Eifenbahnen und 
Schiffahrt” Nr. 128), ’ 

wird Hinfihtlid der Gewährung von Tarifnadjläffen im 
Eifenbahngüterverlehre, ſowie des bei Veröffentlihung derjelben 
zu beobachtenden Verfahrens nachſtehendes verfügt: 


Allgemeine Beflimmungen. 


$ 1. Die gegenwärtige Berordnung behandelt alle einen 
Geldwert repräfentierenden Nachläſſe, melde von ben in ben 
jeweilig gültigen Lokal- und Berbandstarifen und deren Nachträgen 
und Anhängen veröffentlichten Frachtſätzen und tarifmäßigen Neben- 
gebühren gewährt werden und auf Grund deren die Transport» 
foften der aufgegebenen Sendungen einfchließlich der Nebengebühren 
gegenüber den regelmäßigen XTarifgebühren eine Verminderung 
erfahren, fei es durch Herabfegung ber zu entrichtenden Yradıt- 
oder Nebengebühren, oder durch Enthebung der Parteien von ben 
laut der Tarifbeitimmungen denſelben obliegenden Leiftungen, be» 
ziehungsmeife Übernahme ber letzteren zu Laften der Bahnanitalt. 

Tarifnachläſſe können gewährt werben für beſonders bezeichnete 
Artilel und Warenklaſſen oder ohne befondere Bezeichnung für 
Güter aller Art (Sammelgüter), und zwar entweder für alle in den 
betreffenden Relationen und Stationen vorlommenden einfchlägigen 
Transporte oder mit Einfchränfung auf beitimmte Verkehre inner- 
Halb und außerhalb des unmittelbaren Bereiches der betreffenden 

Bahnverwaltungen. *) 


*) Es wurde die Wahrnehmung gemadt, daß Ermäßigungen 
der laut Zarifteil I, Wbfchnitt D, feſtgeſetzten Nebengebühren, 
ald Ablege- und Auflegegebühr, Auflade- und Ablabegebühr, Kran- 
geld ufw. zugeitanden wurden, ohne baß bie laut $ 1, Abi. (1), 
und $ 4, Abſ. (1), der Verordnung des k. k. Handeläminifteriums 
vom 20. November 1895, RGB. Nr. 167, BB. 1895:136, be- 
treffend die Gewährung von Tarifnadhläffen uſw., vorgejchriebene 
Publifation im „Berordnungsblatte für Eifenbahnen und Schiffahrt” 
veranlaßt worden wäre. 

Ein derartiger Vorgang ift unzuläffig, und wird daher die 
k. k. Staat3bahndirektion in Hinkunft nebit der Affichierung in ber 
Station auch die Publikation folder Begünftigungen im genannten 
Berordnnungsblatte in der Rubrik „Rarifermäßigungen im Güter- 
verfehre” ordnungsmäßig zu veranlaffen und die betreffenden 
Publifationgdaten in die Quartalsausweiſe aufzunehmen haben. 

Eine Ausnahme befteht lediglich in betreff ber Lagerbe- 
günftigungen, bezüglich welcher laut 8 6, Abſ. (3), der bezogenen 

erordnung die Veröffentlihung im Verordnungsblatte entfallen 
kann und Wfficjierung des Zugeſtändniſſes in der Station genügt. 

Hinfihtlih der in Wirkſamkeit befindlichen Begünftigungen, 
deren Beröffentlihung nad) obigem vorzunehmen geweſen wäre, 

55* 
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8 2. Die Tarifnachläſſe können unter Beobachtung der rad» 
folgenden Prinzipien fowohl im Kartierungs⸗ als auch im Rüd- 
vergütungdmwege zur Anwendung gelangen: 

1. Jeder Tarifnachlaß Tann in jener Berlehrörelation, be» 
ziehungsweiſe auf jener Transportroute und Hinfichtlih jener 
Artikel, für welche berjelbe bewilligt wurde, den im 8 12 be- 
handelten Fall ausgenommen, ohne vorhergehende Anmeldung von 
jedermann in Anſpruch genommen werden, welder die an bie 
Anwendung des Tarifnachlafjes gefnüpften und in der Kund- 
madung (8 5) .feitgeftellten Bedingungen erfüllt. 


2. Es unterliegt der Kontrolle des Eifenbahnbahnminijteriums 
($ 17), daß ein Tarifnachlaß nicht an folde Bedingungen 
gelnüpft werde, deren Geltendmachung demfelben den Charafter 
einer perfönlihen Begünftigung verleihen könnte. 


Zu diefem Behufe ift für alle jene Tarifnachläſſe, bei 
welchen die Inanſpruchnahme an befondere Bebingungen, deren 
Erfüllung ſchon an ſich nicht jedermann möglich ift, oder an die 
Verfraditung eines Minimalquantumd gebunden ift, vor dem 
Inslebentreten die Genehmigung des Eifenbahnminifteriums unter 
eingehender Motivierung einzuholen.*) 


hat die Publikation, und zwar im Sinne bes $ 8, Punkt 3, 
der zitierten Verordnung, mit Gültigkeit bis auf weiteres, längſtens 
bis Ende ded Jahres 1898 mit der möglichften Befchleunigung 
ftattzufinden. In Hinkunft ift fodann die NRepublifation dieſer 
Bugeftändniffe von Zahr zu Jahr ordnungsgemäß zu veranlafjen. 

Anlangend die Form ber betreffenden Publikationen, welche 
unmittelbar an die Abminiftration des „Werordnungsblattes für 
Eifenbahnen und Schiffahrt” einzufenden fein werden, wird bemerft, 
daß ſich biesfalls, felbftverftändlih fomeit als tunlih, an ben 
Rubrikenkopf des Abſchnittes „ZTarifermäßigungen im Güter- 
verfehre” des „Verordnungsblattes für Eifenbahnen und Schiffahrt“ 
zu halten fein wird, in welcher Beziehung darauf hingewieſen wird, 
daß in den Rubriken 9, 10 und 11 dur die Einfchaltung des 
Wortes „Gebühr” nad, „Frachtſatz“ fchon auf die Rundmachung von 
Ermäßigungen ber Nebengebühren Bedacht genommen worden ift. 
Sollte fich jedoch in einzelnen Fällen die Anwendung bes erwähnten 
Nubrifentopfes als untunlid) herausftellen, fo wird es feinem 
Unftande unterliegen, die betreffende Publikation mit durchlaufend 
gedrudtem Terte zu bringen, wie dies auch jetzt rüdfichtlich anderer 
ee mehrfach gefchieht. (EM. 21. September 1897, 


* Die Beitimmung von Bau- und Verbraudjsmaterialicn für 
Negiezwede für Eifenbahnen oder für gemiffe Induftrien, 
wie 3. 8. für den SHochofenbetrieb, als Bedingung eines Tarif- 
nacjlaffes ift zuläffig. (HM. 9. Mai 1879, 3. 14.073.) 
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Im Sinne bed Art. 15 des mit dem Deutfchen Reiche abgejchlof- 
jenen und am 1. Febr. d. J. in Wirkſamkeit getretenen Handeld- und 
Bollvertrages, bezw. gemäß ber im Schlußprotofolle zu in diefem Artikel 
abgegebenen Erklärung, erſcheint es unzuläfjig, die Anwendung 
ermäßigter Tarife, Refaktien uſw. von der inländifchen Provenienz 
ber betreffenden Frachtartikel abhängig zu machen. — Es 
baher jede derartige Beſchränkung fernerhin unſtatthaft, und bei 
etwaigem Borlommen in noch in Geltung befindlichen Tarifen, 
beziehungsmeife Publikationen, al3 nicht beftehenh zu betraddten. — 
Die geehrte Verwaltung wird fomit eingeladen, ſowohl die dort⸗ 
feitigen Tarife al3 auch die bortfeit3 im =8. veröffentlichten Tarife 
begünftigungen einer genauen Reviſion zu unterziehen und etwa | 
vorhandene Beichräntungen der oben angedeuteten Art aud 
0 eliminieren. (8%. 27. Februar 1892, 3. 2436, BR. 


Eine Bahn Hatte gelegentlih der Weröffentlihung einer 
Begünftigung in einem über zwei Routen zu bedienenden Verkehre 
die ausdrüdliche Bedingung geitellt, daß die Sendungen in einigen 
fpeziell bezeichneten Berfehrsrelationen durch Borfchreibung ſeitens 
der Partei auf dem Frachtbriefe hHälftig über die eine unb die 
andere Route geleitet werben müſſen. Hierüber wurde entjdhieden, 
daß dieſe Bedingung, als mit den Beſtimmungen des inter- 
nationalen übereinkommens über ben Eijenbahnfrachtverkehr im 
— ſtehend, unzuläſſig iſt. (GJ. 22. November 1892, 

. 20,316. 


Anläßlich eines vorgekommenen Falles wurde entſchieden, daß 
die bei Gewährung einer Ermäßigung im Güterverkehre zum 
Ausdrude gebradte Beſ — ber Gültigkeit diefer er- 
mäßigten Frachtſätze auf ein einzelnes, fpeziell namhaft ge- 
. madtes Etabliffement im Sinne ber beftehenden Vorſchriften 
unzuläffig erſcheint. — Das gleiche gilt von ber in einzelnen 
Fällen ſeitens der Bahnen eigenmädtig verfügten Befhränfung 
der für das Abladen dur die Parteien feitgejegten Zeitdauer, 
da eine jede Herabſetzung der Entladefrift der bejonderen Ge— 
HET der Auffichtsbehörde bedarf. (GJ. 9. Dezember 1892, 


Anläßlich eines vorgefommenen Falles wurde entichieben, 
daß in „inngemäßer Auslegung der Beftimmung im Abjchnitt II, 
3. 6, des Einführungserlafjes des HM. zum neuen BR. und 
zum internationalen Übereinfommen über den Eiſenbahnfracht- 
verfehr vom 10. Dezember 1892, 3. 56.001, VB. 1892:143, es 
nicht zuläffig erfcheint, bie Gewährung einer Tarifermäßigung 
im Güterverlfehre von der Unterlaffung einer jeden Routen- 
vorſchreibung durch d bie Fpgrtei abhängig zu madhen. (5%. 16. De» 
zember 1892, 8. 21.641.) 
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Evidenzführung und Sberaufſicht. 

8 3. Die Bahnverwaltungen find verpflichtet, ſowohl über bie 
im felbftändigen Wirkungskreiſe al3 auch mit Genehmigung bes 
Eijenbahnminifteriums gewährten Tarifnachläſſe ein Vormerk— 
buch zu führen. 

Das Vormerkbuch ift derart zu verfajjen, daß in demſelben 
bie eigentlihen Tarifnachläſſe von den Hinfichtlih der Neben- 
gebühren, fowie gegenüber den Tarifbeitimmungen gewährten Nad- 
läjfen ($ 1) abgefondert erfheinen. Bu biefem Behufe iſt da3 
Vormerkbuch in zwei Hauptteile zu teilen, deren erfter mit 
ber Bezeihnung „Frachtermäßigungen“ und der zweite 
mit der —— „Sonſtige Nachläſſe“ zu verſehen iſt. 

Im Vormerkbuche ſind, nach Maßgabe des unter Anlage A 
enthaltenen Muſters, die folgenden Rubriken genau auszufüllen: 

a) Name und Wohnort oder Sitz derjenigen Perſon, Firma oder 

Dienſtſtelle, über deren Anſuchen, beziehungsweiſe Antrag 

der Tarifnachlaß bewilligt wurde; 

b) Bezeichnung des Artikels, beziehungsweiſe der Artikelgruppe, 
auf welche der Nachlaß ſich bezieht; 
c) Verkehrsrelation und die allenfalls vorgeſchriebene Transport⸗ 

zoute, für welche ber Tarifnachlaß bewilligt wurbe ($ 2, 


d) Gattung, Art fowie nähere Bezeichnung des Nachlaſſes (er- 
mäßigter Einheitsſatz, progentueller Nachlaß vom offiziellen 
Tarife, Herabfegung des tarifmäßigen Frachtſatzes um einen 
bejtimmten Betrag, Gewährung einer billigeren Tarifklafie, 
Kürzung der Manipulationdgebühren, Herabjegung der tarif- 
mäßigen Nebengebühren, Erleichterungen gegenüber den ZTarif- 
beftimmungen ufw.). 

Alle diefe Nachläffe find genau anzugeben, beziehungs- 
weife auf die der tarifmäßigen Gebührenberehnung als 
Grundlage dienenden Maßeinheiten zurüdgeführt, ziffermäßig 
audzumeifen (pro 100 kg und filometer, pro Stüd, pro 
Wagen, pro 100 kg ujw.); 

e) gfiermäbige Angabe der Differenz zwifchen dem ermäßigten 

ariffafe und den normalen Tarifiägen, beziehungsmeije 
Gebühren (die Summe des Nachlaſſes überhaupt oder als 
Prozentſatz des offiziellen Tarifſatzes); 

f) Bezeichnung des Tarifes (Lokal⸗- oder Verbandstarif), des 
offiziellen Tarifſatzes, ſowie der betreffenden Tarifbeſtimmung, 
auf welche der Nachlaß ſich bezieht; 

g) Bedingungen, an welche der Nachlaß geknüpft iſt Minimal— 
quantum uſw.); 

h) Zeitdauer des Nachlaſſes: 

1. Tag der Kundmachung und des Inslebentretens des 
Nachlaſſes e 7) unter Bezeichnung der Nummer des „Ber- 
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orbnungsblattes für Eijenbahnen und Schiffahrt” ſowie der 
laufenden Bofitionsnummer. 

2. Außerfter Endtermin des Nadjlafjes (8 8). 

3. Für ben Fall der Wußerkraftjegung ($ 14) ober 
Berichtigung des Nachlaſſes (8 16) it im Bormerfbuche ein- 
zutragen: die gejchehene Beröffentlihung jener Kundmachung, 
mit welcher bie Außerfraftfegung oder Berichtigung erfolgte, 
unter Unführung ber Nummer des Verordnungsblattes, ſowie 
ber Pofitionsnummer. In der Rubrif „Tag der Außerfraft- 
jegung ober Abänderung“ ift insbejondere auch die etwaige 
Übernahme des Nachlaſſes in einen Tarifanhang ($ 5b), 
ee ie die Durchführung besjelben im Tarifwege 

it. c) anzumerlen; 

i) 83 ob der Nachlaß im Kartierungs⸗ oder im Rüd- 
- vergütungdwege zur Anwendung gelangt; 

k) Bezeichnung der Dokumente, gegen welche die Liquibierung 
bes öngetänbniffes erfolgt, Angabe des Zeitpunltes, 
bis zu weldhem, ſowie der Amtsftelle, an welche die Vorlage 
biefer Dokumente gejchehen muß; 

]) Angabe de3 Beweggrundes be3 Rachlaffes (Konkurrenz, Kon- 
junftur, übernommener Frachtſatz uſw.); 

m) Bezeihmung der Altenzahl, unter welcher ber Nachlaß erteilt, 
rihtiggeftellt oder wiberrufen murde; 


n) Zahl und Datum der Genehmigung des Eifenbahnminifteriums 
in jenen Fällen, mo eine Tolde einzuholen mar; 

0) Bezeichnung jener Eifenbahnen, mit melden ber Nachlaß 
gemeinjchaftlih bewilligt wurde, wobei angegeben werden 
muß, wenn ber Nachlaß nur von einer Teilitrede der in 
Trage kommenden Relation getragen wird; 

p) bejondere Bemerkungen. In diefer Rubrik ift insbejondere 
jener frühere Nachlaß zu erwähnen, der infolge Aktivierung 
eine3 neuen Nachlaſſes etwa gegenftandslod geworden iſt, 
unter Hinweis auf die Seite und PBofition des Vormerkbuches, 
wo der frühere Nachlaß verzeichnet erfcheint. 

Auf Grund des Vormerkbuches ift ein alphabetiiches Ver⸗ 
zeichniß der begünftigten Artikel zu verfaſſen, in welchem die Seite 
und Pofition de3 Sormerfbudhed, wo der einzelne Nachlaß aufzu- 
finden ift, zu verzeichnen find 

Die auf bie zugeftanbenen Nachläſſe Bezug habenden Daten 
find in das Vormerkbuch mit der ftrengiten Pünktlichkeit und ohne 
Verzug einzutragen. 

Das Vormerkbuch ſelbſt ſteht unter der Kontrolle 
de3 Eifenbahnmirifteriums, und ift zu biefem Behufe 
nebft den dazu gehörigen Belegen, Alten, Dokumenten ufw. den dazu 
belegierten Organen bieje3 Miniſteriums auf Verlangen jederzeit 
zur Einfihtnahme vorzuweiſen. 
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Beröffentlihung der Tarifnachläſſe. 

$ 4 Jeder neu zur Einführung gelangende Tarifnadlag, 
jowie jede Erneuerung eines Tarifnachlaſſes nad) feinem Ablaufe 
muß in allen Fällen, wo die Auf» oder Abgabe in einer öfter- 
reichiſchen Eifenbahnitation erfolgt oder eine öſterreichiſche Bahn- 
ftrede tranfitiert wird, nah Maßgabe bes folgenden 8 5, und 
zwar auch dann veröffentlicht werben, wenn feitens der am 
Transporte beteiligten öſterreichiſchen Bahnftrede feine Ermäßigung 
gewährt wird. 


Eine Ausnahme hiervon und fomit das Unterbleiben der 
Verlautbarung ift mit Genehmigung des Eifenbahnminifteriums 
zuläffig bezüglihd der für öffentlihe und Wohltätigkeitszwecke 
gewährten Nachläſſe, dann bezüglid der Nachläſſe für folche 

tan3porte, deren Belanntwerden von dem Eifenbahnminifterium 

als militärifhen oder ftaat3polizeilichen Rückſichten zumiderlaufend 
erachtet wird, endlich Hinfichtlih folder Nachläffe, die auf Grund 
von fundgemadten und fomit genügend bekannten gefehlichen 
Beltimmungen erteilt werben. 

Sn die laut $ 3 zu führenden Vormerkbücher find aud bie 
oberwähnten, nicht zur PVeröffentlihung gelangenden Nachläffe, 
fowie die lediglich durch Anſchlag in den Stationen fundgemacten 
Ragerbegünftigungen (vergleihe 8 6, 3) einzutragen. *) 

* In Ungelegenheit einer Tarifermäßigung murde die be- 
treffende Bahn von der GJ. zu Aufflärungen aufgefordert und 
derfelben mit Rückſicht auf den bevorftehenden Ablauf der Nefaltie 
bedeutet, daß letztere vor Austragung der fraglichen Angelegenheit 
nicht erneuert werden bürfe. Gegen bdiefe Verfügung wurde jeitens 
ber Bahn Borftellung erhoben und hierbei betont, daß in Diefer 
Verfügung eine Einſchränkung der ihr innerhalb der Tonzeijiond- 
mäßigen Marimalgrenzen gewährleiiteten Tariffreiheit erblidt merden 
müffe. SHiergegen wurbe bemerkt, daß in diefer Anordnung eine 
derartige Einſchränkung nicht erblidt werden Tann, da fon aus 
dem allgemeinen Begriffe des ftaatliden Aufficht3rechtes hervor- 
geht, daß in jenen Fällen, in welden anläßlich einer bahnjeitig 
getroffenen Tarifmapnahme Aufflärungen abverlangt werben, vor ber 
diesjalld zu treffenden Entſcheidung eine Erneuerung diefer Tarif 


ar nit Pla greifen dürfe. (6%. 22. Dezember 1888, 


3. 16 

Es wurde die Wahrnehmung gemacht, daß bezüglich der Kund⸗ 
machung jener Frachtbegünſtigungen, welche auf Grund der nach 
atabgabe de3 hieramtlihden Erlaſſes vom 30. November 1892, 
3. 56.003, BB. Nr. 144, eingeführten Ausnahmetarife für Bau 
materialien und Tabrikzeinrichtungsgegenftände von Fall zu Fall 
eingeräumt werden, fein gleichmäßiger Vorgang beiteht, indem der- 
artige Begünftigungen teils fallweife, teil3 ein“ für allemal zur 
Verlautbarung gelangen. — Das HM. hat hiervon Anlaß genommen, 
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Modalitäten der Beröffentlihung. 
$ 5. Die Veröffentlihung der Tarifnachläſſe hat zu erfolgen: 
a) In der Regel im „Berordnungdblatte für Eijen- 
bahnen und Schiffahrt”. 

Zur Aufnahme der betreffenden Kundmachungen, melde 
nad dem Mufter der Unlage B abzufajjen find, dient eine 
befondere Rubrik des genannten VBerordnungsblattes mit Der 
Auffhrift: „Tarifermäßigungen im Güterverkehre“. 

Diefe Kundmachungen Haben zu enthalten: 

1. Die fortlaufende Zahl der Kundmachungspoſition. 

2. Die Bezeichnung der Bahnverwaltung, von ber, ſowie 
die Bezeichnung jener Bahnverwaltungen, in beren Namen 
die Veröffentlihung erfolgt. 

3. Die Bezeichnung der Artilel ($ 1), für welche ber 
Nachlaß gewährt wird. 

4. Die Bezeihnung derjenigen Verkehrsrelation, von, 
beziehungäweife nach welcher bie begünftigten Artikel zu 
befördern find, nebft allfälliger Angabe der Route (8 2, 8. 1). 

5. Jene Bedingungen, welhe im Rahmen bdiefer Ber- 
ordnung für die Inanſpruchnahme bes Tarifnachlaſſes feit- 
geftellt werden. Heft 108, ©. 16. Bu a, (3) 5. 


ben Wusnahmetarif VII der k. k. Staatäbahnen, welcher ben be- 
treffenden Ausnahmetarifen ber übrigen Bahnen zugrunde liegt, 
einer Abänderung in dem Sinne unterziehen zu laffen, daß nunmehr 
die Ziffer der Frachtermäßigung genau firtert ift, die Fälle, in 
welhen dem BParteianfuhen Folge gegeben werden muß, genau 
präzijiert find, und der unter 9 aufgenommene Vorbehalt, einzelne 
Relationen ausfhließen zu bürfen, eliminiert erfcheint. — Dieſe 
Underungen erfheinen in dem feit 1. Juni d. J. gültigen Nadj- 
trage II zum Zeil II der Lofaltarife der k. k. Staatsbahnen bereit3 
durchgeführt und kann fohin bei Annahme dieſer abgeänderten Be- 
flimmungen des Ausnahmetarifes VII die Publikation jedes einzelnen 
Falles der Einräumung derartiger Tarifermäßigungen unterbleiben, 
ed fei denn, daß bei ber Gewährung derjelben weſentliche Ab- 
weichungen von den Beltimmungen des Ausnahmetarifes eintreten 
follten. — Die Berwaltung wird daher eingeladen, die Bejtimmungen 
des dortigen Ausnahmetarifes fir Baumaterialien uf. mit jenen 
des gegenwärtig in Kraft ftehenden Ausnahmetarifes VII ber 
k. L. Staatsbahnen in Einflang zu bringen, wonach e3 dann feinem 
Anftande unterliegen wird, von ber Wublifation jedes einzelnen 
Falles Umgang zu nehmen. 

(Die Verwaltungen der Privateifenbahnen haben den von ben 
k. L. Staatöbahnen diesfalls eingehaltenen Borgang nicht alzeptiert 
. und wird von benjelben fohin jede einzelne derartige Tarifermäßigung 
befonder3 fundgemadit.) (HM. 30. Zuni 1893, 3. 29.173.) 
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c) Die von den einzelnen Bahnverwaltun 


Tarifvorſchriften. 


Hierbei iſt ein etwaiges Minimalquantum ſtets an erſter 
Stelle und in einer beſonderen Zeile einzuſetzen und im 
Drucke durch fette Schrift hervorzuheben. 

6. Die Dauer des Nachlaſſes. 

7. Bezeichnung der Tarife, beziehungsweiſe der Zarif- 
beftimmungen, auf welde das Zugeſtändnis Sich bezieht, 
wobei die betreffenden Frachtſätze und ſonſtige tarifmäßige 
Gebühren möglihft ziffermäßig anzugeben find. 

8. Die Natur des zugeftandenen Nachlaſſes (die ziffer- 
mäßige Angabe fowohl des ermäßigten Frachtſatzes oder ber 
tarifmäßigen Gebühr, als auch bes Nachlafjeg oder — falls 
ber Nachlaß auf eine andere Weife gewährt wird — bie 
Bezeihnung dieſer Mobalität). 

9. Die Art der Durhführung (im Kartierungs⸗ oder 
Rückvergütungswege). 

10. Die Bezeichnung ber Dokumente, gegen welche bie 
LZiquidierung des im Nüdverglitungäwege gewährten Zu- 
geftändniffes erfolgt, und die Angabe der Beitgrenze, innerhalb 
welcher, fowie ber Amtsſtelle, an welche bie Vorlage diefer 
Dokumente gefchehen foll. 


11. Etwaige fpezielle Bedingungen und Bemerkungen. 
(In diefer Rubrik ift ausdrücklich anzugeben, im Falle 
der Nachlaß nur von einer Teiljtrede der in Frage kommenden 
Relation getragen wird.) 


Sämtliche Rubrifen der Tabelle B, und zwar insbeſondere 
die Rubriken 8, 9 und 11, find in den Kundmachungen 
mit ben genauen (ziffermäßigen) Angaben auszufüllen, jene 
Fälle ausgenommen, in welihen bie® nach der Geftaltung 
des betreffenden Nachlaſſes nicht tunlich erfcheint. 

Das Eifenbahnminifterium ift berechtigt, die neue Berlaut- 
barung eines folden nicht vorſchriftsmäßig kundgemachten 
Nachlaſſes unter Rückwirkung auf den aus ber erften Ver⸗ 
lautbarung ſich ergebenden Gültigkeitötermin zu verfügen. 


b) Im Kartierungswege zugeftandene Nachläſſe, weldde durch 


wiederholte alljährliche Erneuerung oder aus anderen Gründen 
zur Aufnahme in die offiziellen Tarife, gleihwie Spezial- 
oder Ausnahmetarife geeignet erjcheinen, können in einen 
einen integrierenden Beſtandteil des betreffenden Tarifes 
bildenden Anhang zufammengefaßt werben, welcher nad) ben 
für die Tarife im allgemeinen geltenden Beſtimmungen, ins⸗ 
befondere Hinfichtlih der Publikation, zu behandeln if. 

en für die Kreditierung 
von Frachtgebühren, fowie für bie Befreiung vom Frankatur⸗ 
zwange feſtgeſetzten Bedingungen ſind im „Verordnungsblatte 
für Eiſenbahnen und Schiffahrt“ zu veröffentlichen und in 
längeren Zeitperioden zu republizieren. 
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86. Es ift im geeigneter Weife dafür Borforge zu treffen, 
daß das Publikum in jeder Station von ben auf dieſelbe Bezug 
habenden Tarifnachläſſen Kenntnis erhalten Tönne. 

Zu diefem Behufe find alle jene Nachläſſe, die gegenüber 
den tarifmäßigen Nebengebühren und Beltimmungen rüdjichtlich 
einzelner Stationen gewährt werben, in ben für die Parteien 
beftimmten Räumen ber Gütererpebite bdiefer Stationen aud) 
mittel3 Anfchlages belannigugeben. 

Inſoweit es ſich um Lagerbegünftigungen Banbelt, kann ſich 
unter Entfallen der Veröffentlichung im „Verordnungsblatte für 
Eiſenbahnen und Schiffahrt“ auf die eben erwähnte Affichierung 
beſchränkt werben, und haben die betreffenden Affichen insbeſondere 
entnehmen zu laffen: Artikel, Zeitdauer der Lagerfreiheit, das 
nad Ablauf der Lagerfreiheit zur Einhebung gelangende ermäßigte 
Zagergeld, eventuell die zugeftandene ermäßigte Lagergebühr allein, 
wenn biefe ohne Ausdehnung der lagergeldfreien Leit bewilligt 
wurde; auch ift die Zeitperiode, für Deren Dauer die Lager- 
erleichterungen zugeftanden werben, unter Anführung des allfälligen 
Borbehaltes „ſo lange die Verkehrs⸗ und Raumverhältniſſe es 
geitatten” zu bezeichnen. Diefe Berlautbarung kann unterbleiben, 
1. wenn e3 fi um die Vermietung von Lagerräumen handelt, 
ferner 2. wenn für einzelne Sendungen, melde infolge unvorher⸗ 
gejehener Fälle durch längere Zeit in ben Bahnmagazinen ein- 
gelagert wurben, nachträglich das aufgelaufene Lagergeld aufgelajjen 
oder reftituiert wird. *) 


Sültigkeit und Zeitdauer der Tarifnahläfe. 

87. Die Gültigleit eines Tarifnachlaffes beginnt am Tage 
der regelrecht erfolgten Veröffentlichung (8 4), feine Wirkſamkeit 
und Anwendbarkeit jedoch erſt am dritten Tage vom Tage ber 
Veröffentlichung an gerechnet, es fei denn, daß in ber Kundmachung 
ein fpäterer Anfangstermin beftimmt wird. 

8 8. Die Zeitdauer eines Tarifnachlaffes eritredt fi vom 
Tage feines Inslebentretens angefangen bis fpäteftend zum legten 


*) In Beantwortung de3 namens der Eijenbahndireltoren- 
fonferenz erftatteten Berichtes ....... wird ber EL. 1. Generaldireltion 
als derzeit Vorſitzenden ber genannten Konferenz eröffnet, daß das 
HM. die von ben öſterreichiſchen Bahnen, der bieramtlichen Anregung 
entfprechend, als einheitlihe Grundlage für das Borgehen der 
einzelnen Bahnen vereinbarten „Normativbeitimmungen für die Er- 
langung von Frachtgebührenkrediten“ zur Kenntnis nimmt. Hierbei 
wird der Borausfegung Ausdrud gegeben, daß die auf diefer Grundlage 
von den einzelnen Bahnen für die Sereditierung feitzuftellenden 
Bedingungen im Sinne ber Verordnung vom 12. März 1879, 
RGB. Nr. 78, wie die fonftigen Begünftigungen im Güterverfehre 
im hieramtlichen Berorbnungsblatte wenigſtens ein» für allemal zur 
Veröffentlichung gelangen. (HM. 16. Oktober 1891, 3. 44.765.) 
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Tage des Kalenderjahres, in welchem derſelbe in Wirkſamkeit 
getreten iſt. 

Mit Rückſicht jedoch auf die eigenartigen Verhältnifſe einzelner 
Handels⸗ und Induſtriezweige, ſowie im Falle vorhandener Schiff⸗ 
fahrtskonkurrenzen iſt es indeſſen ausnahmsweiſe geftattet, die 
äußerſte Zeitdauer eines Nachlaſſes unabhängig vom Kalenderjahre 
nach Maßgabe des faktiſchen Bedürfniſſes feſtzuſtellen. 


Die in ber Zeit zwiſchen 1. Oftober und 31. Dezember jedes 
Sahres ohne Bedingung eines Minimalguantums in Wirkjamfeit 
tretenden Tarifnachläffe dürfen mit der Gültigkeit bi3 zum Ende 
des nächſten Kalenderjahres zur Beröffentlichung gelangen. 


Eine rüdwirfende Anwendung von Tarifnachläſſen ift mit 
Ausnahme des im $ 9 berührten Falles überhaupt nicht zuläffig. 


8 9. Un Minimalquantitäten gebundene Tarifnachläffe find — 
nad Maßgabe der 887 und 8 — ftet3 für eine vorher zu 
bejtimmende Zeitdauer, daher mit Ausihluß des Zuſatzes „bis 
auf Widerruf” oder „bis anf weiteres“ zu verlautbaren. 

Die demgemäß veröffentlichte Gültigkeitsdauer Tann weder 
verkürzt noc verlängert werden. 


Eine rüdwirkende Verlängerung der Gültigkeitsdauer Tann 
ausnahmsweife auf Grund der Genehmigung des Eijenbahn- 
minifteriums, in befonder3 motivierten Fällen nur gelegentlich 
der Gewährung de3 Tarifnacdjlafjes unter der Bedingung ftattjinden, 
daß der Zeitpunkt der rückwirkenden Gültigkeit in der Kundmachung 
zum Ausdrude gebracht wird. 


8 10. Sowohl im Kartierungs- ald auch im Rüdvergütungsiwege 
ohne Bedingung eine? Minimalquantums bewilligte Tarifnachläfje 
find unter Bezeichnung ber laut der 8$ 7 und 8 zu beitimmenben 
äußeriten Gültigfeit3dauer ftet3 nur „bi8 auf Widerruf” zu 
verlautbaren. 


Abänderung von Tarifnadläffen. 


$ 11. Eine nachträgliche Abänderung, Ergänzung, Ausdehnung 
und Beichränfung der an die Anwendung eine Tarifnachlaſſes 
gefnüpften und in ber bezüglichen Kundmachung enthaltenen Be- 
dingungen oder die Yinzufügung neuer Bedingungen ift Überhaupt 
unterjagt. 

Insbeſondere ift es nicht geftattet, die bedungenen Minimal 
quantitäten nachträglich perabzuiegen ober dad Ausmaß der ftipu- 
lierten Leiftungen durch Einbeziehung neuer Gilterflaffen ober 
neuer Berfehrörelationen in den Rahmen bed urjprünglichen 
Nachlaſſes zu vermindern. 


Sede den obigen Beltimmungen zuwiderlaufende Verfügung 
und tarifariihe Verlautbarung ift an ih nichtig. — As um 
gültig ijt ferner jede Feſtſetzung zu betrachten, durch welche die 
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Bedingungen zweier abgefondert veröffentlichter Nachläffe, namentlich 
in bezug auf die etwa in benfelben bedungenen Minimalquantitäten, 
in Zufammenhang gebradt werden. 


Inwiefern von den Beltimmungen des gegenwärtigen PBara- 
graphen, fowie des 8 9, Abſ. 2, mit Rüdfiht auf Ausnahms- 
verhältniffe oder im Intereſſe de3 öffentlichen Verkehres Umgang 
genommen werben kann, darüber entfcheidet auf Grund der 
motivierten Vorlage der betreffenden Bahnverwaltung von Fall 
zu Fall das Eifenbahnminifterium. 

Derlei Abänberungen fönnen nur zum Vorteile des Publikums 
und unter der Bedingung Plag greifen, daß hierdurch erworbene 
Rechte nicht berührt werben. 


Derartige Abänderungen müfjen nad) dem Muſter der An- 
lage C kundgemacht werben. 


Die Wirkſamkeit der Abänderung beginnt mit dem britten 
Tage nach der Veröffentlichung. 


8 12. Es ift geftattet, an Minimalquantitäten gebundene und 
im Rückvergütungswege zur Anwendung gelangende Tarifnachläſſe 
gegen Erlag einer entſprechenden Kaution auch im Kartierungswege 
anzumenben. 


Die Eifenbahnverwaltungen find jedoch verpflichtet, ihre Ge— 
neigtheit hierzu, ferner die Höhe der Kaution, fowie die Mobalitäten, 
unter welchen diefelbe zu erlegen ift, in der legten Rubrik der 
Kundmachung („Bejondere Bemerkungen”, vergleihe 8 5, lit. a, 
3, 3. 11) zum Wusdrude zu bringen. 


Erföfhen der Tarifnachläſſe. 


8 13. Ein Tarifnachlaß erliſcht: 

a) mit Ablauf der Gültigfeitödauer (88 79); 

b) as errafkfehung, beziehungsmweife Widerruf (88 10 
und 14); 

c) wenn mittlerweile im Tarif» oder Nachlaßwege gleiche oder 
niebrigere Frachtfäe eingeführt werben, oder wenn die Tarii- 


beftimmungen eine folge Anderung erleiden, daß der Tarif- 
nachlaß dadurch gegenſtandslos wird. 


8 14. Vor Ablauf des veröffentlichten Gültigfeitätermines 
fann nur ein folder Tarifnahlaß außer Kraft gefeßt merben, 
welcher bis auf Widerruf kundgemacht worden ift (8 10). 


Eine derartige Wußerkraftfegung iſt mindeſtens 14 Tage 
vorher vorfchriftsgemäß zu veröffentlichen. 

Diefem Zwecke dient eine mit der Auffchrift „Außerkraft- 
febung von Tarifermäßigungen im Güterverfehre” verjehene be- 
fondere Rubrik des Berorbrungsblattes, in welcher unter An⸗ 
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wendung des Formulares D bie nachfolgenden Daten zu ver⸗ 
öffentlichen find: 

1. Bezeichnung der Nummer und ded Datums (Yahr, Monat 
und Tag) be3 Werordnnungsblattes, in welchem ber außer Kraft 
zu ſetzende Tarifnachlaß laut 8 4 veröffentlicht wurde; 


2. fortlaufende Nummer, welche der Nachlaß im Verorbnungs- 
blatte erhielt; 

3. Bezeihnung der Eifenbahnvermwaltung, welche den Nachlaß 
veröffentlichte, jowie der an bemfelben beteiligten übrigen Eifen- 
bahnverwaltungen; 


4. Bezeichnung des begünftigten Artikel im Sinne des 8 5, 
lit. a, Abf. 3, 8. 3; 
5. Verkehrsrelation; Ä 


6. Ungabe des Leitpunftes, in welchem der Nachlaß außer 
Kraft tritt; 
7. bejondere Bemerkungen. *) 


*)Minimalgeltungsdauer der Frachtermäßigungen. 
In Beantwortung der Eingabe, enthaltend die Bitte um bier- 
amtliche Einwirkung auf die Eifenbahnvermaltungen in dem Sinne, 
damit die Eifenbahnfradjttarife und fpeziell die Erporttarife nur mit 
einer Minimalgeltungsdauer von einem Jahre erftellt werden, wird 
der geehrten Kammer nachſtehendes eröffnet: 


Angeſichts de3 großen Aufmandes an Arbeit und Koſten, 
welcher mit der Tariferftellung für die Bahnverwaltungen ver=- 
bunden ift, erfcheint es fchon im eigenen Intereſſe der letzteren 
gelegen, die Tarife tunlichſt lange in Wirkſamkeit zu belafjen 
und nicht fon nad) kurzem Beſtande ohne zwingende Ver—⸗ 
anlafjung durch neue Tarife zu erfegen. 

Dagegen würden bei einer ausnahmsloſen Normierung de3 
gewünſchten Termines die Sntereffen der Frachtgeber in der 
Richtung ungäünftig beeinflußt werden, daß bie Erftellung direkter 
Tarife mit Stationen folder Staaten, in melden bie Anderung, 
beziehungsweife Erhöhung der Tarife vor deren einjährigem 
Beitande zuläffig ift, wie dies 3. B. bei Deutjchland zutrifft, 
wejentlich erſchwert märe. 

Was fpeziell die Gewährung von Frahtermäßigungen 
mit einer Minimalgeltungsdauer von einem Sahre betrifft, 
fo wäre eine berartige Beichränfung der Altionsfreiheit Der 
Bahnen in der Zugeſtehung von Frachtbegünſtigungen ebenfalls 
feineswegd im Intereſſe de3 verfrachtenden Publilums gelegen. 

Die Eifenbahnverwaltungen unterjtügen nämlich häufig einzelne 
Snöduftrien mit Rüdfiht auf herrſchende ſchlechte Geſchäftskon⸗ 
junkturen dur Gewährung von Frachtermäßigungen, welche aber, 
fobald eine Beſſerung ber Gefchäftslage eintritt und baher bie 
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815. Tarifnadjläffe, die an Minimalquantitäten nicht ge- 
bunden find, hören mit Eintritt ber im $ 13, Abſ. c), er 
wähnten Tarifänderungen von felbit auf. 

Trifft jedoch der im 8 13, Abf. c), vorgejehene Fall an 
Minimalquantitäten gebundene Zarifnachläffe, jo find die Eifen- 
bahnverwaltungen verpflichtet, Hinfichtlich Der bereit3 beförberten 
Sendungen mit ben Intereffenten auf Grund des außer Kraft 
gejegten Tarifnachlaſſes Abrechnung zu pflegen. Hierbei hat bie 
Liquidierung unter Berüdjichtigung de3 pro rata temporis redu- 
zierten Minimalquantums zu erfolgen. 


Sm Falle an Minimalquantitäten gebundene Tarifnachläffe 
infolge der im 813, Abſ. c), berührten Umſtände erlöfchen, 
fo ift dies nach) Maßgabe de3 8 14 menigftend 14 Tage vor 
dem Inslebentreten des neuen Tarifes, beziefungsmweife der neuen 
Tarifbeftimmungen zu veröffentlichen. 

Sn der Rubrit 9 der Kundmachung (Befondere Bemerkungen) 
ift anzugeben, unter welchen Modalitäten die Abrechnung der 
ſchon bejörderten Sendungen erfolgt und welcher Amtzftelle Die 
zur Abrechnung dienenden Dokumente innerhalb eines beftimmten 
PBräffufivtermine vorzulegen find. 


Berichtigung von Kundmachungen. 


8 16. As Drudfehler können nur ſolche Irrtümer berichtigt 
werben, melde ſich gelegentlich der Drucklegung einer Kund- 
machung in den Text derſelben eingeſchlichen haben. 


für die Gewährung der Ermäßigung beftimmend gewejenen Gründe 
entfallen, wieder aufgehoben werden. Sollte nun die Aufhebung 
einer Frachtermäßigung vor deren einjährigem Beltande nidht 
möglih fein, fo mürden die Eifenbahnen, wenn eine frühere 
Beſſerung der Geſchäftslage auch nur vermutet werden Tann, 
fi zur Gewährung der Ermäßigung nur felten entjchließen. 

Außerdem würden der gewünſchten Neuerung aud die Be- 
flimmungen der Konzeffionsurfunden einiger wichtiger Eifenbahnen 
hindernd im Wege ftehen, fo jene der priv. Öfterreihifch-ungarifchen 
Staat3eifenbahngejellichaft, der Sübbahngefellfhaft und der Kafchau- 
Oderberger Eifenbahn, indem den erwähnten Beitimmungen zu» 
folge die genannten Bahnverwaltungen berechtigt find, die Wieder- 
erhöhung ermäßigter Tariffäge und ſohin auch von Fradt- 
begünftigungen innerhalb der konzeſſionsmäßigen Grenzen jchon 
nad) breimonatliher Anmwendung diefer ermäßigten Säße vorzu⸗ 
nehmen. 

Aus den vorangeführten Gründen, deren Würdigung von der 
bewährten Einfiht und Sachkenntnis der geehrten Kammer jicher 
erwartet werben darf, fieht fih das Handelsminiſterium zu 
feinem Bedauern: außerftande, dem geftellten Anfuchen Yolge 
zu geben. (HM. 31. Auguft 1895, 3. 28.200, VB. 108.) 
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Auf Grund vorgekommener und berichtigter Druckfehler können 
weder ſeitens des Publikums noch der Eiſenbahnverwaltungen 
irgendwelche Forderungen erhoben werden, vorausgeſetzt, daß die 
Richtigſtellung des Druckfehlers innerhalb acht Tagen, vom Tage 
der Veröffentlichung gerechnet, erfolgt iſt. 

Zum Behufe der Richtigſtellung iſt im „Verordnungsblatte 
für Eiſenbahnen und Schiffahrt“ eine entſprechende Kundmachung 
mit der Aufſchrift „Berichtigungen von Tarifermäßigungen im 
Güterverkehre“ innerhalb des obigen Termines unter Hinweis 
auf den zu berichtigenden Nachlaß (Nummer des Verorbnungs- 
balttes, Erſcheinungstag, Artilel) zu erlaffen. Dieſem Zwecke 
dient da3 Formular 

Die Berichtigung folder Drudfehler, welche die richtige Inter⸗ 
pretation de3 Inhaltes der Kundmachung nicht behindern, kann 
unterbleiben. 


BSerantwortfihkeit und Zeſchwerden. 


8 17. Wegen Nichtbefolgung der Beltimmungen ber gegen- 
wärtigen Berorbnung können die Eifenbahnverwaltungen — un⸗ 
beichadet der auf dem Rechtswege geltend zu machenden privat- 
techtliden Parteianſprüche — auch auf adminiftrativem Wege 
zur Verantwortung gezogen werben. 

Die Aufjiht und Kontrolle übt in biefer Beziehung das 


. Eifenbahnminifterium von Amt3 wegen oder infolge von Partei- 


befchwerden aus. 

Das abminiftrative Verfahren ift Lediglich auf die Einftellung, 
Berichtigung und Ahndung der von Amts megen fonftatierten 
oder angezeigten Unregelmäßigfeiten gerichtet, und erftredt fich 
nit auf die Geltendmachung und Feltftellung des materiellen 
Inhaltes der gejchädigten Privatredte. 

Gegen jene Eifenbahnverwaltungen, beziehungsmeije Organe, 
welhe die Beitimmungen der gegenwärtigen Berordnung nicht 
befolgen oder mit denfelben in Widerfpruch ftehende Verfügungen 
treffen oder die als vorichriftswidrig erklärten Verfügungen nicht 
einitellen und berichtigen, findet jened Berfahren Anmwenbung, 
welches im 8 85 der Eifenbahnbetriebsorbnung vom 16. November 
1851, RGB. Nr. 1 ex 1852, vorgejehen ift. 


£iquidierung. 
$ 18. Die Liquidierung der im Nüdvergütungdwege be» 


willigten Tarifnachläffe findet im Sinne der jemeilig beftehenden 


Vorſchriften der Eifenbahnen ftatt. *) 
*) Stempelpflidhtigfeit von Fracht-, beziehungs- 





weife Nefaltierellamationen ber Bezugsberechtigten 
unter gleichzeitiger Bevollmädhtigung anderer Parteien 
zur Empfangnahme der Tiquiden Beträge Kine Bahn- 
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Schlunbeflimmung. 


$ 19. Die gegenwärtige Verordnung tritt mit 1. Jänner 1896 
in Kraft. 

Mit diefem Zeitpunkte verlieren alle bisherigen auf biejen 
Gegenſtand Bezug habenden Verordnungen und fonftigen Vorfchriften 
ihre Wirkſamkeit. 


verwaltung Hatte fih an das k.k. Finanzminijterium mit der 
Anfrage gewendet, ob bie Reklamationen, melde Bezugsberechtigte 
bei den Eifenbafnverwaltungen über Rejaltien unter gleichzeitiger 
Bevollmädtigung einer anderen Partei zur Empfan non ne der 
liquiden Beträge mit den nachitehenden, zumeilen als Zeſſionen 
nad Stala IL, oft aber auch nicht geftempelten Yormularien ein- 
bringen, der Stempelpflicht unterliegen. 


Diefe Formulare lauten 3. 8.: 


a) „Bei den... . Frachtbriefen .... find irrtümlich die Mühlen- 
refaltien mehr eingehoben worden, welche ich hiemit reflamiere. 
Ich erfuhe um „glelüge Prüfung und Anerkennung ... 
mit dem Bemerken, daß ich mit der Austragung dieſer Fracht⸗ 
reffamationsangelegenpeit bie Sirma .. betraut habe, und 
bitte, ſowohl alle diesbezüglichen Rorrefponbenzen an bie ge 
nannte Firma zu leiten, als auch den liquid anerfannten Betrag 
für meine Rechnung an dieſelbe auszufolgen.” 


b) „Bei den laut beiliegender Frachtbriefe .... entrichteten 
Frachtgebühren bitte ich die Frachtermäßigung für Mühlen, ſowie 
ben eingehobenen Lagerzind pro .... Herrn .... rüd- 
zuvergüten; ich bevollmächtige denjelben zur Reklamation und 
zur Empfangnahme der zu reftituierenden Gebühren. Ich habe 
ihn mit dieſer Frachtreflamationsangelegenheit betraut.“ 


Über Auftrag des k. f. Finanzminifterium3 wurde bie Bahn- 
verwaltung dur die k. k. Finanzlandesdirektion dahin veritändigt, 
daß die in Rede ftehenden Reklamationen, mittel® welcher Die 
Eifenbahnverwaltungen durch den Bezugsberechtigten beauftragt 
werben, bie Nefaftiebeträge nicht an diejen, jondern an eine dritte 
Perſon auszuzahlen, ſich al3 in den Tert kaufmännifcher Korreſpon⸗ 
benzen aufgenommene Anweifungen barftellen und ala foldhe im 
Sinne des 8 9 des Geſetzes vom 29. Februar 1864, RGB. Nr. 20, 
ber Gebühr nah T. P. 11, Punkt 2, lit. b), aa) des Gefebes 
vom 13. Dezember 1862, RGB. Nr. 89, beziehungsweije eventuell 
nah 8 12, Alinea 2, de erjtbezogenen Geſetzes unterliegen. (HM. 
3. 28.482—1895, OB. 66, ©. 1048.) 


Stempelpflidt der Empfangäbeftätigungen über 
Refaktiebeträge. Anläßlich eines fpeziellen alles wurden Er- 
hebungen über die Modalitäten der Auszahlung von Refaftiebeträgen 
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Der königlich ungariſche Handelsminiſter, mit welchem dies⸗ 
jalls das Einvernehmen gepflogen wurde, trifft gleichzeitig eine 
entſprechende Verfügung für die Eiſenbahnen in den Ländern der 
ungariſchen Krone. 


Die Vorſchriften diefer Verordnung Haben finngemäß aud) 
rüdfichtlih der Staatsbahnen und ber von benfelben betriebenen 
Privatbahnen Anwendung zu- finden. 


an die Parteien insbefondere in Hinficht auf die etwa zur Einhebung 
gelangenden Stempelgebühren gepflogen. Hierbei hat ſich nad) 
ftehendes ergeben: In ber Regel werden von den öfterreichiichen 
Bahnverwaltungen Die Tiquidierten Wefaltiebeträge gegen a vista 
oder brei oder acht Tage a dato zahlbare, mit acquit verjehene 
Taufmännifche Anweifungen ausbezahlt. Bei mehreren Bahnen erfolgt 
die Bahlung gegen jetbierte faufmännifhe Rechnungen. In allen 
diefen Fällen, welche die überwiegende Mehrzahl bilden, ift Die 
Trage der Stempelgebühr ſchon durd) die gewählte Form der 
Empfangsbeftätigung gelöft. Die Frage, ob derlei Duittungen der 
ffalamäßigen Gtempelgebühr unterliegen, oder etwa nah Tarij- 
poft 48, lit. ce (Empfangsbeftätigung über die Zurüderftattung einer 
Richtfehutb) die Gebührenfreiheit genießen, erfcheint daher nur Hin- 
fichtlih jener Verfrächter zweifelhaft, die dem Stande der Handel- 
oder Gewerbetreibenden nit angehören. (FM. 3. März 1854, 
3. 47.873, HM. 3. 12.687 ex 1894.) 

Liquidationsgebühr. Über die Anfrage einer Bahngejell- 
ſchaft wurde berfelben eröffnet, daß eine befondere Liquidations- 
gebühr nicht zugeftanden werden Tann, da in der Nefaltiener- 
ordnung fein Anhaltspunkt für eine derartigen Gebühr vorliegt. 
(83. 5. Dezember 1886, 3. 15.708.) 
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Einführungserlag des _T. T. Handelsminiſters vom 20, No⸗ 
vember 1895, 3. 64.846, BB. 135, zur Verordnung dom 
20, November 1895, RGB. Nr. 167, 


betreffend die Gewährung von Tarifnachläſſen im Eilenbahn- 
güterverfehre und das bei Veröffentlichung derjelben zu be- 
obachtende Verfahren. 


An Ausführung der im RGB. unter Rr. 167 kundgemachten 
Verordnung dom 20. November 1895, betreffend die Gewährung 
von Tarifnadjläffen im Eifenbahngüterverfehre und das bei Ver- 
öffentlichung derſelben zu beobacdhtende Verfahren, wird der geehrten 
Verwaltung nachſtehendes zur Darnachachtung belanntgegeben: 

u 82,8. 2 (2): Die Genehmigung zur Einführung eines an 
die Erfüllung befonderer Bedingungen oder Verfrachtung eines 
Minimalquantumsd gebundenen Tarifnachlaffes ift von jener Bahn- 
verwaltung einzuholen, welcher nad) den zwiſchen den Bahn- 
verwaltungen beftehenden Abmachungen die Berdffentlihung des 
Tarifnacjlaffes im Verordnungsblatte obliegen wird. 

Übrigens wird es fih, um den in bezug auf die Überficht- 
lichleit und allgemeine Bugänglichleit der Tarifnachläſſe zutage 
tretenden mannigfadhen, nicht unbegrünbeten Befchwerden der Ber- 
fender und Produzenten Abhilfe zu bringen, insbeſondere empfehlen, 
die tunlichfte Einfchränfung der Frachtermäßigungen im NRüd- 
bergütungdwege unb bei jedem geeigneten Anlafje das Fallenlaſſen 
oder wenigften? eine weitgehende Herabminderung der Minimal» 
quantitäten ernftli in Erwägung zu ziehen. 

Zu $ 4 (2): Gejebliche Beitimmungen, auf Grund deren Tarif- 
nachläſſe erteilt werden, welche nicht bejonder3 veröffentlicht zu 
werden brauchen, beftehen zur Zeit in den im Reichsrate vertretenen 
Königreihen und Ländern nidt. 

Bu 8 5, a: Die Adminiftration des hieramtlichen „Verordnungs⸗ 
blatte3 für Eifenbahnen und Schiffahrt” ift verpflichtet, unter 
regelmäßigen Verhältniffen jene Kundmachungen von Tarifnach- 
tälfen, weldye ihr am Tage vor dem Erfcheinen eines Blattes bis 
10 Uhr vormittagd zugehen, fpäter einlangende Kundmachungen 
nur nad Tunlichkeit, noch in dieſes Blatt aufzunehmen. 

Die Adminiftration Hat demgemäß die bei derſelben ein- 
langenden Kundmahungen mit dem Tage und ber Stunde des 
Eintreffen3 zu bezeichnen. 

Rückſichtlich der rechtzeitigen Publilation fteht die Adminiftration 
unter der Kontrolle des Handelsminifteriums*), und haben Die 
Bahnverwaltungen über etwaige Berabfäumungen und Unzu- 
nn ntüöteiten anher behuf3 weiterer Verfügung Bericht zu er- 
tatten. 


*) Seht des Eifenbahnminifteriums. 
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Die Adminiftration ift verpflichtet, das Driginal der ſeitens 
der Bahnverwaltungen überjendeten Kundmadjungen bis zum Ablauf 
einer Jahresfriſt aufzubewahren. 

Zu 85, c: Die Bedingungen für etiwaige Befreiungen vom 
Frankaturzwange find von jeder Bahnverwaltung ehemöglichſt im 
hieramtliden „Verordnungsblatte für Eifenbahnen und iffahrt“ 
zu veröffentlichen; hierbei bleibt es indes den Bahnverwaltungen 
anheimgeſtellt, vorerſt noch, in ähnlicher Weiſe wie es hinſichtlich 
der Kreditierung von Frachtgebühren geſchehen iſt, Normativ- 
beſtimmungen untereinander zu vereinbaren und zu publizieren, 
in welchem Falle dann die Kundmachung jeder einzelnen Bahn 
darauf beſchränkt werben könnte, ſich auf dieſe Normativbe⸗ 
ſtimmungen zu berufen. 

Zu 8 6 (3): Lagerbegünſtigungen für Sendungen von oder nad) 
einer von der Station in größerer Entfernung befindlichen Ortfchaft 
werden in Hinkunft durch Anfchlag kundzumachen fein. 

Auch werden die geehrten Bahnverwaltungen hiermit auf- 
gefordert, binnen längſtens zwei Monaten ein genaued Verzeichnis 
fämtlicher auf ihren Linien derzeit beftehenden Lagerbegünftigungen, 
einfchließlich der vermieteten Lagerräume der Aufſichtsbehörde vorzu- 
legen, und in Hinkunft ſpäteſtens einen Monat nad) Ablauf jedes 
Duartal3 einen Ausweis über die während desfelben durch Zuwachs 
neuer, beziehungsweife Aufhebung oder Mobdifilation beftehender 
Zagerbegünftigungen eingetretenen Anderungen, eventuell einen 
Balatausweis zu überreichen. 

Zu 8 8 (2): Die in diefem Abfate begründete Ausnahme von 
dem im Abſ. 1 ausgefprochenen Grundfage, daß die Zeitdauer 
eined® Tarifnachlaſſes fich ſpäteſtens bis zum lebten Tage des 
Kalenderjahres zu erſtrecken hat, in welchem derſelbe in Wirkſam⸗ 
keit getreten iſt, wurde insbeſondere mit Rückſicht darauf zu⸗ 
geſtanden, daß gewiſſe Geſchäftskampagnen nicht mit Jahresſchluß 
zur Abwicklung gelangen. 

Im übrigen wird es als ſelbſtverſtändlich betrachtet, daß 
eine Ausdehnung ber Wirkſamkeit eines Tarifnachlaſſes aus dieſem 
oder einem ähnlichen Grunde über die Gefamtdauer eines Jahres 
zu jenen bejonderen Bedingungen gehört, welche laut 8 2, 3. 2 
der vorherigen Genehmigung ber Wuffichtöbehörde zu unter- 
ziehen find. 

Zu 89: Zur Vermeidung ber immerhin fehr mißlichen 
NRüdwirkungen ber an Deinimalquantitäten gebundenen Tarijr 
nachläſſe, weile übrigens in Hinkunft nur mehr anläßlich der 
erften Publikation zuläffig find, werben bie geehrten Bahn- 
verwaltungen bie Anſuchen ver Parteien um Tarifnachläffe mit der 
möglichften Beſchleunigung zu behandeln haben. 

Bei den in ber erften Hälfte de3 Monat3 Jänner jedes Jahres 
zur Veröffentlichung gelangenden Tarifnadjläfjen kann deren Rüd- 
wirkung bis 1. Jänner des betreffenden Jahres ausgeſprochen 
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werden, ohne daß hierzu eine beſondere Genehmigung der Auj- 
ficht8behörde ee märe. 

Zu 8 11 (4): Bei Feitftellung der an die Anwendung eines 
Tarifnacdjlaffes geknüpften Bedingungen wird mit um fo größerer 
Sorgfalt vorzugehen fein, als zufolge des 4A. Abſatzes dieſes 
Paragraphen Abänderungen diefer Bedingungen, welche laut Der 
vorhergehenden Abſätze grundſätzlich überhaupt nicht Pla greifen 
follen, nunmehr der fpeziellen bieramtliden Genehmigung zu 
unterziehen find 

Bu 8 19 (1): Die Beitimmungen diefer Verordnung haben feine 
Anwendung zu finden und können daher nicht zurückwirken auf jene 
Tarifnadjläffe, welche vor dem Inslebentreten ber Berorbnung 
bereit3 veröffentlicht worden find. 

Die in dem beifolgenden PBerzeichniffe enthaltenen Ber- 
ordnungen und Erläfje find durch Die gegenwärtige Berorbnung 
und dieſen Einführungserlaß aufgehoben, begichungöiweile in die» 
felben einbezogen worden. (Bgl. ©. 890 u. 891.) 


Bei der am 9. Dezember 1895 im Hanbeldminifterium ab» 
gehaltenen Konferenz, betreffend die Durchführung der neuen 
Refaltieverordnung, ift die Trage offen geblieben, wie binfichtlich 
ber Kundmachung der in die Tarife einbezogenen, gewifjermaßen 
einen integrierenden Beitandteil derjelben bildenden Rüdvergitungs- 
ſätze epaen werden ſoll. 

Behufs Regelung dieſer Frage im Sinne möglichſter Ver⸗ 
einfachung wird d.. geehrten ...... unter Bedahhtnahme 
auf die nad den tatſächlichen Verhältniſſen al3 zuläſſig er- 
fheinenden Erleihhterungen nachftehendes befanntgegeben: 


1. In allen Fällen, in melden ein Tarifheft feinem ganzen 
Umfange nad oder bezüglih einzelner in demſelben enthaltener 
Tarife unter gemwiffen Vorausſetzungen oder überhaupt nur im 
Rückvergütungswege zur Unmwendung gelangt, kann eine bejondere 
Kundmachung unter der Rubrike, arifermäßigungen im Güter- 
verlehre" im hieramtlichen Verordnungsblatte in der Regel ent- 
fallen, und iſt Hinsichtlich dieſes Zarifheftes lediglich nach Den 
Vorferiften der Verordnung vom 1. November 1890, 3. 47.510, 
BB. Nr. 128 des k. k. Handelsminiſteriums über bie Beröffent- 
lichung ber Tarife für den Perfonen- und Güterverfeht auf 
Eifenbahnen und Die Abänderung derjelben, vorzugehen. 

Hierbei wird allerdings in der betreffenden Rundmadhung 
auf die Anwendung gewijjer Tarifjäge im Rückvergütungswege 
ausdrüdlich hinzuweiſen fein. 


2. In allen jenen Sällen, wo in einem XTarifhefte einzelne 
Tarife enthalten find, von denen unter gewiſſen Borausfegungen, 
fo bei Auflieferung eine bejtimmten Minimalquantums uſw., 
Nüdvergütungen gegeben werden, wo alſo der Rüdvergütungsjag 
einen integrierenden Beftanbdteil des betreffenden Tarife bildet, 
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auch wohl in der Regel an feine beftimmte Beitbauer gebunden, 
fondern in feiner Wirkſamkeit nur durch die Geltungsdauer be3 
Tarife begrenzt ift, wird es im allgemeinen gleichfall3 einem 
Anftande nicht unterliegen, fich in ber Kundmachung bes betreffenden 
Tarife3 mit dem allgemeinen Hinweife auf die in denfelben 
aufgenommenen Nüdvergütungsfäbe zu begnügen. 

Da diefer Vorgang fich jedoch immerhin als eine Ausnahme 
von ben Beſtimmungen der NRefaltieverordnung barftellt, auch 
fäntlide in ber Prarid vorlommenden oder möglichen Tälle 
ſich nit von vorneherein überbliden lafien, fo muß es ber 
hieramtlichen Entſcheidung vorbehalten bleiben, in einzelnen Fällen 
anzuordnen, daß auf derartige im Tarife einbezogene Refaltien 
mittel3 einer Publikation in der Rubrik „Tarifermäßigungen im 
Güterverfehre" im hieramtlihen Verordnungsblatte wenigſtens 
hingewiefen, eventuell eine oder die andere dieſer Refaltien in 
diefer Rubrik vollinhaltlih zum Abdrude gebracht werde. 


3. Bet diefem Anlaffe wird übrigen? auch eine Ausnahme 
von ber Beſtimmung im 8 5b der Nefaltieverorbnung in ber 
Richtung zugelaffen, daß in bie am Schluffe der Elbeumfchlags- 
tarife beigefügten, ihrem Wefen nah doch al3 ein „Anhang“ zu 
diefen Tarifen fich barftellenden „Ausnahmetarife“, ebenfo wie 
bisher, auch Nüdvergütungsfäte aufgenommen werben dürfen, 
deren Einführung, beziehungsweije jeweilige Prolongierung ledig- 
Inh mittel3 einer gang allgemein gehaltenen Kollektivpublikation 
in der Rubrik Tarifermäfigungen im Güterverlehre” im hier- 
amtliden Verordnungsblatte ftattfinden Tann. (EM. 27. Jänner 
1896, 8. 75.723.) 


Elfter Abſchnitt. 
Vorſchriften 


über das Bollverfabren, über die 
Heuterämtlihe Behandlung von 
Bucker: u. Branntweinfendsungen 
u. über die ſtatiſtiſche Anmeldung 
von Sendungen im Verkehre mit 
Sem Auslande und mil Ingarn. 
I. Auszug aus dem Bollgefehe vom 25. Mai 1882, 
R68. Ur. 47, uud der JDurchführuugsvorſchrifi 
hierzn vom 25. Mai 1882, RR, fl. 49,*) 
Urtifell 


Die Beitimmungen dieſes Geſetzes gelten für das ge— 
meinfame Zoll- und Handelsgebiet der öſterreichiſch-unga⸗ 
riihen Monarchie und finden in den Bollausfchlüffen feine 
Anwendung. 

Artifel I. 


Sn der Einfuhr ift jede Ware zollpflichtig, foweit fie 
nicht ausdrüdlich al3 zollfrei erflärt ift, und unterliegt jenem 
Bolle, welcher im beiliegenden Einfuhrzolltarife für Die 
Zarifnummer, zu welcher die Ware gehört, vorgezeichnet ift. 

Artikel IV. 

Ein im Berordnungsmwege zu erlafjendes alphabetifches 

Warenverzeichni3 wird die Detaillierte Einreihung der ein- 


*) Unter Berüdfichtigung ber durch fpätere Geſetze, beziehung3- 
weife Verordnungen erfolgten Anderungen. 
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zelnen Waren in die gehörigen Nummern des Holltarif3 nad) 
deſſen Wortlaut und Sinn beftimmen; im Bedarfsfalle kann 
dasſelbe ergänzt und abgeändert werden. 

Auf gleihe Weile können neu in Verkehr Tommende 
oder durch den Boll der Tarifnummer 331 nachweiglich 
mit mehr als 15 Prozent des Wertes getroffene chemiſche 
Erzeugnijje, mit NRüdfiht auf ihre Aufammenfepung und 
Verwendung oder ihren Wert, einer anderen Tarifnummer 
zugewieſen werden. 

Artikel VI. 


Die Ein- und Durchfuhr von Gegenſtänden der Staats⸗ 
monopole (Kochſalz, Schießpulver, Tabak und Tabakfabrikate) 
tft nur gegen Erlaubnis der kompetenten Behörde geftattet. 

Die Regierung ift ermächtigt, im Verordnungswege den 
Verkehr mit beitimmten Waren aus öffentlichen Rüdfichten 
und in3bejondere aus Gründen der Sanitäts- und Sicher⸗ 
beitspflege zu beichränten. Bis auf weiteres bleiben Die 
hierauf ne Vorſchriften in Geltung. 

darf eine angewieſene ausländifche unver- 
zollted Ware ce ber z0llamtlichen Begleitfcheinabfertigung bis 
zur Weiterbeförderung an ben Ort der. Beflimmung ohne höhere, 
nur ausnahmöweife zu erteilende. Bewilligung außeramitich ab» 
gelegt oder aufbervaket und erit Später verfchicdt werben. 

Derlei Waren find vielmehr nad der Erhebung derfelben 
aus den Amtsräumen de3 Bollamtes in der Regel auf demfelben 
Transportmittel, auf dem fie verladen wurden, an den Dirt 
ihrer Beftimmung zu befördern, oder falld ihre Weiterbeförderung 
durch eine Transportanftalt (Eifenbahn, Schiff oder. Poſt) erfolgt, 
der betreffenden Transportanſtalt direkt zu übergeben. 

Die beftehenden Erleichterungen in ber Erflärung der Waren 
bei der Abierigung im Unfageverfahren bleiben aufredt. 

Doh müſſen die Waren, welde mittel® Eifenban aus 
dem Auslande einlangen, mit Erflärungen des Verſenders ver- 
fehen fein, die, falls die definitive Abfertigung der Ware nicht 
an ber Grenze jtattfindet, den bezüglichen Ladungsliſten beizu- 
fhließen jind. 

Diefe Erklärungen, welche beſonders genaue Angaben über 
da3 Gewicht und die Gattung der Ware zu enthalten haben, können 
in einfacher Audfertigung, auf gewöhnlichen Papier und in der 
Sprache des Verſenders verfaßt fein, und nad; Maßgabe der be- 
ftehenden Beftimmungen (RGB. Nr. 134, FMEB. Nr. 33 ex 1874) 
ergänzt und berichtigt merden. 

Snwiefern die Anmeldung zum Eingang durch Übergabe 
der Ladungsverzeichniffe und Frachtbriefe genügt, beftimmen die 
beftehenden Staatäverträge. Surcfünrungsporferift, 8 5.) 
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Grenzzollämter an Eiſenbahnen haben Waren, welche eine 
zeitraubende oder ſchwierige Unterſuchung erfordern, die ohne 
Störung des Verkehres oder des regelmäßigen Zolldienſtes in 
genügend gründlicher Weiſe nicht wohl tunlich iſt, ſofern deren 
Beſtimmungsort auch der Sitz eines Innerlandzollamtes iſt, 
in der Regel an dieſes zur weiteren Amtshandlung anzuweiſen. 
Sierbon wird indbejondere bei Mineralöien, Baummoll- und 

ollengarnen, Sad- und Baditoffen, Baumwoll⸗ und WBollen- 
waren, Glad- und Tonwaren, Mafchinen, hemifchen Hilfsftoffen 
und chemiſchen Produkten Gebrauch zu machen fein. (Durchführungs⸗ 
vorſchrift, 8 24.) 

Im Einvernehmen mit den beteiligten königlich ungariſchen 
Miniſterien wird geſtattet, daß das Gewicht von Getreide, Reis, 
Glas und Glaswaren, Steinen und Steinwaren, Maſchinen und 
Mineralölen in Fäſſern, wenn dieſe Artikel jeder für ſich in 
ganzen Waggonladungen zur Einfuhrverzollung oder Anweiſung 
unter Begleitſcheinkontrolle gelangen, in der Art ermittelt werde, 
daß von dem zollamtlich zu erhebenden Bruttogewichte des be- 
ladenen Waggons die an demſelben angemerkte Waggontara in 
Abzug gebracht werde. 

Zugleich wird in teilweiſer Abänderung des 8 10 der Durch⸗ 
führungsvorſchrift zum Geſetze vom 25. Mai 1882, betreffend 
den allgemeinen Bolltarif des öſterreichiſch⸗ ungariſchen Zollgebietes 
geſtattet, daß ſich auch bei den Zollſätzen von 10 fi. und 5 fl. 
per 100 kg netto unterliegenden, in Fäſſern vorkommenden 
Mineralölen der T. P. Nr. 120 und ber T. P. Nr. 121 b 
und c behufs Konftatierung des Bruttogewicdhte® der Sendung 
in folgenden Fällen mit der Probeverwiegung begnügt werden 
ann: 

1. Bei ber Berzollung oder Anweifung von in ganzen 
Waggonladungen eingehenden, dem gleichen Zollſatze unterliegenden 
Mineraldlen in Fäffern dann, wenn die Partei gegen die Erhebung 
de3 Gewichtes duch Abzug der Waggontara Einwendungen erhebt. 

2. Bei der Verzollung oder Antweifung bon in ganzen 
Waggonladungen eingehenden, verſchiedenen Zollſätzen unter- 
liegenden Mineralölen in Fäſſern dann, wenn das Gewicht 
jedes einzelnen Faſſes deflariert mwurbe. 


Sollte aber in einem ber vorerwähnten Fälle der Verdacht 
einer Unricdtigfeit der Erflärung obmalten, fo pi zur fpeziellen 
Abwage zu fchreiten. (M. der %. und d. 9. 20. September 1897, 
RGB. Nr. 232.) 

Im Einvernehmen mit den beteiligten Töniglich ungarischen 
Minifterien wird die mit der MB. vom 20. Eeptember 1897, 
RGB. Nr. 232 und BB. Nr. 181 erteilte Geftattung ber zoll- 
amtlichen Gemwicht3ermittlung durch Abzug der bahnamtlich an- 
gemerkten Waggontara von dem zollamtlich zu erhebenden Brutto» 
gewichte de3 beladenen Waggons auf nachſtehende Artikel, falls 
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biefelben für fich in ganzen Waggonladungen zur Einfuhr gelangen, 
ausgedehnt: 
Fette der T. Nr. 67 und fette Ole der T. Nr. 72 und 
73 in Fäffern, Fleiſch der T. Nr. 83, Korkitöpfel der T. Nr. 228 b, 
Tonmwaren der T. Nr. 254 und 255, Eifenwaren ber T. Nr. 261 
und 266, dann Leim und Elektrodenkohle, endli alle jene 
Waren, melde einem Bolle von höchſtens fl. 3,— per 100 kg 
unterliegen. 
Bei Blüffigfeiten in Ziſternenwaggons ift felbftverftändlich 
an Artikel XVIL des Zollgeſetzes die diesfalls normierte 
ara 2 igrrſae ii, (M. d. %. und d. H. vom 12. Dezember 


Artikel L. 


Ferner ſind zollfrei zu behandeln: 

1. Effekten der Reiſenden, als: 

Wäſche, Kleidungsſtücke, Bett⸗, Reiſe⸗, Gold⸗ und Silber⸗ 
geräte, und andere Koſtbarkeiten, Werkzeuge der Handwerker, 
jowie Geräte und Snftrumente der Künitler, Kleidungsſtücke 
und Wäſche der Fuhrleute und Schiffer, Bücher, Nahrungs- 
mittel, Arzneien zum Verbrauche während der Reife, Tabat 
in einer durch befondere Vorſchriften beftimmten Menge, 
infofern dieſe Gegenftände nur zum eigenen Gebrauch de3 
Reiſenden beitimmt und Hinfihtlih der Beichaffenheit und 
Menge, dem Bedarfe, dem Stande und den fonftigen Ver—⸗ 
hältniſſen de3felben angemeſſen find. 

Auch Tann der zolffreie Bezug von gebrauchten Haus— 
geräten und Einrichtungsftüden Reiſenden und im öffent- 
lihen Dienſte ftehenden Perjonen bewilligt werden, melde 
jih durch längere Zeit in Ofterreich-Ungarn aufzuhalten ge- 
denken und dieſe Abjicht glaubwürdig dartun. 

Die gleihe Begünftigung kann auch Inländern bewilligt 
werden, melde nad längerem Aufenthalte außerhalb des 
Bollgebietes in dasſelbe zurückkehren. 

2. Die Transportmittel, ala: Wagen der Neifenden, 
die zum Perjonen- oder Warentrandporte dienenden Wägen, 
Schlitten und Schiebfurren, Saumförbe, Butten und ähnliche 
Vorrichtungen zum Lafttragen, die betreffenden Zug- und 
Rafttiere jelbit und Wafferfahrzeuge (legtere mit Einſchluß 
der darauf befindlichen Inventarſtücke, injofern die Schiffe 
Ausländern gehören oder injofern inländiihe Schiffe die 
nämlichen oder gleichartigen Inventarſtücke einführen, als 
fie beim Ausgange an Bord hatten), unter der Bedingung, 
daß die Perſonenwagen deutlihde Spuren des Gebrauches 


Gef. Sig. XVII. Eiſenbahngeſetze. 57 
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an ſich tragen und im übrigen aus den transportierten Per⸗ 
jonen und Waren, dem Orte der Beitimmung, der Richtung, 
den Trandportmitteln, der Beichaffenheit des Transportes 
hervorgeht, daß es ſich wirklich um eine Perjonen- oder 
Warenbeförderung und nit um eine zum Zwecke der ge 
bübrenfreien Einbringung de3 Transportmittel unternommene 
Fahrt Handelt. 

Hollfrei find Eifenbahn- und Wafjerfahrzeuge, melde 
beim Eingang über die Grenze zum Berfonen- oder Waren- 
trandporte dienen und nur aus Diefer PBeranlaffung eingeben; 
auch, leer zurüdtommende Eifenbahn- und Wafjerfahrzeuge in- 
Ländifcher Eifenbahnvermwaltungen und Schiffahrtsunternehmungen, 
Iowie die bereit3 in den Fahrdienit eingeitellten Eifenbahn- und 

afjerfahrzeuge ausländiſcher Kifenbahnverwaltungen und 
Schiffahrt3unternehmungen. 

In Fällen, wo nad diefen Beſtimmungen den Transportmitteln 
in ber Einfuhr die Zollfreiheit nicht bewilligt werden Tann, 
ift e3 zuläffig; dieſelben zur Durchfuhr zu erflären, in welchem 
Valle nur dann, wenn die zum Außtritte bejtimmte Frift un- 
benäßt verjtreicht, der Einfuhrzoll, und zwar ohne meitere Ein- 
leitung eines Strafverfahren? zu entrichten if. (Durhführungs 
vorſchrift, 8 26.) 

Nah einer Mitteilung des k. k. Finanzminifteriums wurden 
Hinfichtfih der zollamtlichen Eingangsbehandlung von ausländischen 
Wagenbeden, die zur Eindeckung inländisher Erportfendungen 
beitimmt find, nachſtehende Anordnungen getroffen: 

Sole Wagendeden, die bereit3 mit jenen Waggons eingehen, 
mit denen der Export vollzogen werden foll, find als Bugehör 
des betreffenden Wagens gleich diefem zolifrei zu belaffen. Da⸗ 
gegen ift jenen Wagendeden, die wohl mit der Beitimmung ein- 
gehen, zur Eindedung inländifcher, zur Ausfuhr zu bringenber 
Warentransporte zu dienen, jedoch feparat einfangen, nur dann bie 
Bollfreiheit zuzuerkennen, wenn fie bi3 zu ihrem beftimmungs- 
gemäßen Wieberaußtritte unter Bollfontrolle geftellt werden. 

Sie find zu dieſem Zwecke in der Durchfuhr im Begleit- 
iheinverfahren gegen bare Bollficheritellung und Identitätsfeſt- 
Haltung abzufertigen, wobei für den Austritt, der bei einem 
beliebigen Grenzzollamte erfolgen darf, eine der Bemerfitelligung 
de3 Exportes entjprechende Friſt feſtzuſetzen ift. 

Da nah ben bahmfeitigen Tarifbeitimmungen nur folde 
Privatwagendeden zur Verwendung beim Eifenbahntransporte zu- 
gelaffen werben, die mit einer dauerhaften und deutlichen Be— 
zeichnung des Namend bed Eigentümers und feines Wohnortes 
(Eifenbahnftation) verjehen find, fo kann die Soentität der 
Wagendeden aud) dur genaue Aufnahme der erwähnten Privat- 
bezeihnung in den betreffenden Begleitſchein feitgehalten werben. 
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Selbſtverſtändlich werden durch vorfiehende Beſtimmungen bie 
Vorſchriften bezliglih der Abfertigung von Wagendeden, welde 
jih als zurüdkehrende Dedmittel von inländifchen Erportjendungen 
darftellen, nicht berührt. (FM. 16. Februar 1900, 3. 34.779 
ex 1899. Bu 

Das k. k. Finanzminifterium bat über hierfeitige Unregung, 
zur Vereinfachung des Bahnverkehres und Erzielung eines gleich 
förmigen Vorganges bei der Abfertigung von aus dem Auslande 
einlangenden Erfagftüden für im Zollgebiete fchabhaft gewordene 
auslänbifche Eifenbahnwagen und von aus dem Auslande zurüd- 
langenden, dort ſchadhaft gewordenen Beſtandteilen inländifcher 
Eifenbahnwagen, welche im Auslande durch nachgeſendete in- 
ländiſche Erſatzſtücke erſetzt wurden, mit einem an ſämtliche Finanz 
on Dorben gerichteten Erlafje nachftehende Anordnungen ge 
troffen: 

I. Die mit der Bahn einlangenden Erſatzſtücke für im Zoll⸗ 
gebiete fchabhaft gewordene ausländische, al3 Transportmittel auf 
Grund der Beftimmung des 8 26 Durchführungsvorſchrift 
zum Bolltarifgefeß zollfrei eingetretene Eifenbahnwagen find vom 
Eintrittszollamte zollfrei zu belafjen, wenn ſich Die ermähnte 
Beftimmung aus der Lage des Falles, insbeſondere aus ben 
Begleitpapieren zweifellos ergibt. Diefelben find nah den Ans 
gaben des Bahnbegleitjcheines, welcher insbefondere auch neben 
dem Beltimmungsorte die Gattung und das Gewicht ber 
Erfagitüde, ferner die Nummer des in Stand zu feßenden 
Wagens zu enthalten Hat, in einem eigend zu biefem Zwecke 
aufzulegenden Vormerk unter Angabe der tarifmäßigen Beichaffen- 
heit in Evidenz zu nehmen. 

Die betroffene inländifhe Eiſenbahnverwaltung (Reparatur- 
werfftätte) hat auf diefem Bahnbegleitfcheine die Auswechſlung 
ber fraglichen NBeftandteile, fowie die Rückſendung der ausge- 
tauſchten unbraudbaren und eventuell der nicht zur Verwendung 
gelangten neuen Beſtandteile zu beitätigen. 

Allfällig im Inlande verbleibende Beftanbteile find jelbft- 
verftändlih zu verzollen, was in obige Beftätigung unter Bei- 
fhluß der betreffenden Bollquittung aufzunehmen ift. 

Dieje Betätigung hat das Austrittsamt anläßlich der Aus 
fuhramtöhandlung zu überprüfen, und wenn ſich fein Bedenken 
ergibt, die Wustrittödaten auf dem Bahnbegleitſchein anzufegen. 

Die betreffende Poſt in dem oben bezeichneten Vormerke 
ift fodann unter Berufung auf den ordnungsmäßigen Wustritt 
zu erledigen. Yindet der Austritt nicht über das feinerzeitige 
Eintrittgamt ber Erfagftüde ftatt, fo ift letzteres hiervon ſeitens 
des Austrittsamtes zum Zwecke der Erledigung ber Vormerkpoſt 
mittel3 Aviſokarte zu verfländigen. 

Verben die ausgewechfelten Beftanbteile binnen Monatöfrift 
nicht ausgeführt, ohne daß die Verzollung bderfelben feitens ber 
Bahn nachgewieſen wird, fo Hat das Eintrittsamt jener Bahn, 
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welche bie zollfreie Einfuhr der betreffenden Etſatzſtücke be 
antragt Hatte, die für diefelben orbnungsmäßig entfallenden Zoll 
gebühren, und zwar für das dem Bahnbegleitſcheine entnommene 
Gewicht, zur Zahlung vorzufchreiben. 

Eine Überfchreitung obiger Friſt Tann vom LBollamte denn 
nachgefehen werben, wenn in glaubmwürdiger Weife dargetan ift, 
daß die Einhaltung berfelben infolge außerordentlidher Ereignifie 
unmöglich wurbe. ‘ 

Il. ®ie aus dem Auslande zurüdlangenden, dort ſchadhaft 
gewordenen Beſtandteile inländifcher Eifenbahnmagen, welche im 
Auslande durch nachefenbete inländifche Erjagftüde erſetzt wurden, 
find vom Eintrittsgoflamt zollfrei einzulafjen, wenn den Bahn- 
begleitfcheinen und der näheren Beichaffenheit der eingehenden 
Gegenftände die inländifche Provenienz derjelben zu entnehmen: ift. 

Zu biefem Behufe ift der Bahnbegleitichein, welcher Die 
Erfapftüde am Hinweg und die abgenommenen fchabhaften Zeile 
am Nüdweg begleitet, vom Austrittszollamte mit den Austritt 
baten zu verfehen und von der ausländifhen Bahnverwaltung 
(Reparaturwerkftätte) in analoger Weife, wie sub I, zu be 
ftätigen. 

Hiervon wird die geehrte Verwaltung mit der Einladung in 
Kenntnis gejegt, die dortſeitigen Exekutivſtellen entjprechend zu 
veritändigen und mit Weiſungen zu verjehen. (EM. 7. Dezember 
1900, 8. 55.630, VB. 3 ex 1901.) 

Behufs Erzielung eined gleichmäßigen Vorganges bei ber 
zollamtliden Abfertigung von leer eingehenden Güter-, beziehungs- 
weiſe Spezialgüterwagen (Kefjel-, Ziſternen⸗, Kühlwaggons ufw.), 
welche Privatparteien gehören und von diefen in den Wagenparf 
einer Eifenbahn eingeftellt worben find, oder welche einer Bahn- 
verwaltung eigentümlich gehören, von biefer aber Privatparteien 
zu längerer Benütung überlaffen wurden (Privatgüter-, be- 
ziehungsweife Spezialgüterwagen) und welche durch die an denfelben 
angebrachte Firma der Privatpartei (Eigentümer ober Mieter) 
fenntlich gemacht find, wird einvernehmlich mit dem k. k. Handels 
minifterrum und bem k. k. Eifenbahnminifterium, jowie den be- 
teiligten königlich ungarischen Minifterien nachſtehendes angeordnet: 

Privatgüter-, beziehungsweiſe Priuntipegicigüterivagen aus⸗ 
ländiſcher Provenienz ſind, wenn ſie mit der Beſtimmung eingehen, 
mit inländiſchen Exportgütern beladen direkt nach einer aus- 
ländiſchen Station wieder auszutreten, ſofern nicht ausdrücklich 
etwas anderes beantragt wird, ſeitens der Grenzzollämter der 
Durchfuhrsabfertigung im Begleitſcheinverfahren gegen Zollſicher⸗ 
ſtellung oder gegen Haftung der inländiſchen Eiſenbahn zu unter⸗ 
ie 


hen. 

Als Ausfuhrfriſt iſt eine Friſt von zwei Monaten teftäufepen. 
Sollten außergewöhnliche Vorkommniſſe (Beichäbigung des Wagens, 
Verfehrseinftellung auf Bahnftreden des Beförderungsweges u. dgl.), 
welche glaubhaft nachgemwiefen fein müſſen, die Einhaltung dieſer 
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Friſt unmöglid machen, fo kann bie Austrittgamtshandlung 
ausnahmsweiſe vom LBollamte noch innerhalb weiterer 14 Tage 
unbeanftändet vorgenommen werben. 

Zur Bewilligung längerer Friſten ift nur das k. k. Finanz⸗ 
minifterium kompetent. 

Ein» und Außtritt der Wagen bat in ber Regel bei bemfelben 
Amte zu erfolgen. Ausnahmsweiſe kann ber Wustritt eines nach 
zollamtlichen Begleitfcheine zur Wiederausfuhr über das Ein- 
tritt3amt abgefertigten Wagens auch über ein andere Bollamt 
erfolgen. In diefem Falle Hat bie Eifenbahngrenzftation, 
über welche ber Wagen tatſächlich austritt, dem bafelbft fituierten 
Grenzzollamte eine Wufllärung über bie Beranlaffung biefer 
Anderung der Erportroute zu geben. 

Zur Fefthaltung ver Identität hat die Bezeichnung der Wagen 
(Firmamerkmale, Inventarnummer der betreffenden Eiſenbahn, 
Namen der Heimatsſtation und Firma der Privatpartei) zu 
dienen; von ber Anlegung von Bleiſiegeln wird Umgang ge 
nommen. 

Leere, in den Wagenpark einer inländiſchen Eifenbahmunter- 
nehmung eingeftellte Parteigüterwagen und Parteijpezialgüter- 
wagen find bei ihrem Wiedereintritte aus dem Auslande zollfrei 
abzufertigen, wenn glaubwürdig dargetan ift, daß fie von bem 
Transport infänbifcher Erportgüter aus dem Auslande zurückkehren. 

Durch diefe Anordnungen werden bie bezitglich der ausländifchen 
Leihwaggons mit der Verordnung vom 27. Auguft 1890, 3. 24.115, 
BB. Nr. 42, getroffenen Beitimmungen nicht berüßtt. 

Die zollfreie Behandlung von aus dem Wuslande zurüd- 
langenden inländifhen Leihwaggons hat die über minifterielle 
Bewinigung vorzunehmende Vormerkbehandlung zur Vorausſetzung. 

Diefe erordmung tritt mit 1. November 1%03 in Wirffamteit. 
(FM. 23. September 1903, 3. 19.782 ex 1902, 88. 1903: 148.) 


Artikel XVL 


Außer den im Tarife bei jeder einzelnen Tarifnummer 
vorgezeichneten Gebühren (Zöllen, Lizenzgebühren, Verzeh- 
rung3fteuerzufchlägen) find im Bollverfahren folgende Neben- 
gebühren zu entrichten: 

1. das Waggeld ..., 2. da3 Giegelgeld ..... , 3. das 
Bettelgeld .... , 4. da3 Lagergeb ... 

Hinfichtlich der Koftenvergütungen für Amtshandlungen, 
welche außer dem Amtsplatze vorgenommen werden, der Ge- 
bühren für amtliche Warenbegleitungen und der bejonberen 
Bafferzoll-, Hafen- und Schiffahrtägebühren bleiben die bis⸗ 
herigen Beltimmungen auftedt. ....... 

Das k. k. Finanzminiſterium hat eröffnet, daß für die gefälls- 
amtliche Überwadung von Umladungen ber unter Bollverfchluß 
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tollenden Eiſenbahnfrachtwagen eine Vergütung von ben Bahn- 
verwaltungen auch dann nicht zu fordern tit, mern die Umladung 
außerhalb des Amtsplatzes oder der Amtsſtunden ftattfindet, in- 
fofern dieſe Uberwachung in Gemäßheit bes $ 160 ZMD. aus Anlaß 
eines zufälligen Transportereigniſſes (3. B. Heißlaufens eines 
Waggond) feitend der Bahnverwaltung in Anſpruch genommen wird, 
beziehungsmeife werben muß. (FM. 24. September 1900, 3. 47.768, 
Beilage Niederöfterreich 1900, Nr. 11.) 


II. vorſchrift über das Bollverfahren auf 
Eifenbahnen. 


(Erlaß des Tinanzminifteriums vom 18 Geptember 1857, 
8. 34.145/674, RGB. Nr. 175.) 


A. Allgemeine Beflimmungen. 
a) Eifenbahbnenal3 Zollftraßen. 


81. Gene Eifenbahnen, welche die Zollinie überjchreiten, 
werden für den Bahnbetrieb al3 Zollitraßen erklärt. 


b) Bedingte Geftattung des 
Nachttransportes. 


8 2. Gegen Beobachtung der in dieſer Vorſchrift vor⸗ 
gezeichneten Beſtimmungen findet das Verbot des Nachttrans⸗ 
portes (88 32 und 335 der Zoll⸗ und Staatsmonopols- 
ordnung) auf den regelmäßigen oder voraus angemeldeten 
Eifenbahntransport Leine Anwendung. 


c) Öeftattung de3 Anfageverfahren?. 


8 3. Unter denjelben Bedingungen wird geftattet, daß 
Sendungen von Waren und anderen Gegenjtänden bei dem 
Bollamte an der Grenze bloß dem Anfageverfahren unter- 
zogen und dadurch, fofern eine Umladung nicht ftattfindet, 
ohne Stellung zu einem Zwiſchenamte im Eintritte an ein 
mit dem erforderlichen Befugnilje verfehenes Zollamt des an 
der Eiſenbahn gelegenen Beltimmungsortes zur Vornahme des 
Bollverfahrend angemwiejen, in der Ausfuhr aber, nachdem vor 
der Berladung da3 Austritts⸗ oder Durckhgangszollverfahren 
bei dem Bollamte des Abfahrtsortes gepflogen worden iſt, 
als ausgetreten bejtätigt werden, fofern nämlich bei Ausfuhr⸗ 
gütern die Austrittbeftätigung erforderlich ift. 
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d) Befondere Einrihtung der Frachtwagen. 
88 4 und 5 wurden erjeßt durch Die 


Kundmachung der Miniſter der Finanzen und des Handeld 
vom 10, Februar 1887, RGB. Nr, 11, 


womit die Beſtimmungen des Artikels I des Schlußprotofolles ber 

II. internationalen Konferenz zu Bern vom 15. Mai 1886, be- 

treffend die zollfichere Einrichtung der Eiſenbahnwagen im inter- 
nationalen Verkehr, in Wirkſamleit gefegt werden. 

Die nachſtehenden Beitimmungen des Artifel3 I des von den 
Delegierten der k. k. und ber Löniglich ungarifhen Regierung, 
dann der Regierungen des Deutfchen Reiches, Frankreichs, Italiens 
und der Schweiz *) zu Bern am 15. Mai 1886 unterzeichneten und 
von Seite der k. k. öſterreichiſch ungariſchen gemeinſamen Regierung, 
wie auch der übrigen beteiligten Regierungen genehmigten Schluß⸗ 
protofolles der IL internationalen Konferenz, betreffend die zoll⸗ 
fihere Einrihtung der Eifenbahnwagen im internationalen Ber- 
ehr, werden mit dem Beifügen fundgemadt, daß dieſe Be— 
ftimmungen mit 1. April 1887, an Stelle der mit der Verordnung 
der Minifter der Finanzen und de Handel3 vom 1. Juni 1883, 
RGB. Nr. 80, eingeführten Inſtruktion für die Bollorgane, be» 
treffend die Unterfuchung der Laftwagen bezüglich ihrer Eignung 
zum Transporte von Zollgütern, in Wirkfamfeit treten. 


A. Allgemeine BSeflimmungen. 


Die Wagen und Wagenabteilungen, weldye zum Transporte 
von ZBZollgütern verwendet werden follen, müſſen leicht und ficher 
in der Art verſchloſſen werden können, daß die Hinwegnahme 
oder der Austausch der unter Verjchluß des Ladungsraumez gelegten 
Waren ohne Anwendung von Gewalt und ohne Yinterlafjung 
fihtbarer Spuren nicht bewerfitelligt werben Tann. 

Sn folhen Wagen oder Wagenabteilungen dürfen fih auch 
feine geheimen oder ſchwer zu entbedenden, zur Aufnahme von 
Gütern oder Effekten geeigneten Räume befinden. 

Jeder Wagen muß an beiden Längsfeiten mit einem Eigentums 
merkmal und einer Nummer verfehen fein. Befinden ſich in 
einem Wagen mehrere voneinander gefchiedene MWbteilungen, fo 
ift jede ber letzteren mit einem Buchſtaben zu bezeichnen. 


B. Befondere Selimmungen. 
Behufs Erzielung eines ficheren Verſchluſſes bes Ladungs⸗ 


raumes miüfjen die betreffenden Wagen insbefondere folgenden 
Bedingungen entſprechen: 


*) Diefen Beitimmungen haben fich nachträglich auch Belgien, 
Bulgarien, Dänemark, Griechenland, Luremburg, die Niederlande, 
Rumänien, Schweden und Norwegen, fowie Serbien unterworfen. 
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1. Wagenkaſten. 


Die Seitenwände, der Fußboden, das Dach und alle den 
Laderaum bildenden Teile des Wagens müſſen derart befeſtigt ſein, 
daß ein Löſen und Wiederbefeſtigen derſelben von außen nicht 
geſchehen kann, ohne ſichtbare Spuren zurückzulaſſen. 

Alle dieſe Teile müſſen ſich in gutem Zuſtande befinden. 

Zufällige Beſchädigungen der Wagenwände machen den Wagen 
nur dann für den Weitertransport ungeeignet, wenn durch 
die etwa dabei entſtandenen Wandöffnungen ein Zugang zur 
Ladung zu befürchten ſteht. 


2. Abſtand zwiſchen den Schiebetüren und den Kaſten— 
teilen. 


Der Zwiſchenraum zwiſchen ben Schiebetüren in geſchloſſenem 
Zuſtande und den Kaſtenteilen der bedeckten Wagen darf in 
feinem Falle das Maximum von 20 mm üÜberſchreiten. 


3. Verſchluß der Schiebetüren. 


Jede Schiebetür der Wagen muß mit einem Einfallhaken 
oder einer anderen gleide Sicherheit gemwährenden Verſchluß—⸗ 
vorrichtung verjehen fein. 

j Die Befeſtigung diefer Verſchlüſſe foll derart beſchaffen fein, 
baß deren Entleerung bei verjchlojienen Türen ohne Anwendung 
von Gewalt und Hinterlaffung auffallender Spuren nicht möglich ift. 


4. BZollverfchlußöfen. 


Die Schiebetüren, Flügeltüren, Stirnwandtüren und über 
haupt alle in Benügung ftehenden Türen ber bebedten Wagen 
müjfen mit Ofen von mindeften? 15 mm lichter Weite und 
anderen Berfchlußftüden verjehen fein, melde ein Einhängen von 
Zollſchlöſſern und von Bollbleien geftatten, derart, daß ein Öffnen 
dieſer Türen ohne Verlegung des Boliverfchluffes nicht möglich ift. 

Diefe Berfchlußöfen oder fonftigen BZollverfchlußftüde müſſen 
mitteld Nieten oder Schrauben, deren Muttern innen liegen, 
oder die bei gefchloffener Tür unzugänglich find, an den Wagen 
befeftigt fein. 

Die hier genannten Beftimmungen treten in vollem Umfange 
in Kraft fünf Jahre nach der Ratifikation gegenwärtiger Ber- 
einbarung. Bi3 dahin wird man fich gegenjeitig mit ber Anwend⸗ 
barkeit von Bollbleien oder von Sen begnügen. 


5. Sicherheitsverſchluß der Schiebetüren. 


Die untere Türfeite Toll mit einer bejonderen Vorrichtung 
verjehen fein, welche ein Abheben oder WÜbziehen der Schiebetür 
von der Lauffchiene unmöglich macht. 

Diefe Berfiherung kann 3. 8. beftehen in einem Salen, 
welcher beim Berfchluß der Tür in eine an der Laufſchiene feſt⸗ 
genietete Oſe eingreift, oder in einer Verlängerung des inneren 
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ZTürbandes bis unter bie Lauffchiene oder beren Kopf, ober 
in der Anordnung eines feitgenieteten Winkel oder Bügels 
an ber Lauffchiene ſelbſt uſp. Ausnahmsweiſe kann biefe er⸗ 
ſicherung auch in einem gelochten Lappen beftehen, ber von 
jest an die Anwendung von ZBollbleien, und nad Ablauf einer 
Friſt von fünf Jahren, wie in voriger Nummer, die Anwendung 
von Hollfchlöffern und Zolibleien geftattet. Die Laufrollenhalter 
follen berart befeftigt fein, daß biejelben ohne Anwendung von 
Gewalt nicht abgenommen werden Tönnen. 


6. Schiebetür-Lauffdiene. 

Die Laufjchiene joll an menigitend zweien ihrer Zräger 
feftgenietet fein. Diefe Träger follen mit den feiten Kaftenteilen 
fo verbunden fein, daß bei gejchloffenem Wagen die Abnahme 
derfelben nur mit Gewalt und Hinterlaffung auffallender Spuren 
möglich if. | 

7. Obere Schiebetüär- Führung. 

Die Führung des oberen Teiles der Schiebetüren foll durch 

entfprechend befeftigte Stangen- oder Kuliſſenſchienen gefichert fein. 


8 Flügeltüren und Stirnwandtüren. 


Bei den bebedten Wagen mit ZSlügeltüren (3. B. Bierwagen) 
oder mit Stirnwanbtüren, müflen diefe Türen außer mit ber 
Verſchlußvorrichtung und mit von außen nit abnehmbaren Tür- 
bändern aud mit einer den Vedingungen ber Zn 4 ent 
fprehenden Zoll⸗Verſchlußvorrichtung verfehen fein, fo daß ei 
Offnen diefer Türen olme Beſchädigen bes Boltverfhfuffes nicht 
möglich if. 

Unbenügte Stirnwandtüren (3. B. an Wagen, welche zum 
Sanitätsbienfte vorbereitet find) müffen durch Berfchalungen, Seiften 
oder Eifenbänder zollſicher geichloffen gehalten werben. 


9. Fenfter und Lüftungsöffnungen. 


Wenn die in den bebedten Wagen vorhandenen Offnungen, 
als Fenſter und Lüftungsöffnungen, dur Eifenftäbe, Gitter 
oder gelocdhte Bleche vergittert fi ß dürfen die verbleibenden 
Offnungen 30 cm? nicht überfhreiten, o daß durch diefe Sffnungen 
eine Beraubung des Wageninhaltes nicht erfolgen kann. Sein 
Befeitigungsteil ber Vergitterung darf von der Wußenfeite des 
Wagens abzulöfen fein. 

Wenn bie genannten Öffnungen nicht durch eine Vergitterung, 
jonbern durch ieber oder Klappen verſichert ſind, ſo müſſen 
ieſe wie folgt befeſtigt ſein: 

bie Klappen oder bie horizontalen Schieber mittels Vor⸗ 
treiber, Riegel, Einfallhalen, Kloben oder dergleichen, 

die vertilalen Schieber entweder mittel3 der foeben auf- 
gezählten Einrichtungen oder, wenn fie mit einer ben Vorfchriften 
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der Nummer 4 entfprechenden Zollverſchlußvorrichtung verjehen 
find, mittel3 Zollſchlöſſer oder Zollbleie, 
und zwar berart, daß ein Öffnen derfelben von außen ohne 
Unwendung von Gewalt und ohne Hinterlafjung auffallender 
Spuren, oder ohne Berftörung des Zollverſchluſſes, nicht möglich ift. 
Abflußöffnungen in den Fußböden bedürfen einer Bergitterung, 
wenn fie mehr al® 35 mm Durchmeſſer Haben. 


10. Dachaufſätze. 

Für Dachaufſätze, welche durch Schieber ober Dedel geſchloſſen 
find, gelten bezüglich der Befeitigungsart und bed Verſchluſſes 
derfjelben die in den vorhergehenden Nummern feitgejebten Be⸗ 
flimmungen. 

11. Güterwagen mit dburhbrodenen Wänden. 

Wagen mit burchbrochenen Wänden, wie 3. B. Biehtranzport- 
wagen, welche fonft den vorftehenden Beitimmungen entſprechen, 
fönnen nur zum Transporte p großer Fra e verwendet 
werden, daß ihre Entfernung dur dieſe Wanböffnungen nicht 
möglid if. 

12. DOffene Wagen mit feiten Berdbeditüden. 


Offene Wagen, beren Kopfwände durch eine flarfe Stange 
mit einander verbunden und mit mindeften 75 cm breiten 
Verbedftüden verfehen und deren Seitenwände mindeitens 50 cm 
hoch find, fönnen, wenn fie mit Ringen zur Befeftigung von 
Schugdeden ausgerüftet find, unter Verwendung folder Deden 
zur Beförderung von Bollgütern aller Art benübt werden. 


13. Offene Wagen anderer Urt. 


Offene Wagen anderer Art, welche mit Ringen oder anderen 
zur Befeftigung von Schubdeden geeigneten Vorrichtungen ver- 
jehen find, können zur Beförderung von Zollgütern dann benüßt 
werben, wenn es ſich um Frachtſtücke, welche einzeln mindeftens 
25 kg wiegen, ober um foldye Güter handelt, beren Berlabung 
in bededte Wagen oder in offene Wagen der unter Nummer 12 
bezeichneten Art wegen ihres Umfanges (wie große Mafchinen, 
Mafchinenteile, Dampfleffel ufw.) oder fonftigen Beſchaffenheit 
(wie Holz, Baummolle, Kohlen, Koks, Sand, Steine, Erze, Roh⸗ 
und Bruceifen aller Art, Stabeifen, Bieh, Heringe, Tran, 
Petroleum ufw.) nicht wohl zuläffig, beziehungsmweife nicht üblich ift. 

Für den vorftehenden Wall bleibt e8 ben Zollbehörden 
überlafjen, gemäß den ihnen von ben Direltivbehörben gegebenen 
Snftruftionen zu entfcheiden, ob zur Sicherung gegen Entfermung 
oder Vertauſchung Dedenverfhluß anzubringen ift, oder Erfennungs- 
bleie anzulegen, oder andere Maßregeln zu treffen find, ober ob 
ausnahmöweife von einem Verſchluß oder anderen Maßregeln 
zur Feſthaltung der Identität überhaupt abzufehen fein möchte. 
Auch kann amtliche Begleitung eintreten. 
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Die von den Vireltivbehörden jedes Staates zur Ausführung 
des vorftehenden Abjapes erlaffenen Verordnungen follen ben 
anderen Bertragsftaaten mitgeteilt werben. 

14. Schußdeden und deren Befeftigung. 

Die zur Befeftigung von Schugdeden beftimmten Ringe müſſen 
geſchloſſen zufammengejchweißt, mittel3 Kloben im Inneren bes 
Wagen vernietet oder verjchraubt und entweder abwechſlungs⸗ 
weile an den abnehmbaren GSeitenwänden, beziehungsmeife den 
Türen und den feiten Kopfichwellen, oder am Untergeftelle etwa 
in Höhe der Fußbodeneinfaflung in einer Marimalentfernung von 
115 cm fo angebradt jein, daß die Verſchlußſchnur ſowohl 
da3 Abheben der etwa vorhandenen beweglichen Seitenmänbe, 
al3 auch das Hffnen der Türen verhindert. 


Die Schugdeden müffen längs der Kanten mit durch Metallöfen 
geichügten, zum Durcdhziehen der Berfchlußleine beftimmten Löchern, 
welche etwa in bdenfelben Entfernungen wie die Ringe an ben 
Wagen angeordnet find, eingerichtet fein. Nur an den oberen 
Teilen der Deden find Ringe zum Verſchluß zuläffig. 

Die Deden müfjen von ausreichender Größe und in entiprechend 
gutem AZuftande fein. Etwaige Nähte berfelben, ſelbſt bei ein- 
geſetzten Teilen, müfjen fi) entweder auf der Innenſeite befinden 
oder Doppelt, d. 5. in zwei Linien von 15—25 mm Abitand an- 
geordnet fein. | 

Die Verſchlußleinen dürfen nicht geftüdelt und müſſen an 
beiden Enden mit Metallſpitzen verfehen fein. Hinter diefen Spitzen 
müſſen Oſen eingearbeitet fein, in welde nad entjprechender 
Zertnapfung der Leinenenden der Zollverſchluß eingehängt werden 
ann. 

Die beteiligten königlich ungariſchen Miniſter, mit welchen 
diesfalls das Einvernehmen gepflogen wurde, treffen unter einem 
die gleiche Verfügung für die Länder der ungariſchen Krone. 


Mit Bezugnahme auf die im Neichögefegblatte, fowie im 
„Zentralblatte für Eifenbahnen und Dampfſchiffahrt“ zum Ab- 
drude gelangte Kundmachung vom heutigen Tage über die Be- 
ſtimmungen des Artifel3 I des Schlußprotofolles der II. inter- 
nationalen Konferenz zu Bern vom 15. Mai 1886, betreffend 
die zollfihere Einrichtung der Eifenbahnwagen im internationalen 
Verlehre, fehe ich mich veranlaßt, die geehrten Verwaltungen 
in3befondere auf die in den Punkten 4 und 5 des Abfchnittes B 
enthaltene und nad) Ablauf von fünf Jahren obligatorisch werdende 
Vorſchrift über die Konftruftion der Zollverfchlußöfen oder anderen 
Verſchlußſtücke aufmerffam zu machen, die derart beichaffen fein 
mäfjen, daß fie dad Einhängen von Zollſchlöſſern und Zollbleien 
geftatten. 

Ich lade demnach die geehrte Verwaltung ein, an den zum 
internationalen Verkehre beftimmten Wagen, weiche mit ber- 
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artigen Einrichtungen noch nicht verſehen ſein ſollten, deren 
ſukzeſſive Anbringung bis zu dem gegebenen Termine zu ver- 
anlafjen und überhaupt für die der neuen Vorſchrift entſprechende 
Einritung der zum Trandport von Bollgütern beflimmten Wagen 
Sorge zu tragen. 

Von der eingangs erwähnten Kunbmahung wurde eine 
Drudauflage in Buchform dur die k. k. Hof- und Staatsbruderei 
veranlaßt und wolle der dortfeitige Bedarf an diefer Ausgabe 
bei der Direktion der gedachten Bruderei eheftend angemelbet 
werben. (HM. vom 10. Februar 1887, 3. 47.939 ex 1887, 
CB. 1886: 19.) 


e) Anzeige de3 Fahrplanes. 


8 6. Hinfichtlich der die Bollinie berührenden Fahrten 
bat die Eijenbahnverwaltung die Fahrordnung (den Fahrplan) 
den Yinanzlandesdirektionen, deren Verwaltungsgebiet von Der 
Bahn berührt wird, jchriftlich anzuzeigen, und denfelben jede 
Anderung wenigſtens acht Tage, bevor fie in Wirkſamkeit 
tritt, zur Berftändigung der Unterbehörden und Amter 
gleichfall3 jchriftlich anzumelden. Sollte die Notwendigleit 
eintreten, daß Wagenzüge, welche noch nicht zollämtlich ab=- 
gefertigte, über die Bollinie eingetretene Gegenjtände ent- 
halten, zwiſchen der Grenze und ihrem Beitimmungsorte 
übernadhten, jo darf dieſes nur in einem über Antrag Der 
Bahnverwaltung von ber Finanzlandesdirektion beftimmten 
Bahnhofe gefchehen, welche unter gefällsämtliche Überwachung 
geitellt wird. 

Im Einvernehmen mit den Minifterien des Handels und Der 
Eifendbahnen Hat das k. k. Finanzminifterium ben in Betracht 
fommenden Finanzlandesbehörden mit bem Erlafje vom 4. Yebruar 
1899, 3. 50.520 ex 1898, eröffnet, daß die Beſtimmung bes 
8 6 des Minifterialerlaffeg vom 18. September 1857, RGB. 
Nr. 175, wonach jede Anderung bes Fahrplanes hinfichtlich der 
die Zollinie berührenden Fahrten feitens der Eifenbahnverwaltungen 
wenigften3 acht Zage, bevor fie in Wirkſamleit tritt, der Finanz- 
landesbehörde anzuzeigen ift, nur in jenen Fällen Anwendung 
zu finden Hat, in welchen e3 ſich um tatfächliche’ Änderungen be3 
feftgefepten Fahrplanes (Fahrordnung) Handelt. 

Dagegen find nicht fahrplanmäßige Züge, deren Einleitung 
durch gefteigerte, nicht vorhergefehene Verkehrsbedürfniſſe bebingt 
wird (Sonder- oder Erfordernis-Berfonen- und Güterzüge, Züge 
in mehreren Teilen), lediglih von der in Betracht komme 
Srenzitation dem zuftändigen Grenzzollamte jchriftli jo zeitig 
wie möglih anzuzeigen, d. h. entweder unmittelbar nadbem 
die Notwendigkeit der Einleitung eines ſolchen Zuges durch Die 
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Grenzſtation fich ergibt, oder unmittelbar nah dem Einlangen 
der dienftlichen Nachricht, daß feitens einer anderen (Dispofitions-) 
Station oder ber vorgejegten Bahndienftftelle die Einleitung eines 
derartigen, bie Zollinie berührenden Zuges verfügt worden ift. 
Diefe Anzeige ift nur dann als nicht rechtzeitig erftattet anzufehen, 
wenn dieſelbe in einem Zeitpunkte einlangte, in welchem die für 
die entfprechende Nevifion und Abfertigung derartiger Züge not- 
wendigen Verfügungen feitend des in Betracht kommenden Zoll⸗ 
amtes nicht mehr getroffen werben können. (EM. 16. Februar 
1899, 3. 76.775/16 ex 1898, 88. 1899: 29.) 


f) Shleunige Abfertigungder Reiſeeffekten 
unddermitdemfelben Zuge weitergehenden 
Frachtgüter. 


8 7. Die Abfertigung der Reiſeeffekten, ſowie der an- 
fonımenden und mit demfelben Zuge unter Landungdraum- 
verfchluß (8 8) weiter gehenden Frachtgüter mit Einichluß 
der Eilgüter hat, ohne Rüdfiht auf die Beltimmungen des 
$ 118 der Zoll⸗ und Staat3monopol3ordnung, gleich) nad) 
dem Eintreffen des Zuges zu jeder Zeit zu geichehen. Da- 
gegen bleibt in Abjicht auf andere mit Eifenbahnzügen ein- 
gelangte Gegenftände die Bollziehung des Bollverfahrens auf 
die mit dem bezogenen Gejeßesparagraphen beftimmte Zeit 
beichräntt. 


g) Raumverfhluß der Frachtwagen. 
88......... *) 


*) Dieſer Paragraph, welcher von der Verſchließung der Wagen 
und Wagenabteilungen mittels beſonderer Schlöſſer und Bleiſiegel 
handelt, iſt durch die nachfolgende Beſtimmung überholt, die mit 
Rückſicht auf die ſeither durchgeführte zollſichere Einrichtung der 
Wagen (vergl. die bei den 88 4 und 5 abgedruckte Kundmachung ber 
Minifter der Finanzen und bes Handel3 vom 10. Februar 1887, 
RGB. Nr. 11) munmehr ohne Ausnahme Anwendung findet: 


„Es wird geftattet, die amtliche Verſchließung des Ladungsraumes 
der Wagen und Wagenabteilungen mitteld Drahtſchnüren und Siegel- 
bleien ohne” Schlöſſer) zu vollziehen, wenn die Wagen oder 
Bagenabteilungen mit befonderen Sperrporrichtungen verjehen find, 
weiche das Aufſpringen der Türen durch Die Bewegung während 
der Fahrt, beziehungsmeife die dadurch mögliche Verletzung des 
we Verſchluſſes behindert.” (FM. 7. November 1872, 3. 24.571, 
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In Erledigung des Berichtes ... wird der k. k. eröffnet, 
daß die vom k. k. Nebenzollamte in ...... an die k. k. Staats⸗ 
bahndirektion ...... geſtellte Forderung nad) Beiſtellung von 
Vorhängeſchlöſſern zur zollämtlichen Verſchließung von 
Güterwagen in den beſtehenden Vorſchriften nicht begründet war. 
Die k. k. ... wirb daher eingeladen, bafür Sorge zu tragen, baß 
in Hinkunft eine derartige Anforderung an die Staat3bahn- 
verwaltung nicht mehr geftellt werde. 

Gegen bie Gebraudhnahme der von der Staatsbahndireltion 
...... bereits beigeſtellten Schlöſſer obwaltet ſelbſtverſtändlich 
kein Anſtand; falls dieſelben unbrauchbar werden, ſo iſt die auf 
dem Grenzbahnhofe in ...... im Intereſſe der -Gefällsficherheit 
eingeführte proviforifhe Berfchließung der Güterwagen entweder 
im Sinne der hierortigen Verordnung vom 7. November 1872, 
3. 24.751, BB. Nr. 37, mittel3 Drahtſchnüren und Siegelbleien 
vorzunehmen, ober e3 find, wenn — wie bie aus dem Berichte 
ber kak. „.. hervorzugehen ſcheint — die Beibehaltung der 
bisherigen Verſchlußart im Dienftesintereffe notwendig fein follte, 


bie erforberlihen Sclöffer von der kak. ... aus dem Boll» 
ae) ande feinerzeit anzuſchaffen. (FM. 21. Juli 1899, 
. 39.69. 


In jenen Fällen, wo wegen ber geringen Menge ber für 
einen Ort beftimmten Güter die Anwendung eined ganzen ver- 
chließbaren Wagens ober einer gejonderten Wagenabteilung nicht 
zuläflig erfcheint, und auch die Benützung eines an ber Außenjeite 
des Wagen? anzubringenden jperrbaren Behältniffes (8 12) nicht 
ftattfindet, ift der Borfteher des Zollamtes ermächtigt, zu ge- 
ftatten, daß ber Kolliverfchluß angelegt wird, wa3 in Der 
Ladeliſte anzumerken ift. (Bollzug3verordnung zu der Vorſchrift 
vom 18. September 1857, RGB. Nr. 175.) 


h) Amtlide Begleitung. 


8 9. Es wird mitteld bejonderer Verfügung beftimmt, 
ob eine ämtliche Begleitung der Wagenzüge einzuleiten ift. 
Diejelbe kann ftattfinden: 

a) für den Zug vom Eintrittsamte bi3 zum Beitimmungs« 
orte oder bis zu einem Amte im Zuge zu demfelben, 
oder 

b) dort, wo da3 Eintritt3zollamt weder unmittelbar an der 
Bollinie noch in der Art gelegen iſt, daß von demielben 
aus die Bahnftrede von der Hollinie bis zum Amte 
genau beobachtet werden kann, für dieſe Strede. 

Sn dem eriteren Falle hat das Zollamt des Abfahrt3- 
orte dem mit der Begleitung beauftragten Angeitellten der 
Finanzwache die unter Siegel gelegten Schlüffel zu übergeben. 


— 
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Den Begleitern muß ein Sibplag auf einem der Wagen 
nach ihrer Wahl und bei der Nüdkehr, injofern bei diejer 
ein Wagentransport nicht zu überwachen wäre, ein Pla in 
einem Perſonenwagen der zweiten Klaſſe unentgeltlich ein- 
geräumt werden. Sollten oben auf dem Wagen (auf deren 
Dede) keine Site vorhanden fein, fo ift jedenfall3 den Be⸗ 
gleitern ein foldher Pla anzumeijen, daß jie den ganzen Zug 
zu überſchauen vermögen. 

Findet eine amtliche Begleitung nicht ftatt, jo hat der 
Zugführer gegen Empfangäbeftätigung die unter Amtsſiegel 
gelegten Schlüfjel zu übernehmen und iſt für die mit unver- 
legtem Siegel zu bewerkftelligende Ablieferung derjelben, Die 
ihm beicheinigt wird, verantwortlich. 

Die Verwaltung wird aufgefordert, in jenen Füllen, in welchen 
feiten3 ber Finanzbehörden bie amtliche Begleitung der Eifenbahn- 
züge auf Grund des $ 9 der Verordnung der Minifterien der Fi⸗ 
nanzen und des Handels vom 18. September 1857, RGB. Nr. 175, 
angeorönet wird, Hinfichtlid) der Anmweifung ber Plätze für die 
Begleiter auf Dachſitzen im Sinne der Beitimmung dieſes Para- 
graphen vorzugehen. 

Die dementfpredhende Abänderung der betreffenden Punkte ber 
Grundzüge der Vorfchriften für den Verkehrsdienſt der Eifenbahıren 
mit normalem Betriebe, beziehungsmweife ben Betrieb auf Lolal- 
bahnen wird bei fich ergebendem Anlaſſe vorgenommen werben. 
(HM. 30. Juni 1887, 3. 9788, CB. 1887:79.) 

Sm Einvernehmen mit dem Eifenbahnminifterium wird in 
teilmeifer Abänderung des 8 9, vorlegtes Alinea der Borjchrift 
vom 18. September 1857, RGB. Nr. 175 ex 1857, über das 
Bollverfahren für den Verkehr auf den die Zollinie berührenden 
öfterreihifchen Eifenbahnen angeordnet, daß ben mit ber amtlichen 
Begleitung der Wagenzlüge beauftragten Angeftellten der Finanz- 
wachmannſchaft bei ihrer Rückkehr, injofern bei biefer ein Waren- 
transport nicht zu überwachen wäre, ein Pla in einem Berfonen- 
wagen der britten Klaſſe unentgeltlich eingeräumt werden muß. 
(M. der %. und der E, vom 6. April 1898, RGB. Nr. 64.) 


i) Befugnifje der Kontrollbeamten. 


8 10. Gene Abgeordneten der leitenden Finanzbehörden 
und jene Beamten der Wadjanftalt, welche mit der Kontrolle 
des Verkehres auf der Eifenbahn und der die Abfertigung 
desjelben bewirkenden Bollämter beſonders beauftragt werden, 
und ſich darüber gegen die Ungeftellten der Eijenbahn durd) 
eine von der Finanzlandesdirektion ausgeftellte, den Namen 
und die Dienſteigenſchaft des damit beteilten Beamten an- 
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gebende Legitimationsurkunde ausweiſen, ſind befugt, zum 
Zwecke dienſtlicher Reviſionen und Nachforſchungen die Wagen⸗ 
züge während des vorgeſchriebenen Aufenthaltes an den 
Stationsplätzen und ſoweit es tunlich iſt, auch während der 
Fahrt zu unterſuchen. 

Die anweſenden Angeſtellten der Eiſenbahnen ſind in 
ſolchen Fällen verpflichtet, dem Erſuchen der Finanzbeamten 
um Auskünfte und Hilfeleiſtung bereitwillig zu entſprechen. 

Seder Inhaber einer Legitimationsurfunde der erwähnten 
Art muß innerhalb der in diejer Urkunde bezeichneten Eijen- 
bahnitrede in einem Perſonenwagen zweiter Klajje, bei Laft- 
zügen aber im. Kondufteurwagen unentgeltlich hin und ber 
befördert werden. 

Ich finde mid einvernehmlih mit dem Yinanzminifterium 
veranlaft, die Beſtimmung des Hierortigen Erlaſſes vom 
30. September 1876, 3. 24.461, EB. 1876:112, wonach die 
Freifahrtszertifikate für die zur Reviſion zollamtlider Güter auf 
Raftzügen mitfahrenden Finanzorgane auf die Benügung der 
Bremsplateaux und Dachſitze auszuftellen find, dahin abzuändern, 
daß in Hinkunft ſolche Freifahrtszertifikate wieder, wie früher, 
in Gemäßheit des $ 10 der Verordnung vom 18. September 1857, 
RGB. Nr. 175, auf die Benügung des Kondukteurwagens zu 
lauten haben. 

Diejer Anorbnung entſprechend, finde ich auch bie Beſtimmung 
de3 Art. 15, Punkt 86, ad 5, der mit hierortiger Berordnung 
vom 1. Oftober 1876, Nr. 30.084, genehmigten „Grundzüge 
der Vorfchriften für den Verkehrsdienſt auf Eifenbahnen”, dahin 
fautend: „ad 5: den zur Begleitung oder Reviſion zollamtlicher 
Güter beftimmten Finanzorganen ſteht es frei, fi einen be 
Tiebigen Pla auf einem unbefepten Bremsplateau oder Dachſitze 
zu wählen, damit fie den Zug nad) Bedarf überfehen können“, 
folgendermaßen zu ändern: 

Die zur Begleitung oder Reviſion zollamtlicher 

Güter bei Laftzügen beitimmten Yinangorgane Haben im 

Kondulteurwagen Play zu nehmen.” (HM. 11. Mai 1878, 

3. 35.386 ex 1877, CB. 1878: 58.) 


k) Snwiefern die Eijenbahnftationspläße 
der gefällsämtliden Aufſicht (Kontrolle) 
unterliegen. 

8 11. Die auf den Stationsplägen der Eifenbahnlinien, 
auf welchen Güter und Effelten, die einer Zoll⸗ oder Kontroll- 
amt3handlung unterliegen, transportiert werden, vorhandenen 
Räume und dem Bahnbetriebe gewidmeten Gebäude find der 
gefällsämtlichen Kontrolle unterworfen, daher auf biejelben 
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die Bejtimmungen der 88 271, 272 u. ſ. f. der Zoll- und 
Staat3monopoldordnung über Durchſuchungen Anwendung 
finden. 


)) Der Eintrittvon Waren und Effekten auf 

der Eifenbahn über die Grenze hat in der 

Negel nur in verfählofjenen Frachtwagen 
ftattzufinden. 

8 12. Sollen die aus dem Auslande oder einem Boll- 
ausſchuſſe auf der Eijenbahn über die Hollinie eingehenden 
Frachtgüter und Neifeeffelten mit Anwendung des unter $ 3 
zugeitandenen erleichterten Zollverfahrens weiter befördert 
werden, jo müſſen diejelben ſchon im Auslande oder in dem 
Zollausſchuſſe in vorjhriftsmäßig zur Anlegung des Raum— 
verſchluſſes nach 8 4 eingerichteten Frachtwagen verladen 
werden. 

Bei Überjchreitung der Grenze dürfen fich in den Perſonen— 
magen nur folche, und zwar nicht zollpflichtige Kleinigfeiten 
befinden, welche der Reiſende in der Hand oder font unver- 
padt unter eigener Obhut bei ſich führt. 

Auf den Lokomotiven und den dazu gehörigen Tendern 
dürfen nur ſolche Gegenjtände vorhanden jein, welche die 
Angeftellten oder Arbeiter der Eijenbahnvermwaltung auf der 
Fahrt jelbit zu perſönlichem Gebrauche oder zu dienftlichen 
Zwecken nötig haben. 

Waren und Effekten, welche ſich anderswo ala in den 
vorſchriftsmäßig eingerichteten Frachtwagen vorfinden, imer- 
den als Gegenftände einer verjuchten Gefälläverfürzung be- 
handelt. 

Ausnahmen. 
aa. Reiſewagen. 

Eine Ausnahme hiervon findet hinſichtlich der auf der 
Eiſenbahn beförderten Reiſewagen der mit demſelben Zuge 
ankommenden Reiſenden in der Art ſtatt, daß dieſe Reiſe— 
wagen mit dem darauf befindlichen Gepäcke eingehen dürfen. 


bb. Verſchloſſene von außen in den Perſonenwagen angebrachte 


ehälter. 

Auch darf über Anſuchen der Eiſenbahnunternehmung 
von der Finanzlandesdirektion geſtattet werden, daß für 
Fälle, wo die Menge der abgeſondert zu ladenden Wagen 
oder Effekten zu gering wäre, um einen Frachtwagen dafür 
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zu verwenden, zur Anlegung des Raumverſchluſſes eingerichtete, 
an der Außenſeite der Perſonenwagen anzubringende Behälter 
dafür benützt werden, auf welche in Abſicht auf die Numerie— 
rung, Prüfung, Bezeichnung, Vormerkung uſw. die Be— 
ſtimmungen der 88 4, 5 und 8 Anwendung finden. 


m) Abgefonderte VBerpadung der Wagen und 
Reifeeffelten. 


8 13. In den Frachtwagen müſſen die Waren und 
Reiſeeffekten ſowohl nad) diefer Eigenfchaft als nad den Be- 
ftimmung3orten, wo fie dem Bollverfahren unterzogen werden 
jollen, abgelondert verpadt werden. Iſt die Menge der 
Maren und Neifeeffelten, welche nad) einem und demjelben 
Beftimmungsorte abgehen, jo gering, Daß für beide zufammen 
ein Wagen hinreicht, jo darf deren Verladung in einem 
Wagen ftattfinden, wenn derjelbe mit voneinander geſchie— 
denen beſonders verjchließbaren Abteilungen verjehen ift. 

Unter derjelben Bedingung der PVerladung in gelondert 
verichließbaren Abteilungen dürfen auch Waren, dann Reife- 
effeften verjchiedener Beltimmungdorte in einem und dem— 
jelben Wagen aufgenommen werden. 


n) Ordnung der Wagen. 


8 14. Die einen und denjelben Zug bildenden Wagen 
jollen, jofern es tunlich ift, jo geordnet werden, daß 

a) fämtlihde vom Auslande oder einem Zollausſchluſſe 
eingehende Frachtwagen ohne Unterbrechung durch andere 
Wagen hintereinander folgen und 

b) die bei den Bollämtern an der Grenze oder im Innern 
des Landes zurüchleibenden Frachtwagen von dem Zuge 
leicht getrennt werden können. 


o) Abſchließung und Überwahung jenes 
Bahnhofraumes, wo der aus dem Außlande 
eingelangte Wagenzug anhält. 

8 15. Sobald ein Wagenzug auf dem Bahnhofe des 
Grenzzollamtes angelommen ift, foll jener Teil des Bahn⸗ 
hofes, wo der Zug anhält, für den Yutritt anderer Perjonen 
al3 der des Dienftes megen anmwejenden Beamten und An- 
geftellten der Staat3behörden und der Eifenbahn abgeſchloſſen 
und der für die mitgefommenen Reiſenden bejtimmte Aus— 
gang aus diefem Raume unter gefällsämtliche Aufficht geftellt 
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werden. Die Zulaſſung anderer Perjonen in den abgefchlofjenen 
Raum darf erjt nach Beendigung der Amtshandlung des Zoll- 
amte3 ftattfinden. 


p) Bei weldem Amte die zur Vornahme des 
Bollverfahrens erforderlidhe befondere 
Bewilligung beizubringen ift. 


8 16. In jenen Fällen, wo zur Vornahme des Zoll- 
verfahrens eine bejondere Bewilligung erforderli ift ($ 19 
der Zoll- und StaatSmonopol3ordnung), ſoll Diejelbe bei 
jenem Bollamte eingebracht werden, von welchem da3 Boll» 
verfahren gepflogen wird. Gegenftände, deren Ein-, Aus- oder 
Durchfuhr einem unbedingten Verbote unterliegen, dürfen auch 
nicht auf der Eifenbahn ein- oder ausgeführt werden. 


q) Bezeihnung der Ämter, zwifhen welden 
die Anweiſung mittels Anſageſcheines 
ſtattfindet. 


8 17. Zwiſchen welchen Zollämtern die Anweiſung der 
aus dem Auslande oder einem Zollausſchluſſe einlangenden, 
oder aus dem Zollgebiete auszuführenden Güter mittels des 
in 8 3 zugeſtandenen abgekürzten Verfahrens (mit bloßen An— 
ſageſcheinen) ſtattfindet, iſt gegenwärtig durch die gegen— 
wärtiger Vorſchrift vorangehende Verordnung feſtgeſetzt wor—⸗ 
den, und wird in der Folge für jede die Zollinie neu 
überſchreitende Eiſenbahn beſonders beſtimmt werden. 


r) Ladungsliſten und Hauptüberſicht. La— 
dungsliſten. Formular A. Hauptüberſicht. 
Formular B. 

8 18. Über die für jede Abfertigungsſtation beſtimmten 
Waren und Reifeeffeften find gejonderte Ladungsliſten nad) 
dem Formular A*), und wenn Waren für zwei oder mehrere 
Abfertigungzftationen mit demjelben Zuge befördert werden, 
eine SHauptüberfiht nad) dem Formular B*) auszufertigen. 

Die Ladungsliften haben zu enthalten: die fortlaufenden 
Nummern ber Warenerflärungen, die Anzahl, Gattung, 
Zeihen und Nummern, dann da3 Gewicht und den in der 
Warenerflärung angegebenen Inhalt der Kolli, den Namen 
de8 Empfängers, die Anzahl, Marten und Nummern der 
Frachtiwagen, die Angabe der zur Ladung gehörigen Papiere, 


* Die Formulare find Hier nicht abgedrudt. 
58* 
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als: die Anzahl und Nummern der ämtlichen Ausfertigungen 
mit Angabe des Zollamtes, welches dieſelben ausſtellte, dann 
der Frachtbriefe ufm., endlich die Anzahl der an die Wagen 
und Wagenabteilungen angelegten Schlöjjer und Bleijiegel. 
über die Effekten der Reiſenden, welche in eigenen Packwagen, 
aber gleichzeitig mit den Neifenden befördert werden, ind 
Ladungaliften, jedoch ſummariſch nah der Kollizahl zu 
verfafjen. 


Die Angabe der Warengattungen und die Ausfüllung 
der Rubriken 4 und 5 der Ladungsliſte darf unterbleiben, 
wenn über die Ware bereit3 eine deren Gattung und Menge 
angebende Ausfertigung eines öfterreichifchen Bollamtes vor- 
handen ift. In diefem Falle wird unter Rubrik Nr. 10 Die 
Gattung und Nummer der ämtlichen Ausfertigung mit dem 
Namen ded Amtes berufen, die Zahl der dazu gehörenden 
Kolli aber und deren Gejamtgewidht bloß ſummariſch an- 
gefegt. Unter der Rubrik Nr. 7 braudht dann bloß Die 
allgemeine Bezeichnung „Waren“ angeſetzt zu merden. 

Der Inhalt der Hauptüberficht ergibt fi aus dem 
Formular B. 


B. Belondere Beffimmungen. 
I, Für den Eintritt über die Bollinie. 


a) Verfahren de3 Eintritt3Zamted, wenn es 
an der Sortjegung einer Bahn gelegen ift. 
Übergabe der Ladungdliften an das Ein- 
tritt3amt. 
aa. In dreifadher Ausfertigung. 

8 19. Unmittelbar nad) dem Einlangen de Wagen- 
zuges bei dem Eintritt3amte, oder fall3 mit demſelben das 
ausländifche Austritt3amt zujammengelegt ift, nach geichehener 
Abfertigung von Seite des letzteren, hat der Beſtellte Der 
Eifenbahn (dev Yugführer) die Ladungsliſten in dreifacher 
Ausfertigung ſamt den dazu gehörenden Warenerflärungen, 
Frachtbriefen uſp. und in dem unter 8 18 erwähnten Falle 
die Hauptüberficht (diefe nur in einfaher Ausführung) dem 
Eintritt3amte zu überreichen. 

Das dritte Pare der Ladungsliften ift dazu bejtimmt, 
nad) geichehener Stellung der Ware zu dem Bollamte, in 
welches diejelben mittel3 Anſageſcheins angewieſen wurden, 
nach beigefügter Betätigung von dem Bollamte ber Eiſen— 
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bahnverwaltung auögefolgt zu werden (88 27 und 39 lit. b). 
Werden die Ladungliften nur in zweifacher Ausfertigung 
überreicht, jo unterbleibt die Zurüdftellung eines Pare. 

Wird der Wagenzug von der Grenze bis zum Eintrittg- 
amte ämtlich begleitet, jo ijt diefe Hauptüberficht den Be— 
gleitenden ſchon an der Grenze zu übergeben. 

bb. In einfacher Ausfertigung. 

8 20. Über jene Waren und Effekten, welche beim 
Eintritt3amte oder auf einer weiter landeinmwärt3 gelegenen 
Station, wo ſich aber fein Zollamt befindet, die Eiſenbahn 
verlajjen und die folglich beim Eintritt3amte vollitändig z0lle 
ämtlich abgefertigt werden follen, braucht die Ladungsliſte 
nur in einfacher Ausfertigung überreicht zu erden. 


b) Verfahren de3 Eintritt3zollamted, wenn 
jihda3jelbeamAnfangeinerBahnbefindet. 


8 21. Werden an einem Grenzpunfte, wo eine Eijen- 
bahn anfängt (alfo nicht al3 die Fortjegung einer fremden 
Eiſenbahn ſich darftellt), zu einem Zollamte Güter behufs der 
Verſendung in das Bollgebiet oder durch dazjelbe auf die 
Eifenbahn gebracht, fo iſt zu unterjcheiden, ob 

a) diejelben vor der ÜÜbergabe an die Eifenbahn dem ihrer 

Beitimmung entiprechenden Zollverfahren vollftändig 

unterzogen, folglich verzollt oder mittel Begleitjcheines 

angewiejen und im letteren Falle, jomeit dies nad) den 
beftehenden Vorſchriften erforderfich ift, unter Kolliver- 
ſchluß gelegt worden jind, oder ob 

b) da3 im 8 3 zugeftandene abgefürzte Verfahren in An- 
wendung kommen joll. 

Zu a) Am erfteren Falle bedarf e3 nicht der Verladung 
ſolcher Güter in Kuliſſenwagen unter Ladungsraumverſchluß. 

Zu b) Sollen aber jolche Güter, fofern dies nach den 
bejonderen, für die betreffende Eijenbahn erfloſſenen Beitim- 
mungen geftattet ift, mittel3 bloßen Anjagejcheine3 an ein 
Zollamt im inneren Bollgebiete zur fchließlichen Abfertigung 
angemwiejen werden, jo find diefelben vor der Berladung auf 
die Eiſenbahnwagen mit der vorgeichriebenen zweifach aus— 
gefertigten Warenerflärung zu dem Bollamte zu ftellen, 
welches die äußere Belichtigung der Kolli vornimmt, ſich da= 
durch von ihrer Übereinftimmung in bezug auf Bejchaffenheit, 
Anzahl und Zeichen mit den Angaben der Erklärung überzeugt, 
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und daß dies geſchehen, auf beiden Exemplaren der Erklärung 
beſtätigt. Eine Abwiegung oder die innere Unterſuchung ge— 
ſchloſſener Kolli iſt in der Regel nicht vorzunehmen, wenn 
nicht der dringende Verdacht einer unrichtigen Angabe und 
eines beabſichtigten Unterſchleifes obwaltet. Bon der Richtig- 
keit der Gewichtsangabe kann ſich im Einvernehmen mit der 
Eiſenbahnverwaltung bei Gelegenheit der Gewichtserhebung 
zum Behufe der Bemeſſung der Frachtgebühr Überzeugung 
verfchafft werden, wobei da3 von der Eijenbahnverwaltung 
etwa ermittelte Wiener Gewicht durch Anwendung der dem 
Bolltarife beigefügten Tabelle I, b) auf HZollgewicht zu redu- 
zieren if. Auch das Neifegepäd iſt auf ähnliche Weile vor 
der Verladung zum Zollamte zu bejichtigen; doch wird hier 
in der Megel von der Eifenbahnverwaltung jelbit auf die vorher- 
gängige Reviſion des Neijegepädes und PVerzollung der dar- 
unter befindlichen Gegenjtände gedrungen werden. 

Die Ausfertigung des Anfageicheines findet erft auf Grund 
ber nah unter zollämtliher Aufficht gejchehenen Berladung 
von der Eijenbahnverwaltung verfaßten Ladunggliften ftatt, 
welche in dreifacher Ausfertigung (8 19) zu überreichen find. 


c) Verfahren be3 Eintritt3amte3nad Über- 
nahme der Ladungsliſten. 


8 22. Nach Übernahme der Ladungsliften überzeugt 
ſich das Bollamt, und zwar, wenn mit demjelben das aus— 
ländijche Austrittsamt zufammengelegt ift, im Einvernehmen 
mit diefem von der Beobachtung der Beitimmungen des $ 4 
buch Revifion der Lolomotive, Tender und Perjonenimagen, 
von der Übereinftimmung der Hauptüberſicht B mit den 
Ladungsliſten A, fowie diefer mit ben ihnen beigejchlofjenen 
Urkunden und mit den Nummern ufw. der Wagen. 


Sit der Wagenzug aus dem Auslande unter Ladungs— 
raumverſchluß angelangt, fo hat da3 Amt auch von der Un- 
verlegtheit dieje3 Verjchluffes fich zu Überzeugen. 

Nah PVollziehung diefer Prüfung jchreitet da3 Amt (im 
Falle der Zujammenlegung mit dem ausländischen Austritts- 
amte nad) vollzogener Amtshandlung des Iebteren) zur An- 
legung de3 PVerjchluffes der Labungsräume nah $ 8. Der 
an Gegenjtände, welche auf offenen Wagen unter Berjchluß- 
deden ufm. aus dem Auslande einlangten, von ber aus— 
ländiſchen Zollbehörde angelegte ämtlihe Verſchluß ift, ſo— 
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fern berjelbe nit von dem audländiichen Austrittamte 
abgenommen wurde, zu bejichtigen und wenn dieſer Berjchluß 
unverlegt und genügend befunden wird, ungeändert zu be- 
laſſen und in der Ladungslifte anzumerken. 

In einem an die Finanzlandesdireltion Innsbruck gerichteten Er- 
laffe hat dad Ef. Sinanzminifterium erflärt, daß die Anficht der Fi- 
nanzlandesdireltion und jene des Hauptzollamtes Buch, wonad; bei 
den aus Frankreich über die Schweiz einlangenden zur Anweifung an 
ein Innerlandsamt beitimmten Wagenladungsgütern vor Ausitellung 
des Anfagefcheines die Übereinftimmung ber Angaben der Begleit- 
papiere mit der Ladung geprüft unb fomit eine Nevifion der 
Bagen, eventuell die Um⸗ oder Ablabung der Güter vorgenommen 
werden müßte, dann daß gemäß Xrt. 12 be3 Handelsvertrages 
mit der Schweiz vom 10. Dezember 1891, von der Ablabung 
und Revifion an der Grenze nur im alle einer zollordnungs- 
mäßigen Erfiärung (Deklaration) Umgang genommen werben fönne, 
niht zutreffend if. Die zur Begründung Diefer Anficht 
bezogenen 88 100 und 111 der AU. für die ausübenden Amter, 

. dann $ 21 der Vorſchrift über das HBollverfahren auf den bie 
Autlinie berührenden öjterreihifchen Eifenbahnen vom Jahre 1857 
( 45) beziehen fih auf jene Fälle, in melden fid) das 
Eintritt3gollamt am Anfange einer Bahn befindet, wogegen für 
das Verfahren de3 Eintrittgamtes, wenn ed an ber Fortfegung 
einer Bahn gelegen ilt, die 88 19, 22 und 23 der erwähnten 
Vorſchrift vom Jahre 1857 gelten. Hiernad) hat ſich das Eintritt3- 
amt nah Übernahme der Ladungdliften und ber Hauptüberficht 
von ber Übereinftimmung ber Ießteren mit der erfteren, ſowie 
der Ladungsliften mit ben ihnen beigefchloffenen Urkunden und 
mit den Nummern uf. der Wagen, dann von der linverlegtheit 
de3 Ladungsraumverſchluſſes zu Überzeugen und nad Bollziehung 
diefer Prüfung zur Unlegung de3 amtlihen Verſchluſſes und 
Ausfertigung de3 Anſageſcheines zu fehreiten. 

Eine Befihtigung, Wbzählung oder Reviſion der einzelnen 
Kolli wird alfo jhon nad ber allgemeinen Vorſchrift vom 
Sabre 1857 nicht verlangt. Dazu komme, dab im Art. 12 des 
Handelövertraged mit der Schweiz vom 10. Dezember 1891 
ausbrüdlich vereinbart wurde, daß Waren (NB. eine Unterſcheidung 
bezüglich des SHerkunftslandes ift nicht gemacht), welche in vor=- 
ſchriftsmäßig verjchließbaren Wagen eingehen und in bdenfelben 
Wagen nad) einem Orte im Innern des Bollgebietes befördert 
werden, an welchem fich ein zur Abfertigung befugtes Zoll- oder 
Steueramt befindet, von der Abladung und Revifion an ber 
Grenze, ſowie vom Kolloverfchluffe freigelaffen werben follen, 
injfofern jene Wagen durch Übergabe einer Deklaration, ſowie 
ber SLadungsverzeichniffe und Frachtbriefe zum Eingange an- 
gemeldet find. Dana) fei wohl die Übergabe einer Deklaration 
‚vorgefehen, unter biefer aber keineswegs eine förmliche, ordnungs⸗ 
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mäßige Warenerklärung gemeint, ſondern genüge eine Deklaration 
überhaupt, ſomit auch die Stammerklärung. 

Nachdem weiters im letzten Abſatze des erwähnten Art. 12 
vereinbart erſcheint, daß inſoweit von einem der vertragſchließenden 
Teile mit dritten Staaten in betreff der Zollabfertigun ng weiter 
gehende Erleichterungen vereinbart worden ſind, dieſelben auch 
bei dem Verkehre mit dem anderen Staate unter Vorausſetzung der 
Gegenſeitigkeit Anwendung finden, in den Handelsverträgen mit 
dem Deutſchen Reihe (Art. 18) und mit Italien (Art. 25) vom 
6. Dezember 1891, die Befreiung von der Übergabe einer 
Deklaration ausdrüdlich feftgefegt ift, könnte au im Eifenbahn- 
verfehre mit der Schweiz von der Übergabe von Dellarationen 
unter der Vorausſetzung der Gegenfeitigfeit unbedenflih ganz 
abgefehen werden. 

Die Abfertigung der beim E. k. Hauptzollamte Buchs aus der 
Schweiz, beziehungsmweije aus Frankreich über bie Schweiz, in 
vorſchriftsmäßig verjchließbaren Wagen eingehenden, nad) einem 
Orte im Innern zu befördernden oder zur Durchfuhr beftimmten 
Waren haben daher im allgemeinen auf Grund der von der 
Bahn zu überreihenben Deklaration, dann der vorſchriftsmäßig 
auögefertigten Labunggliften und der Begleitpapiere, beziehungs- 
meife für den Fall, al3 fchweizerifcherfeit3 bezüglih unferer 
Transporte von der Übergabe einer Deklaration abgejehen wird, 
auch ohne eine Deklaration zu erfolgen und find foldhe Sendungen 
von der Revifion und Abladung, fowie vom Kolloverjchluffe frei— 
zulafien. Die Reviſion ift jedoch dann vorzunehmen, wenn bie 
Frachtwagen den Beitimmungen der Kundmachung vom 10. Februar 
1887, RGB. Nr. 12, betreffend die zollſichere Einrichtung der 
Eijenbahnwagen im internationalen Verkehre, nicht entiprechen 
oder Anzeichen, beziehungsweife begründete Vermutungen einer 
beabjichtigten Gefällsübertretung vorliegen follten. 

Das Hauptzollamt Buchs ift im Sinne vorftehender Aus 
führungen ſofort entjpredhend anzumeifen. (FM. 21. Dezember 
1895, 3. 31.879, EM. 3. 6 ex 1896.) 


d) Ausfertigung des Anſageſcheines. 


8 23. Hierauf fertigt das Zollamt für jeden einzelnen 
Beitimmungsort (Wien, Brünn, Peſt ufm.) einen Anjage- 
ihein (Mufter 4 und 15 des Amtsunterrichte® vom Jahre 
1853) aus, ſchließt ein Eremplar der Ladungslifte dem An⸗ 
fagejcheinregifter bei und übergibt den oder die Gchlüfjel 
zum Wagenverichluffe, dann den Anfageichein, dejjen Nummer 
und Datum auf jedem Eremplare der Ladungsliſte erjichtlich 
zu machen ift, mit einem Eremplare der Ladungsliſte ſamt 
den Dazu gehörigen Urkunden unter verjiegeltem, an das 
Zollamt des Beltimmungsortes adrefjierten Umfchlage oder 
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in der dazu beftimmten verjperrten Taſche, da3 dritte Exemplar 
der Ladungsliſte aber, wenn ein ſolches überreicht wurde 
($ 19), offen der Begleitmannjchaft oder, wenn der Wagenzug 
ohne ämtliche Begleitung entlaffen wird, dem HYugführer. 
Die Hauptüberlit iſt mit dem erften Ladungsſcheine dem 
Anfagefcheinregiiter beizufchließen. 


e) Shleunige Abfertigung. 


24. Die Abfertigung der unter Raumverſchluß 
mittel3 Anfageicheines an ein andere® Amt anzumweijenden 
Waren und Keiſeeffekten hat nah $ 7 mit folder Bejchleu- 
nigung zu geichehen, daß der Zug nicht über die im Fahr— 
plane beitimmte Zeit aufgehalten merde. 


f) Sahrpoftjfendungen. 

8 25. Tahrpoftiendungen find nad) den bejtehenden 
Anordnungen der Erläſſe vom 15. Oftober 1850, 3. 30.641 
bis 1724, und vom 27. Juli 1853, 8. 448—1 N. C,, 
zu behandeln. 


g) Berfahbren de3 Bollamte3 am Be— 
timmungßorte, 


8 26. Unmittelbar nachdem der Wagenzug in dem 
Bahnhofe des Beltimmungsortes zum Stillftehen gebracht 
worden ift, übergibt der mit der ämtlichen Begleitung oder 
mit deren Leitung beauftragte Angejtellte oder der Zugführer 
(8 23) dem Bollamte oder der im Bahnhofe befindlichen Ab- 
teilung desjelben ſowohl die unter Siegel gelegten (oder in 
einer veriperrten Taſche befindlichen) Papiere ſamt Schlüfjeln, 
al3 die offen übernommene Ladungsliſte. 


aa. Schleunige Abfertigung der gebührenfreien Neifeeffelten. 

Das Zollamt überzeugt ji von der Unverlegtheit des 
Raumverjchluffes an den Frachtwagen und von der Überein- 
ftimmung der leßteren mit dem Anjagejcheine ſamt Ladungs- 
liften, endlid) von dem Vorhandenſein der in dieſen lebteren 
als beigejchlofien bezeichneten Urkunden, jchreitet dann vor 
allem zur Eröffnung des Wagens, in welchem die Neife- 
effekten geladen find, und ftellt dieſe, wenn bei deren 
Unterſuchung Gegenftände, welche einer Gebührenentrichtung 
unterliegen, nicht vorgefunden merden, zur Verfügung der 
Eijenbahnvermaltung. 
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bb. Behandlung ber übrigen Frachtgegenſtände. 

8 27. Langt der Wagenzug zur Nachtzeit an, fo 
bleiben die übrigen Frachtwagen ohne Eröffnung des Raum— 
verfchluffes einftweilen unter ämtliche Aufjicht geitellt, bis mit 
NRüdfiht auf den 8 118 der Holle und Gtaatömonopol3- 
ordnung, dann $ 7 der gegenwärtigen Vorſchrift die meitere 
Amtshandlung ftattfinden kann, wo dann das Bollamt Die 
Wagen öffnet, ſich von der Übereinftimmung der Ladung 
in Abſicht auf die Menge und äußere Beichaffenheit der 
Kolli mit der Ladungslifte überzeugt, auf der Rückſeite des 
Anfageicheine® den Tag und die Stunde des Eintreffens 
beftätigt, die Nachmweifung der weiteren Verbuchung (die fort- 
laufende Zahl des Erflärungsregifterd oder des neuen An⸗ 
ſageſcheinregiſters) beigefügt und dann den eingelangten An— 
fageichein dem Amte, welches denjelben ausjtellte, zurüdjendet. 

Die Warenkolli werden unter Beiziehung de3 dazu 
bejtimmten Angeitellten der Eifenbahn unter ämtlidden Ver— 
ſchluß gelegt und auf Grundlage der mit den Fradtbriefen ufm. 
belegten Ladungsliſte in die ämtlichen Magazine aufgenommen, 
das zweite Eremplar der Ladungsliſte aber, wenn ein ſolches 
mit dem Anſageſcheine einlangte (88 19 und 23), wird, mit 
der Übernahmäbejtätigung des Zollamtes verfehen, der Eifen- 
bahnverwaltung ausgefolgt. 

Durch diefe Übernahmäbeftätigung übernimmt jedoch ber 
Staatöfhag nah $ 234 der Zoll- und Gtaat3monopol3- 
ordnung, nur für die Zahl der Päde oder Behältnifje, keines⸗ 
wegs aber für die angegebene Gattung, Beichaffenheit und 
Menge der Waren oder Effekten eine Haftung. 

Die mit den Eifenbahnzügen eingelangten Waren find, 
jofern der Fall ihrer Verbuhung im Niederlagsregifter ein- 
tritt, in diefem Regiſter eigens ala folche mit Berufung auf 
die Ladungsliſte erfichtlich zu machen. 

Sind die Niederlagen de3 Zollamtes von dem Bahnhofe 
entfernt, ohne mit diefem durch eine Schienenbahn in Ber- 
bindung zu ftehen, jo gefchieht die Fortſchaffung der von 
den Eijenbahnmwagen abgeladenen Warentolli vom Bahn- 
hofe zum Bollamte unter fortwährender Aufjiht der Organe, 
ſowohl der Finanzbehörde al3 der Eijenbahnverwaltung, auf 
Wagen der Eifenbahnunternehmung mit Raumverfchluß gegen 
Augftellung eines mit einer neuen nur in einem Cremplar 
augzufertigenden Ladungglifte zu belegenden Unjagefcheines 
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von Geite der im Bahnhofe befindlichen Abteilung des Zoll» 
amte3. 

Das letztere ftellt die neue Ladungsliſte nach beigefügter 
Beltätigung des Eintreffens und der weiteren Verbuchung an 
die Bahnhofsabteilung zurüd. 

In biefem Falle find die Warentollien, wenn nach dem 
Erachten der Eijenbahnverwaltung die Anlegung des ämt- 
lichen Kolliverfchluffes im Bahnhofe ſelbſt mit Rüdficht auf 
die Raumverhältniſſe des letzteren nicht ohne Störung des 
Bahnbetriebes ftattfinden könnte, erft nach ihrem Einlangen 
auf dem Amtsplate des Hauptzollamtes der Anlegung der 
ämtlihen Bleiſiegel zu unterziehen. Wenn da3 Amt in 
großer Nähe des Bahnhofes jich befindet, kann mit Bemilli- 
gung des Finanzminifteriums von der Ausſtellung neuer 
Ladungsliften Umgang genommen werden. 

Es wird geitattet, daß von der im zweiten Abſatze bes 8 27 
ber Borjchrift über das Hollverfahren für ben Verkehr auf den 
die Bollinie berührenden öfterreichifchen Sitenbahnen vom 18. Sep- 
tember 1857, 3. 34.145—674 (BB. Nr. 45, ©. 444) lediglich 
zum Behufe der Einlagerung in die zollamtliden Magazine an- 
geordneten Anlegung des amtlidhen Kolliverichluffes an die 
unter Raumverſchluß mitteld Eifenbahnen aus dem Auslande 
ober aus den Bollausfchlüffen einlangenden Waren abgegangen 
werde. 

Wenn jedoch die Anlegung des zollamtlidhen Kolliverſchluſſes 
an folde Waren von der Partei, welche darüber zu verfügen 
hat, gewünſcht wird, jo hat Biejelbe zu geichehen. (FM. 21. Sep- 
tember 1861, 8. 4670, RGB. 94) 


cc. Sortfehung. 

8 28. Das Bollamt hat die auf die vorbezeichnete Art 
eingelagerten Waren jenem Verfahren zu unterziehen, welches 
ihrer aus der vorliegenden oder nachträglich einzubringenden 
Erflärung entnehmbaren Beſtimmung entipridt. 

dd. Bebingte Anwendung der für Fahrpoftfendungen geftatteten Aus⸗ 
nahme von den allgemeinen Zollvorfchriften auf Eifenbahnfendungen. 

8 29. Mit Rüdfiht auf die Eigentümlichleit des durch 
die Eifenbahnen vermittelten Warentranzportes wird unter 
Vorbehalt de3 Widerrufes im Falle eines Mißbrauches ge- 
ftattet, daß die unter Beobachtung der Beltimmungen diejer 
Vorſchrift durch Eifenbahnzüge aus dem Auslande oder einem 
Zollausſchuſſe eingelangten Waren und Effekten in Abſicht 
auf die für da3 Anweiſungsverfahren vorgejchriebene Sicher- 
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ſtellung und jene, welche aus dem Auslande einlangen, auch 
in Abſicht auf die Zuläſſigkeit einer nachträglich einzubringen— 
den Erklärung oder der Verzollung nach dem Ergebniſſe der 
zollämtlichen Unterſuchung, auf gleiche Art behandelt werden, 
wie jene Sendungen, welche durch die Poſtwagenanſtalt ein= 
langen und in der Poſtwagenkarte gehörig eingetragen er- 
iheinen ($ 136 der Zoll- und Staat3monopol3ordnung und 
8 197 des Amtsunterrichtes für die augübenden Ämter vom 
Sabre 1853). Dagegen joll die Eifenbahnverwaltung ver— 
pflichtet fein, in jenen Fällen, mo von der Partei, für welche 
eine Sendung bejtimmt ift, nicht längftend binnen drei Mo— 
naten vom Tage der ämtlichen Einlagerung dem Bollamte 
die Annahme der Sendung angezeigt, und die tarifmäßige 
Erflärung, ſofern dieſelbe nicht ſchon mit der Ware ein- 
gelangt wäre, beigebracht wird, oder wenn noch vor Verlauf 
diefer Friit der im 8 168 der Holl- und StaatSmonopols- 
ordnung vorgejehene Fall eintritt, auf Verlangen des Zoll— 
amte3 die Sendung unter Ladungsraumverjchluß mit Beob- 
achtung des für Durchfuhrgüter vorgejchriebenen Verfahrens 
unter eigener Haftung ind Ausland zu jchaffen und Den 
Lagerzind zu entrichten. 


II. Für den Austritt von Ausfuhr- und Durchfuhrwaren. 


a) Zollämtlihe Abfertigung der Ausfuhr— 
und Durhfuhrgüter. 


8 30. Ausfuhr und Durchfuhrgüter, welche aus dem 
inneren Bollgebiete auf der Eifenbahn über die Zollinie in3 
Ausland oder in einen Zollausſchluß gejendet werden jollen, 
ohne an der Hollinie der gewöhnlichen Unterſuchung unter- 
zogen zu werden, find dem gejeglichen BZollverfahren jchon 
bei einem an der Eifenbahn gelegenen Zollamte im inneren 
Bollgebiete zu unterziehen. 


b) Berfahren de3 BZollamte3 im Drte der 
Berjendung. 


8 31. Das Hollamt im Orte der Berjendung hat in 
einem folchen Falle die für den Austritt von Auzfuhr- oder 
Durchfuhrjendungen vorgefchriebenen Amtshandlungen, alio 
nad) Umftänden die äußere Befichtigung und die teilmweije 
innere Unterfuhung zu pflegen, und die betreffenden Aus» 
fertigungen und ämtlichen Beftätigungen in der Art vpor- 





Fin. Minift. Erl. vom 18. Sept. 1857. 925 


zunehmen, wie e3 die bejtehenden Borfchriften für jene Aus— 
tritt3ämter vorzeichnen, vor denen noch ein Anſagepoſten vor 
der Sorte augefteit iſt. 

2. Befindet ſich das Zollamt nicht im Bahnhofe 
ſelbſt, iſt die Sendung unter Ladungsraumverſchluß und 
unter ämtlicher Begleitung in den Bahnhof zu fchaffen. 

Im Bahnhofe wird zuerft der ämtliche Verſchluß, wenn 
derjelbe noch an einem oder dem anderen Warenbehältnifje 
vorhanden wäre, abgenommen, worauf jodaann die Waren 
unter ämtlicher Aufficht in die zur Anlegung des Ladung3- 
raumverjchlufjes eingerichteten Eiſenbahnfrachtwagen, und zwar 
die Durchfuhrwaren, ſowie jene Ausfuhrwaren, deren Aus— 
tritt über die Zollinie erwieſen werden muß, abgejondert 
von anderen Ausfuhrwaren verladen und endlich die ein— 
zelnen Wagen oder Wagenabteilungen unter Ladungsraum— 
verſchluß gelegt werden. 

33. Nah Anlegung dieſes Verſchluſſes weiſet das 
Zollamt auf Grundlage der von der Eiſenbahnverwaltung in 
doppelter Ausfertigung zu übergebenden Ladungsliſte, auf 
welcher die dazu gehörenden zollämtlichen Ausfertigungen 
Begleitſcheine und Deklarationsſcheine) zu berufen ſind, mittels 
eines Anſageſcheines die geſamte Warenſendung an das Zoll⸗ 
amt, über welches der Austritt auf der Eiſenbahn zu erfolgen 
hat (Bodenbach, Oderberg, Trieſt uſw.), an, hält jedoch die 
zu den einzelnen Warenpartien gehörenden zollämtlichen Aus— 
fertigungen zurüd, und übergibt dem Führer de3 Zuges ein 
Eremplar der Ladungaliite offen, das andere ſamt dem 
Anſageſcheine und dem Schlüffel zum Wagenverſchluſſe unter 
verfiegeltem Umjchlage oder in der dazu beitimmten ver- 
jperrten Tafche. 


c) Berfahren des Zollamtes an der Zoll- 
linie. 

8 34. Das Zollamt an oder in der Nähe der Holl- 
linie, welchem die Überwachung des wirklichen Austrittes ob- 
liegt, hat nad) dem Einlangen des Zuges den Anjagejchein 
ſamt Ladunggliften zu übernehmen, von deren Überein⸗ 
ftimmung mit der Anzahl und der Bezeichnung der Wagen, 
dann von der Unverlegtheit des Ladungsraumverſchluſſes des 
leßteren fi zu überzeugen, dieſen Verſchluß zu öffnen und 
wenn ein gegründeter Anlaß zur Unterfuhung der Ladung 
nicht vorhanden ift, diejelbe Über die Bollinie zu entlaffen. 
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Dort, wo dad Amt mit dem ausländischen Eintrittsamte 
zufammengelegt ift, hat die Entlafjung über die Zollinie im 
Einvernehmen mit dem leßteren zu gejchehen und ift daher 
die Sendung diefem Amte zu übergeben. 

Bis dieſes gefchehen Tann, find Wagen und Ladung unter 
ämtlicher Aufjiht zu halten. Iſt das Grenzaustrittsamt jo 
gelegen, daß von demfelben aus die Eifenbahnftrede bis zur 
HBollinie nicht genau beobachtet werden Tann, jo hat der Aus- 
tritt unter ämtlicher Begleitung zu gejchehen. 

35. Das Grenzaustrittgamt hat, und zwar unter 
Beobachtung der etwa infolge Übereinkommens mit dem 
Nachbarſtaate vorgejchriebenen Modalität den wirklich ge- 
ichehenen Austritt auf beiden Eremplaren der Ladungsliſte zu 
beftätigen, und ein mit diefer Betätigung verjehenes Eremplar 
der Ladungglifte, unter Anfchluß des Anjagefcheines, auf 
welchen der Zeitpunkt des Eintreffend anzujeßen ift, dem 
Zollamte, welches den Anfageichein auzftellte, zurüdzufenden. 
Das zweite Eremplar der bejtätigten Ladungslifte ift der 
Vormerkung beizufchließen, welche das Amt über die von 
innerländigen Bollämtern eingelangten Anjagejcheine für den 
Verkehr auf Eifenbahnen zu führen hat. 

d) Schlieglided Berfahren des Zollamtes 
im Orte der Berfendung. 

8 36. Das HBollamt, welchem die beftätigte Ladungs- 
lifte und der Anfagefchein zufommen, hat beide der bezüg- 
lihen Poſt feines Anjageicheinregifters beizufchließen, dann auf 
Grund und mit Berufung der Poſt diejes Regiſters auf den 
zurüdbehaltenen ämtlichen Ausfertigungen (Begleitfcheinen 
oder Deklarationsſcheinen) und Beltätigungen die vorgefchrie- 
. benen Ergänzungen vorzunehmen und erjt dann, wenn dieſes 
geichehen, die Beitätigungen über Durchfuhrjendungen, dann 
über folde Ausfuhrgüter, deren Austritt von der Partei aus- 
gewiefen werden muß, auszuhändigen. 

III. Für den Ein- und Austritt foldjer Durcyfuhrfendungen, 
weldye das Bollgebiet in ununterbrochenem Eifenbahntrans- 
porte durdyiehen. 

a) Geftattung des Anfageverfahrend für 
Waren, welche das Zollgebiet in ununter- 
brohenem Eijfenbahntran3porte paffieren. 

8 37. Es wird geftattet, Durchfuhrgüter, welche das 
Zollgebiet in ununterbrochenem Eifenbahntrangporte durch» 
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ziehen, mittelö de3 bloßen Anfagejcheinverfahreng, fomit ohne 
innere zollämtliche Unterſuchung beim Ein- und Austritte 
abzufertigen, wenn folgende Bedingungen vereint er=- 
füllt werden: 


b) Bedingungen diefer Öeftattung. 
aa. Ladungsraumverſchluß. 


a) Der Transport folder Durchfuhrgüter hat unter Yadungs- 
raumverfhluß in Wagen, melde mit der unter $ 4 
vorgejchriebenen Einrichtung verjegen find, und zwar in 
der Regel ohne Umladbung während de3 Durchzuges zu 


gefchehen. 
bb. Abgeſonderte Verladung. 


b) Solchen Durchfuhrgütern dürfen andere im Zollgebiete 
verbleibende Waren in demfelben Wagen oder in der- 
jelben verſchloſſenen Wagenabteilung nicht beigeladen 
werden. 


ce. Erforderniffe der Erklärung. 


c) Die in zweifacher Ausfertigung einzubringende Erklärung 
muß 1. den Inhalt der Sendung wenigſtens nad) den 

a a1 lg emeinen Benennungen der Tarif3abteilung (3. ® 
Baummwollwaren, Seidenwaren, kurze Waren ufto.) 
der Wahrheit gemäß angeben, und 2. die Verbindlichkeit 
zum Erlage des höchſten, in dem jemeiligen Bolltarife 
feftgefegten Cingangszolles (alfo nad) dem Tarife vom 
1. Suni 1882 zum Crlage de3 Betrages von 500 ft. 
Ir 100 kg) und der hiernady zu bemefjenden Strafe 
ür den Fall des nicht erwieſenen Wiederaustrittes der 

in da3 Bollgebiet eingetretenen Ware ausdrüden. 


dd. Haftung ber Eifenbahnvermwaltungen. 


d) Wurde die Erffärung nicht von einer bekannten jicheren 
Perſon im Sinne des 8 134 der Boll» und Staats— 
monopol3ordnung ausgefertigt, oder iſt die, wenn auch 
von einer ficheren Perſon ausgefertigte Erklärung mit 
dem unter lit. c), Zahl 2, vorgeichriebenen Erfordernijje 
nicht verjehen, jo haften die Eifenbahnverwaltungen, 
durch deren Vermittlung der Transport durch das Boll- 
gebiet ftattfindet, für die Erfüllung der unter lit. c), 
Zahl 2, erwähnten Verbindlichkeit. Diefe Haftung trifft 
zunächſt jene Bahnverwaltung, gegen welche der Beweis 
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ee. 


e) 


Bollverfahren im Eijenbahnverfehre. 


vorliegt, daß die in ihrer Ladungslifte aufgeführte Ware 
zur Zeit der Übergabe an da3 die Sendung abfertigende 
Zollamt nicht mehr vorhanden war. Wenn jedoch dar- 
über ein Zweifel obmwaltet, auf welcher Bahnitrede Die 
Ware in Verſtoß geriet oder unterfchlagen wurde, jo 
haften die erwähnten Eifenbahnverwaltungen folida- 
rifch ſowohl miteinander al3 mit dem Augfteller der 
Härung. 


Entrihtung des höchſten Durchfuhrzolles unter Haftung der 
Eifenbahnverwaltungen. 


Der Durchfuhrzoll ift, fofern deſſen Entrichtung über- 
haupt ftattfindet, mit dem höchſten tarifmäßigen Betrage, 
jomit für Streden, welche zehn öfterreihiide Meilen 
überfchreiten, dermal nad) dem Tarife vom 5. Dezember 
1853 mit 15 Kreuzer Konventiondmünge, für den Durdj- 
zug aus oder nach dem deutjchen Hollvereine aber mit 
10 Kreuzer für den Bollzentner, und zwar in der Regel 
bei dem Austrittsamte zu entrichten und e3 haften für 
dejfen Entrihtung die Eifenbahnverwaltungen wie zu 
lit. d) ſolidariſch. 

Wird der Durchfuhrzoll famt Nebengebühr auf aus- 
drüdliches Verlangen des Deflaranten oder der Eijenbahn- 
verwaltung beim Eintritt3amte eingehoben, jo Hat da3 
Amt diefe Gebühren im Einnahmeregifter mit Berufung 
auf die betreffende Pot des Anfagefcheinregifters zu ver⸗ 
buchen, deren Entrihtung mittel3 Bollquittung zu be— 
ftätigen und auf einem Cremplare der Erflärung die ge— 
Ichehene Einhebung und Verbuchung erfichtlich zu machen.*) 


ff. überfchrift der Ladungsliſte. 


f) Die Übernahme der Verbindlichkeit zu der unter lit. d) 


und e) erwähnten Haftung wird ſchon durch die Über- 
Ichrift der betreffenden Ladungslifte ausgedrüdt, welche 
zu lauten hat: Ladungsliſte über Waren, 
welche zur Durhfuhr durch das öfter- 
reichiſche Zollgebiet im ununterbrode- 
nen Eijenbahbntran3porte mittel3 An- 
ſageverfahrens beftimmt find. 


*) Die Durchfuhrzölfe find aufgehoben. Ausfuhrzölle werden 


nur für Lumpen und Wbfälle eingehoben. 
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ec) Berfahren de3 Eintrittsamtes. 


8 38. Das Eintrittsamt hat nach den Beftimmungen 
der 88 21 lit. b) und rüdjichtlih 22 und 23 vorzugehen 
und die Durchfuhrwaren mittel3 Anjagejcheines an das Aus«- 
tritt3amt anzumeifen. 


d Verfahren de3 Austrittsamtes. 


8 39. Das Austrittsamt hat ſich nad) den Anordnungen 
der 88 34 und 35, jedoch mit folgenden Abweichungen zu 
benehmen: 

a) An das Eintrittsamt oder an da3 Zwiſchenamt, von 
welchem der letzte Anfageichein ausgefertigt wurde, ift 
nur der bon Demfelben auögeftellte Anfageichein mit 
der Beitätigung de3 Austritte und der im Erflärungs- 
regifter gejchehenen Verbuchung verfehen zurüdzufenden. 
Es ift nämlich die mit dem Anfagefcheine zum Austritte 

eingelangte Ladung von Durchfuhrwaren bei dem Austritt3- 
amte ſogleich in dem Erflärungsregifter, und zwar mit Be- 
obachtung de3 Finanzminifterialerlajfes vom 11. Nov. 1853, 
3. 1049/I. N. C., folglid unter einer Poſt des genannten 
Regifters, jedoch mit Unterfcheidung der einzelnen Erflärungen 
durch Beifügung fortlaufender Zahlen zu verbuchen und dieſe 
Poft mit einem Cremplare der mit der Austrittäbeftätigung 
verjehenen Ladungglifte zu belegen. Hinfichtlich des meiteren 
Verfahrens ift zu unterjcheiden: 

1. ob die Sendung in der Durchfuhr zollfrei zu behan- 
deln ift, oder der Durchfuhrzoll bereit3 bezahlt wurde, oder 

2. ob ein Durchfuhrzoll einzuheben ift. 

1. Da nad) 8 22, 8. 24, der Borerinnerung zum Zoll⸗ 
tarife vom 5. Dezember 1853, jene Durchfuhrwaren, welche 
über die Seefüfte Öfterreichd ein- und in was immer für 
einer Richtung austreten, vom Durchfuhrzolle, folglich nach 
8 26, 3. 2 und 3, auch vom Giegel- und Zettelgelde befreit 
find, jo ift bezüglich der von Trieft im ununterbrochenen 
Eifenbahntransporte mittel Anjagefcheines über ein an ber 
Eijenbahn gelegenes Grenzamt durchgeführten Waren durch 
die Verbuchung der Sendung im Deflarationsregifter und 
die Beitätigung des Austrittes das Durchfuhrzollverfahren 
al3 geichlojfen anzuſehen, fomit die betreffende Poſt dieſes 
Regifterd mit einem Cremplare der Erflärung, auf welchem 
der Beitpunft des gejchehenen Austrittes erjichtlich zu machen 
it, zu belegen, das ziveite, gleichfall3 mit der Ylustritts- 
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beſtätigung verſehene Exemplar der Erklärung aber iſt der 

Eiſenbahnverwaltung, welche die Sendung zum Austritte ſtellte, 

auszufolgen. Auf gleiche Art iſt zu verfahren, wenn aus— 

nahmsweiſe der Durchfuhrzoll ſamt Zettelgeld bereits beim 

Eintrittsamte berichtigt wurde ($ 37, lit. e), es iſt jedoch 

in einem ſolchen Falle jenes Exemplar der Erklärung dem 

Deklarationsregiſter beizuſchließen, auf welchem die geſchehene 

Verbuchung dieſer Gebühren vom Eintrittsamte erſichtlich 

gemacht worden iſt. 

2. Tritt der Fall der Einhebung des Durchfuhrzolles 
ein, jo iſt auch das Zettelgeld wie für Begleitſcheine, und 
zwar für jede mittels beſonderer Erklärung eingelangte Sen— 
dung, keineswegs aber die Siegelgebühr einzuheben, und mit 
Beruͤfung auf die betreffende Poſt des Einnahmeregiſters, 
unter Beilegung eines mit der Austrittäbeftätigung verjehenen 
Eremplare3 der Erflärung zu verbuchen. 

Das zweite mit der Beftätigung des Austrittes und der 
geihehenen Gebührenentrichtung verjehene Eremplar der Er- 
Härung (Deklarationzfchein) ift der Eifenbahnvermwaltung, wenn 
aber die Gebühr unmittelbar von dem Dellaranten oder von 
deſſen Bevollmächtigten, als welcher auch der in der Erflärung 
genannte Empfänger der Ware anzufehen ift, entrichtet wurde, 
diefem auszufolgen. 

b) Da3 mit der Beitätigung des Austrittes verjehene zweite 
Pare der Ladungslifte, wenn ein folches mit dem An- 
fagefchein einlangte (88 19 und 23), ift der Eijfenbahn- 
verwaltung jedoch erſt dann auszufolgen, wenn die für 
die einzelnen mit bejonderen Erklärungen durchgeführten 
Warenpartien zu entrichtenden Durchfuhrzoll- und Neben- 
gebühren vollftändig berichtigt worden ind, 

c) Da die Verbuchung der in ununterbrochenem Eifenbahn- 
tran3porte mittel3 Anſageſcheines tranfitierenden Waren 
beim Austrittsamte jedenfall im Erflärungsregifter ftatt- 
findet, fo find folche Sendungen in die nad) dem Schluß- 
fate des 8 35 zu führende Vormerkung niht auf 
zunehmen. 


e) Bei welchem Amte die zur Durdhfuhr etwa 
erforderlidhe befondere Bewilligung ein- 
zubringen ift. 

8 40. Soll ein Gegenitand, zu deſſen Durchfuhr eine 
bejondere Bewilligung erforderlich ift, auf die unter $ 37 











Fin. Minift. Erl. vom 8. November 1861. 931 


bezeichnete Art durchgeführt werden, jo muß die Bewilligung 
ſchon bei dem Eintrittgamte eingebradht und von dieſem 
einem Exemplare der Erflärung beigejchloffen und angeftempelt 
werden. 


C. Strafbeſtimmungen. 


8 41. Jener Beſtellte der Eiſenbahnverwaltung, unter 
deffen Fertigung die in dieſer Vorſchrift vorgejchriebenen 
Ladungsliſten überreicht werden, ift al3 hierzu von der Eifen- 
bahnverwaltung bevollmäditigt anzufehen. 

Dem BZugführer eines nach den Beltimmungen diefer 
Vorſchrift zu behandelnden Warentrangportes Liegen, unter 
Haftung der Eifenbahnvermwaltung, die geſetzlichen Verpflich- 
tungen des Warenführers ob, fofern nicht gegenwärtige Bor 
ichrift eine Ausnahme feitießt. 

Übertretungen dieſer Vorſchrift find nad) dem für Die 
Unterfuhung und Beftrafung von Hollgefällsübertretungen 
vorgefchriebenen Verfahren zu behandeln, und wenn darauf 
eine andere Strafbeitimmung nicht Anwendung findet, mit 
der im $ 372 des Gefällsftrafgejeged vom 11. Juli 1835 
feftgefebten PBermögenaftrafe von 2—50 Gulden zu ahnden. 

Eifenbahnangeftellte, melde wegen Schleichhandels oder 
einer jchweren Gefällsübertretung gegen die VBorjchriften über 
den Warenverkehr oder wegen einer Boftgefälldverfürzung 
rechtäfräftig verurteilt wurden, dürfen bei Eifenbahnzügen, 
welche die Zollinie überfchreiten, nicht verwendet erden. 


III. Nachträgliche Beſtimmungen zu der Dorfchrift 
vom 18, Sept. 1857 über das Bollverfahren für 
den Eifenbahnverkehr. 


Erl, d. Min. der Finanzen und des Handels vom 
8, November 1861, RGB. Nr. 114, gültig für ſämtliche 
Länder des allgemeinen Zollgebietes, 

Die forifchreitende Entwidlung des öfterreichifhen Eifenbahn- 
netzes hat einige nachträgliche Beitimmungen zu ber Vorfchrift vom 
18. September 1857, RGB. Nr. 175, über das abgefürzte Zoll« 
verfahren für den Verkehr auf Eifenbahnen notwendig gemadht, 
welche zum Zwecke haben, dem Handel jede mit ber Gicherheit 
des Bollgefälles verträgliche Erleichterung zu gewähren. 
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Dieſelben beſtehen in folgenden: 

.... 2. Sofern die unter 8 37 ber Vorſchrift vom 18. Sep- 
tember 1857 vorgezeichneten Bedingungen erfüllt werden, Tann 
das unter den 88 37 bi3 40 normierte abgefürzte Durcdhfuhr- 
zollverfahren nach dem jebigen Stande der Eifenbahnen auch 
auf anderen al3 den unter Zahl 5 der Verordnung vom 18. Sep- 
tember 1857 genannten Routen, 3. B. zwiſchen Trieft, Salzburg, 
Paſſau, Bodenbach, Zittau, Oberberg, Szezalowa einerfeit3 und 
Baziad andrerfeit® oder umgelehrt, überhaupt zwiſchen allen 
jenen an den Grenzen des DBollgebietes gelegenen Bollämtern 
ftattfinden, welche duch Eifenbahnen miteinander in ununter«- 
brochener Verbindung ftehen. 

3. Ausnahmsweiſe kann von der Beftimmung unter $ 32 
der Borfchrift vom 18. September 1857, wonach Durchfuhrwaren 
und Ausfuhrwaren, deren Austritt über bie Bollinie nachgewiefen 
werden muß, abgefondert von anderen Austrittswaren zu verladen 
find, mit Bewilligung des Vorſtehers des Bollamtes, welches 
den Anfagefchein auszufertigen Hat, abgegangen werben, wenn 
die Menge der Waren erfterer Art zu gering ift, um eine Wagen- 
abteilung zu füllen. 


4. Eifenbahnjendungen, welche unter Anſageſchein in einem der 
beiden Bahnhöfe Peſt und Dfen einlangen, um über den anderen 
Bahnhof auf der Eifenbahn weiterbefördert zu werden, können, 
wenn der Transport zwilchen den Bahnhöfen in Ofen und Belt 
unter amtlicher Begleitung auf die, unter Zahl 4 der Verordnung 
vom 18. September 1857, RGB. Nr. 175, vorgefchriebene Art 
ftattfindet, mitteld neuen Anfagejcheines von einem Bahnhofe an 
den anderen angewiefen werden. Wenn hierbei eine Teilung ber 
in ber Ladeliſte verzeichneten Ladung nicht ftattfindet, jo kann 
die Ausftellung einer neuen LZadelifte unterbleiben. Den VBerjendern 
liegt ob, ſowohl in ben Frachtbriefen, als in den Erflärungen 
erfichtlih zu machen, ob die Ware zur vollftändigen zollamtlichen 
Abfertigung in demjenigen der beiden Bahnhöfe, zu mweldem fie 
auf der Eifenbahn gelangt oder zur Einlagerung im Befter 
Hauptzollamte oder endlich zur unmittelbaren Weiterjendung mittels 
der bei dem anderen Bahnhofe beginnenden Eifenbahn oder mit 
Schiffen der Donaudampfſchiffahrtsgeſellſchaft beſtimmt ift. 


5. Das Schon bisher mit Erlaß vom 16. Auguſt 1858, 
3. 21.992—488, proviforifch geftattete Verfahren, wonach, wenn 
die unter Labungsverfchluß in Wien einlangenden Warenfendungen 
unmittelbar von der Eiſenbahn auf ein zur Anlegung des 
Ladungsraumverſchluſſes geeignete Wafjerfahrzeug oder umge» 
fehrt übergehen, für die Anwendung der Borfchrift vom 18. Sep- 
tember 1857, die Wafjerftraße als Fortfebung ber Eiſenbahn 
zu betrachten ift, wird hiermit auf die auf Eifenbahnen oder auf 
ber Donau unter Ladungsraumverfchluß in Ofen oder Peſt ein- 
langenden Warenjendungen ausgedehnt. 
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Berordunng der Minifterien der Finanzen und des 
Handels vom 25. Oftober 1874, RGB. Nr. 134, 


betreffend Erleichterungen im Bollverfahren. 


1. Mit Beziehung auf 8 2 der Vorſchrift vom 7. Juni 1853, 
über einige Anderungen be3 öſterreichiſchen Bollverfahrens, RGB. 
Nr. 104, wird den zur Abgabe der Erklärung verpflichteten 
Parteien, insbeſondere bem Warenführer und bem Empfänger 
geftattet, bei bem Grenzzollamte oder einem Amte im Innern, 
an welches die Waren im Anſageverfahren gelangten, eine bereit3 
abgegebene Warenerflärung, fo Tange bie innere Unterfuchung 
noch nicht begonnen hat, zu ergänzen, ober zu berichtigen. 

Die Ergänzung oder Berichtigung einer Erklärung über bie im 
Vegleitfcheinverfahren abgefertigten ren am Beitimmungsorte 
ift unter berf Vorausfegung, nur Hinfichtlich der Gattung und 
des Nottogewichtes und nur dann zuläffig, fall® der amtliche 
Verſchluß unverlegt ift, und Überhaupt Über die Erfüllung der burd) 
die Anweiſung rnommenen Berbindlichkeit Fein Zweifel befteht. 

Derlei Anderungen müfjen vom Ausſteller unterfchrieben und 
vom Amte beglaubigt fein. 

2. Mit Beziehung auf den 8 2 ber Vorfchrift vom 7. Juni 
1853 wird ferner dem Warenführer geftattet, in der Erklärung 
die Verzollung nad dem Ergebniffe der zollamtliden Unter- 
ſuchung — zu beantragen, wenn er über feine Ladung 
nur unvoliftändige, zur Anfertigung ber vorgefchriebenen Erklärung 
unzureichende Papiere befitt, oder wenn er fonft feine Ladung 
nicht vollftändig genug kennt und auch die Erflärung nicht ſeitens 
des Empfängers erfolgt. 

In diefem alle werden jedoch die gehörig beflarierten 
Sendungen, au wenn fie fpäter eingetroffen find, in der Ab- 
fertigung vorgezogen, bie auf Beſchaubefund erflärten Ladungen 
inzwiſchen auf Koften der Barteien unter amtlicher Bewachung 
Berſchluß) gehalten. 

3. Die im 8 29 der Vorſchrift vom 18. September 1857, 
RGB. Nr. 175, im Eifenbahnverfehre erteilte Geftattung, die nach- 
trägliche Einbringung einer tarifmäßigen Erklärung, beziehungsweiſe 
die Verzollung nach dem Ergebniffe der zollamtlichen Unterfuchung 
zu bewilligen, wird bei Gegenftänden zum eigenen Bedarf flr 
Reiſende den in Eifenbahnhöfen aufgeitellten Hollämtern und 
Bollamt3erpofituren unbeſchränkt, bei Handelsgütern aber ben 
Tinangbezirtsbehörden, beziehungsweife den mit dem Wirkungs- 
freife diefer Behörden ausgeftatteten Organen bis zum Bollbetrage 
von 200 fl. für jede Erflärung eingeräumt. 

Ausgenommen von den Begnftigungen dieſes und des un- 
mittelbar vorhergehenden Abſatzes bleiben Gegenftände, zu beren 
Einfuhr eine befondere Bewilligung erforberlih ift, dann jene 
Gegenftände, welche nach dem Werte zu verzolfen find, rüdfichtlich 
welcher fid) nach den biöherigen Vorſchriften zu benehmen ift. 
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4. Mit Beziehung auf 83, lit. b, der Vorſchrift vom 
7. Juni 1853, RGB. Nr. 104, wird nebſt den Fällen der Einfuhr⸗ 
verzollung bei Nebenzollämtern II. Klafje eine mündliche Erflärung 
bezüglich anderer Waren auch dann geftattet, wenn deren Menge 
bei Vieh zwanzig Stüd, bei anderen. Waren aber, wenn ber 
dafür entfallende Einfuhrzoli den Betrag von 15 fl. nidt 
überfchreitet. 

5. Die nah 8 12, lit. c, der VBorerinnerungen zum Boll- 
tarife und nah FME. vom 22. Februar 1861, RGB. Nr. 26, 
bei der Einfuhrverzollung und bei der Güteranweiſung zuläffige 
Probeverwiegung wird bei dem Vorhandenfein einer vollftändigen 
tarifmäßigen Erklärung bei allen Waren geftattet, welche nad 
dem Rohgewichte verzollt werden, dann bei jenen, welche, wie 
3. B. Eifenbahnfchienen, Radkränze, Radachſen u. dgl. aus gleichen 
Materiale und von gleicher Konſtruktion find, fo daß das Gefamt- 
gewicht auf Grund der Abwiegung eines Teiles (Stüdes) der 

endung berechnet werben Tann. 

6. Die Erflärung der Waren zur Durchfuhr oder zur 
Unweifung an ein Snnerlanddamt, melde nad) dem Erlafje 
vom 29. November 1853, RGB. Nr. 257, unter ber allgemeinen 
Benennung ber Tarifebteitung eftattet ift, kann, jofern bie 
Berfendung unter volllommen jiherndem Raumverſchluß erfolgt, 
oder begiefungameife fofern Anlegung eines vollkommen fichernden 
Kolliverſchluſſes möglich ift, auch unter ber gewöhnlichen, ſprach⸗ 
gebräuchlichen oder handelsüblichen Benennung erfolgen, wenn die 
Sierftellung der, dem Ausſteller der Erklärung obliegenben 
Verbindlichleiten mit dem Betrage der Eingangszollgebühr nad 
dem höchſten Sage des Tarife geleiftet, beziehungsweife bie 
Haftung Hierfür übernommen wird. 

Zugleich wird geftattet, daß bei dem Vorhandenſein biefer 
Bedingungen von ber teilmeifen inneren Unterfuchung ber Anweis- 
güter abgefehen werde, wenn es ſich nicht um Fälle der &üter- 
anmweifung nad) 8 123, 8. 3, der Zoll- und Monopol3ordnung, in 
welchen die Nevifion nad den für die Einfuhrverzollung be— 
ftehenden Beſtimmungen zu vollziehen ift, dann um Fälle ber An- 
weifung mit dem Worbehalte auf Zoll⸗ und Steuerreftitution, 
welche in bisheriger Weife abzufertigen find, handelt. 

7. Die nah 8 19 der Vorfchrift vom 18. September 1857, 
RGB. Nr. 175, im Eifenbahnverfehre mit Ladungsliften ein- 
gehenden zollfreien Gegenftände können nad; borausgegangener 
Revifion über mündliche Anfage der Bahnverwaltung, daher ohne 
Beibringung einer Deklaration auf Grund der Labeliften in freien 
Verkehr gejeht werben. 

8. Unter Wufrechterhaltung der im 8 37, lit. b und d 
der vorbezogenen Vorſchrift vom 18. September 1857 normierten 
Haftung der Bahnvermwaltungen kann bei Durchfuhrgütern, melche 
das LBollgebiet im ununterbrochenen Eifenbahntrandporte durch- 
ziehen, von der im 8 37, lit. c, diefer Borfchrift vorgezeichneten 
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Einbringung von Warenerflärungen abgejehen werben, und bie 
Abfertigung der Ladeliften, welche mit ben Frachtbriefen und den 
fonftigen zur Ladung gehörigen Papieren zu belegen find, erfolgen. 

> Die Übernahme bdiefer Haftung wird durch Unterfertigung 
der Ladungsliften feitend der Bahnverwaltung ausgedrüdt. 

9. Über Antrag der Bahnverwaltung und unter deren Haftung 
im vorftehend berufenen Umfange können bei Bollämtern und 
Bollamt3erpofituren, welde in Eifenbahnhöfen aufgeftellt und 
zur Anwendung des abgefürzten Bollverfahrens nach der Vorſchrift 
vom 18. September 1857 ermächtigt find, die im Anfageverfahren 
bes Eifenbahnverlehres einlangenden Güter nicht bloß zu den im 
$ 3 der Einführungsverordnung vom 18. September 1857 be- 
zeichneten Amtshandlungen, fondern auch zur Eingangsverzollung 
oder Einlagerung an andere, zur Anwendung dieſes Zollverfahrens 
befugte Amter innerhalb der Bollinie auf Grund von Ladeliſten 
im Unlageverfahren angemwiefen werben. 

. Der im x der Vorfchrift für die Anwendung des 
Gefällsſtrafgeſetzes (8 72, 3. 2, des Umtsunterrichtes für Die 
ausübenden Umter) feitgefegte ftraffrei zu behandelnde Unter- 
fchied in der Angabe der Menge wird bergeftalt erhöht, daß ein 
Unterfchied, welcher nicht zehn von Hundert der angegebenen Menge 
ausmacht oder überfchreitet, ftraffrei zu behandeln ift. 

11. Bei den in Eifenbahnhöfen aufgeftellten Bollämtern 
und Bollamtserpofituren ift der eingefriedete Naum der Bahnhöfe 
im Sinne des 89 der Zoll- und Monopoldordnung und des 8 11 
ber Vorſchrift vom 18. September 1857, als Amtsplatz zu 
betrachten. *) 


IV. Stenerämtliche Behandlung von Zncker- und 
Sranntweinfendnngen. 
Bucherfendungen. 


Erlaß de3 Finanzminiiterinmd vom 9. Juli 1888, RGB. 
Nr, 111, zur Bo chung des Gejetes vom 20, Inni 1888, 
RGB. Nr. 97, betreffend Die 


Zuderbefteuerung. 

Im Einvernehmen mit dem königlich ungariſchen Finanz- 
minifterium werben zur Vollziehung des Gefeges vom 20. Juni 
1888, RGB. Nr. 97, auf Grund bes 8 63 besfelben, jolgende 
Beltimmungen erlaffen: ..... 

*) In Erledigung des Berichtes vom 14. Dftober 1899, 8. 76.776, 
wird der ER. ... nad gepflogenem Einvernehmen mit dem 
k. k. Sinanzminifterium eröffnet, daß in den Niederlagsräumen 
der auf Bahnhöfen fituierten BZollämter und Bollamt3erpofituren 
die Ladearbeiten grundfäßli durch Bollträger, wo aber folche 
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8 4. 
Zu 8 12 des Gefeßes.*) 
Beiftandleiftung der Eifenbahn- ........ Unternehmungen bei ber 
Durchführung der Verbrauchsabgabe. 


Zum Behufe der ftatiftifchen Nachweiſung über den durch Die 
Eifendbahn- .... Unternehmungen .... vermittelten Trans 
port von Budererzeugniffen haben die einer Zudererzeugungsftätte 
zunächft gelegenen Eifenbahn- .. Stationen, welde von ber 
Tinanzbehörbe erfter Inſtanz bezeichnet werben, einen bejonderen 
Vormerk über alle bei benjelben zur Aufgabe und zur Abgabe 
gelangenden Buderjenbungen .... zu führen, in welchen jede 
einzelne Senbung in ber Reihenfolge, in welcher biefe zur Weiter- 
Beförderung aufgegeben wird, beziehungsweife behufs Abgabe ein- 
langt, einzutragen ift. 

Die Eintragungen haben bie Buderforte und das Bruttogewicht 
der Sendung, dann den Namen, die Beichäftigung und ben 
Standort des Mbfenders, beziehungsweife des Empfänger zu 
umfafjen, infoweit diefe Daten ı aus den Begleitpapieren entnommen 
werben Tönnen. 

Der Vormerk ift monatlich abzufchließen und bis Tängftenz 
den 10. des nädjiten Monate an bie Finanzbehörde erfter 
Suftanz, in beren Bezirke die Eifenbahn- .... Station liegt, 
einzufenben. 

Drudforten für ſolche Bormerle werben ben betreffenden 
Eifenbahn- .. Stationen über Berlangen feitend der Yinanz- 
behörden unenigeltlich verabfolgt werden. 

Laut Mitteilung des k. k. Finanzminiſteriums vom 24. No⸗ 
vember 1888, 8. 38.809, wird von deſſen Standpunkte aus feine 
Einmwendung erhoben, baß ber Beſtimmung des 834, 8. 5 des 
Geſetzes vom 20. Juni 1888 (RGB. Nr. 97), betreffend den 
Anſchluß von Bahndokumenten an gewiſſe Aufſchreibungen für 
Zwecke der Zuckerbeſteuerung dadurch entſprochen werde, daß dieſen 
Aufſchreibungen Duplikate der fraglichen Dokumente etwa in der 
Form, wie es die k. k. Generaldirektion der Hfterreihifchen Staats⸗ 
bahnen vorgeſchlagen hat, beigelegt werden. 

Die Gebührenbefreiung könnte jedoch ſolchen Duplikaten (oder 
Triplikaten) nicht zuerkannt werden, weil die Ausfertigung der⸗ 


nicht aufgeſtellt ſind, nur durch Arbeiter der Sahnberwaltung zu 
verrichten find. (EM. 23. November 1899, 3. 48.552.) 

*) Bufolge 8 12 des Geſetzes vom 20. Juni 1888, RGB. 
Nr. 97, betreffend die Buderbeiteuerung find bie Eifenbahn- .... 
Unternehmungen verpflichtet, nad) den Verordnungen de3 Finanz 
minifter® Nachweiſungen über den durch fie vermittelten Transport 
von BZucererzeugniffen zu liefern. (Kundmachung des Ef. HM. 
vom 20. Yuni 1888, BB. 1888: 77.) 
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felben nicht im Grunde des Gefehed vom 20. Juni 1888, 
RGB. Nr. 97, erfolgt, weiches im 8 34, 8. 6, nur verlangt, daß 
bie (Driginal-)$rachtbriefe ben Finanzbehörden erfter Inſtanz 
zur Einficht vorgelegt werden, fondern über Anjuchen der Parteien 
an bie Bahnverwaltungen zum Zwecke des ungehinderten Trans 
portgeichäftes und weil die erwähnten Frachtbriefduplikate nicht 
al3 Belege der Steuerregifter zu verbleiben haben, fondern gemäß 
8 34, letter Abſatz des zitierten Gejebes, binnen Monatzfrift 
den Parteien wieder guriidauftelten find. HM. 1. Dezember 1888, 
8. 47.688, 88. 1888: 144.) 


Branntweinfendungen. 


MR des Finan jutnifterinm vom 21. Yuli 1899, RGB. 
Nr. 130, zur Bo Iniehung der kaiſerlichen verordnung vom 
17. Inu 1899, RGB. Nr. —39— wegen Abänderung der 
Geſetze, 
betreffend die mit der induſtriellen Produktion in enger 
Verbindung ſtehenden indirekten Abgaben, dann des öfter- 
reichiſch⸗ ungariſchen Zolltarifes. 

Zur Vollziehung der kaiſerlichen Verordnung vom 17. Juli 
1899, RGB. Nr. 120, wurden auf Grund des IX. Teiles derſelben 
folgende Beflimmungen im Einvernehmen mit dem königlich 
ungarifhen Yinanzminifterium erlaffen. 

I. Teil. 

Abänderung des Gefebes vom 20. Juni 1888, RGB. Mr. 95, 
betreffend den Boll von gebrannten geiftigen Flüffigteiten, bie 
Belteuerung des Branntweine® und der mit der Branntwein⸗ 
erzeugung verbundenen Preßhefeerzeugung. 


8.4. 
Zu 8 12 de3 Geſetzes.*) 
Die einer der Konjumabgabe unterliegenden Branntweinerzeu- 
gungsftätte, beziehungsweife einem reilager für Branntmwein oder 
einer als Freilager erflärten Branntweinraffinerie zunächft ge- 


* Die betreffende Beitimmung des $ 12 des Geſetzes vom 
20. Juni 1888, RGB. Nr. 95, lautet: „Die Eifenbahn- ... .. Unter- 
nehmungen find verpflichtet, nad) den Anordnungen des Finanz 
minifterd Rachweifungen über den durch fie vermittelten Transport 
bon gebrannten geiftigen Flüſſigkeiten zu liefern.“ 

Nach bem mit ber kaiſ. Verordnung vom 17. Juli 1899, 
RGB. 120, abgeänderten $ 69, drittes Alinea bes Branntwein- 
Reuergefepes vom Sahre 1888 (RGB. Nr. 95), haben für den 
Transport von Branntwein, auf dem die SKonjumabgabe haftet, 
die Beltimmungen zu gelten, welche hinfichtlich bes Transportes 
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legenen Eifenbahn- .... Stationen, welche von der Finany 
behörbe erſter Inſtanz bezeichnet werben, haben einen befonderen 
Vormerk über alle bei denfelben zur Aufgabe gelangenden Brannt- 
meinfendungen . . .. . zu führen, in welchem jede einzelne Sendung 
in ber Reihenfolge, in welcher diefe zur Weiterbeförderung auf» 
gegeben al beziehungäweife behufs Abgabe einlangt, einzu- 
tragen i 

Der Vormerk ift monatlich abzuſchließen und bis längſtens 
den 10. bes nächſten Monat3 an die Yinanzbehörde erfter Inſtanz, 
in deren Bezirke die Eifenbahn- ..... Station liegt, einzufenden. 

Drudforten für folhe Vormerke werden ben betreffenden 
Eifenbahn- ..... Stationen über Verlangen jeitens der Finanz⸗ 
behörden unentgeltlich verabfolgt. 


V. Statiſtik des Anslandsverkehres. 


Anszug and dem Geſetze vom 26. Juni 1890, RGB. Nr, 132, 
betreffend die Statiſtik des auswärtigen Handels. 


8 1. Alle Waren und Gegenftänbe, welche im Handelsverkehre 
mit dem Bollauslande in der Ein“, Aus⸗ oder Durchfuhr bei 
einem E. k. Zoll⸗ oder Poſtamte zollamtlih erklärt, beziehungs⸗ 
weile abgefertigt werden, find nad Gattung, Menge, Herkunft 
und Beitimmungsland für bie Zwecke ber amtlichen Handelsſtatiſtik 
anzumelden. 

84. Die ftatiftifche Anmeldung ... liegt demjenigen ob, 
welcher bei einem k. k. Boll-e ober Poſtamte bie Sollerflärung 
abgibt, beziehungsweife die Wbefrtigung veranlaßt. 

85. Für die Richtigkeit und Vollſtändigkeit Ber ftatiftifchen 
Anmeldung ... ift der nah 84 zur Erftattung derfelben 
Derpflichtete berantmwortlih (8 13). 

8 6. Die öffentlichen Transportanſtalten ... bürfen nach bem 
Zollauslande gerichtete Sendungen nur dann zum Transporte über- “ 
nehmen, oder, falls ihnen die Beſtimmung der Waren nach dem 
Bollauslande erſt während des Transportes belannt mwirb, weiter 
befördern, nachdem ihnen die nach diefem Gefeße zur richtigen 
ſtatiſtiſchen Anmeldung erforderlichen Daten bekannt gegeben worden 


angewieſener unverzollter ausländischer Waren beſtehen (cf. 8 160 
der Zoll⸗ und Staatömonopol3ordnung vom Jahre 1835). 

Die Anzeige von Transporthinderniffen bei unter dem Bande 
ber Konjumabgabe ftehenden Branntweinfendungen können außer 
bei den im 8 160 der Zoll- und Staatsmonopolsordnung namhaft 
gemachten Stellen auch bei dem nächften Zollamte oder der nächſten 
Finanzwachabteilung überreicht werden. (HM. 13. März 1891, 
vo 1891:38; HM. 6. Oktober 1892, 8. 43.906, 28. 
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find und fie fich die Überzeugung verfchafft Haben, daß diefe Daten 
ihrem Inhalte nach mit den Frachtbriefen und Bolldellarationen 
übereinftimmen.*) 

8 7. Jede ftatiftifche Anmeldung darf nur den Inhalt einer 
Bolldeflaration oder des an deren Gtelfe tretenden Tyradıt- 
dokumentes zum Gegenftande Haben. 

Wenn aber mehrere in einer Bolldelaration enthaltene 
Rolli oder unverpadte Stücke nur aus einer Gattung gleichartiger 
(das ift berfelben Nummer bes ftatiftifhen Warenverzeichnijjes 
angehöriger) Waren oder Gegenftände beftehen und in ber Einfuhr 
nur für einen Empfänger beftimmt find, in ber Ausfuhr mur 
bon einem Abſender herrühren, jo können dieſe gleihartigen Kolli 
oder unverpadten Waren auf demjelben ſtatiſtiſchen Bormular 
angemeldet werben, jedoch mit der Beſchränkung, daß für je Tu 
Wagen⸗ oder Waggoniabun je ein Formular zu benützen iſt. 

8 13. Diejenigen, welche für die —— und glei 
der flatiftifchen Anmeldung verantwortlih find (8 5 .... 
einer Vorſchrift des gegenwärtigen Geſetzes oder Pi "ri 

führungsverorbuung**) zu berfelben zuwiderhandeln, unterliegen 
einer Ordnungsſtrafe von 3 bi3 50 fl. Dies gilt bei Spebi- 
teuren, ee eortanftalten und Fradhtführern un- 
bedingt, dagegen bei Handelsleuten, Gewerbetreibenden und 
anderen Perfonen nur infofern fie wider ihr befferes Wiffen handeln. 

8 15. Dieſes Gejeh tritt mit 1. Jänner 1891 in Wirkjamleit. 


*) Um ben öffentlihen Transportanftalten bei der Übernahme 
von frachtbrieflih nah dem Auslande adreifierten Gütern zum 
Weitertransporte die Prüfung des Umftandes zu ermöglichen, be- 
ziehung3mweife zu erleichtern, ob diefelben bereit ber ftatiftichen 
Anmeldung unterzogen wurden, haben bie k. k. Bollämter die erfolgte 
Abgabe und Übernahme der ftatiftifchen Unmeldefcheine in allen 
jenen Fällen, in welchen biefer Umftand aus den Begleitdofumenten 
deshalb nicht zweifellos erkannt werden kann, weil die bezüglichen 
ftatiftifchen Anmeldefcheine zollamtlicherfeit3 bereits eingezogen wurden, 
aljo die Güter nicht bis zu ihrem Austritte in das Ausland begleiten, 
wie z. B. im Anmweisverfahren bei Durchfuhrsgätern und folchen 
Ausfuhrsgütern, deren Austritt erwiejen werden muß, oder wenn 
Güter der Ausfuhramt3handlung bei einem Innenlandsamte unter- 
zogen wurden, — durch einen entfprechenden kurzen Bormerf auf 
den Frachtbriefen oder den letteren beigegebenen Zollpalete (auf 
bem Kuvert) erjichtlih zu machen. 

Ein folder Vormerk ift im Begleiticheinverfahren nicht er- 
forberlich, weil das Vorhandenſein des Begleitfcheines bie erfolgte 
zollamtliche Abfertigung und demnach auch die ftatiftische Anmeldung 
unzweifelhaft dartut. (ZM. 7. Zuni 1891, 8. 9756, HM. 25. Zuni 
1891, 3. 26.489, VB. 1891: 110.) 

**) Verordnung der Minifterien des Handel3 und der Finanzen 
vom 12. Dezember 1890, RGB. Nr. 214, VBB. 1890: 149. 
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Auszug aus der Verordunng der Miniiterien der Finanzen 
und des Handeld vom 18, Dezember 1893, BB. des Finanz- 
miniſteriums 1893 ; 58, 


unter Berüdfichtigung der durch Verordnung der Minifterien ber 
Finanzen und des Handels, fowie des Eijenbahnminifteriums vom 
10. Mai 1897, RGB. Nr. 119, erfolgten Anderungen. 


In Durchführung des Geſetzes vom 26. Juni 1890, RGB. 
Nr. 132, betreffend die Statiftil de3 auswärtigen Handels, wird, 
unter Aufhebung der biöher in Geltung geweſenen diesbezüglichen 
Verordnung ber Minifter des Hanbel3 und der Finanzen vom 
10. Dezember 18%, RGB. Nr. 213, verordnet, wie folgt: 

8 1. Mile Waren und Gegenftände, welche im Handelsverkehre 
mit dem Bollauslande in der Ein, Aus⸗ ober Durchfuhr bei 
einem k. k. Zoll» oder Poftamte zollamtlich erklärt, beziehungsweiſe 
abgefertigt werben, find nad Gattung, Menge, Herlunfts- und 
Beltimmungsland für bie Bwede der amtlichen Hanbelsftatiftit 
anzumelden (8 1 des Geſeztzes). 

Diefe Anmeldung erfolgt bei ben Bollämtern Hinfichtlich des 
Verkehres auf Nebenmwegen bei den Finanzwachorganen, rüdfichtlic) 
der Boftausfuhr bei den Aufgabepoftämtern und liegt demjenigen 
ob, welcher bei einem k. k. Bolle oder Poftamte, beziehungsmeife 
bei einem Finanzwachorgane bie —— abgibt oder die 
zollamtliche Abfertigung veranlaßt (88 3 und 4 des Geſetzes). 

Der zur Erftattung ber ſtatiſtiſchen Anmeldung Berpflichtete 
it auch für die Nichtigkeit und Vollſtändigkeit derfelben ver- 
antwortli ($ 5 des Geſetzes). 

82. Bon ber Perpflihtung zur ftatiftiichen Anmeldung 
find befreit: 

1. Poftfendungen in der Ein- und Ausfuhr einfchließlich des 
Vormerkverlehred, die nicht mehr als 250 Gramm wiegen und 
zollfrei find, dann alle Durchfuhrpoſtſendungen überhaupt. 

2. Die nachfolgenden Artilel in der Ein-, Aus- und 
Durchfuhr, jedoh nur dann, wenn für biejelben jene 
Borausjegungen zutreffen, welche deren bedingte 
Bollfreigeit im Falle ihrer Einfuhr begründen 
würden: 

a) Die für den unmittelbaren Gebrauch Seiner Majeftät des 
Kaifers beftimmten oder im allerhöcdjiten Auftrag verjenbeten 
Gegenſtände; 

b) Zum unmittelbaren Gebrauche der am E. und k. Hofe 
affreditierten diplomatiſchen Perſonen beftimmte oder von 
diefen in da3 Ausland gejendete Gegenftände; 


ec) Militäreffekten; 
d) Amtserforderniffe, weldde von Staatsbehörben aus ben TFrei- 
gebieten in das Bollgebiet oder umgekehrt verjendet werden; 
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e) Reife», Überjiedlungsd-, Ausſtattungs⸗ und Erbſchaftseffekten, 
ferner Habichaften der Ein- und Auswanderer; 


eichen; 

g) Gegenftände gerichtliher Verhandlungen; 

h) Zerliehene Orbenzzeihen und Ausftellungsmebaillen; 

i) Zur Beförderung dienende Trandportmittel famt Bugehör, 
fowie vom Gebrau en zurückkehrende Transportmittel 
oder auch von ſolchen herrührende und nad dem Gebrauche 
wenn auch einzeln (zollfrei) zurüdtehrende Erjag- und Beftand- 
teile oder fonftiges Bugehör mit Ausnahme der im Bormerk- 
verkehre behandelten Transportmittel; 

J) Proviant der Schiffe; 

k) Mufterlarten und Mufter; 

1) Umſchließungen und Behältniffe, in denen Waren verpadt 
find (Emballagen), jedvoh nur infomweit, al3 biefelben für 
das Zerreiahren nicht abgeſondert von den Waren zu er- 
Hären find 

m) Waren, bie” weniger al3 25 Gramm wiegen, ober von benen 

im Falle der Einfuhr die einzuhebende Bollgebühr meniger 

ald 4 h betragen würde; 

n) $n amtlichen Niederlagen verdorbene Waren; 

0) Gebrauchte Gegenftände, welche mittellofe Perjonen zum Ge— 
tchenfe aus dem Auslande erhalten ober an ſolche Perfonen 
ind Ausland gefendet werben; 

p) Gegenftänbe des zollfreien landwirtſchaftlichen Verfehres auf 
Zandgütern oder Grundbefigungen, welche von der Bollgrenze 
durchſchnitten find; 

q) Sn dem nad ben ZBollvorfchriften oder auf Grund von 
Berträgen zollfrei zuläfiitgen Verlehre das zur Weide, Stall- 
fütterung oder zur Arbeit über die Grenze ein- und aus—⸗ 
tretende, beziehungsmweife wieder ein- und wieder audtretende 
Vieh, einfchließlid der während der Weide, Stallfütterung 
oder Arbeit von demfelben gewonnenen Erzeugnijfe und des 
in ber Zwifchenzeit zugewachſenen jungen Biehes, ferner die 
Ausfaat zum Anbaue und die zur vorübergehenden Benützung 
dienenden landwirtſchaftlichen Mafchinen und Wrbeitägerät- 
ihaften.*) 

3. Bei gemeinfamen Grenz- und Betriebsmwechjelitationen der 
Eifenbahnen die zu deren und der inländifhen Anfchlußftrede 
Bauausführung und Smftandhaltung, Betrieb3einrichtung und Be- 
trieb3dienft erforderlichen, beim Grenzübertritte zollfrei zu be» 
handelnden Materialien und Gegenftände, einfchließlich der liber- 
fiedlungseffeften und Dienftesutenfilien der zugehörigen Beamten 
und Bedienjteten. 


* Die Beftimmung 2, unter a—q, ift nur im Auszug mwieber- 
gegeben. 
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4. Der inländiihe Stredenzugsverlehr (Berjfendungen aus 
dem ZBollgebiete dur das Zollausland in das Bollgebiet), wenn 
die biefer Verkehrsart entſprechende Zollerklärung ordnungsmäßig 
abgegeben wurbe, ferner der durch verlehräbegünftigte Dampfer 
zwifchen inländifchen Häfen vermittelte Streckenzugsverkehr (Ber- 
ordnungen der Minifterien der Finanzen und des Handel3 vom 
23. uni 1891, RGB. Nr. 78, Abſchnitt VI und vom 13. Juli 
1892, RGB. Nr. 115). 

5b. Aus dem Auslande flammende und an den Aufgabzort 
felbft zurüdtehrende Waren, welche die inländifcge amtliche Nieder- 
lage nicht verlafien Haben. 

6. Aus dem Inlande flammende Möbelmagen, welche behuf3 
zollfreier Rückkehr aus dem Auslande dem Begleitfcheinverfahren 
unterzogen werden. U 

7. Erzeugniſſe des Fiſchfanges, welche auf Fiſcherfahrzeugen 
im ſriſchen Zuſtande von der See oder von Grenzgewäſſern durch 
inländifhe Fiſcher zollfrei eingebracht werben. 

8. Waren und Gegenſtände, welche bei einem Bollamte in 
den Ländern der ungarifchen Krone, in Bosnien oder der 
Herzegowina bereit3 ber Bollamt3handlung unterzogen werden. 

9. Der wechſelſeitige Durchfuhrverkehr zwiſchen dem Triefter 
Freigebiete einerjeit8? und den in Trieft befindlichen Brivat- 
(Kontierungd-, Verſchluß⸗) Magazinen und dem alten Zriefter 
Hafen andrerfeit3 über das Zollgebiet. 

10. Die fonft der mündlichen ftatiftifchen Anmeldung gemäß 
$ 13, 3. 1 der Berordnung unterliegenden Waren und Gegenjtände, 
wenn fie in Mengen unter 0'500 kg vorlommen. 

Diefe Befreiung findet jedoch auf fumulative Anmeldungen 
mittel3 gebührenfreier VBerzeichniffe oder Vormerke (8 22, dritter 
und achter Abfa der Berordnnung) Teine Anwendung. 

8 19. Bei der Durchfuhr, fei es, daß diefelbe mit Duittungen 
über die erlegte Zolfficherftellung (bei der Durchfuhr auf kurze 
Streden) oder mit Begleiticheinen oder auh im Anfageverfahren 
ftattfindet, find die ſtatiſtiſchen Anmeldeſcheine von den Barteien 
beim Grenzzollamte, oder jenem Innerlandszollamte, bei welchem 
die Anmeldung zur Durchfuhr erfolgt, zu überreichen. Dieſe 
Unmeldefcheine find von ben diefelben entgegennehnrenden Grenz- 
oder Snnerlandszollämtern durch die Paten über den wirflid) 
erfolgten Austritt, beziehungsmweife die geänderte Beſtimmung 
ber Sendungen, oder im Falle von erhobenen Anftänden durch die 
Daten des Inhaltsbefundes zu ergänzen, welche dieſen Amtern 
feinerzeit von ben betreffenden Austrittszollämtern mitgeteilt 
werden. 

Wenn zollfreie Wareı, ohne Einleitung des Anweisverfahrens 
ſtatiſtiſch zur Durchfuhr angemeldet werden, fo Hat fich der 
abfertigende Bollbeamte durch Einfichtnahme in den Frachtbrief 
die Überzeugung zu verfchaffen, daß diefe Waren tatfächlich zur 
Durchfuhr beftimmt find, und dies auf dem Anmeldefcheine durch 
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den von ihm zu unterfertigenden Beifah zu beftätigen: „laut 
Frachtbrief Durchfuhrware“. Wenn in ſolchen Fällen bei der 
Durchfuhr auf kurze Streden kein Frachtbrief vorhanden ift, 
fo ift diefer Umftand auf dem Anmeldefcheine anzugeben. 

8 20. Die öffentlichen Transportanitalten, welche Güter zu 
Lande oder zu Waſſer gewerbsmäßig befördern, haben der ihnen 
geſetzlich auferlegten Pflicht (8 6 bes Geſetzes), nach dem Zollauslande 
gerichtete Sendungen nur zum Zrandporte zu übernehmen, 
oder fall3 ihnen die Beſtimmungen der Waren nad bem Zoll- 
außlande erft während des Transportes belannt wird, weiter zu 
befördern, nachdem ihnen die zur richtigen fatiftifchen Anmeldung 
erforderliden Daten befanntgegeben worden find, dadurch zu 
genügen, daß fie fih von den aufgebenden Barteien 
bei übernabme von Ausfuhrgütern, beziehungsmweife fobald 
ihnen die Beftimmung ber Güter nad) dem Hollauslande befannt 
wird, mit den erforderliden Daten orbnungsmäßig aus— 
gefüllte Anmeldeſcheine überreihen laſſen und fi 
die Überzeugung pverjhaffen, daß die angegebenen 
Daten ihrem Inhalte nah mit den Frachtbriefen und 
Bolldellarationen übereinflimmen, ober daß fie die Aus- 
fertigung der Anmeldejcheine auf Grund der Parteiangaben be- 
forgen. Die ausgefüllten Blanfette Haben die Ausfuhrgüter bis 
zu jenem Bollamte zu begleiten, bei welchem bie Ausfuhramts- 
handlung ftattfindet. Eine Gebührenpflicht tritt grundfäglih nur 
dann ein, wenn eine Abgabe der Anmeldefcheine bei einem 
k. k. Zollamte flattfindet. 

Langen hierlands aufgegebene anmeldepflihtige Ausfuhr- 
fendungen zur zollamtlichen Wbfertigung bei einem Grenzzollamte 
ohne Anmeldejcheine an, jo ift von der Einleitung einer Strafamts- 
handlung Umgang zu nehmen, fobald aus den Begleitpapieren er- 
helft, daß den Sendungen bei der Aufgabe Anmelbefcheine beigegeben 
worden waren. Zum Erfage ber fohin in Berluft geratenen ur- 
ſprünglichen Anmeldefcheine find neue folche in ben Grenzftationen 
— jedoch vor dem Austritte der Sendungen — auszufertigen und 
die hierzu erforderlichen Daten ben Begleitpapieren zu entnehmen. 

Um den öffentlichen Transportanſtalten bei Übernahme von 
gemäß ben Frachtbrieſen nach dem Auslande adreffierten Gütern 
zum Weitertranzporte die Prüfung de3 Umſtandes zu ermöglichen, 
beziehungsmeife zu erleichtern, ob diefelben bereit3 der ftatiftifchen 
Anmeldung unterzogen wurden (8 6 bes Gefetes), haben Die 
£. k. Bollämter die erfolgte Abgabe und Übernahme ber ftatiftifchen 
Anmeldejcheine in allen jenen Fällen, in welchen diefer Umftand 
au3 den Begleitdofumenten deshalb nicht zweifellos erlannt werben 
fann, weil die bezüglichen ſtatiſtiſchen Anmeldeſcheine z0llamt- 
licherfeit3 bereit3 eingezogen wurben und die lebteren demnach 
die Güter nicht bis zu ihrem Austritte in das Ausland begleiten 
(wie 3. B. bet zollfrei abgefertigten, ftatiftiih zur Durchfuhr an- 
gemeldeten Waren, oder, wenn Güter der Ausfuhramtshandlung 


* 
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bei einem Innerlandszollamte unterzogen wurden) durch die 
Anmerkung: „ſtatiſtiſcher Anmeldeſchein übernommen” auf den 
Frachtbriefen oder den den letzteren beigegebenen Zollpaketen (auf 
dem Kuvert) unter Beiſetzung des Namens des übernehmenden 
Zollamtes, ſowie des Datums der Übernahme und der Unterſchrift 
des betreffenden Zollbeamten erſichtlich zu machen. 

Eine ſolche Anmerkung iſt im Begleitſcheinverfahren nicht 
erforderlich, weil das Vorhandenſein des Begleitſcheines die er- 
folgte zollamtliche Abfertigung und demnach auch die ſtatiſtiſche 
Anmeldung unzweifelhaft dartut. 

Wenn die Aufgabe der Ausfuhrgüter bei einer Station 
in ben Ländern der ungariſchen Krone, in Bosnien oder ber 
Herzegowina ftattfand und dieſe Güter über ein k. k. Bollamt 
austreten follen, fo ift, fall3 diefelben bereit3 bei einem königlich 
ungarifchen oder bosnifcheherzegominifchen Bollamte zollamtlich be- 
handelt und ftatiftiich erfaßt wurden, ein flatiftiiher Anmelde⸗ 
fchein überhaupt nicht zu fordern (8 1 des Geſetzes unb 8 2, 
3. 8 der Berorbnung); falls dieſe legteren Amtshanblungen 
bon einem königlich ungariſchen ober bosniſch⸗herzegowiniſchen 
Bollamte nicht vorgenommen wurden, ift ein gebührenfreier 
Anmeldeſchein erforberlih (8 11, 3. 3 des Geſetzes und 8 25, 
3. 2 der Verordnung). 

Die Pflicht zur Abverlangung und Übernahme oder zur 
Gelbftausfertigung dieſer —— Anmeldeſcheine obliegt 
der die zollamtliche Abfertigung veranlaſſenden hierländiſchen Grenz⸗ 
ſtation, beziehungsweiſe, wenn dieſe Abfertigung bei einem Ef. k. 
Snnerland3zollamte erfolgt, der in Betracht kommenden hier- 
ländifhen Innerlandsſtation. Wenn jedoch derartige anmelde- 
pflichtige, in den genannten Ländern urjprünglid aufgegebene 
Sendungen erft hierlands mittel3 neuer Frachtbriefe in dad Ausland 
weiter aufgegeben werden, fo hat bie betreffende hierländifche neue 
Aufgaböftation die ftatiftifchen Anmeldeſcheine zu verlangen, be 
ziehungsmweife jelbft auszufertigen, melde Anmeldefcheine jedoch 
in biefem Falle bei der zollamtlichen Mbfertigung gebühren- 
pflicätig find. 

Sm Falle Waren, melde zur Ausfuhr oder (nah $ 19, 
zweiter Abfat der Verordnung) zur Durchfuhr bereits ftatiftifch 
angemeldet wurden, infolge geänderter Beitimmung im Inlande 
verbleiben und feiten3 der öffentlihen Transportanftalten ohne 
Intervention eine Zollamtes den Parteien ausgefolgt werden 
dürfen, haben die Parteien bei Mitteilung der bezüglichen, ab- 
ändernden Berfügung an die Trandportanftalt, jedenfall3 aber 
vor Rüdnahme folder Waren den Transportanftalten eine von 
ihnen zu unterfertigende, die urfprüngliche ftatiftifde Anmeldung 
berichtigende jchriftlihe Erklärung zu übergeben, welche, wenn 
nicht eine volfftändige Abſchrift des urfprünglichen Anmeldefcheines 
beigejhloffen wird, jedenfall3 die Zahl, Gattung und die Be- 
zeichnung ber Kolli (Fahrzeuge), die Gattung und Menge der darin 
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enthaltenen Waren oder Gegenftände, ferner das Bollamt, mo die 
ftatiftifche Anmeldung urjprünglicd erfolgte und das Datum diefer 
früheren Anmeldung, endlich den Namen de3 urfprünglid) An- 
meldenden zu enthalten hat, damit der Zufammenhang zwiſchen 
der früher abgegebenen ftatiftifden Anmeldung und der be- 
rihtigenden Erflärung erkennbar ift. Die öffentlihen Tranzport- 
-anftalten haben bei Entgegennahme der obenerwähnten abänbernben 
Verfügung, jedenfall® aber vor Ausfolgung der betreffenden 
Waren an die Parteien von bdenfelben die Abgabe der bezüglichen 
ſchriftlichen berichtigenden Erklärung zu verlangen. Dieſe Erflärung 
ift nebft ihrer etwaigen Beilage ſeitens ber diefelbe übernehmenben 
Dienftftelle (Station) direlt an das k. k. Hanbelsminifterium 
(Statiftifches Departement 9. St.) einzujenden und genießen ber- 
artige Sendungen, melde nicht3 anderes enthalten dürfen, bei 
der Beförderung dur die Poſt die Portofreiheit, wenn auf 
dem Kuvert die Bemerkung „über amtliche Aufforderung” an⸗ 
gebracht ift. 

Den öffentliden Zransportanftalten ift es geftattet, bie 
ftatiftifhden Gebührenmarkten die auf jenen Anmeldefcheinen an- 
gebradht find, welche die Sendungen vor deren tatfächlicher zo0ll- 
amtlicher Abfertigung und ftatiftifcher Anmeldung auf dem Trans- 
porte begleiten, behufe Verhinderung ihrer nochmaligen Ber- 
wendung mit dem Tagesſtempel an einer Ede, jedoch nur in 
der Weiſe abzuftenpeln, daß genügender Raum für den Amts⸗ 
ftempel des Bollamtes übrigbleibt und daß hierdurch die etwa 
bereit3 früher erfolgte Verwendung ber Gebührenmarken nicht 
verbedt werben Tann ($ 26, 7. und 8. Abfa der Verordnung). 

8 25. Bon jeder ftatiftifhen Anmeldung ift in ber Regel 
eine ftatiftifche Gebühr zu entrichten (8 8 bes Geſetzes). 


Sn Oſterreich find bezüglich aller Waren und Gegenftände, 
welche im Handelsverkehre mit dem LBollauslande in der Ein-, 
Aus» oder Durchfuhr bei einem k. k. Zollamte zollamtlich erklärt, 
beziehungsweife abgefertigt werben, das Gefeg vom 26. Juni 1890, 
RGB. Nr. 132, betreffend die Statiftif des auswärtigen Handels 
und die Verordnung der Minifter des Handels und der Finanzen 
vom 10. Dezember 1390, RGB. Nr. 213, mit welcher die Durd- 
führungsbeftimmungen zu dem Geſetze vom 26. Juni 1890, RGB. 
Nr. 132, betreffend bie Statiftil des auswärtigen Hanbels erlaffen 
werden, zu beobachten. Es muß daran feftgehalten werben, daß 
bie Ausfertigung und Entgegennahme ber ftatiftiichen Anmeldung 
in Hinkunft mit der zollamtlichen Behandlung im innigften 
Zufammenbange ftehen wird, daß Daher der Abfender von Gütern, 
welche der ftatiftifchen Anmeldung unterliegen, in finngemäßer 
Anwendung der VBorfchriften des $ 51 des BR. (1874) der Eifen- 
bahn für alle Strafen und Schäden haftet, welche dDiefelbe wegen 
Unrichtigfeit oder Unzufänglichfeit der Begleitpapiere treffen. Nach 
8 6 de3 Geſetzes vom 26. Juni 1890, RGB. Nr. 132, dürfen 
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die Öffentlihen Transportanſtalten nad) dem Zollauslande ger 
richtete Sendungen erſt dann zum Transporte übernehmen, be- 
ziehungsweife weiter befördern, nachdem ihnen die zur richtigen 
ftatiftifchen Unmeldung erforderlichen Daten befannt gegeben worden 
find und fie fich die Überzeugung verfchafft haben, daß diefe Daten 
mit dem Frachtbrief und der Bolldeflaration übereinftimmen. Es 
fteht daher den öffentliden Tiransportanftalten zu, Sendungen 
nah dem LBollauslande nicht zur Beförderung zu übernehmen, 
infolange der Abfender nebft den für die sollamtliche Behandlung 
erforberliden Begleitpapieren nicht auch den geſetzlich vorge» 
fchriebenen ftatiftiichen Anmeldeſchein beibringt. Bei Ein- und 
Durchfuhrsgütern obliegt bie ftatiftifche Anmeldung ben Eifen- 
bahnunternehmungen nur dann, wenn diefelben bie Bollerflärung 
abgeben, beziehungsweife die zollamtlicde Abfertigung veranlaffen. 
Nah) 8 51 des BR. (1874) ift aber die Eifenbahn durch einen 
im Frachtbriefe geftellten Antrag bed Ber a ven bie zollamtliche 
Behandlung der Güter zu vermitteln, nicht verpflichtet, Die Ber- 
mittlung zu übernehmen, und befugt, diefelbe einem Spediteur zu 
übertragen, wenn feine Mittelöperfon im Frachtbriefe genannt 
it. Eine Anderung ift diesfalld erft mit jenem Zeitpunkte zu 
gewärtigen, wenn dereinſt das internationale Üübereinfommen 
über ben Frachtenverkehr in Wirkſamkeit getreten fein wird, 
nad) deſſen Vorſchrift (Art. 10) die LBollporfchriften, fo Tange 
da3 Gut fi auf dem Wege befindet, von der Eifenbahn erfüllt 
werden müffen. Wenn aber die Eifenbahn die zollamtlidde Be- 
handlung vermittelt und eine Bollerflärung abgibt, fo wird fie 
bei Ausfertigung des ftatiftifchen Anmeldeſcheines dieſelben Bor- 
ſichten beobachten müfjen, wie bei Abgabe ber Hollerflärung felbft, 
wenn etwa die Angaben des Yrachtbriefed nicht ausreichen, um eine 
richtige Zollerklärung, beziehungsweiſe eine richtige ftatiftifche An- 
meldung aufzuftellen. Im übrigen wird die Eifenbahn, mie bei 
Ausfuhrgätern, ihr Augenmerk bloß darauf zu richten haben, 
daß die Daten des NAnmeldefcheines mit jenen des Tyrachtbriefes 
und der Hollerflärung dem Inhalte nad) übereinftimmen. Yür 
unrichtige Frachtbriefangaben, auf Grund deren unrichtige Angaben 
in die Bollerflärung und johin auch in den ftatiflifchen Anmelde 
ſchein übergehen, welche einen Schaden ober Nachteil für die 
Eifenbahn im Gefolge haben, ift aber der Abfender und Empfänger 
der Bahn gegenüber ſchon nach 8 51, Abf. 3 des BR. (1874, neu 

8 59 [1]), verantwortlich und „gearebpfühtig (HM. 31. Dezember 
1890, 8. 56.852; VB 14). 

Das tt. FM. Hat mit. dem nach gepflogenem Einvernehmen 
mit dem HM. an fämtlihe E. k. Finanzlandesbehörben gerichteten 
Erlaffe vom 7. Juni 1891, 3. 9756, folgendes angeordnet: Um 
den Öffentlichen Transportanftalten bei Übernahme von frachtbrieflich 
nad) dem Auslande adreifierten Gütern zum Weitertransporte 
die Prüfung des Umftandes zu ermöglichen, beziehungsweife zu 
erleichtern, ob diefelben Bereits der ftatiftifhen Meldung unter» 
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zogen wurden, haben die k. k. Zollämter die erfolgte Abgabe und 
übernahme ber flatiftifchen Anmeldejcheine in allen jenen Fällen, 
in welchen biefer Umftand aus den Begleitbofumenten de3halb 
nicht zweifello8 erkannt werben Tann, weil die bezüglichen 
ftatiftifhen Anmeldeſcheine zollamtlicherfeit3 bereit? eingezogen 
wurden, alfo die Güter nicht bis zu ihrem Austritte in das 
Ausland begleiten, wie 3. B. im Unmeisverfahren bei Durde 
fuhrsgütern und ſolchen Ausfuhrsgütern, deren Austritt erwieſen 
werden muß, oder wenn Güter der Ausfuhramtshandblung bei 
einem Innerlandsamte unterzogen wurden, durch einen entſprechen⸗ 
den kurzen Vormerk auf den Frachtbriefen oder den den lebteren 
beigegebenen Zollpaketen (auf dem Kuvert) erfichtlich zu machen. — 
Ein folder Vormerk ift im Begleitfcheinverfahren nicht erforderlich, 
weil das Vorhandenfein des Begleitfcheines bie erfolgte zollamtliche 
Abfertigung und demnad) auch die ftatiftifhe Anmeldung un 
zweifelhaft dartut. (HM. 25. Suni 1891, 3. 26.489; BB 
1891: 110.) 

Laut Mitteilung des Handel3minifteriums vom 6. November 
1896, Nr. 45.900, hat das königlich ungarische Yinanzminifterium 
unterm 13. Auguft 1896, 3. 40.638, an jämtliche königlich ungarifche 
Zollämter die Weifung erlaffen, beziehungsweife diefen Amtern 
neuerlich eingefhärft (behuf3 Prüfung des Umftandes, ob dieſe 
Güter bereit3 der flatiftifchen Anmeldung unterzogen wurden), 
die bei denfeiben erfolgte zollamtliche Ausfuhramtshandlung durch 
eine entjprechende Amtsbemerlung auf den Frachtdokumenten, das 
ift durch Anſetzung ber Abfertigungsdaten auf den Frachtbriefen, 
insbefondere auch in ſolchen Fällen erfichtlih zu machen, wenn 
Ausfuhrjendungen zum Austritte über ein hierländiſches k.k. 
oder ein bo3nifch-herzegominifche3 Zollamt beftimmt find. Infolge 
diefer den königlich ungarischen Bollämtern (analog der den 
hierländifchen E. k. Bollämtern laut 8 20, Abſatz 2, ber handels⸗ 
ftatiftifchen Durchführungsverordnung vom 18. Dezember 1893, 
RGB. Nr. 177, BB. Nr. 58, und aud) den bosnifch-herzegomwiniichen 
Zollſtellen obliegenden Berpflichtung) aufgetragenen Maßnahme 
wird nunmehr audy Hinfichtlich der in den Ländern der ungarischen 
Krone aufgegebenen Ausfuhrſendungen die bereit3 dortlands er=- 
folgte zollamtlicde Behandlung und demnach auch dortfelbft bewirkte 
ftatiftifche Erfaffung bdiefer Sendungen aus den Begleitpapieren 
derfelben ſtets erhellen. 

Hierdurch wird den hierländifchen öffentlichen Transport⸗ 
anftalten die Beobadhtung ber denfelben durch 8 20, Abſatz 1 
und 4, der bezeichneten Minifterialverordnung bezüglich der Über- 
nahme und des MWWeitertransporte3 der aus den Ländern ber 
ungarifhen Krone fommenden und nad) dem Auslande adreifierten 
Güter auferlegten Pflichten weſentlich erleichtert werden. (EM. 
5. März 1897, 8. 1611/111, VB. 20.) 


60* 
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v1. Statik. des öfterreidhifch - ungarifchen 
Bwifchenverkehres. 


Auszug and der taifetihen SD erOED nn vom 21. Septem⸗ 
ber 1899, RGB. Nr. 1 


betreffend das wirtichaftliche Verhältnis zu den Ländern der 
ungariſchen Krone. 


Auf Grund des 8 14 des Staatsgrundgeſetzes vom 21. Dezem⸗ 
ber 1867, RGB. Nr. 141, finde Ich anzuordnen, wie folgt: 


Erſter Teil. 
Zweites Kapitel. 
Statiſtiß des — zwiſchen den im keigsrate vertretenen 


KAönigreiden und Ländern und deu übrigen Teilen des öſterreichiſch 
ungerifden Soffgebietes. 
81. Der 


a) durch Eifenbahnen, 

b) durch PDampffdiffahrtsunternehmungen auf Binnengemwäffern, 

c) zur See und 

d) dur die Bot 
bewerfftelligte Harenbertegt zwifchen ben im Reichsrate vertretenen 
Königreiden und Ländern und den übrigen Teilen des öfter- 
——— ariſchen Zollgebietes iſt nah Maßgabe der nach⸗ 
folgenden Beſtimmungen ſtatiſtiſch zu erheben. 


A. Warenverkehr mit den Ländern der ungariſchen 
Krone. 


8 2. Für die Zwecke der Statiſtik find allen in der im 81 
bezeichneten Weife verfrachteten Warenjendungen, die aus bem 
Gebiete ber im Reichsrate vertretenen Königreihe und Länder 
in das Gebiet der Länder der ungarischen Krone übergehen, 
ftatiftiihe Erklärungen beizugeben. 

Die Erhebung rüdfichtlih der aus den Ländern der ungarifchen 
Krone eintreffenden Sendungen erfolgt in der Regel (8 3) auf 
Grund der dieſe Sendungen begleitenden Warenerflärungsduplifate. 

Welche Sendungen von der Einbeziehung in die ftatiftifche Er- 
hebung befreit find, wird im Verordnungswege beflimmt. 

83. gut Ausftellung der ſtatiſtiſchen Warenerflärungen find 
bei Berjendungen aus dem bierländifchen Staat3gebiete, ſoweit 
nidt Ausnahmen hiervon fon Hier ($ 7) oder durch die 
Regierung im Verordnungswege feitgefegt werden, die Abſender 
berpfichtet, 

Beim Eintreffen von Sendungen find die Wdreffaten ver- 
pflichtet, die etwa geforderte Überprüfung der Warenerflärungse 
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duplikate vorzunehmen ober beim Fehlen von folchen eine ftatiftiiche 
Erflärung abzugeben. 

Desgleihen kann in jenen Fällen, in welchen eine Sendung, 
mit einer jtatiftifhen Warenerflärung verfehen, an einem DBe- 
ffimmung3orte anlangt, der nicht al3 definitiver Abgab3ort an⸗ 
gejehen werden kann, die Weiterbeförberung burch eine Transport- 
anftalt von der Beigabe einer neuen, jedoch gebührenfreien 
Warenerlärung abhängig gemacht werben. 

Langen Sendungen an die Adreffe von Perfonen ein, beren 
Beruf oder Gewerbe in der Beforgung von Frachtgefchäften für 
fremde Rechnung befteht, jo können ftatiftifche Warenerflärungen von 
jenen Berjonen abverlangt werben, melde als die eigentlichen 
Empfänger der Sendungen zu betrachten find. 

Die NAusfteller, beziehungsweife die Adrejfaten find für die 
Richtigkeit und Vollſtändigkeit ber von ihnen ausgeftellten, be» 
gehr geweiſe überprüften ſtatiſtiſchen Erklärungen verantwortlich 


8 4. Die ſtatiſtiſchen Warenerklärungen bei der Aufgabe von 
Sendungen dürfen nur ben Inhalt je eines Frachtdokumentes 
zum Gegenftande haben. 

Diefelben find in ber Regel (8 5, zweiter Abfah) in 
zweifacher Ausfertigung auszuftellen; das eine Eremplar ift hier⸗ 
lands einzuziehen, das zweite (da3 Duplilat) Hat die in bie 
sAnber der ungarifchen Krone übergehenden Sendungen dahin zu 
egleiten. 

8 5. Die ftatiftifchen Erklärungen haben jedenfall die Gattung, 
Menge und mit Ausnahme jener über Pojtfendungen, auch da3 
Herkunftsland der Waren zu enthalten. 

Die Feſtſtellung der für die Zwecke ber Statiftil zu benügenden 
Formulare, fowie von etwaigen Ausnahmen von der im 8 4, 
zweiter Abſatz, enthaltenen Wegel, ferner die Erlaffung der 
näheren Borjchriften über Anhalt und Abgabe der ftatiltifchen 
Erflärungen, fowie über den bei Durchführung der Überprüfung 
ber Erflärungsduplifate (8 3, zweiter Abſatz) zu beobachtenden 
Vorgang wird durch die Regierung im Verordnungswege erfolgen. 

86. Die Verfender, beziehungsweife Empfänger von der 
ſtatiſtiſchen Erhebung im Sinne de3 8 2 unterliegenden Waren- 
fendungen find verpflichtet, die behufs Vervollſtändigung Tüdenhaft 
abgegebener Warenerflärungen oder behufs Befeitigung von Zweifeln 
über die Nichtigkeit gemachter Angaben von dem mit ber Auf- 
arbeitung der Warenverkehrsſtatiſtik betrauten Amte oder in deſſen 
Auftrage abverlangten Auskünfte mwahrheitsgetreu und rechtzeitig 
zu erteilen. 

Diefelbe Berpflichtung obliegt bei den durch Mittelöperfonen 
bewirkten Verſendungen aud) den eigentlichen Verſendern und 
Empfängern. 

87 Die im 81 genannten Transportanftalten dürfen 
Warenfendungen, denen bie Befreiung von der Beigabe einer 
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ftatiftifchen Warenerflärung nicht ausdrücklich zuerkannt ift, in Die 
Länder der ungarifchen Krone ohne die erforderlichen ftatiftifchen 
Warenerflärungen in vorfchrift3mäßiger Ausfertigung nicht be» 
fördern. 

Die Bedingungen, unter denen fie felbft ausnahmsweiſe die 
Ausfertigung von ſtatiſtiſchen Warenerklärungen bemwirfen können, 
fowie das von ihnen bei der Übernahme, Behandlung und Vorlage 
der ftatiftifchen Warenerflärungen, beziehungsmeife der Duplikate 
zu beobachtende Verfahren werden durch die Regierung im Ber- 
ordnungswege geregelt werden. 


8 8. Jenen Unternehmungen, die jich gewerbgmäßig mit dem 
Paletfammeldienfte befaffen, kann gegen jederzeitigen Widerruf 
und unter Vorbehalt entiprechender Kontrollsvorkehrungen ger 
ftattet werden, an Stelle der Beibringung der ftatiftifchen Waren- 
erffärungen bei der Aufgabe jeder einzelnen erflärungspflichtigen, 
zum Baletfammeldienfte gehörigen Sendung die erforderlichen 
ftatiftifchen Warenerflärungen an da3 mit der Aufarbeitung der 
Warenverkehröftatiftif betraute ftatiftifche Amt direkt vorzulegen. 

8 9. Im Falle eine3 Zweifels bezüglich der Richtigkeit Der 
Warenerflärungen oder der die Sendungen begleitenden Waren- 
erklärungsduplikate find die Eifenbahn- und GSciffahrtunter- 
nehmungen beredhtigt, die Angaben der Warenerllärungen, be⸗ 
ziehungsweiſe Duplilate durch Vergleihung mit dem Inhalte der 
Sendungen in Gegenwart des Aufgebers, beziehungsmeife 
Empfänger? oder der Bevollmächtigten derfelben und in Er- 
manglung folder in Gegenwart von wenigſtens zwei Beugen 
zu prüfen und zu berichtigen. 

Die Poftanftalt ift Hingegen in ſolchen Bweifelsfällen be- 
rechtigt, die Vergleichung des Inhaltes der Sendungen mit den 
Angaben der Warenerflärungen, beziehungsweife der Duplikate 
mit Zuftimmung ber Parteien vorzunehmen oder bei Nichterteilung 
diefer Zuſtimmung die Beförderung, beziehungsweife Ausfolgung 
ber Sendungen zu verweigern. 

8 10. Den amtlichen Organen, welche mit der Kontrollierung 
ber bei den Tranportanftalten zur Durchführung der ihnen hin- 
ſichtlich der Warenverfehrsftatiftit obliegenden Verpflichtungen ge- 
troffenen Einrichtungen betraut werden, find bie erforderlichen 
Auskünfte zu erteilen, welche lediglich zu ſtatiſtiſchen Zwecken 
zu bienen haben. Auch ift diefen Organen über Verlangen 
Einfiht in die einjchlägigen Vormerlungen zu gewähren. 

8 11. Die Warenerflärungen und die Duplikate berjelben, 
welche die Sendungen begleiten, find von den Transportanftalten 
und deren Angeftellten al3 ftreng vertraulich zu behandeln. 

8 12. Zur Bedeckung der Koften diefer amtlihen Waren- 
verfehrsftatiftit ift eine ftatiftiiche Gebühr von den Wusftellern 
ſtatiſtiſcher Warenerklärungen, beziehungsmweife von den Empfängern 
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der in dieſe Statiftil einbezogenen Sendungen ($ 2, zweiter 
Abſatz) zu entrichten. 

Der Boftverlehr bleibt jedoch von ber Einhebung einer 
ftatiftifhen Gebühr ausgenommen. 

Die ftatiftifche Gebür ift in der Regel mittel3 amtlicher 
Marken, und zwar für jede Warenerflärung, beziehungsmweife für 
jede3 aus den Ländern der ungarischen Krone einlangende Wareit- 
erflärungsduplifat nad einem Einheitsſatze zu entrichten, welcher 
nicht mehr als zehn Heller, bei Erklärung von ganzen Waggon- 
oder Schiffsladungen nicht mehr al3 das dreifache dieſes Eindeits- 
ſatzes betragen darf. 

Die Höhe der innerhalb dieſer Marimalgrenzen jeweilig zu 
entrichtenden Gebühren wird nad) Bedarf der Koften der amt- 
lihen Warenverkehrsſtatiſtik durch die Regierung im Berorbnungs- 
wege beitimmt, de3gleichen, welche Sendungen von der Gebühr 
befreit find, oder unter welchen Vorausfegungen von ber fallmweifen 
untrichtung der ftatiftifchen Gebühr Umgang genommen werben 
ann. 

8 13. Vorſätzlich oder aus grober Fahrläſſigkeit begangene 
Buwiderhandlungen gegen die Borfchriften diefer Verordnung oder 
ber zur Durchführung berfelben erlaffenen Beftimmungen unterliegen 
einer Ordnungsſtrafe von 4 bis 100 Kronen. 


Die eingehenden Ordnungsſtrafgelder fließen in den Fonds 
zur Bededung der Roften diefer amtlichen Warenverfehrsftatiftit. 


Sn betreff der DOrbnungsftrafen find die Beitimmungen über 
die Straflompetenz ber Behörden, über das Verfahren, über 
Rekurs, Milderung und gänzliche Nachſicht der Ordnungsſtrafen 
durch die Regierung im Verordnungswege zu erlaſſen. 


Die Strafbarkeit dieſer Zuwiderhandlungen verjährt nach 
Ablauf eines Jahres. 


8 14. Weber über die Frage, ob eine Gebühr nach dieſer 
Verordnung zu entrichten ift ober nicht, noch über da3 Ausmaß 
derfelben findet ein Verfahren vor den ordentlidhen Gerichten 
ftatt. Unberechtigte Gebühren und Drdnungsftrafbeträge find auf 
die zur Einbringung rüdjtändiger landesfürftlicher Steuern vor- 
gefchriebene Art einzubringen. 

8 15. Unabhängig von ber etwa nad bem allgemeinen 
Strafgefege eintretenden Ahndung finden die Beitimmungen des 
Strafgejeged über Gefällsübertretungen mit den nachträglichen 
Verordnungen, in Dalmatien die bezüglich der Übertretungen der 
Bollgefege beftehenden Borfchriften in folgenden Fällen Anwendung: 

1. Wenn jemand die zur Entridtung ber ftatiftiichen Gebühr 
dienenden amtlichen ftatiftiichen Marken (8 12) nachmacht vder 
verfälfht und die nachgemachten oder verfälihten Marken an 
jemand überläßt oder an einen anderen Ort verjendet oder zur 
Entrihtung der flatiftifhen Gebühr verwendet, oder wenn jemand 


952 Statiftif des äfterr.-ungar. Zwifchenverkehres. 


von anderen nachgemachte oder verfälichte ftatiftifhe Marlen mit 
der Kenntnis des Umftandes, daß fie nachgemacht oder verfälicht 
find, zum Abjate übernimmt oder an jemand überläßt oder zur 
Entridtung ber ftatiftifhen Gebühr verwendet, oder wenn jemand 
bereit3 zur Entrichtung der ftatiftifchen Gebühr verwendete Marken 
mit Kenntnis dieſes Umftandes neuerding3 verwendet; 

2. wenn jemand unbefugt mit ftatiftifchen Marken Handelt. 

Die Strafe ift in den unter 1. angeführten Fällen mit dem 
Tünffachen bis Yünfzehnfachen der verkürzten oder der Gefahr 
der Verkürzung ausgefegten ſtatiſtiſchen Gebühr, jedoch nie unter 
10 Kronen, und in den unter 2. aufgeführten „Fällen mit 
4 bis 100 Kronen zu bemejjen. 

Diefe Geldftrafen haben zu entfallen, wenn feit dem Zeit- 
punkte der begangenen Üübertretung drei Jahre verfloffen find. 


B. Warenverkehr mit Bosnien und ber Herzegomina. 
$ 16. Die Buchführung der ſtatiſtiſchen Erfaffung des 
Warenverlehres zwifchen den im Reichsrate vertretenen Königreichen 
und Ländern einerjeit3? und Bosnien und der Herzegowina 
andrerfeit3 kann dur die Regierung unter finngemäßer An- 
‚wendung ber in ben 88 2 bis 15 getroffenen Beſtimmungen im 
Verorbnungswege verfügt werden. 
8 17. Die in diefem Kapitel enthaltenen Beitimmungen 
treten am 1. Zänner 1900 in Kraft. 


.eo.s eo. 0 


Fünfter Teil, 
Sälußdeflimmungen. 
Artikel I 


Diefe kaiſerliche Verordnung tritt, ſoweit in den vorſtehenden 
Beitimmungen nicht befondere Termine angegeben find, mit dem 
Tage ihrer Kundmachung in Wirkfamteit. 


Artikel II 


Nücdfichtlich derjenigen Beitimmungen, deren Wirkjamkeit vor 
dem 1. Sänner 1900 beginnt, treten mit dem hierfür feit- 
geſetzten Zeitpunfte die denſelben Gegenftand behandelnden Bor- 
Iriken der kaiferlihen Verordnung vom 30. Dezember 1898, 

RGB. Nr. 239, außer Kraft. 


Artikel II 


Mit dem Bollzuge diefer Faiferlihen Verordnung ift Mein 
Sefamtminifterium betraut. 
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Erlaß der Minifterien des Handel und der Eifenbahnen 
vom 20. Dezember 1899, RGB. Nr. 247, mit weldem 
eine Dieuſtvorſchrift für die Eiſenbahn- und Sciffsftationen 
in Betreff der Statiftif des Warenverfehres zwiſchen den 
im Reichsrate vertretenen Königreihen und Nändern der 
ungariſchen Krone hinausgegeben wird. 


In Bollziehung der taiſerlichen Verordnung vom 21. September 
1899, RGB. Nr. 176, I. Zeil, 2. Kapitel, betreffend die Statiſtik 
des Warenverlehres zwifchen den im Neichdrate vertretenen König 
reihen und Ländern und den übrigen Teilen de3 öfterreichifch- 
ungariſchen Bollgebietes, und ber Verordnung des Handels⸗ 
minifterium3 im Einvernehmen mit den Meinifterien der Eijen- 
bahnen, ver Finanzen und des Innern vom 20. Dezember 1899, 

RGB. Nr. 247, wird behufd genauer Wahrnehmung der auf 
Grund biejer Borfchriften den Eifenbahn- und iffahrtsſtationen 
eben Geſchäftstätigkeit die nachſtehende Dienftvorfchrift er- 


Anfgade der Warenfendungen. 


8 1. Die mit der Güterübernahme betrauten Organe haben 
bei Übernahme von Frachtbriefen für nah den Ländern ber 
ungarifhen Krone beftimmte Warenfendbungen, foweit dieſelben 
nicht nad) $ 2 der Durchführungsbeftimmungen von der flatiftifchen 
Erflärung befreit find, oder den Paletfammeldienft betreffen 
(8 24), darauf zu achten, daß jedem Frachtbriefe zu folchen 
Sendungen eine ftatiftifhe Warenerflärung in zweifacher Aus- 
fertigung (Unikat und Duplikat, in gelber Farbe) beigegeben ift. 

Bei aus dem Zollauslande einlangenden Sendungen, 
welde, ohne die bahnamtliche (Schiff3-) Verwahrung 
verlaffen zu haben, zur neuerlihen Wufgabe nah den 
Zändern der ungarifshen Krone gelangen, ift darauf zu achten, 
daß für die hierbei auszuſtellenden ftatiftifchen Warenerflärungen 
die in rofa Yarbe aufgelegten Yormulare ($ 19 der Durd- 
führung3beftimmungen) verwendet werden. 

Warenfendungen, welchen vorfchriftsmäßig ausgeſtellte Waren- 
erflärungen nicht beigegeben find, bürfen jeiten3 ber Tranzport- 
anftalten zur Beförderung in bie Länder der ungarifchen Krone 
nicht übernommen werben. 

82. In jenen Fällen, in welchen die Transportanftalten im 
Sinne der Tarifbeitimmungen berechtigt find, namens ber Parteien 
den Frachtbrief auszuftellen, ſowie jonft in Ausnahmzfällen kann 
auch die Ausfertigung der Warenerflärung dur die Organe 
der XTrandportanftalten, jedoh nur dann vorgenommen werben, 
wenn diefe Organe in der Lage find, ſämtliche für die Erflärung 
vorgejchriebenen Daten genau anzugeben. In einem folchen Falle 
ift da3 die Erflärung augitellende Organ aber verpflichtet, den 
Namen (Firma) und den Wohnort (Sik der Gejchäftsniederlaffung) 
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der Partei auf der Erklärung erfichtlich zu machen (8 20, vorletztes 
Alinea der Durchführungsbeſtimmungen). 

Das die Warenerflärung ausftellende Organ der Transport- 
anftalt ift für die Richtigkeit und Bollitändigfeit der Angaben 
berantmwortlid). 

$3. Die mit dem Frachtbriefe übernommenen Waren- 
erflärungen find nah Form und Inhalt zu überprüfen, 
wobei in3befondere darauf zu achten ift, daß 1. der Form nad): 

a) zur Ausftellung der ftatiftifchen Warenerflärung das ent- 
iprechende Formular verwendet wurde; 

b) alfe VBordrude und Rubriken der Warenerffärung vollftändig 
ausgefüllt find; 

c) die Angaben des Unikates und Duplilates der Warenerflärung 
fowohl untereinander als auch mit jenen des Frachtbriefes 
übereinflimmen; 

d) die Eintragungen aller Angaben in der Warenerflärung 
deutlich und leſerlich vorgenommen wurden und Die 
Angaben der Warenmenge, fowie die Abgabe der Unterfchrift 
des Ausfteller3 handſchriftlich erfolgt ift; 

e) die ftatiftifche Geblihr in dem vorgeichriebenen Ausmaße 
8 70 der Durchführungsbeftimmungen) durch Auflleben der 
Gebührenmarfe an der vorgefchriebenen Stelle des Unikates 
entrichtet wurde; 

2. dem Snhalte nad: 

a) die Benennung und die nähere Bezeihnung ber Ware, 
fowie der einzelnen Warengattungen in der vorgeichriebenen 
(88 10 bis einjchließlich 13 der Durchführungsbeſtimmungen) 
Weife erfolgt ift; 

(Beifpiele für die Art der Bezeichnung der Waren fiehe 

in der Beilage 1 

b) die Menge der Ware in der im $ 14 ber Durdführungs- 
beftimmungen angeorbneten Weiſe angegeben ift; in3befondere 
daß für jene Waren, welche nad) der Stüdzahl zu erflären 
find, diefe angeführt ift; 

c) für Waren, die urfprünglich offenbar aus dem Bollauslande 
ftammen, 3. B. roher Kaffee, Pfeffer, rohe Baummolle ufw., 
deren ausländifche Herkunft angegeben: ift. 

84. Unweſentliche Mängel und Uinrichtigleiten der Waren- 
erklärung können durch da3 die Überprüfung vornehmende Organ 
felbft befeitigt werden. 

In einem folcden Falle hat dieſes Drgan über die erfolgte 
Berichtigung auf beiden Eremplaren der Warenerflärung den 
Vermerk „berichtigt" zu machen und bemfelben die eigenhändige 
Unterfchrift beizujeßen. 

Bei Wahrnehmung echebliher Mängel oder Unrichtigkeiten 
hat das die Überprüfung vornehmende Organ die Warenerflärung 
dem Aufgeber unter Bekanntgabe des Mangel3 oder Fehlers 
zur Ergänzung, beziehungsmweife Berichtigung zurüdzuftellen. 
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Radierte Warenerllärungen find ftet3, Torrigierte nur dann 
zurüdzumeifen, wenn durch die Korrekturen die Deutlichleit der 
Eintragungen beeinträchtigt erjcheint. 

In diefem Falle find von der Partei neue, ordnungsgemäß 
auögefertigte und vergebührte Warenerflärungen abzuverlangen 
($ 24 der Durchführungsbeſtimmungen). 

85. Im Falle eines Zweifel hinſichtlich der Nichtigkeit 
der Angaben der Warenerflärungen (3. B. fall bei Nicht- 
übereinftimmung der Angaben der Warenerflärung mit ben 
Angaben des Frachtbriefes oder mit Rückſicht auf die Berpadung 
der Waren oder wegen anderer Umftände die Warenerffärungen 
bedenklich erfcheinen) ift das mit ber Überprüfung berfelben 
betraute Drgan der Transportanftalt berechtigt,” die Ungaben 
ber Warenerflärungen durch Bergleihung mit dem Inhalte ber 
Sendung in Gegenwart bed Aufgebers oder deſſen Bevollmächtigten, 
beziehungsweife in deren Abweſenheit in Gegenwart wenigſtens 
zweier Beugen zu prüfen, gegebenenfalls. zu berichtigen oder bei 
Feſtſtellung vorfägli oder aus grober Fahrläſſigkeit begangener 
Zumiberhandlungen im Sinne der Beſtimmun ngen be $ 79 ber 
Bun Drungäbefimmungen mit Erhebung des Strafanftandes vor- 
zugehen 

8 6. Nach vorgenommener Überprüfung, beziehungsweije Be⸗ 
rihtigung oder Ergänzung der Warenerflärung, bat Da hiermit 
betraute Organ ber Tranzportanftalt beide Eremplare der Waren- 
erflärung an ber hierfür bezeichneten Stelle mit der Nummer 
bes bezügliden Srahtbriefes und dem Tagesftempel ber 
Aufgabe» (Berjandt-) Station zu verfehen. 

Der Aufdruck des Tagesſtempels hat derart zu erfolgen, daß 
hierdurch zugleich die ſtatiſtiſche Gebührenmarke überftempelt wird. 
Hierbei ift darauf zu achten, daß der Stempelabdrud den Namen 
der Aufgabeftation und das Datum unzweifelhaft erfennen läßt. 

8 7. Da3 Unikat ift fodann vom Duplikate abzutrennen und 
erſteres einzuziehen. 

Hierbei St das hiermit betraute Organ darauf zu achten, 
baß beide Eremplare der Warenerflärung mit der Yradıtbrief- 
nummer und dem Tagesftempel der Aufgabeitation verfehen find. 

Die Duplikate, welche die Sendung bis zur Beſtimmungsſtation 
zu begleiten haben, find den Bunhiöriefen beizufchließen und an 
denfelben in haltbarer Weiſe zu befeitigen. 

Die eingezogenen Unilate find nah den Nummern 
ber betzeffenben Frachtbriefe zu ordnen und ta agveife zu fammeln. 

8 8. Bur Evibenthaltung Diefer Warenerflärungsunilate hat 
dad hiermit betraute Organ ber Trandportanftalt die Stückzahl 
ber eingezogenen Warenerflärungsunilate täglich in den vor— 
gefchriebenen Tagausweis einzutragen und die hier eingetragenen 
Summen am Schlufje des Monate3 zu addieren. 

Die im Laufe eines Monate eingezogenen Warenerflärungs- 
unilate find fpäteftens bi3 5. des nädjitfolgenden Monate mitte‘s 
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des hierzu bienenden amtlihen Kuverts gegen poftamtliche fiber- 
nahmsbeſtätigung al3 portofreier Brief ober als portofreies Palet, 
auf welchem das oberwähnte Kuvert ald Adreſſe zu verwenden 
ift, in Begleitung des bloß die Stückzahl der bei ber Aufgabe ab- 
gegebenen Warenerflärungsunilate enthaltenden Monat3aus- 
weifes ohne weiteren Beriht an das k.k. Zwiſchenverkehrs⸗ 
ftatiftifhe Amt im k. k. Handeldminifterium einzufenden. *) 

89. Wenn eine nah 82, 3. I, der PBurhführungs- 
beftimmungen von der ftatiftifchen Erklärung befreite Sendung 
infolge geänderter Verfügung über bie Ware durch den Abſender 
nachträglich erklärungspflichtig wird, fo ift über Auf 
forderung der Transportanftalt ber Abfender zur Wbgabe einer 
ftatiftifchen Erklärung verpflichtet. 

(Bum Beifpiel Aufgabeftation: Wien, urjprüngliche Beſtim⸗ 
mung3ftation Belgrad, nachträgliche Beftimmungsftation: Bubapeft.) 


*) Im Einvernehmen mit dem k.k. Handelaminifterium find 
in Abänderung ber Beflimmungen ber 88 8 und 22 des Erlafjes der 
Minifterien des Handels und ber Eifenbahnen vom 20. Dezember 
1899, bie ſeitens ber Eifenbahnftationen im Laufe eines Monates 
eingezogennen zwiſchenverkehrsſtatiſtiſchen Warenerflärungen, melde 
nad ben vorbezogenen Beitimmungen bis Tähgften® 5. bes nad 
folgenden Monate an das k.k. zwiſchenverkehrsſtatiſtiſche Amt 
im Sandel3minifterium einzufenden waren, ab 1. Zänner 1%1 
monatlih an zwei Terminen der genannten Gtelle vorzulegen, 
und zwar die in ber Beit vom 1. bis einschließlich 15. eingezogenen 
Barenerflärungen bis längftens 20. besjelben Monates und bie 
vom 15. bis einfchließlich legten gefammelten biß Längftens 5. bes 
darauffolgenden Monates. 

Wünfchenswert ift es, daß die Einjendung ber Warenerflärungen 
nach Tunlichkeit vor Ablauf obiger Endtermine, daher ſchon 
in den Tagen ziwifchen bem 1. und 5., beziehungsweife zwiſchen 
dem 15. und 20. jeden Monates erfolgt. 

Die in ben 88 7, 8, 21 und 22 des eingangs zitierte 

Erlaffes Hinfichtlich des Hrdnens ber Warenerklärungen, der Führung 
be3 Tagesausweiſes, ſowie bezüglich der Einfendung des Monat 
ausweiſes enthaltenen Beftimmungen werben burd) Vorſtehendes 
nicht berührt. 

Falls während eines Monate in einer Station zwiſchen⸗ 
verkehrsſtatiſtiſche Warenerflärungen nicht zur Einziehung gelangt 
find, ift dies von ber betreffenden Station ab 1. Jänner 1901 an 
das k. k. zmwifchenverfehräftatiftiiche Amt im Handelöminifterium mittels 
eines bis längſtens 5. bes folgenden Monates vorzulegenden 
Fehlausweiſes anzuzeigen. 

Zur Erftattung diefer Fehlausweiſe haben gehörig abjuftierte 
Tormularien für „Monat3ausmweife” zu dienen, melde mit einem 
und zu verfehen find. (EM. 18. Dezember 1900, 3. 59. 203, 
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Die Organe der Transportanftalten haben daher bei Ent- 
gegennahme derartiger abändernder Verfügungen von dem Ab- 
jender Die entiprehenden Warenerflärungen zu verlangen, be» 
ziehungsweife biefelben unter ben im 8 20, vorlegte3 Alinen, 
der Durchführungsbeſtimmungen genannten Borausjegungen ſelbſt 
auszuſtellen. 

8 10. Wenn dagegen eine urſprünglich erklärungspflichtige 
Sendung infolge geänderter Verfügung über die Ware nach⸗ 
trägli erflärungdfrei wird, fo ift in berjenigen Station, 
in ber die Ware angehalten wird (Unbalteftation), da3 Die 
Sendung begleitende Duplikat einzuziehen, zu durchlreuzen und 
mit dem Vermerke „infolge geänderter Verfügung er- 
Härungsfrei” zu verjehen und an das 8. E, Zwiſchenverkehrs⸗ 
ftatiftitifcde Amt im k. k. Handelsminifterium einzufenden. 

(Zum Beifpiel Hufgabeftation: Wien, urſprüngliche Ber 
un $fafion: Budapeſt, nacträglihe Beitimmungzftation: 

elgrab. 

811. Wenn eine erflärungspflichtige Sendung infolge nach⸗ 
träglihher Verfügung des Mbfenders eine geänderte Be- 
ftimmung erhält, durch welche jedoch die Erkflärungspflichtigkeit 
derfelben nicht aufgehoben wird, jo ift die Transportanftalt ver- 
pflichtet, im Falle der Ausftellung eined neuen Frachtbriefes 
dur den Abfender, auch neue ftatiftifche Warenerflärungen von 
demfelben zu fordern. 

(Zum Beifpiel NAufgabeftation: Wien, urjprüngliche Ber 
ftimmungsftation: Budapeft, nachträgliche Beitimmungsftation: 
Hermannftadt.) 

Sn diefem Falle ift dann wie bei einer Neuaufgabe der 
Sendung vorzugehen, fonach ſeitens der Partei die vorgefchriebene 
Erflärung abzugeben und feitens ber Transportanftalt das neu 
auögeftellte Unikat der Warenerflärung einzuziehen, dad Duplikat 
dem neuen Frachtbriefe beizufchließen. 

Wenn jedoch der neue Frachtbrief nicht von der Partei, jondern 
von der Anhalteftation im „Namen des Abſenders“ ausgeftellt 
wird, fo Hat diefe auch die erforderlihe Warenerflärung (in 
zweifacher Ausfertigung) in beffen Namen auszuftellen. 

Sn diefem Falle ift das neu ausgeftellte Unilat von der 
Anhalteftation einzuziehen. 

Die Unhalteftation Hat das urſprünglich ausgeitellte Waren- 
erklärungsduplikat, welches die Sendung von der Aufgabe» bis 
zur Anhalteſtation begleitet hat, jedenfall3 zugleich mit den 
früheren Frachtdofumenten einzuziehen und mit dem Vermerke 
„infolge geänderter Berfügung eingezogen” zu ver- 
fehen und fodann an das k.k. Zwiſchenverkehrsſtatiſtiſche Amt 
im k. k. Handelsminiſterium einzufenden. - 

Sf jedoh die Ware inkwifhen in bie Länder 
ber ungarifhen Krone bereit3 übergetreten, fo ent- 








958 Statiſtik des öfterr..ungar. Zwifchenverkehres. 


fällt die Verpflichtung zu neuerlider Augftellung von Waren- 
erffärungen. 
Abgabe der Warenfendungen. 

8 12. Da3 die Frachtdofumente übernehmende Drgan der 
Transportanftalt Hat fi zu überzeugen, daß jeder Frachtbrief, 
der zu einer aus ben Ländern ber ungariſchen Krone eingelangten 
Sendung gehört, fofern diejelbe nicht nah 8 2 ber Durchführung 
beftimmungen von ber ftatiftifhen Erflärung befreit ift oder den 
Paletfammeldienft betrifft, von einem, beziehungsmweife mehreren 
Barenerflärung3duplilaten begleitet ift. 

Mehrere Warenerflärungsduplilate werden einem zu einer 
aus den Ländern der ungariſchen Krone einlangenden Sendung 
gehörigen Frachtbriefe immer dann beiliegen, wenn bie 
Sendung verfhiedene Warenga Ir ce enthält und 
aus mehreren Rolli befteht, war werden fo viele 
Erklärungsduplikate beigefchloffen fein, als. Warengattungen vor⸗ 
handen find. 

Wenn mit einem Frachtbriefe mehrere Warenerflärung?- 
buplifate eingelangt find, fo ift feitzuftellen, ob die ganze zu 
bem betreffenden Frachtbriefe gehörige Sendung durch diefe Waren- 
erflärungsdupflilate gedeckt erfcheint. 

8 13. Jedes Warenerflärungsduplilat ift mit der Abgabe- 
nummer des zugehörigen Frachtbriefes zu verfehen. 

Bei Auslöfung des Frachtbriefes ift von dem damit be- 
trauten Organe der Transportanftalt die Bergebührung der Waren- 
erffärungsdupfifate durch die Partei zu veranlafjen. 

Bor Ausfolgung des Frachtbriefes ift jedes Warenerflärung?- 
duplifat an der vorgefchriebenen Stelle mit dem Tagesſtempel 
zu verfehen und der Partei einzuhändigen. 

Der Aufdrud des Stempel Hat in der Weife zu erfolgen, 
wie bies im 8 6 bei der Aufgabe von Warenjendungen vor- 
geſchrieben iſt. 

8 14. Wenn mit einem Frachtbriefe mehrere Waren⸗ 
erklärungsduplikate eingelangt ſind, ſo iſt die ſtatiſtiſche Gebühr 
nur einmal, und zwar auf einem dieſer Warenerklärungs— 
duplilate zu entrichten, der Tagesſtempel ift jedoch auf al’en 
Warenerllärungsduplilaten an der vorgefchriebenen Stelle auf- 
zudruden. 

8 15. Wenn mit einem zu einer erflärungspflichtigen Senbung 
gehörigen Frachtbriefe ein Warenerflärungsduplilat nit ein- 
gelangt ift, fo ift die Partei aufmerffam zu machen, daß fie zur 
Ausftellung einer neuen Warenerflärung unter Benübung des 
in grüner Farbe aufgelegten Formulares verpflichtet fei (8 35 
der Durchführungsbeftimmungen). 

Sn gleicher Weife ift vorzugehen, wenn die Sendung durch bie 
gingeangien Duplikate nicht vollſtändig gedeckt erſcheint (vergl. 





ME. vom 20. Dezember 1899. 959 


Bei Auslöfung bes Frachtbriefes ift ſeitens des damit betrauten 
Drganes der Trandportanftalt auf der neuen Warenerflärung 
nebit der Abgabenummer und bem Tagesftempel auch bie Fracht⸗ 
briefnummer anzubringen. 

8 16. Bor Ausſolgung einer aus den Ländern der ungarifchen 
Krone eingetroffenen Sendung (foweit die Sendung nicht nad) 
8 2 ber PDurchführungsbeflimmungen von ber ftatiftiichen An⸗ 
meldung befreit ift ober ben Paletfammeldienft betrifft) find 
die eingelangten und von der Partei überprüften und vergebührten 
Warenerflärungsduplilate, beziehungsmweife die neu ausgeſtellten 
und vergebührten Warenerflärungen durch das hiermit betrante 
Drgan der Trandportanftalt zu übernehmen. 

Unterläßt die Partei vorfäglic” oder aus grober Fahrläffigkeit 
die Übergabe der Warenerfiärungsduplifate, beziehungsweife ber 
neu anögeftellten WWarenerflärungen, jo iſt gemäß 8 79 ber 
Durchführungsbeſtimmungen der Strafanftand zu erheben; vie 
Ausfolgung der Sendung barf jedoch nicht verweigert werben. 

8 17. Diefe Warenerflärungsduplilate, beziehungsweiſe Die 
neu auägeftellten Warenerflärungen find tunlihft nah Form 
und Inhalt, wie bied für die Aufgabe im 8 3 vorgefchrieben ift, 
zu überprüfen. 

Außer den in biefen Paragraphen angeordneten Vorfchriften 
ift insbeſondere dad Augenmerk darauf zu richten: 

1. daß jedes Warenerflärungsduplilat mit der handfchriftlid) 
abgegebenen Unterfchrift des Adreſſaten (Empfängers), beziehungs- 
weife de3 zur Behebung ber Waren Bevollmächtigten verjehen 
fei (8 34 der Durhführungsbeftimmungen) ; 

2. daß bie ftatiftifche Gebühr im vorgefchriebenen Ausmaße 
durch Auffleben der Gebührenmarte an ber Hierfür beftimmten 
Stelle entrichtet fei (8 70 der Durchführungsbeſtimmungen). 

8 18. Bei Wahrnehmung von Mängeln oder Unrichtigfeiten 
der Warenerflärungen, fowie im Falle eines Zweifels bezüglich 
der Nichtigkeit der Angaben der Warenerflärungen find die Hin- 
ſichtlich ber Aufgabe feſtgeſetzten Beitimmungen ber 88 4 und 5 
in finngemäße Anwendung zu bringen. 

8 19. Bei von den Abreffaten nicht ausgelöften und von 
den Transportanftalten zur Berfteigerung gebrachten erflärungs« 
pflichtigen Gütern find die bie Verfteigerung vollgiehenden Stationen 
verpflichtet, die Warenerflärungsduplifate Hinfichtlich ihrer Richtig» 
feit und Bollftändigleit zu prüfen und durch ihre Organe unter- 
fertigen zu laffen. 

Beim Fehlen ded Duplikates bat bie Station bie im $ 35 
der Durchführungsbeſtimmungen vorgefehene Warenerflärung an 
Stelle de3 Nöreffaten ordnungsgemäß auszuftellen. 

Die auf die Erflärung vorfchriftsgemäß entfallende ftatiftifche 
Gebühr ift aus dem Lizitationdertrage zu deden. 

Bei verdorbenen, beziehungsweife der amtlihen Vernichtung 
äugeführten Waren ift das eingelangte Warenerflärungsduplifat 
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von der Transportanſtalt mit einem entiprechenden Vermerke 
zu verfehen, einzuziehen und dem LE. ‚woifehenerfehröftatiftifdhen 
Amte mit den übrigen Warenerklärungsduplikaten einzufenden. 

8 20. Wenn bei einer Station eine Sendung einlangt, bie 
wegen nachträglicher Verfügung des Wbjenderd oder aus anderen 
Gründen (Retourfendung uf.) zurüdbefördert wird, fo hat das 
mit der Sendung eingelangte Warenerklärungsduplikat, welches 
mit dem Vermerk „Retourfendung” zu verjehen ift, mit berfelben 
zurüdzugehen. 

8 21. Die überprüften, beziehungsweife berichtigten Waren- 
erflärungen find von bem hiermit betrauten Bedienfteten ber 
Transportanftalt einzuziehen und, nach den Abgabenummern ge- 
ordn⸗n ih zu fammeln. 

Bur Eovidenzhaltung der Stüdzahl der eingezogenen 
Barcnerfiärkenäbuplitate beziehungöweife der neu auögeftellten 
Barenerllärungen Bat der Rechnungsleger die Stüdzahl derſelben 
in ben borgefehriebenen. Tagesausweis täglich einzutragen und 
die eingetragenen Summen am Schluffe de3 Monat3 zu addieren. 

Die im Laufe eines Monats eingezogenen Warenerflärungs- 
buplifate und die neu ausgeflellten Warenerflärungen find 
ſpäteſtens bis 5. des nächitfolgenden Monats mittel3 des hierzu 
dienenden amtliden Kuverts gegen poftamtlide übernahms- 
beftätigung als portofreier Brief oder als portofreies Balet, 
auf welchem das oberwähnte Kuvert als Adreſſe zu verwenden 
if, in Begleitung eines bloß die Stüdzahl ber bei der Abgabe 
eingezogenen Warenerklärungsduplikate, beziehungsweife Waren- 
erflärungen enthaltenden Monat3ausmweifes (8 8) ohne 
weiteren Bericht an das k. k. zwiichenverfehräftatiftifche Amt im 
k. k. Handel3minifterium einzufenden. 

8 23. Wenn eine aus den Ländern der ungarifchen Krone 
einlangende Sendung ganz oder teilweife mit einem neuen Yradıt- 
briefe nad einer im Zollauslande gelegenen Station weiter- 
befördert werben ſoll, fo ift, fofern dieſe Beltimmung aus dem 
eingelangten Warenerllärungsduplifate oder dem Frachtdokumente 
erfichtlich ift, von der Partei die Ausftellung einer gebührenfreien 
Hilfserflärung in zweifacher Ausfertigung zu verlangen (8 33 
ber Duräführungstektinmungen) 

Diefe Hilfserflärungen find in allen Vorbruden und Rubriken, 
den Angaben de3 eingelangten Warenerflärungsduplilates ent- 
fprechend, auszufüllen und von bem hiermit betrauten Organe der 
Transportanftalt in beiden Eremplaren mit der Yrachtbriefnummer 
und mit dem Tagesftempel der Station zu verfehen. Hinſichtlich 
des weiteren Vorganges gelten die für die Abgabe von aus den 
Ländern der ungarifhen Krone einlangenden Sendungen in ben 
88 12 und folgenden feftgefegten Beftimmungen. 

Das Unikat der Hilfserllärung if von bem Magazineur 
oder jenem Bedienfteten, der mit der Ausfolgung der Sendungen 
betraut ift, an bem bezüglichen, mit der Sendung eingelangten 
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Varenerllärungzduplilate zu befefligen und mit biefem bem 
Reduningöleger (Abgabekaſſe) zu übergeben. 

Das Duplilat der Hilfserklärung ift der Bartei 
einzuhändigen und von berfelben dem neuen Frachtbriefe bei- 
zufchließen. Dieſes Duplikat verbleibt in, beziehungsmweife be- 
gleitet die Sendung bis zu einer inländiihen Station, bei der 
die Zollamt3handfung vorgenommen wird. Die erfolgte Vornahme 
ber Bollamtshandlung ift ſeitens des dort befindlichen Bollamtes 
(Zollamt3erpofitur) durch Aufbrud des Amtsſtempels zu beftätigen, 
worauf da3 Buplilat ber Hilfserflärung von ber Station ein- 
zuziehen ift. 

Die eingezogenen Hilfserklärungsduplikate find zugleich mit 
den Übrigen bei ber Abgabe eingezogenen Warenerklärungsduplikaten 
in den feftgefegten Terminen an das k. k. zwiſchenverkehrsſtatiſtiſche 
Amt einzufenden. 

Yahetfammeldienfl. 


8 24. Unternehmungen, bie fi gemwerbömäßig mit bem 
Paletfammeldienfte befaffen, Tann nah 8 42 der Durchführungs⸗ 
beftimmungen geftattet werden, an Stelle der Beibringung der 
vorgefchriebenen ftatiftiihen Warenerflärung bei Uufgabe jeder 
einzelnen Sendung bie flatiftifhen Warenerflärungen bem E. I 
zwiſchenverkehrsſtatiſtiſchen Amte unmittelbar vorzulegen. 

Der Name (beziehfungsweife die Firma) folder Unter- 
nehmungen wirb im Verordnungsblatte für Eifenbahnen und 
Schiffahrt bekanntgemacht werben. 

Sendungen biefer Unternehmungen find daher von den 
Stationdorganen auch ohne ftatiftifche Warenerflärung zur Be- 
förderung anzunehmen, beziehungöweife auszufolgen. 

Die zu Sendungen biefer —— & Örigen Fracht⸗ 
briefe find in entiprechender Weiſe (mittel3 Stempelaufbrudes) 


fenntli gemacht. 
Statiſtiſche Exyofituren. 

8 25. Für diejenigen Eifenbahn- und Sciffahrtsftationen, 
bei welchen vom k. k. Hanbelöminifterium zur Sicherſtellung ber 
ftatiftifchen Amtsführung ftatiftifche Erpofituren errichtet werben, 
wird eine befondere Vorſchrift erlaffen werben. 


Strafbeflimmungen. 

8 26. Eine norfäplihe oder aus grober Fahrläffig- 
feit begangen BZuwiderhandlung gegen die Borfchriften der 
laiferliden Verordnung vom 21. September 1899, RGB. Nr. 176, 
I. Zeil, 2. Kapitel, oder bie Beflimmungen der Durchführungs- 
berordnung vom 20. Dezember 1899, RGB. Nr. 247, Tiegt 
immer dann vor, wenn bie Partei, über die Art und Weiſe der 
ftatiftifchen Erklärung belehrt und untermwiefen, gleichwohl 
die Befolgung der bezüglichen Borfchriften unterläßt (3. B. bie 
Unterloffung der Übergabe der Warenerflärungsduplilate oder 
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die Unterlaffung der Ausftellung von neuen Warenerflärungen 
bei der Abgabe — die unrichtige Benennung ber Ware und 
Unterlafjung der näheren Bezeichnung berfelben — die Ver—⸗ 
kürzung ber ftatiftifchen Gebühr), ferner wenn aus den beſonderen 
Umftänden des alles, insbejondere mit Rüdficht auf den Stand, 
Beruf und Bildungsgrad der Partei mit Grund anzunehmen ift, 
daß dieſelbe die Borfchriften nicht bloß aus Unkenntnis, Une 
fähigleit oder mangelndem Berftändnifje übertreten Hat. 

8 27. Diefe Zumiderhandlungen find durch die Organe jener 
Eiſenbahn und Sciffsftationen, in deren Bereih ber Anſtand 
zutage getreten ift, beziehungsweiſe durch die zur Kontrolle fall- 
weife entjendeten ober ftändig erponierten Organe des k.k. 
Handelsminiſteriums (ſtatiſtiſche Erpofituren) in der Regel durch 
Aufnahme einer befonderen Tatſchrift feitzuftellen. 

Die beanftandete und als Beleg für das Strafverfahren 
einzuziehende Warenerflärung ift der Tatſchrift beizufchließen und 
biefe fodann binnen drei Tagen an ba3 k.k. zwiſchenverkehrs⸗ 
ftatiftifche Amt im k. k. Handel3minifterium einzufenden. 

8 28. Die Organe der Tranzportanftalten find verpflichtet, 
die Vorfchriften der Durchführungsverordnung vom 20. Dezember 
1899, RGB. Nr. 247, fowie die Anordnungen diefer Dienftes- 
vorfchrift zu beobachten. 

Im Falle der Nichtbefolgung dieſer Vorfchriften und Anord⸗ 
nungen werben dieſe Organe feiten3 der Eifenbahn- (Schiffahrts-) 
Unternehmungen zur Verantwortung gezogen werben. 


Berfäfei von atiflifhen Gebüßrenmarken und Warenerklärungs- 
formularen. 


[4 


8 29. Die Eifenbahn- und Sciffahrtöftationen, denen ber 
Verichleiß der Gebührenmarfen und ber Formulare für die 
ftatiftifchen Barenerflärungen übertragen ift, find verhalten, ben 
Parteien die amtlichen flatiftifchen Gebührenmarken um ben barauf 
erfichtlich gemachten Preis von 10, beziehungsmweife 20 Hellern, 
fowie die amtlich aufgelegten gelben Formulare ber ftatiftifchen 
Barenerflärungen um ben Preis von 1 Heller für je ein Eremplar 
(Unilat und Duplikat) zu verkaufen. 

Die in rofa Farbe aufgelegten Formulare ber ftatiftifchen 
Warenerflärungen (8 1), die Formulare für bie Hilfser- 
Härungen ($ 23) und für die beim Fehlen bes Waren- 
erflärung3duplilates bei der Abgabe vom Adreſſaten auszuftellenden, 
in grüner Farbe aufgelegten Warenerflärungen (8 15), fowie 
die im 812 der Purchführungsbeftimmungen erwähnten An- 
hängeformulare find den Barteien unentgeltlich zu ver 
abfolgen. 

Allgemeine Belimmungen. 


8 30. Die Warenerflärungen und bie Duplikate berfelben, 
welche bie Sendung begleiten, find von ben Transportanitalten 
und deren Ungeftellten al3 ſtreng vertraulich zu behandeln. 
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8 31. Die Organe der Transportanftalten find verpflichtet, 
den fallweife ausgefendeten ober fländig erponierten Beamten 
bes k. k. Handelsminiſteriums, melde mit der Kontrollierung 
ber ftatiftifhen Ausführung der einzelnen Stationen betraut 
find, die zu ftatiftifchen Zwecken erforberlihen Auskünfte jederzeit 
zu erteilen. 

Schriftliche, die Bmwifchenverkehräftatiftif betreffende Anfragen 
des T. k. Bmifchenverkehrzitatiftiihen Amtes wegen Ergänzung, 
Nichtigftellung u. dgl. der Warenerflärungen find ehetunlichit zu 
beantworten. 

Den Organen ber Trandportanftalten obliegt es, ben Kontrolle 
organen des Handelsminiſteriums alle jene Behelfe (Frachtdoku⸗ 
mente, Frachtkarten, Negifter ufw.) zur amtlihen Einfichtnahme 
vorzulegen, welche zur Kontrolle der Zwiſchenverkehrsſtatiſtik er- 
forberli find und von den Sontrollorganen verlangt werden. 
überhaupt ift den bezeichneten Funktionären bes Handel3minifteriums 
bei Ausübung der Kontrolle der Zwiſchenverkehrsſtatiſtik an bie 
Hand zu gehen und find dieſelben bei Erfüllung ihrer Aufgabe 
tunlichſt zu unterflügen. 

Abergangsbeſtimmung. 

8 32. Warenſendungen, welche vor dem 1. Jänner 1900 in 

den Ländern ber ungarischen Krone zur Aufgabe gelangten und 


nah dem Beginne des Jahres 1900 im hierländiſchen Staat3- 
gebiete eintreffen, werben ftatiftifch nicht erfaßt. 


61* 


Swölfter Abfchnift. 


Sanitätsporfchriften für den 
Sifenbabnverkebr.?) 


I. Gefeh vom 29. Februar 1880, RGEB. Ar. 35, 


betreffend die 
Abwehr und Tilgung anftedender Tier- 
frantheiten, 
dann 


Atinifterinloerordnung vom 12. April 1880, 268. 
r. 36, 


betreffend Die 
Durhführungdbeffimmungen zu diefem 
Geſetze. 
(Auszug, enthaltend die die Eiſenbahnen betreffenden 
Beſtimmungen.) 

Anmerkung: Die den Paragraphen des Geſetzes angefügten 
Beſtimmungen ber Durchführungsverordnung find mit der Bezeich⸗ 
nung „zu 8” verjehen. 

Gegenftand des Geſetzes. 

8 1. Die Beſtimmungen dieſes Geſetzes betreffen den 
Schutz des inländiſchen Viehſtandes gegen Viehſeuchen über⸗ 
haupt und insbeſondere die Abwehr und Tilgung der nad) 
benannten Tierfrankheiten: 

*) In diefen Abfchnitt wurden anhangsweife auch bie den Eifen- 
bahnverkehr betreffenden Bellimmungen zur Abwehr der Reblaus 
aufgenommen. 
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a) der Maul und Klauenſeuche der Rinder, Schafe, Ziegen 
und Schweine 
b) de⸗ Migbrande (Anthrax) der landwirtichaftlichen Haus⸗ 


c) ber Rungenfeudhe der Rinder; 

d) der Roße (Wurm⸗)Krankheit der Pferde, Efel und 
Maultiere; 

e) der Boden oder Blatternfeuche der Schafe; 

f) der Beſchäl⸗ (Schanker⸗)Seuche der Zuchtpferde und des 
Blaͤschenausſchlages an den Geſchlechtsteilen der Pferde 
und Rinder 

g) der Räude Krätze) der Pferde und Schafe; 

h) der Wutkrankheit der Hunde und übrigen Haustiere. 
Die befonderen Anordnungen rüdjichtli der Abwehr 

und Tilgung der NRinderpeit find in dem diesbezüg— 
lichen Gejete vom 29. Februar 1880 enthalten. 

Bei dem Ausbruche anderer al3 der vorbenannten an 
ſteckenden Tierfrantheiten bleibt es dem Minifterium des 
Innern im Einverjtändniffe mit dem Handel3- und mit dem 
Aderbauminifterium vorbehalten, mit Rüdjiht auf die Be- 
ne dieſes Geſetzes die erforderlichen Mafßregeln zu 
treffen 


Zeitweilige Maßregeln zur Abwehr der Einfchleppung 
anfteedender Tierkrankheiten. 


8 5. Sit in einem Nachbarlande eine anjtedende Tier- 
franfheit in einem für den inländifchen Biehbeitand bedroh- 
fihen Umfange ausgebrochen und ihre Verfchleppung in das 
diesfeitige Gebiet zu bejorgen, jo kann von der politifchen 
Landesbehörde die Einfuhr lebender oder toter Tiere, durch 
welche eine Verſchleppung des Anſteckungsſtoffes möglich iſt, 
aus dem verſeuchten Gebiete: 

1. entweder entlang der Grenze des ganzen Verwaltungs⸗ 
gebiete3 oder für bejtimmte Grenzitreden verboten, oder 

2. nur über beftimmte Eintritt3orte und unter Be— 
ihränfungen gejtattet werden, welche die Gefahr einer Ein— 


ſchleppung ausſchließen. 


*) Laut Verordnung der Miniſterien des Innern, der Juſtiz, 
des Handels und bes Ackerbaues vom 10. April 1885, RGB. Nr. 54, 
findet das Geſetz auch auf Raufchbrand ber Rinder und Notlauf 
der Schweine Anwendung. 
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Diefe Verkehrsbeſchränkungen können nach Erfordernis 
auh auf die Einfuhr von rohem Fleiſch und fonjtigen 
tierifchen Rohſtoffen, Dünger, Raubfutter, Streumateriale und 
von allen Gegenjtänden, welche Träger de3 Anſteckungsſtoffes 
fein können, ausgedehnt werden. 

Nach Maßgabe der Umftände kann die Abjperrung ber 
Grenze, nötigenfall3 mit militärifchen Kräften, verfügt werden. 

Bu 85. Die verfügten Verkehrsbeſchränkungen find unter 
Bezeihnung der Grenzitrede, für welche fie zu gelten haben, 
von der politifhen Landesbehörde ... zu verlautbaren und 
ben einfchlägigen Finanzbehörden und Eifenbahnverwaltungen *), 
fowie dem Minifterium de3 Innern und dem Hanbel3minifterium 
zur Kenntnis zu bringen. 

Bei Beltimmung ber Eintrittöorte für die Einfuhr der 
betreffenden Tiere und Gegenftände find insbefondere die Eifen- 
bahnen und Wafjerftraßen zu berüdjichtigen. 


Beibringung von Biehpäffen. 


8 8 Auch im inländiichen Verkehre müſſen Viehpäffe 
beigebracht werden: 
a) für Wiederfäuer, Pferde und Schweine, weldhe auf Tier- 
ſchauen gebracht mwerden; 
b) für Rindvieh jeden Alters, welches auf Viehmärkte oder 
Auktionen gebracht, oder für Rindvieh (zum Schlachten 


*) Vergl. M. J. €. 6. Oktober 1893, 3. 25.328, betreffend 
das Verzeichnis ber Eifenbahnverwaltungsftellen, welche von ben 
aus Anlaß des Ausbruches anftedender Tierkrankheiten getroffenen 
Derfügungen zu verfländigen find. (Anzeigeblatt für den Viehverkehr 

‚Nr. 4. 

Anläßlich eines zur Kenntnis des Eifenbahnminifteriums ge- 
langten Falles, in welchem eine Bahnverwaltung ein ihr von ber 
politifhen Landesftelle fchriftlih mitgeteiltes Viehverkehrsverbot 
ihren Dienftitellen nicht im telegraphifhen Wege belanntgegeben 
bat, wird neuerlih in Erinnerung gebradit, bie... unmittel- 
bar, fei es im fchriftlichen oder telegraphifchen Wege zulommenden, 
aus Anlaß des Ausbruches einer anftedenden Tierfrankheit ge- 
troffenen Viehverkehrsbeſchränkungen der politifchen Landesftellen 
den unterftehenden Dienitftellen ausnahmslos telegraphiid 
befanntzugeben. 

Bei größerem Umfange der bezüglichen Verfügungen wirb es im 
Sntereffe der tunlichften Entlaftung des Bahnbetriebstelegraphen 
genügen, fi zunächſt auf die telegraphifhe Mitteilung eines Aug 
zuge3 ber Verfügungen zu bejchränten und gleichzeitig den vollen 
Inhalt derfelben fchriftlih den Dienftftellen befanntzugeben. (EM. 
1. September 1897, 3. 122/II, 88. 1897:107.) 
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beftimmte Kälber unter 6 Monaten ausgenommen), 

welches aus Anlaß des Wechſels des Standortes in 

einen anderen, über 10 Kilometer entfernten Ort ab» 
getrieben wird; 

c) für Herden von Wiederfäuern und Schweinen, melde 
über größere Landftriche getrieben werben; 

d) für Wiederfäuer, welche mittel3 Eifenbahnen und Schiffen 
befördert werden. 

Wenn andere Haustiere ald Wiederfäuer von anftedenden 
Tierkrankheiten befallen werden, oder wenn die Gefahr vor⸗ 
liegt, daß durch diefelben Unftedungzitoffe weiter verbreitet 
werden können, fo ift die politifche Landesbehörde ermächtigt, 
auch rüdfichtlich folder Tiere Viehpäffe für den Auftrieb 
auf Märkte und Auktionen, fowie für den Transport auf 
Eiſenbahnen und Schiffen anzuordnen. 

8. Die Viehpäſſe ſind in der Regel von dem 
Gemeindevorfiande (Gutsgebiet3-Boritehung) eines Ortes, wo⸗ 
ber das Bieh kommt, auszuitellen. 

Die politifche Banbeaßehörbe fann beflimmen, ob unb unter 
welchen Einſchränkungen in auögedehnten Gemeinden die Aus- 
ftellung von Biehpälfen ben in 8 15, Abſatz 2, bezeichneten 
Organen überlafjen werben könne. 

Sn ben im 89 des Rirnderpeſtgeſetzes bezeichneten Grenz. 
bezirten Galizien? und der Bukowina find die Viehpäſſe Für 
Rindvieh von den Reviforen auszuftellen. 

Der Ausftellung der Viehpaͤſſe Hat die Beſchau ber Tiere 
bucch einen Sachverftändigen vorauszugehen. 

Der Mangel eine Viehpaſſes, ſowie Unrichtigleiten des⸗ 
felben, insbefondere Mängel bezüglich der Übereinftimmung ber 
Städzahl und Merkmale der Tiere fchließt bie fofortige Zur 
laffung folder Tiere von Biehmärkten, Zierfhauen und vom 
Transporte auf Eifenbahnen und Dampfſchiffen aus. Wo foldhe 
Tiere betroffen werden, find diefelben auf Koften der Eigentümer 
einer tierärztlicden Beſchau zu unterziehen und nur in dem Falle, 
als fie gefund und rüdjichtlich ihrer Provenienz für unverbächtig 
befunden werben, unter Ausftellung eine neuen Viehpafſes, auf 
welchem der ftattgehabte Vorgang zu bemerken ift, zum weiteren 
unbehinberten Verkehr zuzulaſſen. Im gegenteiligen Falle ift 
das den Umftänden Angemeifene vorzufehren.*) 


*) Militärpferbe benötigen außer der Marjchroute feinen 
Viehraß HM. 14. Juni 1880, 8. 18.381, CB. 1880: 76. 
eſtimmungen des Tier ruchengeſehes, 88, lit. d, ivonad) 
für Bicveriuer welche mittel Eifenbahnen und Schiffen befördert 
werben, Biehpäffe beizubringen find, Haben felbftverftändlich auch 
auf Fälber Anwendung zu finden, daher letztere gleichjall3 behufs 
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Borfhriften beim Transporte auf Eifen- 
bahnen und Schiffen. 


8 10. Bei Beförderung von Wiederläuern auf Eifen- 
bahnen und Schiffen ift folgendes zu beobachten: 


1. Die Transporte find beim Ein- und Augladen an 
den biezu bejtimmten ‚Stationen von Tierärzten oder ſonſtigen 
Sachverſtändigen zu unterfuchen. 

2 Die Ausladung der Tiere darf — Notfälle ausge— 
nommen — nur am Beltimmungsorte erfolgen. 

3. Schlachtvieh darf nicht gemeinfchaftlih mit Zucht- 
oder Nugvieh zur Verſendung gebradjt und auch nicht in 
demfelben Eifenbahnmwagen oder auf demfelben Schiffe ver- 
laden werden. 


4. Aus einem fremden Lande eingeführtes Schladhtpieh 
darf nicht mit einheimifchen Wiederfäuern in demfelben Zuge 
oder auf demfelben Schiffe verladen werden. 


Bu 8 10. Die Ein- und NAusladeitationen für Transporte 
von MWiederfäuern auf Eifenbahnen find von ber politifchen 
LZandesbehörde und zwar auf den von Privatvermwaltungen be— 
triebenen Bahnlinien nach mit der Generalinfpeltion der öfter- 
reichiſchen Eifenbahnen, auf den der T. k. ‚Generaldireftion ber 
öfterreihifchen Staatsbahnen unterftehenden Bahnlinien nah mit 
der im gegebenen alle zuftändigen Eifenbahnbetriebsdirektion 
(Verkehrsleitung) gepflogenem Einvernehmen zu beftimmen.*) 


ihrer Beförderung auf Eifenbahnen durch Zie hpaſſe gedeckt ſein 
müſſen. (M. d. J. 24. Juli 1880, 3. 10.725.) 

Im Sinne des 8 8 des —— — müſſen für andere 
Haustiere als Wiederläuer Biehpäffe für den Transport auf Eifen- 
bahnen in dem Falle beigebradht werden, wenn dies feitens ber 
politifchen Landesbehörden angeordnet worden ift, dann ausnahms- 
108 für Pferde, welche zu Tierſchauen gebracht werben. Speziell 
für Schweine gelten rüdjichtlic der Provenienzen aus Galizien und 
Ungarn die aus Anlaß des Herrſchens der Maul- und Klauen- 
jeude mit der Minifterialverordnung vom 8. Dezember 1889 
(Anzeigeblatt Nr. 873), beziehungsmweife mit dem Erlaffe des k. k. 
Minifterium3 de Innern vom 23. November 1889, 8. 21.908 
(Unzeigeblatt Nr. 843), fowie die im allgemeinen aus dem gleichen 
Anlaffe von den einzelnen politifchen Lanbesftellen über bie Bei⸗ 
bringung von Siehpäflen extaffenen Ingrdnungen. (HM. 20. De⸗ 
zember 1889, 8. 48.632; VB. 1890:3.) 


*) Dieſe Faſſung beruht auf der Minifterialverordnung vom 
5. Jänner 1895, RGB. Nr. 14. An Stelle ber im Jahre 1896 
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Derfelde Borgang ift vor der in Ausjiht genommenen 
Auflaffung einer beftehenden Ein- und Augladeftation einzuhalten. 

Die politifche Behörde hat auch bie zur Unterfuchung der 
Tiere berufenen Organe zu beftellen. 

Die Aufnahme einzelner, mit ordnungsmäßigen Viehpäſſen 
gebedter Tiere behufs deren Beförderung und die Ausladung 
folder Tiere ift an beitimmte Stationen nicht gebunden. 

Die Weiterbeförderung der PViehtransporte von den Ein- 
und NAusladeftationen darf nur erfolgen, wenn rüdjichtlih der 
Biehpäffe und rückſichtlich des Gefundheitzzuftandes der Tiere 
fein Anſtand obmaltet. 

Trifft das letztere zu, fo ift der Viehpaß von dem beitellten 
Sadverftändigen behufs des MWeitertrandporte® mit der Be- 
merkung „unbedenklich befunden” unter Beifügung der Beichau- 
Protofollanummer, des Datums und ber Unterfchrift bes Sach⸗ 
verfländigen zu verjehen. 

Dad Beſchauprotokoll ift nah der hierfür erlaffenen In— 
ſtruktion zu führen. 

Die in den Staatsſchatz fließenden Beichaugebühren werden 
von ber politifchen Landesbehörde beftimmt und find von dem 
Berjender, beziehungsweife Begleiter der Tiere vor der Beſchau 
zu entrichten. 

Es ift durch geeignete Vorkehrungen dafür zu forgen, daß 
auf den Ein- und Wbladeplägen während der Bornahme der 
Sachverſtändigenbeſchau, ſowie bei etwa nötigen Umladungen und 
auf den Halteftellen ba3 Zuſammenkommen des Transportpiehes 
und deſſen Bermifhung mit anderen Tieren berfelben Gattung 
Bintangehalten bleibt. 

Kommt unter den mit der Eifenbahn beförderten Wieder- 
fäuern ein Erkrankungs⸗ oder Zobesfall vor, der nicht ziveifellos 
auf eine Äußere Einwirkung zurüdzuführen ift, fo ift Diejenige 
Eifenbahnitation, von welcher die Intervention einer politischen 
Bezirlsbehörde im Türzeften Wege zu erreichen ift, behufs In⸗ 
anfpruchnahme biefer Intervention telegraphifch zu benadprichtigen. 

Die politifde Bezirksbehörde Hat fogleih wegen der fad;- 
verftändigen Unterfuhung das nötige einzuleiten, und hängt 
e3 von dem Befunde ab, ob die Weiterbeförderung des Trans⸗ 
portes an den Beltimmungdort gänzlich oder teilweife aufzu- 
Halten und was überhaupt aus veterinärpolizeilihen Rückſichten 
porzulehren ſei. 

Im Falle der zuläffig befundenen gänzlichen oder teilweijen 
Weiterbeförberung des Transportes ift die Behörde des Be— 
ſtimmungsortes von dem Borlommniffe und dem Befunde behufs 


aufgelöften Generaldireltion ber öfterreihifhen Staatsbahnen find 
die T. k. Staatsbahndireltionen getreten und ift nunmehr mit biejen 
das Einvernehmen zu pflegen. 
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Einleitung der entſprechenden veterinärpoligeilihen Vorkehrungen 
telegrapbifch zu verftändigen. 

Die weitergehenden Borfihtämaßregeln mit Rückſicht auf 
Ninderpeit find in dem Rinderpeſtgeſetze und in der Bollzugs- 
vorſchrift zu demfelben enthalten. *) 


*) Nah dem Sinne des 8 10 des Tierjeuchengejeges, ferner 
nad der Beſtimmung der Durchführungsverordnung vom 12. April 
1880, zu 8 10 find nur jene Stationen als Ein- und Auslade- 
ftationen für Wiederfäuer zu beitimmen und zu diefem Behufe 
in benfelben Tierärzte oder fouftige Sachverſtändige zu beftellen, 
in welchen ein regelmäßiger Viehverkehr während des ganzen Jahres 
oder wenigftens in größerem Umfange zu beitimmten Beitabichnitten, 
ſo 3. B. anläffig von Viehmärkten nad) den bisherigen Erfahrungen 
zu gewärtigen  ift. 

Es unterliegt daher feinem Unftande, die Beitimmung der 
Durhführungsverordnung zu 8 10 des bezogenen Geſetzes, nad 
welcher die Aufnahme einzelner mit orönung3mäßigen Vieh— 
päffen gededter Tiere behufs deren Beförderung, fowie 
deren Ausladung an beftimmte Stationen nidt ge- 
bunden ift, au dann in Anwenbung zu bringen, wenn 
die Auf- ober Abgabe von berlei Sendungen in der 
betreffenden Station der Zeit nad tatfählih nur ver— 
einzelt ftattfindet. 

Im Gegenfalle ift von dem hHäufigeren Vorlommen von 
derartigen Sendungen ber politifchen Behörbe die entiprechenbe 
Anzeige zu eritatten, welcher es fohin obliegen wird, in Gemäßheit 
der beftehenden geſetzlichen Beltimmungen das Weitere zu ver⸗ 
entaflen. HR. 29. Juni 1880, 3. 18.023. 

.5. 3. kann fi nicht beitimmt finden, eine Minimal- 
Nädsal vom Tieren zu bezeichnen, über die hinaus deren Ein- und 
Ausladung nur mehr auf beftimmten Eifenbahnftationen zu erfolgen 
hat. Bei der Ein- und Ausladung einzelner Wiederfäuer, Die 
nicht an Stationen ftattfindet, für welche Beihauorgane beftellt find, 
ift die Vornahme einer befonderen Beſchau nicht erforderlich, indem 
die vor Ausfertigung des Viehpaſſes vorzunehmende Beſchau als 
genügend erachtet wird. 

Die Dellaration, ob das zur Beförderung auf Eifenbahnen 
übergebene Vieh Nub-, BZucdt- oder Schlachtvieh fei, Hat der 
Aufgeber beizubringen: dieſelbe iſt auf bem Frachtbrief erfichtlich 
zu maden. 

Unter fremdem Lande im 8 10, Punkt 4 des allgemeinen 
Tierſeuchengeſetzes iſt jedes Land zu verftehen, da3 außerhalb dem 
Geltungsbereiche des Geſetzes Tiegt. 

Bezüglich vorfommender Erkrankungen ober Todesfälle anderer 
Tiere als Wiederläuer, die aber ebenfall3 im $ 1 des allgemeinen 
ZTierfeuchengefeg aufgeführt find, ift fi, wenn —* während ber 
Bahnbeförderung eintreten, analog nad den Beſtimmungen zu be» 
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nehmen, welde in der Durchführungsverordnung zu 8 10 des all» 
gemeinen Tierfeuchengefeges rüdfichtlich folder bei Wieberfäuern 
a Fälle enthalten find. (M. d. 3. 24. Yuli 1880, 

Sm Nahhange zu ben Dur fü rungsbeitimmungen * 8 10 
des Tierſeuchengeſetzes und zu ben 88 7 und 40 des Rinderpeſt⸗ 
geſetzes wird folgendes verordnet: 

1. Aus Kontumazen entlaſſene Schafe und Ziegen können mit 
aus Kontumazen entlaſſenen, zu Wirtſchaftszwecken in Galizien 
und der Bulowina beſtimmten Rindern und mit einheimiſchem 
Schlachtvieh auf demjelben Buge befördert werben. 

2. Sind folde Schafe und Ziegen zur Schlachtung beftimmt, fo 
fönnen fie auch mit aus den Kontumazen entlaffenem Schlachtvieh 
auf bemfelben Zuge befördert werden. 

3. Die Beförderung von au Kontumazen entlafjenen Schafen 
und Biegen mit einheimifchem Zucht» und 2 upvieh ift nicht geftattet. 

Außer den unter 1, 2 und 3 vorgefehenen Yällen ift 
bie Befdrberung don aus einem fremden Lande Tommenden Schafen 
und Biegen mit einheimifchen Wiederkäuern geftattet, injolange 
nit in Anwendung der Beitimmungen des 8 5 des allgemeinen 
Zierfeuchengefege8 und der 88 2 und 4 des Winderpeftgefebes dieſe 
Beförderung für unzuläffig erflärt wird. (Verordnung der Minifterien 
des Innern, des Aderbaue3 und de3 Handels vom 23. November 
1880, RGB. Nr. 138.) 

Anläplich geftellter Anfragen um Aufklärung rückſichtlich einiger 
Beftimmungen ber Geſetze vom 29. Yebruar 1880 und der dazu 
erlaffenen Durchführungsverordnungen findet das HM. im Ein- 
vernehmen mit den Minifterien des Innern und des Wderbaues 
nadjftehbende Erläuterungen zu geben 


3) Zu der in ber Durchführungsperordnung zu 8 10, Alinea 8 
des Tierfeuchengejebes enthaltenen Beftimmung, wonach im 
Galle, als während eines Eifenbahntranzported ein 
Erkrankungs- oder Todesfall unter den beförderten 
Wiederfäuern (Rinder, Schafe und Biegen) vorlommen jollte, 
der nicht zweifellos auf eine äußere Einwirkung zurüdzuführen 
ift, Hiervon im kürzeſten Wege die politifche Bezirfsbehörbe in 
Kenntnis zu ſetzen ift, wird bemerkt, daß bieje Anzeigen 
Telbfiverhändtic duch die Station3vorftände oder 
deren Stellvertreter zu erftatten find. 

b) Sn betreff der Frage, ob in einem folden Falle der ganze 
Eifenbahnzug behufs der Amtöhandlung der politiſchen 
Behörde in der betreffenden Station zurüdzubehalten fei, ift 
folgende? zu beachten: 

Sind auf einem ſolchen Zuge mehrere mit verſchiedenen 
Frachtbriefen zur Aufnahme gelangte Wiederläuerjendungen 
verlaben, jo ift der ganze Transport dann anzuhalten, wenn 
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eine Vermiſchung dieſer verſchiedenen Sendungen 
ffattgefunden hal, oder wenn dar ganze Biehtrans— 
port aus einem durch Rinderpeſt verfeuhten Lande 
oder aus einer Rontumazanftalt fommt. 

In allen anderen Fällen find diejenigen Waggons 

zurüdzuhbalten, in welchen fi Tiere der durch denjelben 
Viehpaß gededten Sendung befinden, in welcher der 
Erkrankung?» oder Todesfall vorgelommen ift; befinden fich 
in bdemfelben Wagen, in welchem der Fall vorgekommen ift, 
Tiere einer anderen Sendung, fo find auch diefe von der 
Weiterbeförderung auszufchließen. 
c) Die Dellaration Über die Widmung der Tiere als 
Schlacht⸗, Nuß- ober Zuchtvieh hat bei der Aufgabe 
zum Bahntransporte zu erfolgen und ift Diefelbe 
auf dem betreffenden Frachtbriefe erfihtlih zu 
maden (HM. 1. Dezember 1880, Nr. 37.212.) 


Die Verfrahtung von Nutzſchweinen mit ben gleihen Bügen, 
in melden auch Schlachtſchweine befördert merden, ift ge 
ftattet. (M. d. %. 25. Jänner 1890, 8. 1389.) 

Hieramts ift die Wahrnehmung gemacht worden, daß in einzelnen 
Heineren, für die Abfertigung von Viehtransporten nicht befonders 
eingerichteten Stationen mancher Bahnverwaltungen, bei der Ein- 
oder Ausladung von lebenden Tieren, legtere mit Benützung Der 
Ladebühnen durch die Frachtenmagazine getrieben werben. 

Ein folder Vorgang erfcheint einerfeit3 vom veterinärpolizeilichen 
Standpunkte wegen ber hierbei unvermeidlichen Verunreinigungen 
und der Schwierigkeit einer gründlichen Desinfizierung der Magazin?- 
räumlichleiten, fohin im YHinblide auf die hierdurch bedingte Gefahr 
der Verbreitung anftedender Tierfrankheiten al3 unzuläflig, andrerjeit3 
muß derjelbe auch mit Rüdfiht auf die Störung des Magazins 
dienſtes und die Gefährdung der eingelagerten Güter durch Direkte 
Verunreinigung, ſowie dur Annehmen üblen Geruches, ſowohl 
während der Expedition der Tiere dab: wie auch bei eventueller 
nachträglicher Desinfizierung, als unftatthaft bezeichnet werden. (GJ. 
30. Zuli 1889, 3. 13.626/III ex 1888; 28. 1889:98.) 

Um ber veterinärpolizeilidhden Behandlung der Viehtransporte, 
unter welchen während ber Beförderung Erkrankungen, Todesfälle ufm. 
vorkommen, auf allen Bahnlinien die wünſchenswerte gleichmäßige 
Form zu fichern, hat das M. d. J. die in einer Eifenbahnftation 
bisher beftandene Gepflogenheit, die diefe Station tranfitierenden 
Sendungen lebender Schafe bei gejchlojjenen Etagewagen einer tier- 
ärztliden Nahfhau zu unterziehen, abgeftellt und gleichzeitig Die 
Verfügung geirofien, daß die Vorfchriften des 8 10, Alinea 8, 
bi3 11 der Vollzugsverordnung vom 12. April 1880, RGB. Nr. 36, 
zum Tierfeuchengejege, genaueſtens befolgt werden. (HM. 19. Jänner 
890, 8. 51.341 ex 1889, VB. 1890: 14.) 
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Beihau des Schladt- und Stechviehes. 

8 12, Die Vieh- und Fleiſchbeſchau ift rückſichtlich des 
Schlachtviehes allgemein durchzuführen. 

In gewerblihen Schlachtlofalitäten ift diefelbe auch auf 
das Stechvieh auszudehnen; in Gemeindeichlachthäufern, ſowie 
in größeren Schlachthäufern überhaupt muß die Vieh⸗ und 
Fleiſchbeſchau approbierten Tierärzten übertragen werden. 

Auch bei Notjchlachtungen Hat ftet3 eine Beſchau ftatt- 
zufinden.*) 


Die geehrte Verwaltung wird über Erfuchen des E. k. Mini- 
ſteriums des Innern eingeladen, die VBeranlaffung zu treffen, daß 
Viehtransporte überhaupt während des Rollens in einer Unterwegs⸗ 
ftation zum Bmwede ber Abwage nicht aus⸗, beziehungsmweife um⸗ 
geladen werden und daß bei begründeten Verdachte einer un- 
richtigen Klaffifilation der Sendungen die Nachwage zum Bivede 
der Rontrolfe in der Aufgabs⸗, beziehungsmeife in der Abgabs⸗ 
ftation erfolge. (HM. 29. Jänner 18%, 8. 53.661 ex 1889; 
28. 1890: 17.) 


Die Auswaggonierung von bereit3 verladenen GSchweinetrand- 
porten zum Zwecke der bahnamtlihen Nachklaſſifikation der Tiere 
ohne Intervention des zuftändigen ftaatlihen Viehbeſchauorganes 
it nur dann zuläffig, wenn dieſelbe noch in der Aufgabaitation 
und im Berlaufe von wenigen Stunden nach der vollzogenen 
veterinätpoligeilicden Beſchau auf derjfelben Rampe, welche zur Ber- 
ladung der Tiere benügt wurde, vorgenommen wird. SHiebei muß 
bahnfeitö verbürgt werden, daß jede Anftedungsgefahr ferngehalten 
und die Identität der aus⸗ und einzuladenden Tiere durch Bahn 
organe fichergeftellt wird, 

Sollte die Auswaggonierung unterwegs erfolgen, ift bieierhe 
nur im Beiſein des für die betreffende Station beftellten Bich- 
beſchauorgans ftatthaft. Im Tebteren Falle hat die Bahn, in deren 
Intereſſe die Ausladung geicieht, für die Dedung der Belchau- 
gebühren aufzulommen. (EM. 14. November 1903, 8. 50.521, 
Anzeigeblatt filr den Wiehverfehr 1903: 1408.) 

Sur Berufung ber zur Vornahme der tierärztlichen Beſchau 
bei Beförberung von Tieren auf Eifenbahnen beftellten Drgane 
ift der „Verſender“ verpflichtet. (WM. d. 3. 5. Juni 1892, 3. 9590.) 

*) Aus Anlaß vorgelommener Anftände bei Transporten von 
Fleifh und gefchlachteten Haustieren, ſowie behuf3 einer mwirkfamen 
Durchführung der im 8 12 de3 Tierjeuchengefege3 vorgefchriebenen 
Beſchau des Schladht- und GStechviehes, fowie der Wahrung der 
fanitätd- und veterinärpoligeilichen Intereſſen findet da3 M. d. J. 
im Einvernehmen mit dem HM. zu beftimmen, daß in Hinkunft 
wit Ausnahme der in dem 8 21 des Ninderpeftgefebes, dem 8 28 


974 Sanitätsvorſchriften für den Eiſenbahnverkehr. 


Unzgeigeverpflidtung. 
8 15. Wer an einem ihm zugehörigen oder feiner Auf- 
jiht anvertrauten Tiere eine der im $ 1 benannten ans 
ftefenden Krankheiten oder Erjcheinungen wahrnimmt, welche 


be3 Tierfeuchengefetes und dem 8 8, Alinea 1, des Desinfeltionz- 
geſetzes vom 19. Juli 1879 und den Hierzu erlajfenen Durch⸗ 
führung3verorbnungen vorgefehenen Fälle, für den Handels⸗ und 
Marktverlehr beftimmte Sendungen von Fleiſch oder gefchlachteten 
Haustieren zur Beförderung auf Eifenbahnen oder Schiffen nur 
dann übernommen werden Dürfen, wenn fie mit Sertifitaten über 
die am Schlachtorte ordrungsmäßig vorgenommene Beſchau gedeckt 

Diefe ZBertifilate find am Beſtimmungsorte der Sendung von 
dem Beichauer nah anftand3lofem Befunde des Tyleifches oder der 
geſchlachteten Tiere zu vibieren. 

Durch Beichauzertifilate nicht gededte oder den fanitären An- 
forderungen nicht mehr entiprechende derlei Waren find zu be 
anftanben. 

Die 8. k. Landesſtellen wurden beauftragt, bezüglid der Ber- 
lautbarung diefer Verfügung da3 Geeignete zu veranl 

Die Nichtanwendbarleit des vorftehenden Erlaſſes auf die in 
den oben zitierten Geſetzen vorgejehenen Fälle ift darin begründet, 
daß für die in den bezogenen Beltimmungen behandelten Fleiſch- 
fendungen laut berieben ohmehin fpezielle Zertifikate bereit3 vor⸗ 
gefchrieben find. (M. d. J. 7. Auguft 1884, 8. 8050 

Die Verordnung des M. d. 3. vom 7. Auguſt 1884, 8. 8050, 
kann felbftverftändfih nur auf Sendungen rohen Fleifhes ober 
Fleifch friſch geſchlachteter Tiere, nicht aber auf folche von bereit3 
auf irgend eine burchgreifende Weiſe zubereiteten, nicht mehr in 
rohen, friſchem Zuſtande befindlichen Fleifchwaren, wie auf ge 
eiudhertes oder gepöfeltes Fleiſch, auf Würſte u. dgl. Anwendung 
nden 

As für den Handel und Marktverkehr beftimmtes Fleiſch ift 
im Sinne dieſer Verordnung ſolches anzufehen, welches zu Biweden 
ber Approvifionierung beitimmt, oder an Korporationen oder an 
Perfonen verfchidt wird, welche fih mit dem Handel oder mit bem 
gewerbömäßigen Bertriebe von Fleiſch, oder mit der gewerböämäßigen 
Verarbeitung oder Zubereitung von Fleisch, wie Wirte, Reftaurateure, 
Gelder, Wurftfabrifanten uſw. beichäftigen. 

Es find daher nur Fleifchjendungen, welche an andere Privat- 
perfonen gerichtet find, von der Beibringung von Beichauzertifilaten 
bei der Abgabe zur Beförderung auf Eifenbahnen und Schiffen befreit. 
(M. d. 3. 8. November 1884, 3. 38.549.) 

Da rüdfichtlih der Beſchau am Beſtimmungsorte infofern 
Zweifel aufgetaudt find, al3 unter dem „Beſtimmungsorte“ ber 
Sendung von einer Seite die Eiſenbahnbeſtimmungsſtation, andrer- 
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nad) der vom Miniſterium des Innern hinauszugebenden 
Belehrung den Verdacht einer ſolchen erregen, hat hiervon 
dem Gemeindevorſteher unverzüglich die Anzeige zu erſtatten 
und das Tier von Orten, wo die Gefahr der Anſteckung für 
andere Tiere beſteht, fernzuhalten. 

Sm Verordnungswege kann beſtimmt werden, daß be- 
hufs der unverweilten Mitteilung an den Gemeindevorſteher 
(die Gemeindevorſtehung), in größeren Gemeinden die Anzeige 
an die zur Beſorgung ortspolizeilicher Geſchäfte beſtimmten 
Organe des Gemeindevorſtandes zu erſtatten ſei. 


Strafen. 


8 44.*) Wer es unterläßt, eine ihm nach dieſem 
Geſetze oder nach den auf Grund desſelben erlaſſenen Anord⸗ 


feit3 der PDomizilort des Empfänger verftanden wurbe, fo wird 
entfchieden, daß unter der Bezeichnung: „Beſtimmungsort“ der 
Domizilort des Empfängers, d. 5. jener Drt zu verftehen 
fei, in weldem bie betreffende Sendung tatfählih zur 
Verwendung oder Bermertung gelangt. 
Was nun die Fleifchbeihau in Galizien anbelangt, fo hat die 
k. k. GStatthalterei in Lemberg diesbezüglich eine Anftruftion für 
die Fleiſchbeſchauer erlaffen, welche die nachftehenden, den Eifenbahn- 
trangport betreffenden Beſtimmungen enthält: 
we m Eifenbahntrandporte beftimmte Fleifh von Rindern, 
Hafen und Biegen fann nur an den zum Ein- 
—* N Wblaben von Wiederfäuern beftimmten Eifenbahn- 
ftationen ein- und audgeladen werden und muß vor dem 
Ein- und nach dem Ausladen dur die an diefen Stationen ala 
Viehbeſchauer ernannten Sachverftändigen, welche als Fleifchbefchauer 
zu fungieren und nach diefer Inſtruktion vorzugehen haben, einer 
Beſchau unterzogen werben. 
Zum Einladen kann nur jenes Fleisch zugelaffen werden, welches 
a) mit einem vom Gemeinde» (Gut3gebietd-) Vorſtande des Schladh- 
tung3orte3 ausgeftellten Bertififate über die ftattgefundene Vieh—⸗ 
und Fleiſchbeſchau, nach dem borgeichriebenen Formulare, gebedt 
if, und deſſen GStüdzahl mit dem im Zertifilate angegebenen 
übereinftimmt; 
b) ferner jenes, welches von Tieren flammt, welde in den 
Monaten uni, Juli, Auguft und September fpäteftend vor 
24 Stunden, in den übrigen Monaten vor 36 Stunden 
geichlachtet wurden; 
c) welches vom Sieiläßefgaue: als friſch und transportfähig 
erflätt wurde. (M. d 19. April 1885, 3. 5851.) 


*) Dreue Faſſung auf nd bes Geſetzes vom 24. Mai 1882, 
RGB. Nr. 
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nungen obliegende Anzeige zu erftatten, macht fich einer 
Übertretung ſchuldig und ift mit Arreft bi3 zu zwei Monaten 
oder an Geld bis zu 300 fl. zu beitrafen. 

8 45.*) Wer den fonftigen in diefem Geſetze enthal- 
tenen oder auf Grund desſelben erlaffenen Anordnungen zu=- 
wiberhandelt, macht fi) einer Übertretung ſchuldig und ift 
mit Arreſt bi zu 6 Monaten oder an Geld bi3 zu 500 fl. 
zu beitrafen: 

1. in den Fällen, in welchen nad) dem Geſetze ($ 46) 
auf den PBerfall von Tieren oder tierifhen Rohprodukten 
zu erkennen ift; 

2. wenn Vieh von ber Seuche ergriffen worden ift; 

3. wenn eine körperliche Beichädigung oder der Tod 
eine3 Menfchen verurſacht worden ift. 

Die Strafe ift Arreft bis zu zwei Jahren oder Geld- 
ftrafe bi3 zu 2000 fl.; im Falle der Tod eines Menſchen 
er ftrenger Arreft von einem Monate biß zu Drei 
Sahren. 


II. Gefeh vom 29. Februar 1880. RGES. Nr. 37, 
betreffend Die 
AbmwehrundTilgungderfRinderpeft, 


ann 
Miniferialverordnung vom 12. April 1880, R6R. 
r. 


betreffend die 
Durchführungsbetemmungen zu dieſem 
e 
(Auszug, enthaltend die die Eiſenbahnen betreffenden 
Beſtimmungen.) 

Anmerkung. Die aus dem Geſetze entnommenen Be—⸗— 
ſtimmungen find bloß mit „8 bezeichnet, während die ben 
Paragraphen des Geſetzes angefügten Beitimmungen der Durch⸗ 
führungsverordnung mit der Bezeichnung „zu 8" verfehen find. 


Einfuhbrauspverfeudten Gegenden. 


8 1. Tritt die Ninderpeft in einem an das Geltung3- 
gebiet dieſes Gejebes angrenzenden oder mit demfelben in 


*) Neue Faſſung auf Grund des Geſetzes vom 24. Mai 1882, 
RGB. Nr. 51. 


⸗ 
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unmittelbarem Verkehre jtehenden Lande auf, jo dürfen aus 
ben verjeuchten Gegenden besfelben nicht eingeführt werben: 

a) Rinder und andere Wiederfäuer im lebenden oder toten 
Buftande; 

b) alle von Wiederfäuern ftammenden tieriichen Teile, Wb- 
fälle, NRobftoffe in friſchem oder getrodnetem Zuftande. 

Ausgenommen hiervon find Molfereiprodufte, aus⸗ 
geichmolzener Talg, dann Schaftvolle, welche gewaſchen 
ober niert worden und in Säden oder Ballen ver- 
padt ift; 

c) Rauhfutter, Stroh und andere Streumaterialien, dann 
Dünger; 

d) gebrauchte Stallgeräte und Anfpanngefchirre, für den 
Handel beſtimmte getragene Kleider, derartige Schuh- 
wert und Habern. 

Heu und Stroh und anderes al3 Verpadungsmittel be- 
nütztes Streumateriale ift am Beftimmungsorte der Ware 
jogleich nach der Ankunft zu vernichten. 

Als verfeuchte Gegend ift diejenige anzujehen, welche 
innerhalb de3 Kreisumfanges Tiegt, der durch einen Halb- 
mejfer von 20 km Länge von dem verfeuchten Orte aus 
beichrieben wird, 


Einfuhr aus niht verfeudten Gegenden. 


8 2, Aus nicht verfeuchten Gegenden verfeuchter Länder 
fann bon der politiichen Landesbehörde des angrenzenden 
bierfeitigen Verwaltungsgebietes die Ein- und Durchfuhr der 
im $ 1 von der Einfuhr außgefchloffenen Tiere und Gegen- 
fände unter folgenden Bedingungen geftattet werben: 

a) Die Einbringung darf nur an jenen Orten erfolgen, 
welche hierfür bejonder3 beftimmt werden; überdies muß: 
b) am EintrittSorte duch amtliches Zeugnis nachgemiejen. 
werden, daß die betreffenden Tiere aus nicht verjeuchten 

Gegenden ftammen, fowie daß der Transport durch 

feuchenfreie Gegenden erfolgte; 

c) der gejunde Zuftand diefer Tiere durch die Unterfuchung 
eines Amtstierarztes fichergeftellt und 

d) bei Transporten der im $ 1, b, c, d von der Einfuhr . 
ausgeſchloſſenen Gegenftände der amtliche Nachweis ge- 
liefert werden, daß diefelben nicht aus verfeuchten Ge— 
genden ftammen und nicht in verjeuchten Orten ge- 
lagert waren. 


Gef. Sig. XVU. Eiſenbahngeſetze. 62 
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Einfuhrverbot; Grenzſperre. 

8 8. Tritt jedoch die Ninderpeft in Orten, die nicht 
über 40 km von der Grenze entfernt find, oder überhaupt 
in bedrohlicher Weife auf, jo ift von der politifchen Landes- 
behörde des angrenzenden 'hierjeitigen Berwaltungsgebietes die 
Ein- und Durchfuhr der im $ 1 bezeichneten Tiere und 
Gegenftände über die gefährdete Grenze überhaupt zu ver- 
bieten und die Abfperrung derjelben (Grenzſperre), nad Er- 
fordernis auch mittels eines militärischen Kordons zu verfügen. 


Berfehrserleidterungen. 


8 4, Die Landesbehörde de3 angrenzenden Verwal⸗ 
tungägebiete3 Tann aber au in den Fällen des $ 3 Die 
Zulaffung für nachbezeichnete Transporte aus nicht verſeuchten 
Gegenden in das Geltungsgebiet dieſes Geſetzes unter den 
Bedingungen des 8 2 bemilligen: 

a) für Transporte von Schlachtvieh nad) ſolchen Orten, in 
welchen öffentliche Schlachthäufer bejtehen; 

b) für Transporte von volllommen trodenen Häuten, 
Knochen, Hörnern, Hornfpigen und Klauen, gefalzenen 
und getrodneten Rinderdärmen, Saitlingen, ungeſchmol⸗ 
zenem Talg in Fällen und Wammen, Kuhhaaren, 
Schweinsborften, Schafmolle und Ziegenhaaren, infofern 
leßtere Gegenftände in Säden oder Ballen verpadt find. 
Die unter a) und b) bezeichneten Transporte dürfen nur 

auf Eifenbahnen oder auf dem Wafferwege und unter Beob- 
achtung bejonderer Beichränfungen und Vorſichten ftatt- 
finden. NRüdfichtli) der unter a) bezeichneten Transporte 
muß da3 Schlachthaus in unmittelbarer Verbindung mit dem 
Schienenwege oder dem Landungsplage der Schiffe ftehen. 

Die näheren Borfichtsmaßregeln werden im Verordnung 
wege getroffen. 

Im Falle der Durchfuhr ift die Geftattung des Eintrittes 
durch die Nachweifung bedingt, daß die Regierung des Landes, 
nad) welchem der Transport anzutreten beftimmt ift, ben 
Übertritt desfelben über die Grenze nicht beanftändet. 

Bu 84. Bu lit. a). Außer den im 8 10 de3 allgemeinen 
Zierjenhengeiehes und in der Vollzugsvorſchrift zu demſelben 
angeordneten Vorſichten ift rüdfichtlich der im 8 4 dieſes Geſetzes 
bezeichneten Transporte folgendes zu beobachten: 

1. Der für die Einbruchsſtation beftellte Tierarzt Hat die 
Lolalbehörde des Beſtimmungsortes von dem Abgang eines 
Schlachtviehtransportes telegraphifh zu verftändigen. 


Gel. vom 29. Februar 1880, RGB. Nr, 37. 979 


2. Die Ortsbehörde des Beitimmungsorte® hat darüber 
zu waden, daß von der Ankunft der Tiere bis zu beren 
Schlachtung und bei letzterer alle vermieden werden, wodurch 
die etwa vorhandene Krankheit verfchleppt werden könnte. Die 
mdtung folder Tiere muß unter tierärztlicher Aufficht ftatt- 

en. 


3. Perſonen, welche derlei Transporte begleiten und mit 
dem Auf und Abladen berfelben auf Eifenbahnen und Schiffen 
befchäftigt waren, haben ſich der Desinfektion zu unterziehen. 

4. Im Falle der Ronftatierung der Rinderpeft in einem 
Schlachtviehtransporte ift nah 8 33, Alinea 1 dieſes Gefehes, 
borzugehen. 

Bu lit. b). 1. An den Eintrittäorten ift der nad bem 
Gefege erforderliche Zuſtand der Rohſtoffe von dem  beitellten 
Tierarzte zu Tontrollieren, und wenn derjelbe nicht beiteht oder 
auch nur bei einzelnen Stüden mangelhaft befunden wird, bie 
ganze Fracht zurüdzumeifen. 

Diefe Vorſchrift ift bei den zur Durchfuhr einlangenden 
tierifchen Rohſtoffen ber angeführten Arten auch dann ein- 
zubalten, wenn eine BZuftimmung zur Einfuhr von Seite der 
Regierung jenes Landes, nach welchem der Transport beftimmt ift, 
vorliegt. 

2. Bei notwendigen Umladungen und bei dem Wegbringen 
von den Ausladeplägen dürfen Rindviehbeſpannungen nicht benützt 
werben, und find die von Geite der Behörde fonft getroffenen 
Sicherheitämaßregeln einzuhalten. 


Desinfeltion von PBerfonen. 


8 5. Nach verfügter Grenzſperre haben fi Perfonen 
bon denen befannt oder anzunehmen ift, daß fie in verjeuchten 
Orten gewefen find oder mit den im $ 1 unter a, b, c, d 
genannten Tieren oder Gegenftänden in Berührung waren, 
vor ihrer Yulaffung in das Geltungsgebiet dieſes Geſetzes 
einer Desinfektion zu unterziehen. 

Der Desinfektion find aud die Effekten folcher Perſonen 
und die von denfelben benütten Fuhrwerke zu unterziehen. 

Bu 85. Zum Bwede der Pesinfeltion von auf Land» 
wegen üübertretenden Perfonen ber im $ 5 bezeichneten Art 
und ihrer Effeften und Fuhrwerke ift in jedem der fundgemachten 
Eintritt3orte ein entiprechendes Desinfektionslokal zu beichaffen. 

Für dieſes Lokal, welches mit ben nötigen Desinfektions⸗ 
mitteln und Geräten zu verſehen ſein wird, iſt ein beſonderer 
Wärter zu beſtellen, welcher über die Art der Anwendung des 
Desinfeltionsmateriales zu belehren iſt. 

Bezüglich des Desinfektionsverfahrens haben die Beſtimmungen 
des 8 21, lit, h), i) und k) Anwendung zu finden. 


62* 
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Maßregeln gegen ftändig und Häufig ver— 
feudte Länder. 

8 7. Die Ein- und Durdfuhr von Rindern aus Län- 
dern, von welchen wegen häufig vorfommender Berfeucdhung 
die Einfchleppung der Rinderpeit in befonderer Weife droht, 
ift verboten. Dieſe Länder werden im Verordnungswege 
bezeichnet. 

Die Ein» und Durchfuhr von Schafen und Biegen Tann 
unter ben Bedingungen des $ 2 von ber politifchen Landes- 
behörde injolange geftattet werden, ald die Seuche nicht 
innerhalb 80 km von der Grenze herricht oder ihre Ber- 

breitung in dem betreffenden Auslande nicht überhaupt die 
“ Einfuhr als unzuläffig erſcheinen läßt. 

Unter benjelben Bedingungen kann aud) bie Ein- und 
Durchfuhr der im $ 4 lit. b) bezeichneten tierifhen Teile 
geftattet und überdies für diefelben eine entjprechende Des— 
infeftion beim Übertritte über die Grenze borgefchrieben 
werden. 

Die Transporte der vorbezeichneten Tiere, ſowie der 
tierifchen Zeile find, wo nur immer möglich, mittel der 
Eifenbahn oder auf Waflerwegen an ihren Beltimmungsort 
zu befördern. Die hierbei zu beachtenden bejonderen Bor- 
fihten werden im Verordnungswege beftimmt. Tierifche Teile 
im friſchen Zuſtande find von der Ein- und Durchfuhr 
ausgeſchloſſen. 

Gewaſchene oder kalzinierte Wolle, Molkereiprodukte und 
ausgeſchmolzener Talg unterliegen rückſichtlich ihrer Ein⸗ und 
Durchfuhr keinen Beſchränkungen. 

Zur Einfuhr der im $ 1 lit. c) und d) bezeichneten 
Gegenftände ift die bejondere Bewilligung der politifchen 
Landesbehörde erforderlich. 

Bu 87. Das im $ 7 audgefprochene Verbot gilt dermalen 
unter den im 8 40 angeführten Übergangsbeflimmungen gegenüber 
Rußland und Rumänien. 

Die Ein- und Durchfuhr gefalzenen oder anderweitig Ton- 
Ierbierten re aus Rumänien ift geftattet. (M. d. J. 25. Jänner 


18886, 
Viehbeförderung auf Eifenbahnen. 


8 10. Die Eifenbahnverwaltungen dürfen innerhalb 
des im 8 9 bezeichneten Grenzgebietes Wiederläuer zur 
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Weiterbeförderung nur auf beftimmten Eifenbahnftationen 
und auf Grund vorfhriftsmäßig ausgeftellter Viehpäſſe über- 
nehmen.*) 

Bu 810. Die Landesbehörde Hat im Einvernehmen mit 
ber Generalinfpeftion der öfterreichiihen Eifenbahnen die Eifen- 
babnftationen zu beftimmen, auf melden die Verladung von 
Wiederfäuern ftattfinden Tann. 


Verlautbarung des Seuchenausbruches. 


8 22. Der Ausbruch der Rinderpeſt iſt in den Landes⸗ 
ſprachen kundzumachen. 

Die politiſche Bezirksbehörde hat denſelben in ihrem 
Bezirke zu verlautbaren und hiervon die benachbarten politiſchen 
Bezirke, in den Küſtenländern auch die Seeſanitätsbehörden, 
zu gleichem Bivede zu verfitändigen. | 

Eine ſolche Berjtändigung hat auch an ſolche Gemeinden 
zu erfolgen, nach welchen eine Berjchleppung des Anjtedungs- 
ſtoffes möglicherweiſe ftattgefunden haben konnte; injofern 
der verſeuchte Ort nicht über 75 km von der Reichögrenze 
entfernt Tiegt, ift auch die zuftändige Behörde des benach— 
en Staatsgebietes von dem Seuchenausbruche in Kenntnis 
zu eben. 

Die politifhe Landesbehörde hat die Berlautbarung des 
Seuchenausbruches in ihrem Verwaltungsgebiete zu veran- 
laffen und hiervon auch die benachbarten politifchen Landes⸗ 
behörden, rüdjichtlich der Küftenländer auch die Seebehörde 
in Trieft, ſowie jene Verwaltungsgebiete zu verftändigen, mit 
welchen ein bedeutender direkter Verkehr aus den verjeuchten 
Gegenden ftattfindet. 


*) Gegen bie Beichränkung des Verkehres mit tieriihen Roh— 
prodbuften aus feuchenfreien Gegenden eine® von der Ninderpeit 
verfeuchten Landes oder infofern deren Transport überhaupt zu- 
läffig ift, der aus Seuchenorten oder Seuchenbezirken ftammenden derlei 
Produkte auf beftimmte Tage und Züge, waltet infofern es ſich 
nicht um Transporte von Fleiſch oder jonftigen Artifeln des täglichen 
Bedarfes Handelt, unter der Vorausſetzung im Prinzipe fein Anſtand 
ob, dab diefe Beichränfung mit den Bedürfniffen des Verkehres 
in Einffang bleibe. 

Die Entfcheidung hierüber wird, wenn nicht für derlei Ber- 
hältniffe fhon im voraus im Einverftändniffe mit der General- 
infpeftion beftimmte Büge dejigniert werden, durch die genannte 
Behörde von Fall zu Ball beim Einleiten ER Derhättniffe 
erfolgen. (HM. 18. Jänner 1880, 3. 39; EB. 1 11.) 
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Bei Ninderpeftfällen der im $ 33 bezeichneten Art hat 
die Berftändigung nach allen Richtungen zu erfolgen, rüd- 
ſichtlich welcher die Gefahr der Verjchleppung angenommen 
werden kann. 


Sämtliche Anzeigen und PBerlautbarungen über NRinder- 
peftausbrüche jind jofort zu bewirken und durch die politische 
Landesbehörde dem Minifterium des Innern unverzüglich zur 
Kenntnis zu bringen. 


Mapßregeln im Seudenorte. 

8 23. Jede verfeuchte Ortſchaft ift als folche für 
jedermann kenntlich zu machen. In derjelben find außer 
den borangehenden Beltimmungen nachfolgende Maßregeln 
zur Ausführung zu bringen: 

f) Rinder, Schafe und Ziegen dürfen nur injofern in den 

Seuchenort eingelaffen werden, al3 berlei Vieh zur Ber- 

proviantierung notwendig ift; 


g) die Durchfuhr von Rindern, Schafen, Ziegen und tieri- 
ſchen Rohproduften mittel3 der Eifenbahn oder auf 
Schiffen it nur unter Beobachtung von Schugmaßregeln 
zuläjlig, welche die Gefahr der Verſchleppung ausſchließen; 

h) die Aus⸗ und Durchfuhr von Heu, Stroh und anderen 
zur Berichleppung der Anftedungsftoffe geeigneten Gegen- 
ſtänden ift verboten. 


Heu und Stroh darf ald Verpadungsmittel für In⸗ 
duftrieerzeugniffe nur im bdesinfizierten Zuſtande ver- 
wendet werden. Dasſelbe ift nach dem Auspaden fofort 
zu verbrennen. 


Zu 828 Zu lit. gl. Im Falle der Seuchenort der 
GStationdort einer Eifenbahn wäre, ift das Betreten diejes legteren 
duch die Ortsbewohner auf die Fälle der unbedingten NRot- 
wendigkeit zu beichränten, und it — ben Fall von lit. f au 
genommen — das Auf⸗ und Mbladen von Wieberfäuern für 
bie Seuchendauer unbedingt verboten. 

Bu lit. bh). Die vorgefchriebene Desinfeltion de3 als Ver⸗ 
padungsmittel für Anduftrieerzeugniffe beftimmten Heues und 
Strohe3 hat in der Durdlüftung und nachfolgenden Beiprigung 
dieſer Verpadungsmittel mit Karbollöfung zu beftehen und ift 
von der Ortsbehörde zu überwachen. 


Die Lolalbehörde des Beftimmungsortes ift von dem Abgange 
der Sendung behufs überwachung der Verbrennung bed Ver—⸗ 
padungsmittel® zu verftänbigen. 
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Seuchenbezirk. 


8 27. Herrſcht die Rinderpeſt in einem Orte, mit 
Ausnahme größerer Städte, jo iſt von der politiſchen Bezirks- 
behörde, nötigenfall3 im Einvernehmen mit den benad)- 
barten Bezirköbehörden, nad) den lokalen Berhältnifjen ein in 
der Regel nicht unter 20 km vom Seuchenorte fich erftredender 
Umkreis (Seuchenbezick) zu beftimmen, in welchem die nach⸗ 
folgenden Anorönungen zu gelten haben: 


b) Seder Erkrankungs⸗ und Umftehungsfall eines Stüdes 
diefer Tiergattungen ift unverzüglid dem Gemeinde» 
(Cutögebietö-)orfteher ($ 14) und von diejem der 
politifchen Bezirksbehörde, beziehungsmweife bei Anweſen⸗ 
heit im verjeuchten Bezirke der Seuchenkommiſſion an- 
zuzeigen. 

d) Die Ein- und Durchfuhr von Rindern, Schafen und 
Biegen in und durch den Seuchenbezirk, ebenfo die Durch⸗ 
fuhr von Rauhfutter und Stroh bedarf einer befonderen 
Genehmigung der politiichen Bezirksbehörde. 


e) Die Durchfuhr folder Tiere mitteld ifenbahnen und 
Schiffen ift nur unter den im 8 23, lit. g) bezeichneten 
Vorſichten zuläffig. 


g) Die Ausfuhr von Rindern, Schafen und Biegen, ebenfo 
die Ausfuhr von roher Schafwolle, ungeſchmolzenem 
Talg, Hörnern, Klauen, Rauhfutter, Stroh, Streumaterial 
und Dünger au dem Seuchenbezirke ift unterjagt. 

h) Nur ausnahmsweiſe und unter beſonders berüdjichtigungg«- 
würdigen Berhältniffen darf die Ausfuhr von Schlacht- 
vieh, von Rauhfutter und Stroh von der politischen 
Bezirksbehörde unter entjprechender Kontrolle und mit 
Buftimmung der politischen Bezirksbehörde des betreffenden 
Bezugsortes, injofern es fi) aber um die Ausfuhr in 
ein anderes, unter das Geltungsgebiet dieſes Geſetzes 
fallendes Land handelt, mit Zuſtimmung der Landes⸗ 
behörde des letzteren geſtattet werden. 


Bu 8 27, lit. h). Inſofern bei der behördlich geftatteten 
Ausfuhr von Schlachtvieh, von Rauhfutter und Stroh aus einem 
Seuchenbezirle in ein anderes Verwaltungsgebiet die Durd- 
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fuhr dur ein dazmifchenliegendes, in das Geltungsgebiet dieſes 
Geſetzes fallendes Land ftattfinden muß, ift auch die Zuſtimmung 
der politifchen Landesbehörde diefes letzteren einzuholen. 
Berfehr in den nicht verfeuhten Landes— 
i teilen. 


8 31. Beitehen in einem Lande nur in einer Gegend 
wenige vereinzelte Seuchenorte, fo unterliegt der Berfehr ber 
nieht in Seuchenbezirte fallenden Teile des Landes unter- 
einander und mit den anderen Zändern feiner weiteren Be— 
ſchränkung. 

Herrſcht die Rinderpeſt in einem Lande in größerer 
Verbreitung oder in mehreren zerſtreuten Seuchenorten, ſo 
haben gegenüber dieſem Lande nach Maßgabe der Ein— 
ſchleppungsgefahr die Beſtimmungen der 8$ 1 bis 5 mit 
Berüdfichtigung der die Verwertung des Fleijches, ſowie der 
Häute betreffenden Beltimmungen des 8 21, c) und d) in 
analoge Anwendung zu kommen. 

Ein allgemeined Einfuhrverbot und die Grenzjperre (8 3) 
kann jedoch gegenüber dem verſeuchten Lande nur mit Zus 
ftimmung de3 Minifteriumd de3 Innern angeordnet werden. 
Iſt die Einfuhr aus dem verfeuchten Lande auf die im 8 4 
genannten Transporte von Schlachtvieh und von beftimmten 
tieriſchen Rohprodukten bejchränft worden, jo darf Nubpvieh 
(Zucht⸗, Arbeits», Milch⸗ oder Yungvieh) aus den nicht ver- 
feuchten Gegenden de3 verjeuchhten Landes in ein anderes 
Land nur im Falle des nachgewiejenen dringenden Bedarfes 
über eingeholte Bewilligung der betreffenden Landesbehörden 
unter den von dieſen feitgeitellten Bedingungen eingebracht, 
und muß bei der Ankunft an feinem Beitimmungdorte jeden- 
fall3 durch zehn Tage unter Beobachtung abgejperrt (fontu- 
maziert) und auf Koften de3 Eigentümers tierärztlic be— 
obachtet werden. 


Mapregelnbeifinderpeftfällen auf Trans— 
porten, Viehmärkten, in Schlachthäuſern. 
8 33. Wenn die Rinderpeſt in einer Herde auf einem 
Schiffe oder Eijenbahntrandporte oder auf "dem Marfche 
behördlich Eonftatiert ift, jo find alle Tiere dieſer Herde, Die 
kranken ſowohl al3 die gejunden, fo jchleunig ald möglich zu 
töten. Bezüglich der getöteten Tiere und der mit den kranken 
und verdächtigen Tieren bejchäftigten Perjonen haben Die 
Beitimmungen des $ 21 Anwendung zu finden, 
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Wird die Ninderpeft auf einem Schlachtviehmarkte oder 
in einem öffentlihen Schlachthauſe feitgeitellt, jo iſt, falls 
nicht daſelbſt ausreichende bleibende Vorkehrungen gegen die 
Berfchleppung von Anftelungsitoffen und deren Übertragung 
auf andere Triebe getroffen find, der Abtrieb der daſelbſt be- 
findliden Wiederfäuer einzuftellen und die Tötung derfelben 
zu verfügen. | 

Im übrigen ift nach den Beitimmungen des $ 21 bor- 


zugehen. 
Peſt bei Shafen und Ziegen. 
8 34. In betreff der Pelt bei Schafen oder Biegen 
finden jene Maßregeln jinngemäße Anwendung, welche rüd- 
fihtlih der Rinderpeſt vorgejchrieben find. 


Beftreitung der durch Vorkehrungen gegen 
bie Rinderpeft ermwadhfenden Roften. 

8 37. Die Koften für die Desinfektion der Höfe und 
Stallungen fallen dem Eigentümer zur Laft. 

Für die tierärztliche Beſchau an den Ein- und Aus— 
ladeftationen der Eijenbahnen und Schiffe können mit Ge— 
nehmigung der Landesbehörde angemejjene Taren von den 
zur Zahlung der Fracht BVerpflichteten eingehoben werden. 


Beftimmungen in betreff der Strafen. 


8 38. Die Beftimmungen des 8 44 des Geſetzes, be- 
treffend die Abwehr und Tilgung anftedender Tierkrank— 
heiten, haben auch rüdfichtlich dieſes Geſetzes zu gelten. 

Mer jedoch eine Anzeige, deren Unterlaffung den Verfall 
von Tieren zur Folge haben Tann, unterläßt; ferner, wer 
den Anordnungen rüdjichtlich der Beibringung von Viehpäffen 
in den im $ 9 bezeichneten ©renzgebieten, oder wer den 
jonftigen, rüdfichtlich der Abwehr und Tilgung der Rinderpeft 
in biefem Gelege enthaltenen bejonderen Beitimmungen oder 
den auf Grund derjelben erlaffenen Anordnungen zumider- 
handelt, macht fi) eine? Vergehens fchuldig, welches mit der 
im 8 45 des Gejebes betreffend die Abwehr und Tilgung 
anftedender Tierkrankheiten angedrohten Strafe mit Bedadıt- 
nahme auf die mit der Verlegung der Rinderpeftporjchriften 
verbundene größere Gefahr zu ahnden ift. 

Tiere und tierifche Rohprodukte, mit welchen ein Verbot 
der Ein» oder Durchfuhr über die Neichg- oder eine Landes- 
grenze lbertreten wird, bie beitimmten Einbruchitationen um⸗ 
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gangen werden oder ein aufgeftellter Kordon durchbrochen 
worden ift, jind durch die Strafbehörde als verfallen zu 
erklären. 

Bei Zumiderhandlungen gegen die Vorfchriften dieſes 
Geſetzes, insbejondere auch bei Unterlaffung der in denfelben 
vorgejchriebenen Anzeigen kommen die Beftimmungen des 
Geſetzes vom 29, Februar 1880, die Abwehr und Tilgung 
anftedender Tierkrankheiten betreffend, mit Bebachtnahme 
auf die mit der Übertretung der NRinderpeftporfchriften ver- 
bundene größere Gefahr in Anwendung. 


III. Gefeh vom 17, Auguſt 1892, R6R, Ur. 142, 
betreffend die 
Abwehr und Tilgung der Lungenfjeude der 
Ninder, 
dann 
Minifterialverordnung vom 22. September 1892, 
GB. Ar. 166, 
betreffend Die 
Durhführungsbeftimmungen zu dieſem 
Geſetze. 
(Auszug, enthaltend die die Eiſenbahnen betreffenden 
Beſtimmungen.) 

Anmerkung. Die aus dem Geſetze entnommenen Be 
ſtimmungen find bloß mit ,8” bezeichnet, während bie ben 
Paragraphen des Geſetzes angefügten Beſtimmungen ber Durd» 
führungsverorbnung mit der Bezeichnung „zu 8" verjehen find. 

8 1. Zum Zwecke der möglichſt rafchen Tilgung der 
ungenfeuche der Rinder ift mit der Tötung der an Lungen- 
jeuche kranken, dann der der Zungenfeuche verdächtigen, endlich 
jener Tiere des Rindergeſchlechtes vorzugehen, welche mit 
den kranken oder verbäditigen Tieren in demſelben Gehöfte 
oder Standorte untergebradyt und daher der Anftedung ver- 
dächtig find, 

Sn der gleihen Weile find au ......... jene 
Nindviehtrandporte auf Eifenbahnen ......... zu ber 
handeln, unter welchen die Qungenfeuche Eonjtatiert wird. 

Bezüglich der Desinfektion der Eifenbahnmwaggons ... - 
bleiben die beftehenden geſetzlichen Vorſchriften aufrecht. 
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8 11. Das Fleifh von über Auftrag der Behörde 
getöteten Rindern darf nad) Maßgabe des tierärztlichen Be- 
fundes nad) völligem Erkalten verwertet und unter Beigabe 
eine3 Zertifikates der Seuchenkommiſſion ausgeführt werden. 

Bu 811. Ergibt fi im Seuchenorte ſelbſt oder in den 
benachbarten Gemeinden für das Fleiſch der gejchlachteten Tiere 
Teine entiprechende Bermwertung, jo ift dasſelbe nad voll⸗ 
Rändigem Erkalten unter Dedung eines SBertifilates der 
Seudentommifion nad) größeren Konfumorten zu verjenden. 

Überführung bes Fleiſches nad) anderen Gemeinden 
darf er auf gut gereinigten Wagen und zum Schutze 
gegen jede Verunreinigung unter Umbüllung mit reinen 
luftigen Deden erfolgen. 


8 13. Die Berfrachtung folcher (jeuche-, bezw. an⸗ 
ſteckungsverdächtiger) Tiere mittels der Eifenbahn ....... 
darf nur in befonderen Biehwaggond ...... , welche aus⸗ 
ſchließlich die zum Transporte beſtimmten lungenfeuche⸗ oder 
anſteckungsverdächtigen Tiere aufnehmen dürfen und mit der 
Aufſchrift „ſeuchenverdächtige Tiere“ bezeichnet ſein müſſen, 
durchgeführt werden. 


Jede Ausladung oder Zuladung von Tieren iſt während 
des Transportes auf Eifenbahnen ...... bei ftrengfter 
Ahndung zu unterlajfen. 

Bu 818. Der Trieb (feuche» beziehungsweife anftedungs- 
berbäcdhtiger Rinder nah) dem Schlachthaus einer benachbarten 
Gemeinde oder nah ber nächſten Eifenbahnftation) muß une 
unterbrochen vor ſich gehen; eine Einftallung, Fütterung oder 
Tränkung der Tiere ift ftrengftend verboten und darf erft in 
ber Eifenbahnftation nad deren erjolgter Verladung vor ſich 
gehen; dabei müffen eigene Fütterungs- und Tränl- 
geräte verwendet werden. 

end des weiteren Eifenbahn ... Transporte darf 
eine Fütterung oder Tränkung nicht ftattfinden. 

Nah erfolgter Berladung und Derficgerung der Tiere durch 
Anbinden mittel3 Striden an der der Berladeftelle gegen- 
überliegenden Wandfeite des Viehwagens ift bie 
Wagentür unter Offenlafjen einer Spalte bis zum zweiten Ein⸗ 
fallshaken zu fchließen und der Verſchluß durch eine Plombe 
des Bahnamtes zu verfichern. 

Die Luftflappen find offen zu laſſen. 

Ein folder Biehtrandport ift flatt mitteld des PViehpaffes 
duch ein von ber Seuchenkommiſſion ausgefertigtes Zertifilat 
zu beten; bazfelbe it .... bei Eifenbahn .... Trandporten ... 

Frachtbriefe beizufchließen. 
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Bon der beablichtigten Berlabung feuchenverbädhtiger Rinder 
it das betreffende Eifenbahnftationsamt von der amtierenden 
Seuchenkommiſſion rechtzeitig fehriftlih in Kenntnis zu feßen. 

Das betreffende Eifenbahnitationsamt ift verpflichtet, Die ge- 
forderten Waggon3 ohne Kautionderlag binnen 48 Stunden 
beizuftellen. 

Während der Zeit der Ein- und Auslabung folder Tiere 
und fo lange die Desinfektion der Rampe nicht beendet ift, 
barf anderes Nindvieh weder am Verladeplatze no in Waggons 
in der Nähe ber Berlaberampe geduldet werben. 

Nach der erfolgten Verladung ift der betreffende Viehwaggon 
am äußeren oberen Teile der beiden Schubtüren mit einem 
gelben Zettel zu verfehen, welcher in einer Buchflabenhöhe von 
zirka 6 Bentimeter unb ber entfprechenden Breite bie Aufſchrift 
trägt „Seuchenverdächtige Tiere”. 

Sobald die Ein- und Ausladung beendet if, hat unter 
allen Umftänden die Xiehverladerampe fojort der gründlichſten 
Reinigung und Desinfektion unterzogen zu werben. 

Das zum Triebe und zur Ein- und Ausladung folcher 
Tiere verwendete Perfonal ift verpflichtet, nach beendeter Arbeit 
ſich felbft und die Kleider, das Schuhwerk fowie die in Verwendung 
gezogenen Yütterungs- und Tränlegeräte, Stride, Ketten, Stöde, 
PVeitfchen uſw. nad) Anleitung und unter Aufficht bes amtierenden 
tierärztlicden Organes gründlich zu reinigen und zu besinfizieren. 

Bor Beendigung diefer Desinfektion darf feines biefer Indi⸗ 
viduen in den weiteren Verkehr entlaffen werben. 

Derlei feuchen- oder anftedungsverbädtige Rinder unterliegen 
weder in der Ein- noch in der Auslabeitation ber tierärztlichen 
Beihau im Sinne des 8 10 des allgemeinen Tierjeuchengefebes; 
defienungeachtet find diefelben in ben refpeftiven Beichauprototollen 
borzumerlen und al „im behördlichen Auftrage nicht 
befhaut” zu bezeichnen. 

8 14. Sn melden Fällen bie jeuche- bezw. die an- 
jtedungsverdädhtigen Tiere nicht fofort im Seuchenorte 
getötet werden, jondern ihre Abtranzportierung und Ber- 
fradtung zum Zwecke der Schladtung in ein auswärts 
gelegenes öffentliches Schlachthaus ftattzufinden hat, ſowie die 
jpeziellen Modalitäten und Vorfichten, welche hierbei in An- 
wendung zu kommen haben, bejtimmt endgültig die politifche 
Behörde erjter Inſtanz, fall3 aber der Bezirkshauptmann oder 
der Bürgermeifter von der politifchen Landesbehörbe mit ber 
Zeitung der Seuchentommiffion betraut wurde, dieſe Kom⸗ 
miſſion. 

8 29. Übertretungen dieſes Geſetzes oder auf Grund 
desjelben erlaffener Unordnungen, welche nicht unter bie 
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Strafbeitimmungen des allgemeinen Tierfeuchengefeges vom 

. Februar 1880, RGB. Nr. 35, oder unter jene des 
Gefeges vom 24. Mai 1882, RGB. Nr. 51, fallen, find von 
der politifchen Behörde erfter Inſtanz ...... mit in den 
Staatsſchatz fließenden Geldftrafen nicht unter 10 fl. und 
nicht über 300 fl., oder mit Arreſt nicht unter 24 Stunden 
und nicht über 30 Tage zu ahnden. 


Wird jedoch durch ein derartiges guwiderhandeln egen 
Beſtimmungen des gegenwärtigen Geſetzes oder der auf —* 
derſelben erlaſſenen Änordnungen eine der im Art. 1, — 
des Geſetzes vom 24. Mai 1882, RGB. Nr. 51, aufgeführten 
ſchweren Folgen herbeigeführt, fo liegt ein Vergehen dor, und 
fommen die dort gegebenen Strafbeitimmungen zur An- 
wendung. 


8 32. Die mit dem gegenwärtigen Geſetze niht in 
übereinftimmung  ftehenden, auf die Abwehr und Tilgung 
der Lungenſeuche bezüglichen Beitimmungen der Gefebe vom 
29. Februar 1880, RGB. Nr. 35, und vom 14. Auguft 1886, 
RGB. Nr. 171, treten mit dem Tage der Wirkſamkeit diefes 
Geſetzes außer Kraſt. 
gra ee 33. Diefes Gefeß tritt mit 1. Oktober 1892 in 

t...... 


IV. Verordnung der Miniſterien des Junern, der 
Juſtiz, des Handels, der Eifenbahnen und des 
Arkerbaues vom 29. März 1903, R68. Ar. 73, 


betreffend die Abwehr und Tilgung der Geflügelcholera. *) 


8 6. Berendet Geflügel während des Triebe oder beim 
Transporte auf Fuhrwerken unter Erfcjeinungen, welche den Ber- 
dacht des Beſtehens ber Geflügelcholera begründen (8 2), fo 
bat der XTransportführer den Weitertransport möglichft bald 
einzuftellen. Auch auf ſolche Fälle finden die Beitimmungen ber 
88. 2—5 Anwendung. Es hat ſich jedoch die Desinfektion auch 
auf die mit dem Geflügel in Berührung gelommenen Teile des 
Fuhrwerkes und der fonftigen Transportmittel (als Käfige, 
Körbe u. dgl.) zu erftrecden. 


*) Diefe Borfchriften haben zufolge Art. II der MB. vom 
17. Februar 1904, RGB. Nr. 20, auch behufs Abwehr und 
Zilgung ber Hühnerpeft zur Knrgemähen Anwendung zu gelangen. 





990 Sanitätsporfchriften für den Eiſenbahnverkehr. 


Bum Transporte von lebendem Geflügel benügte Eifenbahn- 
wagen find durch jene Eifenbahnverwaltung, in deren Bereich 
die Entladung flattgefunden Hat, der Desinfektion nah einer 
der in der Durchführungsverordnung vom 7. Auguſt 1879, 
RGB. Nr. 109, zu 810 des Geſetzes vom 19. Juli 1879, 
NGB. Nr. 108, genannten Verfahrendarten zu unterziehen. 


Die Höhe ber Hierfür zur Einhebung gelangenden Gebühr 
wird vom 8. Eifenbahnminifterium nach Einvernehmen ber 
Eifenbahnverwaltungen beftimmt werben. 


Bum Transporte von lebenden Geflügel eingerichtete Leere 
Behältniffe (Käfige, Körbe ufm.) dürfen zum Eifenbahntransporte 
nur in völlig reinem Buftande übernommen werben. 

Aus dem Auslande mitteld Eifenbahn einlangende verunreinigte 
Geflügelbehältniffe find in den Grenzftationen von ber Einfuhr 
in bie im Reichsrate vertretenen Königreihe und Länder, be» 
ziehungsmweife von der Durchfuhr durch diefelben auszufchließen.*) 


8 8 Das zur Ausfuhr nad) dem Auslande beftimmte 
Handelögeflügel ift mit Viehpäſſen zu deden, in welchen von der 
Ortsbehörde zu befcheinigen ift, baf in dem Orte, aus dem Die 
Tiere zur Ausfuhr gelangen, feit acht Tagen feine anſteckende 
Geflügelfrantheit herricht. 

Derartige Geflügel darf nur über beitimmte Austritts- 
ftationen zur Ausfuhr gelangen und ift basfelbe nah Maßgabe 
der hierüber von den politifhen Lamdesftellen zu treffenden 
Anordnungen entweder in der Berlade- oder in der Austritt 
ftation einer tierärztlichen Unlerfuchung zu unterziehen. Ergibt 
ſich bei der Unterfudung fein Anftand, fo ift der Viehvaß von dem 
beftellten Sachverftändigen mit ber Bemerkung „unbedenklich be- 
funden“ unter Beifügung der Beichauprotofolldnummer, bes Datums 
und der Unterfchrift zu verfehen. *) 


Der Kleinhandel in Grenzbezirken ift von den Beitimmungen 
diefe3 Paragraphen ausgenommen. 





*) Diefe Faſſung der Wlinea 4 und 5 des $ 6, beziehungsweife 
de3 Alinea 2 des $ 8, erfolgte mit MR. vom 17. Februar 1904, 
RGB. Nr. 20. 
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V. Gef. vom 19. Iuli 1879, R68. Nr. 108, 
betreffend Die 
Verpflihtung der Desinfektion bei Vieh— 
tran3portenauf@ifenbahnenund Schiffen), 
dann 


Miniferinlverordnung vom vom N Anguft 1879, R6R, 


— 3 


Durchführungsbeaſtimmungen zu dieſem 
Geſetze 
(Auszug, enthaltend die die Eiſenbahnen betreffenden 
Beſtimmungen.) 

Anmerkung. Die aus dem Geſetze entnommenen Be— 
ſtimmungen find bloß mit „8“ bezeichnet, während die den 
Paragraphen des Geſetzes angefügten Beſtimmungen der Durch⸗ 
führungsverordnung mit ber Bezeichnung „zu 8“ verſehen find. 


8 1. Die Eifenbahnvermwaltungen find verpflichtet, jeden 
Eifenbahntwagen, in welchem Wiederfäuer, Schweine, Pferde, 
Eſel und Maultiere befördert worden find, einem Desinfel- 
tionsverfahren zu unterziehen, da3 nach jedesmaligem Ge— 
brauche fofort anzumenden und geeignet ift, die dem Wagen 
etwa anhaftenden Anftedungsftoffe unwirkſam zu machen. 

Bor bemwirkter Desinfektion dürfen ſolche Wagen zu 
feinerlei Verfrachtung benüßt werden. 

Ebenjo find nad) jedesmaligem Gebrauche die bei der 
Beförderung der Tiere zum Füttern, Tränken, Befeitigen 


*) In Ungarn ift die Desinfektion durch Geſetzartikel XX 
vom Sabre 1874, die HMV. vom 20. Jänner 1875, 8. 1064, 
ferner noch insbeſondere durch den Generalinfpektionzerlaf vom 
31. Zuli 1879, 8. 6009, und die Erläffe de3 königlich ungarifchen 
Kommnitationsminifters vom 28. Juni 1880, 3. 9700, und vom 

25. Oftober 1831, 3. 32.731, geregelt. 

Der Verein deutſcher Eifenbafnvermaltungen hat im Jahre 1893 
eine Bufammenftellung der im Gebiete des Vereins beitehenden 
gefeglichen ufm. Beitimmungen über die Beifeitigung von Anftedungs«- 
ftoffen bei Biehbeförderung auf Eijenbahnen und ber hierzu er- 
vaffenen Ausführungsbeftimmungen veröffentlicht, zu welcher im Jahre 

der erfte Nachtrag erſchienen ift. 
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oder zu fonftigen Zwecken benüßten Gerätjchaften zu des- 
infizieren.*) 

Beim Herrchen anftedender Tierkrankheiten find Die 
Eifenbahnverwaltungen von der politifchen Landesbehörde zu 
verpflichten, auch) die Desinfektion der beim Ein- und Aus— 
laden von den Tieren betretenen Treppen, ſowie auch der 
Rampen, Ein» und Auslade- und Biehauftriebpläße der Eifen- 
bahnen nach jedesmaliger Benügung vorzunehmen. 


Bu 81. Jeder zum Biehtransport verwendete Wagen, 
in welchem die im 8 1 dieſes Geſetzes benannten Tiere, nämlich: 
Wiederfäuer (Rinder, Schafe, Biegen), Schweine, Pferde, Eſel 
und Maultiere befördert worden find, ift unmittelbar nach ber 
Entladung durch einen, auf einer ber beiden Längsfeiten be3 
Wagens angebrachten weißen Zettel, welcher die großgedrudten 
Worte „Bu desinfizieren” enthält, und auf welchem auch Tag 


*) Anläßlich vorgelommener Zweifel über die Tragmeite ber 
Beftimmungen des 8 1, Alinea 3 des Geſetzes vom 19. Juli 1879, 
RGB. Nr. 108, betreffend die Verpflichtung der Desinfeltion bei 
Viehtransporten auf Eifenbahnen und Schiffen des Alinea 9 der 
Durhführungsverordnung vom 7. Auguft 1879, RGB. Nr. 109, 
zum 8 1 dieſes Geſetzes, nach welchen die bei der Beförberung 
der Tiere zum Füttern, Tränen, Befeftigen oder zu fonftigen 
Zweden benügte Gerätichaften auh dann zu besinfizieren find, 
wenn fie dem WBiehverjender gehören, wird der Berwaltung im 
Einverftändniffe mit dem k. k. Minifterium des Innern eröffnet, 
daß unter dieſen Gerätjchaften in allen Fällen nur foldhe zu 
verftehen find, melde tatfähhlich zur Beförderung der Tiere auf 
Eifenbahnen erforderlich und zu diefem Zwecke benfigt worben find, daß 
fohin Sättel, Deden, Halftern und Bäume zu dieſen Gerätfchaften 
nit zu rechnen find. 

Bon der vorgejchriebenen Desinfektion der bem Berfender ge 
hörigen Gerätfchaften Hat e3 übrigens dann überhaupt abzulommen, 
wenn e3 fi um militärische oder ſonſtige ärarifche Biehtrandporte 
handelt, weil derlei Transporte zumeiſt unter tierärz'licher Aufſicht 
ftehen und die Gewähr vorhanden ift, daß die zum Eifenbahntransporte 
benüßten Geräte auch nad) der Beförderung nur für die trans 
portierten und nicht auch für andere Tiere in Verwendung kommen. 
(HM. 21. Juni 1880, 8. 18.222, CB. 1880: 77.) 


Die Verpflichtung zur Desinfektion bei Viehtransporten hat 
feine Anwendung auf jene Eifenbahnmagen zu finden, welche zu 
den Übungen im Ein» und Auswaggonieren der Kavallerie benüßt 
werden. Es Hat demnach aus Anlaß folder Benigung die Vornahme 
der Desinfektion der bezeichneten Wagen und fohin auch die Ein- 
hebung der Desinfektionsgebühr für diefelben zu entfallen. (HM. 
31. März 1887, 3. 11.282, CB. 1887:4.) 
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und Stunde ber Entladung unter Beifügung des Stationsſtempels 
zu bemerken ift, Tenntlich zu machen. 

Wird die Desinfektion nicht in der Ausladeſtation vor⸗ 
genommen, fo ift überdies aud jene - Station erſichtlich zu 
machen, wohin die Wagen zur Dezinfeltion zu bringen find. 
Nach bewirkter Desinfektion ift unter dem vorerwähnten Zettel 
ein zweiter gelber Zettel (größeren Yormates) aufzufleben, welcher 
da3 großgedrudte Wort „Desinfiziert” enthält, und auf melchem 
aud) der Tag und die Stunde der Beendigung ber Desinfektion 
unter Beifügung des Stationsſtempels zu bemerken ift. Beibe 
Bettel find bei der Wiederverladung zu entfernen. 

Die Dezinfeltion muß längftens innerhalb 48 Stunden nad) 
ber Gnttabung beendigt fein. 

Bei Überführung der zu desinfizierenden Wagen in eine 
Desinfektionsſtation iſt der Votſtand der letzteren von dem Ein⸗ 
treffen derſelben rechtzeitig zu verſtändigen. 

Die Beförderung ſolcher Wagen in die Desinfektionsſtation 
darf nicht mit Eiſenbahnzügen, mit denen ausſchließlich Vieh 
transportiert wird, ſtattfinden. Bei Beförderung ſolcher Wagen 
mit anderen Bügen find diefelben am Ende des Zuges und nicht 
unmittelbar an mit Bieh beladene Wagen anzureihen. 

Die zur Desinfektion beftimmten Wagen find forgfältig ge» 
Ihloffen zu halten und in der Wbladeitation bis zur Abführung 
in die Desinfeltionzitation, in lebterer aber bi3 zur Vornahme 
der Desinfektion derart abfeit3 aufauftelien, daß eine Berfchleppung 
des Anftedungsftoffes nicht erfolgen kann. 

Der Desinfektion der zum Viehtransport benüßten Wagen 
hat eine gründliche Reinigung voranzugehen, welche in der Weiſe 
zu bewirken ift, daß die in den Wagen. vorhandenen Abfälle, 
Streumaterialien, Ertremente befeitigt, der Fußboden, die Wände 
und Deden mit fteifen Bürften oder ftumpfen Befen unter Abjpülen 
mit Waſſer ausgefegt werden. Bei Winterfroft ift hierzu heißes 
Bajjer zu verwenden, um angefrorene Unreinigfeiten befjer los⸗ 
zubringen. 

An jenen Gtellen, wo bie Ausräumung der Erfremente 
aus den Wagen vorgenommen wird, muß der Boden tunlichft 
undurchläſſig fein und fogleich nad) der Foriſchaffung der Exkremente 
desinfiziert werden. 

Die vorläufige Reinigung hat fich auch auf jene Geräte 
zu erſtrecken, die bei der Viehbeförderung benützt wurden und 
ſind dieſe, ſofern ſie dem Viehverſender gehören, erſt dann 
auszufolgen, wenn fie ber vorſchriftsmäßigen Desinfektion unter⸗ 
worfen worden ſind. 

Desgleichen ſind die im Gebiete der Eiſenbahn befindlichen 
Viehhöfe, Verladeplätze, Triebwege, ſowie die von den Tieren 
betretenen Treppen und Rampen ſorgfältig reinzuhalten; der 
an ihnen befindliche Unrat, die Streu uf. iſt nach jedesmaliger 


Benügung wegzuſchaffen. 
Geſ. Sig. XVII. Eiſenbahngeſetze. 63 
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In Fällen, in melden beim Eintreffen eines Biehtransportes 
mit anftedenden Krankheiten behaftete oder derſelben verdächtige 
Tiere vorgefunden werden, bat nebft der Reinigung auch Die 
Desinfektion aller Objekte flattzufinden, welche von den aus- 
waggonierten Tieren betreten worden find. 

Ob zeitweilig eine Desinfektion der Viehein- und Auslade⸗ 
pläge, der Biehhöfe, Treppen, Rampen allgemein oder nur 
für den Verkehr mit einzelnen der im 8 1 des Gejebes be- 
zeichneten Tierarten oder für aus beftimmten Ländern oder 
Zandesgebieten kommende Wiehtransporte einzutreten Habe, ift 
von ber politiihen Landesbehörde, je nachdem eine beftimnite 
Gefahr für die Verſchleppung anftedender Tierkrankheiten vorliegt, 
unter rechtzeitiger. Verftändigung der Eifenbahnvermwaltungen an⸗ 
zuordnen. 


In den Gepädwagen befindlide Abteilungen, melde zur 
Beförderung einzelner Viehſtücke benübt merden, fomwie Hierzu 
verwendete Gepädbeimagen find nad, jeder Fahrt gleichfall3 Der 
vorgefchriebenen Reinigung und Desinfektion zu unterziehen. 

Die Stationsvorftände find verpflichtet, eintreffende, zum 
BViehtransport beftimmte Wagen, welche die Spuren unterlafjener 
oder mangelhafter Reinigung an fi tragen, fowie diejenigen, 
welche gar nicht oder nicht gehörig bdesinfiziert find, von ber 
BWeiterbeförderung auszuſchließen und deren vollftändige Reinigung 
oder Desinfektion unverzüglich zu veranlaffen. *) 


*) Anläßiich der Verhandlungen wegen Nevifion des mit einem 
Nachbarſtaate abgejchloffenen Biehfeuchen-Übereinlommens wurden 
feiten3 der hierzu abgeordneten fremden Vertreter angeblihe Mängel 
in bezug auf die bahnamtliche Handhabung der veterinärpolizeilichen 
Vorſchriften bei VBerladung von Viehtransporten in der öfterreichifchen 
Grenzitation zur Sprache gebracht. 

Den diesfall3 gepflogenen Erhebungen gemäß ift biefe Anregung 
darauf zurüdzuführen, daß in dieſer Grenzflation Viehtransporte, 
die dajelbit vor der Weiterbeförberung behufs tierärztlicher Beſchau 
ansgeladen werden mußten, oder fofort nach ihrem Einlangen weiter 
aufgegeben wurden, in diefelben Wagen, in melden fie anlangten, 
wieder verladen, beziehungsmweife in denjelben Wagen nad) neuer- 
licher Aufgabe weiterbefördert wurden, welcher Umſtand den veterinär- 
polizeilihen Funktionären de3 Nachbarftaantes Anlaß zu der Be- 
hauptung gab, daß in der bezüglichen Station Viehtrandporte in nicht 
desinfizierte Wagen verladen werden. 

Wenngleich diefer Vorgang bei rigorofer Auslegung ber Be- 
ftimmungen des Geſetzes vom 19. Juli 1879, REB. Nr. 108, 
wenigſtens in jenen Yällen, in welchen die betreffende Station 
al3 urfprünglihe Beitimmungsftation in Betracht kommt, Anlaß 
zu Bedenken geben könnte, jo muß andrerſeits berüdfichtigt werden, 
daß das zur Entſcheidung veterinärpoligeilicher. Fragen in. oberfter 
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8 2, Der Dünger und die Streumaterialien, die auf 
den Wagen, Treppen, Standorten fi vorfinden, find zu 


Inſtanz berufene M. d. 3. anläßlich eines ähnlichen Falles (Aus⸗ 
ladung von Großhornvieh-Tranzporten in Oswiecim zur Fütterung 
und Tränkung und Wiederverladung ber Transporte in diefelben 
Wagen) den Standpunft eingenommen hat, daß das Berlangen 
nad) Desinfizierung der Biehwagen in Zwiſchenſtationen, in welchen 
zu derlei vorübergehenden Zwecken eine Auslabung ftattfindet, vor 
der Wieberverladung der Tiere zum Weitertransporte aus bem 
Wortlaute des Gefebes und der Durchführungsverordnung fih nicht 
rechtfertigen Tieße. 

Dagegen hat da3 genannte Minifterium e3 für angemefjen ge- 
funden, daß vor Wiedereinladung ber Tiere in BZwifchenftationen 
aus ben Wagen ber Unrat entfernt, beziehungsweife dieſelben 
gereinigt werben. 

Bon den gleichen Erwägungen ausgehend, könnte aud) Dagegen 
ein Einwand nicht erhoben werben, daß Biehtransporte, melde 
in einer Station einlangen und daſelbſt fofort nach einer neuen 
Beltimmung:ftation wieder aufgegeben werden, oder Biehtransporte, 
welche nur behuf3 tierärztliher Beſchau audgeladen werden, in 
denfelden Wagen, in welchen fie einlangten, mweiterbefördert werden, 
wobei gleichfall3 darauf zu fehen wäre, daß die Bwifchenzeit zwifchen 
einer eventuellen Ausladung und Wiederverladung der Transporte 
zur Reinigung der Wagen von Unrat benügt wird. 

Um in allen Fällen irrtümlihen Annahmen ber mit Der 
Ausübung der Beterinärpolizei betrauten Organe des Nachbaritaates 
vorzubeugen, wäre eventuell im Falle der tierärztlichen Beichau 
feiten3 des Amtstierarzted, in den übrigen Fällen aber ſeitens der 
betreffenden Station auf dem Frachtbriefe beftätigen zu laſſen, 
daß ber Tiertransport den Wagen nicht verlafien Bat, beziehungsmweife 
nach erfolgter Beſchau in denjelben Wagen wieder eingeladen wurde. 

Abgeſehen von vorftehenden Ausführungen wird übrigens ber 
geehrten Berwaltung im Intereſſe der tunlicäften Förderung der 
öfterreichifchen Wieherportes empfohlen, die genaue Beachtung der 
veterinärpolizeilichen Borfchriften, beziehungsweiie der Beltimmungen 
der Viehſeuchen⸗übereinkommen ſeitens ber hierländifchen Transport» 
anftalten dadurch in einer jeden Zweifel ausfchließenden Weife zum 
Ausdrud zu bringen, daß in berlei Yällen für den Weitertransport 
gehörg gereinigte und besinfizierte Wagen nad) Tunlichkeit bereit- 
gehalten werden. 

Was in diefen Fällen die Berehnung von Desinfeltionsgebühren 
und die Anrechnung einer eventuellen Wagenreinigungsgebühr in 
Zwiſchenſtationen anbelangt, fo wirb auf die Erläffe vom 11. Mai 
1880, 8. 5651, (CB. 1880: 61), beziehungsmeife vom 27. Juni 1880, 
3. 17.692 (CB. 1880:81), verwiefen. (HM. 30. März 1891, 
3. 2452, BB. 1891: 45.) 

63* 
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fammeln und fogleich zu desinfizieren, wenn nicht in An- 
wendung der Tierfeuchengejebe deren Vernichtung ftattzu- 
finden hat. 

Zur Fortfchaffung des besinfizierten oder zur Vertilgung 
beftimmten Düngers und der Streumaterialien dürfen Rinder- 
bejfpannungen nicht verwendet werden.“) 


Bu 82. Der bei der Reinigung der Wagen, Treppen, 
Rampen, Stand- und Verladungsplätze, Triebiwege uſw. geſammelte 
Dünger, Kehricht und die Streumaterialien aus den Wagen find 
an beionberen, entiprechend ifolierten Stellen zu fammeln und 
mit Kalkmilch oder mit verbünnter Schwefelfäure (1 Teil Schwefel- 
fäure auf 20 Teile Waffer) zu übergießen. 

Bei Transporten von Wiederläuern, weldhe aus feuchenfreien 
Gegenden durch die Rinderpeſt verfeuchter Länder kommen, ſowie 
in den Fällen, in welchen unter den auögeladenen Tieren. Er- 
fheinungen beobachtet werden, die einzelne derjelben al3 mit 
Ninderpeft, Rod oder Milzbrand behaftet oder dieſer Krankheit 
verdächtig erfennen laſſen, ift der Dünger, Kehriht und das 


*) Aus Anlaß der von einer Eifenbahnverwaltung geftellten An- 
frage, ob und wann die Pesinfeltion ber mit Stalldünger be» 
ladenen Eifenbahnwagen nötig ift, beziehungsweife vorgenommen 
werden muß, hat da3 M. db. %. beftimmt, daß vom veterinär- 
polizeiliden Standpunkte alle jene Kahrbetriebsmittel und Gerät- 
- Schaften, welche beim Transporte von Stalldünger Verwendung finden, 
dem a as der in gleiher Weife zu unterziehen find, 
wie dies im 8 2 des etes vom 19. Zuli 1879, RGB. Nr. 108, 
und in der bezüglicden Bollzug3verordnung vom 7. Auguft 1879, 
RGB. Nr. 109, für den Dünger und Streumaterial, die auf den 
Wagen, Treppen und Standorten fi) vorfinden, vorgezeichnet ift. 
(HM. 25. Juni 1890, 8. 14.905, 38. 1890: 76.) 

Aus Anlaß der von einer Bahnverwaltung erbetenen Ent⸗ 
fheidung, ob aud jene Eifenbahniwagen, welche ausſchließlich zum 
Transporte von bereit? nach Borfchrift desinfiziertem Dünger aus 
Desinfektionsftationen. verwendet werben, einer Desinfektion zu- 
geführt werden müfjen, bat dag M. d. %. mit Note vom 30. September 
1890, 3. 17.903, anher mitgeteilt, daß derlei Eifenbahmvagen 
in veterinärpolizgeilicder Beziehung unbedenklich erfcheinen und daher 
feinem Desinfektionsverfahren unterworfen zu werben brauchen, wohl 
aber deren gründlide Reinigung dann vorgenommen werden muß, 
fobald fie ald Düngerwagen außer Gebrauch geſetzt und einer 
anderen Xerwendung zugeführt merben. 

Jedenfalls mäfjen aber folde Wagen, welche nur zur Ber- 
frahtung besinfizierten Düngers verwendet werden, und folange 
diefe Verwendung dauert, fpeziell bezeichnet werden. (HM. 8. Oktober 
1890, 3. 43.255, VB. 1890: 122.) u 
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Streumaterial an geeigneten Stellen durch Verbrennen oder Ver⸗ 
graben zu vernichten. 

Die politiihe Behörde Hat darüber zu machen, baß bei ber 
Auswahl der gedachten Stellen in janitärer Beziehung Fein Anftand 
obmalte. 


8 3. Die Verpflichtung zur Vornahme der Desinfektion 
der Eifenbahnmwagen und fonftigen Geräte und Gegenftände*) 
obliegt derjenigen Eifenbahnverwaltung, in deren Bereich das 
Ausladen der Wagen ftattfindet. 

Erfolgt Ießtere im Auslande, jo ift nach Rückkehr der 
Wagen jene Eifenbahnvermwaltung zur Desinfektion verpflichter, 
deren Bahn im Geltungsgebiete diefes Geſetzes zuerſt berührt 
wird, ausgenommen den Yall, daß bereit3 im Auslande Die 
vorſchriftsmäßige Desinfektion vorgenommen wurde und hier- 
über vertrauenswürdige Nachweiſe vorliegen. 

Die Desinfektion, beziehungsmweije Bertilgung des Düngers 
und der Streumaterialien ift von jener Eifenbahnvermwaltung 
zu bewirken, in deren Bereich fie vorkommen. 

Zu 8 3. Aus dem Auslande rüdtehrende, zum Viehtransporte 
benügte Wagen find an der erften inländiſchen Desinfeltions- 
ftation der Reinigung und Pesinfeltion zu unterziehen, wofern 
nit vertrauenswürdige Nachweife vorliegen, daß bereit3 im 
Auslande eine, Diefer Verordnung entiprechende Desinfektion vor⸗ 
genommen wurde. 

Die mit fremden Regierungen in diefer Beziehung zuftande 
fommenden Vereinbarungen werden ben Transportunternehmungen 
befonder3 befannt gegeben werben. **) 

Unter allen Umftänden find jedoch die an inländifchen Grenz- 
ftationen eintreffenden Viehtransportwagen zu befichtigen, ob fie 
einer gründlichen Reinigung und Desinfektion unterworfen worden 
find, im gegenteiligen Falle ift diejelbe durchzuführen. 

8 4 Zur Vornahme der Desinfeltion der benüßten 
Eifenbahnwagen werden von dem SHandel3minifterium nad) 
Vernehmen der Bahnverwaltungen Stationen beftimmt, nad) 
welchen die Wagen von jenen Ausladungsorten, wo Die 


*) Giehe auch ben Erlaß des Ef. f. Handelsminiſteriums vom 
21. Juni 1880, Nr. 18.222, auf Seite 982. 


**) Die in Deutfchland und in der Schweiz nad) den bort 
gültigen Borfchriften nachweislich durchgeführte Desinfektion ber 
Viehwagen iſt laut Erlaffes des E. f. Handeldminifteriums vom 
20. Juni 1881, 8. 35.901, ex 1880 (CB. 1881:15), beziehungs- 
weife 26. Juli 1886, 8. 23.915 (CB. 1886:92), auch in Oſterreich 
al3 genügend anzuerkennen. 
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Desinfektion nicht durchgeführt werden Tann, ohne Verzug 
zu bringen und dem vorgejchriebenen Verfahren zu unter- 
ziehen find. 

Bu 84. Die Eifenbahnitationen, welche zu Dezinfeltions- 
anftalten bejtimmt werben, müflen mit all den Einrichtungen 
in genügendem Maße verfehen fein, welche die Durchführung ber 
Desinfektion in einer allen Anforderungen entfprechenden Weiſe 
ermöglichen und es find auch dieje Einrichtungen fortwährend 
in vermwendungsfähigem Zuſtande zu erhalten. 

Die Bahnverwaltungen find verpflichtet, die Einrichtungen 
folcher Desinfeltionsanftalten der politiichen Bezirksbehörde befannt 
zu geben. Lebtere Hat fi) von der Zweckmäßigkeit berfelben 
mit Rüdficht auf die in diefer Verordnung zu 8 10 des Geſetzes 
gegebenen Vorſchriften zu überzeugen. 

In jeder Desinſektionsſtation ift behufs Evidenthaltung der 
desinfizierten Viehwagen ein Kontrollbuh aufzulegen, welches 
folgende Rubriken zu enthalten hat: 

Nummer und Eigentumsbahn des Wagend, Name der Ent- 
ladungsftation, Tag und Stunde der beendigten Entladung und 
Desinfektion und eine Anmerkungsrubrit für Bemerkungen des 
mit der Staat3aufficht betrauten Organes. 

Bei Beförderung einzelner Biehftüde und Rohprodukte Tann 
die Reinigung und Desinfektion des betreffenden Wagen? aud) 
in der Wusladeftation ftattfinden. Das Gleiche gilt rückſichtlich 
der beim Transporte benübten Geräte. 

8 5. Die Eifenbahnverwaltungen find berechtigt, für 
die mit der Ausführung der Desinfeltion, beziehungsweiſe 
Vertilgung verbundenen Koſten eine Gebühr zu erheben, deren 
Höhe von dem SHandelsminifterium nach Bernehmen der 
Eifenbahnvermwaltungen von Zeit zu Zeit beftimmt und belannt 
gemacht mwird.*) 

Bu 85. Bei Bemeffung der Desinfeltionsgebühren haben 
lediglich die mit der Ausführung der Desinfeltion, beziehungsweije 
Vertigung verbundenen Koften, die Grundlage der Erfakleiftung 
zu bilden. 

Für die ber eigentlichen Desinfektion vorangehende oder 
ohne NRüdfiht auf dieſelbe vorzunehmende Reinigung findet eine 
Entfhädigung nicht ftatt. 

Die Gebühren werben ohne Rüdficht auf die Wegftrede, welche 
der Viehtranzport durchlaufen hat, für einen Wagen mit einem 
durchſchnittlichen Betrage der Selbſtkoſten feftgeftellt. 


*) Die beantragte Herabſetzung der Desinfelttionsgebühr für einen 
vierrädrigen Wagen von fl. 3— auf fl. 2.25 und die verhältnis- 
mäßige Regulierung ber übrigen Desinfektionsgebühren erfcheint 
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8 6. Die Eifenbahnverwaltungen find verpflichtet, den 
Verjendern der in $ 1 genannten Tiere zu gejtatten, die 
bereit3 von der Eifenbahnverwaltung desinfizierten Wagen auf 


nicht hinreihend, um den gerechten Klagen über die Höhe dieſer 
Gebühren abzubelfen. 

Ich finde mid daher beftimmt, nach Maßgabe der auf den Linien 
ber Direktion für Staatdeifenbahnbetrieb gewonnenen Erfahrungen 
und nad gepflogenem Einvernehmen mit der königlich ungariſchen 
Negierung auf Grund des $ 5 des Gefeges vom 19. Juli 1879, 
RGB. Nr. 108, die Eifenbahnwagen-Desinfektionsgebühren, in Ab- 
änderung des Erlaffes vom 20. November 1879, 3. 27.821 (CB. 
1879:133), mit Wirkſamkeit vom 1. März 1883 bis auf meiteres, 
wie folgt, feitzufegen:*) ' 

1. Für Sendungen von Wiederläuern und Borftenvieh, ſowohl 
in Wagenladungen als aud bei nur teilmeifer Ausnützung de3 
Wagens mit Großhornvieh, ferner mit mindeftens 4 Stüd Kälbern, 
Schafen, Zämmern, Biegen oder Schweinen; dann für Sendungen 
von Pferden, Mauftieren und Efeln ohne Unterfchied der Menge: 

a) Für einen vierrädrigen gewöhnlichen Wagen oder für 

die Benützung nur einer Etage eines Etagewagens . . fi. 1.50 
b) für einen acträdrigen gewöhnlichen Wagen, dann für 

einen Etagemwagen, bei Benügung beider Etagen, in⸗ 

Hufive der Trommel . fl. 2.50 


2.a) Bei Verladung von nur einem "bis infiufioe drei. Scüd 

Kälbern, Schafen, Lämmern, Biegen oder Schweinen 

per Stüd Fa | —. 

b) bei Verfendung von Schweinen, Ferieln, Sämmern, Biegen ui 
in Körben, Käften, Steigen uſw. per Stüd 5 fr. und mindeftens 

20 Er. per Sendung. 

3. Für Sendungen tierifher Rohprodufte 2 fr. per 100 kg 
bei Berehnung einer Minimalgebühr von 20 fr. per Sendung und 
einer Marimalgebühr von fl. 1.50 per Wagenladung. 

Für den Fall endblid, daß Berfender von Tieren rüdjichtlich 
der ihnen beigeftellten, von der Eifenbahn bereit3 desinfizierten 
Wagen eine nochmalige Desinfektion beanfpruchen, derfelbe Betrag, 
der nah obigem Punkte 1 sub a) und b) ausgeworfen wurde. 
Bon diefen tarifmäßigen BDesinfeltionsgebühren ift auch die Desin- 
feftion der Biehein- und Ausladeplätze, Treppen, Rampen uſw. 
zu beftreiten und daher die Einhebung einer abgefonderten Gebühr 
hierfur „nguläiig. 

Einhebung einer Desinfeltiondgebühr ift nicht per Bahn-, 
konbern per Beförderungsftrede zu verftehen, wonach bei Um« 


*) gl. bezüglih ber Desinfeltionsgebihren u die Beltim- 
nungen des gemeinfamen Tarifteil3 I, Abfchnitt B, Abfchnitt H 
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eigene Koften einer nochmaligen vorjchriftgmäßigen Desinfel- 

tion zu unterziehen, 

Eine ſolche Desinfektion muß jedoch innerhalb der von 
der Eijenbahnverwaltung beftimmten Zeit ausgeführt werden. 

Die Koften, welche aus dem hierdurch verurfachten län— 
geren, Aufenthalte der Wagen erwachſen, fallen dem Berjender 
ur Laſt. 

⸗ 86. Die von Viehverſendern geforderte wiederholte 
Desinfeltion ber zur Beförderung ihres Viehes beitimmten Wagen 
bat in der Regel nah dem in biefer Verordnung bezeichneten 
Verfahren ausgeführt zu werden. Die Anwendung eines anderen 
Desinfektionsverfahrens bedarf einer Vereinbarung mit der Bahn⸗ 
verwaltung. 

8 8. Die Desinfektion der zum Transporte tieriſcher 
Rohprodukte benützten Eiſenbahnwagen und Schiffe hat ein- 
zutreten nach jedesmaliger Beförderung von: 

a) trodenen oder nur einer vorläufigen Bearbeitung unter- 
zogenen tierifchen, insbefondere von Wiederläuern jtam- 
menden Rohproduften aus feuchenfreien Gegenden eines 
von der Ninderpeft verjeuchten Landes; 

b) von Fleiſch und Häuten, eventuell von anderen tierifchen 
Zeilen aus Schlachthäuſern an der Grenze; 

c) von Fleiſch und Häuten, welche von Nirbern, Schafen, 
Ziegen herrühren, die wegen NRinderpeft oder Lungen- 
feuchenverdachtes getötet und gefund befunden, oder Die, 
ohne rinderpeftverdädhtig zu jein, in einem berfeuchten 
Orte oder in einem Seuchenbezirke gefchlachtet wor⸗ 
den Sind, 

Die Art des der Transportunternehmung zu Tiefernden 
Nachweije der unter a), b), c) bezeichneten Umftände wird 
im Verordnungswege bejtimmt. Auch wird im Berordnungs- 
wege fTeftgejegt, inwiefern Berpadungsmittel zu desinfizieren 
oder zu vernichten find. 

Zu 8 8. Behufs bes im 8 8 des Geſetzes geforderten Nach- 
weiſes rüdfichtlih der sub a), b) und c) bezeichneten Roh—⸗ 
ſtoffe, find der Transportunternehmung Urfprungsgertifilate bei- 


fabungen, welche von der Bahn abhängen und keineswegs durch die 
Partei verfchuldet find, dieſe Desinfeltiondgebühr tatſächlich nur 
einmal zur Einhebung gelangen barf. 

Sollten für einzelne Relationen oder Verkehre den Parteien 
etwa meitergehende Begünjtigungen zugeftanden fein, fo Dürfen 
diefelben nur mit Gender eng wieder aufgehoben 
werden. (HM. 12, Februar 1883, 3. 4884, CB. 1883:2 20) 
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zubringen, welche für die sub a) angeführten Objefte ber Ge- 
meinbevorfteher, für die sub b) bezeichneten Stoffe der landes- 
fürftlide Tierarzt, dem die Aufficht eines ſolchen Schlachthaufes 
übertragen wird, für die sub e) genannten tierifchen Teile, 
fowie für das zum menſchlichen Genuffe geeignete Fleiſch ge» 
chlachteter lungenſeuchekranker Rinder (Gefeg vom 14. Auguft 
1886, RGB. Nr. 171, bezeihungsweife 17. Auguſt 1892, RGB. 
Nr. 142) die Seuchenlommiffion auszuftellen Hat. 

Die politifchen Landesbehörden haben jowohl von dem erjten 
Ausbruche, ald auch von dem Erlöfchen der Ninderpeft im Lande 
alle Eijenbahngefellfhaften und Dampſſchiffahrtsunternehmungen 
ungefäumt zu verftändigen. 

Ebenfo Hat jede politiſche Landesbehörde von dem zu ihrer 
Kenntnis gelangten eriten Ausbruche oder dem Erlöfchen der 
Rinderpeſt im benachbarten Auslande den gedachten Berlehr- 
anftalten fofort Mitteilung zu machen. " 

Mit Rüdfiht auf die Beſtimmung des 8 8 a) des Geſetzes 
muß bei Transporten tierifher Produkte, weldhe über Kontumaz- 
anftalten eingebradht werben, die Pesinfeltion der Transport 
mittel jedesmal ftattfinden. Diefe Art der Provenienz ift durch 
die kontumazamtliche Beſcheinigung nachzumeifen. 

Bei Beförderung gefalzener Häute ift eine Desinfektion nicht 
notwendig. 


8 9 Die Werkzeuge und Geräte, welche behuf3 der 
Durchführung der Desinfektion benüßt werden, find gleichfalls 
zu desinfizieren. 

Ebenfo haben fich die Hierbei verwendeten Perſonen einer 
Reinigung zu unterziehen. 

Zu 89. Die Berfonen, welche zur Reinigung und Desinfektion 
verwendet werden, Haben fich hierbei eigener überkleider zu 
bedienen, welch nach vollzgogener Arbeit im Waffer zu waſchen 
und danach einer auögiebigen Lüftung zu unterziehen find. Das 
Gleiche Hat mit der Fußbekleidung zu gejchehen. 

Diefe Perfonen haben fi die Hände, und wenn fie fich 
einer Fußbekleidung nicht bedienten, auch die Füße mit zwei⸗ 
prozentiger Rarbolfäurelöfung zu reinigen. Während der Arbeit 
und vor vollzogener Reinigung müfjen diefe Perjonen den Berlehr 
mit Leuten, die mit Vieh zu tun haben, jedes Nahelommen 
mit leßteren, fowie das Betreten der gereinigten oder besinfizierten 
Biehftandpläge uſw. meiden. 

8 10. Die Desinfektion ift unter jachverftändiger Auf- 
fiht vorzunehmen und behördlich zu überwachen. Das Des— 
infeftiongverfahren wird im Verordnungswege bejtimmt. 

Zu 810. Die Desinfektion der Wagen muß bewirkt werden, 
entiveder: 
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1. durch heiße Waflerdämpfe, die unter einer Spannung von 
mindeftend 2 Atmofphären auf alle Teile im Innenraume be3 
Wagens geleitet werben, obder*) 

2. dur heißes Waffer von mindeitend 800 Celſius, dem 
ein halbes Prozent Talzinierter Soda oder Pottaſche zugeſetzt 
ift, womit alle Teile des Wagen? bi8 zum vollftändigen Ver—⸗ 
ſchwinden des tierifhen Geruches zu waſchen find, oder 

3. durch Ausſpritzen mit (bei Froſt heißem) Wafjer und 
nachheriges Auspinſeln Des Fußbodens und aller Geitenteile 
mit einer wäſſerigen Löfung, die 2 Prozent Karbolfäure und 
5 Prozent Eifenvitriol oder ftatt letzterem 3 Prozent Chlorzint 
enthält. 

Wagen, deren. Einridtung eine Behandlung mit Waſſer 
nicht zuläßt, find nah gründlichem Abwaſchen des Fußbodens 
und der Dede mit allaliiher Lauge, einer Ausräuderung zu 
unterziehen, die entweder durch Einftellen von, auf Holz⸗ oder 
Tontaffen ausgebreitetem Chlorkalk oder durch Entwichung von 
Chlor aus einer Miſchung von 1 Teil Chlorkalk und 2 Zeilen 
gewöhnlicher Salzfäure, oder von 5 Teilen Kochſalz, 2 Teilen 
gepulvertem Braunftein und 4 Teilen Waffer, der 4 Teile fon- 
zentriertes Bitriolöl zugejeßt werden, zu bewirken: ift. 

Bei Anwendung von Chlorkalk allein muß die Räucherung 
mindeftend 8, während der kälteren Jahreszeit 12 Stunden 
lang bei volllommen gejchloffenem Wagen unterhalten werden. 
Bei Anwendung Klorentwidelnder Miſchungen genügt eine fechd- 
ftündige Einwirkung. Während der Winterzeit ift jedoch die aus 
Kochſalz, Braunftein und wäſſeriger Schwefeljäure bereite:e Mifchung 
nicht verwendbar, weil bei niederer Temperatur die Chlor- 
entwidlung aus biefem Gemiſche zu gering ift. 

In allen Fällen müſſen die Wagenräume vor ihrer Wieder- 
benügung fo lange durdjlüftet werden, als fie deutlich nad 
Chlor riechen. 

Die Gerätichaften, melde während der Beförderung der 
Tiere zum Tränfen und Füttern benübt wurben, find ausſchließ⸗ 


*) Nach der Durchführungsvorſchrift (KGB. Nr. 109 ex 1879) 
zu 810 bes Gefetes vom 19. Juli 1879, RGB. Nr. 108, 
betreffend die Verpflichtung der Desinfektion bei Viehtransporten 
auf Eiſenbahnen und Schiffen, muß die Desinfektion der Wagen 
„durch heiße Waſſerdämpfe, die unter einer Spannung von 
mindeſtens 2 Atmofphären auf alle Teile im Innenraume des 
Wagens geleitet werden uſw.“ bewirkt werden. Angeſichts dieſes 
Haren Wortlautes der erwähnten Borjchrift kann es wohl feinem 
Bmeifel unterliegen, daß die Verwendung von heißen Wafjerbämpfen, 
welhe unter einer Spannung von mindeften? 2 Atmofphären 
erzeugt werden, zu bem gedachten Zwecke nicht genügt. (EM. 
19. Auguft 1896, 8. 1312/IIL. BB. 1896: 101.) 
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li entweder durch Abbrühen mit heißem Waſſerdampf oder mit 
heißer Lauge zu desinfizieren. 

Bezüglich der übrigen Geräte kann eine der zur Desinfektion 
der Wagen zuläffigen Berfahrungsmweilen in Anwendung kommen. 

Die Biehein- und Ausladepläge, Viehhöfe, Triebmege, Treppen 
und Rampen find in den Fällen, in welchen nebft der Reinigung 
auch Die Desinfektion Derjelben ftattzufinden hat, entweder durd) 
Begießen mit einer zweiprozentigen Karbolfäurelöfung oder durch 
Beitreuen mit karbolſaurem (phenylfaurem) Kalk zu desinfizieren. 

Die bei der Reinigung dieſer Objekte verwendeten Geräte 
find nad) jedesmaliger Benügung jelbft einer gründlichen Säuberung 
durh Abwaſchen mit Waffer zu unterziehen, und falls Die 
Desinfektion diefer Objekte ftattzufinden hat, gleichfall3 mittels 
der Karboljäurelöjung zu bdesinfizieren. 

Die politiichen Behörden find verpflichtet, die Beobachtung 
des Geſetzes und der Bollzugsvorfchrift von Seite der Eifen- 
bahn⸗ und Binnenfhiffahrts-Unternehmungen zu überwachen, und 
zwar bezüglich der legteren unter Mitwirkung der Strompolizei- 
organe. 

Insbeſondere haben die politiichen Behörden die Desinfeltions- 
ftationen auf den Eifenbahnen zeitweilig zu befichtigen und nad) 
Umjtänden da3 Angemeifene vorzufehren. 

Bei wichtigeren Beranlaffungen haben diefelben rüdfichtlich 
der zu treffenden Verfügungen mit der Generalinipeftion ber 
öfterreichifchen Eifenbahnen das Einvernehmen zu pflegen. 

Den Organen der politiihen Behörden ift der Zutritt zu 
den Schiffsräumen, fowie den VBerlade- und Desinfeltionslofalitäten 
der Bahnhöfe und die Einfihtnahme in die im $4 und 7 be» 
zeichneten SKontrolibücher jederzeit zu geitatten: 

Rückſichtlich der Seeſchiffe obliegt die Überwachung ber genauen 
Beobachtung des Geſetzes und der Vollzugsvorſchrift den betreffenden 
Hafen- und Seeſanitätsorganen. 


8 11. Im Falle die vorgefchriebene Desinfektion nicht 
gehörig ausgeführt, unterlaffen oder die Vornahme verweigert 
wird, ift Diefelbe auf Koften und Gefahr der Trandport- 
unternehmung von Amts wegen zu bewirken. 


8 12. Wer die ihm bezüglid) der Anordnung, Über- 
wahung oder Ausführung einer Desinfektion obliegenden 


Das M. d. J. hat die Frage der allgemeinen Verwendung 
geipannter Wafferbämpfe zur Desinfektion in Erwägung gezogen. 
(HM. 7. Februar 1889, 3. 27.251 ex 1888, BB. 1889: 37.) 

In den Desinfeltionzftationen find die in unmittelbarer Nähe 
der Desinfeltionsanlagen gelegenen Düngergruben mit undurch⸗ 
läffigen Wänden herzuftellen. (HM. 16. April 1890, 3. 15.420.) 
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Verpflichtungen nicht erfüllt, wird nach den Beltimmungen 
des Rinderpeſtgeſetzes beitraft. 

Die Geldſtrafen fließen in den Staatsſchatz. 

Bu 8. 12. Die Bahnverwaltungen haben den politifchen 
Behörden jene Organe und Berfonen näher zu bezeichnen, 
welchen die verantwortlihe Auffiht und Leitung der NReini- 
gungs⸗ und Desinfektions⸗Arbeiten übertragen ift. 

8 13. Die Wirkfamkeit dieſes Geſetzes beginnt binnen 
drei Monaten nad) der Kundmachung desjelben. Mit diefem 
Beitraume treten die biäherigen, den Gegenjtand dieſes Ge— 
ſetzes betreffenden Borjchriften außer Kraft. 


VI. Zanitätsvorfchriften für den Vichverkehr mit 
den Ländern der nngarifchen Krone. 


Verordnung der Miniiter des Innern, des Aderbanes und 
des Handel vom 22. September 1899, RGB. Nr. 179, 


Gemäß Artikel VII*) des erften Kapitel3 im I. Teile ber 
faiferligden Verordnung vom 21. September 18399, RGB. Rr. 176, 
haben für den gegenjeitigen Biehverfehr die im nachitehenden 


Die mit der verantwortlichen Aufficht und Leitung der Reinigungs- 
und Desinfeltionsarbeiten betrauten . Organe und BPerfonen find 
auh der Ef. k. Generafinfpeltion der öfterreihifchen Eifenbahnen 
befanntzugeben. (GJ. 18. April 1899, 3. 2156/II, BB. 
1889: 52.) 

*) Diefer Artikel lautet: Viehverkehr. Die aus einem 
Staate herftammenden Tiere, tierifhen Rohprodukte und gift- 
fangenden Gegenftände werden in dem anderen Ötaate im all- 
gemeinen grundfäglic” nicht anders behandelt werden, al3 die gleich- 
artigen Zransporte des eigenen Staates. Es können demgemäß 
Transporte, die aus feuchenfreien Gegenden ftammen und am 
Beltimmungsorte gefund anlangen, in ben freien Verkehr des anderen 
Staated treten. Im Falle ber Feitftellung einer anftedenden Tier⸗ 
frankheit bei einem eingebrachten Transporte kann deſſen Rück⸗ 
fendung erfolgen; im Falle der Einfchleppung einer folchen Krankheit 
oder bei "deren Beſtande, inzbejondere in einem Grenzbezirte, kann 
die Einfuhr der empfänglichen Tiergattung befchränft oder verboten 
werden. Diefe Verfügungen find nad) Maßgabe der von den beiden 
Regierungen auf die Dauer der Gültigkeit der vorftehenden Be— 
flimmungen über den Viehverkehr vereinbarten Durchführungs- 
modalitäten zu treffen, und werden, foweit e3 fi nicht um die 
Nüdfendung verfeuchter Transporte oder um die im Berlehre der 
Grenzbezirke zunächſt den dortigen Behörden obliegenden Vorkehrungen 
handelt, von ben zuftändigen Reffortminiftern veranlaßt. 
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kundgemachten, mit ber königlich ungarifchen Regierung ver- 
einbarten Durchführungsmodalitäten zu gelten. 


Artikel IL 


Der nad) Maßgabe der veterinärpolizeilihen Vorſchriften fich 
bollziehende gegenfeitige D Verlehr mit Tieren, tieriſchen Roh⸗ 
produkten und giftfangenden Gegenſtänden innerhalb des gemein⸗ 
ſamen Zollgebietes unterliegt keiner anderweitigen Beſchränkung 
und können demgemäß geſunde Tiere aus ſeuchenfreien Gegenden 
des einen Staates in den anderen Staat unbeanſtändet eintreten. 

Behufs Nachweiſes der ſeuchenfreien Provenienz der Tiere 
müfjen die Transporte mit behördlichen Urſprungs⸗ und Geſundheits⸗ 
zeugniſſen gedeckt ſein, die beſagen, daß am Herkunftsorte und 
in den Nachbargemeinden, beziehungsweiſe in den angrenzenden 
Gemeinderayons innerhalb der letzten 40 Tage vor der Abſendung 

. eine anſteckende Krankheit, hinſichtlich deren die Anzeigepflicht 
beſteht, und die auf die betreffende Tiergattung, für welche die 
Zeugniſſe ausgeſtellt find, übertragbar iſt, nicht geherrſcht Hat. 

In Gemeindegebieten von mehr als 350 Quadratkilometern 
ſoll es nicht ausgeſchloſſen ſein, nach Maßgabe ihrer Konfiguration 
und der dadurch bedingten veterinärpolizeilichen Sicherſtellung 
eine Unterteilung in kleinere Rayons vorzunehmen. Die beiden 
Teile werben fich von Yall zu Yall über die Yrage der YZuläffigkeit 
einer ſolchen Teilung, fowie über die Feſtſetzung der natürlichen 
Grenzen diefer Rayons verfländigen. Eine foldhe Unterteilung 
hat rückſichtlich der Lungenfeuche feine Gültigkeit. 

Die Dauer der Gültigkeit der Urfprungs- und Gefundheitd- 
zertifilate beträgt acht Tage. 

Bei Eifenbahn- und Schiffstransporten muß vor der Verladung 
eine beſondere Unterſuchung durch einen ſtaatlich angeſtellten 
oder von der Staatsbehörde hierzu beſonders ermächtigten Tier⸗ 
rt borgenommen und der Befund in das Beugni3 eingetragen 
werben. 

Sendungen von friſchem Fleiſch müſſen Zertifilate beigelegt 
haben, bed Inhaltes, daß die betreffenden Tiere bei der bor- 
ſchriftsmäßigen Beſchau in lebendem Zuſtande und nach der 
Schlachtung von einem behördlichen Tierarzte für geſund befunden 
worden ſind. 

Wenn die Rinderpeſt in dem einen Staate auftritt, fo fteht 
der Regierung des anderen Staate3 das Recht zu, die Einfuhr 
von Wiederläuern, Schweinen und tierifchen Rohftoffen, ſowie von 
aiftfangenden Gegenftänden bis zum vollen Erlöfchen ber Krankheit 
zu beichränten oder zu verbieten. 

Wenn aus dem einen Staate durch den Viehverkehr die 
Lungenſeuche, bie Maul- und Klauenjeuche, bie Schweinepeft ober 
eine andere Krankheit von gleiher Gefährlichkeit in den anderen 
Staat eingefchleppt morben ift, fo ſteht der Megierung des 
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letzteren das Recht zu, die Einfuhr der für die betreffende Krankheit 
empfäng.ichen Tiergattungen aus dem Berwaltungsbezirte (in ben 
im Reichsrate vertretenen Königreihen und Ländern: Bezirks- 
hauptmannſchaft oder Stadt mit eigenem Statut; in Ungarn: 
Stuhlrichterbezirk, beziehungsweiſe Stadt mit Jurisdiktionsrecht; 
in Kroatien-Slawonien: die Bezirksbehörde, beziehungsmweife der 
Stabtmagiftrat), aus welchem der verfeucdhte Transport ftammt, 
bi8 zur amtliden Erklärung des Erlöſchens ber betreffenden 
Krankheit im Sinne der bezüglichen gefeglichen Beitimmungen 
zu bejchränten oder zu verbieten. Diefe Verfügung kann fich 
au auf jeden angrenzenden Verwaltungsbezirk erftreden, von 
deifen Grenze der Ort, aus welchem der verſeuchte Transport 
ftammt, weniger al3 10 Kilometer entfernt if. 


Artilel I. 


Die Unordnung von Beſchränkungen oder Berboten im gegen- 
feitigen Viehverkehre wird von den betreffenden Bentralftellen 
(in ben im Reichsrate vertretenen Königreihen und Ländern 
und in Ungarn von den betreffenden Miniiterien, in Kroatien- 
Slawonien vor dem Banus) veranlaßt, welchen von den Unter- 
behörden über vorgelommene Beanitandungen einzelner Transporte, 
fowie über das Auftreten von Seuchen im Gebiete de3 anderen 
Teiles in dem Falle, und zwar in der Regel auf telegraphiichem 
Wege, Beriht zu erflatten ift, al3 die Erlaffung folder An⸗ 
ordnungen für notwendig erachtet wird. 


Die Zentralftelle beftimmt die Art und ben Umfang der zu 
treffenden Anordnungen, fowie den Termin für das Inkraſt⸗ 
treten derfelben und verftändigt hiervon telegraphifch die Zentral⸗ 
ftelle des anderen Teiles. — Transporte, welche fpäteftens am 
Tage nach Eintreffen der telegraphiichen Perftändigung bei der 
Bentralftelle des anderen Teiles abgerolit find, werden noch zur 
Einfuhr zugelaffen. 

Im Verkehre zwifchen den Grenzbezirlen (in den im Reichs— 
rate vertretenen Königreihen und Ländern: Bezirkshauptmannſchaft 
oder Stadt mit eigenem Statut; in Ungarn: Stuhlrichterbezirk, 
beziehungsmweife Stadt mit Jurisdiktionsrecht; in Kroatien« 
Slamonien: die Bezirksbehörde, beziehungsmeije der Stabtmagiftrut) 
beider Zeile untereinander kann jedoch die Grenzbezirksbehörde 
im Falle des Beſtandes einer Seuche im angrenzenden Bezirke 
de3 anderen Teiles ober bei Konftatierung einer anftedenden 
Tierfranfheit an einem von dort zum Eintritte gelangten Tiere 
den Eintritt der für bie betreffende Krankheit empfänglichen 
Tiergattungen aus dem betroffenen Bezirke proviſoriſch beſchränken 
oder verbieten. Diefe Verfügung ift der Grenzbezirksbehörde des 
anderen Teiled jofort mitzuteilen. 


Diefe Maßnahmen, welche fih auf den mittel3 Eiſenbahn 
oder Schiff erjolgenden Tranjitverfehr über das gejperrte Gebiet 
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nicht beziehen, werden von der vorgejegten Behörde (das ift der 
Behörde zweiter Inftanz), an welche fie von der erlafjenden Grenz. 
bezirt3behörde berichtet werben, auf dem kürzeften Wege genehmigt 
oder abgeändert. . 


Die hiervon gleichzeitig verftändigte betreffende Zentralſtelle 
gibt derartige Maßnahmen der Zentralftelle des anderen Teiles 
gleichfall3 tetegraphifch befannt, und bleibt es ber letzteren vor⸗ 
behalten, wegen etwa gewünfchter Anderungen ſich mit der erjteren 
direlt in3 Einvernehmen zu ſetzen. 


Die Beichräntungen des Grenzviehverlehres find außer Kraft 
zu ſetzen, fobald in dem gejperrten Bezirke die Krankheit, welche 
hierzu Anlaß geboten Hat, amtlich al3 erlofchen erflärt worden ift. 


Artikel II. 


Die beiden Teile räumen ſich gegenfeitig die Befugnis ein, 
behufs Einholung von Erfundigungen über den Gefundheitszuftand 
der Biehbitände, die Einrichtung von Viehmärkten, Schladhthäufern, 
Maftanftalten, Viehlontumazanftalten u. dgl, fowie über bie 
Durchführung der beftehenden veterinärpolizeilihen Borfchriften 
Delegierte in den anderen Staat ohne vorgängige Anmeldung 
zu entfenden, oder dort auch dauernd zu erponieren. Beide Teile 
werden ihre Behörden anweiſen, den erwähnten Fachorganen de3 
anderen Teiles, fobald dieſelben fi als ſolche Tegitimieren, 
auf Wunfch Unterftügung zu gewähren und Auskunft zu erteilen. 


Artikel IV. 


Viehtransporte aus dem Gebiete des einen Staates, die 
in dem anderen Staate am Beſtimmungsorte mit einer an« 
ftedenden Tierfrankheit behaftet befunden worden ſind, Hinfichtlich 
deren die Verpflichtung zur Anzeige befteht, unterliegen der 
gleihen Behandlung wie die fimilären Sendungen aus dem eigenen 
Öeniete und können demgemäß in da3 Aufgabsgebiet zurüdgejendet 
werben. 


über Wunfh des Eigentümers wird die kompetente politische 
Behörde am Beitimmungsorte die Verwertung der betreffenden 
Tiere im Wege der fofortigen Schlachtung gejtatten, wenn dies 
ber SKrankheitszuftand der Tiere zuläßt und die Möglichkeit 
einer Berjchleppung der Krankheit ausgefchlojfen werden kann. 
Diefe Bewilligung wird in der Negel jedoch nur Dort erteilt, 
wo die Eifenbahnftation mit dem Schlachthauſe mittels Schienen- 
ftranges verbunden ift. 

Bei ber Konftatierung ber Krankheit kann ein Sachverſtändiger 
des Urſprungslandes intervenieren, falls ein folcher binnen vier- 
undzwanzig Stunden herangezogen werden kann. 
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Im Falle einer Meinungsverjchiedenheit Hinfichtlich der Natur 
ber Erkrankung findet eine Überprüfung dur ein ftaatliches 
höheres Beterinärorgan des Beltimmungslandes ftatt, beifen Gut- 
achten dann für da3 weitere Berfahren maßgebend iſt. 

Das ganze Verfahren muß jedoch unter allen Umftänden 
fpäteftend binnen 48 Stunden, vom Zeitpunfte der Beanftanbung 
gerechnet, abgetwidelt werden. 

Die erwachjenden Koften find von der Partei zu tragen. 


Artikel V. 
Größere. ifolierte Viehetabliſſements, die unter unmittelbare 
faatliche Überwachung geftellt find, und über entjprechenbe baufiche 
Einridtungen und einen veterinärpolizeilich gejicherten Betrieb 
verfügen, werden Hinfichtlich ber veterinärpolizeilihen Verwaltung 
als eigene Abminiftrationggebiete betrachtet. Diefelben Tönnen dem- 
entfprehend nur im Falle einer Berfeuchung der dortigen Bich- 

beftände unter Sperre geftellt werben. 
Die Borausfegungen für die Anerkennung derartiger Etabliffe- 
ments als eigene Adminiftrationsgebiete werden im gegenfeitigen 

Einvernehmen feftgefeßt. (Beilage.*) 


*) Diefe Beilage hat folgenden Anhalt: 
„Berlehr mit Schweinen aus Maflanflalten. 

Hinſichtlich des Verkehres mit Schweinen werben jene Schweine» 
majftanjtalten als Sondergebiete in veterinärpolizeilicher Richtung 
anerlannt, welche unter der unmittelbaren Aufficht je eines aus- 
Ihlieglih nur für ihre Zwecke beftellten ſtaatlichen Tierarztes 
ftehen, binfichtlih der Zu- und Abfuhr von Schweinen an einen 
bon der kompetenten Bentralftelle vorgejchriebenen regelmäßigen 
Betrieb gebunden find und bezüglich ihrer baulichen Anlage den 
nadjitehenden Anforderungen entiprechen: 

a) Die betreffenden Antalten müffen außerhalb von Ortjchaften 
und Städten angelegt und von ihrer Umgebung als ſolche 
räumlich vollkommen abgeichloffen fein; diefer Abſchluß jelbft 
muß derartig hergeftellt jein, daß die dortjelbit untergebrachten 
Schweine gegen jeden unüberwachten Verkehr völlig gefichert 
find; dieſe Unftalten müſſen überdied durch Schienenftränge 
mit ber Eiſenbahn in direkter Verbindung ſtehen; 

b) die einzeinen Szaͤllase müſſen durch Mauerwerk oder gut 
verfugte und entfprechend hohe Holzwände voneinander getrennt 
fein, volllommen undurdläffige Bodenflähhen aufweiſen, mit 
Aus- und Einladerampen verjehen fein; im Falle die Schweine 
nicht bireft aus den betreffenden Szälläden zur Verladung 
gelangen können, fondern zu diefem Behufe aus dem Szälläge 
zur Laderampe getrieben werben, müſſen auch bie Triebwege 
bon gleidjer Bobenbefchaffenheit fein; ſchließlich muß Das 
Etabliffement auch mit einer funktionstüdhtigen Kanalifation 
mit fländigem Waſſerlaufe ausgeftattet fein.“ 
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Dem betreffenden Minifter (in KroatienSlawonien bem Banus) 
bleibt es vorbehalten, die auf dem eigenen Gebiete gelegenen 
Biehetabliffement3, bezüglich deren e3 anerkannt ift, daß fie den 
obermähnten Vorausfegungen enifprechen, al3 ſolche Sondergebiete 
zu erflären 


Artikel VI. 


Die Tilgung der Lungenſeuche hat in ben beiden Staaten 
nad) ben gleihen Grundſätzen zu erfolgen und hat insbefondere 
die fofortige obligatorische Schlachtung aller erkrankten und aller 
anftedungsverbäcdhtigen Tiere flattzufinden. 


Artikel VOL 


Anderungen in den befiehenden Zierjeuchengefegen find gleich- 
mäßig auf ben Verkehr mit Tieren aus bem Gebiete des anderen 
Staates anwendbar. Es iſt jebodh jelbftverftändlih, Daß die dem 
beiderfeitigen Viehverkehr laut dieſer Verordnung gebotenen 
Garantien während der Bauer ber Gültigkeit derſelben nur 
im gegenfeitigen Einvernehmen abgeändert werben können. 

Diefe Minifterialverordnung tritt mit dem Tage ihrer Kund- 
machung in Kraft. 
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VII. Internationales Sanitatsübereinkommen vom 
19. März 1897, RGEBG. Ur. 13 ex 1901, 


abgeſchloſſen zwiſchen Oſterreich-Ungarn, Deutſchland, Belgien, 

Spanien, Fraukreich, Großbritannien, Griechenland, Italien, 

Luremburg, Montenegro, der Türkei, den Niederlanden, 

Perfien, Bortngal, Aumanien, Rußland, Serbien und der 
Schweiz. 

(Abgeſchloſſen zu Venedig am 19. März 1897; das Protokoll 
über die Deponierung der Ratifikationen wurde am 31. Okto⸗ 
ber 1899 zu Rom unterzeichnet.) 

(Giltig 5 Jahre vom Tage des Austauſches der Natififationen.) 


Allgemeines Sanitätsreglement 
zur Verhütung der har und Weiterberbreitung 
er Belt, 


Kapitel II. 
Maßnahmen in Europa. 
Titel I. 
Mafregeln, um die dem Übereinkommen beigetretenen Wegierungen 
üder den Stand einer Yeflepidemie fowie über die zur WBerhütung der 
Ausdreitung und Einfhleppung derfelden in feucdenfreien Gegenden 
angewandten Mittel auf dem Lanfenden zu erhalten. 
Benadrichtigung und weitere Mitteilungen. 

Die Negierung des verjeuchten Landes muß ben übrigen 
Negierungen von jedem vorgelommenen Beftfalle Nachricht geben. 
Diefe Maßregel iſt weſentlich. 

Bon wirklichem Werte ift diefelbe nur dann, wenn bie 
betreffende Regierung felbft von dem Auftreten von Peſt⸗ und 
peitverdächtigen Fällen Kenntnis erhält. Die Einführung der 
Anzeigepflicht für die Arzte bei Peſtfällen kann ben verfchiedenen 
Regierungen deshalb nicht genug empfohlen werden. 

Gegenftand der Benachrichtigung ift das Vorkommen von 
Beitfällen, Ort und Zeit de3 Auftretens, fowie die Zahl ber feit- 
geftellten Krankheits⸗ und Xodesfälle. 

Die Benachrichtigung erfolgt an die diplomatischen Vertretungen 
oder an die Konfularämter in der Hauptſtadt des verjeuchten 
Landes. Für Länder, welche dort nicht vertreten jind, ergeht die 
Benachrichtigung direkt auf telegraphiichem Wege an die fremden 
Regierungen. 

Diefer erften Benachrichtigung müffen weitere regelmäßige Mit- 
teilungen folgen, welche geeignet find, die Regierungen über die 
Entwidfung der Epidemie auf dem Laufenden zu erhalten. Dieje 
Mitteilungen erfolgen mindeften3 einmal in der Wode.... . 
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Die Regierung jedes Staates hat diejenigen Maßregeln ſofort 
zu veröffentlichen, deren Anordnung ſie bezüglich der Herkünfte 
aus einem verſeuchten Lande oder einer verſeuchten Zirkumſkription 
für erforderlich hält. 

Sie teilt dieſe Veröffentlichung ſogleich dem diplomatiſchen 
Vertreter oder Konſularfunktionär des verſeuchten Staates in ihrer 
Hauptſtadt mit. In Ermanglung einer diplomatiſchen Vertretung 
oder eines Konſularamtes in der Hauptſtadt erfolgt die Mitteilung 
direkt an die Regierung des beteiligten Landes. 

Sie hat die Aufhebung oder etwaige Abänderung dieſer Maß—⸗ 
regeln auf demjelben Wege befanntzugeben. 


Eitel IV. 
geuren oder Gegenflände, welde Träger des Aufiehu sfloffes fein 


önnen, und welde für die Erlaffung von GEin- oder Purdfußrver- 
Boten al für die Desinfektion in Fetracht Kommen, ’ 


1. Ein- und Durchfuhr. 


Gegenftände oder Waren, welche Träger des Anſteckungs⸗ 
ftoffes jein können, und melde von ber Einfuhr ausgeſchloſſen 
werden Dürfen, find folgende: 

1. Gebrauchte Leibwäſche, alte und getragene Kleidungs⸗ 
ftüde (Gebrauchseffekten), gebrauchtes Bettzeug. 

Werden diefe Gegenftände ala Weifegepäd oder infolge eines 
Wohnungswechſels (Einrichtunggeffelten) befördert, fo unterliegen 
fie befonderen Beftimmungen. 

Die von Soldaten und Matrojen Hinterlafienen Balete, welche 
nach deren Tod in ihre Heimat zurüdgejandt werden, werden 
den unter 1 aufgeführten Gegenftänden gleichgeitellt. 

2. Habern und Lumpen, einjchließlich der hydrauliſch zufammen- 
geprebten Zumpen, welche im Großhandel verwendet werben. 

Kind, 3. Gebrauchte Säde, Teppiche. und Stidereien, welche benügt 
i 


4. Grüne Felle, ungegerbte Häute, friſche Häute. 

5. Friſche Tierabfälle, Klauen, Hufe, Mähnen, Haare, rohe 
Seide und Wolle. 

6. Menfchenhaare. 

Die Durchfuhr von Waren oder Gegenftänden, welche Träger 
des Anftedungsftoffes fein können, darf nicht unterfagt werben, 
wenn diefelben jo verpadt find, daß unterweg3 eine Berührung 
damit nicht möglich ift. 

Ebenſo foll der lmftand, da Waren oder Gegenſtände, 
melde Träger be3 Anftedungsftoffes fein fönnen, durch eine 
verſeuchte Zirkumſkription befördert worden ſind, kein Hindernis 
für ihre Einfuhr in das Beſtimmungsland bilden, ſofern die 
Gelörberung jo erfolgt ift, daß unterwegs eine Berührung mit 

Gegenftänden, welche mit Anftedungsftoffen verunreinigt waren, 
nicht hat itattfinden können. 
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Auf Waren oder Gegenftände, welche Träger des Anftedungs- 
ftoffes fein können, finden die Einfuhrverbote alsdann feine 
Anwendung, wenn der Behörde des Beitimmungslandes nadj- 
gewiejen wird, daß fie mindeſtens fünf Tage vor dem eriten 
Beftfalle zur Abſendung gelangt find. 

Es ift nicht ftatthaft, daß Waren an den Landgrenzen in 
Quarantäne zurüdgehalten werben. Der einfache Ausſchluß berfelben 
von ber Einfuhr oder die Desinfektion find die einzigen zuläffigen 
Maßnahmen. 

I. Desinfeltion, 

Reifegepäd. —  Dezinfiziert werden müfjen fchmugige Wäſche, 
alte und getragene Kleider und fonftige Gegenftände, welche 
zum Reif:gepäd oder Mobiliar (Einrichtunggeffetten) gehören, wenn 
fie aus einer für verfeucht erflärten örtlichen Zirkumſkription 
ftammen und nah Anfiht der lokalen Sanität3behörde al3 mit 
dem Anftedungsftoffe der Peſt behaftet zu erachten find. 

Waren. — Die Desinfeltion wird nur bei folhen Waren und 
Gegenftänden vorgenommen, melde nah Anſicht ber lokalen 
Sanitätsbehörde al3 mit dem Anjtedungsftoffe der Pet behaftet zu 


erachten find oder deren Einfuhr verboten werden werben fann. 


Die Entiheidung darüber, in welcher Weiſe und mo die 


Desinfektion ftattzufinden hat, fteht der Behörde des Beftimmungs- 


landes zu. Ä 

Die Desinfeltion muß jo ausgeführt werben, daß fie Die 
Gegenftände möglichft wenig befchädigt. 

Die Regelung der Frage de3 eventuellen Erjapes des aus 
einer BDesinfeltion fich ergebenden Schadend wird jedem State 


überlaſſen. 


Briefe und Korreſpondenzen, Druckſachen, Bücher, Zeitungen, 
unter Kreuzband verſendbare Schriften uſw. (ausſchließlich der 
Poſtpakete) unterliegen weder einer Einfuhrsbeſchränkung noch 
Desinfektion. 

DVitel V. 
Maßnahmen au den Kandgrenzen, Eiſenbahndienſt, Reiſende. 

Die zur Beförderung von Reiſenden, der Poſt und des Reiſe— 
gende dienenden Wagen können an der Grenze nicht zurfdgehalten 
werden. ur 

Falls ein folder Wagen mit Anjtedungzftoffen verunreinigt 
fein follte, fo wird er, fobald es möglich ift,- zwecks Desinfektion 
an der Grenze oder auf der nädjiten SHalteitellen vom Zuge 
abgehängt. 

Ebenſo ift mit den Güterwagen zu verfahren. - 

Landquarantänen werben nicht mehr verhängt. Nur Die 
Perfonen, welche Peſtſymptome aufweiſen, können zurüdgehalten 
we 


Diefer Grundfag fchließt nicht dad Recht jedes Staates aus, 
nötigenfall8 einen Teil jeiner Grenzen zu jperren. 
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Es ift von Wichtigkeit, daß die Reifenden auf ihren Geſundheits⸗ 
zuftaend Hin einer Überwachung durch das GEifenbahnperfonal 
unterzogen werden. 

Das Ärztliche Eingreifen beſchränkt fi) auf eine Unterfuchung 
ber Neifenden und die Fürſorge für die Kranken. 

Findet eine ärztliche Unterfuhung ftatt, fo wird Diefelbe 
tunlihft mit ber Lollrevifion verbunden, damit die Reiſenden 
fo wenig wie möglich aufgehalten werden. 

Es wird von größtem Nutzen fein, die aus einem verfeuchten 
Orte fommenden Reifenden nad ihrer Ankunft am Beltimmungs- 
‚orte einer zehntägigen, vom Zeitpunkte der Abreiſe an zu 
rechnenden Überwahung zu unterwerfen. 

Die bezüglich des Grenzüberganges für das Eijenbahn- und 
Poftperfonal zu treffenden Maßregeln find Sache der beteiligten 
Verwaltungen. Sie werben jo eingerichtet, daß fie den regel- 
mäßigen Dienſt nicht ftören. 

Die Regierungen behalten ſich da3 Recht vor, befondere Maß- 
ee für gewiſſe Kategorien von Perfonen zu treffen, nament- 
li rt: 

a) Bigeuner und Vagabunden; 
b) Auswanderer und ſolche Perfonen, welche truppweiſe reifen, 
oder die Grenze überjchreiten. 


VIH. Sanitätsvorlchriften für den Perfonenverkehr. 


A. Einrichtung des Eiſenbahuverkehres in Cholerazeiten. 


Auf Grund der während der vorjährigen Choleraepidemie 
gemachten Erfahrungen und mit Rüdficht auf die Verhandlungen der 
internationalen Sanitätslonferenz in Dresden 1893, Hat das 
Handelöminifterium im Einvernehmen mit dem E. k. Minifterium 
des Innern eine Durhficht der aus Anlaß der Cholera für den 
Eifenbahnverlehr bisher angeordneten Maßnahmen vorgenommen 
und findet auf Grund des Ergebniffes diejer Überprüfung in 
Zujammenfaffung und teilweijer Abänderung der bisher im Gegen- 
ftande erlaffenen Berordnungen die in Abdruck anverwahrten 

„Grundſätze für die Einrichtung bes Eifenbahnverfehres in Cholera- 
zeiten” hinauszugeben, welche nebit den beigefügten drei Anlagen 
fortan an Stelle der bisherigen Verordnungen, betreffend Maf- 
nahmen gegen Cholera im Eifenbahnverlehre in Kraft treten. 

Die geehrte Bahnverwaltung wird eingeladen, zu veranlaffen, 
daß dieſe grundfäglichen Beftimmungen fortan im dortigen Dienft- 
bereihe zur Richtfehnur genommen und mit Abdrüden derfelben 
nit nur Die Organe ber Bentralleitung für den Verkehrs⸗ und 
Canität3dienft, fondern auch die Organe bed erefutiven Verkehrs⸗ 
bienfte® und fämtlide Bahnärzte, ferner mit Abdrücken ber 
Anlage III in3bejondere die bei Zügen, mit welchen Perfonen 
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beförbert werben, verwendeten Zugäbegleiter beteilt werben, meld 
legtere diefe Dienftoorfchrift im Dienfte bei fich zu tragen hätten. 
(HM. 19. September 1893, 3. 48.967, VB. 1893: 112.) 


I. Srundfäße für die Einrichtung des Gifenbahnverkehres in 
Shoferazeiten. 


1. Die Stationen, in denen Cholerafrante oder dieſer 
Erkrankung verdächtige Reifende ausmaggoniert und in die Spitals- 
pflege übergeben werben Lönnen, werden mit Genehmigung des 
Minifteriums de3 Innern von den politifchen Landesbehörden feit- 
gejeßbt und im Wege de3 k. k. Eifenbahnminifteriums ben Eifenbahn- 
verwaltungen mitgeteilt. *) 

In diefen Stationen, welde im folgenden ald Rranfen- 
abgab3ftationen bezeichnet find, ift von der Eifenbahnverwaltung 
für die Bereititellung der erforberliden Räumlichkeiten zur vor- 
läufigen ifolierten Unterbringung von auf der Eifenbahn Erfranften 
‚bi3 gu ihrer Aufnahme in eine Krankenanftalt vorzuforgen. 


* Im Sinne des Punktes 1 der mit dem hieramtlichen Erlaffe 
vom 19. September 1893, 8. 48.967, Hinausgegebenen „Grundſätze 
für die Einrichtung des Eifenbahnverfehres in Cholerazeiten” wird 
dem geehrten Verwaltunggrate ein Eremplar des vom ſk. k. Minifterium 
de3 Innern auf Grund der Berichte der politifhen Landesbehörden 
verfaßten Verzeichniſſes der Eifenbahnftationen, in melden cholera- 
Irante Reifende der Spitalspflege und Behandlung übergeben werben 
fönnen, mit dem Bemerlen zur Verfügung geftellt, daß Die politifchen 
Landesbehörden angemwiefen wurden, im Falle wieder eintretender 
ChHoleragefahr den Betriebsdireftionen der in ihrem Bermwaltungs- 
gebiete verfehrenden Kijenbahnen auch jene Stationen befanntzu- 
—* auf welchen Arzte ſofort erreichbar ſind und zur Verfügung 

ehen. 

Bei dieſem Anlaſſe wird dem geehrten Verwaltungsrate mit- 
geteilt, daß das k. I. Minilterium des Innern über eine von einer 

ahnvermwaltung geitellte Anfrage, wie ſich zu benehmen fei, menn bei 
Neifenden eine Erkrankung eintritt: - 

1. auf ſolchen Geitenlinien, auf welchen eine Kranlenübergabs- 
ftation nur am Ausgangspunkte oder in deſſen Nähe, Hingegen 
nidt am Endpunkte der Linie, oder 

2. auf jolden Linien, an welchen entlang der ganzen Strede eine 
Spitalsſtation überhaupt nicht befteht, 
ji dahin ausgejprochen Hat, daß auch auf dieſe Fälle Die Beftimmungen 
des eingangs bezogenen Erlajjes Anwendung finden und daß ber 
Cholerafranfe in dem Waggon, in welchem er tfoliert wurde, eventuell 
unter ärztlicher Aufjicht und Begleitung in die nächſte zu erreichende 
Choleraabgabeftation zu befördern fein wird, fei diefe nun bie 
Kopfitation der betreffenden Cifenbahnlinie oder eine Station ber 
Nahbar-Haupt-Jinie. (HM. 11. Mar 1894, 3.19.794, BB. 1894: 75.) 
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Zur Sfolierung folder Kranken dürfen Lokalitäten in‘ den 
Verlehräräumen der BPerjonenaufnahmsgebäude der Eifenbahn- 
ftationen nicht herangezogen werden. Wenn ein befonderes Iſolier⸗ 
lokal nicht vorhanden ift, und auch ein ifolierter Raum, welcher 
im Bedarfsfalle jofort behufs Aufnahme von Kranken geräumt 
werden Tann, fehlt, ift ein Sanitätswagen, beziehungsmweife ein 
al3 folder eingerichteter im Winter heizbarer Güterwagen bereit» 
zubalten. 

Am Notfalte ift der Kranke bis zur Abholung in dem auszu- 
rangierenden, auf ein Nebengeleife zu ftellenden Wagen, in 
welchem er befördert worden ift, zu belafjen. 

2. Außer den Kranfenabgabsftationen werden ben Eijenbahn- 
verwaltungen auch jene Stationen befanntgegeben, auf melden 
Arzte fofort erreichbar und zur Verfügung find. Die Berufung 
diefer Arzte hat jchon von einer früheren Station aus rechtzeitig 
zu erfolgen. 

3. Bei Unnäherung der Cholera an bie Grenze werden auf 
den von der politifhen Landesbehörde zu bezeichnenden Zoll- 
revifionsftationen des Grenzgebietes Arzte bei der Ankunft 
der Büge ftändig anwefend fein, um aus bem infizierten 
Lande antommende Reiſende Hinfichtlich ihres Geſundheitszuſtandes 
zu überwachen, nad) Erfordernis zu unterfuden und an der 
Cholera Erkrankten oder der Erkrankung Verdächtigen ihre Hilfe 
angedeihen zu lajjen. Eine Unterſuchung aller NReifenden iſt 
nit die Aufgabe der Arzte; dieſe werden jedoch bei der 
Bollabfertigung anmejend fein und eintretenden Falles über die 
Notwendigkeit der Desinfektion jchmubiger Wäſche, getragener 
Kleidungsftüde und fonftiger etwa mit Cholerabejelten beſchmutzter 
Gegenftände Entſcheidung treffen. 

4. Nah Umftänden wird von ber oberften Sanitätöbehörde 
auh im Innern de3 Landes in gewiffen Eifenbahnjtationen die 
janitäre Nevifion von Reifenden und ihrer Effelten angeordnet, 
worüber den Eifenbahnverwaltungen befondere Mitteilung zugeht. 

5. Auf ben zu 1 und 2 bezeichneten Stationen find zur 
Bornahme der Unterfuhung Erkrankter außerhalb der PVerfehrs- 
räume der Perjonenaufnahmsgebäude die erforderlichen Lokalitäten 
beizuftellen. In Ermanglung folder Räume Hat die Unterfuhung 
der Kranken im Waggon jelbit ftattzufinben. 

6. Ein Berzeichnis fämtliher unter 1 und 2 bezeichneten 
Stationen der betreffenden Bahnlinie ift, nach der geographiichen 
Neihenfolge der Stationen geordnet, jedem Führer eines Zuges, 
welcher zur PBerfonenbeförderung dient, von der Eifenbahnvermaltung 
zu übergeben. 

7. Die Kondukteure haben während der Fahrt bem Gefundheits- 
zuftande der Reiſenden, namentli der aus Choleragegenden 
fommenden bejondere Aufmerkſamkeit zu widmen und dem Zug 
führer 33 etwaigen Verdacht erweckenden Wahrnehmungen Meldung 
zu machen. 
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Zeigen ſich bei einem Reiſenden während der Fahrt cholera- 
ähnliche Erfcheinungen, das ift Häufige Stuhlentleerungen, Erbrechen 
flüffiger Maſſen, Muskelkrämpſe, ſtellenweiſes Blaumerben der 
Haut, Kaltwerben ber Ertremitäten uſw., fo ift diefer Krante 
durch die Bugsführer fofort zu ifolieren. 

Sollte die während der Fahrt nicht anders möglich fein, fo 
ift der Zug zum Gtillftehen zu bringen, um bie Mitreifenden 
an dem betreffenden Coupe, eventuell Waggon entfernen zu 

nen. 

Der Kranke ſelbſt famt feinen Effelten ift in ber nächſten 
Krankenabgangsftation abzujegen und dem GStationdvorftande zu 
übergeben, wenn nicht der betreffende Waggon zweckmäßiger aus⸗ 
geichaltet und in der Station zuräüdgelaffen werben Tann. 

Pafjiert der Zug noch vor Erreichung biefer Station noch 
andere Stationen, fo ift in der nächſten berfelben anzuhalten 
und von Hier aus der Vorſtand jener Station, nädft welcher 
fih das GCholerafpital befindet, telegraphifh von der Ankunft 
be3 Kranken zu dem Zwecke zu verftändigen, bamit bie zur 
fanität3polizeiliden Intervention berufene Gemeindebehörde 
tchleunigft in Kenntnis gejebt, und ohne Verzug ein Wrzt 
beigezogen werde. 

Diefer Vorgang ift unter allen Umftänden, auch bei Schnell- 
zügen einzuhalten. 

Der Stationdvorftand hat den Kranken in dem Waggon, in 
welchem er ifoliert wurde, beziehungsweife im Iſolierlokale fo 
lange zurüdzuhalten, bis beifen Unterfuhung buch den Arzt 
erfolgt if. Bon dem Ausſpruche des unterfuchenden Arztes 
hängt e3 ab, ob ber Franke in da3 Cholerafpital zu überführen 
ift, oder ob demfelben die Fortfegung ber Reife in einem jeparaten 
Coupé geftattet werden Tann. 

Am lebteren Falle ift die Ankunftsftation (Bielftation des 
Paſſagiers), welche bie janität3polizeilihe Intervention der Ge- 
meindebehörde anzurufen Hat, telegraphiich zu aviſieren. 

Auf Koften des Choleratranten kann ein telegraphiich berufener 
Arzt zur Begleitung bed Kranken aufgenommen werben. 


Sm Bebarfsfalle hat der Stationdvorftand zur Übertragung 
des Kranken in das Iſolierſpital die Bahntragbahren zur Ber- 
fügung zu ftellen. 

Die Tragbahren find hinterher gleichzeitig mit ben Räumlich- 
feiten, in denen fich der Kranke aufgehalten bat, zu desinfizieren. 
Desgleihen hat die Desinfektion der Kranlenträger ftattzufinden. 

Hierbei, fowie bei der PDesinfeltion der von den Kranken 
benügten Wagen, Aborte, Reifeeffelten uſw. ift nah ben Bor- 
ichriften in Anlage II vorzugehen. 

Stirbt ein Neifender während ber Fahrt, fo ift die Leiche 
in der nächiten Kranfenabgabeftation auszumaggonieren, beziehungs- 
weile der Waggon aus dem Zuge auszuschalten. 





MB. vom 19. September 1893, 1017 


Der Stationsvorftand Hat felbe ifoliert zu verwahren und 
ungefäumt bie Gemeindevorftehung zu verftändigen, damit Die 
Leiche eheſtens von ber Station entfernt merbe. 

8. Bei der Ankunft auf der Krankenabgabeſtation find die⸗ 
jenigen PBerfonen, welche fi mit dem Kranken in berfelben Wagen- 
abteilung befunden Haben, fowie das Bugsbegleitungsperfonal, 
welches mit dem Kranken in Berührung war, der fanität3polizeilichen 
Unterfuhung und Desinfeltion zu unterziehen und ift wegen ber 
weiteren fünftägigen Obfervation das Erforderliche zu veranlafjen. 

Alle Perfonen, welche mit Choleraftanfen in Berührung 
fommen, jowie das hilfeleiftende Eifenbahnperfonale müſſen bi3 nad) 
ftattgehabter gründlicher Reinigung und Desinfeltion e3 unbedingt 
vermeiden, ihre Hände mit ihrem Gefichte in Berührung zu bringen, 
da durch direfte Zuführung bes Krankheitsftoffes dur ben Mund 
in den Körper eine Anftedung erfolgen kann. Es ift deshalb auch 
fireng zu vermeiden, während oder nad) dem Umgange mit 
Kranken vor erfolgter forgfältiger Neinigumg der Hände zu rauchen 
oder Speifen und Getränte zu ſich zu nehmen. 

Das Eijenbahnperfonal muß beim Vorkommen verbächtiger 
Erkrankungen mit der größten Vorſicht und Ruhe vorgehen, damit 
alle vermieden wird, was zu unnötigen Beforgniffen unter den 
Reifenden oder beim fonftigen Publitum Anlaß geben könnte. 

- 9. Der Wagen, in welchem fi ein Cholerakranker befunden 
Hat, ift fofort außer Dienft zu ftellen und ber nächſten geeigneten 
Station zur Desinfektion zu übergeben. Die näheren Borfchriften 
über dieje Desinfektion, ſowie über die fonftige Behandlung ber 
Eifenbahnperfonen- und Schlafwagen bei Choleragefahr enthält 
die als Anlage I beigefügte Anweiſung. 

Nach gründlich vorgenommener Desinfektion ift diefer Wagen 
minbeftend durch die in der Anlage I bezeichnete Zeit außer 
Benutzung zu ſetzen. 

10. Mit dem Inhalte der in Anlage II beigefügten Anweiſung 
zur Ausführung der Desinfeltion bei Cholera find fämtliche Eifen- 
babnbeamte genau belanntzumadhen. 

11. Eine befondere Sorgfalt ift der Erhaltung peinlicher 
Sauberkeit in allen Bebürfnisanftalten (Aborte und Piſſoirs) 
auf den Stationen zuzuwenden; bie Gitbretter der Aborte jind 
buch Abwaſchung mit einer Löfung von Kalifeife (fiehe Anlage I 
unter I, 3) mindeftend einmal täglich) zu reinigen. 

Eine Desinfektion der Aborte, welche mit Kalkmilch (ſiehe 
Unlage I unter II, 8) und unter twiederholtem übergießen 
der Fußböden mit Kalkmilch, ſoweit fie diefe Behandlung ver- 
tragen, zu bewirken ift, erfolgt lediglich auf den Stationen 
der Orte, an welchen die Cholera auögebrochen ift, und auf folchen 
Stationen, wo bie ausdrücklich angeorbnet werden follte. 

Die zur Bejeitigung üblen Geruchs für die warme Jahreszeit 
— getroffenen Beſtimmungen werden jedoch hierdurch nicht 

rt. 
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In Cholerazeiten find zur Durchſpülung der Wagenaborte 
(Cloſets) die vorgejchriebenen PDesinfeltionsflüffigleiten zu ver- 
wenden.*) 

12. Der Boden zwiſchen ben Geleifen ift, fofern er infolge 
Benußung der in den Zügen befindlihden Bedürfnisanftalten ver- 
unreinigt ift, Durch wieberholtes Übergießen mit Kallmilh ge 
hörig zu besinfizieren. 

13. Eine Beſchränkung bes ifenbahngepäd- und Güter- 
verfehres findet, abgejehen von bem bezüglich einzelner Gegenftände 
ergangenen Ausfuhr- und Einfuhrverbote, nicht ftatt. 

14. Eine Desinfektion von Neifegepäd und Gütern findet 
fünftig nur in folgenden Fällen ftatt: 

a) Auf ben von der politifchen Zandesbehörbe bezeichneten Zoll- 
revifiongftationen erfolgt auf Anordnung der ftändig an« 


*) Mit den hierortigen Erläffen vom 2. Auguſt 1884, 3. 28.242 
(EB. 96) und vom 15. Februar 1886, 3. 4884 (CB. 27), betreffend 
die Desinfeltion der auf den Eiſenbahnwaggons befindlichen Aborte 
und die Reinhaltung bes Bahnlörpers von menſchlichen Ausmwurfftoffen 
behufs Hintanhaltung ber Berfchleppung der Cholera, wurde ben 
Bahnverwaltungen aufgetragen, der NReinhaltung des Bahnkörpers 
bon menfchlihen Dejelten innerhalb ber Stationspläge und auf 
Bapnüibergängen, insbejondere während einer Epibemie, eine be» 
fondere Sorgfalt zuzumenben. 

Diefe Beſtimmung wird ber geehrten Verwaltung im Nachhange 
zu dem Erkiffe vom 5. Auguft 1892, 3. 38.169, mit dem Bemerken 
in Erinnerung gebradit, daß, nachdem die Sranfheit3erreger ber 
auch auf offener Strede aus den Wagenkloſets auf den Bahnkörper 
fallenden Dejelte durch Regenwäſſer oder fonftige Einflüffe in 
Nutz⸗ oder Trinkwaſſer gelangen und auf diefe Weife bei ben 
Bahnwädtern und den der Bahnftrede zunächſt gelegenen Ort- 
fchaften die Seuche zum Ausbruche bringen können, die NReinhaltung 
de3 Bahnkörpers von menjchlichen Dejelten, insbefonbere von ben 
aus den Wagenkloſets zwiſchen die Schienen herabfallenden Aus- 
wurfftoffen, auf die ganze Bahnftrede auszudehnen iſt. 

Es ift ſohin das Stredenperfonal anzumeifen, bei jebesmaliger 
Stredenbegehung allenfall3 auf dem Bahnkörper vorfindbliche Dejekte 
zu befeitigen und gründlich zu besinfizieren. 

Die Desinfizierung der vorgefundenen Dejelte, insbeſondere 
flüffiger Stuhlentleerungen Tann auf die wohlfeilfte Art durch 
reichliches Überjegen mit Kalkmilch (bereitet dur; Verrühren von 
1 Zeil zerfleinerten Atzkalk und 4 Teilen Waſſer) erfolgen. 

Dad Handelsminifterium gibt ber Erwartung Ausdrud, Daß 
die Durchführung dieſer auch im Intereſſe des eigenen Streden- 
perfonald gelegenen Maßregel entfprechend überwacht und Durch 
geeignete Kontrolle fichergeftellt werde. (HM. 8. Auguft 1892, 
8. 38.905, VB. 1892: 98) 
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wejenden Ürzte die Desinfektion von ſchmutziger Wäſche, 
getragenen Kleibungsftüden und fonjtigen Gegenftänden, welche 
zum Gepäd eines Neifenden gehören, jofern diefelben nad 
ärztlihem Ermeſſen al3 mit Choleraentleerungen bejchmußt 
zu erachten ſind. 
b) Der Desinfeltion werden unterzogen, und zwar über Weifung 
ber politifchen Behörden: die aus Choleragegenden als 
Waren eingelangten getragenen Kleidungsftüde, ſchmutzige 
Wäfche, benübtes Bettzeug, dann Hadern und Lumpen — 
ausgenommen die in Ballen für den Großhandel verpadten 
Hadern und Lumpen und neue Stoffe, Beug- und Papier- 
abfälle — infolange die Einfuhr diefer Waren nicht verboten 
tft, ferner 
Gegenftände, welche fallmeife von dem zur fanität3poli- 
lichen Intervention berufenen ärztlichen Sanität3organe infolge 
ihrer Benügung oder Beſchmutzung durch eine an Cholera 
erfranfte oder der Choleraerkrankung verdäcdtige Perjon als 
infiziert oder infektionsverdächtig erklärt werben. 

Briefe und Korrefpondenzen, Drudjadhen, Bücher, Zeitun⸗ 
gen, Geſchäftspapiere uſw. unterliegen feiner Desinfektion. 

Die Einrichtung und Ausführung ber Desinfektion wird 
von ben Gefundheitsbehörben veranlagt, welchen von den Eifen- 
bahnverwaltungen bie notwendige Unterftüßung zu leiften iſt. 
15. Sämtlihe Beamte ber Eifenbahnverwaltung haben den 
Anforderungen der politiſchen und Ortsbehörden und der be- 
auffichtigenden Arzte, foweit e3 in ihren Kräften fteht, und nad 
den dienſtlichen Berhältnifien ausführbar ift, unbedingt Folge 
zu leiften und auch ohne befondere Aufforderung denjelben alle 
erforderliden Mitteilungen zu wachen. 

Bon allen Dienftanweifungen und Maßnahmen gegen bie 
Choleragefahr und von allen getroffenen Anordnungen und Ein- 
rihtungen im Eifenbahnverlfehre ift ftet3 fofort den dabei in Frage 
fommenden Sanitätäbehörden und dem Handel3minifterium Mit- 
teilung zu machen. 

16. Ein Auszug diefer Anmweifung, welcher die Berhaltungs- 
maßregeln für das Eijenbahnperfonal bei choleraverdäcdtigen Er- 
frantungen auf der Eifenbahnfahrt enthält, ift in Anlage II 
beigefügt. Bon diefen Berhaltungsmaßregeln ift dem gejamten 
Bugsbegleitungsperfonale eine jeden zur Perfonenbeförderung 
dienenden Zuges ein Abdruck zuauftellen. 

17. Bon jedem innerhalb des Bahnbereiches vorgelommenen, 
durch den Arzt ala Cholera erkannten Erkrankungsfall ift ſeitens 
des betreffenden Stationsvorſtandes der vorgefeßten Direktion, 
der politifchen und der Ortsbehörde fofortige eventuell telegraphifche 
Anzeige zu erftatten, welche, foweit fie zu erlangen find, folgende 
Angaben enthalten foll: 

2) Drt und Tag der Erkrankung unter genauer Angabe bes 
Buges, in welchem die Erkrankung erfolgte; 


ed 


© 
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b) Name, Gejchlecht, Alter, Stand oder Gewerbe bes Erkrankten; 
c) woher der Erkrankte zugereift ift; 
d) wo ber Kranke untergebradt ift; 
e) Angaben über die verfügte Ausrangierung und Desinfektion 
des Wagens, in welchem die Erkrankung ftattgefunden Bat. 
über jede erfolgte Anzeige hat bie betreffende Eifenbahn- 
bireltion an das k. k. Handeläminifterium Bericht zu erftatten. 


Anlage |. 


Anweifung über Behandlung der Eifensabn-Perfonen- und -Schlaf- 
wagen Sei Eholeragefaßr. 


I Behandlung ber gewöhnliden Perfonenwagen. 


1. Während der Dauer einer Choleraepidemie im Inlande 
oder in einem benachbarten Gebiete ift für eine befonders forgfältige 
Reinigung und Lüftung der Perfonenwagen Sorge zu tragen. 

Die in den Zügen befindlichen Bebürfnisanitalten find regel- 
mäßig zu besinfizieren und zu bem Bmed bie Trichter und 
Abfallrohre nach Neinigung mit Kalkmilch zu beftreichen, die 
Gigbretter nad, jeder mahrgenommenen Beihmugung mit Dejelten 
fonft mindeſtens einmal täglic mit fünfprozentiger Karbolfäure 
oder zweiprozentiger Lyfollöfung abzureiben (vergl. Nr.3 und 4, 
Anlage I und I 8). 

2. Ein Perfonenwagen, in weldem ein Cholerakranker fich 
befunden hat, iſt fofort außer Dienft zu ftellen und der nächſten 
geeigneten Station zur Dedinfeltion zu überweifen, welde in 
nachftehend angegebener Weife zu bewirken ift: 

Bei Perjonenwagen I. und II Kaffe find alle Teile des 
Coupés, insbeſondere aber die etwa durch Entleerung bes Kranken 
beſchmutzten Stellen folder Gegenftände, welche nicht zum Zwecke 
der Desinfeltion mittel3 des Dampfbesinfeltiondapparates entfernt 
werden können, mit Lappen, bie mit fünfprozentiger Karbolſäure⸗ 
oder zmweiprozentiger Lufollöfung befeuchtet ſind, jorgfältig und 
wiederholt abzureiben; hierauf ift der infizierte Wagen durchweg 
einer gründlichen Reinigung zu unterwerfen und ſodann in einem 
warmen, luftigen und trodenen Raum mindeſtens ſechs Tage lang 
ann und find während dieſer Zeit enter und Türen offen 
zu halten. 

Bei Perfonenwagen IH. und IV. Klaffe find die etwa durch 
Ausleerung der. Kranken beſchmutzten Stellen forgfältig und wieder- 
holt mit fünfprozentiger Karboljäure- ober zweiprozentiger Lyſol⸗ 
löfung abzureiben unb Hierauf die Seitenwände des Wagens, 
Fußböden, Site, Trittbretter mit Kalifeifenlöfung abzuwaſchen; 
hierauf ift ber infizierte Wagen, bis zum Verſchwinden bes Durch 
die Desinfektion erzeugten Geruches, mindeſtens 24 Stunden lang 
unbenügt an einem warmen, luftigen und trodenen Raum mit 
offenen Türen und enftern aufzuftellen. 
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Die bei der Neinigung beſchmutzter Stellen verwendeten 
Lappen find En verbrennen. 

3. Bei Maffentranzporten von Perſonen der II. und IV. 
Wagenklaſſe, welche aus einer von ber Cholera ergriffenen Gegend 
berfommen, muß, auch wenn während ber Fahrt ein Erkrankungs⸗ 
fall fi nicht ereignet hat, befondere Sorgfalt auf die Neinhaltung 

er Wagen verwendet werden. Wenn irgend tunlich, find dieſelben 

nach jedesmaliger Beendigung eines ſolchen Transporte ebenfo 
zu behandeln, wie bezüglich ber Perfonenwagen III. und IV. Klaſſe 
in Nr. 2 beftimmt if. Doch können bie Wagen, nachdem fie troden 
geivorden ſind, fofort wieder benüßt werben. 

4. Bur Herftellung von Kalkmilch wirb 11 zerkleinerter 
reiner gebrannter Kalk, jogenannter Fettlalt, mit 41 Waſſer 
gemifcht, und zwar in folgender Weife: 

Es wird von dem Waſſer etwa 3/, 1 in das zum Mifchen 
beftimmte Gefäß gegoffen und dann der Kalk hineingelegt. Nach- 
dem der Kalk dad Waſſer aufgefogen hat und dabei zu Pulver 
zerfallen ift, wird er mit bem übrigen Waſſer zu Kalkmilch 
verrührt. 

Diefelbe ift, wenn fie nicht bald Verwendung findet, in einem 
gut gefchloffenen Gefäß aufzubewahren und vor dem Gebraud) 
umzufchütteln. 

Zur Herftellung der zu Reinigun 3zweden dienenden Kaliſeifen⸗ 
löfung werden drei Teile Seife hogenannte Schmierfeife oder 
grünz ober ſchwarze Seife) in 100 Zeilen heißem Waſſer gelöſt 
(z. B. 1/3 kg Seife in 171 Waſſer). 


uU Behandlung der Schlafwagen und ber in benfelben 
befindblide Außräftungsgegenftänbe. 

1. Werden Perfonen im Schlafwagen befördert, welche in 
Choleragegenden aufgenommen mwurben, jo muß nach Beendigung 
der Fahrt die gebrauchte Wäſche desinfiziert werben. Zu biefem 
Zwecke iſt dieſelbe mindeſtens 12 Stunden lang in einer zwei⸗ 
progentigen Karbolfäure- oder einprogentigen Lyfollöjung zu be= 
lafjen, Hierauf mit Waffer zu jpülen, oder fie ift im Dampf- 
desinfektionsapparate zu bdesinfizieren und ſodann zu reinigen. 
Zur Wäfche find zu rechnen: die Leintücher, die Überzüge ber 
Betttiſſen und der Decken, ſowie die Handtücher. 

Die Kloſets ſind wie unter I, Nr. 1 beſtimmt, zu 
beha deln 

3. Iſt ein Schlafwagen von einem Cholerakranken oder der 
Cholera verdächtigen Reiſenden benützt worden, ſo iſt außerdem 
die Desinfektion des Wagens ſelbſt erforderlich. Letztere hat in der 

- anter I, Nr. 2 vorgeſchriebenen Weiſe zu erfolgen, jedoch find Die 
bon bem Kranken benußten Bettlilfen, Deden und beweglichen 
Matragen in Dampfapparaten zu. besinfizieren. 

4. Die gänzliche Einftellung eines Schlafwagenlaufes kann im 

Falle eintretender Notwendigkeit feiteng bes E. f. Handels 
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minifterium3 im Einvernehmen mit bem k. k. Minifterium des 
Innern angeordnet werben. 


II. Allgemeine Beftimmungen. 


1. Die vorftehenden Beftimmungen finden finngemäße An- 
wendung bei Erfrantungen von Zug⸗ und Poftbeamten in den 
von ihnen benügten Gepäd- und Poſtwagen. 

2. Die mit der Desinfektion beauftragten Arbeiter haben 
jedesmal, wenn fie mit infizierten Dingen in Berührung ge- 
fommen find, fich unter fanitätspolizeiliher Aufſicht gründlich 
zu reinigen und fich, fowie etwa beſchmutzte Kleidungsftüde nad) 
Borihrift des Desinfektion zu unterziehen (vergl. Anlage IT). 


Anlage Il. 


Anweifung zur Ausführung der Desinfektion Bei ECholera. 
J. Als Desinfeltiongmittel werben empfohlen: 

1. Kalkmilch. 

Zur Herftellung bderfelben wird 11 zerfleinerter reiner ge» 
brannter Kalk, fogenannter Fettkalk, mit 41 Waſſer gemifcht, 
und zwar in folgender Weife: 

Es wird von bem Wafjer etwa 3/4 1 in das zum Miſchen 
beftimmte Gefäß gegofjen und dann ber Kalk hineingelegt. Nach» 
dem der Kalt das Waſſer aufgejogen bat und dabei zu Pulver 
zerfallen ift, wird er mit dem übrigen Wafler zu Kalkmilch 
gerührt. 

Diefelbe ift, wenn fie nicht bald Verwendung findet, in einem 
gut gefchloffenen Gefäße aufzubewahren und vor dem Gebraucdhe 
umzujchütteln. 

2. Löſung von Ralifeife (fogenannte Schmierjeife oder 
grüne oder ſchwarze Seife). 3 Teile Seife werben in 100 Teile 
heißem Waſſer gelöft (z. 8. 1/3 kg ECeife in 171 Waſſer). 
Dient zur Reinigung und zur Bereitung der Karbofjeifenlöfung. 

3. Löfung von Karbolfäure. 

a) Rarbolfeifenlöfung. 

Zur Verwendung fommt die fogenannte „lOOprozentige 
Karbolfäure” bes Handels, melde ſich in Seifenwaſſer voll- 
ftändig löſt. 

Man bereitet ſich die unter Nr. 2 befchriebene Löfung 
von KRalijeife. In 20 Teile diefer noch heißen Löjung wird 
1 Teil Karboljäure unter fortwährendem Umrühren gegojien. 

Dieje Löfung ift lange Zeit Haltbar und wirkt jchneller 
dezinfizierend ala einfahe Löſung von Kalifeife. 

b) Karbolſäurelöſung. 

Soll reine Karbolfäure (einmal oder widerhelt beftillierte) 

verwendet werden, twelche erheblich teurer, aber nicht wirk⸗ 
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famer ift, al3 die fogenannte „10Oprozentige Karbolfäure”, 

fo ift zur Löfung das Seifenmwafjer nicht nötig; e3 genügt dann 

einfaches Waſſer. 5 Teile kryſtalliſierte Karbolfäure werden 
in 100 Teilen Waſſer gelöft. - 

4. Lyfollöfung 2 Teile Lyſol werden in 100 Teilen 
Waſſer gelöt. 

5. Dampfapparate. 

Jeder Dampfapparat muß auf feine Gebrauchsfähigfeit, be- 
ziehungsmeije auf die Erzielung einer anhaltenden Temperatur 
bon 1009 Celſius in feinem Innern, fachmänniſch geprüft fein. 
Die Bedienung der Apparate ift, wenn irgend angängig, aus- 
gebildeten Desinfeltoren zu übertragen. 

6. Siedehitze. 

Mehritündiges Auskochen in Waffer, Salzwaffer oder in 
Lauge wirft besinfigievend. Die Flüffigkeit muß während diefer 
Zeit beftändig im Sieden gehalten werden und bie Gegenftänbe 
vollkommen bededen. 

Unter den aufgeführten Desinfeltionsmitteln ift die Wahl 
nah Lage ber Umftände zu treffen. Insbeſondere wird, wenn 
ed an der unter Nr. 3 vorgefehenen 100 prozentigen Karbolfäure 
mangeln follte, auf die unter 1 und 4 angegebenen Mittel zurüd- 
zugreifen fein. Sollten auch dieſe Mittel nicht zu befchaffen jein, 
jo wird im Motfalle Karboljäure mit geringerem Gehalt an 
wirkſamen Stoffen, welche demgemäß in größerer Menge zu 
verivenden ift, zu verwenden jein. 


U. Anwendung ber Desinfeltionsmittel. 


1. Die Uußleerungen der Cholerafranten. 

Erbrochenes, Stuhlgang werden möglichit in Gefäßen auf- 
gefangen und mit ungefähr gleichen Zeilen Kaltmilh (I, Nr. 1) 

ründlih gemiſcht. Diefe Miſchung muß mindeftend eine Stunde 
—* bleiben, ehe ſie als unſchädlich beſeitigt werden darf. 

Unter Umſtänden können die Entleerungen durch einſtündiges 
Kochen (mit Waſſer) unſchädlich gemacht werden; alsdann ſind die 
Gefäße, welche mit den Entleerungen in Berührung waren, ebenfalls 
eine Stunde lang auszukochen. 

Die desinfizierten Ausleerungen können in den Abort oder 
in die für die ſonſtigen Abgänge beſtimmten Ausgußſtellen geſchüttet 
oder vergraben werden. 

Schmutzwäſſer find in ähnlicher Weiſe zu desinfizieren, und 
zwar iſt von der Kalkmilch ſoviel — daß das Gemiſch 
rotes Lackmuspapier ſtark und dauernd blau färbt. Erſt eine Stunde 
nah Eintritt diefer Reaktion darf das Schmutzwaſſer abgelaſſen 
werden. 

2. Hände und fonftige Körperteile müſſen jedesmal, 
wenn. fie mit infizierten Bingen (Ausleerungen der Kranken, 
beihmugter Wäſche ufm.) in Berührung gelommen find, durch 
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ründliches Waſchen mit einer desinfizierenden Flüſſigkeit, z. B. 
—— (I, Nr. 3) oder Lyſollöſung (I, Nr. 4) des⸗ 
infiziert werden. 

. Bett- und Leibwäſche, fowie andere Kleidun a 
ſtücke, Teppiche u. dgl. werden in ein Gefäh mit Ka 
fäurelöfung geftedt. Die Menge der Flüſſigkeit ift fo —** 
zu bemeſſen, daß dieſelbe nach dem Durchfeuchten der Gegenftände 
noch überall über den letzteren ſteht. 

In dieſer Flüſſigkeit bleiben die Gegenſtände, und zwar 
in Karbolſeifen⸗ oder Karbolſäurelöſung mindeſtens 12 Stunden, 
ehe fie mit Waffer gejpült und weiter gereinigt werben. Das 
dabei ablaufende Waller kann als unverbädjtig behandelt werben. 

Wäſche uſw. kann au in Dampfapparaten, ſowie durch 
Auskochen desinfiziert werden. Aber auch in dieſem Falle muß hie 
zunächit mit einer der genannten Desinfeltionzflüffigleiten (I, Nr 
Ser 4) ſtark angefeuchtet und in gut fchließenden Gefäßen ber 
Beuteln verwahrt, oder in Tücher, welche ebenfall3 mit Des- 
infeftionafläffigfeit angefeuchtet find, eingefchlagen werden, damit 
die mit dem SHantieren der Gegenftände vor der eigentlichen 
Desinfeltion verbundene Gefahr verringert wird. Auf jeden Yall 
muß derjenige, welcher jolche Wäfche uſw. berührt hat, jeine 
Hände in der unter I, Nr. 2 angegebenen Weife besinfizieren. 

4. Kleidungsftüde, welche nit gewaſchen werden 
tönnen, find in Dampfapparaten (I, Nr. 5) zu bedinfizieren. 

Gegenitände aus Leder find entweder nah Nr. 3, Abf. 1 
und 2, zu behandeln oder mit Karbolfäure- oder Karbofljeifen- 
löfung (IL, Nr. 3) abzureiben. 

Pelzwerk wird * der Haarſeite bis auf die Haarwurzel mit 
einer der unter I, Nr. 3 und 4, bezeichneten Löſungen durch⸗ 
weicht. Nah 12ſtündiger Einwirkung berfelben darf e3 au 
gewafchen unb weiter gereinigt werben. Pelzbefäge an Kleidungs- 
ftüden von Tuch werden zuvor abgetrennt. 

5. Holz- und Metallteile der Möbel, fomwie ähnliche 
Gegenftände werden: mit Lappen forgfältig und wiederholt ab- 
gerieben, die mit Karbolfäure- oder Karbolſeifenlöſung (I, Nr. 3) 
befeuchtet find. Ebenjo wird mit dem Fußboden von Kranken⸗ 
räumen verfahren. Die gebrauchten Lappen find zu verbrennen. 

Der Fußboden kann au durch Beitreihen mit Kalkmilch 
(l, Nr. 1) desinfiziert werden, welche erſt nach Wblauf von 
2 Stunden durch Abwaſchen wieder entfernt werden darf. 

6. Die Wände ber Kranlenräume, Jowie Holzteile 
werden mit Kalkmilch (I, Nr. 1) getündt ober mit einer 
besinfizierenden Alüifigkeit (IL, Nr. 3, 4) abgemafchen. 

Tapeten werben mit Brot abgerieben; die bermenbeten Brot- 
frumen find zu verbrennen. 

Nach gefchehener Desinfektion find die Kranlenräume, wenn 
irgend möglich, 24 Stunden fang unbenüßt zu laſſen und reichlich 
zu lüften, im Winter zu heizen. 
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7. Durch Choleraausleerungen beſchmutzter Erbboden, 
Pflafter, fowie Rinnfteine, in welde verbädtige Abgänge 
gelangen, werden am einfachlten durch reichliches Übergießen 
mit Kaltmil (I, Nr. 1) besinfiziert. 

8. Soweit Aborte im Hinblide auf den öffentlichen Verkehr 
(A, Rr. 14 der „Maßnahmen”, zu dedinfizieren find, empfiehlt 
e3 fi, täglich in jede Sitzöffnung mehrmals Kalkmilch oder ein 
anderes gleichwertige Mittel in einer ber Häufigleit der Be- 
nüßung entjpreddenden Menge zu gießen. In gleicher Weife find 
Piſſoirs zu desinfizieren. Tonnen, Kübel u. bgl., welche zum 
Auffangen der Entleerungen in den Abtritten dienen, find nad) 
dem Entleeren veichlid mit Kalkmilch oder einem anderen gleich- 
wertigen Mittel innen und außen zu beitreichen. 


Die Sige felbft find mit Kalkmilch oder einer fünfprogentigen 
Löfung von Karboffeife oder Karbolfäure, beziehungsweiſe zwei⸗ 
prozentiger Lyſollöſung zu reinigen. 

9. Ro eine genügende Desinfektion in der angegebenen 
Weile nicht ausführbar ift, z. B. bei Matragen und Feder— 
betten in Ermanglung eines Dampfapparates oder wenn ein 
Mangel an Deszinfeltiondmitteln eintreten follte, find bie zu 
besinfizierenden Gegenjtände mindeſtens 6 Tage lang außer Ge— 
braud zu ſetzen und an einem warmen, trodenen, vor Regen 
geichügten, aber momögli dem Sonnenlicht ausgefegten Orte, 
gründlich zu Lüften. 


Strohfjäde können mit ihrem Inhalt im Dampfapparate 
desinfiziert werden; zmwedmäßiger ift es, mit dem Stroh nad 
Nr. 10 zu verfahren und die Hülle wie die Wäſche (Nr. 3) zu 
desinfizieren. 


Polſtermöbel, deren Holzwerk keinen Fournierbelag hat 
und nicht durch Leim zuſammengehalten wird, können im Dampf- 
apparat besinfiziert werden. Sit lettere3 nicht angängig, jo werben 
die Holzteile mit Karboljeifen- oder Karbolfäurelöfung abge- 
wachen, font wie in Abſatz 1 angegeben, behandelt. 


10. Gegenftände von geringem Werte find zu verbrennen oder 
in Gruben zu fchütten, daſelbſt mit Kalkmilch zu übergießen und 
mit Erde zu überbeden. 


Die Desinfektion ift dort, wo fie geboten erfcheint, insbeſondere 
wenn Orte, die dem öffentlichen Verkehr zugänglich find, gefährbet 
erfcheinen, oder wo fonft eine Infektion zu bejorgen ift, ober 
ftattgefunden hat, mit der größten Strenge durchzuführen. Im 
übrigen ift Aber vor einer Vergeudung von Pesinfeltiongmitteln 
eindringlich zu warnen; unnötige und unwirkſame Desinfellionen 
bedingen unnützen SKoftenaufmwand und verteuern die Preije ber 
Desinfeltionsmittel, verleiten aber auch das Publikum zur Sorg- 
lofigfeit in dem Gefühle einer trügerifhen Sicherheit. 


Gef. Sig. XVII. Eiſenbahngeſetze. 65 
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Anlage I. 


Berhaltungsmaßregeln für das Eifenbahnperfonal Bei Kolera- 
verdaͤchtigen Erkrankungen auf der Eifenbaßnfaßrt. 

1. Sn Cholerazeiten haben die Kondulteure während der 
Tahrt dem Gefundheitszuftande der Reiſenden, namentlich der 
aus Choleragegenden kommenden, bejondere Aufmerkſamkeit zu 
widmen. 

Von jeder irgendwie auffälligen Erkrankung, welche während 
der Eijenbahnfahrt vorkommt, inZbefondere von choleraähnlichen 
Erfcheinungen, das ift häufige Stuhlentleerungen, Erbrechen flüffiger 
Maifen, Mustellrämpfe, ftellenweifes Blaumerden ber Haut, Kalt⸗ 
werden der Extremitäten hat der Kondukteur dem Bugführer fofort 
Meldung zu machen. 

. Die Sorge um den Erkrankten Hat fi) zunächſt auf eine 
möglichft bequeme Lagerung und fofortige Sfolierung besfelben 
zu erftreden, und iſt Sache desjenigen Kondukteurs, deſſen Wufficht 
der betreffende Wagen unterfteht. Yu dieſem Zwecke ift, wenn 
die Sfolterung nicht anders durchführbar ift, der Zug zum Gtill- 
ftehen zu bringen, um die Mitreifenden aus bem betreffenden 
Coupe, eventuell Wagen entfernen zu können. Der vorgenannte 
Kondukteur ift nach Tunlichleit vom Bireften Berfehre mit anderen 
Perfonen fernzuhalten. 

3. Ein Berzeichnis fämtlicher Krankenabgangsftationen wird 
nach ber geographifchen Reihenfolge der Stationen georbnet, dem 
ejamten Bug3begleitungsperfonale eines Zuges, welcher zur 
Berfonenbeförberung dient, übergeben. Aus dem Verzeichnis ift 
auch erjichtlih, auf welchen Stationen Arzte fofort erreichbar und 
zur Verfügung find. 

Der Erkrankte ift der nächſten im Verzeichnis aufgeführten 
Abgabsftation zu übergeben. Berührt der Zug vor der Ankunft 
auf der nächiten Abgabaftation eine Zwiſchenſtation, fo ift in 
derjelben unter allen Umftänden, auch bei Schnellzügen, anzu- 
halten, und hat der Bugführer fofort beim Eintreffen dem dienft- 
babenden Stationsbeamten Anzeige zu machen; biejer hat alddann 
der Krankenabgabsftation ungefäumt telegraphifh Meldung 
zu erftatten, welch letztere die fanitätSpolizeilihe Interventioy 
der Gemeinbebehörde anzurufen Hat. 

4. Sobald eine Choleraerfrantung eintritt, find fämtliche 
Mitreifende, ausgenommen Angehörige des Erkrankten, welche 
zu feiner Unterftügung bei ihm bleiben wollen, aus ber Wagen- 
abteilung, in welcher fi der Erkrankte befindet, und menn 
mehrere Wagenabteilungen einen gemeinjchaftliden Abort Haben, 
aus diefen fämtlichen Abteilungen zu entfernen und in einer 
anderen Wbteilung, und zwar abgefondert von den übrigen 
Neijenden, unterzubringen. 

Bei der Ankunft auf der Kranlenabgabsftation find Diejenigen 
Perfonen, welche ſich mit dem Kranken in berfelben Wagenabteilung 
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befunden haben, fowie das Zugsbegleitungsperſonal, welches mit 
dem Kranlen in Berührung war, der fanität3polizeilichen Unter- 
fuhung und Desinfeltion zu unterziehen und ift wegen ber 
weiteren fünftägigen Obfervation das Erforderliche zu veranlajjen. 

5. Das BZugsbegleitungsperjonal Hat, wenn es mit Aus— 
leerungen Erkrankter in Berührung, gelommen ift, fi unter 
fanität3polizeiliher Auffiht nah Vorſchrift forgfältig zu 
reinigen unb fi, fowie etwa beſchmutzte Kleidungsſtücke der 
Desinfektion zu unterziehen, wie jede andere mit Cholerakranken 
in Berührung geftandene Perfon. 

Alle Berfonen, welche mit Cholerafranten in Berührung 
fommen, fowie das hHilfeleiltende Eifenbahnperfonal müſſen bis 
nad ftattgehabter gründliher Reinigung und Desinfeltion es 
unbedingt vermeiden, ihre Hände mit ihrem Gejicht in Berührung 
zu bringen, da durch birelte Zuführung des Krankheitsſtoffes durch 
den Mund in den Körper eine Anftedung erfolgen Tann. Es ift 
deshalb auch ftreng zu vermeiden, während oder nad dem 
Umgange mit Kranken vor erfolgter forgfältiger Reinigung der 
Hände zu rauchen oder Speifen und Getränfe zu ſich zu nehmen. 

6. Das Eifenbahnnperfonal muß beim Vorkommen verbächtiger 
Erfranfungen mit der größten Vorficht und Ruhe vorgehen, damit 
alles vermieden wird, was zu unnötigen Bejorgniffen unter den 
Neifenden oder beim fonftigen Publikum Anlaß geben könnte. 


Snfolge eines feiten3 einer öſterreichiſchen Bahnverwaltung 
anher gelangten Berichtes über Verfuhe mit einem zur Ber- 
meidung de3 Herabfallens der Fälalitoffe auf den Bahnlörper an 
den Aborten angebraditen Reſervoir (Kübel) fah ſich das Handels- 
minifterium veranlaßt, die Trage wegen Einrichtung ber Aborte 
auf Eifenbahnmwagen einem neuerlichen, eingehenden Studium zu 
unterziehen. 

Das Handel3minifterium findet fich demnach beitimmt, Die 
geehrte Verwaltung aufzuforbern, die ſchon mit Hierortigem Erlaffe 
vom 2. Auguft 1884, 3. 28.242 (vergl. Zentralblatt Nr. 96) 
aufgetragene Umgeftaltung der Aborte der Perfonenwagen nach dem 
Kloſetſyſteme neuerlich anzuorbnen und diefe Verfügung auf fämt- 
liche Aborte der Eifenbahnmwagen, wie ſolche ſich in Kondulteur- 
(Gepäd-) Wagen befinden, auszudehnen. 

Für den zu befchleunigenden Vollzug diefer Verfügung wird 
der geehrten Verwaltung al3 äußerfte Friſt ein Jahr zugeftanden, 
nad) beifen Ablauf die Einrichtung des Kloſetſyſtems bei allen 
Wagenaborten durchgeführt fein muß. 

Um bie Gefahr des Einfrierend der Kloſets bei ftrenger Kälte 
möglihft zu verhindern, find die Flüſſigkeitsbehälter mit fchlechten 
Wärmeleitern zu umgeben. 

Bei eintretenber. lälterer Witterung foll nur vorgemärmtes 
oder heißes Waſſer, reſpektive eine ſolche Desinfeltionstöfung 
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verwendet werden, und ift für eine möglichſt oftmalige Yüllung 
refpeftive Desinfektion Sorge zu tragen. 

Die Abortichalen und Abfallrohre follen derart Eonftruiert fein, 
daß bei ber Benügung bie Spülflüffigkeit und die Yälalien leicht 
abfallen können und feine Nüdftände bilden. 

Sn cholerafreier Leit erfcheint die Wafferfpilung als 
Reinigungsmittel der Klofet3 ausreichend, Hingegen ift während 
einer Choleraepidemie zur Spülung ftatt Wafjer entweder eine 
fünfprozentige Karbolfäurelöjung oder eine Auflöfung von Dued- 
filberfublimat im Verhältnis von 1:1000 anzumenben. 

Die Reinhaltung der Wagenaborte und das vorgefchriebene 
Desinfeltionsverfahren ift ftrengftens zu handhaben und während 
der kälteren Jahreszeit ber Inſtandhaltung eine größere Obforge 
durch das Wagenbedienungs- reſpektive Aufjichtsperfonal zu widmen. 

Sollte vor dem Ablaufe der einjährigen Yrift, bis zu welcher 
die Relonftruftion ſämtlicher Wagenaborte durchgeführt ift, eine 
Choleraepidemie eintreten, fo bürfen jchnellfahrenden, längere 
Streden durchfahrenden und den an ausländiihe Bahnen an- 
fchließenden Bügen nur folde Abortwagen beigegeben werden, 
deren Aborte bereit? nad) dem Kloſetſyſteme eingerichtet find. 
Anderweitige Wagenaborte find mährend der Epidemiezeit von 
der Benügung durch das Publilum auszufchließen. 

Bon der Mitführung bes eingangs erwähnten Reſervoirs ift 
gänzlih Umgang zu nehmen, dagegen ift dem Streckenperſonal 
die Neinigung des Bahnkörpers von Dejelten innerhalb ber 
Stationspläße und auf Bahnübergängen insbefonder® während 
einer Epidemie ftrengftend aufzutragen. 

Ein Abgehen von den vorftehenden Verfügungen kann nicht 
geftattet werden. (HM. 15. Februar 1886, 3. 4884.) 


II. Sonftige Vorfchriften. 


Behufs Desinfeltion der in den Perfonenwagen der Eifenbahnen 
befindlichen Teppiche, Vorhänge, fowie der zu den Überzügen der 
Polfterungen, Wände uſw. verwendeten Stoffe nad) erfolgter 
Benügung folder Wagen durch mit Infektionskrankheiten be» 
haftete Reifende mittel3 Waſſerdampf wurde von ber k. I. General- 
Direktion der öſterreichiſchen Stantsbahnen in den Werkftätten am 
Weitbahnhofe in Wien probemweife ein Dampfdesinfektionskaſten 
mit einem Rubilmeter Fafjungsraum angefertigt, in welchem alle 
mittel3 Dampfes zu besinfizierenden Gegenftände aus Perfonen- 
und Schlafwagen untergebradht werden können. 

Die mit diefem Apparate angeftellten Verſuche haben ergeben, 
daß der aus einer Lolomotive in den Desinfeltiongkaften mit 
einer Spannung von einer Atmofphäre eingeleitete Dampf, nad» 
dem er bie dicht übereinander eingelegten Gegenftände (Teppiche, 
Vorhänge, Kotzen uſw.) durchdrungen hat, beim Ausſtrömen aus 
dem Kaften noch eine Temperatur von 102—103 Grad Celſius 
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zeigte unb bie vorher eingelegten Proben von Infeltionsleimen 
fhon nah einhalbftündiger Einwirkung unſchädlich gemacht Hat. 

Das erzielte günftige Refultat im Bufammenhange mit dem 
‚ Umftande, daß die Herftellungsloften des beſagten Apparates 
geringe find, derſelbe leicht zu transportieren ift und nicht nur zur 
Desinfeltion von Gegenftänden ber Perjonenmwagen, fondern auch 
von infizierten Effekten der Neifenden verwendet werden Tann, 
veranlaft das Handeldminifterium, die Anſchaffung und Ber- 
wendung biefes Desinfeltionslaftens den geehrten Bahnverwaltungen 
zu empfehlen. 

Nachdem jedoch der fichere Desinfeltionserfolg nur verbürgt 
werden kann, wenn nad Durchwärmung aller Gegenftände im 
Desinfeltionsapparate auf 100 Grad Celſius der Dampr nod) 
mindeitend 15—20 Minuten eingelaffen wird, fo wäre zu jedem 
Apparate au ein Pyrometer mit elettriihem Läutewerk anzu⸗ 
Schaffen, da nur unter VBorausfegung der Amwendung eines der⸗ 
artigen Pyrometer3 die obige kurze Desinfektionsdauer für Hin- 


reichend erfannt werben kann. (HM.7. März 1889, 3.4871, 3B.1889:37.) 


Am Nachhange zum hieramtlichen Erlaſſe vom 7. März 1889, 
8. 4271, wird der geehrten Verwaltung ein Abdrud der von der 
et. Generaldirektion der öfterreichiichen Staatsbahnen verfaßten 
und hieramtlich genehmigten Inſtruktion für die Handhabung 
des Apparates zur Desinfeltion von Gegenftänden aus den 
Perfonenwagen, von Kleidern, Papieren ujm. mittels Waſſer⸗ 
bampfe3, welcher einer Lolomotive entnommen wird, zur Kenntnis- 
nahme und Darnachachtung übermittelt. 

Bugleih wird bemerkt, daß das Handelsminifterium auf 
Grund des mit dem Ef. I, Minifterium des Innern als oberiter 
Sanitätöbehörbe gepflogenen Einvernehmens ji in Unbetradht der 
feitend der genannten #. k. Generaldireftion zur bieramtlichen 
Kenntnis gebrachten, erläuternden Darlegungen, welche bei voller 
Verläßlichleit de3 zur Desinfektion verwendeten Perſonals die 
Erreihung des mittel3 der fachmännifch geprüften Desinfeltions- 
apparate angeftrebten Zweckes nnd) Maßgabe des XTemperatur- 
und Spannungsgrades ded zur Pesinfizierung verwendeten 
Mafchinendampfes außer Zweifel ftellen, beftimmt gefunden hat, 
von der mit dem eingangs erwähnten bierortigen Erlaffe an⸗ 
geordneten obligatorischen Anwendung von PByrometern mit eleltri» 
them Läutewerk für Die Desinfeltiondapparate Abſtand zu nehmen. 

Dabei wurde jedoch der Borausfegung Ausdrud gegeben, 
daß bie Einftrömung des Dampfes in den Desinfeltiongapparat 
durch mindeftend 30 Minuten von dem Augenblide an gerechnet, 
wo der aus dem Wpparate ausftrömende Dampf eine Temperatur 
von 100 Grad Celſius erreicht hat, erfolgt, und die ganze Prozedur 
von einem vollftändig verläßlidhen Organe überwacht wird. (HM. 
8. Jänner 18%, 8. 50.463 ex 1889, BB. 1890:9. 

Sn der Borausjepung, daß der geehrte Verwaltungsrat in 
Ausführung der Obliegenheit zur verläßlichen Desinfektion der 
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Einrihtungsgegenftände der Perſonenwagen, in denen Infektions⸗ 
franle befördert wurden, die hierzu notwendigen Desinfeltiond- 
apparate in genügender Anzahl bereit3 angefchafft hat, und bei 
dem weiteren Umſtande, als bie Verwendung diefer Apparate 
im Bedarföfalle auch für die Desinfeltion der Eiffelten der 
Bahnbedienfteten und ihrer Angehörigen wie auch die Effekten ber 
Neifenden in Ausfiht genommen ift, erſcheint es im Intereſſe 
der rechtzeitigen Sicheritellung einer jofortigen Aktivierung von 
eventuell einzuleitenden fanitären Maßnahmen an den Ausland3- 
grenzen geboten, auf diefe Fälle bei ber Berteilung der Des— 
infeltionsapparate an die Eifenbahnftationen von vornherein Be» 
dacht zu nehmen. 

Da3 MY. als oberite Sanitätsbehörbe hat fohin ben Wunſch 
ausgeſprochen, daß die nächſt den Wuslandsgrenzen, insbejondere 
die nächſt ber italienifchen, ruſſiſchen und rumäniſchen Grenze 
befindlichen Mafchinenftationen, in welchen der zur Desinfektion 
erforderlihe Waſſerdampf ohne Störung des Bahnbetriebes einer 
Lolomotive entnommen werben Tann, für die Dotierung mit 
Dampjbedinfeltiondapparaten in erfter Linie ind Auge gefaßt 
werben. 

Der geehrte Verwaltungsrat wird jomit eingeladen, bei 
Verteilung der befagten Desinteftionsapparate dem obigen Wunfche 
des MgJ. zu entiprechen und insbefondere Vorſorge zu treffen, 
daß die Grenzitationen Cormons und Ala mit folden Apparaten 
ausgeftattet werben. 

Hierdur wird bie Möglichkeit geboten, daß in Zeiten ber 
Choleragefahr der Einfchleppung diefer Seuche durch zivedent- 
fprechende Desinfektion der unreinen Effelten der Reifenden nad) 
Tunlichleit vorgebeugt werde. 

fiber die biesfall3 getroffenen Verfügungen wolle ber geehrte 
Verwaltungsrat an das Hanbelsminifterium Bericht erftatten. 

Bei dieſem Anlafje Hat das MY. auch mweiterd darauf Hin- 
gewiefen, daß für dasſelbe eine genaue Kenntnis und voll» 
ftändige aberjict über den Stand ber Dampfdesinfeltiondapparate 
von großem Werte ift. 

Nachdem die politiihen Landesbehörden fon berzeit an- 
gewiejen find, über den Stand ber in ben Städten, Krankenhäuſern, 
Strafe und MWrbeitshäufern ufw. in Verwendung befindlichen 
Dezinfeltion3apparate jährlich Bericht zu erftatten, fo wird zur 
Vervollftändigung diefer Ausweife der geehrte Verwaltungsrat 
aufgefordert, auch jeinerfeit3 mit Ende Mai 1. J. und fodann 
mit Ende jeden Jahres, eine Nahmweifung über ben Stand und 
die Verteilung der Dampfdesinfeltionsapparate auf bie einzelnen 
Stationen des gefellfchaftlihen Bahnbereiches behufs Mitteilung 
an da3 ?. !. Minifterium des Innern ander vorzulegen. (HM. 
29. April 1890, 3. 10.660, 88. 1890: 57.) 

Das EM. "findet zur Verhütung der mit ber Bertrodnung 
und Verſtäubung des Auswurfes lungenkranker Neijenden bei 
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Zügen mit Perfonenbeförderung verbundenen Gefahr die An—⸗ 
bringung von Affihen in allen Perfonenmwagen mit dem Texte: 
„Es wird erfucht, nicht auf den Fußboden der Wagen zu fpuden” 
anzuordnen. 

Weiterd wird empfohlen, je nad) Zuläſſigkeit der räumlichen 
Verhältnijfe in den Korridoren und Coup63 ber Perfonenwagen 
bei jenen Zügen, welche direkt nad Kurorten für Lungenfranfe 
verfehren, oder in welchen direkte Wagen für folhe Kurorte 
eingeftellt find, tiefe, mit trichterförmigen Dedeln verjchloffene 
und mit vaaffer gefüllte Spudnäpfe fir aufzuftellen. 

Bei den Perfonenwagen III. Klaſſe find überdies bie Fuß- 
böben fen ie der inneren Reinigung der Wagen mit fünf- 
— er reiner Karbolſäurelöſung abzuwaſchen. (em. 23. April 


IX. Berkehrsöefränßungen zur Sinfanhaltung 
der Berbreitung der Neblaus. 


Auszug and der internationalen Konvention vom 3. Novem⸗ 
ber 1851, RGB. Nr, 105 ex 1882, betreffend die Neblans.*) 


Nrtitet 1. Indem bie vertragfießienden Staaten von der 
internationalen Konvention vom 17. September 1878 zurüdtreten, 
um eine neue zu fließen, verpflichten fie fich, ſofern jie e3 noch 
nicht getan hätten, ihre innere Geſetzgebung zu ergänzen, um 
ein gemeinfames und wirkſames Borgehen gegen die Einjchleppung 
und Verbreitung ber Reblaus zu fichern. 

Die Gefepgebung foll insbeſondere in3 Wuge jafjen: 

. 3. Die Regelung des Transporte und der Berpadung 
von Rebpflangen, von Abfällen und Erzeugniffen berjelben, fowie 
von Pflanzen, Sträudern und allen fonftigen Erzeugniffen des 
Sartenbaues, um die VBerfchleppung des Übel3 von den Anjtedungs- 
herben in da3 eigene Land oder nad) anderen Staaten zu verhüten. 

Artikel 2. Wein, Trauben, Trefter, Traubenlerne, abge- 
Ichnittene Blumen, Gemüfe, Samen und Früchte jeder Art werben 
zum freien internationalen Verkehr zugelaffen. 

Tafeltrauben dürfen nur in mohlverwahrten und dennoch leicht 
zu durchſuchenden Schachteln, Kiften ober Körben in Verkehr ge- 
bracht werben. 

Weinlefetrauben dürfen nur eingeftampft und in gut ver- 
ſchloſſenen Fäſſern in Verkehr gebracht werben. 

Trefter dürfen nur in gut erichloffenen Kiſten oder Tonnen 
in Verkehr gebracht wer 

Artikel 3. Mit Ausnahme der Rebe werben alle Pflanzen, 
Sträuder u und andere Gewächſe, melde aus Pflanzfchulen, Gärten 


*) Diefer _ Konvention find außer Aſterreich⸗Ungarn beigetreten 
Belgien, Deutſchland, Frankreich, Italien, Luremburg, die Nieder- 
lande, Portugal, Rumänien, Schweiz und Serbien. 
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oder Gewächshäuſern herflammen, zum internationalen Verkehre 
zugelajfen; fie dürfen jedoch nur über die hierfür zu bezeichnenden 
Zollämter in das Staatsgebiet eingeführt werden. 

Die genannten Gegenftände müſſen forgfältig und zugleid; der- 
geftalt verpadt fein, daß die notwendigen Unterfuchungen vorge» 
nommen werden können; fie müſſen von einer Erklärung des 
Abſenders und einer VBeicheinigung der zuftändigen Behörde des 
Urfprungslandes begleitet fein. .. .* 

In biefem Verkehre zwiſchen ben vertragichließenden Staaten 
wird die im Alinea 2 vorgejehene Veicheinigung der zuftändigen 
Behörde des Urfprungslandes dann nicht notwendig fein, wenn 
e3 ſich um folde Pflanzenfendungen handelt, welche aus einem 
Etabliffement ftammen, das in den gemäß Art. 9, 3. 6 der Kon. 
vention veröffentlichten Verzeichniffen aufgeführt iſt. (Zufak laut 
RGB. Nr. 16 ex 1890.) 

Artilel 5. Ausgeriffene Weinftöde und bürres Nebholz find 
von dem internationalen Verkehre ausgeſchloſſen. 

Es bleibt jedoch den Nadjbaritaaten vorbehalten, fich in betreif 
der Bulaffung folder Erzeugniffe innerhalb der &renzgebiete zu 
verftändigen, vorausgefegt, daß diefe Erzeugniffe nicht aus einer 
mit der Reblaus behafteten Gegend herrühren. 

Artikel 6. Nebpflanzen, Schnittlinge mit oder ohne Wur- 
zeln, und Rebholz dürfen in einem Bertragsjtaate nur mit der 
ausdrücklichen Bewilligung und unter Aufſicht der Regierung cin- 
geführt werden, und zwar nad) vorhergegangener wirkſamer Des- 
infizierung und über die hierfür befonders bezeichneten YZollämter. 

Die genannten Gegenftände dürfen nur in ſolchen Holzkiſten 
in Berfehr gebracht werben, weldye durch Schrauben feſt ver- 
Ichloffen, dennoch aber Teicht zu unterſuchen find. 

Die VBerpadung ift ebenfalls der Desinfektion zu unterziehen.**) 

Urtilel 7. Die zum internationalen Verkehre zugelajjenen 
Sendungen, mwelder Art fie immer feien, bürfen weder Rebſtöcke 
noch Blätter von Neben enthalten. 


*) Vgl. den Wortlaut der Erflärung des Abjender3 und jenen 
der von der politifchen Behörde auszuftellenden Befcheinigung in ber 
Min. Vdg. v. 1. Mai 1883, RGB. Nr. 58. Bol. ferner den Er. 
d. HM. v. 3. März 1888, 8. 2270, betreffend die Zulaſſung von 
Frachtbriefen für Pflanzenfendungen mit dem Aufdrud der Er- 
Härung und Bejcheinigung. 

**) Zufolge Verordnung des Aderbauminifteriumd v. 1. März 
18, RGB. Nr. 34, bleibt der Verkehr mit bemurzelten Neben 
jeder Art innerhalb der im Reichsrate vertretenen König— 
reihe und Länder nur infoweit befchräntt, al3 nicht gemäß 88 1 
und 4 de3 Gef. v. 3. April 1875, RGB. Nr. 61 (betreffend die 
Mapregeln gegen die Verbreitung der Reblaus), die Ausfuhr von 
Reben aus bejtimmten Ortlichkeiten verboten ift. 


Preizehnter Abſchnill. 


DHebenbetriebe (Silfsanffalten) der 
Eifenbaßnen und felbfländige Ge: 
werbe, deren Betrieb mil dem 
Sifenbabnbaue oder Eiſenbahnbe— 
friebe in Beziehung flebt. 


Banunternehmungen für Cifenbahnzwede. 


Die vom Fonzefjionierten Bahnunternehmer den einzelnen 
Bauunternehmern übertragene und von denjelben auf eigene Rech- 
nung und Gefahr übernommene Herftellung der einzelnen Bahn- 
ftreden muß als freies gewerbliches Unternehmen angejehen und 
bei der Gemwerbebehörde angemeldet werben. Diefe einzelnen Bau- 
unternehmungen zur Herftellung einer Eifenbahn find nicht gleich- 
bedeutend mit den Eifenbahnunternehmungen felbft und fallen 
demnach auch nicht unter die im kaiferlichen Patente vom 20. De- 
zember 1859, RGB. Nr. 227, Artikel V, lit. l, aufgefteltte 
Ausnahme der legteren von ber Gewerbeordnung. — Die gewerb- 
lihen Arbeiten beim Bau einer Bahn unterliegen daher, wenn 
nit in ber Konzeffion eine Ausnahme ftatuiert ift, auch dem 
an die Stelle des 8 75 GD. getretenen Gejege vom 16. Jänner 
1895, RGB. Nr. 21, wonach an Sonntagen alle gewerbliche Arbeit 
zu ruhen bat. Eine Ausnahme hievon zugunften der gewerb- 
lichen Arbeiten bei dem Baue der Eifenbahn ift in ber bezüg- 
lihen Durchführungsverordnung vom 24. April 1895, RGB. 
Nr. 58, womit bie gewerbliche Arbeit an Sonntagen bei einzelnen 
Kategorien von Gewerben geftattet wirb, nicht enthalten. Die 
Bauunternehmer können daher auf feine anderen Begünftigungen 
bezüglich) ber Sonntagsarbeit Anfpruch erheben, als jene, welche 
in den Artikeln III, IV und V be3 zitierten Geſetzes, beziehungs- 
weife in ben 88 3, Alinea 2, 10, 11 und 12 der obgenannten 
Durchführungsverordnung Hinfihhtli aller gewerblichen Betriebe 
Te und näher umfchrieben find. (HM. 8. 53.968 ex 
1895. 
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Gefes vom 22, Juli 1902, RGB. Nr, 155, 


betreffend die Ergänzung der Gewerbeordnung bezüglich der 
bei Bauunternehmungen beichäftigten Wrbeiter. 


Artikel ll 


Im ſechſten Hauptitüde der Gewerbeordnung (Gefeg vom 
8. März 1885, RGB. Nr. 22) find nadfolgende Zuſatzbeſtim⸗ 
mungen für Hilfsarbeiter bei Bauunternehmungen nad) $ 96 b) 
einzufchalten : 


BB. Für Hilfsarbeiter bei Fkonzeffionierten Bau— 
gewerben und anderen Bauunternehmungen. 


8 96c. 


Die Beitimmung des 8 88a”) findet auf Eifenbahnbauunter- 
nehmungen und andere von wem immer betriebene Bauunter- 
nehmungen, welche mehr als 20 Urbeiter bei einer Bauführung 
befchäftigen, Anwendung. 

Bei den von diefen Unternehmungen auszuführenden Bauten 
fommen ferner bie Beftimmungen ber 88 96a und 96b,**) und 
zwar bie letzteren Beſtimmungen auch bezüglich jener Arbeiter 
zur Geltung, welche nicht unmittelbar von ben Bauunternehmungen, 
fondern von ſolchen Gewerbetreibenden bejchäftigt werben, beren 
fih die Bauunternehmungen zur Ausführung der betreffenden 
Ürbeiten bedienen. 

Artikel U. 


Dieſes Geſetz tritt drei Monate nad) feiner Kundmachung 
in Wirkſamkeit. 


Belendhtungsanftalten für Eifenbahnzwede. 


Anftalten, in denen eine Eifenbahnunternehmung das für 
eigene Zwecke erforderlihe Leuchtmateriale erzeugt, find Hilfg- 
anftalten der Eifenbahn und find daher auf Diefelben nicht die 
Beitimmungen ber Gewerbeordnung, fondern bie befonderen Be— 
fimmungen der Eifenbahngefege anzumenden. 

Die Erteilung des Baukonſenſes ſowie die Kontrolle des 
Betriebes folder Anftalten obliegt ben Eifenbahnbehörben. Eine 
Genehmigung der Betrich3an/age vom gemwerbebehördlihen Stand- 
punkte ift bei folchen Anftalten auch dann nicht erforderlich, wenn 
deren Betriebsführung vertragamäßig einem Dritten übertragen 
ift, fofern nur die Anftalt ausfchließlih ben Zwecken des Eifen- 
a und dient. (86H. 25. Zuni 1901, 8. 5043, 


*) Betreffenb die Arbeit3ordnnung. 
**), Betreffend Zufapbeftimmungen für Hilfsarbeiter in jabrils- 
mäßig betriebenen Gewerbeunternehmungen. 


Beleuchtungsanft. — Kohlenbandel, — Kagerhäufer. 1035 
Kohlenhandel der Eiſenbahnen. 


Die Bahnvermwaltung Hat den in einer Bahnftation betriebenen 
Kohlenverfchleiß bei der Gemwerbebehörde anzumelden. . R 
einverftänd!. mit d. M. d. 9. u. NAderb. 19. November 1879, 
8. 15.047 (HM. 83. 37.016], CB. 1880: 25.) 

Eine Eiſenbahngeſellſchaft, „neiche auf ihren Bahnhöfen einen 
Verſchleiß mit ber auf ihren Linien verfrachteten Kohle betreibt, 
dat die gewerbliche Anmeldung dieſes Verſchleißes zu erftatten 
und den Gewerbefchein zu 33. (M. d. Inn. 10. Februar 
1880, 3. 15.847, 8. f. V. 9.) 


Lagerhäuſer anf Eiſenbahngrund. 


Auszug aus dem Geſetze vom 28, April 1889, RGB. Nr. 64, 


betreffend die Errichtung und den Betrieb öffentlicher Lagerhäuſer 
und die von denſelben ausgeſtellten Lagerſcheine. 


Offentliche Lagerhäuſer. 


1. Offentliche Lagerhäuſer ſind jene Unternehmungen, 
welche auf Grund einer beſonderen Konzeſſion die Aufbewahrung 
von Waren für fremde Rechnung geſchäftsmäßig betreiben und 
indoſſable Lagerſcheine auszuſtellen berechtigt find. 

Tabak und Salz find von ber Einlagerung in öffentlichen 
Ragerbäufern ausgeſchloſſen. 

Offentliche Lagerhäuſer dürfen in der Regel im Grenzbezirke 
nicht errichtet werden. 
Freilager. 

8 2. Die öffentlichen Lagerhäuſer können nach Maßgabe 
der Konzeſſion ($ 3) öffentliche Freilager errichten, welche ſich 
damit befaſſen: 

a) unverzollte, ausländiſche Waren im Zollgebiete ſo lange auf⸗ 
zubewahren, bis fie ihrer Beſtimmung, das iſt der Einfuhrs- 
werzotung, Weiterſendung oder Wiederausfuhr, zugeführt 
werden; 

b) aus dem Zollgebiete ausgeführte Waren im Zollausſchluſſe 
unter Wahrung ihrer Nationalität fo lange aufzubewahren, 
bi3 fie in den freien Verkehr geſetzt oder in das Boll- 
gebiet zurüdgeführt werden; 

c) fteuerpflichtige Waren in Städten, die Hinfihtlih der Ver- 
zehrungsfteuer al3 gefchloffen erklärt find, jo lange aufzu- 
bewahren, bi8 fie entweder der Verſteuerung unterzogen oder 
aus der Stadt wieder ausgeführt werben; 

d) fteuerpflichtige Waren im Inlande infolange aufzubewahren, 
big jie entweder ber PVerfteuerung unterworfen oder nad) 
dem Wuslande ausgeführt werben. 
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Die unter lit. a—c bezeichneten öffentlichen Freilager dürfen 
in der Regel nur an Orten, in denen fi ein Hauptzollamt 
befindet, die unter lit. d bezeichneten nur an Orten, in benen 
fih ein Steueramt befindet, errichtet werden. 


Für die Errihtung und den Betrieb von Freilagern find 
außer den Beltimmungen dieſes Geſetzes auch die Gefällsvor⸗ 
ſchriften und bie auf Grund derjelben von den Finanzbehörden 
getroffenen Anordnungen, feien dieſelben als Bedingungen der 
Konzeffionserteilung im voraus, oder erit nadıträgli erfolgt, 
maßgebenb,. 


Konzejfion. 


8 3. Die Geſuche um die Erteilung ber Konzeſſion zur 
Errichtung eines öffentlichen Lagerhaujes haben zu enthalten: 


1. den Nachweis der Eigenberedhtigung und Unbefcholtenheit 
bes Unternehmers, beziehungsmeife, wenn eine juriftifhe Perſon 
darum anſucht, auch des zu beftellenden Vertreters; 


2. den Nachweis des Standortes, ber örtlihen Lage und 
Einrihtung des Lagerhaufes, ferner die Angabe der Gattung 
der einzulagernden Waren, insbejondere, ob zollpflihtige ober 
verzehrungsfteuerpflichtige Waren ober beiberlei, oder ſonſtige, einer 
zoll⸗ ober fteueramtlihen Kontrolle unterliegenden Waren ein- 
gelagert werden follen; 

3. bie Bedingungen für die Benützung bes Lagerhaufes 
(Reglement); 

4. fofern Grundftüde öffentlicher Eifenbahnen benügt werden 
follen, den Nachweis der Entbehrlichkeit derjelben für den Bahn- 
betrieb und die Zuſtimmung der Eifenbahnunternehmung, be- 
ziehungsweife in den in den 88 43 und 45 bezeichneten “Fällen, 
den Nachweis der vorgängigen Orbnungsherftellung in bem Ber- 
hältniffe zur Eifenbahnunternehmung. 


Unter mehreren Konzeſſionswerbern haben bei gleihen Be— 
dingungen die öffentlichen Körperfchaften (Länder, Bezirke, Ger 
meinden), dann unter Vernchicht guns ihres Ratutariichen Wir⸗ 
kungskreiſes die im 81 des Geſetzes vom 1885, 
RGB. Nr. 43, angeführten Erwerbs⸗ und gieifgjaftögensfienfnften 
und Borfchußfaffen, wenn f:lbe mind:ften3 drei Jahre bejtehen, 
den Borzug. 


8 4. Die Konzeffion zur Errichtung eines öffentlihen Lager- 
hauſes wird vom Handelsminiſterium erteilt. 


Handelt es fih um ein Lagerhaus, welches, wenn aud nur 
teilweife, zur Aufnahme von einer zo0ll- oder jteueramtlichen 
Kontrolle unterliegenden Waren beftimmt ijt (öffentliches Yrei- 
lager), fo wird die Konzeffion im Einvernejmen mit dem Finanz⸗ 
minifterium erteilt. .. 2... 
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Beziehung dÖffentliher Lagerhäufer zu den Eifen- 
bahnen. 

8 41. Geleifeverbindungen (Schleppbahnen), welche zwiſchen 
einem öffentlihen Lagerhaufe und einer öffentlihen Eifenbahn 
oder einem an einer fchiffbaren Wafferftraße gelegenen Umfchlag- 
plate bergeftellt werden follen, find, wenn für biefelben nad) 
Maßgabe der einfchlägigen Normen die Ausführungsbeiwilligung 
feitend des Handelsminiſteriums erteilt worben ift, im Sinne ber 
Beſtimmungen im 8 1 des Geſetzes vom 18. Februar 1878, 
RGB. Nr. 30, als gemeinnügig anzufehen. 

8 42. Bezüglich der Ordnung der wechſelſeitigen Verkehrs» 
verhältniffe zwiſchen ber Eifenbahnunternehmung und Der Unter- 
nehmung eines Öffentlichen Lagerhauſes, insbefondere auch bezüglich 
der Anwendung ber dem Lagerhaufe zugeftanbenen Reerpeditiong- 
begünftigungen fleht im Falle des mangelnden Einverftändnifjes 
der Beteiligten bem Handeldminifterium*) die Entfcheidung zu. Bei 
derſelben find die Beftimmungen be 8 10, lit. g, der DBer- 
ordnung vom 14. September 1854, RGB. Nr. 238, entfprechend 
zur Anwendung zu bringen. 

. Auf Grunbftüden öffentlicher Eifenbahnen iſt ber Er- 
rihtung Öffentlicher Lagerhäufer vor jener von Privatlagerhäufern 
der Vorzug einzuräumen. 

Die Überlaffung diefer Grundftüde zu obigem Bwede hat nur 
infofern ftattzufinden, als dieſelben für den Bahnbetrieb ent- 
behrlich find, worüber bei vorkommendem Zweifel das Handels⸗ 
minifterium zu entjcheiden bat. 

Am übrigen find die Bedingungen der Grundüberlaffung und 
die etwaigen Entichädigungsanfprüdhe duch ein mit der Bahn«- 
unternefmung zu treffenbes übereinlommen feftzufegen, welches 
ber Genehmigung des Handelsminiſteriums unterliegt. 

Die Benügung der Eifenbahngrundftüde zu öffentlichen Lager- 
häufern Hat in dem alle und Beitpunfte aufzuhören, al3 Ddie- 
jelbe mit den Bebürfniffen des Bahnbetriebes nicht mehr ver- 
einbar erjcheint, worüber nötigenfall® das YHandel3minifterium zu 
entjcheiden hat. 

8 44. Befindet ſich das öffentliche Lagerhaus im Befite einer 
öffentliden Eifenbahn, fo fteht dem Handel3minifterium in bezug 
auf den Lagerhaustarif (8 7) diefelbe Ingerenz wie in bezug auf 
ben Fracdıtentarif der Eifenbahn zu. 


Privatlagerhäufer. 


8 45. Lagerhäufer, welchen die Eigenjchaft eines öffentlichen 
Lagerhaufes ($ 1) nicht zukommt (Privatlagerhäufer), fönnen in 
Ermangelung öffentliher Lagerhäufer auf Grundftüden öffentlicher 

Eifenbahnen, wenn und infolange diefe Grundftüde für den Betrieb 


*) Sept Eifenbahnminijterium. 
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entbehrlich find, von der Eifenbahnunternehmung mit Bewilligung 
de3 Handelsminiſteriums zugelaffen werden. 

Die Bulaffung Hat nur auf beftimmte Zeitdauer und unter 
Feſtſetzung einer angemefjenen Kündigungsfrift flattzufinden. 

Bei diefer Zulafjung Hat ferner als Grundfag zu gelten, daß 
diefelbe, infomweit die Raumverhältniffe und die Rückſicht auf ben 
angeftrebten Zweck es geitatten, an verjchiebene Bewerber unter 
gleichen Bedingungen zu erfolgen hat, derart, daß eine perſönliche 
Bevorzugung ausgeſchloſſen bleibt. 

Ergibt fi) in der Folge, daß die von berzeit beſtehenden 
oder Fünftig zu errichtenden Brivatlagerhäufern benütten Grund- 
flächen für das fonft geficherte Zuftandelommen eines öffentlichen 
Lagerhaufes benötigt werden, jo hat das Handel3minifterium nach 
Anhörung der Eifenbahnunternehmung auszufprechen, daß Diefelben 
von dem Privatlagerhaufe auch vor Ablauf der Benüßungsdauer, 
beziehungsmweife Kündigungsfrift zu obigem Zwecke zur Verfügung 
zu ftellen und von ber Eifenbahnunternehmung fortan unter gleichen 
Bedingungen zum Zwecke ber Benügung für öffentliche Lager- 
häufer zu überlaffen find. 

Allfällige hiedurch dem bisher zur Benützung Berechtigten 
erwachſende Nachteile find demſelben durch Leiftung einer ange» 
mefjenen Entfehädigung zu vergüten. 

Sn bezug auf die Ermittlung diefer Entfchädigung finden in 
Ermanglung eines Übereinlommen3 die Beitimmungen des Geſetzes 
vom 18. Februar 1878, RGB. Nr. 30, betreffend die Enteignung 
zum Bmede der Herftellung und des Betriches von Eifenbahnen 
entſprechend Anwendung. 

Im übrigen find alle Streitigkeiten, welche fich auf die Durd)- 
führung ber vorftehenden Beitimmungen beziehen, durch da3 Han- 
del3minifterium zu entfcheiden. 


Lebensmittelmagazine, 


Es ift allerdings richtig, daß der Art. 271 HGB. in feiner 
8. 1 den Kauf oder bie anderweitige Anfchaffung von Waren, 
um biefelben weiter zu veräußern, al3 Handelsgeſchäft anführt; 
alle in diefem Art. 271 und 8. 1 bis 4 aufgezählten Handels 
geichäfte tragen jedoch die Natur von fogenannten abfoluten oder 
obj:ttiven Handelögefchäften an fich, deren charakteriftiicheg Merk— 
mal in ber Gpelulationsabficht desjenigen gelegen ift, ber jie 
unternimmt, fo daß von dem im Art. 271, 8. 1, behandelten 
Spekulationskaufe nur dann gefprochen werden Tann, wenn ber 
Anlauf oder die anderweitige Unfchaffung der Ware in der beim 
Anfaufe auf Seite des Arkaufenden beftehenden Wbjicht erfolgte, 
bei der MWeiterveräußerung berfelben für fich einen Gewinn zu 
erzielen. 
Alle andermeitigen Warenanläufe oder Anfchaffungen, auch 
wenn fie zum Zwecke der Weiterveräußerung vorgenommen murben, 








Lebensmittelmag. Neife: u, Frachtenrev.:QBureaur, 1039 


tönnen als Handelögefchäfte bed Art. 271, 8. 1 H68., nicht 
qualifiziert werden und fallen demnach nicht unter die Gewerbe» 
ordnung. 

Demnad unterliegt auch da3 von einer Eifenbahn für ihre 
Bedienfteten errichtete Sebenömittelmagagin dann ber Gemerbe- 
ordnung nicht, wenn der Zweck ber Lebensmittelmagazine dahin 
feftgeftellt ift, „dem Perſonale der Gefellfchaft Gelegenheit zu 
bieten, fich die notwendigften Lebensmittel in befter Qualität und 
zu möglichft billigen Preifen zu verfchaffen“, und die Erreichung 
diefes Zweckes duch Anlauf im großen, duch Berzicdht- 
leiftung auf Gewinn aus dem Betriebe der Lebens- 
mittelmagazine und durch Segünftigungen, welche die Geſell⸗ 
fchaft denfelben gewährt, angejtrebt wird. (BGH. 21. März 1894, 
3. 1100. Röll 1894:12.) 


Reiſebnreaur und Frachtenreviſionsbnreaur. 


Verordnung der Miniſter des Handels und des Innern vom 
23. November 1895, RGEB. Nr. 181, 


betreffend die Einreifung der Reiſebureaux unter die Tone 
zejlionierten Gewerbe. 


Auf Grund des 8 24, Abſatz 1, des Geſetzes vom 15. März 
1883, RGB. Nr. 39, betreffend die Abänderung und Ergänzung 
der Gewerbeordnung, wird verordnet: 

8 1. 

Der Betrieb von Neifebureaur wird, fofern Diefelben nicht 
von einzelnen Eifenbahn- und Dampfichiffahrt3-Unternehmungen, 
bezw. von mehreren berfelben in Gemeinfchaft, fei e3 durch eigene 
Beamte, fei es duch anderweitige Bevollmächtigte innerhalb ihrer 
fonzeffiondmäßigen Berechtigung errichtet werden, auf Grund des 
$ 24, Abfab 1 des Gefebes vom 15. März 1883, RGB. Nr. 39, 
betreffend die Abänderung und Ergänzung der Gewerbeordnung, 
an eine Konzeflion gebunden. 

8 2. 

Als Neifebureaur find jene Unternehmungen anzufehen, welche 
eine oder mehrere der nachfolgenden gewerblichen Tätigkeiten zum 
Gegenftande haben, vorausgefeßt, daß nicht einzelne dieſer geiverb- 
lichen Tätigkeiten einer Berechtigung ausgeübt werden, in Deren 
Umfang die betreffende Tätigkeit bereit3 gehört. 

Die gemwerbliden Tätigleiten, auf welche der Betrieb eines 
Reiſebureaus ſich erftreden kann, find folgende: 

a) Ausgabe von Fahrkarten in- und ausländifcher Eifenbahnen, 
ala: Karten für einfache Fahrten, Hin» und NRücdfahrten, 
NRundtouren u. bgl.; 

b) Angabe von Anmweifungen auf Schlafwagenpläge auf Eifen- 
bahnen; 
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c) Ausgabe von Fahrkarten und Kajütenbilletten für in- unb 
aus-ändifche See- und Binnen-Dampfichiffahrtsunternehmungen 
nah allen Häfen und Binnenpläben mit ber im 8 3 ent- 
baltenen Einfchräntung; 

d) un von Gejellfchaftsreijen, Vergrügungszügen und 
⸗Fahrten; 

e) Erpebition von Reiſegepäck und Expreßgut (8 30, bezw. 8 39 
des mit Verordnung des Sanbelöminiters und des Juſtiz⸗ 
minifterd vom 10. Dezember 1892, RGB. Nr. 207, kund- 
gemadhten Betriebsreglement3 für die Eijenbahnen der im 
Neichsrate vertretenen Königreihe und Länder); 

£f) Ausgabe von Hotelanweiſungen; 

g) Vermittlung von Neifeunjallverjicherungen bei zum Abfchluffe 
derartiger Verficherungsgeichäfte berechtigten inländifchen oder 
zum bierländigen Gefchäftsbetriebe zugelaffenen ausländischen 
Unternehmungen. 

88. 


Die Ausgabe von LBmifchendedfahrlarten aller ausländifchen 
Dampffchiffahrt3unternehmungen, welche fi mit ber Beförberung 
von Audwanderern befaffen, — mit alleiniger Ausnahme ber in 
Gemäßheit der Laiferlihen Verordnung vom 29. November 1865, 
RGB. Nr. 127, zum bierländigen Gefchäftsbetriebe zugelafjenen 
derlei Unternehmungen — ift dem Neifebureau nicht geftattet. 
Ebenfo ift denfelben die Anmwerbung von Auswanderern fowie jegliche 
Förderung des Auswanderungsweſens unterfagt. 

84. 

Bewerber um die Bewilligung zum Betriebe eines Reiſebureau 
Haben fich, nebit der Erfüllung der zur Erlangung eines jeden 
fonzeflionierten Gewerbes geforderten Bedingungen (88 22 und 
23 des Geſetzes vom 15. März 1883, RGB. Nr. 39), über eine 
zum Betriebe de3 Gewerbes genügende allgemeine und kauf—⸗ 
männifche Bilbung auszumeifen. 


8 5. 

Die Konzeffion zum Betriebe eines Reiſebureaus wird nad) 
Einvernehmung der Handels⸗ und Gemwerbelammer von ber poli- 
tifhen Landesbehörbe verliehen, weiche hierbei auf das Bebürjnis 
nad) einer derartigen Unternehmung Bedacht zu nehmen hat. In 
dem Konzeſſionsdekrete find die Gejchäfte namentlich anzuführen, 
zu welchen der Bewerber auf Grund de von ihm eingebradten 
Konzeſſionsgeſuches für berechtigt erflärt wird.) 


*) Der Betrieb eines Eijenbahnfrachten-Revifiond- und Reklama⸗ 
tionsbureaus durch eine Privatperfon Tann nur auf Grund einer 
— nad freiem Ermefjen der Behörde — zu erxteilenden Kon⸗ 
El ag yenommen werden. (BGH. 12, November 1896, 3. 5976, 
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Reitanrationen anf Bahnhöfen. 


Bei den Eifenbahnen, wo nur an einigen Stationen fo fange 
angehalten wird, daß die Reifenden Speifen und Getränke in Eile 
zu fi) nehmen fönnen, find wegen des kurzen Aufenthaltes die 
Reifenden der Willkür der Wirte und insbefondere der Kellner 
bei der Rechnung ſehr ausgefegt. Um nun berlei Unzulömmlicd- 
feiten möglichſt zu begegnen, hat die Lanbesftelle die Einleitung 
zu treffen, daß die Gemerbäleute, welche Speifen und Getränfe 
in der Nähe der Eifenbahnftationen zu verabreichen berechtigt find, 
die Preife der Speifen und Getränte durch von denjelben ge- 
fertigte und in den Speife- und Gafthauslofalitäten zu jeber- 
manns Einſicht liegende oder angeheftete Tarife bei Strafe von 
2 fl. bis 10 fl. K. M. für jede Übertretung zum Armeninftitute 
befannt halten, und daß die Obrigfeiten die genaue Befolgung 
biefer Anordnung überwachen. (Hfd. 16. Oktober 1845, B. ©. 
©. 133, 3. 33.876.) 


Wenn es fih um die Errichtung von Reftaurationen in den 
Bahnhöfen, Stationdgebäuden oder fonftigen Bahnlokalitäten han- 
beit, fo fteht das Erkenntnis über das PVorhandenfein des Be- 
bürfniffes in Beziehung auf die im Staatäbetriebe ſtehenden 
Eifenbahnen der Betriebsdirektion, rüdjichtli der im Privat 
betriebe ftehenden Bahnen aber der politifchen Gewerbsbehörde, 
mit vorzugsweifer Beachtung der von der Privatbetriebsdireltion 
diesfall3 abgegebenen Erklärung zu. 


Denn das Bedürfnis der Errichtung al3 vorhanden anerkannt 
ift, jo fteht der Betriebsdirektion das Recht zu, die in den Bahn- 
höfen u. f. f. errichteten Gaftlolalitäten ſamt der allfälligen Ein- 
richtung an folde PBerfonen in Beitand zu geben, welche bei 
fonftiger Unbedenklichkeit von der Gewerbebehörbe entweder bereits 
mit der erforderlichen perjönlihen Gewerbelonzefjion zur Aus 
übung der Gaftnahrung beteilt find, oder über Antrag der Piref- 
tion mit dem perfönlihen Betriebsrechte für die bezeichneten 
Zolalitäten und auf die Dauer des Beſtandvertrages zu verjehen 
find. (HM. 12. Oktober 1855, 8. 28.780.) 

Das Hanbelsminifterium fieht ſich veranlaßt, die geehrte 
Bermwaltung aufzufordern, bei dem Umſtande, al3 die rüdjichtlic) 
der Bahnreftauration abgefchlofjenen Bachtverträge genügende Hand- 
haben bieten, um darauf zu dringen, daß allen billigen Anjorde- 
rungen Hinfichtlih der Dualität der Speifen und Getränfe, wie 
auch Hinfichtlich der Neinlichleit der Gedecke und der Reftaurationd- 
loaklitäten entfprochen werde, die Neftaurateure in biefer Hinficht 
ftrengftens überwachen zu lafjen und im alle des Vorkommens 
von begründeten Befchwerden nahdrüdlichit und mit Anwendung 
aller zuläffigen Mittel auf eine Hagloje Bedienung des reijenden 
Publikums hinzuwirken. 


Geſ. Slg. XVII. Eiſenbahngeſetze. 66 
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Im Intereffe des reifenden Publilum3 wäre e3 übrigens auch 
gelegen, wenn: dasſelbe zur Behebung vorkommender übelftände 
in der Weiſe mitwirlen würde, daß die in ben Gtationen auf- 
liegenden Beſchwerdebücher auch zur Eintragung von Klagen über 
die Neftaurationen benüßt merben. 

Es würde fi) daher empfehlen, in den Reſtaurationslokali⸗ 
täten, fei e3 durch Anſchlag an den Wänden, fei e8 durch Fuß- 
noten auf den GSpeifelarten, da3 Publilum darauf aufmerkſam 
zu madjen, daß allfällige Beſchwerden in obiger Hinficht in das 
in der Stationskanzlei aufliegende Beſchwerdebuch eingetragen wer⸗ 
den Ffönnen, um Die Abitellung der gerügten Übelftände ficher 
herbeizuführen. 

Die G%. wird übrigens angewiefen, ihre infpizierenden Dr- 
gane zu beauftragen, gelegentlich der bienftlihen Bahnbereifungen 
auch auf ben Aufland und bie Einridtungen der Bahnhofe 
reftaurationen ein verfchärftes Augenmerk zu richten. (HM. 
13. April 1894, 8. 659, BB. 45. 

Anläßlich des eingetretenen Falles, daß die Wiederbefegung 
einer Bahnhofreftauration, welche nad) dem Tode de3 Weitaura- 
teur3 zur MWeiterverleihung gelangte, rüdfichtlih der Ermwerbung 

der gewerblichen Konzeffion mehrfachen Schwierigkeiten begegnete, 
die felbft zu einer mehrtägigen Unterbredung des Reftaurationg- 
betriebes führten, Hat fi dag Eifenbahnminifterium angefichts 
der Bedeutung dieſes Betriebes für das reifende Publikum veran- 
laßt gefunden, an da8 Min. d. J. das Erfuchen zu richten, Die 
geeigneten Verfügungen zu treffen, um der MWiederfehr eines 
ſolchen Vorkommniſſes vorzubeugen. - 

Dem geftellten Erfuchen entiprechend, hat das Min. d. J. 
die politifchen Landesbehörden mittel3 Erlaſſes vom 23. Dezen- 
ber 1899, 3. 37.532, eingeladen, zu veranlafjen, daß über Gefuche 
um Erteilung von Konzeffionen für ben Betrieb von Bahnhof- 
reftaurationen ftet3 mit der tunlichften Beichleunigung de3 Amtes 
gehandelt werde, damit etwaige, aus der Verzögerung der Er— 
ledigung folcher Gefuche fich ergebende Störungen im Betriebe 
der bezeichneten Gaſtgewerbe hintangehalten werden. 

Hieran wurde zur Danachachtung ber Gemwerbebehörben bie 
Bemerkung gefnüpft, daß ſeitens berjelben bei Amtshandlungen, 
betreffend die Verleihung von Konzeffionen für Bahrbhofreftaura- 
tionen behufs richtiger Beurteilung der Bebürfnisfrage ($ 18 SD.) 
ftet8 auch das Bedürfnis des „reifenden” Publikums in Er- 
wägung zu ziehen ift und Daher auf die bezüglihen Angaben 
ber betreffenden Bahnunternehmung entiprechende NRüdfiht zu 
nehmen fein wird. (HM. 5. April 1900, 3. 652, VB. 45.) 


Stellfuhren von und zu den Bahnhöfen. 


Wenn e3 fid) um die Errichtung der GStellfuhren von und 
zu den Eifenbahnhöfen Handelt, fo ift die Erflärung der Betriebs⸗ 
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Direktion über das Vorhandenſein des Bebürfniffes von Stell- 
fuhren bei den im Staatäbetriebe ftehenden Cifenbahnen als 
beweisfräftig anzunehmen, bei den im Privatbetriebe ftehenden 
Bahnen aber vorzugsweiſe in Beachtung zu ziehen. 

Für die Beiltellung der Stellfuhren ift durch Erteilung ge- 
werblicher Konzeffionen an hierzu geeignete Individuen von Seite 
der fompetenten Behörde im ordentlichen Wege zu forgen. 

Inſofern dermalen bei einzelnen Bahnen hinfichtlich der Stell» 
wagen ein abweichender Vorgang befteht, ift fobald als tunlich 
der normale Zuſtand in der Art herbeizuführen, daß nicht eine 
der Sachlage überhaupt nicht angemefjene und dem Intereſſe 
des Publikums abträglide Verminderung ber gegenwärtig zur 
Erleihterung des Eiſenbahnverkehrs verwendeten Stellfuhren flatt- 
finde, weshalb das bisherige Verhältnis in Benützung ber ven 
Eifenbahnunternehmungen gehörigen Stellwagen noch zeitiveilig 
infolange wird zuaulaffen fein, als die Fortſetzung dieſer Be— 
nützungsart bezüglich jener Stellmagen entweder durch frühere 
Beitand- oder Mietverträge bi? zu deren Erlöfchung bedingt ift, 
oder in Ermanglung anderer Perfonen, auf welche diefer Stelf- 
fuhrenbetrieb felbftändig übergehen Tann, im allfeitigen Intereſſe 


ſich zur z finſtellung nicht eignet. (HM. 16. Oktober 1885, 


— 


3. 20.392.) 
Das Halten der zwifchen Hotel3 und ben Bahnhöfen ver=- 


fehrenden Omnibuſſe (Hotelomnibuffe) bedarf einer Gemwerb3ton- 


zeſſion. (VBEH. 7. März 1889, 3. 892, Röll 1889: 12.) 


Tabaktrafiken anf Bahnhöfen. 


Bezüglich der Bejegung von Tabaktrafiken, welche in Bahn- 
höfen untergebracht find, Haben folgende Normen zu gelten: 


. Tabaltrafilen in Bahnhöfen der k. k. Staats— 


eijenbahnen. 


1. Wenn die betreffende Tabaktrafik nach dem Bruttogewinne 
in den lebten zwölf Monaten gemäß 8 20 diefer Verordnung zu 
den im Konzeſſionswege zu vergebenden Trafiken gehört, fo ift 
ohne Einleitung des für Die Bergebung folder Trafiken vor- 
gefchriebenen Verfahrens die bezügliche Staat3bahndireltion um 


ſchleunige Namhaftmachung von drei Perfonen zu erfuchen, deren 


Berüdfichtigung ihr beſonders wünſchenswert erfcheint. Nach Ein 
langen dieſes Borfchlages ift im Sinne des $ 36*) diefer Ver⸗ 


*) Die 88 11, 20, 3 und 36 fauten: 

8 11. | 
AS zur Annahme ungeeignet find zu betrachten bie Offerte 
1. von Perſonen, welche nad ben bürgerlichen Geſetzen nicht 





verpflichtungsfähig find ober denen bie freie Verfügung über ihr 
Bermögen nicht zufteht; - 
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ordnung — unter Bedachtnahme auf die Beftimmungen des 
8 11 (8 25)*) — mit der Beſetzung vorzugehen. Die Befegung 


2. von aktiven Hof» und Staatöbedienfteten; 

3. von Ausländern; 

4. von Bewerbern, welche wegen eines Verbrechens oder wegen 
ber übertretung bed Diebſtahls, der VBeruntreuung, der Teilnahme 
an denfelben oder des Betruges verurteilt worden find, infofern 
die Rechtsfolgen biefer Verurteilung im Sinne des Geſetzes vom 
15. November 1867, RGB. Nr. 131, noch fortdauern, oder welche 
N eines dieſer Delikte ſich in ftrafgerichtliher Unterfuchung 
efinden; 

5. von Perſonen, welche wegen Schleichhandels, wegen einer 
ſchweren Gefällsübertretung oder wegen einer Übertretung ber zum 
Schutze des Tabakmonopols beſtehenden Geſetze verurteilt worden 
ſind, inſofern vom Zeitpunkte der Strafverbüßung noch nicht drei 
Jahre verſtrichen ſind, dann von ſolchen, welche wegen eines dieſer 
Delikte in gefällsſtrafgerichtlicher Unterſuchung ſtehen; 

6. von Perſonen, welchen wegen nachläſſiger Geſchäftsführung 
ein Tabakverlag oder eine —— ſtrafweiſe entzogen worden iſt; 

7. von Perſonen, von welchen eine befriedigende Gejchäfts- 
führung nicht erwartet werben Tann; 

8. von Berfonen, welchen ein für die rationelle Lagerung und 
Konfervierung der Tabakfabrifate vollfommen geeignetes Lokal nicht 
zur Verfügung fteht; 

. von Tabakverlegern und Trafilanten oder mit folden in -. 
gemeinfamem Haushalte Lebenden Perſonen, infofern nicht durch 
die abgegebenen Erflärungen fichergeftellt ift, daß es fih nur um 
einen Wechfel, nicht um die Kumulierung ber Tabakverfchleißgejhäfte 
handelt. 

8 20 


Als Konkurrenztrafilen, mithin durch öffentliche DOffertverhand«- 
fung find jene Tabaltrafilen zu befegen, deren Bruttogewinn bom 
Verſchleiße der Tabakfabrikate in den letzten 12 Monaten nad)» 
folgende Grenzen überfchritten hat: 

a) im Gemeinbegebiete der Reichshaupt- und Wefidenzftadt 

Ri 1200 fi 


ten 7 
b) in Städten mit einer Bevölkerung von mehr als 50.000 


Einwohnern 900 fl., 
c) in Ortfchaften mit einer Bevölkerung von 10.000 bi 50.000 
Einwohnern 600 ft., 
d) in Ortſchaften mit einer folden von 2000 bi3 10.000 Ein» 
mwohnern 500 fl., 
e) in den übrigen Ortſchaften 400 fi. 


Maßgebend jind jene Benölferungsziffern, welche in dem von 
ber k. k. ftatiftifchen Zentralkommiſſion jeweils über die Ergebnifie 
der legten Volkszählung herausgegebenen Ortſchaftenverzeichniſſe aus- 
gewiefen find. 
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liegt nad) den oben sub a) und b) feftgejegten Grenzent) ent- 
weder im Wirkungskreiſe ber Finanzbehörden erjter Inſtanz oder 
in jenem ber Finanzlandesbehörben. 

2. Zählt bie erledigte Bahnhoftrafil ihrem Ertrage nach zu 
den Konfurrenztrafifen, jo hat die Verleihung derfelben im Wege 
der öffentlihen Konkurrenz an den Beftbieter ftattzufinden, wel⸗ 
chem fodann die Staatäbahnverwaltung das betreffende, für den 
Zrafilbetrieb beftimmte Bahnhoflofale gegen einen angemeffenen 
Mietzins in Beitand geben wird. 


II. Tabaftrafilten in Bahnhöfen von Privatbahnen. 

1. Stellt fi bie betreffende Tabaktrafik al3 eine Kon- 

zelfionstrafit dar, fo ift diefelbe im Sinne der obigen Beltim- 
mungen zum 536°) zu vergeben. 

2. Wird eine Konkurrenztabaktrafik vafant, fo Hat fich bie 
Finanzbehörde eriter Snftang, wern die Bahnverwaltung ſich 
nicht bereit erklärt, da3 Lokale dem Beflbieter in Beſtand zu 
geben, an die Bahnverwaltung mit dem Erfuhen zu menden, 
einen Bewerber, welchem fein im 8 11 (8 25)*) angeführter 


Alle jene Tabaktrafilen, deren Bruttogewinn bie boritehenden 
Grenzen nicht überſchritten Hat, werden ala Konzeſſionstrafiken, mit 
hin ohne Dffertverhandblung und ohne Forderung einer Gewinn- 
rüdzahlung vergeben. 


8 25. 
Bezüglih der Annehmbarleit von gofierten für Zabaltrafifen 
gelten die Vorſchriften der 88 11, 13. 


Die Tabaktrafif ift nad) usfeibung er nicht annehmbaren 
Dfferte an jenen geeigneten Offerenten zu übertragen, welcher die 
höchſte Gewinnrüdzahlung anbietet. 

8 36. 

Die Befehung jener Trafiken, welche infolge örtlicher Ber- 
hältniffe nur einem beftimmten Lofale ausgeübt werden können 
(3. B. Bahntrafifen), kann mit Genehmi migung des Finanzminifteriums 
ohne Einleitung be3 Verfahrens zur Vergebung von Tabaltrafifen 
ftattfinden. 

Es ift dem Finanzminifterium überlaffen, diesbezüglich den 
Finanzbehörden erſter und zweiter Inſtanz eine beſchränkte Befugnis 
einzuräumen. 

7) Dieſe Grenzen find wie folgt feitgejegt: 

a) Die Bergebung von Tabaktrafiken unter den in dieſem Para- 
graphen feitgejegten Bedingungen liegt im Wirkungskreiſe der 
Finanzbehörden erſter Inſtanz, wenn der Bruttoertrag der Tabal- 
—5 25% ber im 8 20 normierten Maximalbeträge über⸗ 

reitet. 

b) Handelt es ſich um Konzeſſionstrafiken, welche die eben erwähnte 
Grenze überſchreiten, ſo iſt die Genehmigung der Finanzlandes- 
behörde erforderlich. 
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Ausſchließungsgrund entgegenfteht, für diefe Tabaltrafil in Bor- 
ſchlag zu bringen; bie Finanzbehörde erſter Inſtanz Hat gleich— 
zeitig die den Ertragsverhältniſſen dieſes Geſchäftes entipreihenbe 
Gewinnrüdzahlung namhaft zu machen. 

Nach Erftattung dieſes Vorfchlages ift im Wege der vor- 
geſetzten Yinanzlandebehörbe die Ermädtigung des Finanzmini- 
jterium3 einzuholen, diefe Zabaltrafilt im Sinne des $ 36 ber 
vorgefchlagenen Perſon — ohne Einleitung des Verfahrens zur 
Vergebung von Konkurrenztrafiken — verleihen zu dürfen. (FM. 
22. März 1899, 8. 14.514. FMVB. Beil. Böhmen 1899, Nr. 18.) 
Das FM. Hat geftattet, daß in Bahnhofitationen, wo feine 
Tabaktrafiken beftehen, fpezielfe Lizenzen zum automatifhen Tabaf- 
verfchleiße an Bahnbedienftete erteilt werben; jedoch nur unter 
ber Boraudfegung, daß die nächftliegenden Zabaktrafifanten, an 
welche jedesmal eine diesfällige Umfrage zu richten ift, auf den 
gedachten Verſchleiß nicht reflektieren. 

Sn ſolchen Fällen hat fich die Finanzbehörde I. Inſtanz nad) 
Durchführung der erforderlihen Erhebungen über die Notwendig- 
feit, reſpektive Zuläſſigkeit des automatifchen Verſchleißes an bie 
betreffende Bahnverwaltung mit dem Erfuchen zu menden, vor⸗ 
ſchriftsmäßig qualifizierte Bahnbedienſtete für den Automaten⸗ 
verichleiß in Vorſchlag zu bringen. (HM. 16. Auguft 1900, 
8. 35.295, Blg., Kärnten 1900, Nr. 9.) 


Zählung der Hilfsanftalten der Eiſenbahnen. 


Auszug and dem Geſetze vom 18, Jänner 1902, 
RGB. Nr, 21. 


betreffend die Vornahme einer Zählung der gewerblichen 
und landwirtichaftlichen Betriebe. 

8 1. 

Im Jahre 1902 ift in den im Reichsrate vertretenen Könige 
reichen und Ländern eine Zählung der gewerblichen und landwirt⸗ 
ſchaftlichen Betriebe vorzunehmen. 

8 2. 

Diefe Zählung Hat den Stand der gewerblichen und fand- 
wirtfchaftlichen Betriebe an einem beftimmten Tage des Jahres 
1902 (Stidhtag) zu erfaffen; die Feſtſetzung dieſes Tages erfolgt 

‚im Berordnungsmege. f 
8. 


Die Zählung ift durch ftaatlich beftellte und befoldete Bähl- 
fommiffäre und NReviforen unter Beteiligung der Handels⸗ und 
Gemwerbefammern an der Vorbereitung und Leitung durchzuführen. 

Zur Mithilfe bei der Vorbereitung und Durchführung der 
Zählung können auch die Zandestulturräte und Landwirtichaftsgefell- 
[haften fowie die Gemeinden (Gut3gebiete) herangezogen werden. 
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84. 

Auf Grund der bei der Zählung der gewerblichen und land⸗ 
wirtschaftlichen Betriebe erfolgten Angaben darf keine Gtrajverfol- 
gung wegen Übertretung von gewerblichen oder Steuervorjdhriften 
erfolgen. Für Zwecke der Finanzverwaltung dürfen diefe Angaben 
überhaupt nicht verivendet werden. 


85. 
Auf Vermögend- und Einlommensverhältniffe bezügliche ragen 
dürfen anläßlich der Durchführung der Zählung nicht geſtellt werben. 
Die Feititellung der bei der Zählung der gewerblichen und 
Iandwirtfchaftlichen Betriebe zu verwendenden Formularien hat mit 
Berädfihtigung der vorftehenden Vorſchrift im Verordnungswege 
zu erfolgen. 86 


Wer fi der Zählung entzieht oder bie auf Grund diefes 
Geſetzes verlangten Auskünfte zu geben verweigert oder wiſſentlich 
wahrheitswidrig abgibt, iſt durch die politiſche Behörde mit Geld⸗ 
ſtrafen bis zu 50 K, im Nichteinbringungsfalle mit Arreſt big 
zu fünf Tagen zu belegen. 


Andzug aus der Verordnung des Handelöminifteriumg im 
Einvernehmen mit den Minifterien des Innern, der Fingu jr 
des Aderbanes und der er vom 25, März 1 

r. 


betreffend die Vornahme der Zählung der gewerblichen und 
landwirtſchaftlichen Betriebe. 
8 1. 

Auf Grund bes Gefebes vom 18. Jänner 1902, RGv. Nr. 21, 
wird hiemit beſtimmt, daß bei der Zählung die im Anhange ent» 
haltenen Formulare in Verwendung zu fommen und die benfelben 
een Belehrungen zur Richtſchnur zu dienen Haben. 

Bähflung ift nad dem Stande vom 3, Juni 1902 (Stich⸗ 
tag) vorzunehmen. 


- D. Sälußbefimmungen. 
8 20. 

... Die Zählung der Hilfßanftalten der Eifenbahnen erfolgt 
dur) dad Eifenbahnminifterium, dem auch die Erlaffung der 
näheren Beſtimmungen hierüber fowie die Feititellung ber Bierbei 
zur Unmwendung gelangenden Formulare zufteht. 

Für die Zählung von flaatfichen Betrieben durch die vorge 
jesten Dienftbehörden können bejondere Beflimmungen getroffen 
werben. 
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Erlaß de3 Eifenbahnminifteriums v. 10. Mai 1902, 3. 18.555, 
BB. Nr. 55, an die Verwaltungen jener Eifenbahnen mit 
eleftriihem Betriebe, welde zu anderen als Bahnzweden 
Kraft und Licht erzeugen, 
betreffend den Vorgang der Betriebszählung. 


Mit dem unter einem der geehrten Verwaltung zugehenden 
Erlafje gleihen Datums und gleicher Zahl werben jene Beftim- 
mungen getroffen, deren Erlafjung auf Grund des 8 20 der Mi- 
nifterialverordnung vom 25. März 1902, RGB. Nr. 56, betreffend 
die Bornahme ber Zählung der gewerblichen und Tandwirtichaft- 
fihen Betriebe, dem Eifenbahnminifterium in Rückſicht auf die 
von ihm vorzunehmende Zählung ber Hilfsanftalten ber 
Eifenbahnen bdiefem Minifterium vorbehalten wurde. 

Außer ber Bählung dieſer Hilfsanftalten Hat es jedoch das 
Eifenbahnminifterium im Einvernehmen mit den beteiligten Bentral- 
ftellen übernommen, auch die Zählung jener mit Eifenbahnunter- 
nehmungen verknüpften Elektrizitätswerke durchzuführen, melde, 
obwohl in erfter Linie Zwecken des Eifenbahnbetriebe3 dienend, 
Licht oder Kraft an Körperfchaften oder Private entgeltlich abgeben. 

Da das dortige Unternehmen ber eben bezeichneten Kategorie 
angehört, wird auf Grund des vorbezogenen Einvernehmeng die 
geehrte Verwaltung aufgefordert, den diesbezüglichen, im Anfchlufje 
in drei Parien mitfolgenden Betriebsbogen (Formulare D) nad) 
dem Stande vom 3. Juni 1902 wahrheitsgetreu für jenen Teil 
der gefellfchaftliden Anlage auszufüllen, melde die Erzeu- 
gung von Licht oder Kraft behufs Abgabe an außer- 
halb de3 Bahnbetriebes liegende Zwecke beforgen, und 
ein ausgefülltes Pare dieſes Yormulares bis Tängftens 15. Juli 
1902 anher einzujenden. 

Für den Fall, als die gedachten Zweden dienenden Maſchinen⸗ 
anlagen und das bei felben bejchäftigte Perfonal teilmeife oder 
zur Gänze gleichzeitig auch den Zwecken des Bahnbetriebes dienen 
folfte, ift bei Ausfüllung des Betriebsbogens derart vorzugehen, 
daB in das deffen Schluß bildende Motoren» und Mafchinenver- 
zeihnis fämtlihe gemeinfam benützte Anlagen der Zahl 
nah in Gänze aufgenommen werden, die Aufteilung der Pferde- 
fräfte jedoch und des gemeinfam befchäftigten Perfonal3 in dem 
Verhältniffe eingeftellt werden, in mweldem nad Kilowattjtunden 
ermittelt die Leiftung für private Zwecke zur Gefamtleiftung der 
Anlagen ftebt. 


Erlaß des Eifenbahnminifterinms vom 10, Mai 1902, 
3. 18.555, 98. 1902:55, 
betreffend die Zählung der Hilfsanftalten der Eijenbahnen. 


Mit dem Gefege vom 18. Jänner 1902, RGB. Nr. 21, 
wurde die Vornahme einer Zählung der gemwerblichen und land- 
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wirtfchaftlichen Betriebe angeordnet und mit der behufs Durd. 
führung dieſes Geſetzes vom Handelsminiſterium auch im hier- 
ortigen Einvernehmen erlaffenen Verordnung vom 25. März 1902, 
GB. Nr. 56, als Stichtag für die Vornahme diefer Zählung 
der 3. Juni 1902 beftimmt. 

Im 8 20 diefer Verordnung wurde des weiteren feſtgeſetzt, 
daß die Zählung der Hilfsanftalten der Eifenbahnen durch das 
Eifenbahnminifterium erfolgt, welchem auch die Erlaffung ber 
näheren Beltimmungen hierüber fowie die Yeltftellung der hierbei 
zur Anwendung gelangenden Formulare zufteht. 

Auf Grund diefer Beſtimmung finde ich nachſtehendes anzu- 


ordnen: 

Als Hilfsanftalten der Eifenbahnen find jene An- 
falten in die Zählung einzubeziehen, in welchen durch unmittelbar 
im Dienfte der Bahnvermwaltungen ftehendes Perſonal für Red 
nung berfelben und unter Ausſchluß der gewerbömäßigen Über- 
nahme von Arbeiten oder Lieferungen für dritte Arbeiten ver- 
richtet werden, welche zwar Biweden der betreffenden Bahnunter- 
nehmung dienen, aber nicht in dem Rahnıen ber Durchführung und 
Sicherung des Verkehrs liegen. 

Hierher gehören inZbefondere: 

1. Anftalten für die SHerftellung und Neparatur ber Yahr- 
betrieb3mittel und Betriebseinrichtungen (Werkftätten, Hilfs⸗ und 
Reparaturwerkftätten eingefchlojfen u. dgl.); 

2. Anftalten für die Erzeugung der Bau- und Berbrauds« 
materiafien zu Bahnzweden (Steinbrücde, Schoftergruben, Im⸗ 
prägnierungsanftalten, Fahrlartendrudereien, lithographiſche Ate⸗ 
lierg, Schmieden, Schneiderwerkftätten u. dgl.); 

3. Beleuchtungsanftalten. 

Anftalten zu gedachten Zwecken, welche, wenn auch auf Bahn- 
grund errichtet, durch private Unternehmer betrieben werben, find 
daher al3 Hilfsanftalten der Eifenbahnen im Sinne dieſes Erlafjes 
nicht anzufehen. 

Die oberite Leitung des Zählungsgeſchäftes rüdfichtlich der 
gedachten Anftalten wird einer im Eifenbahnminifterium unter 
einem eingefeßten Bähllommiffion übertragen, welche ermächtigt 
ift, dur Organe der Eiſenbahnaufſichtsbehörden die Kontrolfe ber 
Zählrefultate eventuell an Ort und Stelle vornehmen zu lafjen. 

Die Zählung felbft erfolgt durch Ausfüllung 

a) je eines Betriebsbogens (Formular A), 

b) je eines Motoren- und Mafchinenverzeichniffes (Formular B) 
für jede einzelne Hilfsanftalt, und werden von dieſen 
beiden Yormularien in der Anlage je .. . Eremplare mit nad) 
ſtehenden Weiſungen beigefchlofjen: 

Jeder dem dortigen Bahnunternehmen (die im dortigen Be- 
triebe ftehenden fremden Streden eingejchloffen) eingegliederten 
Hilfsanftalt ift je ein Eremplar der beiden gedachten Drudforten 
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mit dem ftriften Bedeuten zu übermitteln, dasjelbe genau nad) 
dem Gtande am 3. Juni 1902 feinerzeit auszufüllen und, mit 
Datierung und der Unterfchrift des Leiters der betreffenden Hilfs- 
anftalt verjehen, an die vorgefegte Bahnvermwaltung bis längſtens 
15. $uni 1902 einzufenden, 

Bei Ausfüllung diefer Formularien werben ſich die Hilfs- 
anftalten firenge an die den einzelnen Fragepunkten beigejehte 
Belehrung zu Halten haben. 


Insbeſondere wird hervorgehoben, daß auch für zur Zeit der 
Zählung ftillftehende Hilfsanftalten die Fragebogen nah Maßgabe 
des im Yormular A enthaltenen Punktes 7 auszufüllen find. 

Die feitend ber einzelnen Hilfsanftalten einlangenden aus« 
gefüllten Yormularien find feitens der betreffenden Bahnverwal⸗ 
tungen forgfältig. zu überprüfen und allfälligen Korrekturen zu 
unterziehen und fodann bis längſtens 15. Juli 1902 an das 
Eifenbahnminifterium zu überjenden, welches dieſelben der Bähl- 
fommiffion überweijen wird. 

Legtere wird ‚das folchermaßen eingelangte Material der jad- 
gemäßen Behandlung unterziehen und nach durchgeführter Aufgabe 
der k. k. ftatiftifchen Bentrallommiffion übermitteln. 


Gleichzeitig mit der Borlage der ausgefüllten Fragebogen wird 
feiten3 eines —* Bahnunternehmens das gleichfalls, und zwar 
in drei Exemplaren mitfolgende Formular C, welches einem 
Verzeichniſſe ſowohl allen zu ben einzelnen Bahnunternehmungen 
zugehörigen Hilfsanftalten auch ben mit Ausnahme des Bahn- 
unternehmen? von den einzelnen Bahneigentümern font etwa 
noch betriebenen Unternehmungen zur Grundlage dienen foll, ent- 
fprechend ausgefüllt anher zu unterbreiten fein. 


Bierzehnter Abſchnift. 


VRerſonalvorſchriften. 


I. Aufnahme des Perſoenals: 
A. Polizeiliche Nachfrage über die Aufnahmswerber. 


Es iſt von dem Handelsminiſterium die geeignete Verfügung 
in dem Sinne getroffen worden, daß den Bahnverwaltungen zum 
Zwecke bey Beurteilung der Tauglichkeit von Anſtellungsbewerbern 
für den Betriebsdienft ſeitens der Bolizeidireftionen Auskünfte 
über bie Unbefcholtenheit, eventuell oranegegangenen Abjtrafungen 
der bezeichneten Individuen in dem nad) dem Zwecke einer der- 
artigen Anfrage von felbit ficd ergebenden Umfange, und infoweit 
nit etwa in einzefnen Fällen befondere Anftände ober über» 
wiegende öffentliche Intereſſen entgegenftehen, erteitt werden. (M. 
d. 3. 22. Juni 1877, 8. 19.576, 6CB. 1877:7 5.) 


B. Staatsbürgerſchaft. 


Anläßlich des Umſtandes, daß das königl. ungariſche Kommu⸗ 
nikationsminiſterium in ſeiner Verordnung vom 6. März 1876 
an ſämtliche Bahnverwaltungen, betreffend die Qualifikation der 
Eiſenbahnaſpiranten, die öſterreichiſchen Staatsbürger den unga⸗ 
riſchen vollkommen gleichgeſtellt hat, hat auch das Handelsmini⸗ 
ſterium die Generalinſpektion angeiviefen, auf die Handhabung bes 
. Grundfage3 ber. Gleichſtellung beider Staatögebiete der Monardjie 
in Abſicht auf bie einfchlägigen Dualififationsbedingungen des Eifen- 
bahndienfte3 ihr Augenmerk zu richten. (HM. 5. April 1876, 
3. 8023, CB. 1876: 44.) 

Die 6%. hat die Wahrnehmung gemacht, daß einzelne der 
geehrten Verwaltungen, und zwar mitunter ſelbſt unter Außer- 
achtlaſſung poſitiver Beſtimmungen ihrer eigenen Dienſtordnung, 
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teil3 bei der Neuaufnahme von Perfonale, insbefondere von 
Hilfsbeamten, Dienern, Heizern, eine oben u. dgl., auf die 
Eigenfchaft der Bewerber als öfterreihifche oder ungarische Staats- 
angehörige fein Gewicht legen, teils aber die Erlangung der 
inländifhen Staatsbürgerſchaft durch ihre ausländiſchen Bedien- 
teten mit um fo geringerem NRachdrude betreiben, je länger dieſe 
legteren in ihren Dienſten ftehen und je zufriedenftellender bie 
Dienftleiftung derfelben überhaupt ift. 

Sm Hinblide auf die auch der geehrten Verwaltung befannten 
diesbezüglichen Intentionen des hohen Minifteriums fieht fich bie 
GJ. veranlagt, die geehrte Verwaltung einzuladen, dieſer Frage 
die größte Aufmerkfamleit zuzumenden, von nun an in3befondere 
im erelutiven Dienfte keine Ausländer neu anzuftellen, etwa 
dortfeit3 aber in letzterem befindliche Ausländer entweder an- 
zumeifen, innerhalb eines entiprechenden, keinesfalls jedoch über 
Sahresdauer bemefjenen Termines die öfterreichiihe oder unga- 
rifhe Staatsbürgerſchaft zu erwerben, oder biejelben vom erefu- 
tiven ®Dienfte abzuziehen. (8%. 31. Jänner 1891, 8. 2046, 
BB. 1891: 28.) 


C. Anftellung ansgedienter Vnteroffiziere. 
(Geſetz v. 19. April 1872, RGB. Nr. 60.) 


Zur Ausführung der Beſtimmungen des $ 38 des Wehr- 
gefeße3 vom 5. Dezember 1868, RGB. Nr. 151, finde Ich 
mit Zuſtimmung der beiden Häufer des Neichörated zu ber- 
ordnen, wie folgt: 

8 1. Unteroffiziere, welche zwölf Jahre, darunter wenig⸗ 
ftend acht Jahre als Unteroffiziere im ftehenden Heere, in 
der Kriegsmarine oder in den Stämmen und Abteilungen 
der Landwehr aktiv gedient haben und gut Tonduifiert find, 
erlangen dadurch den Anfpruch auf die Verleihung von An- 
ftellungen im öffentlihen Bienfte, dann bei vom Gtaate 
jubventionierten Eifenbahnen, Bampfihiffee und anderen 
Unternehmungen ($ 38 des Wehrgeſetzes). 

Die in der Eigenfchaft eines Titularunteroffizierd zurück⸗ 
gelegte Dienftzeit wird in die achtjährige Unteroffiziergdienit- 
zeit eingerechnet. 

8 2, Den gleichen Anſpruch, und zwar ohne Rüdficht 
auf die Zahl der Pienftjahre erlangen ferner jene Unter- 
offiziere, welche vor dem Feinde oder in Ausübung des 
öffentlichen Sicherheitsdienftes duch Verlegung für den 
. Militärdienft untauglic geworden find, ohne Hiedurch die 
Verwendbarkeit für Zivildienite verloren zu haben. 
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.. 88 Bu Befriedigung dDiefer Anfprüche werden für 
die im $1 und 2 bezeichneten Unteroffiziere 
1. gewiſſe Dienftpoften ausschließlich vorbehalten, und 


2. wird ihnen bei Verleihung anderer Stellen der Bor- 
zug dor Mitbewerbern eingeräumt. 


8 4. Die für die Unteroffiziere vorbehaltenen Dienjt- 
poſten Sind: 

a) alle Dienerfchafts- und Aufjichtspoften bei den Behörden, 
Gerichten, Amtern, Strafe und allen jenen Anitalten, 
welche ganz oder zum Teile aus Gtaatömitteln unter» 
halten werden; 

b) die in der Kategorie der Amts⸗ und Kanzleidiener, 
des niederen Aufſichts- und Betriebsdienſtes gehörigen 
Poften bei den vom Staate fubventionierten oder garan- 
tierten Eijenbahn-, Dampfſchiffs- und anderen Unter- 
nehmungen, weldye entweder erſt konzeſſioniert werden, 
oder welche jchon konzeſſioniert und durch ihre Sta— 
tuten, Konzeflionsurfunden oder in anderer Weile ver- 
pflichtet find, bei Bejegung von Pienftpoften auf aus⸗— 
gediente Unteroffiziere Bedacht zu nehmen. 

Die definitive oder proviſoriſche Eigenfchaft der Be— 
dienftung hat auf dieſen Vorbehalt feinen Einfluß. 

8 5. Bei Bejeßung der Beamtenftellen im Kanzlei- 
und Manipulationsfache bei den ini $ 4a und b genannten 
Behörden, Gerichten, Amtern, Anftalten und Unternehmungen, 
welche nicht an Beamte, die fchon in einem Gehalt3bezuge 
jtehen, oder- an Quieszenten verliehen werden, wird ben an 
Ipruch3berechtigten Unteroffizieren, deren volle Befähigung 
hiefür nachgewiefen ift, der Vorzug vor den übrigen Mit- 
bewerbern eingeräumt. 

Den gleichen Vergleich haben fie bei Beſetzung ber 
Stellen in der Zivilſicherheits und in der Finanzwache 
zu genießen. 

8 6. Die PVerzeichniffe der vorbehaltenen Dienftpoften 
und der Beamtenftellen, bei deren Verleihung den anjpruchs- 
berechtigten Unteroffizieren der Vorzug eingeräumt ift, find 
im Berordnungdwege zu fammeln, in Evidenz zu halten 
und von Zeit zu Leit kundzumachen. 

8 7. Den Unteroffizieren, welche nach diefem Gejebe 
den Anſpruch auf eine vorbehaltene Dienerftelle oder auf 
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den Vorzug bei Verleihung von Beamtenſtellen erlangt 
haben, wird hierüber vom Kriegsminiſterium, beziehungs- 
weile dom Minifterium für Lanbeöverteidigung eine Be— 
ftätigung (Zertififat) ausgefertigt. 

Dei jenen Unteroffizieren, welche die Befähigung für 
Beamtenftellen befiten, ift die im Zertififate zu bemerken. 

Zur Evidenzhaltung der auögeftellten Bertififate werden 
beim Kriegäminifterium und beim Minifterium für Landes— 
verteidigung Vormerkungen geführt. 

8 8. Die anfpruchsberechtigten Unteroffiziere haben ſich 
um bie vorbehaltenen Dienftpoften, dann um die Beamten- 
und Wachmannsſtellen, rüdjichtlich welcher ihnen der Vorzug 
vor anderen Bewerbern zufteht, bei der verleihenden Behörde, 
Anftalt oder Unternehmung zu bewerben. 

Diefe Bewerbung hat bei jenen Anfpruch3berechtigten, 
welche ſchon aus dem Militärverbande getreten find, un= 
mittelbar; bei jenen aber, die noch in der aftiven Dienft- 
leiftung ftehen, im vorgefchriebenen Dienſtwege zu gejchehen. 

89. Die Bewerbung eines anjpruch3beredhtigten Unter- 
offizierd Tann fi: 

a) auf eine beſtimmte, bereit3 erledigte oder 


b) auf eine erft in Erledigung kommende Dienitftelle be» 
ziehen, 

Die leßtere erfolgt im Wege der Vormerfung. 

8 10. Wenn ein vorbehaltener Pienftpoften oder eine 
Beamtenftelle, rückſichtlich welcher den Unteroffizieren der 
Borzug eingeräumt ift, zu bejegen ift, jo ift died von der 
Behörde, Anftalt oder Unternehmung, der da3 Bejeßung3- 
recht zufteht, unter Feſtſetzung eines angemefjenen Termincs 
für die Bewerbung öffentlich) befanntzumacdhen und überdies 
dem SKriegäminifterium und dem Minifterium für Landes» 
verteidigung mitzuteilen. 

Diefe Belanntmahung und Mitteilung kann bei den im 
84, lit. b) genannten Unternehmungen ganz unterbleiben 
wenn ſchon anfpruch3berechtigte Bewerber vorgemerkt find, 
und wenn die erledigte Stelle einem folchen verliehen wird. 

Die Unzeige über Konkursausfcehreibungen für erledigte vor- 

behaltene Dienftpoften it dem Kriegs⸗ und Landesvert. rin zu 

machen. (HM. 3. Dezember 1874, 3. 38.379, EB. 1875: 6.) 
Hinſichtlich der Kategorie ber Bahntwächter "wird geitattet, daß 

die mit einer gewiſſen Wahrfcheinlichleit innerhalb eines beftinmten 
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Beitraumes, 3. B. eined halben Jahres, ſich vorausfichtlich erledi- 
gende Anzahl von Bedienflungen dieſer Urt gleichzeitig ausge— 
ichrieben und zur Vormerkung für diefelben aufgefordert wird. 

Hiernach werden die fonft notwendigen Einzelntundmahungen 
infolange entfallen, als Borgemerkte vorhanden find. (HM. 13. Sep- 
tember 1879, 8. 27.961, einvernehnl. m. Kriegd- und Zandesvert.- 
Minifterium, CB. 1879: 120.) WB 


Im Einvernehmen mit dem Landesverteidigungsminiſterium 
und dem Reichskriegsminiſterium ſinde ich zu geſtatten, daß die 
mit dem h. o. Erlaſſe vom 13. September 1879, 8. 27.961, 
hinfichtlih der Kategorie der Bahnmwächter zugejtandenen Erleid)- 
terungen in der Art der Kundmachung der nad dem Geſetze 
vom 19. April 1872, RGB. Nr. 60, anſpruchsberechtigten Unter» 
offizieren vorbehaltenen Dienftespoften auf die Dienerſtellen aller 
Kategorien ausgedehnt werden, beziehungsmweife die fpezielle Kund⸗ 
madung der einzelnen Dienftespoften unterlaffen werden darf, 
wenn infolge der in dem bezogenen 5. o. Erlaffe erwähnten 
fumulativen Konfturdverlautbarung eine genügende Anzahl von 
Borgemerlten zur Beſetzung der nad und nah in Erledigung 
fommenden Pienerftellen vorhanden ift. (HM. 22. Mai 1880, 
3. 14.095, CB. 1880: 65.) 

8 11. Die Behörden, Amter, Anftalten und Unter» 
nehmungen, denen dad Recht der Verleihung vorbehaltener 
Dienftpoften oder folher Beamten-, beziehungsweiſe Wach— 
mannöftellen, vüdjichtlih welcher den anjpruchsberechtigten 
Unteroffizieren der Vorzug eingeräumt ift, zufteht, find ver- 
pflichtet, Vormerfungen über die bei ihnen eingelangten Be— 
werbungen um jolche Tünftig erſt frei werdende Dienftitellen 
zu führen, um jedem Bewerber eine Bejtätigung über Die 
eingebrachte Bewerbung, welche die Zahl der für diejelbe 
Stelle früher vorgemerkten Bewerber enthalten muß, aus— 
zufertigen. 

Die Verzeichniffe der nad dem Geſetze vom 19. April 1872, 
RGB. Nr. 60, an anfpruchsberechtigte Unteroffiziere erfolgten 
Bertififate, welche ihre Gültigkeit verloren haben, find den Bahn- 
verwaltungen behufs Nichtigftellung der im 8 11 de3 erwähnten 
Geſetzes vorgefchriebenen Vormerkungen im Sinne de3 Artikels 12 
der Minifterialverordnung vom 12. Juli 1872, RGB. Nr. 98, 
nicht mehr auf fchriftlihem Wege, fondern durch Veröffentlihung 
im „Bentralblatt für Eifenbahnen und PDampffchiffahrt“ bekannt 
zu geben. (HM. 30. Mai 1881, 8. 2462, CB. 1881: 73.) 


8 12. Seder Bewerber muß nebjt dem Bertififate über 
den erlangten Anspruch ($ 7) auch die Förperliche Eignung 
und die befonderen Erforderniffe für den angeftrebten Dienft» 
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poſten nachweiſen und die Staatsbürgerſchaft in den im 
Reichsrate vertretenen Königreichen und Ländern beſitzen. 


8 138. Die vorbehaltenen Dienſtpoſten ($ 4) dürfen 
nur an anfpruch3beredhtigte Unteroffiziere (88 1 und 2) ver- 
liehen werben, es wäre denn, daß ſich ein anſpruchsberechtigter 
und für den betreffenden Dienſtpoſten geeigneter Bewerber 
nicht gemeldet hat. 


Die Auswahl unter den Anſpruchsberechtigten iſt un- 
beſchränkt. 

Bei ſonſt gleichen Verhältniſſen iſt vor allem auf die in 
Lebensjahren älteſten Anſpruchsberechtigten uns insbeſonders auf 
jene nach Möglichkeit Rückſicht zu nehmen, melde fi) der Grenze 
des feſtgeſetzten Mazimalalters nähern. (HM. 4. September 1874, 

8. 28.370, CB. 1874: 108.) 

Über die Form ber abweiälichen Erledigung von ao mpeteng- 

gefuchen vgl. Min. Vog. 27. Jänner 1882, RGB. 


8 14. Die vorbehaltenen Dienftpoften find an hie An- 
ftellung3berechtigten in der Regel nur. in der eriten An— 
ftellungaftufe zu verleihen. 


8 15. Jedem Anſpruchsberechtigten fteht das Necht der 
Beichtwerbeführung zu, wenn ein vorbehaltener Pienftpoften 
oder eine Beamten- oder Wachmannzitelle, rückſichtlich welcher 
den anfpruch3beredhtigten Unteroffizieren der Vorzug einge» 
räumt ift, gegen die Beitimmungen dieſes Geſetzes verliehen 
worden ilt. 


8 16. Wird ein vorbehaltener Dienftpoften an jeman- 
den, der den gefeßlichen Anfpruch nicht erlangt hat, verliehen, 
ohne daß die im $ 13 vorgejehene Ausnahme vorhanden 
ift, oder wird eine der im 8 5 bezeichneten Beamten- oder 
Wahmannzftellen mit Außerachtlaſſung des den anſpruchs— 
berechtigten Unteroffizieren gejeglih eingeräumten VBorzuges 
bejeßt, jo Hat das Minifterium, welchem die verleihende 
Behörde, Anftalt oder Unternehmung unterfteht, dieſe Dienft- 
verleihung als ungültig zu erklären und Die Entlaſſung 
de3 Angeftellten zu verfügen; ausgenommen den Fall, daß 
vom Tage der gejebwidrig erfolgten Anftellung bis zu dem 
Beitpunfte, wo das betreffende Minifterium, in welcher Weije 
immer hiervon Kenntnis erlangt, ſchon ein Jahr verftrichen ift. 


Gegen die im $ 4, lit. b) genannten Unternehmungen 
ift auch dann, wenn die Pienftverleihung wegen Ablauf der 
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Zeit nicht al3 ungültig erflärt werden Tann, für jede gegen 
die Vorſchrift dieſes Geſetzes erfolgte Dienftverleihung eine 
Geldftrafe von einhundert Gulden bis fünfhundert Gulden 
öfterreihifcher Währung, welche in den Armenfonds des Ortes, 
wo die Unternehmung ihren Sitz hat, einfließen foll, zu 
verhängen. 

8 17. Der Verluſt oder da3 Erlöſchen des Anfpruches 
auf vorbehaltene Dienftpoften oder des Vorzuges bei Ber- 
leihung von Beamten» und Wachmannsſtellen tritt ein: 

a) durch freiwillige Verzichtleiftung;; 

b) durch eine Verurteilung, mit welcher kraft des Geſetzes 
der PVerluft von Staatd- und Öffentlichen Amtern ver- 
bunden ift; 

c) mit Zurüdlegung des fünfundvierzigften Lebensjahres 
rückſichtlich jener Dienftpoften, für welche der Gehalt 
ganz oder teilweife aus Staatsmitteln bezahlt wird; 

d) mit Zurüdlegung des fiebenunddreißigften Lebensjahres 
rückſichtlich aller übrigen nicht vom Staate bezahlten 
Dienftpoften. 

Das Erlöfchen des Anfpruches ift in dem Evidenzregifter 
(8 7) erfichtlih zu machen und da3 ausgeſtellte Zertififat 
ift einzuziehen. 

Bei teilmeifer Erlöfhung des Anfprucdhes (lit. d) ift 
dies im Sertififate und im Evidenzhaltungsregifter erfichtlich 
zu machen. 

8 18. Die Bertififate für anfpruchsberechtigte Perfonen, 
deren Geſuche um Berleihung der vorbehaltenen Dienitpoften 
oder der im 8 5 bezeichneten Beamten- und Wachmanns⸗ 
ftellen und die Geſuche um Vormerkung genießen, fowie die 
Beilagen ſolcher Berleihungd- oder Vormerkungsgeſuche, die 
Befreiung von Gtempelgebühren. 


8 19. Bei Verleihung von Konzeflionen zu Eifenbahn- 
und Dampfichiffahrtsunternehmungen, welche für den öffent- 
fihen Verkehr beftimmt find, ift au) dann, wenn fie vom 
Staate nicht garantiert oder jubventioniert werden, die Unter- 
werfung diefer Unternehmungen unter bie Beftimmung biefe3 
Geſetzes in den Konzeſſionsurkunden auszusprechen. 

8 20. Die Faijerlide Verordnung vom 19. Dezember 
1853, RGB. Nr. 266, tritt außer Kraft, jedoch bleiben die 
auf Grund derjelben bereit? erlangten Anſprüche aufrecht 
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und ſind die Berechtigten von Amts wegen mit dem im 87 
vorgeſchriebenen Zertifikate zu beteilen. 


8 21. Mit dem Vollzuge dieſes Geſetzes iſt der Miniſter 
für Landesverteidigung im Einvernehmen mit den übrigen 
beteiligten Zentralſtellen beauftragt. *) 


D. Berwendung von Franen im Eijenbahndienit. 


Für die Verwendung und den Dienft von rauen bei ber 
Bahnaufficht Haben von nun an folgende Grundfäge zu gelten: 


1. Sene Frauen, welche mit ber Wusübung einzelner, ſonſt 
nur dem Bahnwächter obliegender Funktionen betraut werden follen, 
müffen die für ihre Dienitleiftung erforderliche Qualifikation be» 
figen, und 

2. darf ber Frauendienſt keineswegs den männlichen voll- 
kommen erfeßen, fondern ift mit Rückſicht auf lokale Berhältniffe, 
auf Tageszeit und auf die Intenſität des Verkehrs mehr oder 
weniger zu beſchränken. 

ad 1. Die zum Bahndienfte zu verwendenden Frauen müfjen 
geiftig und körperlich geeignet und nad Erfordernis des Leſens 
und Schreibens Fundig fein; fie müfjen durch Prüfungen für die 
ihnen zu übertragenden Pienftleiftungen al3 vollkommen befähigt 
erlannt worden fein unb find, wenn ihnen der Dienft zur jelb- 
ftändigen Ausübung übertragen ift, für diefen verantwortlich. 

ad 2. Die Frauen dürfen wohl felbftändig zum Schranken⸗ 
und zum gefamten Signaldienfte, in der Regel jedoch nicht zum 
Stredendienfte verwendet merben. 

Ausnahmsmeife kann befähigten Frauen, nad) Maßgabe ber 
lokalen Berhältniffe auch die Stredenrevifion im Sinne der bahn⸗ 
polizeilichen vor tiften übertragen und können biefelben zur Be- 
förderung der Laufzettel verwendet werden. 


Der Dienft der Grauen Tann in den regelmäßigen Fällen 
in vierfacher Richtung ftattfinden: 

a) Der Bahnwächter wird buch eine Frau rüdjichtlih bes 
Schranken⸗ und Signaldienftes fubftituiert, um dem Wächter 
während der Dauer der Subftituierung bie nötige Ruhe zu 
ſchaffen. 

b) Die Frau leiſtet nebſt dem Wächter gleichzeitig und regel⸗ 
mäßig den Dienft, und zwar: ber Wächter den gejamten BDienft 
auf dem als wichtiger erachteten Standorte, die Frau jedoch 
den Schranten- und Gignaldienft auf einem vom Wächterhaufe 
nicht zu weit entfernten zweiten Standorte. 


*) Bol. die Durchführungsverordnung vom 12. Juli 1872, RGB. 
Kr. 98, geändert durch Vog. vom 31. Auguft 1891, RGB. Nr. 131. 
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c) Die Frau verfieht während ber bienftlichen Abweſenheit de3 
Wächters und in unvorhergefehenen Fällen den Schranten- 
und Signaldienft. 

d) Frauen von in der Nähe ber Bahn wohnenden Bartie- 
führern oder Arbeitern verfehen den Schranten- und Signal 
dienft, während der Stredendienft durch die eigentliden Bahn- 
mächter oder durch befondere Stredenwächter beforgt wird. 
In diefem Falle ift der Frauendienft tunlichit auf die Tages- 
zeit zu befchränfen, und hat zur Nachtzeit die Subftituierung 
der Frauen durch Männer einzutreten. 

Die regelmäßige Dienftleiftung der Frauen ift in jedem ber 
vier Kalle auf normale Berhältniffe zu beichränten. 

Für bie zum Dienfte derangezogenen Frauen gelten in bezug 
auf Ruhezeit dieferben Beftimmungen, al3 wie ſolche für Bahn⸗ 
wächter beftehen. 


Die Genehmigung für bie auf einer Bahn in Anmwenbung 
zu kommende Art des Frauendienftes erfolgt von Fall zu Fall 
feitens ber Generalinfpektion ber Öfterzeichtiehen | Eijenbahnen. (HM. 
30. Auguft 1884, 8. 29.762, CB. 1884: 109.) 


An Erledigung der Eingabe vom 24. Dezember wirb ber 
Antrag der Direltorentonferenz vom 11. Dezember 1884, als ein- 
heitliches Dienftabzeichen für die bei der Bahnaufficht verwendeten 
Frauensperſonen eine gelbe Armbinde mit einem fliegenden Rade 
in ſchwarzer Sarbe zu beflimmen, geneimigend 3 zur Kenntnis ge- 
nommen. (HM. 29. Dezember 1884, 3. 4 „CB. 1885:3.) 

Sn bem Yanbelöminifterialerkaffe ham So Auguft 1884, 
8. 239.762, CB. 1884, ©. 1269, betreffend die Verwendung von 
Frauen bei ber Bahnaufficht, iR ad 1 die Beftimmung enthalten, 
daß die Frauen durch Abnahme einer Angelobung zur gewiſſen⸗ 
haften Erfüllung der dienftlicden Obliegenheiten zu verpflichten 
find. Antäßlih einer fpeziellen Anfrage nun, von wem dieſe 
Angelobung abzunehmen fei, hat das Handelöminifterium entfchieben, 
daß dies den betreffenden Bahnverwaltungen felbft obliege. (HM. 
4, Februar 1885, 3. 2767, CB. 1885: 20.) 


II, @zxehntion auf die Bezüge von Eifenbahn: 
bedienſteten. 


Privatbahnbedienſtete. 
Geſetz vom 29. April 1873, RGB. Nr. 68. 


8 1. Das Entgelt, welches Perſonen, die ihre Tätigkeit au3- 
ſchließlich oder vorzugsweiſe in Arbeits⸗ und Dienſtverhältniſſen 
verwenden, für die in ſolchen Verhältniſſen geleiſteten Arbeiten 
oder Dienſte beziehen (Lohn, Gehalt, Beſtallung, Honorar, Diur⸗ 
num ufw.), darf von einem Dritten nur nad) Maßgabe der 
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folgenden Beſtimmungen mit Sicherſtellungs⸗ oder Exekutionsver⸗ 
fügungen getroffen werben. 

2. Der Gehalt und die fonftigen Dienſtesbezüge ber im 
Privatdienfte dauernd angeftellten Perſonen können durch ſolche 
Verfügungen nicht getroffen werden, wenn der Gefamtbetrag 
diefer Bezüge jährlich 600 fl. öfterr. Währung nicht überfteigt. 
Als dauernd in diefem Ginne gilt da3 PDienttverhältnis, wenn 
basfeloe nad) Geſetz, Bertrag oder Gewohnheit minbeftens auf 

n Jahr beftimmt oder bei unbeftimmter Dauer für bie Auf⸗ 
Köfung eine Kündigungsfrift von mindeftend drei Monaten ein- 
zubalten ift. Überfteigt der Gefamtbetrag der jährlichen Bezüge 
600 ft. öfterr. Währung, fo kommen in Ünfehung des Überſchuſſes 
die allgemeinen Vorfchriften über die Sicheritellung und Erelu- 
tion in Anwendung. 

8 3. Ein außer dem Falle bes 8 2 gebührendes Entgelt ($ 1) 
fann durch die erwähnten Verfügungen nicht früher getroffen 
werden, als 1. die Arbeiten oder Dienſte geleiftet find, u 
2. der Tag abgelaufen ift, an welchem das Entgelt nach Geſetz, 
Vertrag oder Gewohnheit auszufolgen war. 

. Für die Anwendung dieſes Geſetzes macht es feinen 
Unterſchied, ob das Entgelt für die Arbeiten oder Dienſte in 
einer Summe Geldes oder in einem anderen Vermögensvorteile 
beſteht, und ob es nach Zeit oder Stück berechnet wird. Bei 
der Ermittlung der als Entgelt zu behandelnden Summe iſt ‘ber 
Betrag, welcher etwa für Materialien und für den Erſatz ber 
Auslagen geübt, audzufcheiden und abzufchlagen.*) 

Beftimmungen der 88 2 und 3 können durch Ber- 
trag naher "auägefchloffen noch beſchränkt werden. Soweit bie 
Sicerftellung und Exekution nad) den Beftimmungen ber 88 2 und 3 
unzuläffig oder anfechtbar ift, ift auch jede Verfügung durch Zeſſion, 
Anweifung, Verpfändung oder durch ein anderes Rechtsgeſchäft 
ohne rechtliche Wirkung, wenn die Verfügung vor dem Tage, an 
welchem das Entgelt auszufolgen war, oder an dieſem Tage vor 
deffen wirklicher Ausfolgung getroffen wurde. 

7. Die Beftimmungen dieſes Gefeged finden feine Anwen⸗ 
dung: 1. auf die Gehalte und fonftigen Dienſtesbezüge der Hofe, 
Staatd-, Landed- und öffentlichen Fondsbeamten und Diener, der 
Angehörigen der bewaffneten Macht, fowie überhaupt auf folche 
Gehalte und Dienſtesbezüge, welche zufolge bejonderer gefeglicher 


*) Die Meilengelder der Lofomotivführer find von der Erefu- 
tiondführung befreit. Die Bahngeſellſchaften find jederzeit berechtigt, 
eine gefeglihe Erekution auf Bezüge ihrer Bedienfteten anzufechten. 
(D6H. 15. Dftober 1895, 3. 11.949, BB. 1896: 33.) 

Meilengelder ber Eifenbahnbedienfteten find al3 onerofe Be- 
züge im Sinne de3 Geſetzes vom 29. April 1873, RGB. Nr. 68, 
Ei sand der Erekutionsführung. (DOCH. 16. Juli 1896, 

. 8127. 
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Beſtimmungen gar nicht oder nur teilweife mit Verbot oder Exeku⸗ 
tion getroffen werden können; 2. auf die Sicherftellung und exeku⸗ 
tive Einbringung: a) der Steuern und öffentlichen Abgaben mit 
Snbegriff der zu Zwecken ber öffentliden Berwaltung ausge» 
jöriebenen Zufhläge und der Bermögensübertragungsgebühren; 
) ber auf dem Gefebe beruhenden Anſprüche auf Ceihung des 
Unterhaltes; c) der Forderungen, welche die auf Grund ber. 
Gewerbeordnung errichteten Unterftügungd- und Krankenkaſſen an 
ihre Teilnehmer zu ftellen haben. 


Staatseiſenbahnbedienſtete. 
Geſetz vom 21. April 1882, RGB. 123. 


8 1. Bon ſtändigen Dienſtesbezügen, wie Gehalt, Gage, Warte- 
gebühren, Perſonal⸗, Alters, Funktions⸗, Altivitätszulagen und 
anderen gleichartigen Bezügen der im Dienfte ded Hofes, des 
Staates, eine3 Landes, eined Bezirkes, einer Gemeinde, eines 
öffentliden Fonds ftehenden Beamten und Diener, fowie ber 
Seelforger ber gejeglih anerlannten Kirchen und Religionögefell- 
jöaten, dann von Einkünften aus geiftlihen Pfründen, unterliegt 

r Erekution nur ein Drittel und auch dieſes mit der Ber 
fchränkung, daß dem Exekuten von ber Gefamtfumme diefer Bezüge 
ein Sahresbezug von 800 fl. frei bleiben muß. Im Falle einer 
Erehution auf Leiftung des aus dem Geſetze gebührenden Unter- 
halts unterliegt aber die Erefution nur der Beſchränkung, daß 
dem Exekuten ein Jahresbezug von 300 fl. frei bleiben muß. 

8 2. Von NRuhegenüffen der im $ 1 bezeichneten Perfonen, 
wozu auch Defizientengehalte, Gnadengehalte, Perfonalzulagen und 
andere gleichartige Genüffe gehören, dann von den ben Vätern 
oder den Kindern einer ſolchen Perfon verliehenen Bezüge unter- 
liegt der Exekution nur ein Prittel und auch diefeg mit der 
Beihränkung, daß dem Ereluten von der Geſamtſumme dieſer 
Bezüge ein Yahresbezug von 500 fi. frei bleiben muß. Bon einer 
Abfertigung kann nur ein Drittel, und zwar infoweit in Erelution 
gezogen werden, al3 dem Exekuten der Betrag von 500 ff. frei 
bleiben muß. 

Wegen eined Anſpruches auf Leiftung des aus dem Geſetze 
gebührenden Unterhaltes Tann jedoch auf diefe Bezüge ohne Be- 
ſchränkung Erefution geführt werben. 

8 3. Der Erelution gänzlich entzogen und auch bei Berechnung 
de3 der Erelution unterfiegenden Teiles der Bezüge nicht in 
Anſchlag zu bringen find alle anderweitigen Bezüge ber in ben 
88 1 und 2 erwähnten Perjonen, indbefondere die zur Beftreitung 
eine im öffentlichen Dienfte zu machenden Aufwandes bejtimmten 
Geld» und Naturalgebühren, ferner Diurnen, Löhnungen, Mann- 
Kaftsgehühren, Verpflegsgebühren der Invaliden, Zulagen ber 

erwundeten, mit dem Beſitze der Tapferleitmebaillen verbundene 
Gebühren und die der Familie einer im $ 1 bezeichneten Per- 
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jonen als Kondukt oder Sterbequartal oder aus einem gleicjartigen 
itel angemwiefene Gebühr. 

Auf Duartiergelder (Quartieräquivalente) kann nur wegen 
des Mietzinfes Erelution geführt werden. Bei der Berechnung 
des der Erefution unterliegenden Teiles der Dienftesbezüge find 
Dnartiergelder (Duartiergeldäquivalente) nit in Anſchlag zu 
bringen. 


8 6. Die in den vorſtehenden Paragraphen bezeichneten Be- 
züge können, foweit fie der Erelution entzogen find, auch nicht 
durch Sicherungömaßregeln getroffen werben. 

8 7. Die Anwendung der 88 1 bi3 6 kann durch ein zwifchen 
bem Erelutiondführer und dem Exekuten getroffenes überein- 
kommen weder ausgeſchloſſen noch beſchränkt werben. 


Jede den Beftimmungen diefer Paragraphen widerſprechende 
Verfügung durch Zeffion, Anmweifung, Verpfändung oder dur ein 
anderes Nechtsgefhäft find ohne rechtliche Wirkung. 
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III. &Konfeguenzen der ößentlih rechtlichen Stellung der 
Gilenbahnbedienkeien. 


A. Uniformierung. 


1. Uniformierung der zum Reſſort des Eifenbahn: 
minifteriums gehörigen Staatsbeamten. 


Verordunng des Eifenbahnminifterinmd vom 30. Juli 1896, 
BB, Nr, 86, 


Auf Grund Alferhächfter Ermädtigung vom 29. Juli 1896 
wird mit Bezug auf den 8 5 der Verordnung des Gejfamtmini- 
fterium3 vom 20, Oktober 1889 (NGB. Nr. 176) als Farbe für 
den Uniformtragen und für die Armelauffchläge, beziehungsweiſe 
für die an den Uniformen anzubringenden Bafjepoil® und die 
Parolis am Mantelfra ber dem Neflort bed Ei babnıinie 
fteriums angehörigen Staatsbeamten Drangegelb feſtgeſetzt, und 
haben diefe Uniformen aut Unterfcheibung von ben gleichjall3 bie 
orangegelbe Egalifierungsfarbe tragenden Uniformen ber Beamten 
des Handelsreſſorts folgende bejondere Merkmale zu erhalten: 


Auf dem Stehlragen der Galauniform der Beamten von ber 
VII. Rangsklaſſe aufwärts ift beiderfeit3 neben ben Diftinktiong- 
rofetten ein in ber Farbe der Iebteren, d. i. in Gilber, und 
auf dem Umlegkragen des Rockes ber Dienftuniform aller Beamten 
beiberfeit3 ein in Gold gefticdte3 einfeitiges Flugrad, weiterd auf 
der GStirnfeite der Kappe am unteren Teile der Schlinge, an 
Stelle des Meinen vergoldeten Adlerknopfes, ein Meines Doppel- 
feitige3 goldene Metallflugrad anzubringen. Enbli wird bie an 
der rechten Seite des Hutes befindliche Hutfchlinge, an Stelle 
des bisher verwendeten Uniformfnopfes, mit einem in Gold ge- 
ftidten Doppelfeitigen Flugrad befeftigt. 

Auf Grund derſelben Allerhöchſten Ermächtigung wird weiters 
geftattet, baß diefe Beamten fi im internen Dienfte, das ift 
zum SRanzleigebrauche und innerhalb ber Bahnhofräume, ftatt bes 
Dienftunfjormrodes einer Unif Iormbiufe aud dunkelgrünem Tuche 
mit auf dem GStehlragen ang: brachten Paroli3 aus orangegelbem 
Samt bedienen dürfen. Für Beamte der XI. bis int, IX. Rangs⸗ 
Haffe find auf den Parolis nebft dem in Gold geftidten ein» 
feitigen Flügelrade 1 bis 3 Diftinktionsrofetten aus Gold anzu- 
bringen und bei den Beamten von der VII. Rangsklaſſe auf- 
wärt3 die für die GSalauniform vorgejchriebenen Diltinttinndabe 

zeichen famt dem in Silber geftidten "lin elrade auf den Barolis 
Sicht; zu machen. 
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2. Uniformierung der Eiſenbahnbedienſteten. 


Verordnung des Eiſeubahnminiſterinms vom 16, Juli 1897, 
3. 9556/1 RGB. Nr. 176, 


womit eine Vorfchrift über die Uniformierung a) der Beamten 

und Beamtenajpiranten, b) der Unterbeamten und Aushilfe- 

unterbeamten (Unterbeamten-Gtellvertreter) jowie c) der 
Diener der Staat- und Privateifenbahnen erlaffen wird. 


Auf Grund Allerhöchſter Ermächtigung vom 14. Juni 1897 

wird die nachſtehende Vorfchrift über die Uniformierung 
s der Beamten und Beamtenafpiranten, 
b) der Unterbeamten und Aushilfsunterbeamten  (Unterbeamten- 

Rellvertreter), fowie 

c) der Diener 
der Staats» und Privateifenbahnen erlaffen. 

Demgemäß treten für die ad a), b) und c) bezeichneten 
Bedienfteten nad) Maßgabe diefer Vorfchrift die Beſtimmungen der 
zufolge Allerhöchſter tfchließung vom 29. Auguft 1891 mit 
Verordnung des Handelöminifteriums vom 30. September 1891, 
RGB. Nr. 149, kundgemachten bisherigen Uniformierungsvorſchrift 
außer Kraft. 


Vorſchrift über die Uniform a) der Beamten und 

Beamtenafpiranten, b) der Unterbeamten und Aushilfs- 

unterbeamten (Unterbeamten-Stellvertreter) jowie c) der 
Diener der Staats: und Privateifenbahnen, 


I. Allgemeine Seflimmungen. 


8 1. Den Beamten und Beamtenafpiranten, den Unterbeamten 
und Aushilfsunterbeamten (Unterbeamtenftellvertretern) ſowie den 
Dienern der Staat und Privateifenbahnen ift in und außer 
dem Dienfte, insbefondere bei feierlichen Gelegenheiten und bienft- 
hat Borftellungen, das Tragen eines Ehrenkleides, einer Uniform 
geſtattet. 

Inſofern dieſelben mit dem Publikum im ausübenden Dienſte 
in Berührung kommen, ſind ſie im Dienſte zum Tragen der Uniform 
verpflichtet.*) 

*) Infolge einer anher geftellten Anfrage fieht ſich das Eifen- 
bahııminifterium veranlaßt, belanntzugeben, daß nach Unalogie der 
für das Tragen der GStaat3beamtenuniform beftehenden Vorſchriften 
den im Ruheſtande befindlichen Eifenbahnbedienfteten geftattet ift, 
die ihrem Range entfprechende Eifenbahnuniform (und zwar die 
Salauniform) bei feierlichen Anläſſen zu tragen. Außerhalb feierlicher 
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8 2. Die Uniform der Beamten ift nach acht, die Uniform 
der Unterbeamten nah drei Uniformflaffen, die Uniform ber 
Beamtenafpiranten und Aushilfsunterbeamten (Unterbeamtenftell- 
vertreter) nad je einer Uniformklaſſe und die Uniform der Diener 
endfih nad vier Uniformflaffen feitgejebt. 

Für die erften fünf —— der Beamten wird nebſt 
der vorgeſchriebenen Dienſtuniform zum Gebrauche bei feierlichen 
Gelegenheiten und dienſtlichen Vorſtellungen noch eine beſondere 
Galauniform eingeführt. 

Die Beamten der ſechſten bis achten Uniformklaſſe erſcheinen 
in Gala mit dem für die Dienſtuniform vorgeſchriebenen zuge⸗ 
woptten Rocke und zugehörigen Beinkleide ſowie mit Hut und 

egen 

Außerdem darf der Hut zur Dienſtuniform, und zwar von 
den Beamten aller Uniformklaſſen, bei öffentlichen Anläſſen ge⸗ 
tragen werden; zum gewöhnlichen Gebrauche jedoch iſt die Kappe 
zu verwenden. 

Der Degen wird bei der gewöhnlichen Ausübung des exeku⸗ 
tiven Eifenbahndienfted, feierlihe Empfänge ausgenommen, ſowie 
beim internen Bureaudienfte nicht getragen. 

Die bei feierlichen Unläffen zur Führung, beziehungsmweife 
Begleitung des betreffenden Zuges beftimmten Beamten find nad) 
Beendigung des eventuellen Empfanges für die Dauer der Fahıt 
jernft von dem Tragen des Degens auch in Galauniform ent» 

nden. 

Ullen Bedienfteten der Staat3- und. Privateifenbahnen ift im 
Winter und bei Negenwetter im gewöhnlichen Dienjte ſowie außer 
Dienft geftattet, über den Beinkleidern bis an die nie reichende 
Stiefel zu tragen. Bei feierlihen Anläffen und dienſtlichen Vor⸗ 
fellungen ift da3 Tragen der Stiefel liber den Beinfleidern jedoch 
verboten. 

83. Auf den Uniforminöpfen der bei den Staatseifenbahnen 
angeftellten Beamten, Unterbeamten und Diener ift der kaiferliche 
Doppeladler geprägt (Adlerknöpfe). 


Anläffe find i im Ruheſtande befindliche Eijenbahnbdedienftete zum Tragen 
der Eifenbahnuniform nicht berechtigt. 

Hiervon find fämtliche aktiven und in Ruheſtand befindlichen Be- 
dienfteten der en Verwaltung in entfprejenber Weiſe zu ver⸗ 
ſtändigen. (EM. 26. Auguſt 1899, 

Aufofge Allerhöchſter entichfiegung re v Eijenbahnminifter er- 
mädtigt worden, die Unternehmungen von Kleinbahnen (Tertiär- 
bahnen) bon der Anmwendung ber Beltimmungen der Eifenbahn- 
uniformierungsvorſchrift vom 16. Auli 1897, RGB. Nr. 176, 
loszuzählen und das Dienftkleid oder Dienftabzeichen, welches bie 
Bedienfteten derartiger Bahnen im ausübenden Dienfte im Verkehr 
mit dem Publikum zu tragen haben, fallweife zu beltimmen, (EM. 
13. Februar 1900, 3. 50.589 ex 1899, RGB. Nr. 
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Ebenſo iſt auf dem Mittelſchilde der Hutroſe für dieſe 
Beamten ein Doppeladler geſtickt. 

Auf den Uniformknöpfen, Hut⸗ und Kappenroſen für die bei 
den Privateiſenbahnen angeſtellten Beamten, Unterbeamten und 
Diener wird das Merkmal der Firma ber betreffenden Unter- 
nehmung angebradjt, bdeifen Beitimmung der Genehmigung bes 
k. k. Eifenbahnminifteriums unterliegt. 

Die Einreihung ber bei den Gtaatseifenbahnen angefteliten 
Beamten, Unterbeamten und Diener in die betreffenden Uniform⸗ 
Haffen beftimmt ber Eifenbahnminifter. 

Die analoge Einreihung der bei den Brivateifenbahnen an⸗ 
geitellten Beamten, Unterbeamten und Diener erfolgt über Bor- 
—— ber betreffenden Verwaltung durch das ET. Eiſenbahn⸗ 
miniſterium. 

8 4. Späteſtens binnen drei Jahren, vom Tage ber Kund- 
madung dieſer Vorſchrift an gerechnet, haben diejenigen Beamten, 
auf welche diefelbe Anwendung findet, und welche im erefutiven 
Dienfte verwendet werden, mit der ber neuen Borfchrift ent- 
prechend geänderten Uniform verjehen zu fein. 


Nah Ablauf diefer Friſt ift den Beamten das Tragen von 
FR älteren Vorſchrift entfprecdenden Uniformen nicht mehr ge- 
attet. 


Sn Unfehung feitens der Bahnverwaltungen von Dienftes 
wegen mit Uniformen beteilten Unterbeamten und Diener Hat 
der Übergang zur neuen Uniformierung allmählich nah Maßgabe 
des Ablaufens der inftruftiondgemäßen Tragdauer jener Uniformen, 
mit welchen fie im Beitpuntte der Kundmachung biefer Borfchrift 
beteilt find, und zwar bergeftalt flattzufinden, daß ein gleich- 
zeitige8 Tragen von Uniformftüden der älteren und folchen ber 
neuen Vorſchrift bei einem und demfelben Bedienfteten tunlichit 
vermieden bleibt. 


Neue Privat-Eifenbahnunternehmungen, welche nad 8 2 der 
Eifenbahnbetriebaordnung vom 16. November 1851, RGB. Nr. 1 
ex 1852, die Bewilligung zur Eröffnung des Betriebes ber Bahn 
anfuchen, haben mie bisher der betreffenden Kommiffion, melde 
die Betriebsfähigkeit der Bahn zu erheben hat, den Nachweis zu 
liefern, daß die Einreihung der Bedienfteten in die einzelnen 
Uniformflaffen vom k. k. Eifenbahnminifterium genehmigt worden 
und das Perfonale mit der vorgefchriebenen Uniform verfehen fei. 

85. Der Gruß ift in Uniform nad) militärischer Art durch 
Erheben ber rechten Hand und Berühren des unteren Bandes 
des Hutes, beziehungsmweife des Kappenfchirmes zu leiften. 

Bezüglich des Tragens von Trauerabzeihen in Uniform 
gelten auch für die bei den GStaatd- und Privateifenbahnen 
angeftellten Beamten bie für die k. k. Staatsbeamten beitehenden 
Vorſchriften. | 
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II. Aeſchreiſung der Uniform der Yeamten. 


A. Salauniform. 


86. Der Uniformrod*) ift für alle Mlaffen, für welche eine 
bejondere Galauniform vorgefhrieben ift, von feinem, dunkel⸗ 
blauem (franzblauem) Tuche mit Stehkragen und Aufſchlägen aus 
ſchwarzem Samt und Yutter aus ſchwarzem, glattem ©eibenftoffe. 

Der Stehfragen, mit Vollauffhlag aus ſchwarzem Samt bededt, 
ift mit dunkelblauem Tuche gefüttert und hat eine einfache Ein- 
lage aus GSteifleinwand, wodurch er in feiner Form, jedoch weich 
erhalten wird. 

Die Höhe desselben ift für alle Klaffen gleihmäßig 4 cm, 
und ift der Kragen vorne in der Diagonale von 1'3 cm mäßig 
abgerundet. 

Der Oberleib reicht bis an die Hüften und wird mit zwei 
Snopfreihen, jede mit fieben vergoldeten Knöpfen, gejchlojjen. 
Der oberfte Knopf iſt 13 cm vom Kragenanſatze entfernt, der 
unterfte an ber Taillennaht derart angejeßt, daß bei zugelnöpftem 
Node die beiden oberften Knöpfe 10°5 cm, bie beiden unterften 
9:5 cm voneinander abftehen. Die Schöße find an den vorderen 
Enden abgerundet und reichen bei natürlich herabhängenden Armen 
in ber Länge bis am die Spite des ausgeftredten Mittelfingers. 
Diefelben liegen vorne in der Breite der beiden Knopfreihen 
und rüdwärts in der unteren Breite des Nüdenteiles übereinander. 

In der Linie ber beiben Rüdennähte ift in beiden Schößen 
je eine jenfrechte Falte gelegt und dort, wo dieſe Falten mit 
ben Müdennähten zujammenftoßen, je ein großer Knopf angejept. 
Bon biejen Taillefnöpfen herab ift in beiden Schopfalten je eine 
Taſche ein ngeiänitten und mit Doppelt ausgejchweiften, mit je zwei 
weiteren öpfen verjehenen Platten bebedt. 

Die Armel find beim Handgelenke beiläufig 10°5 cm lang 
geichligt und mit einem 6°5 cm breiten Wuffchlage aus ſchwarzem 
Samt bejegt, deſſen obere Ede mäßig abgerundet ift. 

Der Schlitz wird mit einem am unteren Wrmelteile ange- 
brachten Heinen Knopfe und mit bem im oberen rmelteile be- 
findlichen ancye geſchloſſen. Längs ber Ränder des Rockes, 
dann an der Naht des Kragens und am oberen Rande des Armel⸗ 
auffchlages Läuft ein Vorftoß (Paffepoil) von orangegelbem Tuche. 

Auf den Knö öpfen find die Erkennungsmerkmale der betreifen- 
den Bahn geprä ap. 

87. Das Galabeinkleid ift für Diejenigen Klaſſen, für welche 
eine befondere Galauniform vorgefchrieben ift, aus bemfelben 
bunfelblauen, feinen Tuche, wie der Uniformrod. 

8 8. Die PDiltinktionszeichen auf ber Galauniform beitehen für 
die Beamten ſowohl der Staats⸗ als auch der Privateiſenbahn in 

*) Die einzelnen Uniformſtücke ſind in dem am 1. Auguſt 1897 
auögegebenen LXXI. Stück des Reichsgeſetzblattes bildlich dargeſtellt. 
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Roſetten auf dem Kragen, dann in Goldborten auf dem Kragen 
und ben Urmelauffchlägen, fowie auf der äußeren Seitennaht ber 
Beinkleider, und zwar find außgeftattet: 

a) die fünfte Uniformklaffe mit einer 3°3 cm breiten Goldborte 
und einer filbernen Rofette am Kragen, einer 3°3 cm breiten 
Borte am Armelauffchlage und einer 2°6 cm breiten Borte 
an der äußeren Geitennaht des Beinkleides; 

b) die vierte Uniformklaſſe mit derjelben Diſtinktion durch Borten 
wie die fünfte Uniformklaſſe und zwei filbernen NRofetten 
am Kragen; 

c) bie dritte Uniformklaſſe mit derfelben Diftinktion durch Borten 
wie die vierte und fünfte Uniformflaffe und drei filbernen 
Nofetten am Kragen; 

d) die zweite Uniformllaffe mit einer 3°3 cm breiten Borte 
und einer filbernen Roſette am Kragen, einer 5'3 cm breiten 
Borte am Armelauffchlage und je zwei 2°6 cm breiten, durch 
einen orangegelben Vorſtoß (Bafjepoil) getrennten Borten an 
der äußeren Seitennaht des Beinkleides; 

e) die erfte Uniformklaffe mit derfelben Piftinktion buch Borten 
wie die zweite Uniformflafje und zwei filbernen Roſetten am 

tagen. 

Die Rofetten haben 17 cm im Burchmeffer, find in Silber 
geftidt oder aus Silber gepreßt. 

Neben den Roſetten befindet fich beiderfeit3 am Kragen des 
Uniformrodes aller fünf Uniformkflaffen ein in Silber geftidtes, 
einfeitige® Flugrad. 

8 9. Der Hut von ſchwarzem Filze ift mit einem ſchwarzen, 
gewäfjerten Seidenbande an den Rändern eingefaßt und rechts 
mit einer ſchwarzen Kokarde verfehen. 

Die mit einem in Gold geftidten geflügelten Nade an der 
rechten Seite befeftigte Hutſchlinge wird bei ber erften bis fünften 
Uniformllaffe von ſechs Neihen goldener Bouillond, deren zwei 
mittlere verflochten find, in ber fechiten bis achten Uniformklaſſe 
Dagegen von einer Goldborte gebildet. In den beiden Yuteden 
liegen Roſen von goldenen Bouillond, mit einem Mitteljchilde 
aus orangegelbem Samt, worauf die Erlennungsmerkmale der 
Bahn in Gold geftidt find. 

8 10. Als Seitengewehr dient ein Degen, deſſen Gefäß und 
Sceidenmontierung aus vergolbetem Metalle nad) Mufter her- 
geftellt iſt. 

Der Degen, deſſen Stahlllinge 65 cm und defien Gefäß 
15 cm in der Länge mißt, wird an einer Hängkuppel getragen, 
weiche unterhalb des Uniformrodes, beziehungsmweife ber Weite 
derart um den Leib zu jchnaflen ift, baß der vordere Trag- 
riemen längs des Linken Oberſchenkels herabhängt. 

Die Degenkuppel beiteht aus dem Leibriemen aus braunem 
Blankleder, den beiden Tragriemen aus rotem Saffianleder und 
deren Schnallenftüden. 
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Bon den Tragriemen ift der vordere 29 cm, der hintere 
46 cm lang, beide find 2°8 cm breit und an ihrer Außenſeite 
mit einer 2°3 cm breiten goldenen, in der Mitte mit einem 
Ihwarzen Faden durchwirkten Borte befegt und an ihrem Ende, 
wo die Schnallenſtücke behufs Befeſtigung des Degens befinden, 
zugeſpitzt. 

An der Kuppel iſt eine 13 cm lange Kette famt Hafen 
zum Höherhängen bed Degens angebradjt. 

8 11. Der Baletot iſt aus bunlelblauem (franzblauem), 
jchwerem oder Teichterem Tuche oder Lobenftoffe, ohne Baffepoil, 
mit einer mit Schlingen ober Knöpfen zu befeftigenden Kapuze 
und einem liegenden Kragen von ſchwarzem Samt. 

Auf der Außenfeite des umgefchlagenen Teiles des Kragens 
it am vorderen Rande in der Mitte je ein Paroli aus orange- 
gelbem Tuche mit einem kleinen vergoldeten Knopfe am oberen 
Ende biefer Parolis angebradt. 

Der Baletot ift fo lang zu machen, daß ber Körper vom 
Halſe bis 10—12 cm unterhalb der Knieſcheibe vollkommen bededt 
wird, und ift mit zwei Reihen vergoldeter Knöpfe zu 6 Stüd zu 
verfehen. In der Hüftenhöhe befindet fih eine 6 cm breite, 
37 cm lange und mit zwei vergoldeten Knöpfen und zwei Knopf⸗ 
löchern verſehene Spange. 

An der linken Bruſtſeite iſt von innen eine offene und in 
der Höhe der Schlußſpange ſind zwei mit Patten bedeckte Taſchen 
angebracht. 

Auf ſämtlichen Knöpfen ſind die Erkennungsmerkmale der 
betreffenden Bahn geprägt. 

Auf den beiderfeitigen Achſeln if, 5 cm von ber oberen 
Armelnaht entfernt, eine aus einer 15 cm breiten &olbborte 
beftehende, mit einem orangegelben Vorſtoß (Bafjepoil) verfehene 
Duerjpange zum Durchziehen und Niederhalten der meiter unten, 
im 8 14, bejchriebenen Achſelklappen aufgenäht. 


8 12. Die Krawatte ift aus ſchwarzem, glattem Seibenftoffe 
mit einem PVorftoße aus meißer Leinwand. 


8 13. Die Handſchuhe find aus weißem Wafchleber. 
B. Dienftesuniform. 


8 14. Der Rod ift aus feinem, dunfelblauem (franzblauen) 
Tuche mit Futter aus glattem, ſchwarzem Geiden- und Schaf- 
mollftoffe. Die beiden Bruft-(Vorder-)Teile des Rockes liegen in 
der Bruft übereinander und bilden zwei oben in eine Spike 
zulaufende Revers. Sie haben je eine Reihe von fieben gleich 
weit voneinander entfernten vergoldeten Metallfnöpfen mit dem 
Erfennungsmerfmal der Bahn. Der oberfte Knopf ift 3 cm unter 
dem Kragenanfage und 12 cm vom Neverärande, ber untere 9 cm 
vom Reversrande angeſetzt. Im Futter des Tinten Bruftteiles ift 
eine 15 cm breite Taſche eingejegt. 


1070 Perſonalvorſchriften. 


Die Rockſchöße reichen, bei natürlich herabhängenden Armen, 
in der Länge bis an die Spitze des ausgeſtreckten Mittelfingers 
und ſind nach unten erweitert, und zwar vorne in der Breite 
der Reversteile, rückwärts in der unteren Breite des Rücken⸗ 
teiles übereinander liegend. 

Am rückwärtigen Teile ber beiden Rockſchöße befindet ſich 
in der Linie der beiden Rüdennähte je eine jenkrechte alte und 
in biefer eine Taſche, welche mit einer Ddreizadigen, beziehungs- 
weiſe doppelt gejchweiften Patte bededt ift. 

Diefe Patten find mit je drei vergoldeten Knöpfen beſetzt, 
deren je einer am oberen und unteren Ende und einer in der 
Mitte der Patte anzubringen if. 

Die Armel, nicht gefchligt, find mit einem 9 cm breiten 
Aufſchlage aus dem gleichen Tuche beſetzt. Längs der Naht zwifchen 
dem Armel und dem Wuffchlage läuft ein Paffepoil von orange» 
gelbem Tuche. An ben Aufſchlägen ift längs der rüdmwärtigen 
Naht unmittelbar oberhalb und unterhalb des orangegelben Paſſe⸗ 
poils je ein Heiner vergoldeter Knopf anzubringen. 

Der Kragen ift mit gleichem Tuche gefüttert und fo ge- 
ſchnitten, daß er, umgelegt, rüdwärt3 in der Mitte und an 
beiden vorderen, rechtwinkeligen Eden nächſt ben Reversteilen 
eine Breite von 4 cm hat. 

Als Diſtinktionszeichen befinden ſich auf beiden Achſeln des 
Nodes Achfelllappen, melde vom Nodtragenende bis Über bie 
obere Armelnaht reichen, jedoch mit dem Uniformrod nicht feft 
verbunden jind. 

Diefelben, rechtwinkelig und am oberen Ende ad) zugeſpitzt, 
find je nach der Schulterbreite 12—16 cm lang und 


für die 1. und 2. Uniformflafe. . . . . . ..610cm 
vn 8. bi8 5. BO 
und für die 6. bis 8. nniformklaſſe rennen. 460 „5 
breit. 


Die Klappen find am unteren Teile mit orangegelbem Tuche 
ganz und am oberen Teile mit bemfelben ſoweit Ihertegt, daß 
Iemttiche Kanten einen 15 mm breiten orangegelben Vorſtoß 
bilden. 


Die obere Seite ber Achfelllappe ift mit ſchwarzem Samt 
bis zum orangegelben 15 mm breiten Vorſtoße bedeckt. 

Bei ber 6. bis 8. Uniformllaffe find die Samtauffchläge 
am Rande von einem 5 mm breiten Goldbörtchen eingefaßt, 

bei der 5. bis 3. Uniformflaffe von einer 3°3 cm breiten 
Goldborte, gleich denjenigen auf dem Armelaufſchlage bed Gala- 
uniformrodes diefer Uniformllaffen, und 

bei der 2. und 1. Uniformflaffe von zwei je 2°6 cm breiten, 
parallel mit einem Zwiſchenraume bon 3 mm aufgenähten Gold- 
—5 gleich denjenigen auf dem Galabeinkleide dieſer Uniform- 
Haffe 
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dergeftalt bededt, daß der ſchwarze Samtauffhlag zwiſchen 

orangegelben Vorſtoß und der Goldborte in einer Breite 
von 15 mm fidhtbar wird. 

In ber Mitte des oberen zugefpigten Endes befindet fich ein 
Heiner vergoldeter Knopf, auf dem das Erkennungsmerkmal ber 
betreffenden Bahn geprägt ift. 

Um entgegengefegten, äußeren Ende find zur Bezeichnung 
des Nangunterfchiedes ber einzelnen Uniformklaſſen angebradt: 

bei der 8. Uniformflaffe 1 goldene Rofette, 


„on T. ” 2 " Rofetten ‚ 
nn 6. " 3 " n 
„nd „ i ſilberne Roſette 
„on 4. n 2 n Roſetten 
nu '® n 3 " D 
nn % " 1 u Rofette, 
„1. 2 n Rofetten. 


Die Rofetten der 1. und 2. Uniformklaſſen haben einen 
Durchmeffer von 25 mm, diejenigen ber übrigen Uniformklaſſen 
einen foldjen von 15 mm. 

Bur Befeftigung der Achſelklappe auf dem Uniformrode Täuft 
auf der Unterfeite der erfteren von ihrem äußeren, ber Armel- 
naht zugefehrten Ende aus eine fchmale, in einer Entfernung 
von 1 cm vom Ende der Klappe aufzunähende Zunge aus Tuch 
oder Leber, welche zunächſt durch eine Peine, am Rode unmittel- 
bar oberhalb der oberen Armelnaht angebrachte Schlinge vom 
Stoffe des Rockes durchgezogen und fodann in einen auf ber 
Unterfeite der Klappe gegen das obere Ende derjelben ange- 
braten Heinen Knopf eingelnöpft wird. Die auf ſolche Weife 
in die erwähnte Rockſchlinge eingehängte Achfelliappe wird fodann 
durch eine QDuerfpange, welche aus einem 15 mm breiten und 
der Klappenbreite entfprechenb langen, mit einem Vorſtoße (Paſſe⸗ 
poil) von orangegelbem Tuche verfehenen Goldbörtchen befteht 
und auf ber Achſel des Uniformrodes, 5 cm von der oberen 
Armelnaht entfernt, mit beiden Enden feftgenäht iſt, durchzogen 
und niebergehalten und fchließlich mittel3 eines auf ihrer Unter- 
feite am oberen zugefpigten Ende befindlichen, 25 mm langen 
Männcdhenhaftel3 in eine am Node unterhalb des Kragenrandes 
angebrachte dunkelblaue Schlinge eingehängt. 

$ 15. Das Beinkleid, für alle Klaſſen gleich, ift aus duntel- 
blaugrauem Tuche, an ben Äußeren Längsnähten mit einem Bor- 
ftoße aus gleichem Tuche. 

Im Sommer Tann da3 Beinfleid aus fegeltuchfarbigem Schaf⸗ 
wolfftoff oder aus weißem oder ungebleihtem einfarbigen Waſch⸗ 
ftoffe getragen werben. 

8 16. Die Kappe ift für die Beamten aller Klaffen völlig 
gleich und rüdfichtlic de Schnittes und der Form den Kappen 
der Staatsbeamten nachgebildet. 
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Dieſelbe iſt aus dunkelblauem (franzblauem), feinem Tuche 
zu erzeugen und mit einem 45 mm breiten, ſchräg nach abwäris 
gebogenen Schirm aus Ladleber fowie mit einem 25 mm breiten 

turmbande zu verfehen. 

Die Kappe ift vorne 100 mm, rüdwärt? 130 mm hoch und 
am unteren Rande mit einer 5 mm biden, mit ſchwarzen Seiden- 
fäden durchwebten Goldſchnur eingefaßt. Das Sturmband ift mit 
einer vergolbeten Stegſchnalle verfehen unb wird von zwei Heinen, 
mit dem Erlennungsmertmale der betreffenden Bahn verjehenen 
vergolbeten Knöpfen ober dem Schirmrande jeftgehatten. 

In der Mitte der Stirnfeite der Kappe ift bei den Beamten 
der Staatöbahnen ein goldgeftidtes, mit der Kaiſerkrone geziertes, 
boppelfeitige® Flugrad angebradit. 

In der Mitte der Stirnſeite der Kappen ber Privatbahn- 
beamten ift ein Feines doppeljeitiges Flugrad, jedoch ohne Krone, 
aus goldgelbem Metall angebradt, —** durch eine Schlinge 
aus ſchwarzdurchwebter Goldſchnur mit einer am oberen Kappen⸗ 
rande anzubringenden Roſette aus Goldbouillons verbunden iſt, 
deren mit orangegelbem Tuche bedecktes Mittelfeld die Erkennungs⸗ 
merkmale der betreffenden Bahn in Goldſtickerei zeigt. 

Der verfehrsdienfttuende Beamte hat diefelbe Kappe, jedoch 
ftatt aus blauem aus rotem Tuche zu tragen. 

8 17. Die Wefte befteht aus feinem, dunkelblauem (franz- 
blauem) Tuche, der Nüdenteil aus ſchwarzem Canevas, ift vorne 
vom Halſe herab gegen die Bruft 2—4A cm tief ausgeſchnitten 
und wird mit acht am vorderen Rande des rechtsfeitigen Bruft- 
teile8 angebrachten, Heinen vergoldeten Metalltnöpfen (mit der 
leihen Prägung wie die Knöpfe auf bem Node) geſchloſſen. Beide 

ruftteile find an der vorderen unteren Ede ſchräg abgeftugt 

und an ber Außenfeite mit je einer wagrechten Taſche verfehen, 
bern Mündung mit einer 2 cm breiten Quchleifte beſetzt if. 
Der Nüdenteil ift in der Mitte 7 cm lang gefhlikt und mit 
einer Taillenfpange und Schnalle verfehen. 

Im Sommer ift da3 Tragen weißer Weften mit gleichen 
Knöpfen und gleichen nittes geftattet. 

$ 18. Der Baletot ift wie bei der Galauniform, und find 
auf demjelben ftet3 die im 8 14 befchriebenen, auf ben Achſeln 
des Baletot3 in gleicher Weife wie auf dem Node zu befeftigenben 
Achſelklappen zu tragen. 

8 19. Die Halsfchleife, aus ſchwarzem Geibenftoffe, 3°2 cm 
breit, 77—80 cm lang, an beiden Enden mit rechtwinfeliger 
Spitze, wird vorne in einen Knopf mit zwei kurzen Schleifen 
und Enden gebunden. 

8 20. Dad Hemd ift aus weißem Stoffe. 

8 21. Der Degen ift wie bei ber Galauniform. 


8 22. Senen Beamten, welche ben ®Bienft bei den Zügen 
auszuüben Haben, ift auf bie Dauer dieſer Dienftleiftung und 
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mit Ausnahme feierlicder Gelegenheiten das Tragen jchwarzer 
Handſchuhe zur Dienftesuniform geftattet. 

8 23.*) Die Beamten und Benmtenafpiranten haben fich bei 
Ausübung des gewöhnlichen Dienſtes ftatt des Uniformrodes, 
welcher ortan nur im Dienſte bei Hof» und denfelben gleich- 
zuhaltenden Zügen fowie bei feierlichen Anläſſen zu tragen ift, 
einer Uniformblufe zu bedienen. 

Die Uniformblufe tft aus dunkelblauem (franzblauem) Tuche 
hergeſtellt. Vorder⸗ und Wüdenteile find bequem am Körper 
anliegend, die Länge reicht nahezu bis auf die Mitte des Ober- 
ichentel8; außen, und zwar in der Höhe ber Bruft und Taille, 
befindet ſich beiderfeit3 je eine Taſche, melde von einer brei- 
zackigen geſchweiften Patte bedeckt iſt. Die ſchwarzen Knöpfe find 
von einer durch die Fortfetzung des rechten Vorderteiles gebildeten 
Scubleifte bededt; 10 cm über dem Armelende Täuft ein Paſſe⸗ 
poil von ovrangegelbem Tuche. 

Der Stehfragen ift 4 cm hoch und mit Parolis aus fchwarzen: 
Samte verfehen; die Kragenenden find in der Diagonale von 
13 cm mäßig abgerundet. 

Für die Beamten ber 8. bis influfive 6. Uniformklaſſe find 
auf den Parolis nebft dem in Gold geftidten Flügelrade 1—3 
der im 8 14 befchriebenen Piftinktionsrofetten aus Gold und bei 
den Beamten von ber 5. Uniformkflaffe aufwärts die Goldborte 
und auf derfelben neben den Diſtinktionsabzeichen in Silber ein 
gleichfalls in Silber geftictes Flügelrad angebradit. 

Die mit einem Stehkragen verfehene Bluſe wird ganz ge- 
fhlofjen, und zwar immer mit der vorſchriftsmäßigen Unitorme 
framwatte, eventuell mit weißem peichtoffenen Stehkragen getragen. 

Der Hut darf zur Blufe nicht getragen werden. 

Das Tragen ber Blufe außer Dienft ift unterfagt. 

Bezüglich der Benübung der Blufe auf dem Wege zum Orte 
der Dienftesausübung und von demfelben finden bie für Staat3- 
beamte der Finanzverwaltung geltenden Beſtimmungen finngemäß 
Anwendung. 


III. Sefgreidung der Uniform der Afpiranten. 


8 24.*) Die Uniform, inklufive der Bluſe, ift für die Aſpiranten 
volllommen gleich jener der 8. Uniformklaſſe ber Beamten, mit 
ber Ausnahme, daß auf der Achjelliappe, beziehungsmweife dem 
Blufenkragen, bie. Diftinktion mittel3 Roſetten entfällt. 

de Unordnung tritt mit der Maßgabe fofort in Wirkfam- 
feit, daB den Beamten und Beamtenafpiranten zur Anfchaffung 

der mit diefer Verordnung eingeführten Blufe eine Frift von 
zwei Jahren, vom heutigen Tage an gerechnet, gewährt wird, 

*) In ber u Kundmachung des EM. v. 11. Mai 1902, 
BB. 1902:55, feftgeitellten Faſſung. 
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nach deren Ablauf die der älteren Vorſchrift entſprechende Jacke 
nicht mehr getragen werden darf. 

Angeſichts der vorſtehenden Beſtimmungen bleibt die Jacke 
weiterhin nur noch als Dienftlleiv für bie Unterbeamten in Ver—⸗ 
menbung. 


IV. Sefhreidung der Uniform der Unterbeamten. 


8 25. Der Uniformrod ift gleih dem für Beamte der 6. 
bi 8, Uniformllaffe vorgefchriebenen, mit dem Unterſchiede, daß 
da3 5 mm breite Einfafjungsbörtchen und die Roſetten auf ber 
Achſelklappe, ſowie die Querfpange zum Niederhalten ber leßteren 
aus verjilbertem, weißem Metalle hergeftellt, ferner die Knöpfe 
nicht vergoldet, fondern aus verfilbertem, meißem Metalle, endlich, 
daß die Achſelklappen nicht mit ſchwarzſamtenen Auffchlägen, jondern 
mit folden aus dunkelblauem Uniformtuche bebedt find. 

Die Unterbeamten in der 3. Uniformklaſſe haben eine Rofette, 
in der 2. Uniformflaffe zwei, und in der 1. Uniformflaffe drei 

- Rofetten auf ber Achjelliappe. 

Die AUchfelllappen ber in der erften Gehaltsfategorie der Unter⸗ 
beamten ftehenden Werlmeifter der Staatdeifenbahnen find mit 
einem zweiten, gleich breiten Börtchen aus verfilbertem, weißen 
Metalle ausgezeichnet. 

8 26.*) Jeder Eifenbahnverwaltung fteht frei, zu beftimmen, 
in welchen Stationen don geringerer Bedeutung, dann bei welchen 
Dienftverrichtungen überhaupt von den Unterbeamten ftatt des 
Dienftuniformrodes eine Jade getragen werden barf. 

Die Yade ift aus bunkelblauem (franzblauem) feinem Tuche 
mit Umlegkragen aus gleihem Tuche, dem Körper bequem an⸗ 
liegend, bei natürlich berabhängenden Armen um zirla 7 cm 
über den Nand der Armelmünbung hinausragend. 

Die ade ift mit zwei Reihen von je fünf gleichweit von- 
einander entfernten Knöpfen aus verfilbertem weißen Metalle 
(glei den auf der Uniform angebrachten) verjehen. Die beiden 
oberften Knöpfe find 3 cm unter dem Kragenanfage und bie beiden 
unterften zirka 20 cm ober dem unteren Rande der Jacke berart 
angefebt, daß, wenn bie Jade zugelnöpft ift, die beiden Knopf» 
reihen zirka 10 bi3 12 cm voneinander entfernt find. 

An jedem Vorderteile der Jade ift an der Außenjeite, 18cm 
vom Borberrande und 20 bis 22 cm vom Unterrande entfernt, 
eine wagrechte, mit einer 7 cm breiten Patte bededte Taſche 
eingeſetzt. 

Der Rückenteil der Jacke iſt aus zwei Stücken zuſammen⸗ 
geſetzt und unten an der mittleren Naht 8 bis 10 cm geſchlitzt. 
An der Yutterfeite des linken Bruftteiles ift eine 13 cm breite 
Brufttafche eingefegt. Die Armel find beim Handgelenke nicht 
geſchlizt und mit einem 9 cm breiten Aufſchlage bejegt. Der 


zu *) Vgl. Anmerkung ©. 1073. 
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Kragen ift mit gleihem Tuche gefüttert und fo gefdmitten, daß 
er umgelegt rüdwärts in der Mitte und an beiden vorderen redht- 
winleligen Eden nächſt den NReversteilen eine Breite von cm hat. 

Die Piftinktionen auf der Jacke find diefelben wie auf dem 
Uniformtode der Unterbeamten. 

8 27. Das Beinfleid ift aus dunlelblaugrauem Tude, an den 
äußeren Längsnähten mit einem Vorſtoß aus gleihem Tuche. Im 
Sommer kann basjelbe auch aus fegeltuchfarbigem Schafwoliftoffe 
oder aus weißem oder ungebleihtem einfarbigen Wajchftoffe ge- 
tragen werben. 

8 28. Statt des für Beamte vorgejchriebenen Hutes wird 
auh in Gala von ben linterbeamten eine Kappe gleich der für 
Beamte mit dem Unterſchiede getragen, daß die mit orangegelben 
Seidenfäden durchwebte Einfaffungsfchnur, dann bei dem Ber- 
fonale der Staatdeifenbahnen das mit der Kaiferfrone gezierte 
geflügelte Rad, bei dem Perfonale der PBrivateifenbahnen die Hofette, 
die Schlinge und das Heine Flügelrad nicht aus Gold, fondern 
aus verfilbertem, weißem Metall find. 

Ein Degen wird von den Unterbeamten nicht getragen. 

8 30. Der Paletot ift wie für die Beamten, mit dem Unter- 
fchiede, daß die Knöpfe nicht vergoldet, ſondern aus verjilbertem, 
weißem Metalle und die Achjelliappen ſowie die Querſpangen 
zu benfelben wie auf dem Uniformrod der Unterbeamten find. 

Wefte, Halsfchleife, Hemd und Handſchuhe find mie bei ber 
Dienftuniform der Beamten, mit dem Uinterfchiede, daß die Knöpfe 
der Wefte aus verfilbertem, weißem Metalle find. 

Den Unterbeamten des Zugbegleitungsperſonals tft im Dienite, 
feierliche Anläfje ausgenommen, auch da3 Tragen ſchwarzer Hand- 
ſchuhe geftattet. 

8 31. Es wird jeder Bahnverwaltung bie Entjcheidung über⸗ 
laffen, welche ihrer in die Unterbeamtenfategorie gehörenden Be- 
bienfteten flatt des Uniformrodes bloß die Jade erhalten. 


V. Feſchreibung der Uniform der Aushiffs⸗Auterbeamten (Auter⸗ 
Beamtenflelluertreter). 

8 32. Die Uniform influfive der Jade für die Aushilis- 
Unterbeamten (Unterbeamtenftellvertreter) iſt volllommen gfeid) 
jener der Unterbeamten, mit dem linterfcdhiede, daß auf der Adhjel- 
Mappe bie Roſetten entfallen. 


VI. Befhreiöung der Uniform der Diener. 


8 33. Der Uniformrod, das Beinfleid und die Kappe ber 
Diener der J., II. und IH. Klaſſe ift von Tornblumenblauem Tuche 
nad) dem Schnitte und der Form des Galauniformrodes ber 
Beamten der eriten bis fünften Uniformflaffe, dann des Bein- 
Hleide3 und der Kappe ber Beamten. 

Kragen und Aufſchläge des Uniformrodes find von bemfelben 
Tuche; im Leibe und in den Armeln ift der Rod mit grauem 
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und in den Schößen mit ſchwarzem Baumwoll⸗ oder Halbwollen⸗ 
ftoffe gefüttert. 

Un den Rändern des Nodes mit Inbegriff der Auffchläge 
und der Naht des Kragens, dann an ben äußeren Geitennähten 
bes Beinkleides Läuft ein Borftoß von orangegelbem Tuche. Auf 
den aus verfilbertem, weißem Metalle beftehenden Uniformrod- 
Inöpfen fowie auch auf jenen ber Dienerlappen find, wie bei ber 
Beamtenuntform, bie Erkennungsmerkmale ber betreffenden Bahn 
geprägt. 

Für dad Zugsbegleitungsperſonale befindet fi) auf den Achſeln 
be3 Uniformrodes ein Dragoner aus einer 5 mm biden, mit 
orangegelben Fäden durchgemwebten Schnur von verfilbertem, weißem 
Metalle, weldhe unten an ber Achjelnaht angenäht, in der Mitte 
ber Achfel durch eine bafelbit angebrachte, aus gleiher Schnur 
gebildete Schlinge gezogen und am oberen Ende mittelß eines 
— A etalttnopfed vorbefchriebener Art durch Eintnöpfen be- 
eftigt iſt. 

Jeder Eifenbahnvermwaltung fteht e3 frei, zu beftimmen, Daß 
die Diener ber IV. Klaſſe (Wächter) gleichfalls einen Uniformrod 
erhalten; derfelbe ift in Schnitt und Form gleih bem für bie 
Diener in ber I, II. und II. Klaffe, jedod aus gröberem Tuche 
angefertigt. 

Inſoweit die Eifenbahnverwaltungen die Diener ber IV. Klaſſe 
mit einem Uniformrod nicht beteilen, haben dieſe Diener ftatt 
desfelben bie im 8 36 bejchriebene Tuchblufe zu tragen. 

Das Beinkleid und die Kappe für bie Diener der IV. Mlaffe 
find fo angefertigt, wie für die Diener ber J., II. und II. Klaffe, 
jedoh aus gröberem, Tornblumenblauem Tuche. 

Sene Diener, welche ben Verkehrsdienſt unter eigener Ber- 
antwortung felbftändig ausüben, erhalten auf die Dauer Diefer 
Verwendung den PDieneruniformrod, die Dienerblufe und die 
Dienerfappe aus bunfelblauem (franzblauem) Tuche fowie Bein- 
Heider aus dunkelblaugrauem Tuche, Iebtere in Schnitt und 
Ausftattung mie jene der Unterbeamten. 

$ 34. Die Piftinktionszeichen beftehen für Diener ber I, 
II. und III. Kaffe in NRofetten aus gepreßtem, verfilbertem, 
weißem Metalle auf bem Kragen be3 Uniformrodes, und zwar 
find ausgeſtattet: 

die 1. Klaſſe mit 8, 
vn „ 2 derlei Rojetten, 
„3 u „ 1 Rojette. 

Neben diefen Roſetten befindet fich beiderfeit3 ein einfeitig 
geflügelte8 Rad aus verfilbertem, weißem Metalle. 

Die Uniformröde der Diener ber IV. Klaſſe erhalten am 
Kragen Heine NRofette, fondern lediglich das vorerwähnte ge- 
flügelte Rab. 
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Jene Diener, welchen andere Diener mit gleichen oder höheren 
Bezügen und fohin mit gleichen Diftinktionen unteritellt find, 
haben auf bie Dauer dieſes Verhältniffes zur äußerlichen Kenn⸗ 
zeichnung ihrer höheren bienftlihen Funktion, außer den ihnen 
zufommenden Biftinktionsrofetten, ein 13 cm breites Börtchen 
aus berfilbertem, weißem Metall längs der Anſatznaht und der 
beiden vorderen Ranten des Uniformrodes, beziehungsweije an 
den beiden Enden de3 Bluſenkragens zu tragen. 

8 35. Die Kappen ber Diener aller Klaſſen haben vorne ein 
doppelfeitig geflügelte® Rad aus verfilbertem, weißem Metalle, 
welches bei den Dienern ber Staatzeifenbahnen mit einer Kaifer- 
frone, bei ben Dienern der Brivateifenbahnen in der im 8 28 
angegebenen Weiſe geziert ift; die Kappen ber Diener ber L, II. 
und IH. Kaffe haben nebfttem am unteren Rande eine 5 mm 
Dice, mit orangegelben Fäden durchwebte Schnur aus verfilbertem, 
weißem Metalle. 

8 36. Die Tuchblufe der Diener der IL, II. und II. Kaffe 
ift von demfelben Tornblumenblauen Tuche wie der Uniformrod, 
hat einen 35 mm hoben Stehkragen, ift vorne ganz offen und 
reiht nahezu bis an die Mitte des Oberſchenkels. Gie iſt in 
feinem alle gefüttert. An der Bruft befinden fi außen zwei 
offene Taſchen und unter denfelben ebenfall3 zwei offene Tafchen, 
welche mit breizadigen Patten überbedt find. 

Die Urmel find am Handgelente gefchlojjen. Die Bluje wird 
am Kragen mit einem Haftel und im Leibe vorne mit jech3 
Heinen, ſchwarzen, auf ber rechten Geite angebraditen Blech- 
Inöpfen, welche durch eine an ber linken Seite befindliche Knopf⸗ 
lochleifte verdedt werben, gefchloffen. 

Im Sunern befindet ſich ein zirka 10 mm breites ſchwarzes 
Bugband zum Schluffe an bie Taille. 

Auf dem GStehlragen find beiberfeit3 dieſelben Diſtinktions⸗ 
zeichen (Rofetten aus verfilbertem, weißem Metalle) und ba3 
Flugrad wie auf den Uniformröden der I, II. und III. Diener- 
Haffe und für das AYugbegleitungsperfonale auf den Achjeln eben- 
falls die Dragoner angebradt. 

Die Tuchblufe ber Diener der IV. Klaſſe (Wächter), injoweit 
diefelbe bei einzelnen Bahnverwaltungen ftatt des Rockes getragen 
wird, ift aus grobem, Tornblumenblauem Tuche, glei” bem des 
Beinkleides dieſer Dienerklaſſe, und jo angefertigt wie die Tud» 
biufen für die J., II. und II. Dienerklaſſe, nur mit dem Unter- 
ſchiede, daß die Rofetten am Stehkragen entfallen. 

8 37. Der Paletot ift aus mohrengrauem oder dunkelgrauem, 
ſchwerem Tuche oder Lodenftoffe und derlei farbigem Yutter, mit 
einer mit Schlingen und Knöpfen zu befefligenden Kapuze, jedoch 
ohne Paſſepoils, Parolı und Achſelklappen. Der Kragen ift von 
bemfelben Tuche oder Stoffe wie ber Paletot. 

Vorne reiht der Baletot zirfa 25 mm unter bie Knie und 
ift Hinfichtlich des mohrengrauen Paletot3 wie beim Unterbeamten- 
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paletot mit zwei Reihen großer Knöpfe aus verſilbertem, weißem 
Metalle zu fſechs Stück, der dunkelgraue Tuch und Lodenpaletot 
dagegen mit zwei Reihen großer Schwarzer Horntnöpfe zu fünf 
Stüd verjehen. 

Der Umfchlagfragen ift für alle Diener-Tuh- und Loben- 
paletot3 an feinen Spiten in einer Diagonale von 65 mm ab» 
gerundet und fo zugejchnitten, daß er, aufgefchlagen, das Gejicht 
bi3 unter das Wuge bedede und vorne nur 25 mm meit aus- 
einander ftehe. Um bie beiden Enden in biefer Lage feitzuhalten, 
ift innerhalb, und zwar beim mohrengrauen Baletot mittelö zweier 
Heiner Knöpfe aus verfilbertem, weißem Metalle und bei dem 
bunfelgrauen Tuch⸗ und Lodenpaletot mittel® zweier Kleiner 
ſchwarzer Hornknöpfe, eine 50 mm breite Spange angebradit, 
die für gewöhnlich nad) einer Geite hin umgelegt bleibt. 

Sn der Hüftenhöhe befindet fi) eine 6 cm breite, 37 cm 
lange und mit zwei Knöpfen aus verfilbertem, weißen Metalle, 
beziehungsmeife zwei ſchwarzen Hornknöpfen und zwei Knopf» 
löchern verfehene Spange. An ber linken Bruftjeite it von innen 
eine offene und in der Höhe der Schlußfpange find zwei mit 
Patten bededte Taſchen angebradit. 

Für das BZugbegleitungsperfonafe befindet fich auf den Achſeln 
de3 mohrengrauen Baletot3 ein 5 cm breiter Dragoner aus dem 
Tuche des Paletot3, weldher mit feinem unteren Ende an ber 
Achfelnaht eingenäht und am oberen Ende mittel3 eines am 
a erde des Kragenendes befindlichen Metallknopfes be- 
eftigt iſt. 

Die Urmel find mitteld einer 15 cm hohen Stulpe aus 
gleidem Stoffe umgefchlagen. Behufs Umbhängen des Baletot3 
ift vorne beim Kragenanfang eine harrafjene gleichförmige Schlinge 
famt Olive angebradt. Der rüdmwärtig übergreifende Schlig, 
welcher beim mohrengrauen Paletot zirla 35 cm beim dunkel⸗ 
grauen Tuch⸗ und Lodenpaletot zirka 25 cm lang ift, ift bei 
erftierem mit vier Heinen Knöpfen aus verfilbertem, weißem 
Metalle, bei ben beiden Teßteren mit je zwei Kleinen jchmarzen 
Blechfnöpfen und der entfprechenden Anzahl Knopflöcher adjuftiert. 

Es fteht jeder Eifenbahnvermaltung frei, zu beftimmen, welche 
Bebienftete der J., IL, IH. und IV. Dienerlategorie mit einem 
mohrengrauen Quchpaletot oder einem dunkelgrauen Tuch⸗ oder 
Lodenpaletot beteilt werden. Unbedingt müfjen jedoch die beim 
Perfonenzugsdienfte verwendeten und mit Uniformröden beteilten 
Bedienfteten den mohrengrauen Paletot erhalten. 

Die Leinenblufe ift aus blaugeftreiftem Gradl ange» 
fertigt und mit zwei Tafchen aus bdemjelben Stoffe verfehen; 
auf der rechten Bruftfeite find fünf meißbeinerne Knöpfe und 
auf der linken Bruftfeite ebenſoviele entfprechende Knopflöcher; 
fie hat um ben Leib eine 50 mm breite und 30 bi3 35 cm 
lange Spange (Dragoner) von demjelben Stoffe mit zwei weiß- 
beinernen Knöpfen. An. dem zurüdgelegten, in der Mitte 6 bis 
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7 cm breiten Kragen find zwei bunlelblaue 10 mm breite Harras⸗ 
börtel jo angenäht, daß das erſte Börtel vom Kragenende (der 
Breite nach gemeffen) 5 mm meit abfteht und nad) einem Bwifchen- 
raume bon 5 mm das zweite Börtel beginnt. 

Die Armel find am Handgelenke offen und mit je einem 
Heinen mweißbeinernen Knopfe famt Knopſloch und vorne mit einem 
zirka 10 mm langen, ſich übergreifenden Schlitze verjehen. 

Die Blufe reicht bis zirfa 15 mm oberhalb des Knies herab. 

Jeder Eifenbahnvermwaltung fteht es frei, Fi beftimmen, welche 
Bedienftete der Dienerlategorie mit dieſen Leinenblujen zu be» 
teilen find. 

8 39. Die Krawatte ift aus ſchwarzem, glattem Stoffe mit 
einem Vorſtoß aus meißer Leinwand. 

Die Handſchuhe find wie bei den Unterbeamten. 

8 40. Die Beitimmung, ob und welches Unterbeamten- und 
Dienerperfonale einen bejonderen Winteranzug, nämlich Pelz- 
paletot, Pelzröde, Pelzkappen, Filzſtiefel ꝛc, zu tragen hat, 
ferner? ob und melde dem Wrbeiteritande angehörige Kategorien 
von XBedienfteten, wie beifpielsmeife Gepädsträger, Lampiften, 
Wagenputzer uſw., zum Tragen ber Leinenblufe und der Wädhter- 
fappe zu berechtigen, beziehungsweife zu verpflichten find, wird 
dem Ermeſſen der einzelnen Eifenbahnverwaltungen überlafjen. 


B. Beitimmungen über die Erfüllung der Wehrpflicht. 
1, Stehendes Heer und Landwehr. 


8 56 des Wehrgeſetzes vom 5. April 1889, 
RGB. Nr. 41. 


Die im Verbande des Heeres (Kriegdmarine) und der 
Landwehr ftehenden Beamten de3 Staates, ber Allerhöchſten 
Privat», Familien» und Mvitifalfondsgüter, die Beamten ber 
öffentlichen Fonds⸗, der Landes- und Bezirkävertretungen und 
der mit der politiichen Verwaltung betrauten Gemeinden — 
wenn für dieſe Dienftftellen der Nachweis der Vollendung 
der rechts⸗ und ſtaatswiſſenſchaftlichen Studien erfordert wird 
— weiters die Profejjoren und Lehrer an öffentlichen oder 
mit dem Rechte der Offentlichkeit ausgeftatteten Unterricht3- 
anftalten, zu welchen auch die Volksſchulen gehören, können 
im Falle eine Krieges in der zur Handhabung des Ber- 
waltungsdienjtes und zum Unterrichte unentbehrlichen Anzahl, 
über Antrag der betreffenden Fachminifter, mit Bewilligung 
Seiner Majeftät in ihren Anftellungen belajjen werben. - 
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Die gleiche Beſtimmung gilt für die Angeſtellten im 
Poſt⸗, Telegraphen-, Eifenbahn- und Dampfſchiffahrtdienſte, 
injoweit diefelben für die Aufrechthaltung des Betriebes un- 
entbehrlich find. 


Das Landesverteibigungsminifterium hat um die Verfügung 
erfucht, daß den politischen Bezirksbehörden, in deren Gebieten 
Eifenbahnbauten vorgenommen werben, im Monate Dezember 
Berzeichniffe über jene männlichen Arbeiter, welche mit Ablauf 
des betreffenden Kalenderjahres das 19., 20. und 21. Jahr 
zurückgelegt haben werben, übermittelt werben. 

“Da nun eine Evibenzhaltung dieſer militärpflichtigen Wrbeiter 
auf eine andere Weife nicht leicht möglich ift, jo werden bie 
Berwaltungen aufgefordert, den Bauunternehmungen, oder falls 
Bauten in eigener Regie vorgenommen werden follten, ben leiten- 
den Ingenieuren, die nötigen Weifungen megen unmittelbarer 
Vorlage biefer Berzeichniffe an die politifhen Bezirksbehörden 
zu erteilen: biefelben hätten nebjt den Bor- und Familiennamen 
da3 Geburtsjahr, Geburtsort, Bezirk und Land, die Heimat (Ort, 
Bezirt und Land), dann den Aufenthalt (Ort, Bezirk und 361 
zu enthalten. (HM. 17. März 1870, 8. 5192, CB. 1870: 26, 

Das Minifterium für Landesverteibigung hat ſich über Hier- 
ortige Anregung zur Einführung eines Turnus, welcher bie 
gleichzeitige Einberufung aller landwehrpflichtigen Bahnbebienfteten 
einer und derſelben Bahnanftalt zu den Waffenübungen verhindern 
foll, unter der Bedingung bereit erflärt. daß die betreffende 
Bahnanftalt die in ihrem Dienfte ftehenden Tandmwehrpflichtigen 
Individuen bis Mitte Zuli jeden Jahres namhaft mache. 

Dad Reichskriegsminiſterium, bei welchem eine analoge Ber- 
fügung bezüglich der dem ftehenden Heere angehörigen Bahn⸗ 
bedienfteten angeregt wurde, bat berfelben feine Folge gegeben, 
indem von ben fieben Reſervejahrgängen ftet3 nur die Mannſchaft 
dreier Jahresklaſſen den Waffenübungen beigezogen werde, alfo 
ber größere Teil der Nefervemänner beurlaubt bleibe, daher bie 
Einberufung zur periobifchen, auf höchſtens vier Wochen beſchränkten 
Wafſenübung nur den Heineren Zeil ber bei einer Eifenbahn 
bedienfteten Nefervemänner berühre Cine Betriebsſtörung könne 
diefes um fo weniger herbeiführen, al3 die Bahnanftalten, welche 
den Zeitpunkt der jeweiligen Einberufung ber bedienfteten Re⸗ 
ervemänner aus den Militärpäffen entnehmen können, beizeiten 
in ber Lage feien, die erforberlihen Maßregeln zu treffen. 

Auch hat dad Reichskriegsminiſterium barauf Hingewiefen, daß 
e3 im Intereſſe des Bahndienſtes gelegen wäre, erledigte Dienft- 
poften vorherrfchend ſolchen Individuen zuzumenben, welche ihrer 
gefeblichen Militärpflicht bereit3 entfprochen haben. (HM. 22. Dfto» 
er 1872, 8. 26.946, CB. 1872:91. 
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Das Minifterium für Landesverteidigung findet in Überein- 
ftinnmung mit dem Reichskriegsminiſterium zu verordiien, daß bei 
Einberufungen der dem Verbande des ftehenden Heeres (Kriegs⸗ 
marine) und ber Landwehr angchörigen Eifenbahnbedienfteten zur 
aktiven PDienftleiftung, periodiſchen Waffenübung oder Kontroll- 
verfammlung (infofern dieſe legtere mittel der Cinberufungd- 
farte ftattfindet), fomwie bei Borladungen von Wehrpflichtigen der 
vorbezeichneten Kategorie zur Verbüßung einer bon der politifchen 
oder militärifhen Evidenzbehörde verhängten Strafe, von dieſen 
Einberufungen oder Vorladungen gleichzeitig der unmittelbare 
Vorgefehte der Betreffenden von Seite der politifhen Evidenz- 
behörbe in Kenntnis zu ſetzen ift. 

Aus Anlaß der Schwierigleiten, welche bei dem bisher beobad- 
teten Borgange bezüglich ber turnusweiſen Einberufung der bei 
—— bedienſteten Landwehrmänner (Landesſchützen) zu den 
jährlichen Waffenübungen zutage getreten find, hat das Miniſterium 
für Landeöverteidigung unterm 27, Augufl d. J. 8. 10.555—2327 
IV, die nachftehenden Bedingungen bekannt gegeben, von welchen 
fünftighin die turnusweiſe Einberufung folder landwehrpflichtigen 
Perſonen abhängig gemacht werden muß. 

1. Die VBerzeichniffe, in welchen die bahnbedienftete Mannſchaft 
aufgeführt wird, müffen den Namen, da3 Aijentjahr, die Uufent- 
haltsitation und da3 zuftändige Landwehr-(Landesſchützen⸗)Bataillon 
de3 Mannes enthalten. 

2. Diefe Verzeichniffe find de3 LBeitgewinnes wegen von nun 
an von ben Bahndireltionen direkt an bie Landmwehrlommanden 
zuzuftellen, baher jedem Landbmwehrlommando nur die dem zu—⸗ 
ftändigen Bereiche angehörige Mannſchaft namhaft zu machen if. 

Diefem nad) ift von jeder Bahndirektion für jedes Landwehr- 
an erteibigungd-)Ronmando ein eigene3 Berzeichni3 zu ver⸗ 
affen. 

3. Sind die in Rede ftehenden Verzeichnifje bis Ende April *) 
jeden Sahres den Landiwehrlommanden zuzuftellen. (HM. 29. Sep- 
tember 1874, 8. 28.444, CB. 1874: 113.) 


Wie ic) aus einer Mitteilung des Minifteriums für Landes- 
verteibigung erjehen Habe, ift das Bedenken zur Sprache gekommen, 
daß bie politifchen Evidenzbehörden nicht imftande fein werden, 
der Verordnung de3 gefamten Minifteriums vom 9. April 1874, 
8. 17.968—3424 II, unbedingt zu entſprechen, und die gleichzeitige 
Verftändigung der unmittelbaren Vorgeſetzten von der Einberufung 
oder Borladung mehrpfliätiger oder anläßlich der Wehrpflicht in 
Strafe verfallener Eifenbahnbedienfteten in allen Fällen pünktlich 
und ſchnell durchzufegen, und zwar aus dem Grunde, weil es 
den politifchen Behörden nicht befannt und aus den benfelben 

*) Diefer Termin wurde durch Erl. d. Min. f. Landesvert. 
vom 6. Wpril 1895, 8. 7814/815 IV 6, 38. 1895:84, feftgeftellt. 
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vorliegenden Epvidenzhaltungsverzeichniffen und Wusmweifen nicht 
zu entnehmen ift, ob und welche Wehrpflichtige der angebeuteten 
Kategorie überhaupt im Eifenbahndienfte und in welchem Zweige 
desfelben, beziehungsmeife unter welchem unmittelbaren Borge- 
fegten dieſe Bedieniteten in Verwendung ftehen. 

Um dieſe Schwierigkeit einigermaßen zu vermindern, fordere 
ih die Bahnverwaltung mit Beziehung auf die hierortige Ver⸗ 
fügung vom 22. April 1874, 8. 12.801, auf, ein vollftändiges 
Verzeichnis Über fämtliche im Militärverbande ftehenden Bedienſteten 
zu führen, aus dieſem PBerzeichniffe jeden folchen Bebieniteten 
feiner zuftändigen politifchen Ergänzungsbehörde namhaft zu machen, 
und in Hinkunft von jeder Aufnahme oder Entlafjfung eines 
Urlauber3, Referviften oder Landwehrmannes feine zuftändige poli- 
tiſche Ergänzungsbehörde zu verjtändigen. 

Snzwifchen bat bereit3 ba3 Sanbeöbevteibigungaminiferinm 
die Verfügung getroffen, daß im Wege der Landesftellen die 
politifhen Cvidenzbehörden angemwiefen werben, bei Einberufung 
zur Waffenübung 2c. folder Urlauber, Neferviften und Landiwehr- 
männer für den Fall, al3 deren unmittelbare Vorgeſetzte biejen 
Behörden nicht befannt find, die bezüglühe Mitteilung der be» 
treffenden Eifenbahndireltion zu maden (HM. 3. Mai 1875, 
8. 31.741 ex 1874, 68. 1875:53.) 

Das Minifterium für Landesverteidigung hat behufs Durch⸗ 
führung ber Beftimmungen des 8 26 des Wehrgejeges vom 5. De- 
zember 1868, RGB. Nr. 151, bie Modalitäten der fpeziellen 
Evidenzhaltung jener im Verbande des ftehenden Heeres (der 
Kriegsmarine) und der (beiderfeitigen) Landwehr befindlichen mehr- 
pflichtigen Perfonen, melde im alle eines Kriege® mit Allerh. 
Bewilligung in ihren Anftellungen belajfen werben können, anher 
mitgeteilt. 

Die Beltimmungen de3 zitierten Paragraphen finden fohin An⸗ 
wendung auf die Beamten und Diener der Eifenbahnen, mögen 
fie dem ftehenden Heere (Kriegamarine) oder der (beiderfeitigen) 
Zandwehr, dem Ober⸗, Unteroffizierd- oder Mannſchaftsſtande 
angehören, im Reſerve⸗, Erjagrejerve- oder Urlauberjtande ich 
befinden, oder zu den Militärbeamten (3. B. Militär-, Kaſſen⸗ 
oder Verpflegsakzeſſiſten in der Reſerve) zählen. 

Die Belaffung in ihrer Anftellung im Falle eines Krieges 
kann jedoch den Angeftellten nah dem Gefege nur infoweit zu- 
geftanden werden, als biefelben für die Aufrechthaltung des 
Betriebes unentbehrlich find. 

Da dem Sntereffe der Staat3verteidigung und größtmöglichen 
Wehrfähigkeit des Reiches alle anderen Pienjtintereffen unbedingt 
unterzuordnen find, fo muß die in Rede ftehende Enthebung 
der Wehrpflichtigen von der Einrüdung im Kriegsfalle auf das 
zuläffige Minimum beſchränkt werden. 

Hiernah Hat ſich die Verwaltung bei Abfaffung ber bies- 
bezüglichen Verzeichniffe über die dort in dienſtlicher Verwendung 
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ftehenden, im Kriegsfalle als für den Gefchäftsbetrieb unent- 
behrli in ihren Anftellungen zu belaffenden Wehrpflichtigen zu 
benehmen und bei Ausfüllung der nad) den mitfolgenden Yor- 
mularien A und C*) einzurichtenden Berzeichniffe ad A die 
jenigen Berfonen namhaft zu machen, welche auch nad) beendeter 
Mobilifierung noch unbedingt unentbehrlich erfcheinen; ad C BHin- 
gegen Diejenigen einzutragen, melde im Kriegsfalle nur bis zur 
Beendigung der Mobilifierung auf ihren Pienftpoften zu ver- 
bleiben, dann aber zur aktiven Militärdienftleiftung einzurüden 
haben. Die ausgefüllten Berzeichniffe find längſtens binnen vier- 
zehn Tagen vorzulegen und e3 ift die geeignete Vorkehrung zu 
treffen, daß ſolche Verzeichniſſe jährlih mit 1. Februar 
in Borlage gebradht werden Fönnen (HM. 16. Auguft 
1876, 2. 1068 ) 

Mit Bezugnahme auf den hierortigen Erlaß vom 31. Juli 
1876, 8. 1068 HM., wird dem Berwaltungsrate in betreff ber 
Durchführung des 8 26 des Snehegelene? (ungarifcher Gejeb- 
artikel XL vom Sahre 1868) nachftehendes mitgeteilt: 

Il. Bie im Mobilijierungsfalle in ihren Bivilanftellungen 
dauernd zu belaffenden mehrpflidtigen Perfonen jind alljähr- 
Gh in ein nad) dem bereit3 übermittelten Mufterformulare A 
zu verfaſſendes Verzeichnis aufzunehmen. 

I. ®Biefe von den zum SHandelsminifterium reffortierenden 
Behörden, Anftalten, und Unternehmungen eingelangten Berzeic- 
niffe nad) lit. A find, nach gepflogenem Einvernehmen mit dem 
k. und k. Reichskriegsminiſterium, beziehungsmweife dem betreffenden 
Zandesverteidigungsminifterium, im Monate Februar Allerhöchſten 
Ortes zu unterbreiten. 


Id. Die infolge der Wllerhöchften Entſchließung von ber 
Einrüdung befreiten wehrpflichtigen Perfonen werden von bem 
Handelsminifterium dem Reichskriegs⸗, beziehungsmeife dem be- 
treffenden Lanbdesverteidigungsminifterium fogleih mittel eines 
Gefamtverzeichniffeg nah dem Formulare B namhaft gemadjt. 

Unter einem erfolgt aud die Berftändigung der 
unterftehenden Behörden, Anfalten und Unternehmungen von biejer 
Allerhöchften Entfchließung. 

Die Gültigkeit derjelben bezüglid der Belaffung 
der betreffenden wehrpflidhtigen Perfonen in ihren 
Anftellungen dauert bi3 Ende März des nädften 
Jahres. 

IV. Diejenigen im Eiſenbahn- und Dampfſchiffahrtsdienſte 
angeftellten Wehrpflichtigen, welche nur bis zur Beendigung ber 
Mobilifierung in ihren Anftellungen belaffen werden follen, dann 
aber zur Militärdienftleiftung einzurüden hätten, jind mittels 

abgefonderter Berzeichniffe nah dem Mufterformulare C dem 


*) Yormulare wurden nicht abgedrudt. 
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Handelsminiſterium namhaft zu machen, und werden von dieſem 
be Neichstriegd- und dem Landesverteidigungsminiſterium mit 
geteilt, 

Die Einholung einer Allerhöchften Schlußfaſſung bezüglich 
biefer Kategorie der wehrpflichtigen Bedienfteten ift nicht erforder- 
lich, fondern wird die Belaffung berjelben bis zum 26. Mobili- 
jierungdtage vom Reichskriegs⸗, beziehungsweife dem betreffenden 
Zandesverteidigungsminifterium im eigenen Wirkungskreiſe verfügt 
und dem Handelsminiſterium befanntgegeben, welches hiervon die 
ae enden Behörden, Anftalten und Unternehmungen ver- 

ndigt. 

Die in ihren Anftellungen dauernd oder bis zum 26. Mobili- 
fierungdtage zu belafjenden wehrpflichtigen Perſonen werden vom 
Reichskriegs⸗,, beziehungsweiſe von Dem betreffenden Landesver⸗ 
teidigungsn iniſterium den Ergänzungsbezirksbehörden, Landwehr⸗ 
(Landesſchützen⸗)Evidenthaltungen und beziehungsweiſe Honved⸗ 
diſtriktskommanden bekannt gegeben, und dieſe militäriſchen Unter⸗ 
behörden ſind verpflichtet, ihrerſeits die politiſchen Behörden, 
beziehungsweiſe Gemeindevorſteher entſprechend zu verſtändigen. 

V. Die im Eifenbahn- und Dampfſchiffahrtsdienſte angeftellten 
(nicht befreiten) Wehrpflichtigen werden bei Eintritt der De- 
mobilifierung mit Befchleunigung von der altiven Militärdienft- 
leiftung enthoben. Um bie in Rede ftehende Evidenthaltung künftig 
hin in vollfommener übereinftimmung mit diefen Bellimmungen 
durchführen zu können, wird dem Vermwaltungsrate nachftehendes 
zur genauen Danachachtung bekannt gegeben. 

1. Die Berzeichniffe über die nad) 8 26 des Wehrgejehes 
zu behandelnden mwehrpflichtigen Bedienfteten find Tängftens bis 
sum 15. Jänner 1878 in dreifaher Ausfertigung anher vor- 
zulegen. 

Die Ausfertigung bat auf Bögen von dem gleihen Yor- 
mate und ber gleichen Befhaffenheit, wie das mit» 
folgende Formulare A und C, zu erfolgen. Der Gleichförmig- 
feit halber find auf einer vollen Seite 16 Perfonen zu ver- 
zeichnen. 

Die Wehrpflichtigen vom Stande a des Heeres (Kriegsmarine, 
Erfaßrejerve), b der ka k. Landwehr und, wenn folde vom 
Stande c der königl. ungarifchen Landwehr vorhanden, find je 
auf abgefonderten Bögen zu verzeichnen, und darf ein Ber- 
zeichnis nur je eine diefer drei Kategorien enthalten, 
weil aus dieſen BPartilularausmeifen die drei an das Neidh3- 
kriegs⸗, das kak. und da3 königl. ungarifche Landesverteidigungs- 
miniſterium zu übermittelnden Totalausweiſe zuſammengeſetzt 
werden. 

Dies bezieht ſich ſowohl auf die Verzeichniſſe nach Formulare 
lit. A als auch auf jene nah Formulare lit. C. Wenn dem⸗ 
nach beiſpielsweiſe eine Eijenbahn- oder Dampfidiffahrtsunter- 
nehmung unter ihren nad) 8 26 WG. zu behandelnden wehr⸗ 
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pflichtigen Bebienfteten folhe vom Stande bes k. und k. Heeres, 
‚ber Ef. Landwehr und ber Lönigl. ungarischen Landwehr und in 
jeder der drei Kategorien wieder dauernd und zeitlich zu Be- 
freiende hätte, jo mären ſechs Berzeichnifie (je drei nad 
lit. A und je drei nad lit. C), und zwar jedes berfelben 
in drei Parien (zufammen alfo 18 Eremplare) vorzulegen. 

2. Bei Aufnahme der betreffenden Individuen in die DBer- 
zeichniffe ift rüdfichtlic) der in Die vorgezeichneten Rubriken ein- 
zutragenden Namen und Daten mit ber allergrößten Aufmerkſam⸗ 
feit und Genauigkeit vorzugehen. Seine der Aubrifen darf. ım- 
ausgefüllt bleiben und ift genau die durch die Aubrikenüberfchrift 
geforderte Angabe einzufegen. 

Die Angaben für die Rubriken 2a und b und 3a, b, c, 
insbeſondere Standeszuftändigkeit, Charge und Dienitzeit find auf 
Grund der Militär- und Landmwehrpäffe, beziehungsmweije Wid- 
mungsfcheine der Erfagreferve feitzuftellen und einzutragen, weil 
fonft nachträglich zahlreiche Korrefpondenzen aller beteiligten Fak⸗ 
toren erforderlid) mären, um die vorgelommenen Anftände zu 
beheben. 

Die im abgelaufenen Jahre gemadte Erfahrung hat heraus- 
geftellt, daß fehr viele Individuen, welche bereit3 in den Stand 
der Landwehr überſetzt worden waren, in die Verzeichniffe über 
sie Wehrpflichtigen vom Stande de3 Heered aufgenommen worden 
find. 

Nachdem den mit Ende Dezember jedes Jahres in die Land- 
wehr zu überfegenden Wehrpflichtigen fchon bei den im Spät- 
herbfte ftattfindenden Kontrollverfammlungen, noch vor der Aus⸗ 
fertigung bes Landwehrpaffes der Landiwehrtruppenkörper, zu wel- 
hen fie überfeßt werben, belannt gegeben wird, fo kann auch 
die Gicherftellung diefer Daten feinen erheblichen Schwierigkeiten 
unterliegen. 

In wieberholten Fällen ift es auch vorgefommen, daß nicht 
die Daten ber Aſſentierung, fondern jene der Überjegung in Die 
Neferve, und auch dieſe mitunter ungenau eingetragen waren. 


Dadurch wird die Fetitellung der Identität der mehrpflich- 
tigen Berfonen erfchwert, und merden bei ben in ben ZTruppen- 
förpern zahlreich vorkommenden gleichlautenden Namen Berwechflun- 
gen verurfadtt. 


Auf eine richtige und volllommen zuverläffige Angabe der 
das Militär-(Landwehr-)Dienftverhältnis betreffenden Daten muß 
mit allem Nachdrucke unbedingt hingewirkt werben, weil fonft die 
in Rede ftehende Evidenzhaltung nie entfprechend durchgeführt 
werden Tann und ber eigentliche Zweck derfelben vereitelt wird. 

AB ein zweckmäßiges Mittel, um ſtets die volle Evidenz über 
die Militär- oder Landmwehrbdienftverhältniffe der Bedienfteten zu 
erhalten, empfiehlt fich daher die Anlage eines Katafter3 über 


1086 Perſonalvorſchriften. 


ſämtliche Wehrpflichtige, in welchem die in dieſer Beziehung ſich 
ergebenden Veränderungen fortlaufend vorgemerkt und alle An— 
gaben bis auf den legten Tag in Nichtigkeit erhalten werden. 

3. Bei der Aufnahme der Wehrpflichtigen in die Verzeichniſſe 
ift fi) auf dad Maß des unumgänglichen Bedarfes zu befchränfen, 
weil das militärifche Intereſſe die Heranziehung der tunlichit 
a Zahl der wehrpflichtigen Individuen im Kriegsfalle er- 
eiſcht. 

Aus militäriſchen Dienſtesrückſichten konnte daher im abge- 
laufenen Jahre der, wenn auch nur zeitweiligen Belaffung in 
ihren Anftellungen im Mobilifierungsfalle rüdjichtlih derjenigen 
Wehrpflichtigen nicht zugeftimmt werden, melde im Heere ala 
Dffiziere und zum Offizierftellvertreterbienfte defignierte Unter- 
offiziere, als Einjährig-Freimillige, als Fahrlanoniere, Pioniere, 
Unteroffiziere der Sanitätätruppe und des Militärfuhrweſenkorps, 
Beamte und Gefellen der Militärverpflegsbrandhe, dann zur Dla- 
fhinenbedienung auf Kriegsfchiffen für den Militärdienft unent- 
behrlich find. 

Dasfelbe war rüdfichtlich der Offiziere und der zur Leiftung 
des Offiziersdienſtes beſtimmten Kadetten und Unteroffiziere der 
beiden Landwehren ber Tall, mwenigften3 infomweit deren dauernde 
Belaffung in ihren Unftellungen in Frage kam. 

Da gemäß 8 26, Abſatz 2, des Wehrgefeged nur die „An⸗ 
geftellten” im Poſt⸗, Telegraphen- und Eifenbahndienfte (und in- 
folge nachträglicher Beſtimmung auch im Dampfſchiffahrtsdienſte) 
und auch dieſe nur inſoweit Anſpruch auf die in Rede ſtehende 
Begünſtigung haben, als dieſelben für die „Aufrechthaltung“ des 
„Betriebes“ unentbehrlich ſind, ſo kann dieſe Begünſtigung auf 
ſolche Wehrpflichtige, welche nicht auf definitiven Dienſtpoſten oder 
nit im eigentlichen Betriebsdienſte, ſondern im Adminiſtrativ⸗, 
Rechnungs⸗ und Kanzleimanipulationsdienſte oder auf Dienſtpoſten 
verwendet werden, für welche eine beſondere Schulung nicht er- 
forderlich und ein Erfa durch andere Perfonen leichter möglich) 
ift, nicht ausgedehnt werden. 


Dies gilt namentlich von proviforifchen und Aushilfsbeamten, 
Diurniften, Schreibern, Eleven, Aipiranten, Volontären, Pflanz- 
ſchülern und Lehrlingen. Ferner von Stationzauffehern, Avijeuren, 
Portieren, Tor- und Nachtwächtern, Stationd-, Kanzlei-, Bureau-, 
Saal, Schul- und Magazinsdienern; deögleichen von Dfenheizern, 
Bimmerpußern, Gepädträgern, Berfchiebern und Wagenfchiebern 
(mit Ausnahme der Partieführer und Oberwagenſchieber), von 
Magazindaufpajfern, Magazins», Stations⸗ und Kohlenarbeitern, 
von Arbeitern ohne nähere Bezeichnung und Taglöhnern, endlich) 
von Laboranten, Lithographen und Druckern. 

Es ift daher auch die allgemeine Bezeichnung Beamter” in 
den Verzeichniffen nicht genügend, um die Beichäftigung, beziehungs«- 
weife die Unentbehrlichleit daraus erkennen zu können. 
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4. Bei ber in ber Rubrik 5 der Berzeichniffe nad For⸗ 
mulare lit. A einzutragenden Motivierung der Unentbehrlichkeit 
jede3 einzelnen auf feinem Dienftpoften erjcheint e3 nicht zu- 
läffig, die Unentbehrlichkeit Dur eine Gejamtmotivierung zu be» 
gründen, da bei jedem einzelnen die Unentbehrlichleit ob feines 
zu leiftenden PDienftes geprüft werden muß. Bur Erleichterung 
der Überfiht und ber Prüfung Lönnen jedodh die Namen nad 
ber Gleichartigkeit der Verwendung ber betreffenden Perfonen im 
Betriebödienfte gruppiert werben. 

Veränderungen, welche ſich nad der Einfendung der Ber- 

geihniffe bei ben darin aufgenommenen Wehrpflidhtigen durch 

tanzferierung, Todesfall oder Dienftesantritt ergeben, find mit 
tunlichfter Beichleunigung anher mitzuteilen. 0 

Jene Eifenbahn- und Dampffchiffahrt3bedienfteten, deren An⸗ 
ftellungsort nit in den im Neichörate vertretenen Königreichen 
und Ländern, fondern in den Ländern der ungarifchen Krone 
gelegen ift, find -in die hierher vorzulegenden Berzeichniffe nicht 
aufzunehmen, fondern dem königl. ungarifhen Minifterium für 
öffentliche Arbeiten und Kommunilationen einzugeben. (HM. 26. De- 
zember 1877, 3. 38.145.) 

Aus Anlaß eines vorgelommenen alles Hat dad Reichd- 
friegsminifteriumg mittel Note vom 16. Juli I. $., Abteilung 2, 
Nr. 4174, anher mitgeteilt, daß die wehrpflichtigen Bahnbedien- 
fteten, deren Belafjung auf ihren Pienftpojten im Mobilifierungs- 
falle bi3 zur Beendigung derfelben bewilligt wurde, wein 
ihre SHeranziehung zur aktiven Militärdienftleiftung erforderlich 
it, gleich allen anderen Wehrpflichtigen einberufen werden, — 
die betreffende Bahnvermwaltung jedoch, infofern fie die Amtliche 
Berftändigung über die bewilligte zeitweilige Belaffung eines 
Einberufenen auf feinem Dienftpoften erhalten hat, denjelben an- 
ſtandslos bis fpäteften? zum 26. Mobilifierungdtage im Eifen- 
bahndienfte rüdbehalten Tann und erft dann zur Einrüdung an- 
weifen muß. (HM. 2. Auguft 1878, 8. 21.142, CB. 1878: 101.) 

Am Nahhange zu dem H. o. Erlaffe vom 2. Auguft 1878, 
Nr. 21.142, gebe ich dem Verwaltungsrate befannt, dab auch die 
ber E. f. und k. ungarifchen Landwehr angehörigen Bedienſteten, 
deren Belaffung auf ihren Dienftpoften bis zum 26. Mobilifie- 
rung3tage bewilligt wurde, wenn ihre SHeranziehung zur aktiven 
Militärdienftleiftung im Mobilifierungsfalle erforderlich ift, gleich 
allen anderen landwehrpflichtigen Individuen einberufen erben, 
und zwar bei einer teilmweifen Mobilifierung mittel3 Einberufungs- 
farten, bei einer allgemeinen Mobilifierung Hingegen ohne Zu— 
ftellung von folden Karten durch allgemeine Kundmachung, refp. 
Maffeneinberufung. 

Der PBermwaltungsrat Tann jedody derartige Wehrpflichtige, 
infofern er die amtliche Perftändigung über die zeitliche Be— 
freiung berfelben erhalten hat, anitandslos bis fpäteftens zum 
26. Mobilifierungstage im Dienſte zurüdbehalten, muß bdiefelben 
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ſämtliche Wehrpflichtige, in welchem die in dieſer Beziehung ſich 
ergebenden Veränderungen fortlaufend vorgemerkt und alle An- 
gaben bis auf den legten Tag in Nichtigkeit erhalten werden. 

3. Bei der Aufnahme der Wehrpflichtigen in die Verzeichniſſe 
ift fi) auf dad Maß des unumgänglichen Bedarfes zu beſchränken, 
weil das militärifche Amtereffe die Heranziehfung der tunlichit 
en Zahl der wehrpflichtigen Individuen im Kriegsfalle er— 
eiſcht. 

Aus militäriſchen Dienſtesrückſichten konnte daher im abge— 
laufenen Jahre der, wenn auch nur zeitweiligen Belaſſung in 
ihren Anſtellungen im Mobiliſierungsfalle rückſichtlich derjenigen 
Wehrpflichtigen nicht zugeſtimmt werden, welche im Heere als 
Offiziere und zum Offiziersſtellvertreterdienſte deſignierte Unter⸗ 
offiziere, als Einjährig-Freiwillige, als Fahrkanoniere, Pioniere, 
Unteroffiziere der Sanitätstruppe und des Militärfuhrweſenkorps, 
Beamte und Geſellen der Militärverpflegsbranche, dann zur Ma- 
ichinenbedienung auf Kriegsſchiffen für den Militärdienft unent- 
behrlich find. 

Dasſelbe war rüdfichtlich der Offiziere und der zur Leiftung 
des Offiziersdienſtes beſtimmten Kadetten und linteroffiziere der 
beiden Landwehren der Fall, wenigften3 infoweit deren dauernde 
Belaffung in ihren Anftellungen in Frage Fam. 

Da gemäß 8 26, Abſatz 2, des Wehrgefebe3 nur die „An 
geitellten” im Poft-, Telegraphen- und Eifenbahndienfte (und in- 
folge nachträglicher Beftimmung auch im Dampficiffahrtsdienfte) 
und auch diefe nur infomweit Anspruch auf die in Rede ſtehende 
Begünftigung haben, al3 diefelben für die „Aufrechthaltung” des 
„Betriebes“ unentbehrlich find, fo kann diefe Begünftigung auf 
ſolche Wehrpflichtige, welche nicht auf definitiven Dienftpoften oder 
nit im eigentlihen Betriebödienfte, fondern im Abminiftrativ-, 
Rechnungs» und Kanzleimanipulationadienfte oder auf Dienſtpoſten 
verwendet werben, für welche eine befondere Schulung nit er- 
forderfih und ein Erfah durch andere Perſonen leichter möglich 
ift, nicht ausgedehnt werden. 


Dies gilt namentlich von proviforifhen und Aushilfsbeamten, 
Diurniften, Schreibern, Eleven, Afpiranten, Bolontären, Pflanze 
ihülern und Lehrlingen. Ferner von Stationdauffehern, Avijeuren, 
Portieren, Tor- und Nachtwächtern, Stationd-, Kanzlei-, Bureau«, 
Saal-, Schul- und Magazinddienern; deögleihen von Ofenheizern, 
Zimmerpugern, Gepädträgern, Verſchiebern und Wagenfchiebern 
(mit Ausnahme der Partieführer und Oberwagenſchieber), von 
Magazindaufpaffern, Magazind-, Stations⸗ und Kohlenarbeitern, 
von Arbeitern ohne nähere Bezeihnung und Taglöhnern, endlich 
von Laboranten, Lithographen und Druckern. 

Es ift daher auch die allgemeine Bezeichnung „Beamter“ in 
den Verzeichniffen nicht genügend, um die Befchäftigung, beziehungs- 
weife die Unentbehrlichkeit daraus erkennen zu können. 
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4. Bei ber in ber Nubril 5 ber Berzeichniffe nach For⸗ 
mulare lit. A einzutragenden Motivierung der Unentbehrlichkeit 
jede8 einzelnen auf feinem Dienftpoften erfcheint e3 nicht zu- 
läffig, die Unentbehrlichkeit duch eine Gefamtmotivierung zu be 
gründen, da bei jedem einzelnen die Unentbehrlichkeit ob feines 
zu leiftenden Dienſtes geprüft werden muß. Zur Erleichterung 
der Überfiht und der Prüfung können jedoch die Namen nad) 
ber Gleichartigleit der Verwendung ber betreffenden Perfonen im 
Betriebsdienfte gruppiert werben. 

5. Veränderungen, welche ſich nach der Einfendung der Ber- 
zeichniffe bei ben darin aufgenommenen Wehrpflichtigen durch 
Zrangferierung, Todesfall oder Dienftesantritt ergeben, ſind mit 
tunlichſter Beſchleunigung anher mitzuteilen. 

Jene Eiſenbahn⸗ und Dampficiffahetäbebienfteten, deren An⸗ 
ſtellunggort nicht in den im Reichsrate vertretenen Königreichen 
und Ländern, fondern in den Ländern der ungarifhen Krone 
gelegen ift, find -in die hierher vorzulegenden Verzeichniſſe nicht 
aufzunehmen, fondern dem königl. ungariſchen Minifterium für 
öffentliche Urbeiten und Kommunilationen einzugeben. (HM. 26. De- 
zember 1877, 8. 38.145.) 

Aus Anlaß eines vorgelommenen Falles hat das Reichs⸗ 
friegaminifterium3 mittel Note vom 16. Juli I. J., Abteilung 2, 
Nr. 4174, anher mitgeteilt, daß die mwehrpflichtigen Bahnbedien- 
fteten, deren Belaſſung auf ihren Dienftpoften im Mobilifierung3- 
falle bi3 zur Beendigung derfelben bewilligt wurde, wenn 
ihre SHeranziehung zur aktiven Militärdienitleiftung erforderlich 
ift, gleih allen anderen MWehrpflichtigen einberufen werben, — 
die betreffende Bahnverwaltung jedod), infofern fie Die ämtliche 
Berftändigung über die bewilligte zeitweilige Belaſſung eines 
Einberufenen auf feinem Dienftpoften erhalten hat, denſelben an⸗ 
ſtandslos bis ſpäteſtens zum 26. Mobiliſierungstage im Eifen- 
bahndienſte rückbehalten kann und erſt dann zur Einrückung an- 
weiſen muß. (HM. 2. Auguſt 1878, 8. 21.142, CB. 1878: 101.) 

Sm Nachhange zu dem 5. o. Erlaſſe vom 2. Auguft 1878, 
Ne. 21.142, gebe ich dem Verwaltungsrate befannt, bob auch die 
der CL und £ ungarifchen Landwehr angehörigen Bebtenfteten, 
deren Belafjung auf ihren Dienftpoften bis zum 26. Mobilifie- 
rungstage bewilligt wurde, wenn ihre Heranziehung zur aktiven 
Arititärbienfkfeiftung im Mobilifierungsfalle erforderlich ift, gleich 
allen anderen Tandwehrpjlichtigen Individuen einberufen werben, 
und zwar bei einer teilmeifen Mobilifierung mittel Einberufungs- 
farten, bei einer allgemeinen Mobilifierung Hingegen ohne Zu— 
ftellung von folchen Karten durch allgemeine Kundmachung, refp. 
Maffeneinberufung. 

Der Bermwaltungsrat Tann jedody derartige Wehrpflichtige, 
infofern er die amtliche PVerftändigung über die zeitlihe Be— 
freiung berjelben erhalten hat, anſtandslos bis fpäteftens zum 
26. Mobilijierungstage im Dienfte zurücdbehalten, muß Ddiefelben 
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jedoch dann, ohne eine weitere ſpezielle Aufforderung abzuwarten, 
zur Einrückung anweiſen. (HM. 17. Februar 1879, 8. 23.906 
ex 1878, CB. 1879: 26.) 

Das Reichskriegsminiſterium und das Miniftertum für Landes- 
verteidigung Haben ihre Bereitwilligleit erflärt, jene mehrpflich- 
tigen Eifenbahnbedienfteten, bie nur bis zum 26. Mobilifierungs- 
tage von der Einrüdung befreit wurden, gegebenenfalld, nad) 
Maßgabe ber diesfälligen Unforderungen an die betreffenden Ber- 
fehralinien, auch über biefen Zeitpunkt hinaus, für die Dauer . 
der Notwendigkeit auf ihrem Dienftpoften zu belaffen. 

Da diefe eventuell in Ausficht genommene Verfügung dur 
die tatfächlichen Verhältniffe im Mobilifierungsfall beftimmt werde, 
nfüffe die Ausführung dieſes prinzipiell gegebenen Zugeſtändniſſes 
ſelbſtverſtändlich dem Zeitpunkte vorbehalten bleiben, welcher Die 
Beurteilung ber Notwendigkeit wie de3 Umfanges dieſer Maß—⸗ 
regel ermögliche. (HM. 6. Auguft 1879, 8. 16.732, CB. 1879: 95.) 

Da nad bem Gefege vom 1. Juli 1872, RGB. Nr. 68, 
8 15, al. 3, zu den gefeglichen zwei-, beziehungsmweife dreiwöchent⸗ 
lichen Waffenübungen noch ein Aus⸗ und Abrüftungdtag eingerechnet 
werden muß, fonad die Leit, welche die Mannſchaft bei ber 
Truppe zubringt, ſich auf 16, beziehungsweiſe 23 Tage erftredt, 
jo wird die Verwaltung über Erſuchen de3 genannten Minifte- 
riums eingeladen, dad Erforderliche zu veranlaffen, daß ben zur 
Waffenübung einrüdenden Landmwehrperfonen, ohne Einrechnung 
der Hin- und Retourreife, der Urlaub ſtets auf die ganze Dauer 
der Waffenübung, d. i. 16, beziehungsmeife 23 Tage bemilligt 
werde. (HM. 24. Auguſt 1881, 8. 22.789, CB. 1881: 102.) 

Das Landesverteidigungsminifterium hat, der Anregung einer 
öfterreichifchen Bahnverwaltung entfprechend, die unterftehenden Be⸗ 
hörden, Truppen und Anftalten angewiefen, die Einberufung 
arten für bie zu den Waffenübungen einzuberufenden Bahnbebien- 
fteten Tünftighin derart auszufüllen, daß zu den Waffenübungen 
auch je ein Abrüftungstag gerechnet, demnach die Yrift für bie 
ine fofort auf 16, beziehungsweiſe 23 Tage feitgeitelit 
werde. (HM. 10. Auguft 1882, 8. 28.095, EB. 1882: 97.) 

Um die Wustragung der auf bie Waffenübungsenthebung von 
Landwehrperfonen abzielenden Agenden zu vereinfachen und zu 
befchleunigen, wurde laut Mitteilung des Minifteriums für Landes 
verteidigung vom 12. Dezember 1886, 8. 18.282/3932 IV, bie 
bisher diefem Minifterium nah bem drittlebten Wlinea im 8 27 
des GStatut3 für die Ef. Landwehr vorbehaltene Enticheidung 
über Enthebungsanfuchen für die im öffentlichen Dienfte ftehenden 
Perfonen der Landwehr in erfter Inſtanz den Landwehrkom⸗ 
manden übertragen und wurden Diefelben zugleich aufgefordert, 
die Diesfall3 an fie gelangenden Einfchreiten ber Behörden ıc. 
um ®Berlegung des Waffenübungstermined oder gänzlide Ent- 
hebung eine® Beamten von der Waffenübung, —* es die 
Intereſſen des militäriſchen Dienſtes, unter Bedachtnahme auf 


Erfüllung der Wehrpflicht. 1089 


eine (bei Offizieren) etwa gebotene Erfabzumeifung geftatten, in 
Berückſichtigung zu stehen, (HM. 31. Sänner 1887, 8. 48.517 
ex 1886, CB. 1887:20.) 


2, Landſturm. 
Geſetz vom 6. Juni 1886, RGB. Nr, 90. 


8 2.... Landſturmpflichtige, welche für die Beſorgung 
der Angelegenheiten des öffentlichen Dienſtes oder Intereſſes 
unentbehrlich ſind, können vom Landſturmdienſte enthoben 
werden. 


Verordnung des Miniſteriums für Landesverteidigung vom 
19. Jünner 1887, RGB. Nr. 5, 


womit die „Vorſchriften“, betreffend die Organiſation des Land⸗ 
ſturmes für die im Reichsrate vertretenen Königreiche und Länder, 
mit Ausnahme von Tirol und Vorarlberg, verlautbart werden. 


8 15. Enthebung vom Landſturmdienſte. 


62. Die Enthebung vom Landſturmdienſte (von ber aftiven 
Dienflleiftung im Landfturme) Tann und foll fchon im Frieden 
jenen Landflurmpflichtigen erteilt werben, welche zur Bejorgung 
der Angelegenheiten des öffentlichen PDienftes auf ihren Dienft- 
poften unentbehrlich find. 


. Demgemäß Tann die Enthebung nit von den Land⸗ 
Aurmpflichtigen ſelbſt angeſucht, ſondern nur von jenen Behörden 
oder Verkehrsanſtalten in Antrag gebracht werden, für deren 
Dienſtzweig, beziehungsweiſe Dienſtbetrieb dieſelbe als notwendig 
erachtet und angeſtrebt wird. 

Anträge auf Enthebungen und dieſe ſelbſt find auf den une 
umgänglichiten Bedarf zu bejchränten. 

63. Die Anträge auf Enthebung vom Landfturmdienfte werben 
mittel® Verzeichniſſen nah dem Mufter Beilage 12*) geftellt. 

Bei der Verfaſſung ber Verzeichniffe ift mit voller Genauig- 
feit vorzugehen, beſonders in bezug auf die Nubrifen 11/,, 2, 
3 und 4, welche, wenn möglich, auf Grund amtlicher Schriftitüde 
ausgefüllt werden follen. Unrichtige Eintragungen würden weit⸗ 
wendige. Erhebungen verurfacdhen und diefe zumeift jene Stelle 
belaften, welche den Unlaß dazu gegeben hat. 

Bum Zwecke der Vereinfachung des Borganges bei der Ber- 
zeihnung der Landflurmpflichtigen behufß der Enthebung vom 


*) Wurde nicht abgedrudt. 
Gef. Sig. XVII. Eifenbahngefeße. 69 


1090 Perſonalvorſchriften. 


Landſturmdienſte ſind innerhalb jedes Dienſtzweiges Verzeichniſſe 
gleichen Formates zu verfaſſen, damit mehrere derſelben an⸗ 
einander gereiht werden können. 


Falls der Landſturmpflichtige bereits im Vorjahre die Ent— 
hebung erhalten hat, iſt das Landſturm⸗Enthebungszertifikat bei- 
zuſchließen. 

64. Die Anträge auf Enthebung find von den Bor- 
ftänden der ka k. und der autonomen Behörden und Amter jährlich 
im Monate Jänner ben vorgefebten Landesbehörden vorzulegen, 
und von diefen begutachtet, unter Anfchluß ber eigenen Enthebungs- 
anträge dem Landwehr-(Landesverteidigungd-)Rommando zur ein«- 
vernehmliden Entfcheidung mitzuteilen — ohne Unterfchied der 
Buftändigfeit ber Betreffenden. 


Die Landesbehörden, einfchlieglih jener in Tirol und Bor- 
arlberg, find zur Antragitellung binfihtlih aller Landſturm⸗ 
pflichtigen berufen, welche fi auf Dienftpoften in ihrem XTerri- 
torialbereiche befinden und im Geltungägebiete des Lanbfturm- 
gefege® vom 6. Juni 1886 Yheimatzuftändig find. 

Bei der Erledigung feiten3 der Landwehrkommanden find bie 
Berzeichniffe der Landesbehörden rüdzuftelfen. 

Enthebungsanträge, hinfichtlich welcher ein Einvernehmen nicht 
zuftande kommt, können von ber Landesbehörde an ihre vorgefebte 
Bentrafftelle zur einvernehmlichen Entfcheidbung mit dem Mini- 
fterium für Landesverteidigung vorgelegt werden. 


66. Die Berkehrsanftalten reichen die Verzeichniffe der für ihren 
Dienftbetrieb unentbehrliden Landfturmpflichtigen dem k. k. Han⸗ 
delsminiſterium ein, welches die Enthebungsanträge dem, k. k. Mir 
nifterium für Lanbesverteidigung übermittelt.*) 


67. Wenn ein Enthobener in der angegebenen Gemeinde 
nicht Heimatzuftändig ift, fo hat die politifche Bezirksbehörde eine 
diesbezügliche Anfrage an die unmittelbar vorgejebte Behörde des 
Enthobenen — nah Umftänden im Pienftwege — beziehungs- 
mweife an die betreffende Verkehrsanſtalt zu richten und das 
Ergebni3 der Anfrage, wenn die urjprüngliden Daten baburd) 
imbiigert werden, auch dem Landfturmbezirksfommando mitzu- 
teilen. 

68. Die Vormerkung der Enthobenen ift von den poli- 
tifchen Bezirksbehörden in den Berzeichniffen der Landſturm⸗ 
pflichtigen und über ihren Auftrag auch von ben Gemeindevor- 
ftehungen in den Stammrolien in der Rubrik 15 zu bewirken. 

Die Landfturmbezirksfommanden haben die erhaltenen Auszüge 
au3 den Berzeichniffen zu fammeln und abgefondert aufzubewahren, 
ungültig gewordene Auszüge fofort auszufcheiden, beziehungsmeife 


*) Bol. HM. 21. September 1894, 3. 45.389. 
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bei dem betreffenden Landflurmpflichtigen die Ungültigkeit der 
Enthebung anzumerlen. 


Falls die Enthebung einen Landfturmpflichtigen betrifft, wel⸗ 
her für eine Dffiziersftelle defigniert war, und dieſe Enthebung 
nicht in dem Auszuge aus dem Verzeichniffe erfichtlich gemast 
wäre, fo ift eine ſolche Enthebung von ber politifchen Bezirks⸗ 
behörde dem Landſturmbezirkskommando belanntzugeben, und von 
dieſem mittel3 Indoſſatmeldung auf einer Abſchrift des Auszuges 
—ã Verzeichniſſe dem vorgeſetzten Landwehrkommando zu 
erichten. 


69. Die Enthobenen vom Zivilſtande erhalten „Landſturm⸗ 
enthebungszertifilate” nad) dem Mufter Beilage 13*), welche 
von jenen Landesbehörden, Bentralftellen oder oberften Hofämtern, 
die den Antrag auf Enthebung an da3 Landwehrlommando, be- 
ziehungsmweife an das Minifterium für Landeöverteidigung geleitet 
haben, ausgefertigt und im Wege der Vorgefegten ber Lanbiturm- 
pflichtigen denfelben ausgefolgt werben. 


RZandfturmpflichtige, welche bereit3 im Borjahre die Enthebung 
vom Landfturmdienfte erhalten haben, werben mit neuen Land» 
fturmenthebungszertifilaten nur in dem “alle beteilt, wenn ein 
einfacher Zufab über die Verlängerung ber Gültigkeitsdauer nicht 
genügte.**) 


73. Die Enthebung vom Landfturmdienite hat nur eine zeit» 
ide Gültigkeit, dauert bi8 Ende März des nächſten Jahres und 
wird durch den Austritt der Landfturmpflichtigen aus dem Dienfte 
ber Verkehrsanſtalt oder auch durch eine auf den Namen der 
Landſturmpflichtigen Tautende ſchriftliche Einberufung, welche aber 
nur vom Landwehrkommando, beziehungsmweife vom Minifterium 
für Landesverteidigung angeorbnet werden Tann — fofort außer 
Kraft gefegt. 

73. Ein ungültig gewordenes Landflurmenthebungszertifilat 
ift Durch die dem Landflurmpflichtigen unmittelbar vorgefegte Be⸗ 
hörbe, beziehungsmeife Verfehrsanftalt einzuziehen, al3 ungültig 
zu bezeichnen und der heimatzufländigen politifhen Bezirksbehörde 
zu überfenden, welche die Lölchung der Vormerkung im eigenen 
Verzeichniffe bewirkt und in der Stammrolfe ber heimatzuftän- 
digen Gemeinde veranlaßt und dann das Bertifilat an das Land» 
fturmbezirtdfommanbo fendet, welches den betreffenden Auszug 
aus dem Verzeichniſſe berichtigt und das Bertifilat vernichtet. 


75. Anträge auf Enthebung vom Landfturmdienfte ... für 
die bei Verkehrsanftalten im Okkupationsgebiete angeftellten Land⸗ 





*) Wurde nicht abgedrudt. 
**) Diefe Zertifikate find aufgehoben. Bgl. HM. 19. Dezember 
1888, 8. 44.702. 
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ſturmpflichtigen werden von der Betriebsdirektion (Leitung) dem 
15. Korpskommando übermittelt und im Sinne der vorſtehenden 
Beſtimmungen erledigt. 


Nach 8 16, Punkt 66, der Verordnung des Miniſteriums 
für Landesverteidigung vom 19. Jänner 1887, RGB. Nr. 5, 
haben die Verkehrsanſtalten die Verzeichniſſe der al3 für ihren 
Dienftbetrieb unentbehrlid, im Grunde des 8 2 des Landſturm⸗ 
gefepes vom 6. Juni 1886, RGB. Nr. 90, zur Enthebung vom 
andfturmbdienfte im Kriegäfalle in Antrag zu bringenden land» 
fturmpflichtigen Bedienſteten dem Handel3minifterium einzureichen. 

Die geehrten Verwaltungen merden baher eingeladen, für 
den Fall, ald bie nicht fehon gejchehen fein follte, fofort Die 
geeignete Einleitung zu treffen, daß die fraglichen Verzeichniſſe, bei 
deren Zuſammenſtellung im Sinne der zitierten Miniſterialver⸗ 
ordnung auf den unumgänglicdhen Bedarf fich zu beſchränken tft, ehe» 
ftend anher vorgelegt werben. 

Nachdem jedoch bereits Fälle vorgefommen find, daß Bahn- 
verwaltungen Berzeichniffe eingereiht Haben, die den Beitim- 
mungen des Punktes 63 der Verordnung, beziehungsweife dem 
Mufter der Beilage 12 berfelben nicht entjprechen, jo werben 
die geehrten Verwaltungen aufmerkſam gemadt, bei der Ber- 
zeichnung der Lanbflurmpflichtigen behufs Enthebung vom Land- 
fturmbienfte ſich ſtreng nach) dem vorgefchriebenen Formulare zu 
halten und die einzelnen Rubriken mit aller Sorgfalt und Ge 
nauigfeit auszufüllen, 


Bei Landfturmpflichtigen, aus deren Bezeichnung ihre Be 
fhäftigung nicht zur Genüge zu erfehen ift, wie beiſpielsweiſe 
bei Zaglöhnern, melde die Dienfte eines Weichenwächters oder 
Aushilfs- ober Ablöſewächters verfehen, oder in Oberbaupartien 
ſtändig eingereiht find ꝛc., iſt diefe Beſchäftigung ausdrücklich 
erſichtlich zu machen. 

Zur Vereinfachung des Vorganges bei dieſer Verzeichnung 
und mithin zur Ermöglichung einer beſchleunigten Vorlage der 
Verzeichniſſe wird auf den Umſtand hingewieſen, daß es genügt, 
die Verzeichniſſe getrennt nach Dienſtzweigen in dem einheitlichen 
Papierformate, wie ſolches mit dem h. o. Erlaſſe vom 15. De- 
zember 1886, 3. 45.155 (CB. 1887:1, ©. 1), bezüglich der im 
Mobilifierungsfalle in ihren Anftellungen zu belafjenden mehr- 
pflichtigen Bedienfteten borgegeichnet wurde, von ben einzelnen 
Dienftabteilungen abzuverlangen und lediglich aneinander gereiht 
und geheftet mit einem beftimmten Antrage ander zu leiten. 
(HM. 20. Februar 1887, 3. 4553, BB. 1887: 28.) 


Um eine Wiederholung der mannigfachen VBerfehen zu be» 
gegnen, welde nad hieramtliher Wahrnehmung in den feitens 
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mehrerer Bahnvermwaltungen erftatteten Vorlagen behufs Enthebung 
ihrer Bedienfteten vom Landfturmdienfte in diefem Jahre unter- 
laufen find, fieht ſich das Handelsminiſterium veranlaßt, den 
geehrten Verwaltungen für die Folgezeit nachſtehende Direktiven 
zur Darnachachtung mitzuteilen: 


A. Verzjeichniſſæ. 


Nah) 8 15, 8. 66, der Landflurmverordnung vom 19. Jänner 
1887, RGB. Nr. 5, haben die Bahnverwaltungen die Verzeichniffe 
bes für ihren Dienftbetrieb unentbehrlichen Tandfturmpflichtigen 
Perſonales behufs deſſen Enthebung vom Landfturmdienfte im 
Kriegsfall dem Handel3minifterium jährlih im Monate Jänner 
(3. 64) einzureichen. 


1. Gliederung der Berzeichniſſe. 


Bei der Berzeichnung der zur Enthebung beantragten land» 
ſturmpflichtigen Bedienfteten Hat jede Eifenbahnverwaltung drei 
äußerlich voneinander getrennte Berzeichniffe aufzulegen, und zwar 
find aufzunehmen: 


a) in das Verzeichnis I: 


Die Landfturmpflichtigen, welche in den im Reichsrate ver- 
tretenen Königreihen und Ländern heimatberedhtigt find, ein- 
ſchließlich der Tiroler und Borarlberger, jedoh ausſchließ— 
li der Offiziere und Militärbeamten bes Ruheſtandes und des 
Verhältniſſes „der Evidenz” und „außer Dienft”; 


by in das Verzeichnis I: 


Die eben genannten, in den öfterreihifchen Ländern heimat- 
zuftändigen Dffiziere und Militärbeamten des Ruheftandes und 
des Verhältniſſes „der Evidenz und „außer Dienſt“; 


c) in das Verzeichnis III: 


Die Landſturmpflichtigen, welche in den Ländern der unga— 
rifchen Krone heimatberechtigt find. 

Bei Aufſtellung dieſer drei Verzeichniſſe iſt ſich genau an 
das vorgeſchriebene Formular (3. 63, Beilage 12) zu halten. 

Bei diefer Gelegenheit wird aud die Aufmerkſamkeit ber 
geehrten Bahnvermaltungen auf den in Eurzer Zeit erfcheinenden 
eriten Nachtrag zu der Landfturmverordnung gelenkt, welcher 
neben anderen Berichtigungen aud Ergänzungen zum Mujter, 
Beilage 12, enthalten wird, und zwar werden bie Rubrilen: 
5 und 6 folgende Kopfterte erhalten: 

Rubrik 5: Hat aktiv gedient: urfprünglih im SHeere, ir 
der Kriegsmarine, Landwehr, GSendarmerie; Eharge — War 
in der Erfaßrejerve. 


* 
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Rubrik 6: Iſt für eine Offiziers- oder Beamtenſtelle im 
Landſturme befigniert. 

Diefe Anderung wolle bei der näcdjitjährigen Vorlage Der 
Verzeichniſſe bereit3 beachtet werben. 


2. Juhalt der Berzeichniſſe. 
Die einzelnen Rubriken find mit aller Sorgfalt und Genauig- 
feit auszufüllen. 
Hierbei wird bemerkt: 


a) zu der Rubrik 1: 

Die fortlaufenden Bahlen find von der Zentralleitung der 
betreffenden Bahn in der Art einzufegen, daß bie Sahlenreide 
beim Übergang vom Berzeichniffe I auf II fowie von II auf I 
nit unterbroden wird. 


b) zu der Rubrit 11%, und 5: 

Die Rubrik 11/, wird nur in die über Offiziere und Militär- 
beamte des Nuheftandes und de3 Verhältniſſes „der Evidenz“ 
und „außer Dienſt“ zu verfaffenden Verzeichnifje (II) aufgenommen. 

In diefen Verzeichniffen bleibt die Rubrik 5 Teer. 


c) zu der NRubril 4: 

Bei Ausfüllung diefer Rubrik wolle mit der größten Ge- 
nauigfeit und Rigoroſität, wenn möglih auf Grund amtlicher 
Schriftſtücke vorgegangen werben. 

Sn dieſer Rubrik ift erfichtli zu machen: 

1. Die Heimat3zuftändigleitögemeinde in richtiger Schreib- 
mweife; 

2. die politifche Bezirksbehörde (Ef. k. Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft oder Magiftrat) des Bezirkes, innerhalb deſſen Die vor⸗ 
angeführte Gemeinde gelegen ift, wobei fpeziell auf die Vermeidung 
de3 unliebfamermweife häufig vorgelommenen Fehlers aufmerkfam 
gemacht wird, daß ftatt des politifchen Bezirkes der Gerichts— 
bezirt eingetragen wurde; 

3. das Land, weldem bie in 38. 1 und 2 angeführten 
Bereiche angehören. . 

Alle Diefe drei Daten find bei jedem Landfturmpflichtigen, 
auch mwenn die noch fo ſelbſtverſtändlich erfcheinen jollte, ein- 
zufegen, zumal bei mangelhafter Nachweiſung der Heimatzuftändig- 
feit eine Enthebung nicht erfolgen Tann. 


d) zu der Rubrif 9: 


Bei Landfturmpflichtigen, aus deren Bezeichnung ihre Be- 
fHäftigung nicht zur Genüge erfehen werben Tann, wie beifpield- 
mweife bei Arbeitern oder Taglöhnern, welche die Dienfte eines 
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Weichen“, Aushilfs⸗ oder Ablöfemächters verfehen, oder in Ober⸗ 
baupartien fländig eingereiht find ⁊c., iſt diefe Beichäftigung 
ausdrücklich erfichtli) zu machen. 


e) zu der Rubrik 13. 


In dieſer Rubrik ift vorzugsweife der Grund für jede ſeitens 
der Bahngeſellſchaft in den Werzeichniffen eventuell vorgenommene 
Streihung erfihtlih zu machen. 


3. Änfiere Form der Verzeichniſſe. 


Bur Vereinfachung des ganzen Vorganges bei der Berzeicdh- 
nung de3 landfturmpflichtigen Bahnperjonale® und mithin zur 
fideren Einhaltung des vorgefchriebenen Termines (Monat Jänner) 
zur Vorlage der Enthebungsanträge wird auf ben Umſtand Hin- 
gewiefen, daß e3 genügt, die Verzeichniffe getrennt nad) Dienſt⸗ 
zweigen in dem einbeitlihen Papierformate, wie folches mit 
dem 5. a. Erlaſſe vom 15. Dezember 1886, 3. 45.155 (CB. 
1887:1) bezüglich der im Mobilifierungsfalle in ihren Anftel- 
tungen zu belafienden wehrpflichtigen Bedienſteten vorgezeichnet 
wurde, von ben einzelnen Pienftabteilungen abzuverlangen und 
lediglih aneinander gereiht und geheftet, wie aud 
im Sinne der obigen Bemerkung a) zu Rubrik 1 mit fortlaufen- 
ber Nummerierung verjehen, mit einem beflimmten Antrage anher 

leiten, 


zu 

Nah erfolgter Enthebung vom Landfturmdienite jeitend des 
t. i. Minifteriumsd für Landeöverteidigung erhalten bie geehrten 
Verwaltungen die vorgelegten Verzeichniſſe zurüdgeftellt. 


B. Auszüge, 


Unter Bugrundelegung diefer Verzeichniſſe haben ſodann die 
geehrten Berwaltungen die zum Zwecke der PVerftändigung ber 
heimatzuftändigen politifhen Bezirlöbehörden von den erfolgten 
Enthebungen erforderliden Auszüge zu verfaffen. 


1. Gegenfland der Auszüge. 


In diefe Auszüge find nur die vom Landiturmdienite ent- 
hobenen Bedienfteten, welche in den im Reichsrate vertretenen 
Königreichen und Ländern heimatberecdhtigt find, mit Ausſchluß 
der Offiziere und Militärbeamten de3 Ruheſtandes 
und des Berhältniffes „der Evidenz” und „außer 
Dienſt“, alfo nur die im Berzeichniffe I angeführten Bedien- 
fteten aufzunehmen. 

Die Auszüge find nach dem beitiegenben Mufter und getrennt 
nad den heimatzujtändigen politiichen Behörden I. Inſtanz (e k. Be» 
zirkshauptmannſchaft oder Magiftrat) aufzuftellen, und Die ein- 
zelnen Rubriken nad den entſprechenden Rubriken des Original⸗ 
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verzeichniſſes genau auszufüllen. In die Rubrik 1 der Auszüge 
iſt die entſprechende Numerierung aus der Rubrik 1 der Ber- 
zeichniffe einzufenden. 


2. Auffieliung der Auszüge. 


Als Grundfag wollen die geehrten Verwaltungen ſich vor 
Uugen Halten, daß für die Aufftellung der Auszüge die zurüd- 
fangenden VBerzeichniffe einzig und allein maßgebend find, 
und daß mithin in die Auszüge feine in der Zwiſchenzeit etwa 
eingetretenen, wie immer gearteten Veränderungen aufzunehmen 


Änderungen von Belang, welche beifpielöweife in der aus- 
gewieſenen Heimatzuftändigfeit eingetreten jind (3. 67), oder durch 
welche die Enthebung außer Kraft tritt (8. 73), find vielmehr 
der auögeiviefenen politiihen Bezirksbehörde, aber erft zu einer 
Zeit mitzuteilen, zu welcher diefelbe von der erfolgten Enthebung 
bereit3 verftändigt iſt. 


Ein arger Berftoß einiger Verwaltungen war es, daß felbit 
einzelne Auszüge nah Gerichtsbezirken aufgejtellt wurden, mie 
nicht minder, daß zwiichen den Magiftraten und den gleichnamigen 
Bezirkshauptmannfchaften eine Unterfcheidung nicht gemacht mwurbe. 


Das Handeldminifterium gibt der Erwartung Ausdrud, daß 
derlei Berjtöße in Hinkunft werden vermieden werden. 


Nahdem auch Fälle vorgelommen find, daß Auszüge für 
den Dienftbereich einer politiichen Bezirksbehörde ausgeftellt mur- 
den, welche infolge einer Änderung in der Bezirkdeinteilung bereits 
jeit Jahren ihre Tätigkeit eingejtellt Hat, jo wird den geehrten 
Bahnverwaltungen empfohlen, ſich ber neueften Auflage der etiva 
bei der Verfaffung der Verzeichniffe und Auszüge zu benligenden 
Hilfebücher zu bedienen. 


3. Yorlage der Auszüge. *) 


Die Auszüge find fodann unter Anſchluß der Originalver- 
zeichniffe dem Handelsminiſterium vorzulegen. 


Bei Vorlage diefer Auszüge ift folgende Ordnung und An- 
einanderreihung zu beobachten: 

1. Die nad den heimatzuftändigen Bezirksbehörden aufge- 
ftellten Auszüge find nad) Ländern georbnet, in alphabetifcher 
Ordnung der politifchen Bezirksbehörden aneinander zu reihen und 
die je ein Land betreffenden Auszüge in eine ftarle Papier⸗ 
jchleife zu Tegen. 


*) Bgl. HM. 19. Dezember 1888, 8. 44.702, ©. 1098. 
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2. Diefe Auszüge find ſodann in der angeführten NReihen- 
folge mit einer fortlaufenden Numerierung (die Nummer ift 
auswärts in die obere linke Ede des uszuge? zu fchreiben) 
derart zu verjehen, daß bie Zahlenreihe beim Übergang auf die 
ein andere Land betreffenden Auszüge nicht unterbrodien wird. 

3. Über fämtliche Verzeichniſſe ift eine Konfignation unter 
Einhaltung derjelben Reihenfolge nad) beiliegendem Mufter zu 
verfaffen. 

4. Für den Fall, ald das Verzeichnis einer politischen Be- 
zirksbehörde mehrere Bogen umfaffen follte, find dieje zu Heften. 


C. Enthebungssertifikate, *) 
(HM. 23. November 1887, 3. 45.022, VB. 1888: 2,) 





In wiederholten Fällen gelangen an das Handel3minifterium 
von den politiihen Bezirksbehörden Anzeigen des Inhaltes, daß 
vom Xanditurmdienite enthobene Eifenbahnbebienjtete in der laut 
des mitgeteilten Auszuges aus den bezüglichen Verzeichniſſen 
angegebenen Gemeinde nicht Heimatberechtigt find und jomit bie 
Bormerkung ber verfügten Enthebung im Sinne des 8 15, 2. 68, 
der Landfturmverordnung vom 19. Sinner 1887, RGB. Nr. 5, 
nicht erfolgen Tonnte. 

Das Handeldminifterium hat biefe Unzeigen unter Hinweijung 
auf die Vorſchrift des 8 15, 8. 67, bisher den politifchen Be— 
zirlsbehörden zur entfprechenden wäleren Verfügung unmittelbar 
urüdgefeitt 

achdem ſich jedoch dieſe Fälle immer mehr häufen, wird 
die politifche Landesſtelle auf Grund des "mit dem k.k. Minifter 
rium für Landesverteidigung gepflogenen Einvernehmens einge- 
laden, die unterftehenden politiihen Bezirksbehörden im Ginne 
der erwähnten Beftimmung bes $ 15, 3 67, unverzäglih an⸗ 
zumweifen, im alle ein vom Landfturmdienfte enthobener Bahn 
bedienfteter in ber angegebenen Gemeinde nicht heimatzuftändig 
ift, fofort und ohne Vermittlung des Handelsminiſteriums Die 
bezüglicde Anfrage unmittelbar an bie betreffende Verkehrsanſtalt 
zu richten und da3 Ergebni der Anfrage, wenn die urjprüng- 
lien Daten dadurch modifiziert werben, nicht nur der nah Maß- 
gabe der feitgeftellten Heimatberechtigung fodann als zuftändig 
erfcheinenden politiichen Bezirksbehörde, fondern auch dem Land» 
ſturmbezirkskommando unmittelbar mitzuteilen. 

Diefer Vorgang ift auch in jenen Fällen einzuhalten, in 
welchen die politifchen Bezirlsbehörben die Wahrnehmung machen, 
daß in dem mitgeteilten Auszuge des Verzeichniſſes andere ala 
bie borhin beſprochenen Unrichtigkeiten ſeitens der Bahuverwal⸗ 


9 Dieſe ‚Bertifitte Iinb aufgehoben. (Vgl. HM. 19. Dezember 
1888, 3. 44.702, 1098.) 





1098 Perſonalvorſchriften. 


tung unterlaufen ſind, wie beiſpielsweiſe, wenn der enthobene 
Bahnbedienſtete etwa Ausländer iſt, oder wegen Angehörigkeit zum 
ka k. Heere, zur Kriegsmarine, zur Erſatzreſerve oder Landwehr 
überhaupt, oder ſonſt aus einem anderen Grunde nicht landſturm⸗ 
ah (HM. 16. Jänner 1888, 8. 49.806 ex 1887, BB. 


Das Min. f. Landeöverteidigung Hat dem Wegfall der Aus 
ſtellung der Landfturmenthebungszertifilate zugeftimmt, dagegen 
im Intereſſe einer rafhen Durchführung ber Landfturmenthebungen 
das Erſuchen geftellt, die Vorlage der Enthebungsverzeichnijje 
zu veranlaffen. 


Die geehrte Gefellichaft wird hiervon mit der Aufforderung 
in Kenntnis gefegt, die nad) H. a. Weifungen vom 23. Novem- 
ber 1887, Nr. 45.022, BB. Nr. 2 ex 1888, genau zu ver⸗ 
fajfenden Berzeichniffe von nun an in duplo, und zwar mit 
Rückſicht auf die Dringlichkeit der Enthebungen innerhalb der erften 
Hälfte de3 Monates Jänner 1889 zu überreichen. 


Hierbei kann das Handel3minifterium nicht umhin, neuerlich 
insbefondere darauf Hinzumeifen, daß bei Landfturmpflichtigen, 
aus deren Bezeichnung ihre Beichäftigung nicht zur Genüge er- 
jehen werden Tann, wie beifpielämweife bei Arbeitern oder Tag- 
löhnern, welche die Dienfte eines Weichen“, Aushilfe, Ablöfe- 
wächters oder eined Bremſers verjehen oder in Oberbaupartien 
ftändig eingereiht find ꝛc., dieſe Beichäftigung ausdrücklich er- 
ſichtlich zu machen ift, da fonit die Enthebung ber fraglichen 
Individuen, fofern fie als Arbeiter oder Taglöhner u. dgl. 
ſchlechtweg bezeichnet maren, nicht erteilt werben könnte. 


An Stelle der den Enthobenen zuguftellenden Bertififate tritt 
nunmehr an die geehrte Gefellihaft die Verpflichtung heran, 
die enthobenen Landfturmpflichtigen in zuverläffiger Weife von 
ihrer erfolgten Enthebung, beziehungsmweife von dem eventuellen 
Außerkrafttreten derjelben in Kenntnis zu feßen. 


Durch den Wegfall der Ausftellung der Enthebungszertififate 
wird weiter der geehrten Gefelffchaft die Obliegenheit erwachſen, 
an Gtelle der Einfendung des ungültig gewordenen Zertifikates 
an die heimatzuftändige politifche Bezirksbehörde (8. 73, Land- 
fturmverordnung) dieſer Behörde die erforderliche Anzeige von 
dem Erlöfhen der Landflurmenthebung zu erftatten. 

Die für das Gegenitandsjahr ausgeftellten Zertififute find 
nad) dem Ablaufe der Gültigkeit derfelben einzuziehen und zu 
vernichten. 


Bei diefem Anlafje findet das Hanbelöminifterium zum Bmede 
der notwendigen Befchleunigung in der Durchführung der all» 
jährlichen Enthebungen im Einvernehmen mit dem k.k. Reichs- 
friegaminifterium endlich Zu verfügen, daß die geehrte Gejell- 
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ihaft in Abänderung ber Vorſchrift B/3 des vorbezogenen 5. a. 
Erlaffe8 vom 23. November 1887, 3. 45.0223, die Verſtändigung 
der heimatzuftändigen politischen Brzivksbehörden bon den er—⸗ 
folgten Enthebungen mittels der vorgezeichneten Auszüge un— 
mittelbar (ohne Vermittlung des Handelsminiſteriums) und 
unter eigener Verantwortung für die Richtigkeit und Genauigkeit 
vorzunehmen und über den —** mit tunlichſter Beſchleunigung 
anher zu berichten haben wird. In dieſem Sinne ergeht gleich 
zeitig auch an die politifchen Bezirksbehörden die 
1889: 1)° (HM. 19. Dezember 1888, 8. 44.702, BB. 
1 


Um die umfangreiche und zeitraubende, jährlich wiederkehrende 
Berzeihnung der zur Enthebung vom Landfturmdienfte zu be» 
antragenden Perfonen, welche bei den Eifenbahn- und Dampj- 
Thiffahrt3unternehmungen bedienftet find, tunlichft zu be— 
Ihränten und bie bezüglihen Erledigungen zu beſchleunigen, hat 
03 EL. Minifterium für Landesverteidigung mit dem Erlaſſe 
vom 16. Auguſt 1.5, 8. 15.874—3601 IV, unter Bezug- 
nahme auf ben 8 15 ber Vorſchriften, betreffend die Organiſa⸗ 
tion des Landſturmes — im Einvernehmen mit dem Ef. k. Handels⸗ 
minifterium — folgendes verfügt: 

1. Die obgenannten Berkehrsanftalten Haben jährlich um 
die Enthebung der im abgelaufenen Jahre vom Landfturm- 
diente Enthobenen — mittel3 Berichtes — anzufuchen und nur 
über diejenigen landflurmpflichtigen Perfonen die im Punkte 66 
der Landfturmorganifationsvoriähriften angeordneten „Berzeichniffe” 
(in duplo) vorzulegen, welche bei ben vorgenannten Berlehrs- 
anftalten tatſächlich angeftellt find und im legten Jahre vom 
Landfturmdienfte nicht enthoben waren. 


In diefen Verzeichniffen Hat ſich die „Fortlaufende Base 
an die Schlußnummer der zulegt dem ff. Minifterium für 
Zandesverteidigung überfendeten Berzeichniffe anzufchließen. 


2. Die im laufenden Sabre auf Grund der Enthebungs- 
anträge der vorgedadhten Verfehrsanftalten bi8 Ende März 1895 
bewilligten Enthebungen, deren Vormerkung in den Evidenzbehelfen 
der Rommanden und Behörden fchon erfolgt fein muß, haben für 
die ferneren Enthebungen al3 Grundlage zu dienen. 


3. Nachdem die bei den oberwähnten PVerlehrsanitalten be— 
dienfteten Iandfturmpflichtigen Perfonen jährlih zu entheben 
find, jo werden, um den Beitimmungen der Punkte 62, 69 und 
72 der vorgedachten Borfhriften zu entiprechen, ſowohl das 
k. k. Handelsminiſterium als auch die Landwehrterritorial⸗ und 
Landſturmbezirkskommanden ſeitens des k. E Miniſteriums für 
Landesverteidigung verſtändigt, daß den gedienten ſowie den nach 
Fa 62A der erwähnten Vorfchriften fpeziell bezeichneten Sand, 

tmpflichtigen, welche bei den Verkehrsanſtalten bedienftet find 
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und im letzten Jahre enthoben waren, auf Grund der 
diesfälligen Enthebungsanträge (Berichte) die Enthebung vom 
Landſturmdienſte für das Jahr 18.., gültig bis Ende März 
18.., bewilligt wird. 


Bon ber erfolgten Enthebung vom Landfturmdienfte werben 
die politifchen Bezirksbehörden und durch dieſe Die Gemeindevor- 
ftehungen im Wege des k. k. Handelsminiſteriums verftändigt. 


4. Die ee vom Landfturmdienfte der mittel3 Ber- 
zeichniffen (ad 1) namentlich beantragten Verkehrsbedienſteten 
ift in Gemäßheit der Beltimmungen des 8 15 der Landfturm- 
organifationsvorjchriften — mie bisher — durchzuführen. 

5. Um die vom Landfturmdienfte enthobenen Landfturmpflich- 
tigen in fortlaufender Evidenz zu erhalten, beziehungsweife um 
über die Anzahl der vom Landiturmdienfte Enthobenen in Kenntnis 
zu fein, Haben die vorgenannten Berfehrsanitalten jährlich, 
gleichzeitig mit den im Punkte 1 erwähnten Enthebungsanträgen 
(Berichten), einen — nah mitfolgendem Muſter — in duplo 
verfaßten ‚Ausweis über diejenigen Landfturmpflichtigen, deren 
Enthebungsgründe im Jahre 18... erlofchen find” dem RL. k. Han⸗ 
def3minifterium vorzulegen, welches ein Pare dem k. k. Minifte- 
rium für Landesverteidigung übermittelt. 


6. Durch die im Punkte 5 erwähnte Vorlage der „Ausweiſe“ 
bleiben die Beitimmungen des Punktes 73, Abſatz 2, der Land- 
fturmorganifationsvorfchriften unberührt. 


7, Zur Erzielung einer leichteren Kontrolle der vom Land- 
fturmdienfte enthobenen Verkehrsbedienſteten ift nad Erhalt 
der im Punkte 3 erwähnten Verftändigung bei diejen Perfonen, 
zum Unterſchiede der übrigen vom Landflurmdienfte Enthobenen, 
in den betreffenden Epidenzbehelfen (in der Sturmrolle in ber 
Rubrik 15) einzutragen: „Eifenbahn-(Dampfihiffe)Bedien- 
fteter, Enthebung vom Landiturmdienfte bi3 Ende März 18.. 
bewilligt.“ 


Bei den im laufenden Jahre vom Landfturmdienfte be⸗ 
reit3 enthobenen obgenannten Verkehrsbedienſteten iſt diefe Ein- 
tragung fofort nachzuholen. 


8 Sollten fi im Laufe der Zeit die beim k. k. Minifterium 
für Landeöverteidigung erliegenden „Berzeichniffe” über die vom 
Landfturmdienfte enthobenen Verkehrsbedienſteten, wegen der jähr- 
ih vorzunehmenden Berichtigungen und Ergänzungen, zum wei—⸗ 
teren Dienſtgebrauche nicht mehr eignen, fo behält fi} das 
. k. Minifterium für Landesverteidigung vor, diefelben zur Neu- 
verfafjung und Wiedervorlage den gedachten Verkehrsanſtalten im 
Wege des k. k. Handelsminiſteriums rücdzuftellen. 


9. Die Enthebungsanträge über die bei den Danıpf- 
trammwayunternehmungen bedienfteten Tandfturmpflich- 
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tigen Lolomotivführer, Heizer, Kondulteure und Zugsbegleiter, 
welche in ber Evidenz des k. und k. Reichskriegsminiſteriums 
geführt werben, find auch in Hinkunft nad ben Beſtimmungen 
des 8 15 der Landflurmorganifationsporjchriften vorzulegen. 

Bon ben vorftehenden Anordnungen wird die geehrte Ber- 
waltung zur entfprechenden Darnachachtung, und zwar ad Punkt 3, 
Schlußabjag desfelben, mit der Maßgabe in Kenntnis geſetzt, 
daß es zum Bmede der erforberlihen Belchleunigung in ber 
Durchführung der alljährlichen Enthebungen auch in Hinkunft bei 
der vom Handelsminiſterium im Einvernehmen mit dem f. und A. 
Neichsfriegaminifterrum unterm 19. Dezember 1888, 8. 44.702, 
getroffenen Verfügung zu verbleiben Hat, wonad die Eijenbahn- 
verwaltungen bie Verſtändigung der heimatzuftändigen politischen 
Bezirksbehörden von der erfolgten Enthebung der Bahnbedienfteten 
unmittelbar, d. h. ohne Vermittlung des Handelsminiſteriums, 
vorzunehmen haben. 

Schließlich ergeht an die geehrte Verwaltung über Erſuchen 
des E. f. Miniftertumd für Landesverteidigung die Aufforderung, 
die nunmehr zur Enthebung vom Landfturmdienfte namentlich 
zu beantragenden Perfonen in ben betreffenden Berzeichniffen 
nach Landfturmaltersfiaffen und innerhalb derfelben nad der 
Heimatzuftändigfeit — und zwar bezirfhauptmannfchajtsmeife — 
zu ordnen. (HM. 21. September 1894, 3. 45.389.) 
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Meldepflicht der landſturmpflichtigen Eifenbahn: 
bedienfteten. 


Gefeb vom 10, Mai 1894, RGB. Nr. 83, 


betreffend die Meldepflicht von Landfturmpflichtigen der im 
Reichsrate vertretenen Königreiche und Länder mit Ausnahme 
| von Tirol und Vorarlberg. 


81. Diejenigen Landfturmpflichtigen, welche Angehörige des 

Heered, der Kriegdmarine, ber Landwehr (einfchließlih deren 

’ Erfagreferven) oder der Gendarmerie waren, fowie fonftige Land- 

‚ furmpflicätige, welche für den Fall der Aufbietung bes Land⸗ 
fturme3 zu befonderen Dienftleiftungen befigniert und zu ſolchem 
Zwecke mit Widmungslarten beteilt werden, find verpflichtet, 
einmal in jedem Sahre zu einem unter Bedachtnahme auf bie 
Erwerböverhältniffe im allgemeinen anzuberaumenden Zeitpunkte 
bei der Gemeindevorftehung des Aufenthalt3ortes, und nur in- 
fofern die zur Erfüllung des Zweckes nicht ausreichen würde, 
fonft bei der mit Berüdfichtigung de3 Aufenthaltes zu beftim- 
menden Perfon oder Behörde fich vorzuftellen. 

Der Minifter für Landesverteidigung kann unter befonderen 
Berhältniffen einzelnen Perſonen geftatten, die Meldung jchriftlich 
zu bewirten.*) Mit Widmungslarten beteilte Landfturmpflichtige 
Im überdies verpflichtet, jede Veränderung ihres ordentlichen 

ohnſitzes innerhalb dreißig Tagen der berufenen Behörde per- 
fönli oder ſchriftlich zu melden. 

8 2. Bezliglich der Übertretung ber in biefem Geſetze ftatuierten 
Verpflichtungen hat ber 2. Mu des 8 62 des Wehrgeſetzes vom 
Sahre 1889 Anwendung zu finden. 


C. Befreiung vom Geſchwornenamte. 
Gefe vom 23. Mai 1873, RGB. Nr. 121. 


8 3. Bu dem Geſchwornenamte find nicht zu berufen: 
. .. 5. die bei dem Eifenbahn-, XTelegraphen- und 
Dampfihiffahrtsbetriebe befchäftigten Perfonen. 


*) Laut Punkt 2 des 84 ber in der Durchführung des 
obigen Gefetes erlaffenen Verordnung des Minifteriumg für Landes- 
verteidigung vom 20. Auguft 1894, RGB. Nr. 182, wird ben 
Eifenbahnunternehmungen geftattet, die Meldungen der in ihrem 
Dienfte ftehenden Hierzu Berpflichteten entgegenzunehmen und Die 
betreffenden Meldeblätter, entfprechend ausgefüllt — jedoch jedenfalls 
vor dem anberaumten Borftellungstermine — der Aufenthalt3- 
gemeinde zu übermitteln. (HM. 3. Oktober 1894, 3. 50.788, 88. 119.) 
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8 6. Die Urlifte muß wenigftens acht Tage lang an 
dem Amisſitze des Gemeindevorſtehers zu jedermanns Einjicht 
aufliegen und e3 hat darüber die öffentliche Bekanntmachung 
auf die ortsübliche Weiſe mit der Belehrung über das Ein- 
ſpruchsrecht zu erfolgen. 

Sedem Beteiligten fteht es frei, mährend dieſer Frijt 
wegen Übergehung gejeblich zuläfliger oder wegen Eintragung 
gejeglih unfähiger und unzuläffiger Perfonen in die Xifte 
Ichriftlih oder. zu Protokoll Einfprud bei dem Gemeinde- 
vorfteher zu erheben oder in gleicher Weiſe feine Befreiungs- 
gründe geltend zu machen. 

Die Frage, ob Zentraldireftoren, Betriebsdireltoren, General- 
infpeftoren, Generaljetretäre der Eifenbahnen und deren Gtell- 
vertreter im Sinne des Abjabes 5 bes 83 des Geſetzes über 
die Bildung der Gefchwornenliften vom 23. Mai 1873, RGB 
Nr. 121, von der Berufung zum Gefchwornendienfte zu befreien 
feien, läßt ſich mit Rückſicht auf die Verjchiedenheit der Organi- 
fierung und Benennung der Dienſtesvorſtände bei den einzelnen 
Eifenbahnunternefmungen im allgemeinen nicht beantworten. Nach 
Anſchauung des Handeldminifteriums find die unter obigen Titeln 
bei den ie ngen angeftellten Funktionäre im Sinne 
ber bezogenen Gefeßeöbeflimmung nur dann von der Verpflichtung 
zur Leiftung des Gejchwornendienftes loszuzählen, wenn diefelben 
mit der Überwachung und Hberleitung des Eiſenbahnverkehrs⸗, 
Zugförderungs⸗ oder Bahnerhaltungsdienftes betraut find, wo⸗ 
gegen die Vorftände der übrigen Dienftesabteilungen ber Bentral- 
verwaltungen, wie insbefondere der Kontrolle und des fommer- 
ziellen Dienſtes allerdingd zum Gejchwornendienfte heranzuziehen 
wären. (M. d. J. 14. November 1875, 3. 4611, an die Statt- 
haltereien zu Wien, Prag und Lemberg, €8. 1876:11.) 


D. Befreiung vom Gerichtszengenamte. 


S 103 der Strafprozeßordnung vom 23. Mai 1873, 
RGB. Nr. 119. 

Es ift eine allgemeine Bürgerpflicht, fi} bei Unter- 
ſuchungshandlungen unentgeltlich als Gericht3zeuge verwenden 
zu laſſen. Diefe Pflicht trifft zunächſt die Bewohner jener 
Gemeinde, in welcher die Unterfuchungshandlung vorzu- 
nehmen ift. 

Befreit find: 

... Z. bei Eifenbahn- oder Dampfihifiahrten bejchät- 
tigte Perſonen. 

Ge. Sig. XVU. Eiſenbahngeſetze. 70 
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E. Strafgerichtlihe Vorladung und Verhaftung von 
Bahnbedienſteten. 


$ 158 der Strafprozeßordnung vom 23. Mai 1873, 
RGB. Nr. 119: 


Steht die zu vernehmende Perfon in einem öffentlichen 
Umte oder Dienite und muß zur Wahrung der öffentlichen 
Sicherheit oder anderer Öffentlicher Intereſſen eine Stellver- 
tretung während ihrer Verhinderung eintreten, fo ift der 
unmittelbare Vorgeſetzte von deren Borladung gleichzeitig zu 
benachrichtigen. 

Diefe Vorfchrift hat auch dann zu gelten, wenn Ange— 
ftellte von Eifenbahnen und Dampfichiffen, Berge,. Hütten>, 
Hammer und Walzwerldarbeiter, im Staats⸗ oder Ge- 
meindedienfte ftehende Sanität3perjonen, im öffentlichen oder 
Privatforftdienfte ftehende Perjonen vorzuladen find. 


8 176 der Strafprogeßorbnung vom 23. Mai 1873, 
RGB. Nr. 119: 


... Wird eine der im $ 158 erwähnten Perſonen in 
Haft genommen, fo ift deren unmittelbarer Vorgeſetzter hier- 
bon unverzüglih und, jofern feine bejonderen Bedenken 
entgegenftehen, noch vor dem Bollzuge des Verhaftsbefehls 
in Kenntnis zu ſetzen. Wird die Haft wieder aufgehoben, 
jo ift auch Died fofort mitzuteilen. 

Das k.k. Reichskriegsminiſterium hat mit dem Erlaſſe vom 
2. Dezember 1888, praes. Nr. 5646, nad; gepflogenem Einvernehmen 

. mit dem k. k. Minifterium für Landeöverteidigung und dem kgl. 
ungarifhen Minifterium für Landesverteidigung an alle Militär- 
territoriallommanden nachſtehende Verordnung erlaffen: 

Wird ein Gagift in der Reſerve, welcher bei einer Verkehrs 
anftalt bedienftet ift, auf Grund des 8 42, Punkt 3 der Evidenz- 
borfhrift, 2. Teil — Gagiften in der Reſerve — im Disziplinar- 
wege mit einer Arreftftrafe belegt, fo hat das ftrafberedhtigte 
Kommando (Behörde ıc.) hiervon der vorgejeßten PDienftbehörbe 
des betreffenden Gagiften in gleicher Weife Mitteilung zu machen, 
wie die bezüglich der kontrollpflichtigen Mannfchaft im 8 48, 
Punkt 15 der Evidenzporfchrift, 1. Teil, vorgeſchrieben ift. 

Die gleiche Mitteilung in den gedachken Behörden ſeitens ber 
Ergänzungsbezirld-(Plab-, Stationz-)Rommanden aud) dann zu 
maden, wenn wider einen Offizier in der Neferve auf Grund 
des 8 42, Punkt 2 der Evidenzvorſchrift, 2. Teil, eine militär- 
gerichtliche Unterfuchung verhängt wird, und wenn damit bie Ber- 
wahrung3haft oder ein Wechjel des Aufenthaltes verbunden: ift. 


Vorladung und Verhaftung von Bahnbedienfteten, 1107 


Müffen Hingegen Gagiften in der Reſerve, welche in einem 
anderen öffentlihen Amte oder Dienſte angeftellt find, im Dis- 
ziplinarwege beftraft oder unter den oberwähnten Borausfegungen 
in gerichtliche Unterfuchhung gezogen werden, fo iſt deren unmittel- 
bar vorgefeßte Dienftbehörde hiervon durch das betreffende Kom⸗ 
mando fhriftlih in Kenntnis zu ſetzen. 

Betreffen derlei Mitteilungen, beziehungsmeife Anzeigen einen 
Nejervegagiften, der bei einer Zentralſtelle angeftellt ift, fo ift 
hierüber dem Neichsfriegsminifterium bireft zu berichten. (HM 
16. Dezember 1888, 8. 48.715, VB. 1889:1.) 


Das k. k. Minifterium für Landesverteibigung hat mit dem 
Erlaſſe vom 21. November 1888, 8. 15.861/5137—IV, an alle 
Randwehr-(Landesverteidigungs-)Behörden fowie an die unterftehen- 
ben Kommanden, Truppen und Anftalten, nachfolgende Anord⸗ 
nung getroffen: 


„Wird ein Gagift des nichtaktiven Standes, welcher bei einer 
Verkehrsanſtalt bedienftet if, auf Grund des Punktes 652 des 
Dienftreglements 1. Teil, fowie der Punkte 649 und 652 der 
Ergänzungen zum Dienfreglement 1. Teil, in feiner Anwendung 
auf die f. f. Landwehr im Disziplinarwege mit einer Arreſtſtrafe 
belegt, ſo hat das ſtrafberechtigte Kommando (Behörde rc.) hiervon 
der vorgeſetzten Dienſtbehörde des betreffenden Gagiſten in gleicher 
Weiſe Mitteilung zu machen, wie dies bezüglich der kontroll⸗ 
pflichtigen Mannſchaft im 8 48, Punkt 15, der Evidenzvorſchrift 
für die kak. Landwehr, 1. Teil, vorgeſchrieben iſt.“ 

„Die gleihe Mitteilung ift den gedachten Behörden feiteng 
ber betreffenden Kommanden auch dann zu madjen, wenn wider 
einen Offizier des nichtaftiven Standes auf Grund des 8 2 des 
Landwehr⸗Jurisdiktionsgeſetzes vom 2. April 1885 (LnB.) 
Nr. 16) eine militärgerichtlihe Unterfuchung verhängt wird, und 
wenn bamit bie Verwahrungshaft oder ein Wechſel des Aufent⸗ 
haltes verbunden iſt.“ 


„Müſſen hingegen Gagiſten des nichtaktiven Standes, melde 
in einem anderen öffentlichen Amte oder Dienſte angeſteilt ſind, 
im Disziplinarwege beſtraft oder unter den oberwähnten Voraus⸗ 
ſetzungen in —— Unterſuchung gezogen werden, ſo iſt deren 
unmittelbare vorgeſetzte Dienſtbehörde Hiervon durch das betref- 
fende Kommando ſchriftlich in Kenntnis zu ſetzen.“ 


„Betreffen derlei Mitteilungen, beziehungsweiſe Anzeigen einen 
Gagiſten des nichtaktiven Standes, der bei einer Zentralſtelle 
angeſtellt iſt, fo iſt hierüber dem Miniſterium für Landesver⸗ 
teidigung direkt zu berichten.“ 


Hiervon wird die geehrte Verwaltung im Nachhange zum h. o. 
Erlaſſe vom 16. Dezember 1888, 3. 48.715, in Kenninid geſetzt. 
(HM. 31. Dezember 1888, 8. 48.577, BB. 1889: 5.) 
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IV. Geſetzliche Regelung des Irbeitsverhältniſſes. 


Geſetz vom 28. Iuli 1902, RGB. Nr. 155, 


betreffend die Regelung des Wrbeit3verhältniffes der bei 
Regiebauten von Eifenbahnen und in den Hilfsanftalten 
derjelben verwendeten Arbeiter. 


I. Allgemeine Beftimmungen. 

$ 1. Inſoweit dieſes Geſetz Feine anderen Beſtimmungen 
enthält, wird dag Arbeitsverhältnis zwifchen den Bahnverwal— 
tungen und den bei NRegiebauten der Eijenbahnen und in 
den Hilfsanftalten derfelben bejchäftigten Arbeitern innerhalb 
ber durch Die Gejege gezogenen Grenzen durch freie Überein- 
funft beitimmt. In Ermanglung einer ſolchen Übereinkunft 
entfcheiden das allgemeine bürgerliche Geſetzbuch und die jon- 
ftigen gejeglichen Vorſchriften. 

8 2. Unter Regiebauten find alle außerhalb des Rahmens 
der gewöhnlichen Bahnerhaltung bewirkten Bauarbeiten zu 
verftehen, welche von der Bahnvermwaltung felbft durch in 
ihren unmittelbaren Dienſt geitellteg Berjonal ausgeführt 
werden. 

Unter Hilfsanftalten der Eijenbahnen im Sinne diefes 
Geſetzes find Betriebe zu verftehen, in welchen dur un— 
mittelbar im PDienfte der Bahnverwaltung ftehendes Perſonal 
für Rechnung derjelben Arbeiten verrichtet werden, welche 
zwar den Betriebszwecken der betreffenden Sabnunterneömung 
dienen, aber nit auf die Durchführung, Sicherung und 
unmittelbare Abwicklung (Heizhäufer u. dgl.) des Verkehrs 
Bezug haben. 


Hierbei gehören insbeſondere: 


1. Anftalten für die Herftellung und Reparatur ber Fahr- 
betriebämittel und Betriebseinrichtungen (Werkftätten 
u. ögl.). 

2. Anftalten für die Erzeugung der Bau- und Berbrauch3- 
materialien zu Bahnzwecken (Steinbrüce, Schottergruben, 
Ssmprägnierungsanftalten, Fahrkartendruckereien, litho— 
graphiſche Ateliers, Schmieden u. dgl.). 

3. Beleuchtungsanitalten. 

Auf jonftige, von Eifenbahnen betriebene, dermalen unter 
die Gewerbeordnung oder das Berggejeb fallende Unterneh- 
mungen, jelbft wenn in denfelben Arbeiten verrichtet werden, 
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die mit den Bahnbetriebazweden in irgend einem fachlichen 
Zufammenhange ftehen, findet das Gejeb Feine Anwendung. 

$ 3. Unter Arbeitern werden in diefem Geſetze alle Per- 
jonen, ohne Unterjchied des Alters und Geſchlechtes, ver- 
ftanden, welche, ohne definitiv oder proviſoriſch auf Grund 
der bei den einzelnen Bahnunternehmungen beftehenden Dienſt⸗ 
ordnungen (Dienftpragmatif u. dgl.) angeftellt zu fein, bei 
Negiebauten oder in den Hilfsanftalten der Eifenbahnen (8 2) 
in Beichäftigung ftehen. 

Für die definitiv oder proviſoriſch angeftellten Unter- 
beamten und Diener, bezüglich welcher diefe Dienftordnungen 
volle Gültigkeit haben, finden im Falle ihrer Verwendung 
bei Regiebauten oder in den Hilfsanftalten der Eifenbahnen 
Die Beifimmungen der 88 5 bis influjive 14 dieſes Geſetzes 
Anwendung; im übrigen werden dieje Bedienfteten auch ferner- 
hin nad) den im erten Abjage erwähnten internen Dienft- 
vorſchriſten behandelt. 

Unter Bahnverwaltungen im Sinne des Geſetzes ſind 
nicht Bloß die oberiten Berwaltungsftellen der Eijenbahn- 
unternehmungen, jondern insbeſondere auch die mit der felb- 
ftändigen Beforgung der hier in Betracht fommenden Dienft- 
ziveige betrauten Stellen, beziehungsweiſe Organe zu verftehen. 

Die Bahnverwaltungen find verpflichtet, zur Feitftellung 
der Berantwortlichleiten den Behörden jede verlangte Unter- 
ftügung angedeihen zu lafjen. 

Borjorgen für die Arbeiter. 

8 5. Jede Bahnverwaltung ift verpflichtet, bei den Regie- 
bauten und in den Hilfsanftalten auf ihre Koften alle die— 
jenigen Einrichtungen bezüglich der Arbeitgräume, Betrieb3- 
vorrichtungen, Majchinen und Werksgerätſchaften Herzuftellen 
und zu erhalten, melde mit Rückſicht auf Die Befnffen- 
heit der Arbeit oder der Arbeitsſtätte zum Schuße des Lebens 
und der Geſundheit der Arbeiter erforderlich find. 

Die Bahnvermwaltung ift ferner verpflichtet, die in eigener 
Regie auszuführenden Bauarbeiten, ſowie die Betriebsweiſe 
in ihren Hilfsanftalten derart zu regeln, daß bie dafelbft 
befchäftigten Arbeiter gegen Gefahren für Leben und Ge— 
jundheit nad) Möglichkeit geſchützt find 

Insbeſondere hat die Bahnverwaltung Sorge zu tragen, 
daß Maſchinen, Werldeinrichtungen und ihre Teile, als: 
Schwungräder, Zransmiffionen, Achſenlager, dann Hebevor⸗ 
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richtungen, Aufzüge, Keffel, eleftriiche Apparate u. dgl., ferner 
Arbeitsbühnen, Yußbodenöffnungen uſw. mit ſolchen Schuß- 
borrichtungen verjehen werden, daß eine Gefährdung Der 
beichäftigten Arbeiter bei ordnunggmäßiger Berricdhtung ihrer 
Arbeit nicht leicht erfolgen Tann. 

Ebenſo ift für entiprechende Einrichtungen gegen Feuers 
gefahr, Schuß der Arbeiter im Falle eine® Brandes, für 
die erite Hilfeleiftung, bei Unglüdsfällen und plötzlichen Er- 
franfungen, in lesterer Beziehung durch Bereithaltung von 
Berbandmaterial, Kranfentransportmitteln u. dgl. in der not» 
wendigen Quantität und der entiprechenden Qualität vor⸗ 
zuforgen. Die betreffenden Bahnorgane haben der Berboll- 
jftändigung und Ausgeftaltung aller Schugvorrichtungen ſowie 
deren Inſtandhaltung und Überwachung ihre ftändige Yür- 
forge zu mibmen: 

Auch gehört es zu den: Obliegenheiten der Bahnver- 
waltung, dafür Borforge zu treffen, daß die gefchloffenen 
Urbeitsftätten während der ganzen Arbeitszeit möglichft Licht, 
rein und ftaubfrei erhalten werden, und daß die Lufterneue- 
rung immer eine der Zahl der Arbeiter und den Beleuch- 
tung3vorjchriften entiprechende, ſowie der nachteiligen Ein— 
wirkung ſchädlicher Ausdünftungen entgegenwirkende jei. 

Ferner ift nach Tunlichkeit für eine genügende Menge 
guten Trinkwaſſers, für der Zahl der Arbeiter und den 
Anforderungen der Hygiene entiprechende Aborte und rüd- 
ſichtlich der in gefchloffenen Arbeitsftätten betriebenen Hilfs⸗ 
anftalten auch für Waſchvorrichtungen Borjorge zu treffen. 

Sn foldhen größeren Hilfsanftalten follen im Bedarf3- 
falle angemefjene, in der falten Jahreszeit geheizte Räume 
zum Einnehmen der Mahlzeiten außerhalb der Arbeitsräume 
und berichließbare Käften zum Aufbewahren der Kleider der 
Urbeiter zur Verfügung geftellt werden. 


Sofern mit gewiljen Arbeiten bejondere Gefahren ver- 
bunden find, Hat die Bahnverwaltung unabhängig von der 
Arbeitsordnung ($ 30) Vorſchriften zu erlafjen, in welchen 
die Arbeiter unter Hinweis auf dieſe Gefahren mit den zur 
Abwendung derſelben getroffenen Gicherheitämaßregeln be— 
kanntgemacht und zu deren Befolgung verpflichtet werden. 

Diefe der Genehmigung der Aufjichtöbehörde unter- 
liegenden Borfchriften und Anordnungen find in den Wr- 
beitsftätten in ben Arbeitern verftändlicher Weife an ge- 
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eigneter, leicht zugänglicher Stelle anzufchlagen und ſtets 
in lesbarem Zuſtande zu erhalten. 

Wenn eine Bahnverwaltung den Arbeitern Wohnungen 
direft überläßt — ſei es im eigenen oder von ihr ganz 
oder zum Zeile gemieteten Gebäuden — Hat fie dafür Bor- 
lorge zu treffen, daß in diefen Wohnungen die baulichen 
Einrichtungen ebenjo den Forderungen der Hygiene, al8 den 
Rückſichten auf die GSittlichfeit entiprechen. 

Der Eifenbahnminifter iſt ermächtigt, nad; Maßgabe der 
Beitimmungen diejes Paragraphen bezüglich) der Einrichtung 
bei den NRegiebauten und in den SHilfsanftalten der Eifen- 
bahnen, der Betriebövorrichtungen, Maſchinen und Werk- 
erätjchaften, fomwie bezüglich des Inhaltes der Betriebsvor⸗ 
friften allgemeine oder für einzelne Kategorien von Regie» 
bauten oder Hilfsanftalten mit Rückſicht auf die Eigentüm- 
lichkeiten bderfelben befondere Anordnungen im Verordnungs- 
wege zu erlajjen. 


Aufſichtsperſonal der Bahnpermwaltungen. 

8 6. Die bei einem Regiebaue oder in einer Hilfsanftalt 
mit der Aufficht betrauten Organe haben die Verpflichtung, 
die daſelbſt befchäftigten, ihnen unterftehenden Perſonen in 
der Ausübung der Wrbeiten zu unterweijen und dieſelben 
auf die bejonderen Gefahren, welche mit den ihnen zuge» 
wiefenen Dienftleiftungen verbunden find, aufmerffam zu 
machen. Ihnen obliegt auch, die ihnen unterflehenden Per- 
fonen mit den zur Abmwendung der erwähnten Gefahren be» 
ftehenden Sicherheitämaßregeln befannt und mit ber Hand- 
habung der zu dieſem Zwecke angebrachten Schußporfehrungen 
vertraut zu machen. 

Den Aufficht3perfonen ift es unterfagt, von den Ar⸗ 
beitern Geſchenke in Geld oder Naturalien anzunehmen. 


Dauer der täglidhen Arbeitszeit. 


8 7. Bei ben Regiebauten von Eifenbahnen und in den 
Hilfsanftalten derjelben darf die Arbeit3dauer ohne Einrechnung 
der Arbeitöpaufen nicht mehr als höchſtens 11 Stunden 
binnen 24 Stunden betragen. Inſofern jedoch in einer Hilfs“ 
anftalt kraft beſonderer Dienſtvorſchriften (Arbeitordnung 
u. dgl.) mit 1. Juni 1902 eine kürzere Arbeitsdauer be⸗ 
ſtanden hat, darf dieſelbe nicht erhöht werden. 
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Auf Verrichtungen, welche der eigentlichen Arbeit als 
Hilfsarbeiten vor⸗ oder nachgehen müffen (Keffelbeheizung, 
Anfeuern der Hfen, Beleuchtung, Säuberung), finden die 
obigen Beitimmungen Teine Anwendung, jedoch ift die Dauer 
dieſer Verrichtungen auf das notwendigfte Maß zu be 
ſchränken. 

Der Eiſenbahnminiſter iſt ermächtigt, für jene ununter⸗ 
brochen betriebenen Hilfsanftalten, bei melden die Sonn⸗ 
tagsarbeit geftattet ift, behuf3 Ermöglichung des erforder- 
lihen Schichtwechſels, die Wrbeitäzeit im Verordnungswege 
angemejjen zu regeln. 

Ebenſo ijt der Eifenbahnminifter ermächtigt, Hinfichtlich 
beftimmter Arbeiterlategorien jener Hilfsanftalten, bei denen 
aus techniſchen Gründen eine genaue Abgrenzung der täg- 
lihen Wrbeitäzeit und der Arbeit3paufen nicht durchführbar 
erfcheint, an Stelle der täglichen Marimalarbeitäzeit eine 
wöchentlihe Marimalarbeitszeit im Verordnungswege feftzu- 
fegen. Diefe wöchentliche Arbeitzzeit ohne Einrechnung der 
Arbeitpaufen darf bei gewöhnlichen Betrieben das Sechs— 
fache der täglichen Marimalarbeitäzeit und bei ben ununter- 
brochenen Betrieben, einjchließlic) der geſtatteten Sonntags 
arbeit, das Siebenfache der täglichen Marimalarbeitzzeit nicht 
überjchreiten. In der zu erlafienden Verordnung ift auf 
eine möglichft gleichförmige Berteilung diejer Arbeitszeit auf 
die einzelnen Arbeitstage nad) Maßgabe der tatfächlichen 
Verhältniſſe Bedacht zu nehmen und dafür vorzuforgen, daß 
den betreffenden Arbeitern die aus der Natur des Betriebes 
Iic) ergebenden Arbeitöpaufen ohne Einſchränkung gewährt 
werden. 


Sofern die ungeftörte Aufrechthaltung des Verkehrs in- 
folge plößlicher durch Naturereignilfe oder Unfälle herbor- 
gerufener Betrieböftörungen oder infolge ſonſtiger zwingender 
Umftände unvorhergefehen ein vermehrtes Arbeitsbedürfnis 
zur Folge ‚hat, kann eine Überfchreitung der oben firierten 
nn arbeitäbaue ohne bejondere behördliche Bewilligung 
erfolgen. 

Erfordert der PDienft die Einführung eines ununter- 
brochenen Betriebes, fo ift dafür Vorſorge zu treffen, daß 
die Beichäftigten fo bald als möglich abgelöft werden und daß 
diejelben fodann eine entjprechend verlängerte Ruhezeit ge- 
nießen Tönnen. 
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Die Bahnverwaltungen find jedoch verpflichtet, von 
diejem Bedürfniſſe der Verlängerung der Arbeitödauer uns 
verweilt an die Aufjichtsbehörde die Anzeige zu erftatten, 
damit lebtere in die Lage verjeßt wird, die Notwendigkeit 
- und Dauer der Überftundenarbeit, ſowie bie Bahl der Über- 
ftunden zu überprüfen und legtere erforderlichenfall3 zu regeln. 


Für alle fonjtigen Fälle eines tatjächli vermehrten 
Arbeit3bedürfniffes ift die Verlängerung der im Abſatze 1 
dieſes Paragraphen feftgefegten täglichen Arbeitszeit, und zwar 
jomohl Hinjichtlich ihrer Dauer, wie auch der Anzahl ber 
täglichen Überjtunden an die vorgängige Bewilligung ber 
Auffichtsbehörde gebunden. Dieje Bewilligung darf nicht über 
12 Wochen im Sahre und nur bi zum Ausmaße von zwei 
täglichen Überftunden erteilt werden. 

Die Überjtunden find, unbejchadet der entgegenjtehen- 
den Beftimmungen ber für da3 definitive Perjonal erlaffenen 
Dienftordnungen, bejonder3 zu entlohnen. 


Arbeitzpaufen. 


8 8. Zwiſchen den Arbeitsftunden find den Arbeitern an- 
gemefjene Ruhepauſen zu gewähren, welche zufammen nicht 
weniger als anderthalb Stunden betragen Dürfen, wovon 
eine Stunde auf die Mittagszeit zu fallen hat. 


Wenn bie Arbeitszeit vor oder diejenige nad) der Mittags 
ftunde fünf Stunden oder meniger beträgt, jo Tann, mit 
Ausnahme der für die Mittagszeit bejtimmten Stunde, die 
weitere Ruhepauſe für die betreffende Arbeitszeit entfallen. 

Bei der Nachtarbeit haben diefe Vorſchriften finngemäße 
Anwendung zu finden. 

Der Eijenbahnminifter wird ermächtigt, je nach den 
tatfächlichen Bedürfnifjen für einzelne Kategorien von Negie- 
bauten und Hilfsanftalten, namentlich jenen, bei denen eine 
Unterbrechung der Arbeit, beziehungsweiſe des Betriebes un- 
tunlich ift, beſondere Beftimmungen Hinfichtlich der Arbeits⸗ 
paufen zu treffen. 


Soun- und Feiertagsrube. 


8 9. An Sonntagen hat die Arbeit bei den Regiebauten 
und in den Hilfsanftalten der Eifenbahnen zu ruhen. 


Die Sonntagsruhe hat ſpäteſtens um 6 Uhr morgens 
eine jeden Sonntags, und zwar gleichzeitig für die ganze | 
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Arbeiterſchaft jedes Regiebaues, beziehungsweiſe jeder Hilfs- 
anſtalt zu beginnen und mindeſtens 24 Stunden zu dauern. 
$ 10. Bon der Beſtimmung des 89 ſind ausgenommen: 

1. die an den Arbeitslokalen und Werksvorrichtungen 
vorzunehmenden Säuberungs⸗ und Inſtandhaltungsarbeiten, 
durch welche der regelmäßige Fortgang des Betriebes bedingt 
iſt, und welche ohne weſentliche Störung des Betriebes oder 
ohne Gefahr für Leben und Geſundheit der Arbeiter an 
Wochentagen nicht verrichtet werden können; 

2. die erforderliche Bewachung der Bauten und Hilfs— 
anftalten; 

3. ſonſtige unauffhiebbare Arbeiten vorübergehender 
Natur, welche entweder aus öffentlichen, insbeſondere ſicher⸗ 
heitöpolizetlihen Rücdfichten oder behufs ungeflörter Aufrecht- 
—5 — des Verkehrs oder in Notfällen vorgenommen werden 
müſſen. 


8 11. Bahnverwaltungen, welche Arbeiter an Sonntagen zu 
Ürbeiten der im 8 10 erwähnten Art verwenden, find ver- 
pflichtet, ein Verzeichnis anzulegen, in welches für jeden 
einzelnen Sonntag die Namen ber befchäftigten Arbeiter, 
der Ort und die Dauer ihrer Beichäftigung jowie die Art 
der borgenommenen Arbeit einzutragen find. Dieſes Ber- 
zeichnis ift den Organen der Aufficht3behörde auf Verlangen 
vorzulegen. 

Bezügli der im $ 10, Punkt 3, erwähnten Arbeiten 
ift die Bahnverwaltung überdie verpflichtet, von der Vor⸗ 
nahme diefer Arbeiten noch vor Beginn derſelben an die 
Auffichtsbehörde die Anzeige zu erftatten. Wenn die Not- 
wendigkeit des Beginnes oder der Fortfegung einer jolchen 
Arbeit erft am Sonntag eintritt, jo muß die Anzeige jpäte- 
ſtens fofort nach Beendigung. der Arbeit an die Auffichts- 
behörde erjtattet erden. 

Diefe Anzeigen find ftempelfrei. 

8 12. Sofern die im$10 angeführten Arbeiten die Arbeiter 
am Beſuche des PBormittagsgottesdienites hindern, find Die 
Bahnvermwaltungen verpflichtet, jedem bei diefen Wrbeiten be— 
ihäftigten Arbeiter an dem nädjitfolgenden Sonntage jene 
freie Seit zu laſſen, welche ihm den Beſuch des Bormittags- 
gottesdienftes ermöglicht. 

Wenn die oben erwähnten Wrbeiten länger als drei 
Stunden dauern, ift den dabei verwendeten Arbeitern min 
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deſtens eine bierundzwanzigftündige Ruhezeit am bdarauf- 
folgenden Sonntage oder, wenn died mit Rüdjicht auf Die 
betreffende Arbeit nicht möglich ift, an einem Wochentage 
oder je eine fechöftündige, von der Nachtruhe unabhängige 
Ruhezeit, an zwei Tagen der Woche zu gewähren. 

8 13. Der Eifenbahnminifter ift ermächtigt, bei einzelnen 
Kategorien von Regiebauten und Hilfsanftalten, bei denen ihrer 
Natur nach eine Unterbrechung oder ein Aufſchub der be- 
treffenden Arbeit untunlich oder bei denen der Betrieb oder 
die Arbeitzleiftung an Sonntagen mit Rüdfiht auf die Ber 
Dürfniffe des Verkehrs oder aus anderen öffentlichen Rückſichten 
erforderlich ift, die Wrbeit au an Sonntagen im Ver— 
ordnungswege zu geftatten. 

Die Sonntagarbeit, welche bei den im ununterbrochenen 
Betriebe unmittelbar zujammenhängenden und bei den Negie- 
bauten fowie den übrigen unter die Ausnahme dieſes Para- 
graphen fallenden Hilfsanftalten immer auf die in der Ver⸗ 
ordnung ausdrüdlich geftatteten Arbeitsleiftungen zu bejchrän«- 
fen, mogegen alle anderen Arbeiten zu ruhen haben. 

Die Regelung der an Sonntagen bei diefen Regiebauten 
oder Hilfsanftalten gejtatteten Arbeiten und die Yeititellung 
der Bedingungen, unter welchen fie gejtattet find, erfolgt 
für alle Regiebauten und Hilfsanftalten derjelben Art gleich- 
mäßig und unter Berüdjichtigung ber im $ 12 hHinfichtlich 
des Erſatzruhetages getroffenen Anordnungen. 

Die betreffenden Beltimmungen find in Die Arbeits- 
ordnung aufzunehmen, beziehungsweiſe in ben Wrbeitzftätten 
in den Wrbeitern verftändlicher Weiſe an geeigneter, leicht 
zugänglicher Stelle anzufchlagen und ſtets in lesbarem Zu— 
ſtande zu erhalten. 

14. An hohen, im Verordnungswege nad) den einzelnen 
Konfelfionen zu bezeichnenden Feiertagen ift den Wrbeitern 
mit Berüdjichtigung der betreffenden Konfejjion die zum 
Beſuche des VBormittagsgottesdienftes nötige Zeit einzuräumen. 


Gewerbliche Fortbildungsfdhulen. 

815. Die Bahnvermwaltungen find verpflichtet, den Arbeitern 
bi3 zum vollendeten 18. Lebensjahre zum Beſuche der am 
Beſchäftigungsorte beftehenden allgemeinen gewerblichen Fort— 
bildungsfäufen (beziehungsmeife Borbereitungäfurfe) jomwie der 
fachlichen —— —— die erforderliche Zeit einzu» 
räumen. 
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Pflichten der Arbeiter. 

$ 16. Die Arbeiter ſind verpflichtet, den in dienſtlichen An— 
gelegenheiten ergehenden Weifungen der von der Bahnver- 
waltung beitellten Borgejegten Folge zu leiften, ſich an— 
ftändig zu betragen, die bedungene Arbeitszeit einzuhalten, bie 
ihnen anvertrauten Verrichtungen und Urbeiten nad) beiten 
Kräften zu beforgen, über die Betriebsverhältniffe Ver— 
chwiegenheit zu beobachten, ſich gegen die übrigen Arbeiter 
verträglich zu benehmen und die Sehrlinge gut zu behandeln. 

Insbeſondere Haben die Arbeiter die Vorfchriften zur 
Verhütung von Unfällen und zum Schutze ber Arbeiter zu 
beadhten und die vorhandenen Schubporrichtungen jederzeit 
anzumenden. 

Zur Leitung von Verrichtungen, welche anderen al3 den 
Zwecken der Bahnanftalt dienen follen, Tann der Arbeiter 
nicht verpflichtet werden. 


Entlohnung und Kündigung. 


8 17. Wenn über die Beit der Entlohnung des Arbeiterd 
und über die Kündigungsfrift nicht3 anderes vereinbart ift, wird 
die Bedingung möchentlicher Entlohnung und eine für beide 
Zeile geltende vierzehntägige Kündigungzfrift vorausſetzt. 

Snfofern eine andere Kündigungsfrift vereinbart mird, 
muß dieſelbe für beide Teile gleich fein, widrigens die Ver- 
einbarung al3 nichtig anzujehen iſt. 

Mit Ausnahme der in den 88 37 und 38 vorgejehenen 
Fälle darf das Arbeit3verhältnig bei Arbeitern, welche nad) 
dem Stüde entlohnt werden oder im Akkord arbeiten, weder 
leiten der Bahnvermwaltung, noch ſeitens de3 Arbeiter vor 
Tertigftellung der bedungenen Arbeit beendigt werden. 

Der Eijenbahnminifter ift ermächtigt, Marimaltermine 
für die Lohnzahlung im Verordnungswege feitzuftellen. 

Lohnzahlungen. 

818. Die Bahnverwaltungen ſind verpflichtet, die Löhne der 
Arbeiter in barem Gelde auszubezahlen und dürfen ind» 
beſondere nicht an Stelle des Lohnes oder eines Teilbetrages 
desſelben Anweiſungen (Blechmarken, Konſummarken, Bons 
u. dgl.) für den Warenbezug aus beſtimmten Geſchäften 
oder Magazinen verabfolgen. 

Sie ſind jedoch berechtigt, denjenigen Arbeitern, welche 
ihre Zuſtimmung hiezu erteilt haben, gegen ein im voraus 
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bedungenes, einen Gewinn ausfchließendes Entgelt Wohnung, 
Beleuchtungs⸗ und Beheizungsmateriul für häusliche Zwecke, 
die Benüßung von Grundftüden zuzumenden und fei e3 felbit, 
jei e8 im Wege ber auf Bahnbedienftete beichränften Lebens 
mittelmagazine, die für den eigenen Hausbedarf notwendigen 
Lebensmittel zu liefern und diefe Zuwendungen und Liefe- 
rungen bei der Lohnzahlung in Anrechnung zu bringen. 

Der Tarif, auf Grund deſſen dieſe Lohnabzüge erfolgen, 
it in der Wrbeitsftätte an geeigneter, leicht zugänglicher 
Stelle anzufchlagen und ftet3 in lesbarem Zuſtande zu er- 
halten. Dieſe Tarife find weiter periodiſch einer Reviſion 
duch die Auflicht3behörde zu unterziehen und von letzterer 
erforderlichenfall3 zu regeln. 

Andere, als die oben bezeichneten Gegenſtände oder 
Waren, indbejondere geiftige Getränfe, Dürfen den Arbeitern 
auf Rechnung des Lohnes nicht verabfolgt werden. 

Ferner darf nit vereinbart werden, daß die Arbeiter 
Gegenjtände ihres Bedarfes aus beftimmten Verkaufsſtätten 
beziehen müfjen; auch darf die Erteilung von Lohnabſchlags⸗ 
zahlungen (Lohnvorſchüſſen) nicht an dieſe Bedingung ge— 
knüpft werden. 

8 19. Von den Verdienſtbeträgen der Arbeiter dürfen 
weiters noch für folgende Zwecke Abzüge gemacht werden: 

a) zur Abſtattung von Lohnvorſchüſſen; 

b) Beiträge für die Krankenkaſſe; 

c) Beiträge für das Proviſions- oder Wlteröverforgungs- 
inftitut ; 

d) Konventionalgelöftrafen (8 36); 

e) für jene bei NRegiebauten den Arbeitern bahnjeit3 bei- 
geftellten Wrbeitämittel, deren Abgang nach Vollendung 
der Arbeit feiten3 der Arbeiter nicht glaubwürdig ge» 
rechtfertigt werden Tann. 


820. Die Verdienftbeträge der Arbeiter, die nicht ala dauernd 
im Sinne des 8 2 de3 Gejehed vom 29. April 1873, RGB. 
Nr. 68, angeftellt anzufehen find, dürfen mit Sicherftellungs- 
oder Erefutiondverfügungen nicht früher getroffen merden, 
als eritens die Arbeiten oder Dienfte geleijtet find und zwei— 
ten? der Tag abgelaufen ift, an dem der Lohn gemäß 8 17 
oder einer nah $ 17 zuläffigen bejonderen Bereinbarung 
außzufolgen war ($ 3 des Geſetzes vom 29. April 1873, 
RGB. Nr. 68). 
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Eine Ausnahme findet nur ſtatt für die Sicherſtellung 
oder Einbringung a) der Steuern und öffentlichen Abgaben 
mit Inbegriff der zu Zwecken der öffentlichen Verwaltung 
ausgefchriebenen Zujchläge und der Bermögenzübertragung3- 
gebühren, b) der auf dem Gejebe beruhenden Anſprüche auf 
Reiftung des Unterhaltes ($ 7 des Geſetzes vom 29. April 
1873, RGB. Nr. 68). Auch in diefen Fällen muß jedoch 
dem Verpflichteten die Hälfte feines Berdienftbetrages frei» 
bleiben (Artifel IX, 3. 10 des Einführungsgejeged zur Exeku⸗ 
tion3ordnung vom 27. Mai 1896, RGB. Nr. 78). 

8 21. Außer den in den vorftehenden Paragraphen oder in 
anderen befonderen gejeglichen Beltimmungen bezeichneten 
Fällen ift die Lohnzurüdhaltung jowie die Hereinbringung 
oder Sicherſtellung von Forderungen jeder Art, Diefelben 
mögen von wem immer erhoben werden, durch Anrechnung 
bei der Rohnzahlung oder durch Abzug vom Lohne unftatthaft. 
Insbeſondere gilt dies von Erfaßforderungen der Bahnver⸗ 
waltung für Beichädigung an den Arbeitsftätten, Mafchinen 
und Werksvorrichtungen u. dgl., für welche Erjabforderungen 
übrigen? aud) die GSicheritellung durch eine Kaution nicht 
bedungen werden darf. 

822, Bertragsbeitimmungen und Berabredungen, welcheden 
Anordnungen der 88 18 bis 21 zumiderlaufen, find nichtig. 


823. Arbeiter,deren Lohnanſpruch entgegen d’n Vorſchriften 
der 88 18 bis 21 anders al3 durch Barzahlung berichtigt 
wurde, Tönnen jederzeit die Bezahlung ihrer Forderung in 
barem Gelde verlangen, ohne daß ihnen eine Einrede aus 
dem an Zahlungsſtatt Gegebenen entgegengejegt werden 
fann. 


824. DieBahnverwaltungen find verpflichtet, den Arbeitern 
den für die zu leiftende Wrbeit beftimmten Lohnſatz vor 
Antritt der Arbeit belanntzugeben und die ind Verdienen 
gebrachten Löhne an dem durch Gejeb oder Verordnung 
beftimmten oder im vorhinein vereinbarten Bahlungstermine 
auszuzahlen. 

Wird da3 Nrbeitöverhältnis vor Ablauf des Zahlungs- 
termine gelöft, jo hat die Zahlung des ins Berdienen ge- 
brachten Lohnes an demjelben Tage ftattzufinden, an welchem 
die Auflöfung des Nrbeitsverhältniffes erfolgt. 

825. Die Bahnverwaltungen find verpflichtet, Lohnliſten zu 
führen, in welchen Vor⸗- und Zuname jedes Arbeiterd, das 


Geſetzliche Negelung des Arbeitsverhaltniffes. 1119 


Datum der Auszahlung des Lohnes, der bedungene Lohnſatz, 
die bedungenen Prämien und Naturalbezüge, der ins Rer- 
dienen gebrachte Lohn und fpeziell die für Überjtunden ge- 
leiftete Entlohnung jowie die fämtlichen für Krankenverjiche- 
rung, Barvorſchüſſe, Konventionalgeldftrafen, Wohnung, 
„ebenämittel uſw. gemachten Abzüge erſichtlich zu machen 
i 


nd. 

Die Auffichtsbehörde ift ermächtigt, unter Rüdfichtnahme 
auf die vorhandenen Bedürfnilfe, Normalvorichriften für Die 
Abfaffung der Lohnliften zu erlaffen. 

Die Lohnliften find am Orte ihrer Aufbewahrung den 
behördlichen Organen auf Verlangen vorzulegen und min 
deſtens während der Dauer von fünf Sahren nach der lebten 
Eintragung aufzubewahren. 


Arbeitsbücher. 


826. Jeder Arbeiter (33) muß mit einem Arbeitsbuche ver- 
ſehen fein und darf ohne ſolches nicht in Verwendung ge— 
nommen Werden. 

Jedoch ift der Eiſenbahnminiſter ermächtigt, bei drin- 
genden oder nur kurze Zeit beanfpruchenden Negiebauten 
Ausnahmen von diefer Beitimmung zu geftatten. 

827. Bezüglich diefer Arbeitsbiicher gelten diejelben Beſtim— 
mungen, welche jeweilig für die Arbeitöbücher der gewerb— 
fihen Hilfsarbeiter im allgemeinen, für die Augftellung der- 
Aa ſowie für die Ausfüllung der Rubriken in Anwendung 
ind. 

Zeugniſſe. 

828. Die Bahnverwaltungen ſind verpſlichtet, dem Arbeiter 
auf Berlangen beim ordnungsmäßigen Austritte aus dem 
Arbeitöverhältniffe über die Art und Dauer jeiner Befchäfti- 
gung ein Zeugnis auszuftellen, welches auf Wunſch des 
Arbeiter3 auch auf feine Leiftungen und auf fein fonftiges 
Verhalten auszudehnen ift. Die aus der Stempelpflicht des 
Zeugniſſes hervorgehenden Koſten fallen dem Arbeitgeber 
zur . 
Die Zeugniſſe dürfen nicht mit Merkmalen verjehen 
fein, welche den Arbeiter in einer im Zeugniſſe nicht zum 
Ausdrude kommenden Weile zu Tennzeichnen bezwecken. 

Über Anfuchen des Arbeiter Hat die Gemeindebehörde 
da3 Zeugnis Toften- und ftempelfrei zu beglaubigen. 
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Bahnverwaltungen, welche die Ausſtellung des Zeugniſſes 
verweigern, dem Arbeiter ein wahrheitswidriges Zeugnis 
wiſſentlich erteilen oder dasſelbe mit Merkmalen der in 
Abſatz 2 verbotenen Art verſehen, haften für den hieraus 
entſpringenden Nachteil. 

Bezüglich der Lehrlinge enthält 8 52 weitere Vorſchriften. 


Arbeiterverzeichhniffe. 

829. Bei allen Regiebauten und Hilfsanftalten ift über Die 
bei denjelben verwendeten Arbeiter von der Bahnverwaltung 
ein Verzeichnis in Buchform mit Angabe bes Bor- und 
Zunamens, des Alters, der Heimatsgemeinde, der Gemeinde, 
welche das Arbeitsbuch auögeftellt hat, des Eintrittes in den 
Dienft der Bahnunternehmung, de3 Namens des Urbeit- 
geber3, bei dem der Arbeiter zulegt in Arbeit ftand, der Ber- 
wendungsart, der Krankenkaſſe, welcher der Arbeiter angehört 
und des Austrittes aus dem Pienft der Bahnunternehmung 
zu führen. 

Diefe Verzeichnijje find am Orte ihrer Aufbewahrung 
den behördlichen Organen auf Verlangen vorzumeilen und 
mindeſtens während der Dauer von fünf Jahren nad) der 
legten Eintragung aufzubewahren. 

Die polizeilichen Meldungsvorſchriften bleiben durch dieſes 
Geſetz unberührt. 


Arbeitsordnungen. 

830. Für die Regiebauten ſowie für jede Hilfsanſtalt ſind 
von der Bahnverwaltung Arbeitsordnungen aufzuſtellen, welche 
nebſt der Angabe des Zeitpunktes, wann deren Wirkſamkeit 
beginnt, insbeſondere folgende Beſtimmungen zu enthalten 
haben: 

a) Über die verſchiedenen Arbeiterkategorien, ſowie über die 
Art der Verwendung von jugendlichen Arbeitern und 
Frauensperſonen; 

b) über die Art und Weiſe, wie die jugendlichen Arbeiter 
den vorgeſchriebenen Schulunterricht genießen; 

ce) über die Arbeitstage, die Sonntagsarbeit und den Erſatz⸗ 
ruhetag, über Beginn und Ende der Arbeitszeit und 
der Arbeit3paufen, jomwie über den Schichtwechſel; 

d) über die Befugniſſe und Obliegenheiten des Auflichts- 
perjonale3; 
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e) über die Behandlung der Wrbeiter im Falle der Er- 
franfung oder Berunglüdung; 

f) über den Zeitpunkt der Abrechnung, dann über den Beit- 
punkt, die Art und den Ort der Auszahlung der Ar—⸗ 
beit3löhne; 

g) über Konventionalgeldftrafen, welche bei Übertretung 
der Arbeitsordnung eintreten, ſowie über beren Höhe, 
die Urt ihrer Feftießung, Einhebung und Verwendung; 

h) über die Lohnabzüge; 

i) über die Kündigungsfrift, die Auflöfung des Arbeits- 
verhältnilfe und den vorzeitigen Austritt des Arbeiters, 
jowie über die fich hieraus ergebenden Nechtöfolgen. 
831. Längftens dreiMonate nad) der Kundmachung dieſes 

Geſetzes (8 65) müffen für fämtliche Regiebauten und Hilfs 
anftalten diefem Geſetze entiprechende Arbeitsordnungen er⸗ 
ftellt und ber Aufficht3behörde zur Prüfung und Genehmigung 
vorgelegt fein. 

Für NRegiebauten und Hilfsanftalten neuer Bahnunter- 
nehmungen, ſowie für neue Negiebauten und SHilfsanftalten 
beftehender Eijenbahnen ift, fofern auf diefelben nicht eine alf- 
gemein genehmigte Arbeit3ordnung Anwendung findet, bie 
Arbeitäordnung fpäteften? 14 Tage vor Beginn der Arbeit 
der Aufjicht3behörde vorzulegen. 

Die gleiche Vorlageverpflichtung tritt in allen jenen 
Fällen ein, wo eine Abänderung einer Arbeitsordnung in 
Aussicht genommen if. Im Falle unmelentlicher Abände- 
rungen genügt e3, wenn die Anderung der Arbeitsordnung 
nachträglich, Tängftend aber binnen acht Tagen nad) ihrer 
rung der Auflichtsbehörde zur Kenntnis gebracht 


*), Für jede Kategorie von Hilfsanftalten und Regiebauten genügt 
die Vorlage eines Eremplar8 ber Arbeit3orbnung an bie G%. zur 
Prüfung und Genehmigung. Gleichzeitig mit dem betreffenden Exem⸗ 
plare iR jedoch ein Verzeichnis, enthaltend bie genaue Bezeichnung 
und ben Standort aller jener Hilfsanftalten, auf melde ber be» 
treffende Entwurf Anmwendung finden foll, in Borlage zu bringen. 
Falls lokaler Berhältniffe halber für einzelne Hilfsanftalten einer 
und berfelben Kategorie verjchiebene Beitimmungen in Ausficht ge- 
nommen werben follten, ift je ein Eremplar der für biefe Hilfe 
anftalten vorgefehenen Arbeit3ordnung feparat in Vorlage zu bringen. 

Die Pfliht zur Vorlage erftredt fih nur auf bie Arbeit3orb- 
nungen jener Hilfßanftalten und Regiebauten, welche am 2. Februar 
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1903, als dem Beginne der Wirkſamkeit der übrigen Beſtimmungen 
des eingangs berufenen Geſetzes, vorausſichtlich werden betrieben 
werden; für andere Betriebe und Bauten dieſer Art find die Be- 
fimmungen in al. 2 des 8 31 maßgebenb. 

Zur Erläuterung und Umgrenzung bes Begriffes „Hilfsanſtalt“ 
hat zu dienen, baß jene ben Heizhäuſern eingegliederten Hilfswerk⸗ 
ftätten, welche Iediglih der Vornahme Heinerer Reparaturen an ben 
Fahrzeugen bienen, nicht unter denfelben fallen, wohl aber, wie, 
um Mißverftändniffen vorzubeugen, bemerkt wird, Fettgasanftalten 
nah Syſtem Hanf. 

Sene Beleuchtung3anftalten der elektrifch betriebenen Eifenbahnen, 
welde mit den die Traktionskraft Tiefernden Anlagen vereinigt 
find, ggdien nicht als Hilfsanftalten. 

nlangend die im 832 des Geſetzes enthaltene Vorſchrift, 
wonach vor der Vorlage der Arbeitsordnung an die Aufſichtsbehörde 
ben in jeder Hilfsanſtalt beſchäftigten großjährigen Arbeitern Ge— 
legenheit zu geben iſt, ſich über den Inhalt derſelben zu äußern, 
find behufs Durchführung dieſer Beſtimmung die großjährigen Ar- 
beiter der einzelnen in Betracht kommenden Betriebe zur Wahl 
einer dem Umfange ber letzteren angemeſſenen Zahl von Vertrauens- 
männern, deren Maximum ſechs nicht überſchreiten ſoll und deren 
Minimum mit zwei feſtgeſetzt wird, zu veranlaſſen. Die Außerung 
derſelben iſt vom Leiter der Hilfsanſtalt zu Protokoll zu nehmen, 
und ſind die ſo zuſtande gekommenen, von dem Anſtaltsleiter und 
den Vertrauensmännern gefertigten Protokolle gleichzeitig mit dem 
Entwurfe der Arbeitsordnung der Aufſichtsbehörde zu unterbreiten. 

Was den Inhalt der zu erſtellenden Arbeitsordnungen anbe⸗ 
langt, dürfte derſelbe, infofern bie letzteren für Regiebauten 
Gultigkeit haben ſollen, mit Ausnahme ber durch das Geſetz ſelbſt 
vorgeſchriebenen Beſtimmungen, derart durch die lokalen, eſſentiellen 
und temporären Verhältniſſe der einzelnen Bauten beeinflußt fein, 
daß eine einheitliche Regelung desſelben, wenn nicht unmöglich, fo 
doch zum mindeſten inopportun erfcheint. 

Dagegen ſcheint es mir gleichermaßen im Intereſſe zeitgerechter 
Überprüfung der für die Hilfsanftalten zu erftellenden Arbeits 
orbnungen durch bie Auffichtsbehörbe wie auch behufs entiprechenber 
Snformation der zur Vorlage verpflichteten Verwaltungen über 
bie die Behörde anläßlich der Überprüfung leitenden Grundzüge ge- 
legen, für die bei den Hilfsanftalten der einzelnen Bahnvermwaltungen 
ans führenben Urbeitorbnungen eine einheitliche Grundlage zu 
fchaffen. 

Diefes Biel erweiſt ſich als ebenſo wünſchenswert, wie auch mit 
Rückſicht auf die einander analogen Formen, unter benen ber 
Arbeitsprozeß in ben einzelnen einer Sategorie angehörenden Be— 
trieben vor Sich geht, einerjeit3 und andrerfeit3 auf die ziemlich 
—5 das Arbeitsverhältnis ſonſt beſtimmenden Momente er- 
reichbar. 
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Icch babe mich daher veranlaßt gefunden, einen Entwurf einer 
ſolchen NRormalarbeit3ordnung durch die hieramtlichen Organe aus- 
arbeiten zu laſfen, welcher dermaßen angeorbnet ift, daß ſowohl 
bie für alle Hilfsanftalten anmwenbbaren, al3 auch die den einzelnen 
Arten berfelben ihrer prinzipiellen Beſonderheit nach angepaßten, 
in eine Arbeit3ordnung gehörigen Beſtimmungen darin injomweit zum 
Ausdrude gelangen, ak e3 nur der durch bie individuellen 
Verhältniffe bei ben einzelnen diefer Anftalten bedingten Zuſätze, 
Anderungen ober Auslaffungen bedarf, um biefe8 Normaljchema 
jedem Hilfsanftalt3betrieb anzupafjen. 

Bon diefem Entwurfe laffe ih in ber Anlage der geehrten 
Bahnverwaltung Eremplare zugehen und Inüpfe hieran das Erſuchen, 
bei Ausarbeitung der dortſeits vorzulegenden Wrbeitordnung die 
ſchematiſche Anordnung bdesfelben zur Gänze, die meritalen Beſtim⸗ 
mungen, infofern felbe nicht ſchon vermöge ihrer Identität mit den 
im Gefege vom 28. Juli vorgefchriebenen als obligatorifche erfcheinen, 
möglichſt unverändert zugrunde zu legen, im alle aber, als Ab- 
änderungen, Zufäte oder Auslaſſungen dieſem Entwurfe. gegenüber 
in den dortfeitigen Elaboraten orgenommen werben follten, dieſes 
bei Vorlage biefer letzteren am die k. k. Generalinfpeltion ber öfterr. 
Eifenbahnen jemweilig äußerlich erfichtlic zu machen. 

Zu dem Inhalte dieſes Entwurfes finde ich noch nachftehendes 
zu bemerken: 

Die in den 88 7 und 8 enthaltenen, die Arbeitätage, Arbeit3- 
zeit, Arbeitspaufen ſowie die Sonn⸗ und Feiertagdarbeit regelnden 
Beitimmungen find teild dem Gefege entnommen, teil3 enthalten 
fie die Formulierung jener Grundfäge, welche in den im Ginne 
der 88 8 und 13 bed Gefebes zu erlaffenden diesbezüglichen Durch⸗ 
ſuhrungsvorſchriſten, deren Erſcheinen bevorſteht, niedergelegt werden 
ſollen. 

Was bie im 87 des Entwurfes vorgeſehenen Beſtimmungen 
über den Schichtwechſel bei den un unterbrochen (auch an Sonn⸗ 
tagen) betriebenen Beleuchtungsanſtalten betrifft, ſo wird die auf 
Grund des 87 des Geſetzes ergehende Durchführungsverordnung 
nachſtehende, bei Abfaſſung der Arbeitsordnung zu beachtende Grund⸗ 
ſätze enthalten: 

Bei den ununterbrochen betriebenen Beleuchtungsanſtalten iſt 
für Diejenigen Arbeiter, deren Verrichtungen mit dem kontinuier⸗ 
lichen Betriebe unmittelbar zufammenhängen, eine mit Einrechnung 
der im 8 7 des Entwurfes ber Arbeitsordnung aufgeführten Ar- 
beitöpaufen zwölf Stunden täglich betragende Arbeitsſchicht geftattet. 

Behufs Ermöglihung des miederlehrend erforberlihen Schicht- 
wechjel3, beziehungsweiſe dbe3 Überganges von der Tag- zur Nadt- 
arbeit bei den vorbezeichneten Hilfsanftalten wird, fofern bie Ab- 
löfung beim Wechjel der Wochenſchichten durch eine einmal in ber 
Bode für die Dauer von zwölf Stunden eintretende Reſerveſchicht 
oder burch die Einjchiebung von zwei jechaftündigen, beziehungsmeije 
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832. Vor berQorlage der Arbeitordnung an die Aufſichts- 
behörde ift den in der Hilfsanftalt beichäftigten großjäh- 
rigen Arbeitern Gelegenheit zu geben, fich über den Inhalt 
derjelben zu äußern. 

Der Hierbei einzuhaltende Vorgang ift in der Durch⸗ 
führung3verordnung zu regeln. " 

833. Die Auffichtsbehörbe Hat zu prüfen, ob die Arbeitz- 
ordnung ben gefeblichen Beitimmungen entipricht und ob bie» 
ſelbe auch den vorhandenen befonderen Verhältniſſen gebüh- 
rend Rechnung trägt. 

Bon dem Ergebniffe der Prüfung ift die Bahnverwaltung 
zu verftändigen und im Falle die vorgelegte Arbeitordnung 
beftätigt wird, ift die Bahnverwaltung aufzufordern, behufs 
Beifegung des behördlichen Viſums die inhaltlich genehmigte 
Arbeit3ordnung in zwei ordnungsgemäß gefertigten Erem- 
plaren der Auffichtsbehörbe neuerdings vorzulegen. Eines dieſer 
Eremplare bleibt in Verwahrung biefer Behörde, das zweite 
wird an die Bahnverwaltung geleitet. 


834. EinEremplar ber behördlich genehmigten Arbeitsord⸗ 
nung, einichließlich der Nachträge, muß für neue NRegiebauten 
noch vor Beginn der Arbeit, fonft aber unverzüglich nad) Zu— 
ftellung ber PBidierung durch die Auffichtsbehörde an jeder 
Arbeitsſtätte, bezw. in jedem Arbeitsraume, in ben Arbeitern 
verſtändlichen Sprachen, an geeigneter leicht zugänglicher 
Stelle angeichlagen werben und müffen diefe Anſchläge ftet3 
in lesbarem AZuftande erhalten werben. 


Hinſichtlich des nicht bloß in einer Wiedergabe geſetz- 
licher oder fonft gültiger Vorſchriften beftehenden Inhaltes 


brei achtitändigen Üübergangsfchichten am Schluffe der Woche im 
Hinblide auf die beftehenden Verhältniffe nicht möglich wäre, ge- 
ftattet, daß jede Arxbeiterfchicht einmal in der Woche eine achtzehn- 
ftündige Arbeitsperiode einhält. 

Dagegen ift bie Bewerkſtelligung des Schichtenwechſels durch 
eh wöchentlich einmalige vierundzwanzigftündige Arbeitsperiode nicht 
geitattet. 

Sene Tage, an welchen ben Arbeitern die zum Befuche bes 
Vormittagsgottesdienftes nötige Zeit im Sinne be3 8 14 bed Ge— 
jeße3 einzuräumen ift, find in den vorzulegenden Entwürfen offen 
zu halten, und werben in biefelben anläßlich vor deren Genehmi«- 
nung durch die Aufficht3behörde ex offo auf Grund der diesbezüg⸗ 
lihen, im Sinne des zitierten Oefeßesparagraphen zu erlaſſenden 
Verordnung eingeſetzt werden. (EM. 10. Oktober 1902, 8. 37.160.) 
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treten die Arbeit3ordnungen, die für neue Negiebauten oder 
Hilfsanftalten erlajjen werden, mit Beginn der Arbeit, andere 
jowie Nachträge zu Arbeitsordnungen früheftens 14 Tage 
nad) dem Anſchlage in Kraft. 

Die Bahnverwaltungen haben die Verpflichtung, fofort 
nach dem Anſchlage fämtlichen Arbeitern und ben [päter auf» 
genommenen Arbeitern bei ihrem Eintritte je ein Exemplar 
der gültigen Arbeitdordnung in einer den Wrbeitern veritänd- 
lihen Landesſprache einzuhändigen. 

Der Arbeiter bat ben Empfang fchriftlic) zu beftätigen. 
Durch die jchriftlihe Beftätigung des Empfanges werden 
die Beitimmungen der Arbeit3ordnung bei den neu aufger 
‚nommenen Ürbeitern fofort, bei den früher aufgenommenen 
Arbeitern nach Ablauf der Kündigungsfrift, jedoch nicht vor 
Ablauf der im Abjab 2 bezeichneten Friſt zum Beitand- 
teil des Arbeitövertrages. Neueintretende Arbeiter find jedoch 
berechtigt, binnen 24 Stunden nad ber fchriftlihen Be- 
jtätigung des Empfanges der Arbeit3ordnung ohne Kündigung 
vom Arbeitövertrage zurüdzutreten. 


835. DieEingaben, mit welchen dieArbeitäordnungen Der 
Aufſichtsbehörde vorgelegt werden und bie Diefen angeben 
beigelegten Arbeitsordnungen jind ftempelfrei. 


Konventionalgeldftrafen. 


836. Die Konventionalgeldftrafen, welchen die Arbeiter bei 
Übertretung der Arbeit3ordnung unterworfen wurden, ſowie 
der Anlaß, aus weldhem, und der Tag, an welchem die 
Strafe verhängt worden ift, endlich die Verwendung der Straf- 
gelder find in ein Verzeichnis einzutragen, deſſen Einficht- 
nahme den Organen der Aufjicht3behörde und den Arbeitern 
offen fteht. 

Die verhängten Geldſtrafen durfen im allgemeinen inner⸗ 
halb des Zeitraumes einer Woche die Höhe eined halben 
a ageönerbienftes nicht überfchreiten. Nur in Fällen bejonders 
ftrafbaren Leichtſinnes, wie bei vorſchriftswidrigem Gebaren 
mit Sprengmitteln, jowie bei Vernadjläffigung der Pflichten 
als Wärter von Dampfkeſſeln, Dampfmaſchinen, Dynamo- 
maſchinen, ſowie von Vorrichtungen, bei welchen durch ein 
Berfagen oder durch einen Mangel in der Yunktionierung 
Menfchenleben gefährdet find, können auch höhere Geldftrafen 
verhängt werben. 
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Alle dieſe Strafgelder müſſen ſolchen im Verordnungswege 
zu bezeichnenden Einrichtungen zugewendet werden, welche 
zum Beſten der Arbeiter dienen. 

Das Beſchwerderecht gegen die Verhängung einer Geld⸗ 
ſtrafe muß dem Arbeiter innerhalb des Inſtanzenzuges der 
Bahnverwaltung gewahrt ſein. 


Auflöſung des Arbeitsverhältniſſes. 


837. Vor Ablauf der ausdrücklich oder ſtillſchweigend be— 
dungenen Dauer des Arbeitsverhältniſſes kann ein Arbeiter 
ohne Kündigung nur in folgenden Fällen ſofort entlaſſen 
werden, wenn er: 


a) bei Abſchluß des Arbeitsvertrages die Bahnverwaltung 
durch Vorzeigung eines falſchen oder verfälſchten Arbeits- 
buches oder Zeugniſſes hintergangen oder über das Be— 
ſtehen eines anderen, den Arbeiter gleichzeitig verpflich- 
tenden Arbeitsverhältniſſes in einen Irrtum verſetzt hat; 

b) im Verlaufe der erſten Woche nach Aufnahme in die 
Arbeit zu der mit ihm vereinbarten Arbeit unfähig be— 
funden wird; 

c) der Trunkſucht verfällt und wiederholt fruchtlos ver- 
warnt wurde; 

d) fi) eines Diebftahls, einer Veruntreuung, einer Teil» 
nehmung an dieſen ftrafbaren Handlungen oder eines 
Betruges jchuldig macht; 

e) die ihm nach dem Wrbeit3vertrage obliegende Arbeit 
unbefugt verlaffen hat oder ohne geredhtfertigte Ent» 
Ihuldigung zu dieſer Arbeit nicht erjchienen ift oder 
beharrlich feine Pflichten (8 16) vernadjläfligt; 

f) die übrigen Arbeiter oder Angeftellten zum Ungehorjam 
im Dienfte, zu unordentlihem Lebenswanbel oder zu 
unjittlicden oder gejebwidrigen Handlungen verleitet ober 
zu verleiten jucht; 

g) ſich einer groben Ehrenbeleidigung, Körperberlegung oder 
gefährlichen Drohung gegen die Vorgeſetzten oder gegen 
die übrigen Arbeiter ſchuldig macht; 

h) fih einer vorfäßlihen Sachbeſchädigung von erheblicher 
Bedeutung zum Nachteile des Arbeitgebers ſchuldig madıt. 
Die vorzeitige Entlaſſung ift nicht mehr zuläflig, wenn 

der Entlajfungsgrund der Bahnverwaltung länger al3 eine 
Woche befannt ift. 
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$38. Bor Ablauf der ausdrücklich oder ftillfchiweigend be- 
dDungenen Dauer des Arbeitöverhältnijfes Tann ein Arbeiter 
ohne Kündigung die Arbeit nur in folgenden Fällen jofort 
verlajjen: 

a) wenn er ohne erweiglichen Schaden für feine Geſund⸗ 
heit die Arbeit nicht fortjegen Tann; 

b) wenn ein Vorgeſetzter ſich einer groben Chrenbeleidi- 
gung, Körperverlegung oder gefährlichen Drohung gegen 
den Arbeiter oder dejjen Angehörige ſchuldig macht, oder 

c) den Arbeiter oder dejjen Angehörige zu unordentlichem 
Lebenswandel, oder zu gejegwidrigen Handlungen verleitet 
oder zu verleiten fucht, oder jich eine Verlegung der Sitt⸗ 
lichfeit gegen den Arbeiter oder deſſen Angehörige zu 
Schulden kommen Täßt; 

d) wenn feiten3 der Bahnverwaltung dem Urbeiter die be» 
dungenen Bezüge ungebührlich vorenthalten oder unbefug- 
terweije gefürzt, oder wenn andere mejentliche Vertrags⸗ 
beftimmungen verlegt werden; al3 eine ſolche Verlegung 
wejentlicher Vertragsbeſtimmungen ift auch anzujehen, 
wenn die Kürzung der Arbeitszeit bahnjeitig zum Anlajje 
der Sphmälerung des Verdienſtes genommen wird. 

In den unter b und c erwähnten Fällen ift der vor⸗ 
zeitige Austritt aus der Arbeit nicht mehr zuläjlig, wenn 
a eher Tatſache dem Arbeiter länger als eine Woche 

ekannt ift. 


8 39. Wenn die Bahnverwaltung ohne einen gejeglich 
zuläffigen Grund ($ 37) einen Wrbeiter vorzeitig entläßt, 
oder durch Verſchulden von ihrer Seite oder von Seiten ihrer 
Aufjicht3organe dem Arbeiter Grund zur vorzeitigen Auflöjung 
de3 Arbeitsverhältniſſes gibt ($ 38), jo iſt diefelbe verpflichtet, 
dem Arbeiter den Lohn und bie fonjt vereinbarten Genüjje 
für die ganze Kündigungsfrift, oder im falle der bereits 
erfolgten Kündigung, für den noch Übrigen Zeil der Kündi- 
gungsfriſt zu vergüten. 

840. Urbeiter, welche in den im 8 37 vorgejehenen 
Fällen vorzeitig entlaffen werden, haben Anſpruch auf den 
Zohn und Die —* vereinbarten Genüſſe nur bis zum Tage 
der Entlaſſung. 


841. Wenn infolge einer wenn auch vorübergehenden Ein⸗ 
ſtellung des Betriebes einer Hilfsanſtalt, ſei es durch Verſchulden 
der Bahnverwaltung oder eines dieſe treffenden Zufalles 
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. eine borzeitige Auflöjung de3 Wrbeitsverhältnifjes ſich als 
notwendig ermweift, ift die Bahnverwaltung verpflichtet, dem 
Arbeiter den Lohn und die fonft vereinbarten Genüfje für 
die ganze Kündigungzfrift oder im alle der bereits erfolgten 
Kündigung für den noch übrigen Teil der Kündigungsfrift 
zu bergüten. 

$ 42, Rereinbarungen, melde den Vorſchriften der 
85 37 bis 41 zumiderlaufen, jind nichtig. 

Borzeitiger Außtritt. 

$ 43. Wenn ein Arbeiter ohne gejeglich zuläjligen Grund 
($ 38) vorzeitig aus der Arbeit tritt, jo ijt die Bahnver⸗ 
waltung beredjtigt, falls der Arbeiter ihrer, innerhalb der 
Kündigungsfrift, längſtens aber innerhalb einer Frift von 
acht Tagen erfolgten Aufforderung zur Rückkehr in die Arbeit 
für die noch fehlende Zeit binnen drei Tagen nicht Folge 
leiftet, von demſelben für jeden Arbeitstag der nicht ein=- 
gehaltenen Kündigungsfrift, höchſtens aber für 14 Tage, 
einen Erſatz im Betrage des täglichen Durchſchnittslohnes 
zu begehren. 

8 44. Eine Bahnverwaltung, die einen Wrbeiter in 
Verwendung nimmt, obwohl ihr bei Aufnahme des letzteren 
befannt war, daß jein Arbeitöverhältnis mit feinem lebten 
Ürbeitgeber noch zu Recht beiteht und von ihm nicht recht⸗ 
mäßig gelöft wurde, oder welche einen ſolchen Arbeiter in 
der Wrbeit behält, nachdem ihr diefer Tatbeftand befannt 
geworden ift, haftet dem früheren Arbeitgeber für den durch 
den eigenmächtigen Austritt des Arbeiter erwachſenen Schaden. 

Dem früheren Arbeitgeber fteht auch das Recht zu, 
innerhalb der Kündigungsfrift, längſtens aber innerhalb einer 
Friſt von acht Tagen den Wiedereintritt bed eigenmächtig 
ausgetretenen Arbeiterd für die noch fehlende Zeit zu fordern. 


Streitiglfeiten au3 dem Arbeitd-, Lehr- und 
Lohnverhältniſſe. 

$ 45. Inwiefern aus dem Arbeits⸗, Lehr⸗ und Lohn⸗ 
verhältniſſe entſpringende Rechtsſtreitigkeiten zwiſchen den 
Bahnverwaltungen und den in ihren Hilfsanſtalten oder bei 
Regiebauten verwendeten Arbeitern, ſowie zwiſchen dieſen Ar— 
beitern untereinander zur Zuſtändigkeit der Gewerbegerichte 
gehören, wird durch die hierfür beſtehenden beſonderen Vor- 
ichriften beftimmt. 
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Inſoweit die Zuftändigfeit eine Gewerbegerichtes nicht 
eintritt, gehören derlei Streitigkeiten ohne Rückſicht auf den 
Wert des Streitgegenftandes zur ſachlichen Zuftändigfeit der 
Bezirksgerichte. 


II. Jugendliche Arbeiter und Frauensperſonen. 


8 46. Unter jugendlichen Arbeitern werden in dieſem 
ae Arbeiter bis zum vollendeten 16. Lebensjahre ver- 
anden. 


Beihränfungen in der Verwendung von jugend- 
lihen Arbeitern und Frauendperjonen. 


8 47. Rinder vor dem vollendeten 14. Lebensjahre 
und jugendlide Frauensperſonen ($ 46) dürfen bei den 
Negiebauten der Eifenbahnen und in den Hilfsanitalten der- 
jelben nicht verwendet werden. Männliche jugendliche Ar— 
beiter zwiſchen dem vollendeten 14. und dem vollendeten 
16. Zahre dürfen nur in den Werfitätten als Lehrlinge und 
ferner bei den Regiebauten zu leichteren Arbeiten, welche 
der Gejundheit diefer Arbeiter nicht nachteilig find und deren 
körperliche Entwidlung nicht hindern, bejchäftigt werden. 

Frauensperſonen nach vollendetem 16. Lebensjahre dürfen 
bei en Negiebauten nur zu leichteren Arbeiten verwendet 
werden. 


Inwiefern Frauendperjonen in den Hilfsanftalten ver- 
wendet werden Tönnen, bejtimmt der Eijenbahnminijter im 
Verordnungswege. 


Jugendliche Arbeiter und Frauensperſonen dürfen weder 
bei Nachtarbeit, das iſt in den Stunden zwiſchen 8 Uhr 
abends und 6 Uhr morgens, noch auch bei Überſtunden⸗ 
arbeit beichäftigt werden. Wöchnerinnen dürfen erjt nad) 
Berlauf von vier Wochen nach ihrer Niederfunft zur Arbeit 
zugelafjen werben. 


Evidenzhaltung jugendliher Hilfsarbeiter. 


8 48. Über die in Hilfsanftalten und bei Regiebauten 
beichäftigten jugendlichen Arbeiter ift ein Verzeichnis zu führen, 
welches Namen, Geburtsdatum, Wohnort diejer Arbeiter und 
den Namen, jowie den Wohnort ihrer Eltern, beziehungs- 
weiſe Wormünder, dann die Ein- und Austrittözeit zu ent» 
halten hat. 
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Dieſes Verzeichnis iſt den behördlichen Organen auf Ver— 
langen vorzulegen. 

Dasſelbe kann mit dem nach 8 29 zu führenden Ar— 
beiterverzeichniſſe vereinigt werden, ſofern das letztere die 
oben angeführten Rubriken enthält. 


III. Lehrlinge. 


8 49. Als Lehrling wird angeſehen, wer bei Werkſtätten, 
von Eifenbahnen zur praftifchen Erlernung einer der darin 
betriebenen Beichäftigungen in Verwendung tritt, ohne Unter- 
Ihied, ob für die Arbeit Lohn gezahlt wird oder nicht. 

Lehrlinge dürfen nur für die Werfftätten aufgenommen 
werden. 

$ 50. Als Lehrherr ift die Bahnunternehmung und in 
deren Gtellvertretung der Werfitättenleiter anzuſehen. 

8 51. NRüdfihtlih der Aufnahme der Lehrlinge, der 
Lehr» und Probezeit, der Pflichten des Lehrlingd und des 
Lehrheren, der vorzeitigen Auflöſung des Lehrverhältnijjeg, 
der Kündigung, ſowie des Erlöfchens des Lehrvertrages haben 
die jeweilig in Geltung ftehenden Beitimmungen der Ge— 
werbeordnung mit Ausnahme der Vorfchriften über die Hand- 
habe der Aufliht, die nah Maßgabe der Beltimmungen 
dieſes Geſetzes zu führen ift, finngemäße Anwendung zu 
finden. 

Lehrzeugniſſe. 


8 52. Bei Auflöſung des Lehrverhältniſſes hat die 
Bahnverwaltung dem Lehrlinge über die zugebrachte Lehr- 
zeit, jein Betragen während derjelben und die geimonnene 
Ausbildung in feiner handwerksmäßigen Bejchäftigung ein 
Beugni3 audzuftellen. 

Der mefentlihe Inhalt dieſes Zeugniſſes ift in das 
Arbeitsbuch einzutragen und von der Ortspolizeibehörde Toften- 
und ftempelfrei zu beglaubigen. 


- IV. Übertretungen und Strafen, 


8 53. Bei Übertretungen ber durch dieſes Geſetz für die 
Bahnvermwaltungen getroffenen Vorſchriften ift die Strafe über 
jene Perjonen zu verhängen, welche für die Einhaltung der 
betreffenden Vorichriften nach Maßgabe der Tatumftände ver- 
antwortlich erjcheinen (8 4). 
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8 54. Wer den Borjchriften des $ 5 zumiderhandelt, 
wird, jofern nicht eine den Gerichten zugemiejene ftrafbare 
Handlung vorliegt, wegen Übertretung dieſes Geſetzes be— 
jtraft, wenn die Handlung oder Unterlafjung einer auf Grund 
diefer Geſetzesbeſtimmungen erlaffenen Anorönung zumider- 
läuft, oder wenn der Täter auch ohne bejondere Anordnung 
einzufehen vermochte, baß feine Handlung oder Unterlaffung 
geeignet war, das Leben oder die Gejundheit von Menjchen 
zu gefährden. 

8 55. Wer den Vorſchriften der 88 6 bis 9, 11 big 15, 
18, 24 bi3 26, 29 big 31, 34, 36, 47 und 48 oder ben 
Vorſchriften der auf Grund diefer Beitimmungen erlaffenen 
Verordnungen oder Anordnungen, ſowie den gemäß der 88 27 
und 51 Anwendung findenden Beitimmungen der Gewerbe— 
ordnung zumiderhandelt, wird, fofern nicht eine den Ge— 
richten zugemwiefene ftrafbare Handlung vorliegt, wegen Über- 
tretung dieſes Geſetzes beitraft. 

8 56. Die in den 88 54 und 55 bezeichneten Über- 
tretungen werden von der AuflichtSbehörde unbejchadet einer 
eventuellen disziplinaren Behandlung beitraft: 

a) mit Verweiſen; 
b) mit Geldftrafen bis zum Betrage eines Monatögehaltes, 
beziehungsweiſe Monat3verdienftes. 

8 57. Bei Bemeſſung der Strafen ift auf die Er- 
ſchwerungs⸗ und Milderungsumftände, fowie auf die Größe 
de3 mit ber Übertretung beabfichtigten Vorteiles oder des 
zugefügten Nachteile® Rückſicht zu nehmen. 

$ 58. Durch die Verjährung erxlifcht die Strafbarkeit 
jener Übertretungen dieſes Gejebes, welche nicht nach dem 
allgemeinen Strafgejege zu behandeln find, wenn der Täter 
binnen ſechs Monaten, vom Tage ber begangenen Übertretung, 
nicht in Unterſuchung gezogen worden it. 


V. Behörden und erfahren, 
Aufſichtsbehörde. 


8 59. Die Überwachung der Durchführung der Beſtim⸗ 
mungen dieſes Gejebes obliegt der Generalinjpeftion ber 
öfterreichifchen Eifenbahnen. 

Die Bahnverwaltungen find verpflichtet, den zur Durd)- 
führung dieſes Gejehes berufenen Organen der Auffichtg- 
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5 49. Als Lehrling wir) angeichen, wer bei Berfitätten, 
von Gicnbabuen zur praktihen Erlermung eimer der darin 
betriebenen Be’tä’:igungen in Zerwen>ung tritt, ohne Unter- 
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8 50. Al —— if die Bahnunternehnmung und 
Deren Stellvertretung ber —— 7 

8 34 Rũckſichtlich der Aufnahme ber Lehrlinge, der 
Lehr- und Probezeit, der Pflihten des Lehrling und des 
Lehrherrn, der vorzeitigen Auflöjung des Lehrverhältnijieg, 
ber Kündigung, ſowie des Erlöihens des Lehrvertrages haben 
die jeweilig in Geltung fiehenden Beftimmungen der Ge- 
Ierbeorbnung mit —* der Sor riſten über die Hand⸗ 
habe der Aufiiht, die nad) Maßgabe der Beſtimmungen 
—*— Geſetzes zu führen iſt, ſinngemäße Anwendung zu 
inden. 

Lehrzeugniffe 


8 52. Bei Auflöfung des Lehrverhältnifjes hat dic 
Bahnverwaltung dem Lehrlinge über die zugebradhte Lehr- 
zeit, fein Betragen während derjelben und Die gewonnene 
Ausbildung in feiner handwerksmäßigen Belchäftigung ein 
Zeugnis auszuftellen. 

Der mefentlihe Inhalt dieſes Zeugniſſes ift in das 
Arbeitsbuch einzutragen und von der Ortöpolizeibehörde koſten⸗ 
und ftempelfrei zu beglaubigen. 


IV. Übertretungen und Strafen, 


& 53. Bei Übertretungen der durch dieſes Gefe für die 
Bahnverwaltungen getroffenen Vorfchriften ift die Strafe über 
jene Perſonen zu verhängen, welche für die Einhaltung der 
betreffenden Vorfchriften nad) Maßgabe der Tatumftände ver- 
antivortlich ericheinen (8 4). 


Geſetzliche Negelung des Arbeitsverhältniffes. 1131 


$ 54. Wer den Borfchriften des 8 5 zumiderhandelt, 
wird, fofern nicht eine den Gerichten zugewieſene ftrafbare 
Handlung vorliegt, wegen Übertretung dieſes Geſetzes be- 
ftraft, wenn die Handlung oder Unterlajjung einer auf Grund 
diefer Geſetzesbeſtimmungen erlaſſenen Anordnung zumider- 
läuft, oder wenn der Täter auch ohne bejondere Anordnung 
einzufehen vermochte, daß feine Handlung oder Unterlaffung 
geeignet war, das Leben oder die Gejundheit von Menjchen 
zu gefährden. 

8 55. Wer den Borjchriften der SS 6 bis 9, 11 big 15, 
18, 24 bi3 26, 29 bis 31, 34, 36, 47 und 48 oder ben 
Vorſchriften der auf Grund diefer Beitimmungen erlafjenen 
Verordnungen oder Anordnungen, ſowie den gemäß der 88 27 
und 51 Anwendung findenden Beitimmungen der Gewerbe— 
ordnung zumiderhandelt, wird, fofern nicht eine den Ge—⸗— 
richten zugemwiefene ftrafbare Handlung vorliegt, wegen Über- 
tretung dieſes Geſetzes beitraft. 

8 56. Die in den 88 54 und 55 bezeichneten Über- 
tretungen werden von der Auſſichtsbehörde unbefchadet einer 
eventuellen Disziplinaren Behandlung beftraft: 

a) mit Verweiſen; 
b) mit Geldftrafen bi3 zum Betrage eines Monatögehalteg, 
beziehungsmweife Monat3verdienites. 

8 57. Bei Bemeſſung der Strafen ift auf die Er- 
ſchwerungs⸗ und Milderungsumftände, fowie auf die Größe 
des mit der Übertretung beabjichtigten Vorteiles oder des 
zugefügten Nachteile8 Rückſicht zu nehmen. 

8 58. Durch die Verjährung erliiht die Strafbarkeit 
jener Übertretungen dieſes Geſetzes, melde nicht nach dem 
allgemeinen Strafgejege zu behandeln find, wenn der Täter 
binnen ſechs Monaten, vom Tage der begangenen Übertretung, 
nit in Unterfuchung gezogen worden ift. 


V. Behörden und Verfahren, 
Auffihtsbehörde. 


8 59. Die Überwachung der Durchführung der Beftim- 
mungen dieſes Geſetzes obliegt der Generalinjpeftion ber 
öfterreichifchen Eifenbahnen. 

Die Bahnverwaltungen find verpflichtet, den zur Durch⸗ 
führung dieſes Geſetzes berufenen Organen der Auffichtö- 
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behörde ſämtliche von denſelben für notwendig erachtete Auf⸗ 
klärungen zu geben und den Anordnungen dieſer Behörde auf 
das genaueſte nachzukommen. 

Den Organen der Aufſichtsbehörde iſt der Eintritt in 
ſämtliche Arbeitsräume und zu paſſender Zeit auch in die 
von den Bahnverwaltungen beigeſtellten Arbeiterwohnungen 
geſtattet. 

Ordnungsſtrafen. 


8 60. Unbeſchadet der der Staatsverwaltung ſonſt auf 
Grund der beftehenden Gefete und der einzelnen Konzeſſionen 
zuftehenden Rechte und Befugnifle kann die Generalinfpektion 
der öfterreichifchen Eifenbahnen als Aufficht3behörde eine Bahn— 
unternehmung zur Durchführung dieſes Geſetzes und der auf 
Grund desſelben erlafjenen Verordnungen und Anordnungen 
durch Ordnungsſtrafen bis zur Höhe von 5000 K verhalten. 
Die Ordnungsitrafe darf nur nad) vorausgegangener An— 
drohung verhängt, Tann jedoch nach Erfordernis wiederholt 
werden. 

Rekurſe. 


8 61. Gegen alle von der Generalinſpektion der öſter— 
reichiſchen Eifenbafnen auf Grund diejes Geſetzes getroffenen 
Verfügungen und Erlenntniffe ift der Rekurs an das Eifenbahn- 
minijterium zuläjjig. 

8 62. Der Rekurs iſt binnen 14 Tagen nach der Zur 
ftellung bei der ®eneralinfpeftion der öfterreichiichen Eiſen— 
bahnen einzubringen. Rekurſe gegen Straferfenntnijfe der 
Generalinfpeftion der öfterreichiihen Eifenbahnen haben aufs 
ſchiebende Wirkung. 


Strafmilderung und Nachſicht. 

8 63. Dem Eifenbahnminifterium fteht da3 Recht zu, 
au rüdjichtsmürdigen Gründen Strafen zu mildern und 
nachzuſehen. 

Einbringung und Verwendung der Geldſtrafen. 


8 64. Die Einbringung ber Strafgelder Tann im Wege 
der gerichtlichen Exekution erfolgen. 

Alle Strafgelder find folhen im Verordnungswege zu 
bezeichnenden Einrichtungen zuzuwenden, die zum Beften der 
Arbeiter dienen. 
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VI. Schlußbeftimmungen. 


8 65. Diejes Geſetz tritt Hinfichtlih der Beſtimmung 
des 8 31, Abſatz 1, mit dem Tage der Kundmachung und 
in feinem, übrigen Inhalte ſechs Monate nach ſeiner Kund- 
machung in Wirkſamkeit. 


66. Mit dem Vollzuge dieſes Geſetzes iſt Mein 
Eiſenbahnminiſter betraut. 


V. Wehlfahrtseinrichtungen für Eiſenbahnbedienſtete. 


A. Unfallverfiherung. 
Auszug and dem Gefebe vom 28. Dezember 1887, RGB. 
1888, Nr. 1, 
betreffend die Unfallverficherung ber Arbeiter. 


Umfang der Berfiherung. 

g1. Alle in Fabriken und Hüttenmwerken, in Bergwerken 
auf nicht borbehaltene Mineralien, auf Werften, Stapeln und in 
Brühen fowie in ben zu dieſen Betrieben gehörigen Anlagen 
befchäftigten Arbeiter und Betriebsbeamten find gegen die Folgen 
der beim Betriebe fich ereignenden Unfälle nah Maßgabe der 
Beſtimmungen dieſes Gefehes- verfichert. 

Dasjelbe gilt von Mrbeitern ſowie von Betrieböbeamten, 
welche in Gemerbebetrieben, bie fi auf die Ausführung von 
Bauarbeiten erjtreden oder fonft bei der Ausführung von Bauten 
er find. Diefe Beſtimmung findet feine Anmwenbung auf 
fol rbeiter, melde, ohne in einem Gewerbebetriebe der be- 
zeichneten Art —* — zu fein, lediglich einzelne Reparatur⸗ 
arbeiten an Bauten ausführen. Beim Baue ebenerdiger Wohn- 
und Wirtfhaftögebäude auf dem flachen Lande ſowie bei jonftigen 
Iandwirtfhaftliden Bauten findet eine Verſicherungspflicht nicht 
ftatt, fofern dabei nur der Bauherr, feine Hausgenofjen oder 
andere Bewohner desfelben Ortes, welche jolche Baufüßrungen 
nicht gewerbemäßig betreiben, befchäftigt find. 

Den im erſten Abſatze angeführten Betrieben gelten im Sinne 
dieſes Geſetzes gleich: 

1. Jene Betriebe, in welchen explodierende Stoffe erzeugt 
oder verwendet werden; 


2. jene gewerblichen ober land⸗ und forſtwirtſchaftlichen Be— 
triebe, bei denen Dampfkeſſel oder ſolche Triebwerke in Verwen⸗ 
dung kommen, die durch elementare Kraft (Wind, Waſſer, Dampf, 
Leuchtgas, Heißluft, Elektrizität uſw.) oder durch Tiere bewegt 


1134 Berfonalvorfchriften. 


werben. Diefe Beltimmung findet Teine Anwendung auf ſolche 
Betriebe, für welche nur vorübergehend eine nicht zu der Betriebs⸗ 
anlage gehörige Kraftmafchine benüßt wird. 

Wird in einem verſicherungspflichtigen Tand- ober forjtwirt- 
ſchaftlichen Betriebe eine zu ber Betrieb3anlage gehörige Kraft- 
mafchine in folder Weiſe benüßt, daß nur eine bejtimmte Anzahl 
von Arbeitern und Betrieböbeamten der mit bem gelamten Ma 
fchinenbetriebe verbundenen Gefahr auögejegt find, fo beſchränkt 
fih bie Verfiherungspfliht auf die biefer Gefahr ausgeſetzten 
Perfonen. 

Die Derfiherung der in Bergwerken auf vorbehaltene Mine 
ralien und den dazu gehörigen Anlagen befchäftigten Arbeiter 
und Betriebsbeamten ge bie Folgen der beim Betriebe ſich 
ereignenden Unfälle wird durch ein beſonderes Gefeg erfolgen. 

Als Arbeiter, beziehungsweife als Betriebsbeamte im Ginne 

dieſes Gefeges find auch Lehrlinge, Volontäre, Praktikanten und 
andere Perſonen anzujehen, melde wegen noch nicht beenbeter 
Ausbildung keinen oder einen niedrigeren Arbeitöverdienft beziehen. 

82. Auf Eifenbahn- und Binnenjchiffahrtsbetriebe finden bie 
Beſtimmungen dieſes Gejeged nur dann Anwendung, wenn fie als 
integrierende Beſtandteile eines „nerficherungapflichtigen Betriebes 
lediglih für diefen beftimmt Doh bleiben jene Arbeiter 
und Betriebsbeamten den Be —** dieſes Geſetzes unter⸗ 
worfen, welche zwar von Sifenbahnunternehmungen beichäftigt 
werden, auf welche jedoch das Geſetz vom 5. März 1 
Nr. 27, mit Rückſicht auf ihre Beſchäftigung außerhalb de3 Ber- 
kehrs feine Anwendung findet... 

8 4. Diejes Gefeh findet feine Anwendung auf Bebienftete, 
welde in einem Betriebe des Staates, eine3 Landes, einer 
Gemeinde ober eines Bffentliden Fonds angeftellt find, fofern 
ihnen und ihren Angehörigen beim Eintritte eines Betriebzunfalles 
der Anſpruch auf eine Penſion zufteht, weldde die Höhe der in 
ben 88 6 und 7 feftgefeßten Rente erreicht oder überfteigt. 


Gegenftand der Verfiherung, Umfang und Berehnung 
der Entfhädigung. 


85. Den Gegenftand der im $ 1 bezeichneten Verſicherung 
bildet der durch dieſes Geſetz beſtimmte Erſatz des Schadens, 
welcher durch eine Körperverletzung oder durch den Tod des 
Verſicherten entſteht. 

86. Im Falle einer Körperverletzung ſoll der Schadenerſatz 
in einer dem Verletzten vom Beginne der fünften Woche nach 
Eintritt des Unfalles angefangen für die Dauer der Erwerbs⸗ 
unfäbigfeit zu gemwährenden Rente beftehen. 

Für die Berechnung ber Rente wird zunächſt der Arbeits- 
verbienft ermittelt, welchen ber Verletzte während be3 letzten 
Jahres feiner Beichäftigung in dem Xetriebe, wo der Unfall ſich 
ereignete, bezogen bat. War ber Berlegte in dem Betriebe nicht 


Woplfahrtseinrichtungen für Eifenbahnbedienftete. 1135 


ein volles Jahr, von dem Unfalle zurüdgerechnet, befchäftigt, fo 
ift für die Berechnung der Rente jener Arbeitsverdienit maßgebend, 
welchen während dieſes LBeitraumes Arbeiter derfelben Urt in 
demfelben Betriebe oder in benachbarten gleihartigen Betrieben 
durchſchnittlich bezogen haben. 

Findet der Betrieb feiner Natur nah nicht während de3 
anzen Jahres, fondern nur während einer gewiſſen Betriebszeit 
att, jo wird demnach bei der Berechnung des durchichnittlichen 
täglichen Arbeitslohnes nur die Zahl der Arbeitötage während der 
Betriebszeit berüdjichtigt. 
zlei Zufällige Betriebsunterbrechungen haben außer Betracht zu 


Das Dreihundertfache des durchſchnittlichen täglichen Arbeits⸗ 
verdienſtes gilt als Jahresarbeitsverdienſt. 

Überfteigt der Jahresarbeitsverdienſt eines Arbeiters oder 
Betriebsbeamten die Summe von zwölfhundert Gulden, ſo bleibt 
der Mehrbetrag außer Berechnung. 

Der Jahresarbeitsverdienſt von Lehrlingen, Volontären, Prak⸗ 
tikanten und anderen Perſonen, welche wegen noch nicht beendeter 
Ausbildung keinen oder einen niedrigeren Arbeitsverdienſt beziehen, 
iſt in derſelben Höhe wie der niedrigſte Jahresarbeitsverdienſt 
vollgelohnter Arbeiter, beziehungsweiſe Betriebsbeamter jener Be— 
ſchäftigung, für welche die Ausbildung erfolgt, jedoch höchſtens 
mit einem Betrage von dreihundert Gulden zu bemeſſen. 

Die Rente beträgt: 

a) im Falle gänglicer Ermwerb3unfähigfeit und für die Dauer 
derfelben 60% des Jahresarbeitsverdienſtes; 

b) im Falle teilweifer Erwerbsunfähigleit und für die Dauer 
berfelben einen Bruchteil ber unter a feſtgeſetzten Rente, 
welche nach dem Maße ber verbliebenen Erwerbsfähigkeit zu 
bemesjen ilt, jedoch nicht über 500% des Jahresarbeitsver- 
dienfte8 betragen darf. 

Dem Berlegten fteht ein Anſpruch auf Schabenerfag nicht zu, 
wenn er den Betriebsunfall vorfäßlich herbeigeführt Bat. 

8 7. Im Falle der Tod aus dem Betriebsunfalle erfolgt ift, 
foll der Schabenerfab außer in ben Leiftungen, melde nah 8 6 
dem Berlegten für die Beit vor dem Eintritte des Todes etiva 
gebühren, noch beftehen: 

1. in den Beerdigunggtoften, welche nach dem Gebrauche de3 
—* jedoch höchſtens mit dem Betrage von 25 fl. zu bemeſſen 
ind; 


2. in einer ben Hinterbliebenen des Getöteten vom Tobestage 
angefangen zu gemwährenden Nente, für deren Berechnung bie 
Beftimmungen bed 8 6, Abjab 2 bis 7, maßgebend find. 

Diefe Rente beträgt: 

a) für die Witwe des Getöteten bis zu deren Tode oder Wieder- 
verheiratung 20%; für den Witwer, wenn und infolange er 
erwerbsunfähig if, 20%; für jedes Hinterbliebene eheliche 
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Kind Bis zu deſſen zurüdgelegtem 15. Lebensjahre 15%, und 

wenn dasſelbe auch den zweiten Elternteil verloren hat ober 

verliert, 20% bed ahresarbeitsverbienftes; für jedes Hinter- 
bliebene uneheliche Kind bis zu deſſen zurüdgelegtem 15. Lebens⸗ 
jahre 10% des Jahresarbeitsverdienſtes. Die Renten der 

Witwe, beziehungsmweife be3 Witwerd und ber Kinder können 

seiemmen, 50% des Yahresarbeitöverdienftes nicht überfteigen; 

ergibt fi} aus ben obigen Säben ein höherer Betrag, fo 
werben bie einzelnen Renten verhältnismäßig gekürzt; 

b) für Aſzendenten des Berftorbenen, wenn biefer ihr einziger 
Ernährer war, für die Zeit bis zu ihrem Tode ober bis 
zum Wegfalle der Bebürftigleit 20% des Jahresarbeitsver⸗ 
bienftes. Diefer Betrag darf wegen des Borhanbenjeind meh- 
rerer Berechtigter nicht überfchritten werben, und gebührt in 
diefem Falle ben Eltern der Vorzug vor ben Großeltern. 
Am alle der Wiederverheiratung erhält die Wittve ben brei- 

fahen Betrag ihrer Jahresrente ald Abfertigung. 

Hat die verlegte Perfon erit nach dem Unfalle eine Ehe ge- 
[ötoffen, ſo fteht nad ihrem Tode der Witwe, beziehungsweiſe 

dem Witwer und ben aus einer ſolchen Ehe entiproffenen Kindern 

ein Anfpruh nicht zu. Auch den unehelihen Sindern, welche 
erft nach dem Unfalle erzeugt wurden, ſowie einem aus feinem 
Verſchulden nicht in ehelider Gemeinichaft lebenden Ehegatten 
ſteht ein Anspruch nicht zu. 

Wenn Berechtigte der unter a bezeichneten Art mit Be- 
rechtigten zufammentreffen, welche unter b bezeichnet find, fo 
fteht den leßteren ein Anſpruch nur infomweit zu, al3 für Die 
erfteren der begeicänete Höchſtbetrag der Nente nicht in Anſpruch 
genommen wird. 

8 8. As Gehalt oder Lohn im Sinne biefes Geſetzes gelten 
auch Tantiemen und Naturalbezüge. Der Wert der legteren ift 
nad ben örtlichen Durchſchnittspreiſen in Anfag zu bringen. 


Verſiche rungsanſtalten. 
Mitglieder und Vorſtand derſelben. 


89. Die im 81 vorgeſchriebene Verſicherung erfolgt durch 
beſondere, zu dieſem Zwecke zu errichtende Verſicherungsanſtalten, 
welche auf dem Grundſatze der Gegenſeitigkeit beruhen. 


8 11. Als Unternehmer eines verſicherungspflichtigen Be⸗ 
triebes gilt derjenige, für deſſen Rehmung der Betrieb erfolgt. 

Für die im 81, Abſatz 2, bezeichneten Betriebe gilt ala 
Unternehmer, foweit es fih um Arbeiter und Betrieb3beamte 
hanbelt, welche in @emerbebetrieben befchäftigt find, die fich auf 
die Ausführung von Bauarbeiten erftreden, der betreffende ©e- 
werbetreibenbe; für fonftige bei der Ausführung eines Baues be» 
ſchäftigte Perſonen derjenige, welcher die Ausführung eines Baues 
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al Unternehmer übernommen hat, und, fofern ein ſolcher nicht 
vorhanden ift, der Bauherr. 

Für die bei den im 81, Abſatz 8, Hiffer 2, bezeichneten 
Betrieben vorübergehend benützten, nicht zu der Betriebsanlage 
gehörigen Kraftmaſchinen gilt als Unternehmer, foweit es fich 
um durch diefen Mafchinenbetrieb gefährdeten Arbeiter und 
Betriebsbeamten Handelt, der Eigentümer ber Kraſtmaſchinen. 


Statut der Berfiherungsanftalten. 


8 13. Für jede Verficherungsanftalt ift nach dem Vorbilde 
eine® im Verordnungswege zu veröffentlichenden Mufteritatutes 
ein Statut auszuarbeiten...... 


Gefahrenflaffen. 


8 14. Sämtliche im Geltungögebiete dieſes Geſetzes gelegenen 
verfiiperungäpflichtigen Betriebe werden in Gefahrenklaſſen ein- 
geteilt. 

Das Verhältnis, in welchem: bie verficherungspflichtigen Be⸗ 
triebe hinſichtlich des Durchſchnittsmaßes ihrer Unfallsgefahr zu- 
einander ftehen, wird ziffermäßig in der Weiſe Fetgehteftt, daß 
das Durchfchnittsmaß für bie gefährlichften Betriebe gleich 100 
geſetzt und darnach das Durchſchnittsmaß aller übrigen Betriebe 
in Prozentfägen bemeſſen wird. 

Auf Grund diefer Bemefjung erfolgt die Einreihung ber 
verfiherungspflichtigen Betriebe in die einzelnen Gefahrenklafjen 
in der Weife, daß jede Gefahrenflaffe mehrere ziffermäßig un- 
mittelbar aufeinander folgende Prozentfäe umfaßt. 

Die Einteilung der verficherungspflichtigen Betriebe in Ge— 
fahrenklaffen und die Feitftellung der Prozentſätze jeder Gefahren- 
klaſſe erfolgen auf Grund der Ergebniffe der Unfallitatiftit im 
Verordnungstvege.*) 

Die Einreihung der in eine Gefahrenklaffe gehörigen Betriebe 
in bie einzelnen Prozentſätze diefer Klaſſe erfolgt durch die Ver⸗ 
fiherungsanftalt nad) Maßgabe ber Unfallsgebühr der einzelnen 
Betriebe und namentlic” mit NRüdfiht auf die bei benfelben be» 
ftehenden Einrichtungen zur Verhütung von Unfällen. Die Ge 
fahrenflaffen und die innerhalb bderfelben teitgeienten errogentfäße 
werben mit einem Berzeichniffe der jeber Gefahrenflaife ange- 
he Induſtriezweige und Betriebdarten öffentlich befannt- 
gemacht. 

Die Einteilung in Gefahrenklaſſen und die Feſtſtellung der 
Prozentſätze ſind auf Grund der Erfahrungen ſämtlicher im 89 
bezeichneten Verſicherungsanſtalten von fünf zu fünf Jahren einer 
Reviſion zu unterziehen. Dieſe Reviſion hat im fünften Jahre 
ber betreffenden Periode in ber Weiſe ftattzufinden, daß bie in- 
folge derſelben verfügten Anderungen mit Beginn des fechften 
Jahres in Wirkſamkeit treten Tönnen.*) 


*) Vgl. Seite 1156. 
Gef. Sig. XVII. Eiſenbahngeſege. 12 
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Die erſte Reviſion iſt jedoch fon in einem früheren Beit- 
punkte vorzunehmen, wenn die bis dahin gefammelten Erfah 
rungen hierzu ausreichen. 


Reſervefonds. 


8 15. Bei jeder in Gemäßheit dieſes Geſetzes errichteten 
Verſicherungsanſtalt iſt zur Bildung eines Reſervekapitals jährlich 
ein Betrag zu verwenden, deſſen Höhe vom Miniſter des Innern 
feſtgeſetzt wird. Demſelben Zwecke find auch die ÄÜberſchüſſe aus 
der Geſchäftsgebarung der Anſtalt zuzuführen. 


Das Reſervekapital darf in keinem Falle mehr als 10% des 
zur Dedung der Verpflichtungen der Berficherungsanftalt erforder- 
derlichen Fonds betragen. 

Bon den gejamten bei einer PVerficherungsanftalt fi er- 
gebenden BZuflüffen zum Nefervelapitale find zwei Dritteile zur 
Bildung eines Spezialrefervefonds für die betreffende Verſiche⸗ 
rungsanftalt, das legte Dritteil zur Bildung eine gemeinfamen 
——— für ſämtliche im Geltungsgebiete dieſes Geſetzes er⸗ 
richteten Verſicherungsanſtalten zu verwenden. 

Die Reſervefonds ſind zur Deckung der Abgänge beſtimmt, 
welche bei der jährlichen Aufſtellung ber Bilanz aus ber Ver—⸗ 
gleichung der Höhe der nad) berfiherungstehnifgen Grundfähen 
berechneten Verpflichtungen der Anftalt mit den zur Dedung diefer 
Verpflichtungen beftimmten Aktiven ſich ergeben. Hierbei ift in 
der Weife vorzugehen, daß für ben bei einer Anftalt ſich ergeben- 
den Abgang zunächſt der Spezialrefervefond® ber betreffenden 
Anftalt zu verwenden ift und erh nad Aufzehrung besfelben ber 
gemeinfame Reſervefonds in Anfpruch genommen werden Tann. 


Der gemeinfame Reſervefonds wird vom Staate als ein be» 
fonderer Fonds verwaltet. Über die Verwendung desſelben bis 
zu ben oben bezeichneten Zwecken entjcheidet von Fall zu Fall 
ber Minifter de3 Innern. 


Kapitalddedung Berfiherungsbeiträge. 


8 16. Die Mittel zu der nach verfiherungstechnifhen Grund- 
fäben zu berechnenden Dedung ber von ben Berfiherungsanftalteı 
na Maßgabe der 88 6 und 7 zu leiftenden Erfäbe und ber 
Bermwaltungstoften ſowie des nad $ 15 zur Bildung eines Ne 
fervefapital® zu verwendenden Betrages werben durch Beiträge 
aufgebracht, welche von den Mitgliedern nah Maßgabe des von 
den Berficherten bezogenen Arbeitöverdienftes zu entrichten find 
(Berficherungsbeiträge). Ein Wrbeitöverbienft, welcher den Betrag 
von zmwölfhundert Gulden für ein Jahr überfteigt, kommt nur 
mit dieſem leßteren Betrage in Unrechnung. Für die im 8 6, 
Wſatz 7, bezeichneten Perfonen ift der für bie Höhe ihrer Ber- 
fiherung maßgebende Arbeit3verbienft in Anrechnung zu bringen. 


| 
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Die BVerfiherungsbeiträge werden nach einem von ber Ver⸗ 
fiderungsanftalt aufzuftellenden, ftaatlich zu genehmigenden Tarife 
bemeffen. Die Aufitellung des Tarife bat auf Grund des Bei- 
tragsſatzes zu erfolgen, welcher für je din Gefahrenprozent und einen 
Gulden des Arbeitsverdienſtes als erforderlich ermittelt mwird.*) 

Für das erfte Betriebsjahr wird der Tarif im Verordnungs⸗ 
wege feſtgeſtellt. 

Der Minifter des Innern ift berechtigt, auf Grund des 
Ergebniffed der Sahresgebarung einer Verfiherungsanftalt die 
Erhöhung oder Herabfegung ihres Tarifes anzuordnen. 

8 17. Bon den tarifmäßigen Berficherungsbeiträgen fallen 
dem Verſicherten 10%, dem Unternehmer bes verficherungspflich- 
tigen Betriebes 90% zur Laft. 

Die tarifmäßigen Verficherungsbeiträge für jene Berficherten, 
welche einen Arbeitsverdienſt in Geld nicht beziehen, fallen bem 
Unternehmer be3 verficherungspflichtigen Betriebes allein zur Lait. 


Teftftellung der verfiderungspflidtigen Betriebe und 
Einreihung derjelben. 


8 18. Die Betriebsunternehmer ($ 11) find verpflichtet, über 
jeden beſtehenden verficherungspflichtigen Betrieb binnen einer 
vom Minifter de3 Innern im Verordnungswege feitzufegenden Frift 
und über jeden nach Ablauf diefer Frift neu begonnenen ver⸗ 
ficherungspflichtigen Betrieb binnen längften® vierzehn Tagen an 
jene Berfiderungsanftalt, in deren Bezirk der verficherungspflich- 
tige Betrieb gelegen ift, eine Anzeige zu erjtatten, welche ben 
Gegenftand und die Art des Betriebes, die Zahl ber in bem- 
felben befchäftigten verjiherungspflichtigen Perjonen und die Summe 
der für die DVerficherung diefer Perfonen maßgebenden Jahres⸗ 
arbeitäverbienfte Is 6, Abſatz 5, 6 und 7) angibt. Für die neu 
begonnenen Betriebe ift in ber Anzeige auch der Tag der Be 
trieb3eröffnung befanntzugeben. 

Auch die politifchen Behörden erfter Inſtanz haben über bie 
in ihrem Sprengel beftehenden oder neu eröffneten verficherungg- 
pflichtigen Betriebe Mitteilungen an die betreffende Verſicherungs⸗ 
anftalt zu richten. 

Nach Empfang einer foldhen Anzeige oder Mitteilung hat der 
Borftand der Verficherungsanftalt darüber zu entfcheiden, ob ein 
Betrieb tatfächlich verfiderungspflichtig und, im bejahenden Falle, 
in welche Gefahrenklaffe und unter welchen Prozentſatz diefe Ge- 
fahrenklaſſe derſelbe einzureihen fei. Bon dieſer Enticheidung ift 
der Betriebsunternehmer unter Mitteilung be3 Tarife zu ver- 
ftändigen. Derfelbe ift berechtigt, binnen vierzehn Tagen nad) der 

*) Trinkgelder, welche Bebienftete einer Straßenbahn von ben 
TFahrgäften erhalten, find nicht als Beitandteile des Einlommens zu 
behandeln, von welchem die Unfallverfiherungsbeiträge zu entrichten 

- find. (86H. A. März 1898, 8. 1227. Noll 1898: 14.) 
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Zuſtellung gegen dieſe Entſcheidung bei der politiſchen Landes- 
behörde Einſpruch zu erheben. Dieſe letztere Behörde hat über 
den Einſpruch die Verſicherungsanſtalt einzuvernehmen und die 
etwa ſonſt erforderlichen Erhebungen zu pflegen, und entſcheidet 
den unter Vorbehalt des Rechtszuges an dad Miniiteriun des 
nnern. 

Zur Erhebung des bezeichneten Einſpruches gegen die Ent— 
ſcheidung der Verſicherungsanſtalt iſt auch das bei derſelben 
beſtehende Organ der Staatsaufſicht berechtigt. 

Die Erhebung des Einſpruches hat keine aufſchiebende Wirkung. 

8 19. Der Betriebsunternehmer (8 11) iſt verpflichtet, jede 
Anderung in dem Gegenſtande oder in der Art des Betriebes, 
welche für die Verſicherungspflichtigkeit, für die Einreihung in 
die Gefahrenklaſſe oder in den Prozentſatz einer Geſahrenklaſſe 
von Bedeutung ſein kann, binnen acht Tagen der Verſicherungs⸗ 
anſtalt anzuzeigen. Dieſe hat darüber zu entſcheiden, ob infolge 
der eingetretenen Anderung das Unternehmen aufgehört bat, ver- 
fiherungspflichtig zu fein, oder ob dasſelbe in eine andere Ge 
fahrenflaffe oder in einen anderen Prozentfaß derfelben Gefahren- 
Haffe einzureihen ift. 

Bezuglich der Entfcheidung Über diefe Anzeige und des Ein- 
ſpruches gelangen die Beftimmungen des 8 18, Abſatz 3, 4 und 5, 
zur Anwendung. 

8 20. Gelangen tatſächliche Umftände, welche für die Ein- 
reihung eines verficherungspflichtigen Betriebes in eine Gefahren- 
Haffe oder in den Prozentfag einer Gefahrenflafje von Einfluß 
find, erft nach einer der in den 88 18 und 19 bezeichneten Ent⸗ 
jcheidungen zur Kenntnis der Berficherungsanftalt, fo ift diejelbe 
berechtigt, nach Einvernehmung de3 Betrieböunternehmerd zu ent⸗ 
fcheiben, daß der betreffende Betrieb vom Zeitpunkte diefer Ent⸗ 
fcheidung in eine andere Gefahrenllaffe oder in einen anderen 
Prozentjab derjelben Gefahrenklaffe eingereiht werde. 

Bezüglich diefer Entfcheidung und des Einſpruches gegen die- 
jelbe gelangen die Beitimmungen des 8 18, Abſatz 3, 4 und 5, 
zur Anwendung. 


Teltftellung und Einhebung der Berfiderungs- 
beiträge. 

8 21. Binnen 14 Tagen nah Ablauf jeder ftatutenmäßigen 
Beitragsperiode haben die Betriebsunternehmer (8 11) die von 
ihnen und den von ihmen befchäftigten Perfonen zu leiftenden 
Quoten des tarifmäßigen Verficherungsbeitrages unter Beifügung 
einer Berechnung fiber die Höhe des PVerficherungsbeitrages für 
die abgelaufene Beitragsperiode bei der Anſtalt einzuzahlen. 

8 22. Die Betriebsunternehmer find verpflichtet, auch Die 
den Berficherten zur Laft fallende Quote des Berficherungsbei- 
trage3 an die Verficherungganftalt zu entrichten. Sie find jedoch) 
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berechtigt, den von ihnen befchäftigten Perjonen ben Betrag, 
welchen diefe legteren nah) Maßgabe des $ 17 zu dem Ver—⸗ 
ficherungsbeitrage zu leiften haben, bei ber Lohn- ober Gehalts“ 
zahlung auf den verdienten Lohn oder Gehalt anzurechnen und 
von demſelben zurüdzubehalten. Die Anrechnung oder BZurüd- 
behaltung erfolgt bei den im Laufe der ftatutenmäßigen Beitrags- 
periode, für welche ber Berficherungsbeitrag zu lei ift, ftatt- 
findenden Lohn“ und Gehaltszahlungen auf Grund einer von bem 
Betriebsunternehmer zu verfaffenden Berechnung, weiche ſämtlichen 
in, mar Betriebe beſchäftigten verficherten Perſonen belanntzu- 
geben ift. 

über Befchwerden gegen diefe Berechnung entjcheibet Die poli- 
tifhe Behörde erfter Inſtanz unter Vorbehalt des meiteren 
Rechtszuges. 

Macht der Betriebsunternehmer von dem ihm zuſtehenden 
Rechte der Anrechnung und Zurückbehaltung bei einer Lohn⸗ oder 
Gehaltszahlung keinen Gebrauch, fo kann er bei fpäteren Lohn⸗ 
oder Gehaltszahlungen dieſes Recht bezüglich der ſeinerzeit nicht 
zurückbehaltenen Quote nur infofern ausüben, als ſeit der be- 
treffenden Lohn⸗ ober Gehaltszahlung nicht mehr als ein Monat 
verfloffen. ift. 

Nah Ablauf dieſes Zeitraumes ift auch eine anderweitige 
Geltendmachung des Forderungsrechtes ausgejchlojjen. 

8 23. Die Verfiherungsanftalt prüft, ob bie von ben 
Betriebsunternehmern eingereichten Berechnungen über die Höhe 
Ir anne ungebeiträge für die abgelaufene Beitragsperiode (8 21) 
richtig find. 

u diefem Ende ift fie berechtigt, durch Beauftragte an Drt 
und Stelle biefenigen Auffchreibungen der Betriebunternehmung 
einfehen zu laſſen, melde zur Ermittlung der Bezüge der Ber- 
ficderten nötig find. 

Die Betriebsunternehmer find verpflichtet, den Tegitimierten 
Vertretern der Berfiherungsanftalt diefe Auffchreibungen zur Ein- 
fiht vorzulegen. Auf Grund ber vorgenommenen Prüfung erfolgt 
die Feſtſtellung der Berficherungsbeiträge für die abgelaufene 
Beitrag3periode. 

Kommt ber Betrieb3unternehmer der ihm nad $ 21 ob- 
liegenden Pflicht zur Vorlage der obigen Berechnung nicht recht⸗ 
zeitig nad, fo Hat die Anttatt den Berficderungsbeitrag für Die 
abgelaufene Beitragsperiode von Amts megen feitzuftellen. Auch 
in diefem alle fteht ihr das Recht zur Einficht der oben be- 
zeichneten Auffchreibungen des Betriebäunternehmer3 zu und ob- 
liegt dem letzteren Die entjprechende Verpflichtung zur Borlage 
derfelben. 

Bon dem ÜErgebniffe der Feſtſtellung iſt ber Betriebsunter- 
nehmer zu verftändigen. Zugleich ifı die erforderliche Veran⸗ 
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—A wegen einer allfälligen Nachzahlung oder Rückvergütung 

zu treffen. 

Der Betriebsunternehmer iſt berechtigt, binnen 14 Tagen nach 
erfolgter Verſtändigung gegen die Feſtſtellung des Berfiherungs- 
beitrage3 bei ber politifchen Landesbehörde Einfpruh zu erheben. 
Diefe Iebtere Behörde hat Über den Einfprud die Verficherungs- 
anftalt einzuvernehmen und bie etwa fonft erforderlihden Er- 
hebungen zu pflegen; fie entjcheidet hierauf unter Vorbehalt Des 
Rechtszuges an dad Minifterium des Innern. 

Zur Erhebung bes bezeichneten Einfpruches gegen bie Feſt⸗ 
ftellung des Berficherungsbeitrages ift auch da3 bei ber Ber- 
fiderungsanftalt beitehende Organ der Staatsaufſicht berechtigt. 

Die Erhebung des Einjpruches hat feine auffchiebende Wirkung. 

8 25. Wird die im $ 18 vorgejchriebene Anzeige gar nicht 
oder nicht rechtzeitig erftattet und gelangt die Verſicherungs- 
anftalt infolgedeſſen erjt nachträglich zur Kenntnis von dem Be- 
ftande eines verficherungspflichtigen Betriebes, fo hat jeder Be⸗ 
trieb3unternehmer, welcher die obige Anzeige nit oder nicht 
rechtzeitig erftattet bat, die Verficherungsbeiträge für Die während 
der Dauer feines Betriebes bis zu dem Beitpunfte, in welchem 
die Verficherungsanftalt von dem Beſtande bes betreffenden Be⸗ 
triebe3 Kenntnis erlangt hat, abgelaufenen Beitragsperioden allein 
zu fragen. 

Bezüglih der Feſtſtellung der rüdftändigen Verſicherungs⸗ 
beiträge und des Einfpruches gegen dieſe Feititellung gelangen 
die Beitimmungen bed $ 23, Abſatz 2 bi3 6, zur Anwendung. 

8 26. NRüdftändige Verficherungsbeiträge werden im Bermwal- 
tungswege eingetrieben. 

8 27. Wird ein verficherungspflichtiger Betrieb eingeftellt, 
fo bat der Betriebsunternehmer (8 11) binnen acht Tagen ber 
Berjiherungsanftalt davon Anzeige zu machen. Gleichzeitig mit 
der Erftattung der Anzeige ilt der Verficherungdbeitrag für bie 
Beit feit Ablauf ber legten ftatutenmäßigen Beitragsperiode, unter 
Beifügung einer Beredmung ($ 21) bei der Anftalt einzuzahlen. 

8 29. Bon jedem in einem verjicherungspflichtigen Betriebe 
vorfommenben Unfalle, durch welchen eine in demjelben bejchäf- 
tigte Perſon getötet worden ift oder eine Törperliche Verlegung 
erlitten Hat, welche den Tod oder eine Arbeitsunfähigleit von 
nicht weniger als drei Tagen zur Folge Hatte, ift von dem 
Betriebdunternehmer oder bon demjenigen, welcher zur Zeit des 
Unfall3 den Betrieb zu leiten Hatte, längſtens binnen fünf Tagen 
nah dem Unfalle die fchriftliche Anzeige in zwei Exemplaren 
an die politifche Behörde erfter AInftanz zu erftatten. Form und 
Anhalt diefer Anzeige wird im Verordnungswege feftgejegt.*) 

*), Die Unterlaffung der gemäß 8 29 des Gefeked vom 28. De- 
zember 1887, RGB. Nr. 1 ex 1888, vom Betrieb3unternehmer oder 

Betrieb3leiter zu erftattenden Unfallsanzeige an bie politiiche Be— 
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Seftftellung der Entfhädigungsanfprüde. 


8 32. Die Gemeinbebehörben find verpflichtet, bei Erhebung 
derjenigen Tatſachen mitzuwirken, welche für die eftitellung der 
Entfehädigungsberetigungen und bie Höhe der Entjchädigungen 
in Qetracht kommen. 

8 34. Entfchäbigungsanfprecher, für welche die Entjchädigung 
nicht von Amts wegen feftgeitellt wurbe, haben ihren Anſpruch 
bei Vermeidung des Ausſchluſſes vor Ablauf eine® Jahres nad 
dem Eintritte des Unfalles bei ber betreffenden Berficherungs- 
anftalt anzumelden. 


Wird der angemeldete Entfchädigungsanfprud al3 begründet 
anerkannt, fo ift die Höhe der Entſchädigung fofort feftzuftellen; 
(en entgegengefegten alle ift der Entjchädigungsanfprud) abzu- 
ehnen. 

8 36. über bie Feititellung der von Amt3 megen oder über 
Unmeldung der Entjchädigungsanfpreder zuerkannten Entjchädi- 
gung hat die PVerficherungsanftalt dem Entſchädigungsberechtigten 
einen fchriftlichen Beſcheid zu erteilen, aus welchem bie Höhe 
ber zuerlannten Entihädigung und die Art ihrer Berechnung zu 
erfehen ift. Bei Entjchädigungen für ermwerböunfähig gewordene 
Verlegte ift namentlich anzugeben, ob gänzliche oder teilweife 
Ermwerbsunfähigfeit und, im leßteren alle, in welchem Maße 
bie Erwerbsunfähigleit angenommen wurde. 


Ehenfo Hat die Ablehnung eines Entfchädigungsanfpruches 
durch fchriftlichen Beſcheid zu erfolgen. 


Beränderungen in den Boraudfegungen des Ent- 
Thädigung3anfprude2. 

8 39. Tritt in den Berhältniffen, welche für die Feftitellung 
der Entſchädigung maßgebend waren, eine mejentlihe Berände- 
rung ein, fo kann eine anderweitige Feſtſtellung derjelben feitens 
der Verfiherungsanftalt auf Antrag oder von Amts wegen erfolgen. 


Iſt Der körperlich Berlepte, für welchen eine Entjchädigung 
auf Grund des 8 6 feitgeftellt war, infolge ber Verlegung ge- 
florben, fo muß die Anmeldung des Anſpruches auf Gewährung 
einer Entfhädigung für Die Sinterbiebenen, fall3 deren Feſt⸗ 
ftellung nicht von Amts wegen erfolgt ift, bei Vermeidung des 
Ausfchluffes vor Ablauf eines Jahres nad) dem Tode des Ver⸗ 
legten bei der Verſicherungsanſtalt erfolgen. 


Eine Erhöhung der feftgeftellten Rente Tann nur für die 
Beit nach Anmeldung des Höheren Anfpruches gefordert werben. 


hörde erfter Inſtanz Tann eine Schabenerfaßpflicht de3 Unternehmers 
für den Verluſt der dem Berficherten megen des Betriebsunfalles 
nach dem erwähnten Geſetze fonft gebühzenben Entſchädigungsrente 
begründen. (OGH. 11. Dezember 1900, 3. 14.856, 98. 1902: 61.) 
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Eine Minderung oder Anfhebung der jeiigefteilten Rente tritt 
von dem Tage ab in Wirkſamkeit, an welchem der dieſelbe aus- 
prechende Beſcheid (8 36) dem Entfchädigungsberechtigten zuge- 
ellt if. Die gegen biefen Beſcheid bei dem Gchiedägerichte 
erhobene Klage (8 38) Hat feine auffchiebende Wirkung. 


Im übrigen finden auf bas Verfahren in den vorftehenden 
Füllen die 88 32, 34, Abſatz 2, 35, 36 und 38, finngemäße 
Anwendung. 

8 40. Tritt ein durch einen Betriebsunfall betroffener Ar- 
beiter oder Betriebsbeamter, weldem in Gemäßheit des 8 6, 
Abfag 8, lit. a, eine Rente von 60% des Jahresarbeitsverdienſtes 
zuerfannt wurde, bei feinem bisherigen oder bei einem anderen 
Arbeitgeber tieber in eine jenem Zuſtande angemefjene Beichäfti- 
gung, fo kann mit Rückſicht auf den ihm hierfür gewährten Lohn 
oder Gehalt in Gemäßheit des 8 39, Abfab 1, die zeitweilige, 
gänglihe oder teilweiſe Einftellung ber ihm zuerlannten Rente 
erfolgen. Wenn in einem foldhen alle der dem betreffenden 
Arbeiter oder Betriebsbeamten gewährte Lohn oder Gehalt min- 
deſtens 80% des bei der Berechnung feiner Rente zugrunde ge— 
legten SJahresarbeitöverdienftes beträgt, fo ilt die erficherungs- 
anftalt verpflichtet, dem nunmehrigen Arbeitgeber für die Dauer 
des neuen Dienftverhältniffes die Hälfte bes durch die gängliche 
oder teilweife Einjtellung ber Rente in Erjparung gelommenen 
Betrages zu vergüten. 


BVerziht auf die Entfhädigungsrente. 


8 41. Ein Übereinlommen zwiſchen der Berfiderungsanftalt 
und einem zum Bezuge einer Rente Berechtigten, wonach gegen 
Verzichtleiftung auf die Rente oder einen Teil derfelben der 
derzeitige Rentenwert ganz oder teilweife in Kapital ausgezahlt 
werden foll, ift nur dann rechtsverbindlid, wenn diefem Über- 
einlommen die zur Armenverforgung bed Bezugsberechtigten ver- 
pflichtete Gemeinde zugeftimmt hat. 


Ausländbifhe Entfhädigungsdberedtigte. 


8 42. Iſt der Berechtigte ein Ausländer und hält fidh der⸗ 
felbe dauernd im Auslande auf, fo ift die Berficherungsanftalt 
berechtigt, benfelben für feinen Rentenanſpruch mit einem nad 
ben Verhältniffen des Falles zu bemefjenden Kapitalbetrage ab- 
zufinden. 

Diefe Beftimmung findet auf Ungehörige der Länder ber 
ungarifhen Krone feine Unmwendung, wenn in biefen Ländern 
durch eine analoge Geſetzgebung die gleich ungünftige Behandlung 
öfterreichifcher Staatsangehöriger anerkannt wird. 
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Unzuläffigleit der Erelution auf Entjhädigungs- 
forderungen. 

8 43. Die dem Entfchädigungsberechtigten auf Grund dieſes 
Geſetzes zuftehenden Forderungen gegen bie Berficherungsanftalt 
fönnen weder in Exekution gezogen noch durch Sicherungsmaß- 
regeln getroffen werben. Eine Ausnahme hiervon befteht nur 
zugunften Der gegen den Entichädigungsberechtigten nach bem Ge- 
ſetze beftehenden Forderungen zur Leiftung be3 Unterhaltes, 

Soweit Erelution und Gicherungsmaßregeln nit zuläffig 
find, ift auch jede Verfügung über die dem Entſchädigungsberech- 
tigten zuftehenden, oben bezeichneten Forderungen durch Zeifion, 
Anmeifung, Verpfändung oder durch ein anderes Rechtsgeſchäft 
ohne rechtliche Wirkung. 


Ausfhluß von Bereinbarungen. 

8 44. Die Verfiderungsanftalten find nicht berechtigt, Die 
Anwendung der Beftimmungen dieſes Geſetzes zu ihrem Xorteile 
durch Verträge (Reglements) im voraus auszufchließen oder zu 
beſchränken. Bertragsbeftimmungen, welche biefem Verbote zu- 
wiberlaufen, find ohne rechtfihe Wirkung. 


Haftung der Betrieb3unternehmer und dritter Per— 
fonen für Unfälte. 

$ 45. Der Betrieböunternehmer (8 11) ift verpflichtet, wenn 
er oder im Falle feiner Handlungsunfähigkeit fein en 
Vertreter den Unfall vorfäglid oder durch grobes Verſchulden 
herbeigeführt hat, die erficherungsanftalt für alle von berfelben 
auf Grund dieſes Geſetzes zu leitenden Entjchädigungen ſchadlos 
zu Balten. 

In gleicher Weife haftet eine Altiengefellfchaft, eine Erwerbs⸗ 
und WWirtfchaftsgenofjenfchaft oder ein anderer Berein, wenn ein 
Mitglied des Vorftandes oder ein Liguibator fowie eine Handels⸗ 
gejellihaft, wenn ein zur Gefchäftsführung berechtigter Geſell⸗ 
fchafter oder ein Liquidater ben Unfall vorfäglih oder durch 
grobes Verſchulden herbeigeführt Hat. 

As Erfah für die Rente Tann die PVerfiherungsanftalt in 
den vorftehend bezeichneten Fällen beren Kapitalawert fordern, 
welcher nad) ben dr die Gebarung der Berficherungsanftalt gel- 
tenben Grundlagen zu berechnen if. 

Der Erfaganfprucd der Verfijerungsanftalt verjährt in brei 
Sahren, vom Tage bed Unfalle® an gerechnet. 

8 46. Der Berficherte oder deifen Hinterbliebene find nur 
in dem Falle berechtigt, gegen ben Betriebsunternehmer einen 
Anſpruch auf Schabenerjab geltend zu machen, wenn der Betriebs⸗ 
unfall von einer der im 845, Abſatz 1 und 2, bezeichneten 
Perſonen vorjäglich herbeigeführt wurde. 
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In einem folhen Falle beſchränkt fih der Anfpruch auf den 
Betrag, um melden die dem Berechtigten nad) den beftehenden 
geſetzlichen Vorſchriften gebührende RR (88 1325 bis 
1327 de3 allgemeinen bürgerlichen Geſetzb ) biejenige über- 
fteigt, auf melde er nad; biefem Geſetze Anſpruch hat.*) 

47. Die Haftung der Bevolmichtigten oder Repraͤſen⸗ 
tanten des Betrieböunternehmers, feiner Betriebe oder Arbeiter⸗ 
aufſeher ſowie anderer Perſonen, welche den Unfall vorſatzlich 
herbeigeführt oder durch ein Verſchulden veranlaßt haben, beſtimmt 
ſich nach den beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften. 

Der aus dieſer Haftung entſpringende Entioäbigungsanfprud 
ſteht jedoch infoweit, al3 die Berficherungsanftalt auf G 
dieſes Geſetzes zum Schadenerſatze verpflichtet ift, allein der Ber 
jierun Sanftalt, und nur bezüglich jenes Betrages, um welchen 
ie nach den beftehenden gefeglichen Borfchriften gebührende Ent- 
ſchädigung basjenige überfeigt was nach biefem Geſetze von der 
Verfiherungsanftalt als Schadenerfag zu leiften if, dem BBer- 
ficherten, beziehungsweife beifen Hinterbliebenen zu.**) 


Berfiherungdbeirat. 


8 49. Bur Unterftiitung de3 Minifter3 des Innern bei ber 
ihm nad) dieſem Geſetze vorbehaltenen Wirkfamteit wird ein 
Beirat aus ‚rämämern, welche dem Gebiete der Induſtrie und 
ber im 81, Abfah 3, 8. 2, bezeichneten land» und forſtwirt⸗ 
ſchaftlichen Betriebe, ber inbuftriellen und ber Verſicherungstechnik 


DE: Der Ausdruck „vorſätzlich“ im 8 46 des Unfallverfierungs«- 
gefeßes vom 28. Dezember 1887 begreift nicht auch grobe Fahr⸗ 
A in fi. (089. 24. Oftober 1899, 3. 9457, Röll 1899.) 

Der Schadenerfatanipruch, welcher von einer ber Unfallver- 
fierung unterfiegenben Perfon wegen Körperverlegung erhoben 
wird, muß im Ginne bed $ 47 de3 Unfallverficherungdgefeged zur 
Gänze abgemwiefen werben, ſolange die frage noch nicht befinitiv 
ausgetragen ift, welchen Betrag der Berlegte aus dieſem Anlaſſe 
bon der Unfallverficherungsanftalt erhält. 

Das gleiche gilt von dem fi mit der von der Unfall- 
verficderungsanftalt bereit3 zugefprochenen Rente bedenden Schaben- 
erfaganfpruche dann, wenn bie Möglichkeit: vorhanden if, baß 
die Unfallverficderungsrente fpäterhin ganz ober teilmeife entzogen 
werden kann. (OGH. 28. Dezember 1899, 3. 18.448, Röll 1899.) 

Der Entihädigungsanfprud, welder einer Wrbeiter-Unfall- 
verficderungsanftalt gemäß de3 zweiten Abſatzes des $ 47 bes 
Gejeged vom 28. Dezember 1887, RGB. Nr. 1 ex 1888, gegen 
die im erften Wabe dieſer Geſebesſtelle genannten Perjonen 
zufteht, berechtigt die Berficherungsanftalt nicht, als Erfag für 
die an den Verletzten zu entrichtende Rente im Sinne bes $ 45, 
Abſatz 3, dieſes Geſetzes deren Kapitalswert zu fordern. (D6H. 
12. Februar 1901, 3. 1318, Röll 1901.) 
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angehören, gebildet, beffen Zufammenfegung und Wirkungstreis 
durch ein befondered, im Berordnungswege zu erlaffendes Re— 
glement beftimmt wird. Die Anhörung diefes Beirates ift nament- 
lich erforderlid: 

1. vor der Feftitellung und Ünderung der aut ber Ver⸗ 
fiherungsanftalten fowie vor der Bereinigung und Teilung folcher 
Anftalten (8 9); 


2. vor Erlaffung ber Verordnung über das Muſterſtatut 
für die Verficherungsanftalten (8 13); 


3. vor Erlaffung der Verordnungen über die Einteilung der 
verficherungspflichtigen Betriebe in Gefahrenklaffen und die Teit- 
ftellung der Prozentfäge innerhalb der Gefahrenflaffen (8 14); 

' 5) vor jeder Verwendung aus dem gemeinfamen Reſervefonds 
8 15); 

5. vor ber Feftfebung des Tarife für das erfte Betriebs⸗ 
jahr (8 16, Abſatz 3) und 

6. vor der Anordnung einer Erhöhung oder Herabfegung des 
Tarife einer Verſicherungsanſtalt (8 16, Abſatz 4). 


Audgenommene Betriebe. 
Berufsgenoffenihaftlihde Berfiderungdanftalten. 


8 57. Wenn bei einer verficherungspflicgtigen Unternehmung 
ein Inſtitut befteht, durch deſſen ftaatlic genehmigte Statuten 
die in Ddiefer Unternehmung befchäftigten, im 8 1 bezeichneten 
Perfonen gegen die Folgen ber beim Betriebe ſich ereignenden 
Unfälle mindeftend in gleihem Maße verfichert find, wie nad 
ben Beitimmungen dieſes Gefetes, und wenn ber Betrieböunter- 
nehmer zu dieſem Inſtitute mindeftens gleich hohe Beiträge leiſtet, 
als er nad; biefem Gefege zum Zwecke der Unfallverfiherung zu 
leiften hätte, fo ift derſelbe berechtigt, zu begehrten, baß bie 
Unternehmung nit in die nah 89 zu errichtenden Berfiche- 
rungsanitalten einbezogen merbe. 

über dieſes Begehren entfcheidet ber Minifter des Innern 
nach) vorhergegangener Unterfuchung bes betreffenden Inſtitutes. 
Das Begehren ift abzumeifen, wenn ber Vermögensftand oder bie 
Geſchäftsgebarung bes Amftitutes nicht volle Sicherheit für Die 
Erfüllung der bemfelben gegen die Verſicherten obliegenden Ver⸗ 
pflidtungen gewähren. 

8 58. Wenn eine größere Anzahl von Unternehmern ver- 
fiherungspflichtiger Betriebe, gleichviel ob dieſelben dem Bezirke 
einer und Derfelben oder mehrerer Berjicherungsanftalten ange- 
hören, fi zu dem Zwecke vereinigen, um die in diefem Gefebe 
vorgeſchriebene Unfallverfiherung dur Errichtung einer beſon⸗ 
deren Berficherungsanftalt felbft zu bewirken, fo Tann bie Be 
willigung hierzu von dem Meinifter des Innern nach Anhörung 
der betreffenden Berficherungsanftalten fowie bes im 8 49 bezeich- 
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neten Beirates beim Eintritte nachſtehender Vorausſetzungen er- 
teilt werden: 

1. wenn der vorzulegende Statutenentwurf die Beſtimmung 
enthält, daß die in ben betreffenden Betrieben beſchäftigten ver- 
jfiherungspflichtigen Perfonen gegen die Folgen der beim Betriebe 
ji ereignenden Unfälle mindeftens in gleichem Maße verſichert 
find wie nad den Beſtimmungen biefeg” Geſetzes und zur Bei- 
tragsleiftung hierfür nicht in höherem Maße herangezogen werben, 
als es nad, diefem Gefebe geitattet ift; 

2. wenn dur; die Ausſcheidung der Betriebe ber Geſuch⸗ 
ſteller aus dem Verbande der betreffenden Verſicherungsanſtalten 
ee Leiftungsfähigkeit dieſes Tebteren nicht gefährdet 
erjcheint ; 

3. wenn die von den Gefuchitellern zu gründende neue Ver⸗ 
fiderungsanftalt in jeder Hinficht volle Sicherheit für die Er- 
füllung der ihr gegen die Verſicherten obliegenden Verpflichtungen 
erwarten Täßt. 


über die Organifation und innere Einrichtung fowie über 
die Gejchäftsgebarung einer folden neu zu gründenden Berfiche- 
rungsanftalt Hat da3 der flaatlichen Genehmigung unterliegende 
Statut derfelben die erforderlichen Beſtimmungen zu enthalten, 
und find hierbei die bezüglichen Befimmungen dieſes Geſetzes 
zur ſinngemäßen Anwendung zu ngen. em Minifter des 
Innern bleibt jedoch vorbehalten, in dieſer Hinſicht bie durch 
Die bejonderen Berhältniffe begründeten Abweichungen zu geitatten. 

8 59. Die im 8 57 bezeichneten Inſtitute und die in Ge- 
mäßheit des $ 58 gegründeten Verficherungsanftalten unterliegen 
der ftaatlichen Sf a fi bei einer fpäteren Unterſuchung 
eines ſolchen in 57 und 58 bezeichneten Inſtitutes 
daß e3 nad) feinem —S oder ſeiner Gefchäftögebarung 
nit mehr volle Sicherheit für die Erfüllung der demfelben gegen 
die Verſicherten obliegenden Verpflichtungen gewährt, fo ift der 
Minifter des Innern berechtigt, die Einbeziehung ber betreffen- 
den Unternehmungen in die Verſicherungsanſtalt des Bezirkes 
anzuordnen. 

Beim Eintritte eines Unfalles find die in den SS 57 und 
58 bezeicdmeten Inſtitute verpflichtet, den Kapitaläwert der dem 
Berficherten oder feinen Hinterbliebenen nah den Statuten ge- 
bührenden Rente der BVerficherungsanitalt bed Bezirkes ungefäumt 
auszufolgen, an welche leßtere hierdurch die Verpflichtung zur 
ferneren Auszahlung diejer Rente übergeht. Sir die Ausfolgung 
des bezeichneten Kapitalswertes, welcher nad) den für die Ber- 
jicherungganftalt des Bezirke geltenden Grundlagen zu berechnen 
ft, haften die betreffenden Betriebsunternehmer ald Bürgen und 
Zahler. Die Beſtimmungen dieſes Abſatzes finden feine Anwen⸗ 
dung auf ſolche Inſtitute, welche bei einer vom Staate beirie- 
benen verficherungspflichtigen Unternehmung beftehen. 
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Geſetz vom 20. Iuli 1894, RGB. Nr. 168, 
betreffend die Ausdehnung ber Unfallverjicherung. 
Artikel l 

Die nachſtehend bezeichneten Unternehmungen werden, injoweit 
diefeiben nicht bereit? in Gemäßheit des Geſetzes vom 28. De- 
zember 1887, RGB. Nr. 1 ex 1888, betreffend die Unfall- 
verficherung der Arbeiter, verficherungspffichtig find, der Ver⸗ 
ficherumgaptticht nah Maßgabe der Beftimmungen des berufenen 
Geſetzes Antermorfen: 

. gefamten Betriebe der Eifenbahnen, gleichviel mit 
welcher ——ã— Kraft ſie betrieben werden. 

2. Die Betriebe oder ſonſtigen Unternehmungen, welche ſich 
gewerbsmäßig mit dem Transporte von Perſonen oder Sachen 
zu Lande oder auf Flüſſen und Binnengewäſſern befaſſen, un⸗ 
beſchadet der Ausnahmen, welche im $ 2 des berufenen Geſetzes 
bezägli der den Seegeſetzen unterliegenden Schiffahrtsbetriebe 
feſtgeſetzt ſind. 

3. Die Baggereien. 

4. Die Unternehmungen, welche ſich gewerbsmäßig mit der 
an von Straßen und Gebäuden (Fenitern, Dächern u. dgl.) 

afjen 

5. Die gewerbamäßig betriebenen Warenlagerunternehmungen, 
einfchließlih der Lagerhäufer und der Betriebe von Holz- und 
Kohlenlagern im großen. 

6. Die Unternehmungen von ftändigen Theatern, auch wenn 
diefelben nicht das ganze Jahr Hindurch betrieben werden, be- 
züglih aller an denfelben beichäftigten Wrbeiter und Betrieb3- 
beamten fowie ber barftellenden Berjonen. 

7. Die Berufsfeuerwehren. 

8. Die Gewerbebetriebe der Kanalräumer. 

9. Die Gewerbebetriebe der Rauchfanglehrer. 

10. Die Gewerbebetriebe der Steinmeße, Brunnenmacher und 
Eiſenkonſtrukteure, hinſichtlich aller jener Betriebskategorien, welche 
in die Verſicherungspflicht noch nicht einbezogen finb.*) 


Artikel U. 
Die Verpflichtung der inländischen Eifenbahnunternehmungen 
(Art I, 3. 1) und der fonftigen zu ande betriebenen Transport- 
unternehmungen (Artikel L, 3.2) zur PVerficherung ihrer Be- 


*) Die Beftimmungen der 8846 und 47 des Geſetzes v. 28. De- 
zember 1887 finden auch auf die gemäß Art. I des Geſ. v. 20. Juli 
„1894 verjicherten Eifenbahnbedienfteten Anwendung. Demzufolge 
fteht einem ſolchen Eifenbahnbedienfteten im Falle einer Verlegung 
ein Anſpruch auf Schabenerfag und Schmerzengeld gegen die Bahn 
nur zu, wenn der Unfall von ber Bahn oder ihren gejeglichen 
Vertretern vorſätzlich herbeigeführt worben ift. (OGH. 20. März 
192, 8. 16.117) 
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dienſteten gegen die Folgen von Betriebsunfällen erſtreckt ſich 
auch auf jene Arbeiter und Betriebsbeamten, welche im Auslande 
oder in den Ländern der ungariſchen Krone vorübergehend oder 
auf Anfchlußſtrecken oder in Grenzſtationen dauernd beſchäftigt 
ſind; doch tritt dieſe Verpflichtung dann nicht ein, wenn die 
bezeichneten Perſonen bereits nach der Geſetzgebung des anderen 
Staates gegen die Folgen von Betriebsunfällen verſichert ſind. 
Bei den nach Artikel J, Ziffer 2, in die Veiche run goptizt 
einbezogenen Binnenſchiffahrtsbetrieben erſtreckt ſich die Verſiche⸗ 
—— — nach Maßgabe der folgenden Beſtimmungen auf alle 
Unternehmungen, welche im Geltungsgebiete des Geſetzes ihren 
Sitz oder eine ſtändige Vertretung haben und deren Fahrzeuge ent⸗ 
weder ausſchließlich oder doch zeitweilig im Inlande verkehren. 
Es find die Arbeiter und Betriebsbeamten dieſer Unter⸗ 
nehmungen: 
a) gegen bie Folgen von Betriebsunfällen, welche ſich im Gel⸗ 
tungägebiete dieſes Geſetzes oder in Grenzgemwäfjern ereignen, 


un 
b) diejenigen berfelben, welche auf ben zwiſchen dem Inlande 
und den Ländern ber ungarifchen Krone, beziehungsmweife dem 

Auslande verfehrenden Fahrzeugen bedienftet find, überdies 

auch gegen die Folgen aller Betriebsunfälle verjichert, welche 

fih aus Anlaß der Fahrten jener Schiffe außerhalb des 

Geltungsgebietes dieſes Geſetzes ereignen. 

Für die unter b) bezeichneten Perfonen tritt die Berfiche- 
rungspflicht nicht ein, wenn fie bereit3 nach der Gefebgebung 
be3 anderen Staated gegen die Folgen von Betriebsunfällen ver- 
ſichert find. 

Dad Verfahren bei Feſtſtellung der Entfchädigungsaniprüde 
and Anlaß eines Betrieb3unfalles, von welchem eine verfidherte 
Perſon in ben Ländern der ungarifchen Krone oder im Auslande 
betroffen wird, wird im Verordnungswege geregelt. 

Für die Zugehörigkeit zu einer in Gemäßheit des Geſetzes 
vom 28. Dezember 1887, RGB. Nr. 1 ex 1888, errichteten 
Verſicherungsanſtalt ift in Anfehung ber nah Artikel IL, 8.1 
und 2, verficherungspflichtigen Unternehmungen der Sit der Unter- 
nehmung, beziehungsweiſe ihrer ftändigen Wertretung maßgebend. 

In ben Fällen, in welden das eben berufene Geje bie 
Amtshandlung jener politifchen Behörde erjter Inſtanz in Aus- 
ficht nimmt, in deren Sprengel der verficherungspflichtige Betrieb 
gelegen ift, Hat in bezug auf die Verficherung der erwähnten 
Betriebe die politifche Behörde der erften Stanz einzutreten, 
in deren Bezirk die betreffende Unternehmung ihren Sig, bezie- 
hungsweiſe ihre ftändige Vertretung hat.*) 


*) In Ausführung des Artikels II des Geſetzes vom 20. Juli 
1894, RGB. Nr. 168, betreffend die Ausdehnung der Unfallver- 
fiherung, wird über das Verfahren bei Feftftellung von Entſchädi⸗ 
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Artikel IN. 


Die Friſt, binnen welcher bie Unternehmer von bereit3 be- 
ftehenden Betrieben der in Artikel I, Punkt 1 bis 10, bezeich- 
neten Art bie im 8 18 des Gefeges vom 28. Dezember 1887, 
RGB. Nr. 1 ex 1888, betreffend die Unfallverjiherung der Ar⸗ 
beiter, vorgefchriebene Anzeige zu erftatten haben ſowie ber Zeit⸗ 
punkt, mit welchem für viefelben bie Wirkſamkeit der Ver⸗ 
fiherung beginnt, wird buch den DMinifter bes Innern im Ber- 
ordnungswege feftgejebt.*) 


ngsanfprüden aus Anlaß von Betriebsunfällen, von welchen 
Bertonen, die in einem nad Artikel I, 8. 1 oder 2, bes be 
zogenen Geſetzes verficherungäpflichtigen Betriebe befchäftigt find, 
in den Zändern der ungarifden Krone oder im Auslande betroffen 
werden, das folgende beftimmt: 

81. Die in Gemäßheit bes 8 29 des Geſetzes vom 28. De- 
zember 1887, RGB. Nr. 1 ex 1888, betreffend die Unfall 
verficherung der Arbeiter, zu erftattende Anzeige von Betriebs⸗ 
unfällen, von melden Perjonen, die in einem nad Mrtilel I, 
8. 1 oder 2, des Gefeges vom 20. Juli 1894, RGB. Nr. 168, 
betreffend die Ausdehnung der Unfallverficherung, verficherungs- 
pflichtigen Betriebe bejchäftigt find, in ben Ländern der ungarifchen 
Krone oder im Wuslande betroffen werben, ift an jene politische 
Behörde erfter Inſtanz zu richten, in deren Bezirk die verjicherungg«- 
pflichtige Unternehmung le Sit hat. Dieſelbe politifche Behörde 
Hat Hinfichtlich diefer Unfälle auch die nah 8 31 des genannten 
Geſetzes zu pflegenden Erhebungen durchzuführen und das Er- 
gebnis berjelben der zuftändigen Arbeiter-Unfallverfiherungsanftalt 
mitzuteilen. 

82. In dem Falle, als ſich der Berlegte oder die Hinter- 
bliebenen eines &etöteten zur Zeit der Einleitung der Erhebungen 
im Inlande aufhalten, kann die im 8 1 bezeichnete politifche 
Behörde die Durchführung der Erhebungen, wenn dies zmeddienlich 
erfcheint, der politiichen Behörde eriter Inſtanz des Aufenthalts 
ortes des Verletzten, beziehungsmweie der Hinterbliebenen bes 
Getöteten übertragen. 

Inſoweit e3 fi um verfiherungspflichtige Binnenſchiffahrts⸗ 
betriebe handelt, ift die im 81 bezeichnete politifche Behörde 
ferner berechtigt, wenn diefelbe es für zweckentſprechend erachtet, 
die Durchführung der Erhebungen der dem Alte des Unfalles zu«- 
nähft gelegenen und mit Schtahrtöngenben betrauten politifchen 
Behörde erfter Inſtanz zu übertragen. 

83. Im übrigen werden die VBorfchriften der 88 29 Bis 36 
bes Geſetzes vom 28. Dezember 1887, RGB. Nr. 1 ex 1888, 
durch bie gegenwärtige Verordnung nicht berührt. (Vdg. d. Min. 
d. Sun. und d. 9. v. 29. Dezember 1894, RGB. Nr. 245.) 

*) In Ausführung des Artikels III des Gefeges vom 20. Zuli 
1894, RGB. Nr. 168, betreffend die Ausdehnung ber Unfall- 
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verfiderung, wird verordnet, daß Die Unternehmer von Betrieben, 
auf melde die Unfallverfiherungspfliht duch Artikel I dieſes 
Geſetzes ausgedehnt wurde, über jeden foldden Betrieb an jene 
auf Grund ber Kundmachung des Miniſteriums ded Innern vom 
22. Yänner 1889, RGB. Ar. 11, errichtete Berficherungsanftalt, 
in deren Bezirk der verficherungspflichtige Betrieb gelegen ift, bis 
10. September 1894 bie im 8 18 des Geſetzes vom 28, Dezember 
1887, RGB. Nr. 1 ex 1888, vorgejchriebene Anzeige zu erftatten 
haben, welche den Gegenftand und bie Art des Betriebes, Die 
Zahl der in bemfelben beichäftigten Perfonen und die Summe 
der für die Verficherung diefer Perfonen maßgebenden Jahres- 
arbeitöverdienfte (8 6, Wbja 5, 6 und 7, des Geſetzes vom 
28. Dezember 1887, RGB. Nr. 1 ex 1888, betreffend bie Unfall- 
verficherung der Arbeiter) angibt. 

Die innerhalb der obigen Frift zu erflattenden ſowie bie von 
nad Ablauf diefer Frift neu begonnenen Betrieben binnen Täng- 
fteng 14 Tagen zu erftattenden Anzeigen haben durch Ausfüllung 
jene® Formulare in zwei Eremplaren zu erfolgen, welches von 
den bezeichneten Berfiherungsanftalten hierfür feftgefeßt if, und 
find im Wege ber politifchen Behörde erfter Inſtanz, in deren 
dirt der Betrieb gelegen iſt, an die Verſicherungsanſtalt zu 
eiten. 

Unternehmungen, welche bereits nach dem Geſetze vom 28. De⸗ 
zember 1887, RGOB. Nr. 1 ex 1888, der Unfallverficherungs- 
pflicht unterliegen, deren Berfiherungspflicht aber durch da3 ein- 
gang3 bezogene Gefeg erweitert wurde, find gleichfall3 zu einer 
neuerlicden Betriebanzeige verpflichtet, welche fi auf den ganzen 
nunmehr der Verſicherungspflicht unterliegenden Betrieb erftredt. 

Betriebsunternehmer, welche mehreren Betrieben vorftehen, 
haben für jeden berfelben die vorgefchriebenen zwei Eremplare 
der Betriebsanzeige auszufüllen und einzufenden. 

Betriebsunternehmer, welche bezüglich der Berficherungspflicht 
ihrer Betriebe im Zweifel find, haben dennoch die Anzeige zu 
erftatten und in ber Rubrik „Bemerkungen“ die Gründe anzu- 
geben, aus benen Die Verficherungspflicht bezweifelt wird. 

Jene inländischen Eifenbahnunternehmungen, weiche Mitglieber 
der „berufsgenoſſenſchaftlichen Unfallverjicherungsanftalt der öfter- 
reichiſchen Eifenbahnen” find und beabfichtigen, der durch Artikel, 
Biffer 1, des eingangs erwähnten Geſetzes auf ihren gefamten 
Betrieb ausgedehnten Verficherungspflicht auch bei der genannten 
Berfiherungspfliht zu entfprechen, haben die Anzeige hiervon 
an diefe Verficherungsanftalt direkt zu richten. 

Bezüglich der dem Staate oder einem Lande gehörigen ver- 
fiherungapflichtigen Betriebe werben die Anzeigen durch Die dieſen 
Betrieben vorgefegte Staats-, beziehungsweife Landesbehörde, im 
Wege der politifchen Landesbehörde, in deren Berwaltungsgebiete 
der betreffende Betrieb gelegen ift, an die zuftändige Berfiche- 
rungsanftalt erftattet. | 
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Artikel IV. 

Auf Verträge, welche zwiſchen einer Privatverficherungsanftalt 
und dem Unternehmer eine nach diefem Gefege verjicherungs- 
pflichtigen Betriebes über die Verficherung der in diefem Betriebe 
befchäftigten Perjonen gegen Betrieb3unfälle vor dem 1. Novem- 
ber 1893 abgefchloffen wurden und deren Dauer in dem Beit- 
punkte, mit welchem die Wirkfamfeit ber Hier bezeichneten Ber- 
ſicherung beginnt, noch nicht abgelaufen ift, finden die Beſtim⸗ 
mungen de3 zweiten Abfates des 8 61 des Geſetzes vom 28. De- 
zember 1887, RGB. Nr. 1 ex 1888, unter der Vorausfegung 
Anwendung, daß der betreffende Verficherungdvertrag von dem 
Betriebunternehmer, welcher denſelben abgefchlofien hat, binnen 
drei Monaten nach dem Eintritte der Wirkſamkeit dieſes Geſetzes 
der politifchen Behörde erfter Inſtanz, in deren Sprengel der 
verficherungspflichtige Betrieb gelegen ift oder die Sciffahrts- 
unternehmung, beziehungsweife beren ftändige Vertretung ihren 
Siß hat, unter Vorlage der diesfälligen Polizze angezeigt wird. 


Artikel V. 


Den Unternehmern von unfallverfiherungspflichtigen Betrieben 
iſt geftattet, fich felbit, ihre Bevollmächtigten oder Nepräfentanten, 
ferner andere Perfonen, welche, ohne verfiherungspflicätig zu 
jein, den Gefahren des Betriebes ausgeſetzt find, gegen die Folgen 
von Betriebsunfällen nah Maßgabe der Beitimmungen des Ge- 
feed vom 28. Dezember 1887, RGB. Nr. 1 ex 1888, bei jener 
Verficherungsanftalt, welcher der Betrieb angehört, zu verjichern. 

Wer von Diefem Rechte Gebrauch madt, hat bei Abgabe 
der bezüglichen Erklärung an die Berficherungsanftalt für jede 
zu verfihernde Perfon nach freiem Ermeſſen einen 1200 Gulden 


Die Anzeigeformulare können fowohl bei den betreffenden 
Unfallverficherungsanftalten jelbft al® auch bei den politifchen 
Behörden erjter Inſtanz und bei den Gemeindeämtern, welche von 
den Berficherunganftalten mit der gerrügenden Anzahl von Ereim- 
plaren zu beteilen find, behoben werben. 

Betrieböunternehmer, deren Anzeige unmahre tatſächliche An— 
gaben enthält, werden in Gemäßheit des $ 51 des Geſetzes vom 
28. Dezember 1887, RGB. Nr. 1 ex 1888, fofern nicht Der 
Tatbeitand einer nad) den allgemeinen Strafgefegen zu beftrafen- 
den Handlung vorliegt, mit Geld von fünf bis fünfhundert Gulden 
und im Nidjteinbringungsfalle mit Arreft von einem Tage bis 
zu drei Monaten beftraft. Betriebsunternehmer, welche die be- 
zeichnete Anzeige nicht rechtzeitig erjtatten, werben in Gemäßheit 
bes 8 52 de3jelben Geſetzes mit Geld bis hundert Gulden und im 
Nichteinbringungsfalle mit Arreft bis zu zwanzig Tagen beftraft. 

Die gegenwärtige Verordnung tritt mit dem Tage ihrer 
Fe in Wirkſamkeit. (M. b. 3. 27. Juli 1894, RGB. 

r. — 


Gef. Sig. XVII. Eiſenbahngeſetze. 73 
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nicht überfteigenden Betrag al3 den der Beitragsleiſtung des 
Unternehmer3 und ber Schabenerjagleiftung der Anſtalt zugrunde 
zu legenden Jahresarbeitsverdienſt anzumelden. 

Die Berechtigung des Unternehmers, den verficderten Bevoli- 
mädhtigten, Repräfentanten und den anderen nicht verjidherungs- 
pflichtigen, jedoch verficherten Perjonen eine Quote des Verſiche⸗ 
rungabeitrages bei der Lohn⸗ oder Gehaltözahlung in Anrechnung 
zu bringen, beziehungsweife von dem verdienten Lohne oder 
Gehalte zurüdzuhalten, hängt von der darüber zwifchen dem Unter- 
nehmer und dem Berficherten getroffenen Vereinbarung ab. 

Die Beftimmungen de3 8 17 und des 8 22, Abſatz 2, 3, 4, 
be3 Gefebes vom 28. Dezember 1887, RGB. Nr. 1 ex 1888, 
finden auf die für die Verficherung zu entrichtenden Verfiherungs- 
beiträge feine Anmendung. 

Die nah 8 18 desfelben Geſetzes zu erflattenden Anzeigen 
und die nach 8 21 der Berfiherungsanftalt zu Tiefernden Bered)- 
nungen haben ſich auch auf die nichtverficherungspflichtigen ver- 
fiherten Perſonen zu erftreden. 

Die Verjicherung beginnt mit dem Tage nad Eintreffen ber 
Anmeldung bei der Berfiherungsanftalt und Hört mit dem Tage 
der Abmeldung, früheftens jedoch nach Ablauf eines halben 
Sahres, auf. 

Artikel VL 

Unternehmern, deren Betriebe geſetzlich der Verfiherungs- 
pflicht nicht unterliegen, ift geftattet, ſich felhft, ihre Arbeiter 
und Betrieb3beamten ſowie die übrigen im Artikel V bezeichneten 
Perfonen bei jener Verſicherungsanſtalt, in deren Bezirk der 
Betrieb gelegen ift, gegen die Folgen von Betriebsunfällen zu 
verjichern. 

Auf einen derart freiwillig zur Verfiherung gemeldeten Be- 
trieb haben alle Beſtimmungen de3 Geſetzes vom 28. Dezember 
1887, RGB. Nr. 1 ex 1888, mit Ausnahme ber 88 17, 22, 
Abſatz 2, 3, 4, und des 8 61, 2. und 3. Abjah, mit der Maf- 
gabe jinngemäße Anwendung zu finden, daß bie Berechtigung 
des Unternehmers, den DBerficherten eine Quote des Berfiche- 
rungsbeitrages bei der Lohn- oder Gehaltszahlung auf den ver- 
dienten Lohn anzurechnen, beziehungsweiſe von demfelben zurüd- 
zuhalten, von der zwifchen dem Unternehmer und den verficherten 
Perfonen darüber getroffenen Vereinbarung abhängig ift. 

Die Berfiherung muß Eforporativ für alle in den betreffen- 
den Betrieben bejchäftigten Arbeiter und Betriebsbeamten erfolgen. 
Diefelbe beginnt mit dem Tage nach Eintreffen der Anmeldung 
bei der Verficherungsanftalt und Hört mit dem Tage ber Ab— 
meldung, früheftend jedoch nach Ablauf eines halben Jahres, auf. 

Hinfihtlid des Unternehmer und der Übrigen im Artikel V 
enannten Perfonen gelten die Beitimmungen de3 bezeichneten 

els. 
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Dem Minifter des Innern ift vorbehalten, für derlei Betriebe 
Gefahrenklaffen im Verordnungswege feitzufegen, und unterliegt 
die hiernach von der Berjicherungsanftalt auf Grund des 8 18 
des berufenen Geſetzes vorgenommene Einreihung eines einzelnen 
Betriebes in eine Gefahrenkiaffe und den einzelnen Prozentſatz 
diefer Klaſſe dem dafelbft vorgejehenen Rechtszuge. 

Für Betriebe, für welche eine Gefahrenklaffe im Verordnung?- 
wege noch nicht feitgefegt ift, erfolgt die Einreihung in Gefahren- 
Haffe und Prozentfaß durch die betreffende Verjicherungsanitalt, 
vorbehaltlich der ftaatlihen Genehmigung. 

Auch den al3 Vereine Tonftituierten freiwilligen Feuerwehren 
und deren Verbänden ift geitattet, ihre altiven Mitglieder gegen 
die Folgen von Unfällen im Dienjte bei jener Verjicherungsanftalt, 
in deren Bezirk der betreffende Verein oder Verband feinen Sik 
hat, korporativ zu verfichern. 

Auf derart freiwillig zur Verſicherung gemeldete Feuerwehren . 
haben die für Berufsfenerwehren (Artikel I, Punkt 7) geltenden 
Beflimmungen entſprechende finngemäße Anwendung zu finden. 
Die Erlafjung diefer Beltimmungen, insbejondere auch die Ein- 
reihung diefer Feuerwehren in eine Gefahrenklajfe erfolgt im 
Verordnungswege dur; den Minifter be3 Innern. 


Artikel VI. . 


Die Beſtimmungen ded 8 6, Abſatz 5 und 6, und bes 8 16 
UVG., wonach der für die Berechnung des Schabenerfahes, be- 
ziehungsweife des Verſicherungsbeitrages anrechenbare Yahres- 
arbeitsverdienſt eines Arbeiters oder Betriebsbeamten auf das 
Dreihundertfache des durchſchnittlichen täglichen Arbeitsverdienſtes 
und auf den Betrag von 1200 Gulden befchränkt wird, finden 
auf die von den Eifenbahnunternehmungen in Gemäßheit des 
Artikel I, Zahl 1, und eventuell nad) Artikel V verficherten Per- 
fonen feine Anwendung. 

Diefe Perfonen find mit ihrem vollen Jahresarbeitsverdienſte 
einfchließfih Der veränderlichen Bezüge (Kilometerftundengelder 
ufw.), und wenn diefer den nad) dem Unfalfverfiherungsgejeße 
fih ergebenden Sahresarbeitäverdienft nicht erreicht, mit Dem 
legteren in die Berficherung einzubeziehen. 

Die für die genannten Berfonen zu Teiftenden Beiträge fallen 
zur Gänze dem Betriebdunternehmer zur Laft. 

Auf die gemäß Artikel I, Zahl 1, oder Artikel V verficherten 
Eifenbahnbebdienfteten ſowie auf folche gemäß Artikel V verficherte 
Staatäbedienftete, welche nah den Konzeffionsbedingungen oder 
font beftehenden Vorſchriften feitend der Eifenbahn ohne Anſpruch 
auf Entgelt befördert werden müffen, findet, wenn ihnen ein 
Entihädigungsanfprud nad) den Beltimmungen de3 gegenwärtigen 
Geſetzes zufteht, da8 Gefeh vom 5. März 1869, RGB. Nr. 27, 


73* 
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abgeſehen von den Vorſchriften der 88 46 und 47 UWVG., Feine 
Anmendung.*) 

Sofern jedoh den gedachten Perfonen oder deren Hinter- 
bliebenen auf Grund des Gefege3 vom 5. März 1869, RGB. 
Nr. 27, ein Entſchädigungsanſpruch zuftehen würde, ijt die dem 
Verlegten aus ber Iinfallverfiherung gebührende Rente um die 
Hälfte und im Falle eines dauernden Siechtums in einer den 
Umftänden entfprechenden Weife darüber hinaus bi3 zum Dop- 
pelten Betrage, das ift 120% des vollen Jahresarbeitsverdieuſtes, 
zu erhöhen; bie den Sinterbliebenen gebührende Rente iſt um 
zwei Drittel zu erhöhen. 

Artikel VI. 

Bezüglich ber im Geltungsgebiete dieſes Gefehe3 von unga- 
riſchen oder ausländifhen Bahnverwaltungen geführten Betriebe 
erfolgt bie Durchführung der Beltimmungen der Artikel I, 8.1, 
und Artikel VII im Berordnungswege. 


Artilel RX. 


Die Beftimmungen des zmeiten Abſatzes des 859 UVG. 
finden auf in Gemäßheit des $ 58 dieſes Geſetzes errichtete 
Berfiherungsanftalten, bei welchen die Zahl der Verſicherten 
50.000 Äberfteigt, feine Anwendung. 


Artikel X. : 
Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage feiner Kundmachung in 
Wirkſamkeit. 
Mit dem Vollzuge desſelben find Mein Minifter des Innern 
und Mein Auftizminifter im Einvernehmen mit Meinen übrigen 
beteiligten Miniſtern betraut. 


Einteilung der unfallverfiherungspflihtigen Betriebe in 

Gefahrenklafien und die Teititellung der Prozentſätze der 

Gefahrentlafjen für die Periode vom 1. Jänner 1905 bis 
31. Dezember 1909, 


Vdg. d. Min. d. Inn. v. 15. Juni 1904, RGB. Nr. 58. 


Auf Grund des 8 14 des Gefehes vom 28. Dezember 1887, 
RGB. Nr. 1 ex 1888, betreffend die Unfallverficherung der Ar⸗ 


*) Die Kondulteure der Internationalen Gefellfhaft der Schlaf- 
wagen und der großen europäischen Erpreßzüge in Brüjjel find 
als Eifenbahnbedienftete im Sinne des 4. Abſatzes des Art. VII des 
Geſetzes vom 20. Juli 1894, RGB. Nr. 168, anzufehen. 

Es findet daher auf diefelben das Haftpflichtgefeg vom 5. März 
1869, RGB. Nr. 27, abgefehen von den VBorjchriften der 88 46 und 
47 des linfallverficherungsgefeges vom 28. Dezember 18857, RGB. 
Nr. 1 ex 1888, feine Anwendung. (OGH. 14. März 1901, 3. 2895.) 
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beiter, und nad) dem Ergebnifjfe der vorgenommenen Reviſion der 
bisherigen Einteilung ber unfallverjicherungspflichtigen Betriebe 
in Gefahrenllafien und der Feftitellung der Prozentſätze der 
Gefahrenklaſſen wird nah Anhörung des Verſicherungsbeirates 
für die Periode vom 1. Jänner 1905 bis 31. Dezember 1909 
nachftehende3 verordnet: 

81. Die Einreihung der einzelnen unfallverjicherungspflich- 
tigen Betriebe in Gefahrenklaſſen hat gemäß der unter 2 bei- 
liegenden Gefahrenkiaffeneinteilung zu erfolgen. 

Hierbei ift darauf Bedacht zu nehmen, baß die in Diefer 
Einteilung beftimmten Gefahrentlaffen Betriebe von normaler 
Zufammenjegung vorauzfegen, daß daher bie normalermweije zu 
einem Betriebe gehörigen Yilfsanlagen bei der Einteilung bereits 
berüdfichtigt find. Als zu dem Betriebe gehörig find, fo weit 
nicht Gegenteilige3 ausdrüdtich bemerkt ift, insbefondere die Lei- 
tung und Überwachung des Betriebes, dann die Arbeiten in 
Manipulationd-, Lager- und Padräumen, Regiearbeiten zur Be— 
leuchtung, Beheizung und Reinigung der Betriebsſtätten, NRegie- 
arbeiten zur laufenden Smitandhaltung der Gebäude und Werks- 
einrichtungen, Regiefuhrwerk u. dgl. unter der Vorausſetzung 
zu behandeln, daß dieſe Arbeiten Lediglich den Zwecken bed Be- 
eben dienen und über den gewöhnlichen Umfang nicht Hinaus- 
gehen. 

82. Als „Betriebe unter Verwendung von Motoren”, find 
im allgemeinen foldje Betriebe zu behandeln, bei welchen die im 
8 1, Abſatz 3, Biffer 2 des Gefehed vom 28. Dezember 1887, 
RGB. Nr. 1 ex 1888, bezeichneten Triebwerke in Verwendung 
ftehen. Den „Betrieben unter Verwendung von Motoren” find 
im Sinne diefer Verordnung auch folche Betriebe gleichzuhalten, 
bei welchen Dampfkeſſel, Dampfapparate (Holzkocher, Haderntocher, 
Dampftrodenapparate ꝛc.) verivendet werden. 

Betriebe, bei welchen die Antenfität der Verwendung moto- 
riſch bewegter Arbeitsmaſchinen oder der vorbezeichneten Be— 
triebsmittel oder die Stärke des verwendeten Motors eine ſo 
geringe iſt, Daß die Unfallsgefahr gegenüber der reinen Hand⸗ 
arbeit nicht weſentlich gefteigert ift, find in die für „Betriebe 
ohne Verwendung von Motoren” vorgefchriebenen Gejahrenklafjen 
einzureihen. 

83. Kann eine aus zwei oder mehreren, deutlich voneinan- 
der zu unterjcheibenden Zeilbetrieben zufammengejeßte Unter- 
nehmung mangels eine3 entjprechenden Titels in ber Gefahren- 
Hafjeneinteilung nicht ihrer Gänze nad, fondern nur Hinfichtlich 
der einzelnen Betriebsteile eingereiht werben, jo ift, wenn tunlich, 
jeder felbftändige Teil der Unternehmung als Cinzelbetrieb in 
ben Betriebskataſter aufzunehmen und einzureihen, vorausgeſetzt, 
daß für bie einzelnen Zeile der Unternehmung getrennte Lohn⸗ 
auffhreibungen geführt werden. 
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8 4 Treffen bie in dem voranfichenden Paragraphen bezeich⸗ 
neten Boransjegungen für die getrennte Einreihung der einzelnen 
Teile einer zujammengeiegten Unternehmung nicht zu, fo ift Die 
— als „gemiſchter Betrieb” nach Boriorift bes 87 
” Das gleiche gist allgemein von Betrieben, deren Einrichtung 
nicht als Sie iu Der Gefahrenfiaffen einteilaug vorausgejegte nor- 
male augeiehen werben ann, weil gewifie, bei dem betreffenden 
Betriebstitel nicht ———— Hiljsanlagen oder Nebenbetriebe 
vorhauden ſind, abnormalen Einrichtung nicht 
im Sinne des 8 6 gr Pe — Wahl des Gefahrenprozent⸗ 
ſatzes innerhalb der dem Hauptbetriebe zukommenden Gejahren- 
klaſſe Redmung getragen werben lann 

8 5. Betriebe, bei welchen die vorſtehenden Borfchriften zur 
Beftimmung der Gefahrenklaſſe nicht ausreichen ober welche nicht 
unter beftimmte Titel der Gefahrenklajieneinteilung eingereiht 
werben können, ohne baburd mit Betrieben von ganz anderer 
Art und weſentlich verfchiedener Unfallsgefahr im eine Reihe 
geftellt zu werden, jind in die ihnen nad ihrer Art und 
—— zukommende Gefahrenklafſe einzureihen 

. Iſt die einem Betriebe zulommende Gejahrenflafje er- 


Gefahrenklaſſe nad Maßgabe des Schemas in Beilage 1, mwobri 
ein niedrigerer, beziehungsweife höherer Sag al3 der mittlere 
bann zu beftimmen if, wenn nad) der Art des zu Haffifizie 
renden Betriebes eine gegenüber der gewöhnlidden verringerte, 
beziehungöweife erhöhte Unfallsgefahr vorliegt. 

Eine verringerte, beziehungsweife erhöhte Unjallsgefahr wird 
in allen Fällen dann anzunehmen fein, wenn die zu einzelnen 
Titeln der Gefahrenkiajjeneinteilung Hierfür auigeftellten Mert- 
male zutreffen. Allgemein ift der eleftrifhe Antrieb von Ma— 
fhinen, fofern mecdhanifche Transmiſſionen vermieden oder doch 
weſentlich verringert ſind, als ein die Gefahr verringerndes 
Moment anzuſehen. Bei Betrieben, welche unter Rüchkſichtnahme 
auf die Beitimmungen bes 8 2, 2. Abjag, al3 ſolche ohne Ver⸗ 
wendung von Motoren behandelt werden, ift, foweit erforderlich, 
ber Gefahr des motorifchhen Betriebes durch Wahl eines höheren 
Prozentſatzes Ausdrud zu geben. 

Im übrigen ift bei Beftimmung des Gefahrenprozentjages 
insbejondere Rüdfiht zu nehmen auf die Beichafjenheit der bau- 
lihen Anlagen und der Betriebseinrichtungen, dann auf die Ein- 
tihtungen zur Unfallverhütung und die techniſche Betriebsführung, 
letztere auch mit NRüdjiht auf die QDualifilation der Arbeiter 
zu ben ihnen obliegenden Berrihtungen und die Betriebsaufſicht, 
foweit diefe Momente Schlüjje auf die dem Betriebe dauernd 
zulommenbe Unfallgefahr zulaffen, endlid) auf die Srjahrungen 
der Berfierungsanftalt bei der bisherigen Verſicherung des ber 
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treffenden Betriebes, fofern bie bezüglichen Beobachtungsmengen 
hierzu hinreichen. 

Ergeben ſich bei einem Betriebe ſowohl Momente, welche für 
eine Gefahrenverringerung als auch ſolche, welche für eine Ge⸗ 
fahrenerhöhung ſprechen, fo werden dieſelben gegenſeitig abzu- 
wägen ſein. 

8 7. Zum Zwecke der Gefahrenklaſſen⸗ und Gefahrenprozent⸗ 
beſtimmung bei „gemiſchten Betrieben“ (8 4) iſt zunächſt für Die 
in Betracht kommenden Betriebsteile die Gefahrenklaſſe und das 
Gefahrenprozent nach Vorſchrift der 88 1 bis 6 zu beftimmen, ® 
fodann find die ermittelten Gefahrenprozentfäge mit den durch⸗ 
ſchnittlichen Jahreslohnſummen der betreifenden Betriebsteile zu 
vervielfacden und ift die Summe ber Produkte durch die gefamte 
Sahresiohnfumme zu teilen. 


Die fo erhaltene Zahl ftellt das Gefahrenprozent dar, in 
weiches die gefamte Unternehmung einzureihen iſt. 

Können die Jahreslohnſummen nicht Hinreichend genau jejt- 
geftellt werden, fo find an Stelle biefer bei Durchführung der 
vorftehenden Rechnung bie betreffenden Arbeiterzahlen zu verwenden, 
und zwar, injofern weſentliche Werfchiedenheiten in der durch» 
ſchnittlichen Arbeitszeit der einzelnen Teile beftehen, die ent- 
fprechenden Bahlen der Vollarbeiter, da3 find die auf eine 300tägige 
Arbeitszeit bezogenen Arbeiterzahlen. Arbeiter und Betriebsbeante, 
welde nit einem Teile der Unternehmung bejonderd ange- 
hören, fondern allen Zeilen gemeinfam jind, beziehungsweiſe 
deren Lohnfummen find außer Rechnung zu ftellen. 


88 Gind bei einem „gemifchhten Betriebe” bie Arbeiter 
eine3 Teiles der Unternehmung durch die Gefahren eined anderen 
Teiles mitbedroht, fo tft der erftere Teil mit einem entſprechend 
höheren Gefahrenprozente in Rechnung zu ziehen. 


8 9. Bei der Einreihung der Betriebe in die Gefahrenklafjen 
und Gefahrenprozentjäge ift nah Tunlichkeit im Einvernehmen 
mit den k. k. Gemwerbeinjpeftoraten (bei Betrieben, welche ber 
Aufficht der Bergbehörden unterliegen, im Einvernehmen mit diefen 
Behörden) vorzugehen, insbejondere dann, wenn von der Ver- 
fiherung3anftalt eine Gefahrenerhöhung angenommen oder eine 
vom Betrieb3unternehmer behauptete Gefahrenverringerung ber 
zweifelt wird. 

Hinfihtlid der Betriebe der Gruppe VIId find nah Er- 
fordernig Informationen bei der Pulvermonopol3-Berwaltung?r- 
behörde einzuholen. 

8 10. Die Betriebdunternehmer find verpflichtet, den Unfall- 
verſicherungsanſtalten über Verlangen jene Auskünfte über die 
Art ihrer Betriebe zu geben, welde zur Einreihung berjelben 
notwendig find. 
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Die Verſicherungsauſtalten haben den Betriebsunternehmern 
für jeden verſicherten Betrieb einen Beſcheid über die zufolge der 
gegenwärtigen Derornung getroffene Einreifung unter gleiche 
geitiger Mitteilung de3 Beitragstarifes zu erteilen. In Diejem 

eſcheide ift der betreffende Titel der Gefahrenflaffeneinteilung, 

welder die Unterlage für die Einreihung des einzelnen Be- 
triebe3 bildete, genau zu bezeichnen und ift Hinfichtlich jener 
Unternehmungen, deren Gefahrenklaffe und Gefahrenprozent nad) 
der im $ 7 für gemifchte Betriebe vorgejchriebenen Art ermittelt 
wurde, der Gang der bezüglihen Rechnung darzuſtellen. 

In dieſen Befcheiden ift ferner, injomweit erhöhte Gefahr an- 
genommen und benzufolge ein über der Mitte liegendes Gejahren- 
prozent gewählt wurde, die hierfür maßgebenden Gründe an- 
zuführen. 


Bor Entſcheidung von Rekurſen in Angelegenheit von Ge- 
fahrenklaffen- und Gefahrenprogenteinteilung in letzter Inſtanz 
wird dad Minifterium de3 Innern über begründetes Begehren der 
refursführenden Partei Sacjverftändige aus dem Kreife der Unter- 
nehmer und Arbeiter einvernehmen. 


8 11. Die gegenwärtige Berordnung tritt mit 1. Jänner 
1905, Hinfihtlih der auf die Vorbereitungen bezüglidhen Beftim- 
mungen aber mit dem Tage ber Kundmadhung in Wirkjamteit. 


1. Schema der Gefahrenklaffeneinteilnng nnd Buteilung der 
Gefahrenprozgentfähe zu den Gefahrenklaffen. 


Mittleres 
Gefahren= 
prozent 

Die Unterklaſſe A die Gefahrenprozentfäbe 1 bis einfhl. 3, 2 
" " B n " 3 n ” 5, 4 
„ Gefahrenflaffe I „ n 4, 8 6 
” " 1I " " 7 n " 11, 9 
” " II " " 10 " n 14, 12 
" " IV " " 13 ” " 19, 16 
" ” V „ 16 n ” 24, 20 
" n vi " " 20 n " 30, 25 
" " vu " " 25 " " 37, 31 
" " VIII ”„ " 31 " " 47, 39 
" " IX " " 39 " ” 57, 48 
” " X " " 48 ” " 70, 59 
" " XI 59 87, 73 
” 4 X II " " 73 " " 100, 87 


’ 
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2. Einteilung der nnfallverfihernngspflichtigen Betriebe in Gefahren- 
klaffen in fyflematifcher Anordnung. 


Gruppe Il. 


Transport und Warenlager. 


a) Eifenbahnen. 
Gelahren- 
aſſe 
Eiſenbahnen mit Dampfkraft, bie geiamten R Betriebe berieben, 
einfchließlich der Hilfsbetriebe 


Straßenbahnen: 
mit Dampfbettieb - - - » > 2 2 2 2 2 ee... VIII 
mit eleftriihem Betriebe -. . - - 2 2 2020. Vu 
mit tierifher Bugfraft . . 2... V 
Rollbahnen ohne elementare oder nerice Zuatran 0.2. X 
Seilbahnen . . - X 


Unmerfung. Bei Seftfepung ber. Gefahrenklaſſe für Die 
Betriebe der Gruppe IIa ift jene Mehrbelaftung, welde ben mit 
Anwendung einer elementaren Kraft betriebenen Eifenbahnen aus 
den Beitimmungen de3 legten Abſatzes des Artikels VII des Ge- 
feßes vom 20. Juli 1894, RGB. Nr. 168, erwächſt, in Rechnung 
gezogen. 


b) Andere Transportunternehmungen zu Laube. 


Gefahren- 

klaſſe 

Omnibusunternehmunggen. een. VIII 
Automobilunternehmungen . . ... VOI 


Laftendeförderung ohne Berwenbung von Sugtieren (Badtciger, 
Dienftmännertnftitute u. dergl.) . . 
Epebitionsunternehmungen (aud) Güterverlabung) ... < 
Merkmal für geringere Gefahr bei ben Betrieben der Gruppe 
Hoden Rande 9 be3 Betriebes in Heinen Städten und auf dem 


0 


Gruppe VI. 


Mafhinen, Werſtzeuge, Apparate. 


a) Mafhinen, Werkzeuge, Apparate. 
Gefahren= 
klaſſe 
Lokomotivfabriken . . 2 2 2 .. VUI 
bei ber Anſtalt in Salzburg. 2.2... 0. VO 
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Maſchinenfabriken überhaupt (ohne Keſſelſchmiede)....VlIII 
bei den Anſtalten in Salzburg, Brünn und Trieſt..VII 

Maichinenschloffereien und Neparaturwerkftätten: 
Betriebe unter Verwendung von Motoren . -. ». » ».. VO 
Betriebe ohne Verwendung von Motoren -. . ». x... MW 

b) Transportmittel. 

Wagaonfabrifen . . nenne... VII 

bei der Anitalt in Prag ee ee VI 


D) Betrieb von Motoren zu Transport- und anderen 
Sweden. Kraftvermietung. 


Schlepp⸗, Werls- und Fabriksbahnen mit Dampfbetrieb . . . VI 


Gruppe XIV. 


Rauten und Yauausfüßrungen. 
a) Bauunternehmungen. 
Gefahren: 
klaſſe 
Eiſenbahnbau (ausſchließlich Tunnelbau und ausſchließlich der 
Steingewinnung außerhalb der Traſſe, ſowie der Steinzufuhr) IX 
bei den Anſtalten in Prag und Lemberg XI 
bei den Anſtalten in Graz und Trieft . . . ... VOI 
Merkmale für geringere Gefahr: Geringe. Tiefe der Ein- 
ihnitte und geringe Höhe der Dämme; Ausſchluß von Spren- 
gungen; Transport nur von Hand oder mit zimeiräberigent 
Fuhrwerke. 
Merkmal für erhöhte Gefahr: Die Ausführung von Kunft- 
bauten und insbefondere die Aufführung von Bruchjteinmauer- 
wer 


Errichtung der berufsgenoſſenſchaftlichen Unfallverfigernugs- 
anitalt der öſterreichiſchen Eiſenbahnen. 
(M. d. J. 18. September 1889, 3. 16.992. WB. 1889: 146.) 


Mit der an da3 HM. gerichteten Eingabe vom 27. Sep⸗ 
tenıber 1888, 8. 9410/V1, hat bie ET. Generaldireltion der 
öfterr. Staatsbahnen im Namen und über Beſchluß der öfterr. 
Eijenbahnen um Bewilligung zur Errichtung der „erufegenoffen- 
ſchaftlichen Unfallverfiherungsanftalt der öſterr. Eifenbahnen“ 
Sinne des 8 58 de3 Unfallverſicherungsgeſetzes angeſucht und mit 
der Eingabe vom 6. Zuli 1.%, 8. 7150/L, ein den von Geite 
de3 k. k. Handelsminiſteriums, fowie von Seite des Minifteriums 
de3 Innern geftellten Anforderungen entjprechendes Statut dieſer 
Unftalt Hieramt3 in Vorlage gebracht. 
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In Gemäßheit de3 8 58 des Unfallverficherungsgejeges wur⸗ 
den der PVerficherungsbeirat und bie auf Grund des 89 des 
Geſetzes errichteten (territorialen) Unfallverfiherungsanitalten über 
die BZuläffigkeit der Bildung diefer berufägenoffenichaftlichen Ver⸗ 
fiherungganftalt gehört. 

Der — — hat ſich zugunſten der Bildung dieſer 
Anſtalt geäußert, desgleichen haben drei von den bezeichneten 
Anſtalten, nämlich die Anſtalten in Prag, Brünn und Trieſt, kein 
Votum gegen die Bewilligung dieſer Bildung abgegeben, dagegen 
haben ſich die übrigen vier, nämlich die Anſtalten in Wien, 
Salzburg, Graz und Lemberg, gegen die fragliche Errichtung aus⸗ 
gefprochen und Hauptjächlich geltend gemacht, daß die Ausfcheidung 
der verficherungspflichtigen Eifenbahnarbeiter aus ihrem Verbande 
ihre Leiftungsfähigfeit zu beeinträchtigen geeignet wäre. 

Dennoch finde ih mit Rückſicht auf die Eigenart des Eifen- 
bahnbetriebes und namentlid in Hinblid auf die bei Gelegenheit 
der am 23. und 24. April 1888 im UL. Oandelaminifterium 
abgehaltenen Beratungen ber öſterr. Bahnverwaltungen ausge— 
drüdte Mbficht derfelben, auch die unter da3 Unfallverficherung3- 
gefeg nicht fallenden Betriebsbeamten und Wrbeiter der Wohl- 
taten ber Unfallverjicherung teilhaftig werden zu laſſen, die 
angeftrebte Bewilligung zur Erriditung der gegenftändlichen berufs- 
genofjenfchaftlichen Verjicherungsanftalt, jedoch nur unter der Be- 
dingung zu erteilen, daß die bei der Errichtung diefer Anſtalt 
beteiligten Eifenbahnverwaltungen binnen Sahrezfrift ein Inſtitut 
ichaffen, welches zum Zwecke hat, das dem lUnfallverficherungs- 
gejege nicht unterliegende, jedoch den Gefahren des Betriebes auS- 
gejegte Eifenbahnbetriebsperfonale gegen die Folgen von Betrieb3- 
unfällen nad den in dem Unfallverjiherungsgefege normierten 
Grundfägen über bie bei Unfällen eintretenden Entjchädigungen 
zu berjichern. 

Die in der Folge der berufögenoffenjchaftlihen Unfallver- 
fiherungsanftalt ber öfterr. Eifenbahnen beitretenden Eifenbahn- 
unternehmungen müßten verpflichtet werden, gleichzeitig dieſem 
Inſtitute beizutreten. 

Dasſelbe wäre in der Weife einzurichten, daß in jenen Fällen, 
in welchen Berunglüdten oder deren Hinterbliebenen aus dem 
Gefete vom 5. März 1869, RGB. Nr. 27, Entihädigungsanfprüche 
erwachien, die zweifache Leiftung von Entſchädigungen ausgeſchloſſen 
Tiebe.. 


Mit Bezugnahme auf 8 47 des mitfolgenden genehmigten 
GStatute3 der berufsgenofjenihaftlihen Unfallverficherungsanitalt 
wird die Löbliche k. k. Generaldireftion erjucht, die Veranlafjung 
zu treffen, daß dieſe Anftalt fowohl den territorialen Unfallver- 
fiherungsanftalten, al3 auch ben politiichen Behörden erſter Inſtanz 
Verzeichniffe der bei ihr verficherten in dem Amtsbezirke der Be- 
treffenden gelegenen Betriebe übermittle und von jeder daran 
eintretenden Anderung benjelben unverzüglich” Mitteilung made. 
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In der Anlage wird der löblichen k. k. Generaldirektion ein 
mit der Genehmigungsklauſel verſehenes Exemplar der Statuten 
der berufsgenoſſenſchaftlichen Unfjallverfiherungsanftalt mit Dem 
weiteren an übermittelt, fämtlichen politifchen Landesbehörden 
fowie ben Unfallverfidderungsanftalten in Wien, Salzburg, Graz, 
Prag, Brünn, Trieſt und Lemberg je ein Eremplar dieſer 
Statuten zulommen zu laffen.*) 


Staatsaufſicht über die bernfsgenoſſenſchaftliche Unfallver⸗ 
ſicherungsanſtalt der öſterreichiſchen Eiſenbahnen. 
(M. d. J. einvernehmlich mit HM. 29. Mai 1890, RGB. Nr. 95.) 

Zum Zwecke ber in Gemäßheit des 8 59 des Geſetzes vom 
28. Dezember 1887, RGB. Nr. 1 ex 1888, betreffend die Unfalt- 

. verfierung der Arbeiter zu übenden Staat3aufjiht über Die 
berufsgenofjenfchaftlide Unfallverficherungsanftalt der öſterreichi— 
ſchen Eifenbahnen, wird Hiermit beftimmt, daß dieſe Staatsauf- 
fiht von dem Miniſterium de3 Innern und dem Handel3minifte- 
rium in der Weife geübt wird, daß dem Minifterium de3 Innern 
die Staatsaufſicht in verficherungstechnifcher Beziehung, ferner 
die demfelben nach 8 16 de3 zitierten Geſetzes zuftehende Einjluß- 
nahme auf die Feſtſtellung des Beitragstarifed vorbehalten bleibt, 
dagegen die Aufficht über die Einhaltung des für Die genannte 
Anftalt in Geltung ftehenden Statutes und der fonftigen zur 
Anwendung kommenden Beftimmungen dieſes Geſetzes von Geite 
der genannten berufögenofjenfchajtliden Unfallverfiderungsanftalt, 
beziehung3weife der berfelben beigetretenen Eifenbahnverwaltungen 
unmittelbar von der k. k. Generalinfpeltion ber öſterreichiſchen 
Eifenbahnen auszuüben ift. 

Rekurſe und Beſchwerden gegen die bezüglichen Entfcheidungen 
der Generalinfpeltion find binnen 14 Tagen nad) YZuftellung der 
in Beſchwerde gezogenen Entjcheidung bei diefer Behörde einzu- 
bringen und wird darüber von dem Handeläminifterium im Ein- 
vernehmen mit dem Minijterium des Innern zu entfcheiden fein. 

Durch diefe Verordnung wird die Kompetenz der politifchen 
Behörden in den in ben 88 18, 19, 20, 23 und 25 des be- 
zogenen Geſetzes vorgejehenen Angelegenheiten nicht berührt, dem- 
nach der in diefen Geſetzesbeſtimmungen vorgefchriebene Snitanzeıı- 
zug auch für die berufsgenoſſenſchaftliche Unfaltverficheringsantaft 
er öſterreichiſchen Eifenbahnen Geltung hat. 

Diefe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Kundmachung 
in Wirkſamkeit. 


*) Die Arbeiter der von einer Eifenbahngefellfchaft betriebenen 
Mafchinenfabrif verlieren durch die Verficherung bei der beruf 
genofjenfchaftlihen Unfallverfiherungsanftalt ber öfterr. Eifenbahnen 
die Mitgliedfhaft bei der territorial auftänbigen Arbeiter-Unfall- 
a ont nit. (VBGH. 19. Mai 1899, 8. 3671. Röll 
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B. Krankenverſicherung. 


Gefeb vom 30. März 1888, RGB. Nr. 33, betreffend die 
Krankenverſicherung der Arbeiter. 


J. Allgemeine Beflimmungen. 


8 1. Alle in Gemäßheit des Geſetzes, betreffend die Unfall⸗ 
verficherung der Arbeiter gegen die Folgen der beim Betriebe 
fi) ereignenden Unfälle verficherten Arbeiter und Betriebabeamten, 
werden nach Maßgabe der Beltimmungen dieſes Geſetzes für den 
Krankheitsfall verjichert. 


Daöfelbe gilt auch von allen Arbeitern und Betrieb3beanten, 
welche in Bergwerken auf vorbehaltene Mineralien und ben dazu 
gehörigen Anlagen oder in einer unter die Gewerbeordnung fal- 
lenden oder fonftigen gewerbämäßig betriebenen Unternehmung, 
ferner beim Eifenbahn- und Binnenjchiffahrt3betriebe beſchäftigt 
find. Diefe Beftimmung findet keine Anmendung auf folche Per⸗ 
fonen, welche in einem den Geegefehen unterliegenden Schiff⸗ 
fahrt3betriebe auf dem Meere oder bei ber Geefifcherei befchäf- 
tigt find. 

Als Arbeiter, beziehungsmweife al3 VBetriebsbeamte im Sinne 
dieſes Geſetzes find auch Lehrlinge, Volontäre, Praktikanten und 
andere Perſonen anzuſehen, welche wegen noch nicht beendeter 
Ausbildung feinen oder einen niedrigeren Arbeitsverdienſt beziehen.*) 

82. Die im $ 1 ausgeſprochene Verſicherungspflicht erftredt 
fi nit auf Bedienftete, welche in einem Betriebe des Staates, 
eine Landes, eined Bezirkes, einer Gemeinde oder eines dffent- 
lichen Fonds mit feſtem Gehalte angeftellt find. 

8 3. Die Krantenverficherung der land» und forſtwirtſchaft⸗ 
lien Wrbeiter und Betriebsbeamten wird durch befondere Landes» 
gejege geregelt werden. Solange diefe Regelung nicht erjolgt ift, tritt 
au bie im 81 für die land» und forftwirtichaftlicden Arbeiter 
und Betrieb3beamten feftgejegte Krankenverſicherungspflicht nicht 
ein, und hat ber Unternehmer für die Verpflegung und ärztliche 
Behandlung jedes Arbeiter und Betriebsbeamten, welcher in feinem 
in bie Unfallverficderung einbezogenen Betriebe verlegt wurde, 
unverzüglich Sorge zu tragen. Für die Koften bis zum Ablaufe 


*) Die auf einer Eifenbahnftrede verwendeten Schneejchaufler 
find an fih als beim Eifenbahnbetriebe beichäftigte krankenver— 
jiherungspflicätige Perfonen anzufehen und als ſolche Mitglieder 
der betreffenden Bezirkskrankenkaſſe; es märe denn, baß Die 
Schneefhauflung durch felbftändige Unternehmer auf deren eigene 
Rechnung mit Perfonen beforgt würde, welche zu ihnen felbit 
im Ürbeitsverhältniffe ftehen. (BGGH. 20. März 1896, 3 1791, 
Röll 1896:17) . 
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von vier Wochen nad dem Eintritte des Unfalles Hat ber Be— 
trieböunternehmer aus eigenen Mitteln aufzulommen. 

Die Unternehmer von land» und forftwirtfchaftlichen Betrieben 
find jedoch berechtigt, mit ihren Arbeitern, beziehungsweife Be— 
trieb3beamten unter Zuſtimmung derjelben der Kranfenverficherung . 
in der in dieſem Geſetze vorgejehenen Weife beizutreten. So weit 
ein folcher Beitritt erfolgt, find die bezeichneten Unternehmer 
von der im erſten Abfage ihnen auferlegten Verpflichtung befreit. 

Auch ſolche Unternehmer, in deren Auftrag und für beren 
Rechnung felbfändige Arbeiter in eigenen Betriebsſtätten per- 
jönlich oder unter Mitwirkung der Angehörigen des eigenen Haus- 
ftandes, jedoch ohne andermweitige Hilfsarbeiter mit der Her— 
ftellung oder Bearbeitung induftrieller Erzeugniffe befchäftigt find 
(Hausinduftrie), find berechtigt, mit dieſen Arbeitern unter Zu- 
ftimmung berfelben der Kranlenverfiherung in der in dieſem 
Geſetze vorgefehenen Weife beizutreten. 

84. Die politiichen Behörden erfter Inftanz find berechtigt, 
Perfonen, welde im Krankheitsfalle mindeſtens für zwanzig Wochen 
auf Verpflegung und ärztliche Behandlung in der Familie des 
Arbeitgeberd oder auf Fortzahlung des Gehaltes oder des Lohnes 
Anſpruch Haben, mit ihrer Zuſtimmung nad Unterſuchung ber 
Sadjlage von ber Berficherungspflicht zu befreien. 

85. Als Gehalt oder Lohn im Sinne biefes Geſetzes gelten 
u. Tantiemen und Naturalbezüge. Der Wert der leßteren ift 
nah den örtlichen Durchſchnittspreiſen in Anſatz zu bringen. 

8 6. Den Gegenftand der im 8 1 bezeichneten Verſicherung 
bildet die Gewährung von Krankenunterſtützungen und Beerdi- 
gungskoſten in der durch dieſes Geſetz beftimmten Art und Höhe. 

Als Krankenunterftügung ift mindeftend zu gewähren: 

1. vom Beginne der Krankheit an freie ärztliche Behandlung 
mit Inbegriff de3 geburtähilflichen Beiſtandes fomwie Die not— 
wendigen Heilmittel und fonftigen therapeutifchen Behelfe; 

2. im alle die Krankheit mehr als drei Tage bauert und 
der Kranke erwerbaunfähig ift, vom Tage der Erkrankung an 
für jeden Tag ein Krankengeld in ber Höhe von 60% des im 
Gerichtöbezirfe üblihen Taglohnes gewöhnlicher, der Verfiherungs- 
pflicht unterliegender Arbeiter. 

Die Krankenunterftügung ift, fo lange bie Krankheit bauert, 
und wenn fie nicht früher endet, durch minbeftens zwanzig Wochen 
vom Beginne der Krankheit, und zwar wöchentlich im nachhinein 
zu gewähren. 

Wöchnerinnen ift bei normalem Verlaufe des Wochenbette3 Die 
Krankenunterftügung auf die Dauer von mindeftend vier Wochen 
nach ihrer Niederkunft zu gewähren. 

Für den Todesfall eines Verſicherten find den Hinterbliebenen 
die Beerdigungskoſten wenigſtens im zwanzigfachen Betrage bes 
in 8. 2 bezeichneten Taglohnes zu gemähren. 


Moplfahrtseinrichtungen für Eifenbahnbedienftete. 1167 


87. Die Höhe des in jedem Gerichtöbezirte üblichen Tag-- 
lohnes gewöhnlicher, der Verſicherungspflicht unterliegender Ar- 
beiter wird von ber politifhen Behörde erſter Inſtanz nad 
Anhörung von Vertrauensmännern, und in denjenigen Ländern, 
in welchen Bezirlövertretungen bejtehen, auch nah Einvernefmung 
bes betreffenden Bezirksausſchuſſes periodisch feitgefegt. Ergeben 
fi hierbei ſehr erhebliche Werfchiedenheiten, jo kann der übliche 
Taglohn in mehreren Kategorien feſtgeſetzt merben. 


Die Feſtſetzung findet für männliche und weibliche, für jugend» 
fihe und erwachſene Arbeiter bejonder3 ftatt. Für Lehrlinge, 
Volontäre, Praktikanten und andere Perſonen, melde megen 
noch nicht beendeter Ausbildung Teinen oder einen niedrigen Ar- 
beitöverdienjt beziehen, gilt die für jugendliche Arbeiter getroffene 


Teftftellung.*) 

88 An Stelle der freien ärztlichen Behandlung, der not- 
wendigen Heilmittel und des Kranfengelded kann freie Pur und 
Verpflegung in einem Krankenhauſe nach der Testen Klaſſe auf 
Koften der Krankenkaſſe gewährt werden, unb zwar: 


1. für Diejenigen, welde mit ihrem Chegatten ober mit 
anderen Gliedern ihrer Familie in gemeinfamem Haushalte Ieben, 
beziehungsmweife anderweitige häusliche Pflege genießen, mit Zu- 


Be Die Generalinfpektion hat aus Anlaß eines fpeziellen Falles 
die Wahrnehmung gemadt, daß die Ausfchüffe einzelner Kranken⸗ 
kaſſen der öſterr. Privateifenbahnen von ben feitens politifcher Be» 
börden für ihren Amtöbezirk vorgenommenen Ünderungen ber ur- 
Iränglid feftgefegten und in Nr. 20 ber Amtlihen Nachrichten 
k. Miniſteriums des Innern vom 15. Yuni 1889 (Seite 428 
un 429) publizierten ort3üblichen Taglöhne keine oder doch nicht 
rechtzeitige Kenntnis erlangten, und infolgedeflen bisher — reip. 
mehr oder minder geraume Heit hindurch — die Berechnung ſowohl 
der Krankenkafjenbeiträge als auch der Krankengelder bei jenen 
Arbeiterkategorien, für welde im Sinne bes 8 I (Puntt 1) des 
Krankenverſicherungsgeſetzs vom 30. März 1888, der ort3übliche 
Taglohn gewöhnlicher, der PVerficherungspflicht unterliegenber Ar⸗ 
beiter zugrunde zu legen war, auf unrichtiger Baſis erfolgte. 


Die Generalinſpektion findet fich ſohin beſtimmt, den geehrten 
Ausfhuß einzuladen, dieſer Angelegenheit fein Augenmerk zuzu- 
wenden, bie betreffenden Publikationen in den Amtlihen Nachrichten 
de3 hohen k. k. Miniſteriums des Innern in Evidenz zu nehmen 
und von nun an periodiſch, gumin def aber einmal im Jahre, bei 
ben zur Feſtſetzung der in Betracht kommenden ort3üblichen Tag- 
Lößne berufenen politifchen Behörden erfter Inſtanz (8 7 des Kranken⸗ 
verſicherungsgeſetzes) hinſichtlich allfälliger Anderungen diefer Löhne, 
eventuell im kurzen Vege, onacieage zu halten. (GJ. 14. April 
1894, 8. 5594/V, VB. 63.) 
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ſtimmung des Erkrankten oder unabhängig von derſelben in dem 
Falle, wenn die Art der Krankheit es erfordert; 

2. für ſonſtige Erkrankte unbedingt. 

Nebſt freier Kur und Verpflegung in einem Krankenhauſe iſt 
auch die koſtenfreie Beförderung in dasſelbe zu gewähren. 

Wird ein verficherter Erfrankter in einer öffentlichen Kranken⸗ 
anftalt verpflegt, jo ift die Krankenkaſſe, foweit biefelbe in Ge— 
mäßheit ber vorftehenden Beftimmungen nicht weitergehende Ver⸗ 
pflihtungen freiwillig übernommen hat, verpflichtet, die für Kur 
und Verpflegung nach der legten Klaſſe entfallenden Koften bis 
zur Dauer von vier Wochen der Kranfenanftalt zu erjegen. 

Hat ber im Krankenhaufe Untergebrachte Angehörige, deren 
Unterhalt er bisher aus feinem AWrbeitöverdienfte beftritten Hat, 
fo ift für jene Zeit, während welcher die Kur und Verpflegung 
erfolgt, von dieſer letzteren mindeftend die Hälfte des Kranken- 
gelde3 zu leiften. 

89 Eine Erhöhung und Erweiterung der Leiftungen über 
das in den 88 6 bis 8 bezeichnete Mindeftausmaß ift durch 
Statut zuläffig; jedoch kann die Krankenverſicherung nicht mit 
Invaliden⸗, Witwen- und Waifenverfiherung verbunden werden, 
anf find die Krankenkaſſen nachſtehenden Beſchränkungen unter- 
worfen: 

1. Wirb bei Berechnung bes Krankengeldes anftatt de3 im 
Gerichtöbezirte üblichen Taglohnes gewöhnlicher, der Verficherung2- 
pflicht umterliegender Arbeiter (8 7) ein anderer Lohnbetrag zu- 
grunde gelegt, fo darf berjelbe nicht geringer fein als ber be- 
zeichnete Taglohn und darf andrerjeit3 den Betrag bon zivei 
Gulden für den Arbeitstag nicht überfteigen. Ein diefen Betrag 
überfteigender Arbeitsverdienft hat außer Berechnung zu bleiben. 

2. Das Krankengeld kann nicht höher als mit 75% des bei 
der Berechnung besfelben zugrunde gelegten Lohnbetrages feit- 
gefegt werben. 

3. Die Dauer der Krankenunterſtützung kann höchſtens auf 
ein Jahr beitimmt werden. 

4. Die Beerbigungskoften können höchſtens mit dem Betrage 
von 50 fi. feitgefegt werben. 


8 10. Die nad) 8 9 erhöhten und erweiterten Kafjenleiftungen 
fönnen durch Statut ermäßigt, beziehungsieife wieder auf da3 
in den 88 6 bis 8 feftgefegte Mindeſtausmaß herabgejegt werden. 
Derartige Statutenänderungen finden jedoch auf ſolche Berficherte, 
welchen zur Zeit der behördlichen Genehmigung der Abänderung 
ein Unterftüßungsanfpruch wegen vorher eingetretener Krankheit 
zufteht, für die Dauer diefer Krankheit feine Anwendung. 

8 11. Die im $ 1 vorgefchriebene Berficherung erfolgt durch 
nachftehende Kategorien von Krankenkaſſen: 


1. durch Bezirkskrankenkaſſen, 
2. durch Betriebskrankenkaſſen, 
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3. durch Baukrankenkaſſen, 

4. dur Genoſſenſchaftskrankenkaſſen, 

5. durch Bruberladen (Knappſchaftskaſſen), 

6. durch in Gemäßheit der geltenden Vereinsgeſetzgebung er- 
richtete Krankenkaſſen (Vereinskrankenkaſſen). 


II. Bezirkstrankenkaſſen. 


8 12. Die zum Zwecke der Krankenverſicherung neu zu er- 
richtenden Bezirkäfrantenlaffen beruhen auf dem Grundfage der 
Gegenfeitigfeit. 

In der Regel foll für jeden Gericht3bezirk eine ſolche Kranten- 
kaſſe am Site des Bezirksgerichtes errichtet werben. Die politifche 
Landesbehörde ift jedoch berechtigt, mit NRüdficht auf bie bejon- 
deren Verhältniſſe einzelner Bezirke den Sprengel diefer Kaſſen 
in anderer Weiſe feitzuftellen und namentlid) anzuordnen, daß 
für mehrere Gerichtäbezirfe eines und bdesfelben Landes nur eine 
Krankenkaſſe oder daß für einen Gerichtäbezirt mehrere Sranten- 
faffen errichtet werden. In gleiher Weife ift die politische 
Landesbehörde berechtigt, im einzelnen Falle ben Sig der Kranken⸗ 
Taffen zu beftimmen. 

Den politiihen Lanbesbehörben ift ferner das Recht vor=- 
behalten, innerhalb der Grenzen eines und desſelben Landes die 
Sprengel ber Bezirkskrankenkaſſen zu ändern, mehrere ſolche Kaffen 
zu einer einzigen zu vereinigen ober bie Teilung einer ſolchen 
Kaffe anzuordnen. Bor jeder joldhen Verfügung find bie beteiligten 
Kaſſen einzuvernehmen. 

Die beſoldeten Beamfen ber Bezirkskrankenkaſſen find in 
Eid und Pflicht zu nehmen. 

8 13. In bezug auf die Mitglieder der Bezirkskrankenkaſſen 
haben nachfolgende Bellimmungen zu gelten: 


1. Mitglieder einer Bezirkskrankenkaſſe find zunächſt die im 
Sprengel derſelben befchäftigten verficherungspflichtigen Perfonen, 
welche nicht bei einer der übrigen im 8 11 bezeichneten Kaffen 
in der in diefem Gefepe vorgefchriebenen Art und Höhe gegen 
Krankheit verfihert find (8 61). 

Die Mitgliedfchaft dieſer Perfonen beginnt mit bem Tage, an 
weldem fie in bie betreffende Befchäftigung eintreten. 

Ihr Austritt aus ber Bezirkskrankenkaſſe kann, po lange ihre 
die Verſicherungspflicht begründende Beichäftigung im Sprengel 
diefer Kaffe andauert, nur erfolgen, wenn fie nachweiſen, daß 
fie bei einer anderen der im 8 11 bezeichneten Kaſſen nad) 
Maßgabe der Beltimmungen dieſes Geſetzes gegen Krankheit ver- 
ſichert find. 

2. Verficherungspflichtige Kaffenmitglieder, welche aus ber 
die Mitgliebfchaft begründenden Beichäftigung ausfcheiden und nicht 
zu einer Befchäftigung übergehen, vermöge deren fie Mitglieder 
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einer anderen Bezirkskrankenkaſſe oder einer der ſonſtigen im 
8 1 bezeichneten Kaſſen werden, bleiben fo lange Mitglieder, als 
fie fich in den im Neich3rate vertretenen Königreicden und Ländern 
aufhalten und die vollen flatutenmäßigen Beiträge ($ 34, Abſatz 3) 
bezahlen. Die Mitgliedfehaft diefer Perfonen und mit derfelben 
dad Recht auf die Kaffenleiftungen erlischt, wenn die Beiträge 
durch vier aufeinanderfolgende Wochen nicht geleiftet werden. 

3. Raffenmitglieder ber vorftehend bezeichneten Arten, welche 
die Beiträge infolge eingetretener Ermerb3lofigfeit nicht einzahlen 
tönnen, behalten die Mitgliedfchaft und mit derfelben das Recht 
auf die Kafjenleiftungen für jo lange, als ihr Referveanteil (8 28) 
zur Beſtreitung ber vollen ftatutenmäßigen Beiträge ausreicht, 
in jedem alle aber durch mindeftens ſechs Wochen. 

4. Berfonen, welche ber Verficherungspflicht nicht unterliegen, 
find, wenn fie das 35. Lebensjahr nicht überſchritten haben, be- 
rechtigt, der Bezirkskrankenkaſſe beizutreten. 

Die Mitgliedfchaft diefer Perfonen beginnt mit dem Tage der 
Anmeldung; jedoch kann rüdfichtlich der nach 8 3, Abſatz 2 und 3, 
verficherten Perfonen die Anmeldung erft auf Grund der nad 
8 37, Abſatz 1, mit der Bezirkskrankenkaſſe getroffenen Berein- 
barung erfolgen. 

Der Austritt fteht nicht verfiherungspflichtigen Perfonen jeder- 
geit frei. Sie find als audgetreten zu eradten, wenn fie Die 

erfiherungsbeiträge (8 34, Abſatz 3) durch vier aufeinander- 
folgende Wochen nicht geleiftet haben. 

5. Bon verficherungspflichtigen Perjonen darf beim Eintritte 
in bie Kaffe ein Eintrittögeld nicht verlangt werben. Für Mit- 
glieder, welche ber Verſicherungspflicht nicht unterliegen, ift durch 
da3 Statut ein Eintrittögeld Teftzufehen, welches mindeiten3 den 
Betrag bed vollen für ſechs Wochen zu leiftenden SKaffenbeitrages 
Be muß. Die Eintrittögelder fließen in den Reſervefonds 
er Kaffe. 


6. Wenn Mitglieder aus der Kaffe ausfcheiden, fo ift ihr 
Neferveanteil (8 28), fomweit derjelbe nicht etwa in Gemäßheit 
der unter Ziffer 3 enthaltenen Beflimmung zur Beitreitung bon 
Berjicherungsbeiträgen verwendet worden ift, in dem alle, ala 
biefe PBerfonen innerhalb eines Jahres nah ihrem Ausfcheiden 
in eine andere Bezirkskrankenkaſſe oder in eine Betrieb, eine 
Genoffenfchafts- oder eine Vereinskrankenkaſſe eintreten, Diefer 
legteren Kaffe zu überweiſen. In allen anderen Fällen verbleibt 
der bezeichnete Rejerveanteil der Kaffe, aus welcher das Mitglied 
ausgefchieden iſt. 

8 22. Das Recht der Unterftügung beginnt für verfiherungs- 
pflichtige Kafjfenmitglieder mit dem ZBeitpuntte, in mweldem fie 
Mitglieder der Kafje geworben find (8 13, Zahl 1, Abſatz 2). 

Für Mitglieder, welche der Verſicherungspflicht nicht unter- 
liegen und freimillig ber Kaffe beigetreten find,. beginnt: das 
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Recht auf Unterſtützung erft nach Ablauf einer im Gtatute feit- 
zufeßenden, von ihrer Anmeldung (8 13, Zahl 4, Abſatz 2) an 
zu berechnenden Friſt, welche minbeftend vier und höchſtens acht 
Wochen betragen muß. Für eine bereit3 zur Zeit der Anmeldung 
eingetretene Erkrankung fteht ſolchen Mitgliedern in feinem Yalle 
ein Anfpruh auf Unterftügung zu. 

23. Die Ansprüche der im 8 13, 8. 3, bezeichneten Mit- 
glieder beichränten fich in jedem alle auf die in den 88 6 bis 8 
Iehorlenten gefeglihen Mindeftleiftungen der Krankenverſicherungs⸗ 
affen 


8 24. Durch dad Statut kann beitimmt werben: 

1. daß für Mitglieder der im 8 13, 8. 2, bezeichneten Art, 
welche fi nicht im Sprengel ber Kaffe aufhalten, an Stelle 
der im 86, 8. 1, bezeichneten Zeiftungen eine Erhöhung des 
Krankengeldes um die Hälfte feined Betrages tritt; 

2. daß Mitgliedern, melde ſich die Krankheit vorfäßlich oder 
durch fchuldhafte Beteiligung bei Schlägereien oder Raufhändeln 
oder durch Trunffucht zugezogen haben, das jtatutenmäßige Kranken» 
geld gar nicht oder nur teilweife zu gewähren ift. 

25. Die nad) verfiherungstehnifhen Grunbjägen erforder- 
Iihen Mittel zur Beftreitung der von ben Bezirkskrankenkaſſen 
nah Maßgabe diefes Gefebes und des Statutes zu gemwährenden 
Zeiftungen und der Verwaltungskoſten ſowie zur Dotierung der 
Neferve werben durch Beiträge aufgebracht, welche in Prozenten 
des bei Berechnung des Krankengeldes zugrunde gelegten Lohn- 
betrages zu bemeſſen find (89, 8.1). 

Zu anderen als ben bezeichneten Zwecken bürfen weder Bei- 
träge erhoben werben, noch Verwendungen aus dem Vermögen 
der Kaffe erfolgen. 

8 26. Zur Dedung des gefehlichen Mindefterforberniffed der 
Krantenverfiherung dürfen die Beiträge, fofern fie den verfiche- 
rungspflichtigen Mitgliedern zur Laft fallen (8 34, Abſatz 1), 
nicht über drei Prozent bed bei Berechnung des Krankengeldes 
zugrunde gelegten Lohnbetrages (8 9, 8. )) feſtgeſetzt werden. 
Eine Erhöhung dieſer Beiträge zu obigem Zwecke iſt nur dann 
zuläſſig, wenn dieſelbe in der Generalverſammlung ſowohl von 
den Vertretern der zu Beiträgen verpflichteten Arbeitgeber als 
von denjenigen der Kaſſenmitglieder nach geſonderter Beratung 
und in geſonderter Abſtimmung, und zwar bei jeder Abſtimmung 
mit einer Majorität von drei Vierteilen der Anweſenden be— 
ſchloſſen wird. 

Sollen im Statute Leiſtungen feſtgeſetzt werden, welche über 
das geſetzliche Mindeſtausmaß hinausgehen, fo dürfen die obbezeich- 
neten Beiträge bei der Errichtung ber Kaffe nicht über zwei 
Prozent des bei Berechnung des Krankengeldes zugrunde gelegten 
Lohnbetrages feftgeftellt werden. Eine fpätere Erhöhung dieſer 
Beiträge ift nur bis zur Höhe von drei Prozent dieſes Lohn- 
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betrages und nur dann zuläſſig, wenn dieſelbe in ber General⸗ 
verſammlung ſowohl von den Vertretern der zu den Beiträgen 
verpflichteten Arbeitgeber als von denjenigen der Kaſſenmitglieder 
nach geſonderter Beratung und in geſonderter Abſtimmung, und 
zwar bei jeder Abſtimmung mit abſoluter Majorität der An— 
weſenden beſchloſſen wird. 

27. Bei jeder Bezirkskrankenkaſſe ſind zur Bildung der 
Reſerve jährlich mindeſtens zwei Zehntel des Jahresbetrages 
der Kaſſenbeiträge zu verwenden. Von dieſem Betrage iſt ein 
nah 8 39 zu beſtimmender Teil dem Reſervefonds des Kafjen- 
verbandes zuzuführen; ber Reſt dient zur Bildung des Reſerve⸗ 
fonds der Kaſſe, welcher mindeſtens im Betrage der zweifachen 
durchſchnittlichen Jahresausgabe anzuſammeln und erforderlichen 
falls wieder bis zu dieſer Höhe zu ergänzen iſt. 

Für die Anlage der Reſerveſonds ſind die Beſtimmungen über 
die Anlage von Pupillarvermögen maßgebend. 

8 30. Ergibt ſich aus den Jahresabſchlüſſen der Kaſſe, daß 
die Einnahmen derfelben zur Deckung ihrer Verpflichtungen ein- 
Schließlich der zur ftatutenmäßigen Potierung der Reſerve erfor- 
derfichen Beträge nicht ausreichen, fo ift, fofern nicht durch eine 
entfprechende Anderung in der Verwaltung oder Kontrolle eine 
Beſſerung ber Berhältniffe in ficherer Ausficht iteht, entweder 
unter Berüdjichtigung der Vorfchriften des 8 26 eine Erhöhung 
der Beiträge oder eine Herabminderung der Kafjenleiftungen in 
den Grenzen ber gefeglichen Minbeftleiftungen (88 6 bis 8) zu 
beſchließen. 

Ergibt ſich dagegen aus den Ba ri daß bie Jahres⸗ 
einnahmen den zur Dedung ber Kaffeverpflichtungen erforber- 
fihen Betrag überfteigen, jo ilt, nachdem der Reſervefonds die 
ftatutenmäßige Marimalhöhe erreicht Hat, entweder eine ent- 
jprechende Ermäßigung der Beiträge ober unter Berüdfichtigung 
der Vorjchriften des 89 eine Erhöhung ber Kafjenleiftungen in 
der im 8 26, Abſatz 2, bezeichneten Art zu befchließen. 

Werden die den Beitimmungen ber vorftehenden Abſätze ent- 
ſprechenden Beſchlüſſe nicht gefaßt, fo Hat die politiichde Landes- 
behörbe zu der bezüglichen Beichlußfafjung aufzuforbern. Falls 
diefer Aufforderung keine Folge geleiftet wird, hat die genannte 
Behörde die erforderliche Abänderung des Kafjenitatutes von Amts 
wegen mit rechtöverbindblider Wirkung vorzunehmen. 


8 31. Die Arbeitgeber find verpflichtet, die von ihnen be- 
ichäftigten verficherungspflichtigen Perfonen, fofern ihre Beichäfti- 
gung die Mitgliedfchaft zu der Bezirkskrankenkaſſe begründet, bei 
einer von ber politifchen Landesbehörde zu beftimmenden Stelle 
anzumelden. Die erfte bei der Errichtung der Kafje zu erftattenbe 
Anzeige Hat binnen einer von ber politiichen Landesbehörbe feit- 
zufegenden Frift zu geichehen. Nah Ablauf diefer Frift find 
die Arbeitgeber verpflichtet, jede in Beichäftigung tretende ver- 
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jicherungapftichtige Perjon fpäteftend am britten Tage nach Beginn 
t Beichäftigung anzumelden und jede aus ber Beichäftigung 
tretende Perfon ſpäteſtens am britten Tage nach Beendigung des 
Urbeitöverhältniffe8 wieder abzumelden. 


8 32, Arbeitgeber, welche ihrer Unmelbepflicht nicht genügen, 
find, unbejchadet der im 8 67 bezeichneten Gtraffälligfeit, ver- 
pflichtet, der Kaffe den gejamten Aufwand zu eritatten, welchen 
diefelbe auf Grund gejeglicher ober ftatutarifher Vorſchrift zur 
Unterftügung einer gar nicht oder erit nad der Erkrankung ar- 
gemeldeten Perfon gemacht hat. 


8 33. Die Arbeitgeber find verpflichtet, die vollen Bei— 
träge, welche nad) gejeglidher oder fatutarifher Vorſchrift für 
die von ihnen beſchäftigten verficderungspflichtigen Perfonen 
an bie Kaffe zu entrichten find, zu den duch das Statut feft- 
gejegten LBahlungsterminen einzuzahlen. Die Beiträge find fo 
lange fortzuzahlen, bis die vorjehriftsmäßige Abmeldung ($ 31) 
erfolgt ift, und von der Kaffe an ben MWrbeitgeber für den 
betreffenden Zeitteil zurüdzuerftatten, wenn die abgemeldete Perſon 
innerhalb der Bahlungsperiode aus ber Beichäftigung bei dem 
bisherigen Wrbeitgeber außfcheidet. 


34. Bon den ftatutenmäßigen Beiträgen (8 25), welde 
für die im 813, 8. 1, genannten verficherungspflichtigen Mit- 
glieder entfallen, find zwei Drittel von dem Mitgliede und ein 
Drittel von dem Arbeitgeber, bei welchem da3 verjiherungspflic- 
tige Mitglied befchäftigt iſt, aus eigenen Mitteln zu leiften. Für 
jene verjicherungapflichtigen Mitglieder, welche einen Arbeitsver⸗ 
dienft in Geld nicht beziehen, ift der Beitrag in feiner Gänze 
von dem Wrbeitgeber aus eigenen Mitteln zu Teiften. 

Das Verhältni3 ber Beitragleiftung der verficherungspflid- 
tigen Mitglieder zu jener ber Arbeitgeber Tann zugunften der 
erjteren geändert werden, wenn dies in ber Generalverjammlung 
vorerft von ber Vertretung der Arbeitgeber und Hierauf von 
derjenigen ber Safjenmitglieder nad) gejonderter Beratung und 
in gefonderter Abftimmung, und zwar bei jeder Abflimmung mil 
abjoluter Majorität der Anweſenden bejchloffen wird. 

Mitglieder, welche nicht verficherungspflichtig und auch nicht 
nah 8 3, Abſatz 2 und 3, verfichert find, fowie die im 8 13, 
8. 2, bezeichneten Mitglieder, ferner jene Betriebsbeamten, deren 
Sahresarbeitöverdienft 1200 fl. überfteigt, und die Volontäre haben 
die vollen ftatutenmäßigen Beiträge aus eigenen Mitteln zu be— 
ftreiten und unmittelbar bei den Kaſſen zu entrichten. 


8 35. Golden Mitgliedern, melde die Kaffe dur Simula- 
tion gefchädigt Haben, kann außer ben in Gemäßheit des Gtatut3 
von ihnen zu leiftenden Beiträgen und bis zur Höhe derjelben 
eine weitere Beitragzleiftung aus eigenen Mitteln für eine be- 
ſtimmte Zeit ftrafmeife auferlegt werden. 
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Die Entſcheidung hierüber ſteht dem Vorſtande der Kranken⸗ 
kaſſe zu. Gegen den eine ſolche Beitragsleiſtung auferlegenden 
Ausſpruch kann innerhalb einer im Statute feſtzuſetzenden Friſt 
die Beſchwerde an das Schiedsgericht ergriffen werden. Die Straf- 
beträge ſind von den betreffenden Mitgliedern unmittelbar bei 
der Kaſſe zu entrichten und fließen in den Reſervefonds derſelben. 

Durch die vorſtehenden Beſtimmungen wird die Zuläſſigkeit 
der Iroigeriöitlichen Verfolgung eines Mitgliede8 megen bed im 
eriten Abſatze bezeichneten Verhalten? nicht berührt. 

8 36. Die Arbeitgeber find berechtigt, den von ihnen be- 
Thäftigten Perfonen die für diefelben nad) 8 33 eingezahlten Bei- 
träge, fomeit fie dieſe Beiträge nicht nach 8 34 au3 eigenen 
Mitteln zu leiften haben, bei jeder regelmäßigen Lohn“ ober Ge- 
haltszahlung mit dem Betrage in Abzug zu bringen, mweldyer auf 
diefe Lohn oder Gehaltszahlungsperiode anteilmeije entfällt. 

Macht der Arbeitgeber von dem ihm zuftehenden Abzugsrechte 
bei einer Lohn⸗ oder Gehaltszahlung Teinen Gebraud, fo kann 
er bei jpäteren Lohn- oder Gehaltszahlungen biefeg Recht bezüglich 
der feinerzeit nicht zurüdgehaltenen Quote nur infofern ausüben, 
als ſeit der betreffenden Lohn- oder Gehaltszahlung nicht mehr 
als ein Monat verfloffen ift. 


II, Betrieb3frantenfajfen. 


8 42. Ein Unternehmer, welcher in einem oder in mehreren 
benachbarten Betrieben hundert oder mehr verficherungspflichtige 
Perfonen befchäftigt, ift berechtigt, eine Betriebskrankenkaſſe zu 
errichten. 

Die Erridtung einer Betriebskrankenkaſſe kann einem ſolchen 
Unternehmer von der politifhen Landesbehörde nur in dem Falle 
unterfagt werden, wenn hierdurch die dauernde Leiftungsfähigfeit 
der Bezirkskrankenkaſſe gefährdet würde. 


Dem Unternehmer eines Betriebes, in welchem weniger als 
hundert Perſonen beſchäftigt werden, kann die Errichtung einer 
Betriebskrankenkaſſe geftattet werden, wenn die dauernde Leiftungs- 
fähigkeit der Kaffe in einer von der politifchen Landesbehörbe für 
ausreichend erlannten Weife fichergeftellt ift. 

8 43. Der Unternehmer eines für die von ihm beichäftigten 
Perfonen mit befonderer Krankheitsgefahr verbundenen Betriebes 
kann ohne Rückſicht auf die Zahl der befchäftigten Perfonen von 
der politifchen Landesbehörde zur Errichtung einer Betriebs- 
krankenkaſſe verpflichtet werben.” 


— 


*) Faſt bei fämtlichen Eifenbahnverwaltungen Oſterreichs wurden 
veionbere etrirpotranlenlaſſen errichtet. Muſterſtatut für dieſelben 
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$ 46. Mitglieder einer Betriebskrankenkaſſe find die in dem 
Betriebe, für welchen biejelbe errichtet ift, bejchäftigten verfiche- 
rungspflichtigen Perjonen, welche nicht bei einer ber im 88 11, 
3. 6, bezeichneten Kaſſen in der in diefem Geſetze vorgefchriebenen 
Art und Höhe gegen Krankheit verfichert find. 

Die Mitgliedfhaft diefer Perfonen beginnt mit dem Tage, 
an weldhem fie in bie betreffende Befchäftigung eintreten, 

Der Austritt dieſer Prſenen aus einer Bezirkskrankenkaſſe 
während der Dauer ihres Arbeitsverhältniſſes kann nur erfolgen, 
wenn fie nachweiſen, Daß fie bei einer ber im 8 11, 3. 6, be- 
zeichneten Kafjen nah Maßgabe der Beitimmungen dieſes Gejehes 
gegen Krankheit verjichert find. 

8 47. Der 813, 3.3, 5 und 6, bann bie 8$ 14 bis 
23, 24, 8. 2, 25 bis 30, 33 big 36, 38 und 41 finden auf 
die Betriebskrankenkaſſen mit nachftehenden Abänderungen und 
Ergänzungen finngemäße Anwendung: 

7. Reichen die Beftände einer Betriebskrankenkaſſe nicht aus, 
um die laufenden Ausgaben berfelben zu beden, jo find von 
dem Betrieb3unternehmer die erforderlichen Vorſchüſſe unverzins- 
lich zu leiſten. 


Mit Einwilligung des Betriebsunternehmers kann eine Be 
trieb3frantentaffe nu in ben Verband ber Bezirkskaſſen ein- 
treten, in deſſen Sprengel fie ihren Sit hat. 

8 52. Ws Betrieböfaffen gelten ferner die bei Eifenbahn- 
und PDampfichiffahrtsbetrieben, weiche dem öffentlichen Verkehre 
dienen, jedoch nicht vom Staate verwaltet werben, beftehenben 
Unterftügungstlaffen, fofern: 

a) die ftatutenmäßigen Leiftungen derjelben in Krankheitsfällen 
den Betrag der in ben 88 6 bis 8 feſtgeſetzten geſetzlichen 

Mindeftleiftungen der Krankenverſicherung erreichen; 


1176 Perſonalvorſchriften. 


b) der Betriebsunternehmer zu der betreffenden Kaſſe mindeſtens 
gleich hohe Beträge leiſtet, als er nach dieſem Geſetze für 
die Krankenverſicherung zu leiſten hätte; 

c) die Mitglieder für den Fall ihrer Erwerbsloſigkeit (8 13, 
3. 3), ferner in bezug auf das Eintrittögelb ($ 13, 8. 5), 
den Neferveanteil (8 13, 8. 6, 88 27 und 28), den Beginn 
des Unterftügungsanfpruches (8 22) und bie wegen Simula- 
tion zuläffigen Strafen (8 35) nicht ungünftiger als nad) 
diefem Geſetze geftellt find und in betreff ihrer Streitig- 
feiten mit den Wrbeitgebern und den Unterftügungsfaffen in 
Gemäßheit des 8 41 der Entfcheibung der Aufjichtsbehörde, 
beziehungsweife des Schiedsgerichtes unterworfen werben. 


Der Handel3minifter beflimmt im Verordnungswege die Be 
örden, welche berufen find, die ftaatlihe Aufſicht über folde 
aſſen in dem in diefem Gefeße jeiigejeßten Umfange (88 19 Eis 
21) zu üben. Diefen Behörden fteht dad Recht zu, in anngemäßer 
Anwendung ber Beitimmungen dieſes Gefeged jene Verfügungen 
zu treffen fowie jene Anderungen des Gtatut3 anzuordnen und 
nötigenfal® mit rechtöverbinblicher Wirkung vorzunehmen, melde 
zur geficherten Erreihung des Zweckes der Srankenverficherung 
al3 erforderlich ſich barftellen. 


Un die Stelle des Borftandes und der Generalverfammlung 
fönnen bei biefen Unterftügungsfaffen mit Buftimmung der Wuf- 
fiht3behörde Ausſchüſſe treten, deren Obmänner fowie die Hälfte 
ihrer übrigen Mitglieder von den betreffenden Betrieböunter- 
nehmern ernannt, die andere Hälfte dagegen von Kafjenmitgliedern 
gewählt werden. Die Ernennung ber Obmänner bedarf der Be- 
ftätigung durch die Aufſichtsbehörde. 


IV. Baufrantenfaffen. 


8 54. Die politifche Landesbehörde kann anorbnen, daß für 
bie bei Weg-, Eifenbahn-, Kanal-, Strom- und Dammmbauten fowie 
in anderen vorübergehenden Baubetrieben bejchäftigten Perjonen 
von den Bauherren, wenn biejelben buch längere Zeit eine 
größere Zahl von Arbeitern befchäftigen, Baukrankenkaſſen zu 
errichten find. 

$ 55. Die ben Bauherren obliegende Berpflihtung kann mit 
Genehmigung der politijgen Landesbehörde auf einen oder mehrere 
Unternehmer, melde die Ausführung de Baues oder eines 
Teiles bdesjelben für eigene Nechnung übernommen haben, über- 
tragen werden, wenn diefelben für die Erfüllung dieſer Ber- 
pflihtung eine nad) dem Urteile ber politifchen Lanbesbehörbe 
ausreichende Sicherheit beftellen. 


VII. Gemeinſame Schlußbeftimmungen. 


8 61. Krankenkaſſen, deren Mitgliebfchaft von der Berpflich- 
tung, ber Bezirkskrankenkaſſe anzugehören, befreit, find verpflichtet, 
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jeden Austritt eines Mitgliedes binnen vierzehn Tagen bei ber 
politifhen Behörde erfter Inſtanz zur Anzeige zu bringen. Bur 
Erftattung diejer Anzeige ift für jede Kaffe, fofern deren Borftand 
nicht eine andere Perſon benennt, ber Kafjen- und Rechnung?- 
führer derſelben verpflichtet. 


8 72. Die in diefem Geſetze bezeichneten Krankenkaſſen jind 
verpflichtet, in ben vorgefchriebenen Friſten und nach vorgefchrie- 
benen Yormularien Überfichten über ihre Mitglieder, über Die 
Krankheit?» und Sterbefälle, über die Bahl der Krankheitstage, 
über die eingenommenen Beiträge und bie gewährten Leiſtungen 
fowie über bie Höhe und Anlage des Reſervefonds der betreffen» 
den Auffichtöbehörde vorzulegen. Auch die Krankenkaſſenverbände 
haben ihren Auffichtsbehörben übe: die Höhe und die Anlage der 
Berbandörefervefonds alljährlich Bericht zu eritatten. 


Die bezeichneten Ausweiſe und Berichte find an ben Miniiter 
be3 Innern zu leiten und von bemfelben alljährlich dem Reichs⸗ 
rate in entiprechender Bearbeitung mitzuteilen. 


In Ausführung des 8 52 des Gefepes vom 30. März 1888, 
RGB. Nr. 33, betreffend die Kranfenverjicherung der Arbeiter, 
wird die Generalinfpeltion der öfterr. Eijenbahnen als diejenige 
Behörde beftimmt, welche in erfter Inſtanz berufen ift, die ftaat- 
liche Auffiht über bie an obiger Stelle des Geſetzes erwähnten, 
bei Eifenbahnbetrieben, welche dem öffentlihen Verkehre dienen, 
jedoch nit vom Staate verwaltet werden, beitehenden, beziehungs- 
teife neu zu errichtenden Unterftügungsfaffen in dem in dieſen 
Geſetze feitgefegten Umfange (88 19 bis 21) zu üben. 

Zugleich wird beftimmt, daß Rekurſe gegen Entſcheidungen 
ober Verfügungen ber bezeichneten Aufficht3behörde erſter Inſtanz 
unter Einhaltung ber im $ 70 des Geſetzes für die dort bor- 
gejehenen Rekurſe getroffenen Beltimmungen an das Handels⸗ 
miniſterium zu richten find, welches hierüber in zweiter und 
letzter Inſtanz entfcheidet. (HM. 5. Jänner 1889, RGB. Nr. 4.) 

Im Hinblide auf den vorgelommenen Fall, daß eine Bahn- 
verwaltung die ihr unterftehenden Organe im Zirkularwege ver- 
ftändigt hat, daß die Mitglieder der Krankenkaſſe für ihre Be⸗. 
dienfteten und Arbeiter gleichzeitig mehreren, dem Krankenver⸗ 
icherungsgejege vom 30. März 1888, RGB. Nr. 33, entjprechen- 
en Krankenkaſſen als Mitglieder angehören können, wenn bie- 
jelben die vollen vorgefchriebenen Beiträge bei den fremden 
Krankenkaſſen aus eigenen Mitteln leiften, wird der geehrten 
Dermaltung unter Hinmwei3 auf die „Amtlichen Nahridten 
des Ef. Minifteriumd des Innern” vom 1, Oktober 1889, 
Nr. 3 (Seite 22, 6), bemerkt, baß die gleichzeitige Verficherung 
bei einer Betriebs⸗⸗ und bei einer anberen nah dem Sranten- 
verficherungsgejege eingerichteten Krankenkaſſe im Hinblid auf bie 
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Beſtimmungen des 8 46 dieſes Geſetzes ni ht — g erſcheint. 
(GJ. 15. Oktober 1889, 3. 16.652/V, 88. 1889: 125.) 

Die Altivierung fämtficher ———— der öſterr. 
Privatbahnen im Sinne ber Geſetze vom 30. März 1888, RGB. 
Nr. 33, und vom 4. April 1889, RGB. Nr. 39, ericheint mit 
15, Oftober 1889 abgefchlojjen. Die Krankenkaſſen find ſowohl ihrer 
Weſenheit nad, al3 auf Gegenfeitigkeit beruhende Verficherungs- 
anftalten, al3 auch tatjächli, zufolge $ 1 ber Statuten, felb- 
fändige, für fich beftehende, juriftiiche Perfonen, zumal als die- 
felben in Gemäßheit desſelben Statutenparagraphen unter ihrem 
Namen Rechte erwerben und Berbindlichkeiten eingeben, vor Gericht 
Magen und verklagt werben können. 


Zufolge 8 29 des Krankenkaſſeſtatuts fteht die Vertretung der 
Krankenkaſſe ausdrücklich dem Ausſchuſſe, besiehungäiveife dem Ob⸗ 
manne desſelben zu, melde im Sinne bed $ 32 auch bie volle 
Verantwortung für die Befolgung der gejeglichen und ftatutarifchen 
Vorſchriften tragen. 

Die k.k. Generalinjpeftion der öſterr. Eifenbahnen fieht fi 
mit Rückſicht auf biefe in dem Geſetze und in ben Statuten 
begründeten Berhältniffe veranlaßt, den geehrten Ausſchuß auf- 
zujorbern, von nun an, inwieweit e3 bislang noch nicht geſchehen 
iſt, alle in reinen Krankenkaſſeangelegenheiten, d. h. in ſolchen 
Angelegenheiten, wo die Verantwortung auf Grund der beſtehen⸗ 
den — und ſtatutariſchen Beſtimmungen ausdrücklich den 
Krankenkaſſeausſchuß trifft, an die k. k. Generalinſpektion der 
öſterr. Giſenbahnen als Aufſichtsbehörde gerichteten Eingaben jelb- 
ftändig, d. 5. durch den Ausſchuß, beziehungsmweife deſſen Obmann 
audfertigen zu laſſen. Hierbei wird bemerkt, daß auch die Er- 
ledigung fämtlicher in reinen Krankenkaſſeangelegenheiten an die 
k. k. Generalinfpeftion der öfterr. Eijenbahnen gerichteten Ein- 
gaben Fünftighin nicht mehr an die Verwaltungsſtelle der betrefjen- 
den Bahnunternehmung, fondern immer nur an den Ausſchuß 
der neu errichteten Krankenkaſſe gerichtet fein wird. 


Die k. k. Generalinfpeltion ber öfterr. Eifenbahnen fieht ſich 
zu der vorftehenden Berfügung um fo eher veranlaßt, als es 
trog ber geſchilderten Verhältniſſe ſchon zu mieberholten Malen 
vorgekommen ift, daß die in den fraglichen Angelegenheiten an 
die T. k. Generalinfpektion ber öfterr. Eifenbahnen als Wuffichtz- 
behörde gerichteten Eingaben von der Berwaltungsftelle ber be- 
treffenden Bahngefellfchaft gezeichnet wurden und der geehrte Aus— 
Köub darauf aufmerkſam gemacht werden muß, daß durch biefen 

organg der Ausfchuß, bezichungsweife deſſen Obmann von der 
erwähnten Verantwortung nicht als befreit angejehen werben fann. 
(83. 5. Dezember 1889, 3. 20.067/V, VB. 1889:148.) 


Unter Deugnahıne pn Alinea 4 des 8 19 des Geſetzes vom 
30. März 1 RGB. Nr. 33, wird der geehrte Ausſchuß im 
Nachhange zu — ihm feinerzeit durch einen h. a. Funktionär 
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bereit3 im kurzen Wege gewordenen Auftrage aufgeforbert, alle 
in Kranlenkaſſenangelegenheiten bisher ergangenen und der k. k. Ge⸗ 
neralinjpeltion der öfterr. Eifenbahnen noch nicht vorliegenden 
Zirkularien gleichzeitig mit Abfchriften der Protokolle aller bis- 
berigen Krankenkaſſe⸗Ausſchußverſammlungen, foweit ſolche noch 
ausſtändig ſind und nicht erweislich anher vorgelegt wurden, 
mittels fpezieller Eingaben an bie Generalinſpektion zu übermitteln. 
Auch ift dafür Sorge zu tragen, baß in Hinkunft die fämtlichen 
in den erwähnten Angelegenheiten eventuell ergebenden Birkularien, 
ebenfo wie auch die Abfchriften der Protokolle der Ausſchuß⸗ 
verfammlungen (und zwar bie erfteren unter einer mit der Be 
zeichnung „SKrantenlaffeangelegenheiten” verjehenen Geparatfchleije 
zugleich mit den von der Bahnverwaltung allmonatlich vorzulegen- 
den allgemeinen Zirkularien, die letzteren fallweiſe angeſchloſſen) 
rechtzeitig anher in Borlage gebracht werden. 

Behuf3 Eridenthaltung ber richtig erfolgten Vorlage ber 
vorftehend erwähnten Protokolle und Zirkularien wird der geehrte 
Ausihuß beauftragt, Veranlaffung zu treffen, daß die gedachten 
Protokolle fowohl, als auch die in Rede ftehenden Zirkularien 
mit fortlaufenden Zahlen, denen die Buchſtaben K. C. beizuſetzen 
find, verjehen werben. 

Auh wird der geehrte Ausſchuß aufgefordert, falls In⸗ 
ftrultionen und Gefchäftsordnungen für den Kaſſenausſchuß be- 
ftehen, beziehungsweife aufgeftellt werben folften, dieſelben unge- 
fäumt, reſp. fofort nach ihrem Erfcheinen, anher in Vorlage zu 
bringen, eventuell aber, d. 5. fall3 die Aufftellung einer Geſchäfts⸗ 
ordnung oder anderer die Gejchäftsführung bes Kaffenausfchuffes 
betreffender Inſtruktionen nicht ind Auge gefaßt fein follte, die 
ierfür maßgebenden Momente zur hierortigen Kenntnis zu bringen. 
6%. 30. April 1890, 8. 66/V, 38. 1890: 54.) 

Die Aktivierung ſämtlicher Wrbeiterfrantentajfen der öſterr. 
Privateifenbahnen im Ginne ber Geſetze vom 30. März 1888, 
RGB. Nr. 33, und vom 4. April 1889, RGB. Nr. 39, erfcheint 
nunmehr abgefchloffen. 

Mit Rückſicht auf diefe Tatſache fieht fich die E. k. General- 
infpeftion ber öfterr. Eifenbahnen veranlaßt, die geehrte Verwal⸗ 
tung aufzufordern, alle mit dem neuen Srankenfaffeftatute im 
Widerjpruche oder mwenigftens nit im Einklange ftehenden, auf 
den Krankheitsfall bezughabenden Beitimmungen vorhandener Dienft- 
ordnungen oder amnderweitiger Inſtruktionen und Verfügungen 
einer fofortigen Abänderung zu unterziehen, hierüber unter Vor⸗ 
lage ber entfprechenden Tekturen eheſtens anher zu berichten und 
gleichzeitig auch die fämtlicden, zum Zwecke einer genauen und 
pünktlicden Befolgung der durch da3 Krankenverficherungsgefeb und 
durch da3 betreffende Statut etwa getroffenen Anordnungen ſeitens 
ber geehrten Berwaltung an bie einzelnen Dienſtvorſtände und 
Die ges Punkt 3 des 8 47 des Geſetzes vom 30. März 1888, 
NED. Nr. 83, mit der Rechnungs und Kaffenführung betrauten 
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Organe eventuell erlaſſenen neuen Inſtruktionen anher in Vorlage 
zu bringen. (GJ. 30. April 1890, 3. 66/V, VB. 1890: 54. 


Im Hinblicke auf den Umſtand, als in Gemäßheit der Geſetze 
vom 30. März 1888, RGB. Nr. 33, und vom 4. April 1889, 
RGB. Nr. 39, betreffend bie Krankenverſicherung der Arbeiter, 
auch hinſichtlich der Krankenverſicherung de3 Perfonald der öjter- 
reichiſchen Eifenbahnen zum Teile ganz neue Einrichtungen ge- 
ihaffen, zum Teile ſchon beftehende eingehendft umgejtaltet werden 
mußten, erſchien e3 erflärlid, daß bie erfte mehr oder minder 
lange Periode nad Errichtung, beziehungsweije Umbildung, jeder 
einzelnen Krankenkaſſe für diefelbe, beziehungsweije für Deren 
Vorſtand, ald eine Art von Probe» und Inſtruktionszeit zu bes 
trachten war, zumal al3 weder die erwähnten Gejebe, noch auch 
die betreffenden Kafjenftatuten erfchöpfende Detailbeftimmungen 
enthalten Tonnten, welche geeignet wären, allen unvorgefehenen 
Schwierigkeiten oder aufgetauchten Zweifeln gegenüber zur Richt⸗ 
ſchnur zu dienen. 


Obwohl nun bislang erſt eine kurze Friſt feit der Aftivie- 
rung ſämtlicher Krankenkaſſen der öfterreichiichen Privateifenbahnen 
verfloffen ift, fieht fich die Generalinfpektion als Aufſichtsbehörde 
erſter Inſtanz dennoch angenehm veranlaßt, anzuerlennen, daß 
der Apparat ber Krankenverſicherung bei allen öfterreichifchen 
Privateifenbahnen gegenwärtig bereit3 nahezu anſtandslos funk- 
tioniert. 

Dieſes aud) an hoher Stelle anerkannte befriedigende Refultut 
ift einerjeit3 dem durchwegs betätigten Entgegentommen der Eijen- 
bahnvermwaltungen und den betriebäleitenden LBentralftellen der— 
felben, andrerfeit3 dem regen Eifer und der Hingebung zu ver⸗ 
danken, mit welcher fich die Herren Obmänner fowie die Kaſſer⸗ 
elle der ihnen auferlegten nit geringen Mübemwaltung wuter- 
ziehen. 

Sn lebterer Beziehung foll insbefondere auch der korrekten 
maßvollen Haltung der aus dem reife ber Verficherten gewählten 
Ausfhußpmitglieder gedacht werden, welche ihre Aufgabe fo auf- 
zufajjen verjtanden Haben, daß die Harmonie im Schoße der 
Krankenkaſſenausſchüſſe nirgends gejtört wurde. 


Die Generalinfpektion ihrerfeit3 Hat in Ausführung der ihr 
obliegenden Auffichtspflicht nicht ermangelt, die Entwidlung ber 
neuen Krankenlafjeninftitutionen vom Anbeginn mit größter Auſ⸗ 
merkſamkeit zu verfolgen. Diefelbe war bejtrebt, teild durch Ent⸗ 
jendung ihrer Funktionäre zur Information, refp. zur Inſpizic— 
rung ſämtlicher Krankenkaſſen der öfterreichifchen Privateifenbahnen, 
teil im fchriftlichen Wege, wobei namentli die am Schlufje 
des Jahres 1889 über hierämtlihde b. m. geftellte Einladung 
eingelangten direlten Mitteilungen ber Herren Obmänner manches 
wertvolle Materiale lieferten, endlich durch eingehendes Studium 
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der Sibungsprotofolle der Kaffenausfchüffe Erfahrungen zu ſam⸗ 
meln und zur allgemeinen Verwertung vorzubereiten. 

Hierbei gelangte die Generalinjpektion bald zu der Wahr- 
nehmung, baß beſonders hinſichtlich der nacdjftehenden Punkte bei 
den Ausſchüſſen nahezu fämtlicher Krankenkaſſen der öfterreichifchen 
Privateifenbahnen Zweifel beftanden, verjchiedenartige Auslegungen 
der gefestlichen, reſp. ftatutarifhen Beſtimmungen flattgefunden 
hatten oder Klagen laut geworden waren. 

Diefe Punkte find: 

1. Die Frage der Inanspruchnahme des Reſervefonds. 

2. Die Beftimmungen über die Auszahlung des Feanfengelbeh, 
welche zur Folge haben, daß gegenwärtig fait gar feine Krank⸗ 
beiten unter viertägiger Dauer vorkommen. 

3. Die Kaffenleiftungen bei Spitalsverpflegung erkrankter 
Mitglieder. 

4. Die Beibehaltung der Mitgliedihaft und des Rechtes auf 
die Kaffenleiftungen während ſechs (beziehungsweije 26) Wochen 
dur aus dem Dienfte der Bahnunternehmungen ausgefchiedene, 
erwerblofe frühere Kafjemitglieder. 

ie Einführung einer wirkſamen Krantenfontrolle zum 
Schube gegen Simulanten. 

6. Die Frage, was alles unter „therapeutifhen Be- 
helfen” zu verftehen fei, ferner 

7. ob ein im Taglohn geftandenes Mitglied, welches wegen 
Erfrantung vom Biene ausbleibt, als ausgeſchieden zu be 
trachten iſt ſowie 

8. ob und eventuell wie lange ſtrafweiſe entlaſſene Mit- 
glieder auf Kaffenleiftungen Anſpruch haben. 


Die Generalinfpeltion hat alle in ben voranftehenden acht 
Punkten angebeuteten Fragen ſowie noch mehrere andere Details 
der eingehendften und reiflichften Erwägung unterzogen und auf 
Grund der leßteren in erfter Linie mit Erlaß vom 12. April 1890, 
3. 5621/V (Handel3minifterial-VerordgsBd. Nr. 48 ex 1890), 
die Ergänzung des 8 13 ber Krankenkaſſeſtatuten, Hinfichtlich der 
Snanfpruchnahme des Nefervefonds, angeordnet, wodurch der erfte 
der vorne angeführten acht Fragepunfte feine Erledigung ge- 
funden Bat. 

Eine Mobdifizierung ber Beftimmungen über die Auszahlung 
des Krankengeldes für den Fall, als die Krankheit mehr als brei 
Tage dauert, welche zur Folge haben, daß gegenwärtig faft gar 
feine Krankheiten unter viertägiger Dauer vorfommen, müßte eine 
Anderung bed Gefetes vom 30. März 1888, RGB. Nr. 33, be- 
dingen. Eine folche dermalen anzuftreben, wäre, ganz abgejehen 
von verfchiedenen meritorifchen Bedenken, die gegen eine ſolche 
Anderung ſprechen, durchaus nicht opportun, zumal al3 durch eine 
ftrenge Krankenkontrolle ganz dasfelbe Biel, nämlih ein Schuß 
gegen Simulation, erreicht werben Tann. 
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Rückſichtlich der Frage, wie es mit den Koſten der Kranken⸗ 
hausverpflegung bei definitiven Beamten, deren Gehalt nicht ein- 
geftellt wird (die alfo einen Anſpruch auf die Auszahlung eines 
Krankengeldes nicht haben), zu halten ſei, wurbe gelegentlich dies— 
fall3 hieramt3 gepflogener Beratungen entjchieden, daß in Diejer 
Beziehung per analogiam eine Beftimmung des 8 24 dieſes Ge- 
ſetzes vom 30. März 1888, RGB. Nr. 33, wonach für ausge» 
ſchiedene erwerbsloſe Mitglieder, welche fich nicht im Sprengel der 
safe aufhalten, an Stelle ber ärztlichen Behandlung und der 
Medilamente eine Erhöhung de3 Krankengeldes um die Hälfte feines 
Betrages tritt, in Anwendung gebracht werden könnte. — Die 
Krankenfafje Hatte ſonach in einem folden Falle zwar bie ganze 
Gebühr an dad Krankenhaus zu bezahlen, würde aber bezüglich 
zwei Drittel berfelben gewiſſermaßen als Berpflegsentjchädigung, 
welche der Verpflegte aus eigenen Mitteln zahlen jollte, dad Regrep- 
recht gegenüber dem Kranken ausüben können. 


Was die Beibehaltung der Mitgliedfchaft und de3 Rechtes auf 
die Rafjenleiftungen durch aus dem Dienfte der Bahnunternehmungen 
ausgefchiedene erwerbsloſe frühere Kaffemitglieder anbelangt, wäre 
eine Gefegesänderung im Intereſſe der Krankenkaſſen allerdings 
wünſchenswert. Auch für eine ſolche Anderung be3 Geſetzes wäre 
jedoch der gegenwärtige Zeitpunkt noch nicht geeignet. — Es könnte 
aber vorläufig menigften3 eine Remedur gegen die fi au3 den 
in Rede ftehenden Beltimmungen ergebenden Inkonvenienzen in 
der Forderung eined genauen Nachweifes der Erwerbsloſigkeit ge- 
funden werden. 


Bezüglih ber Einführung einer wirkſamen Krankenkontrolle 
zum Schutze gegen Simulation wird eradhtet, daß in dem Momente 
der nedung und Heranziehung be3 eigenen Intereſſes der Kaſſe— 
mitglieder der wirkjamfte Schug gegen Simulation gelegen wäre. 


Betreffend die Frage, was alles unter „therapeutiſchen 
Behelfen“ zu verftehen fei, erjcheint e3 zweifellos, daß der frag- 
lie Begriff überhaupt nicht allgemein definierbar fei, und daß 
eine Entſcheidung hierüber nur in dem fpeziellen einzelnen Fällen 
getroffen werden kann. — Hierbei wird in erfter Linie wohl ber 
jeweilige Stand der vorhandenen Barmittel der betreffenden Kajje 
maßgebend, ala eligemeine Richtſchnur aber der Umſtand zu be- 
trachten fein, daß die Kur und PVerpflegung in einem Kranken⸗ 
Haufe im Sinne de3 1. Alinea des 8 8 des Geſetzes (1. Alinea 
des 8 17 des GStatute3) nur nach der legten Klaſſe auf Koften der 
Krankenkaſſen zu erfolgen hat, und daß in ber legten Spitalsklaſſe 
beifpiel3weije wohl faum Mineralwäfjer verabreicht werben dürften. 


Die Frage, ob ein im Taglohn geftandene® Mitglied, welches 
wegen Erkrankung vom Dienfte ausbleibt, als ausgejchieden zu 
betrachten fei, ift, unbefümmert um da3 durch gefeßliche oder privat- 
rechtliche Beitimmungen geregelte Verhältnis zwiichen Arbeitgeber 
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und Ürbeitnehmer, vom Standpunkte der Krankenkaſſe zu ver- 
neinen. 


Es könnte ja nämlich fonft auch vorkommen, daß ein derart 
als ausgeſchieden betrachtetes, bereit? zwanzig Wochen krank ge- 
weſenes Mitglied, weiches nad) jeiner Wiederheritellung abermals 
in bie Dienſte ber Seieitiheft tritt, und innerhalb acht Wochen 
wieder an berjelben Krankheit erkrankt, der Krankenkaſſe durch 
neuerliche zwanzig Wochen zur Laft fallen würde (jiehe Alinea 4, 
8 16 der Statuten). — .Hierbei wird bemerkt, daß das Ein- 
ftellen der Krantenlaffenbenefizien bei einem kranken Mitgliede, 
welches zum Zwecke einer befjferen Verpflegung und über ärztliche 
Anordnung fein Domizil, eventuell auch nad einem außerhalb der 
im Reichsrate vertretenen Königreihe und Länder gelegenen Drte, 
verlegt, abgejehen von den erwerb3lofen ausgeſchiede— 
nen Mitgliedern, unzuläffig if. 


Die Frage endlich, ob und eventuell wie lange, ſtrafweiſe 
entlaffene Mitglieder auf Kaffenleiftungen Anſpruch haben, findet 
ihre Bejahung, beziehungsmeife Beantwortung in dem Punkte 3 
des 8 13 des Geſetzes vom 30. März 1888, RGB. Nr. 33. 


Die Löfung anderer noch weiters zur Sprache gebrachter Fragen 
muß in ber Wbjicht, hierbei feinerzeit die auß der Praris ge- 
wonnenen Erfahrungen benügen zu Lönnen, der Zukunft vorbe- 
halten werden. 


Unter einem wird der geehrte Ausſchuß eingeladen, die Bahn- 
verwaltung von dem Inhalte bed gegenwärtigen hierämtlichen Er⸗ 
laffe3 in angemeffener Weije zu veritändigen. (GJ. 30. Septem- 
ber 1890, 8. 6292/V, VB. 1890: 119.) 


Unter Bezugnahme auf da3 an den Herrn Obmann bed ge- 
ehrten Ausſchufſes gerichtete hierämtlihe Schreiben vom 11. De- 
zember 1890 wird der geehrte Ausfchuß eingeladen, hinfichtlich der 
Verfaſſung der nah 8 72 des Geſetzes vom 30. März 1888, 
RGB. Nr. B3, betreffend die Krankenverſicherung ber Arbeiter, zu 
liefernden Ausweife und Berichte in Hinkunft, und zwar ſchon 
für die Statiftif pro 1890, fireng im Sinne des in den „Amt- 
lichen Nahrichten bes kak. Minifteriums des Innern”, 
Jahrgang UI, Nr. 3, ddo. 1. Februar 1891 publizierten Erlaſſes 
des letztgenannten hohen Miniſteriums vom 13. Jänner 1891, 
8. 413, vorzugehen und hierbei die dortjelbft vorgefchriebenen For- 
mularien gu benügen, welche im Perlage der ?. f. Hof- und 
Staatsbruderei in Wien erfchienen find und von dort zu nade 
ftehenden Breifen bezogen werben können: 

» wormular 1 Y der Krankheitsſtatiſtik { 1 cremplar 3 Fr 
c) dad neu eingeführte Formulare: „Bewegung des Mit- 
gliederftandes” pro Eremplar um 1 fr. 
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Alle dieſe Formularien enthalten auf der erſten Seite deut⸗ 
liche Erläuterungen hinſichtlich ihrer Ausfüllung, welche ſeitens des 
geehrten Ausſchuſſes genau zu beachten fein werben. 


Die in dem eingangs bezogenen h. a. Schreiben vom 11. De- 
zember 1890 in den Punkten 1 bi3 5 enthaltenen allgemeinen 
Direltiven fowie jene sub a bis £ für die Verfaffung des Nechen- 
ihaft3berichtes, endlich die Anordnung, daß die vorerwähnten ftati- 
ftifhen Vorlagen pro 1890 abgejondert von dem Nechnungs- 
abichluffe bis fpäteftend 31. Mai 1891 anher zu übermitteln find, 
bleiben volllommen aufreht und wird dem geehrten Ausſchuſſe 
bemerkt, daß Hinfichtlich der Verfaffung und Vorlage des „Rech⸗ 
nungsabfchlufjes” mit Rückſicht darauf, daß ftatutengemäß bie 
Rechnungs und Kaffeführung für die dortfeitige Krankenkaſſe Durch 
die Bahngefellichaft beforgt wird, an Ießtere unter 5. a. Biffer 
2852/IV ex 1891 birelte  Beifung ergeht. (GJ. 21. Februar 1891, 
3. 3668/V, 88. 1891: 31.) 





Fünfzefnter Abſchnilt. 


Steuern und Gebühren. 


I. Direkte Steuern. 


A. Grundſtener. 


Mit dem Inslebentreten des Geſetzes vom 24. Mai 1869, 
RGB. Nr. 88, erliſcht die den Staatzeifenbahnen bisher geſetzlich 
zugeftandene Befreiung von der Grundfteuer, da mit der Ein- 
Führung ber Grundbeiteuerung nad) dem obigen Geſetze (88 16 
und 29 dieſes Geſetzes) das Territorium der Eifenbahnen ohne 
Unterfhied, ob Staats⸗ oder Privateifenbahnen, als Barifila- 
tiondland behandelt und befteuert wird. (FM. 12. Jänner 1881, 
8. 25.967 ex 1880, und FM. 6. Auguſt 1881, 3. 1753, CB. 
1881: 98.) 

1. Jede Eifenbahnverwaltung hat über die zu Eijenbahn- 
zwecken in weh übernommenen, bleibend eingelöften Parzellen, 
beziehungsweiſe Zeile derjelben, Teilungstabellen zu verfaffen, von 
den beteiligten Grundbefigern mitfertigen zu laffen und der Finanz⸗ 
Iandeöbehörbe de3 betreffenden Kronlandes vorzulegen. 

2. Die E. k. Finanzlandesbehörde wird ohne vorherige Anter- 
vention von Geite des Evidenzhaltungsgeometer3 und ohne fogleiche 
Alterierung de3 Katafter3 Iediglid auf Grund der oberwähnten, 
bon ben Grundbefißern mitgefertigten Teilungstabellen die Um⸗ 
fchreibung ber auf die betreffenden Grunditüde entfallenden landes⸗ 
fürftlichen Steuern und wie immer gearteten Umlagen oder Yufchläge 
in den Evidenzhaltungs⸗ und Steuerbemefjungsoperaten proviforifch 
veranlajjen. " 

3. Die Vorlage der Teilungstabellen an die Yinanzlanbes- 
behörde hat unverzüglich und Tängftend innerhalb drei Monaten, 
vom Zeitpunkte ber Übernahme der Grundftüde in den Befig der 
Eifenbahngefellfchaft zu geichehen. 

4. Die definitive Nichtigftellung des Katafter8 durch den Evi⸗ 
benzhaltungögeometer gejchieht feinerzeit nad endglltiger Ver⸗ 
meſſung der Bahn. 
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5. Im alle eines gegen diefe Verordnung verftoßenden Bor- 
gehend ſeitens einer Eifenbahnverwaltung wird e3 den hierdurch 
ji) befchwert erachtenden Grundeigentümern anheimgegeben, bie 
entſprechende Anzeige an das Handelsminifterium ge erftatten. 
(HM. 18. November 1874, RGB. Nr. 141, und HM. 2. Dezem- 
ber 1875, 8. 35.131.) 

Anläßlich der Durchführung der durch die Anlage von Eifen- 
bahnen verurſachten Anderungen ift in den Operaten des Grund- 
fteuerlatafter8 von der Beſtimmung bes 8 180 der Bermeffungs- 
inftrultion vom Jahre 1865, wonach ba3 ganze in einer Gemeinde 
liegende, definitiv abgegrenzte Bahnterritorium nur eine Parzelle 
u bilden Hat, in dem alle Umgang zu nehmen, wenn bie von 

et Bahn überfegten Weg- ober Straßenteile von ber betreffenden 
Eifenbahnunternehmung nicht erworben wurden, baher au) nad) 
der Belegung mit Schienen öffentliches Gut geblieben find. 

In ſolchen Fällen find demnach die Flächen der gebacdhten 
Weg⸗ oder Straßenteile in die Eifenbahnparzelle nicht einzubeziehen 
und ift letztere fo oft zu unterteilen, als fie von öffentlichen 
Wegen oder Straßen durcdhichnitten wird, wogegen die Numerie- 
rung dieſer Ichteren unverändert zu verbleiben hat. (FM. 22. Jänner 
1898, 8. 1423.)- 


B. Gebäubeflener, 


Die außer den Betriebögebäuden und Wächterhäufern beftehen- 
ben Gebäude, welche ſich im Befite ber Staatseifenbahnen befinden, 
find der Befteuerung zu unterziehen. (Gen. Dir. d. Grundfteuer- 
fatajter3 8. Juni 1854, 8. 2157.) 

Alle außer den Betriebsgebäuden, Beamtenwohnungen und 
Wächterhäufern beftehenden Gebäude ber k. k. Staatdeifenbahn find 
der Beſteuerung zu unterziehen und find die Aufbewahrungsorte 
und Werfftätten, die Wartefäle, Kanzleien und Kafjezimmer, bann 
Zelegraphenbureaus unbezweifelt al3 zum Betriebe gehörige Lokali- 
täten anzujehen, welche baher gleich den Naturalmohnungen ber 
Beamten und den Wächterhäufern von der Beſteuerung befreit jinb. 

Dies ift jedoch bei ben Reftaurationslofalitäten und überhaupt 
bei ben vermieteten Teilen der Eifenbahngebäude nicht ber Fall. 
(Gen. Dir. d. Grundfteuerfatafters v. 26. September 1854, 8. 3144, 
Dlg. zum FMVB. Böhm. Steierm.) 

a3 die zu den Staat3eifenbahnen gehörigen Gebäube betrifft, 
fo find diefelben nach den über die Steuerpflicht ber Steuergebäubde 
überhaupt beftehenden Direktiven zu behandeln. 

Nach diefen find die Staatögebäude im allgemeinen von ber 
Steuerentrichtung befreit und nur die ganz oder teilmeife ver⸗ 
mieteten Gebäude werben bezlglich des von ber Vermietung ent- 
fallenden Ertrages der Gebäudefteuer unterzogen. (Gen. Bir. d. 
Brunbfteuerfataßers 10. April 1857, 3. 6809, Blg. zum FMVB. 
Steierm. 1857:14.) 
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Nah dem k. Patent vom 10. Oktober 1849 ift die Beſteue⸗ 
rung ber Wohngebäude nad) dem Binsertrage außer jenen Ort⸗ 
(haften, wo die Miete vormwaltet, nur auf Tene Gebäude auszu⸗ 
dehnen, welche durch Vermietung benügt werben. 


In bezug auf bie den Eifenbahngefellfchaften gehörenden Ge- 
bäude wird bemerkt, daß die Bahnmwäcdhterhäufer, dann bie Stationd- 
gebäude oder Bahnhöfe, und zwar letztere, infoweit fie nur für 
Zwecke de3 Bahnbetriebes verwendet werben, von der Hauszins- 
fteuer frei zu laſſen find. 

Werden aber in ſolchen Stationsgebäuden Wohnungen an Bahn- 
beamte und Diener überlaffen, fo find die obigen Gebäude nur 
dann von der Hauszindfteuer freizuhalten, wenn die überlaffung 
diefer Wohnungen ganz unentgeltlich geſchieh — und bie be- 
treffenden Beamten oder Diener im Grunde ihrer Dienftpflichten 
genötigt find, in den bezeichneten Gebäuden zu wohnen. 


Treffen diefe beiden Bedingungen, deren Borhandenjein bie 
Bahngeſellſchaft nachzuweiſen Hat, nicht zu, ober bezieht bie letztere 
für dieſe Überlaffung entweder burh einen dem LBinswerte ber 
Wohnung entfprechenden Abzug am Gehalte oder Lohne ober durch 
Einziehung des feitgefeßten Quartiergeldes des betreffenden Be— 
dienſteten von dem Gebäude einen Bing, fo wird der letztere 
ebenfo wie der Zins ber in folden Gebäuden etwa an Reftaura- 
teure vermieteten Lolalitäten und fomit nad) 8 6 der Verordnung 
des Finanzminiſteriums vom 9. Auguft 1850, RGB. Nr. 333, 
dad ganze Gebäude der Hauszinsfteuer zu unterziehen fein, fofern 
nit die Beitimmungen bed 8 7, Abi. 2, und 8 8, Abt. 2, ber 
obigen Verordnung Anwendung haben. 

Die für die Zwecke des Bahnbetriebes notwendigen Betriebg- 
gebäude, Werkitätten, Waren- und Materialmagazine find von der 
Hauszinsſteuer freizulaffen, e8 wäre denn, daß eine Benützung biejer 
Gebäude im Wege ber Vermietung ftattfände. 

Bei Magazinen tritt aber eine Bermietung im Sinne bes 
Geſetzes nur dann ein, wenn bdiefelben nicht von der Bahnver- 
waltung jelbft zu Betriebszwecken, insbefondere zur Aufbewahrung 
von Gütern benüßt werden, welche derjelben zur Beförderung über⸗ 
geben werben, und rüdfichtlich welcher der Bahngefellfchaft nach 
dem Betrieb3reglement die Haftung obliegt, fondern auf Grund 
eines befonberen Ubereinkommens an Private mietweife in ber Art 
überlaffen werden, daß der Bahnverwaltung während ber Dauer 
be3 Mietvertrages Fein Dispofitionsrecht bezüglich der vermieteten 
Lokalitäten zufteht, jedoch reglementmäßig auch Feine Haftung für 
die in den leßteren aufbewahrten Güter obliegt. 

Hiernach unterliegt alfo der von den Bahnverwaltungen für 
bie Aufbewahrung von Waren und Gütern eingenommene foge- 
nannte Lagerzins, welcher ſich als ein vom Wietzinfe weſentlich 
verſchiedener Ertrag herausſtellt, nicht der Hauszinsſteuer. Dieſer 
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Lagerzins bildet einen Teil bes zur Einlommenfteuerbemeffung ein- 
zubelennenden Geſamteinkommens der Bahngeſellſchaft. 


Die zu den Stationsplägen einbezogenen, ber Bahngefelljchaft 
gehörigen Barzellen, welche im Grundparzellenprotofolle inkata⸗ 
ftriert, der Grundſteuer unterliegen, find auch im Falle ihrer ent- 
geltlichen Überlaffung al3 Lagerpläge an Parteien bezüglich des 
Pachtzinſes nicht der Hauszinzfteuer einzubeziehen. Als Hofräume 

. eine? Bahngebäudes find aber lediglich die nicht verbauten Teile 
der im Bauparzellenprotofolle infataftrierten bezüglichen Baupar- 
zellen anzufehen. Solche Hofräume find, wenn fie al3 Lagerräume 
benügt werden, in bezug auf die Beſteuerung ebenfo wie die Ma- 
gazine zu behandeln, und wirb überhaupt nur im alle der wirk- 
Fichen Vermietung folder Hofräume vom biesfälligen Ertrage die 
Hauszinzfteuer zu bemeijen fein. 

Bei jenen im gegenwärtigen Erlaffe beiprochenen, in die Haus— 
zinsfteuer nicht einzubeziehenden Gebäuden, melde Wohnbeftandteife 
enthalten, und die daher nah ben beftehenden Vorſchriften ber 
Hausklaſſenſteuer unterliegen, bleibt die Verpflichtung zur Ent- 
richtung ber letzteren feldftverftändlich unberührt. (FM. 7. Te 
bruar 1874, 3. 22.479, Blg. zum VB. des FM. für Böhm., 
Kärnt., O.O., Bulom.) 

Ohne den gefeglihen Beitimmungen, über die Steuerfreiheit 
der Staatögebäude im allgemeinen, zu derogieren, hält das Finanz 
minifterium bezüglich der zu den Staatzeifenbahnen gehörigen &e- 
bäude die Gewährung der zeitlichen, db. i. aus dem Titel der Bau- 
führung abgeleiteten Steuerfreiheit für Hochbauten der vom Staate 
gebauten und diefem gehörigen Eifenbahnen für zwedentiprechend 
und notwendig, da während der Dauer ber aus bem Titel ber 
Bauführung gebührenden zeitlichen Steuerfreiheit Vermietungen 
diefer Gebäude eintreten, vielleicht auch die vom Staate gebauten 
Eifenbahnen ganz oder teilweife in Privathände übergehen, in 
biefem Falle aber bie zu benfelben gehörigen Gebäude zwar ben 
Anſpruch auf die in ber Eigenschaft des Beſitzers begründete Steuer- 
befreiung, nicht aber jene auf die zeitliche Steuerfreiheit au3 dem 
Titel der Bauführung für die — nicht abgelaufene Dauer ver⸗ 
lieren können, und es faum möglich wäre, die für die Gewäh— 
rung der letzteren erforberliden Tatſachen und Verhältniſſe bei 
Eintritt einer Beſitzveränderung nachträglich mit der Genauigkeit 
zu Tonftatieren, welche im Intereſſe bed Arars und des feiner- 
zeitigen Privateigentlümer3 oder permanenten Nutznießers ſolcher 
Gebäude Liegt. ER. 11. Juli 1877, 8. 17.426, 68. 1877: 73.) 

Nah dem Geſetze vom 25. März 1880, RGB. Nr. 39, über 
bie Steuerfreiheit von Neu⸗, Zu- und Umbauten, beziehungsmeife 
nad) der Beſtimmung ad $ 4 ber hierzu erlajfenen Vollzugsvor⸗ 
ſchrift vom 1. Dezember 1880, RGB. Nr. 140*), find die bebufs 
Erwirkung der zeitlihen Steuerbefreiung erforderliden Zeugniſſe 
über ben Zeitpunkt der Bauvollendung von demjenigen Organe 
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uſtellen, — aut Erteilung be Baufonjenjes Iompetent ift. 
—28* gemäß der ung 0a 8 2 der Verordnung bom 
25. Sänner 1879, RGB. Nr. 19, zur Erteilung der Baulonjenje 
für Hochbauten auf Eifenbahngrunde da3 Hanbelsminifterinm kom⸗ 
petent if, jo wären folgerichtig auch die gedachten Zeugniffe von 
biefer LBentralftelle auszuftellen. 


a Erwägung jedoch, daß bie k. k. Generalinfpeltion ber öſter⸗ 
hen Eifenbahnen, welcher die Erteilung ber Benügungs- 
— en für Ermeiterungd- und Erneuerungsbauten auf im 
Betriebe "ehenben Bahnen nad 8 32 ber legtbezogenen Verord⸗ 
nung zufteht, al3 Kontrollge und ÜUberwachungsorgan über die Eifen- 
bahnen zunächſt berufen wäre, ſolche Zeugniffe im Namen des 
Handelsminiſteriums auszuftellen, hat das YHandelöminifterium im 
Einvernehmen mit dem Finanzminiſterium die T. k. Generalinfpef- 
tion hierzu mit dem Beifügen ermächtigt, daß e3 dieſer Behörde 
anheimgeftellt bieibt, die etwa erforderlichen Behelfe, als Bau- 
journale, Wochenrapporte ufm. von den Bahnen abzuverlangen. 
(HM. 29. März 1881, 8. 8572 CB. Nr.56 ex 1881.) *) 


Was bie zu ben Staatseifenbahnen gehörenden Gebäude (Be- 
triebögebäube, Wächterhäufer) betrifft, jo find biefelben nad den 
über Die Steuerpflicht der Stantögebäude überhaupt beftehenben 
Direktiven zu behandeln, wonach bie Staatögebäube im allgemeinen 
von ber Gteuerentrihtung befreit jind und nur Die ganz oder 
teilmeife vermieteten Gebäude bezüglich des aus ber Vermietung 
entfallenden Ertrages ber Gebäudeiteuer unterzogen werben. 


Diefe Steuerfreiheit bleibt den Gebäuden der Staatseifenbahnen 
auch dann ungejchmälert, wern bie Bahn im Betriebe von Privaten 

befindet, und würde nur dann erlöfchen, wenn dieſe Gebäude 
im Wege der Vermietung benüßt werben ober im den eigentüm⸗ 
lichen Belig eines Peisaten übergehen. (HM. 6. Auguſt 1881, 
8. 1753, &8. 1881:98.) 


Nur die ganz ober teilmeife vermieteten Staatögebäude yınd 
bezüglich des aus ber Vermietung entfallenden Ertrages ber Ge- 
bäudefteuer zu unterziehen. Es find baher die teilweife nur von 
Bebienfteten ber Bahn bewohnten, oder für Bahnhofsreitaurationen 
benügten, dem Staate gehörigen Bahngebäude, ebenjo wie bie den 
a Dale ganz überlajfenen flaatlihen Bahngebäude nur 

lich desjenigen Ertrages der Hauszinsſteuer zu unteräi 

er dem Staate auf Grund eines zwiſchen ihm und ben ahn⸗ 
— o oder dem — — ———— bezüglich dieſer Ge⸗ 


*) Den Banfreifahrsgefusien iſt rüdfichtlich von Eifenbahnobjetten 


ftet3 das von der Generalinipeltion namen? des EM. auögeitellte 


8.7 


denpengdungezengnis beizuſchließen. (EM. 26. November 1896, 
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bäube ee ARielvertrages zufließt. (HM. 9. November 
1881, 5, Blg. zum . des FM. für 
Kärnt. does. 19, —8 — — 


Gebäude, welche zur Unterbringung des im Betriebsdienſte 
verwendeten Eiſenbahnbeamten⸗ und Dienerperfonales dienen, find 
bon der Gebäudeiteuer nicht befreit. (BGH. April 1900, 
8. 2531, Röll 1900.) 

Das EM. hat ſämtliche Staat3bahndireftionen angewiejen, in 
Hinkunft für die den Bahnangeftellten zugewieſenen Naturalwohnun- 
gen in Gebäuden, die im Eigentum der Staatseiſenbahnen ftehen 
und bon den Angeftellten im Grunde ihrer Dienftpfliht bewohnt 
werden müffen, das verrechnete, beziehungsmweife zurüdgelajjere 
Duartiergeld nit mehr als Mietzins einzubelennen. 


m Falle, als die Belenntnifje für das Steuerjahr 1901 bereits 
überreicht oder die Hauszinsfteuer für obgedachte Wohnungen bereits 
vorgeſchrieben worden fein follte, wurden die gedachten Direktionen 
weiter beauftragt, bie überreichten Bekenntniſſe behufs a 
ftelflung zurüdzuziehen, refpeltive innerhalb ber geſetzlichen F 
den Rekurs zu ergreifen. 

Aus diefem Anlaffe hat das FM. unter Hinweis auf den 
FME. vom 12. Jänner 1881, 3.25.967/80, folgendes eröffnet: 


Die den Staatäbahnen gehörigen Gebäude find als Staatsge- 
bäude zu betrachten und daher nach 82 des GStG. vom 23. Februar 
1820 und nad) dem Hofkanzleidekrete vom 18. September 1841, 
8. 49.585, nur hinſichtlich desjenigen Ertrages, welcher durch gänze 
liche oder teilweife WBermietung gewonnen wird, gebäubefteuer- 
pflichtig. 

Es werden daher hinſichtlich der in Staatseiſenbahngebäuden 
an Bahnbedienſtete abgegebenen Dienft- und Naturalmohnungen die 
gleihen Grundfäge in Anwendung zu kommen haben, wie hin» 
fichtlih folder Wohnungen in Staatögebäuden überhaupt. 


Hierbei wird auch auf das Erkenntnis des BGH. v. 28. Sep⸗ 
tember 1898, 3. 498, Budw. 11.972, aufmerlfam gemadit. 


Sm Sinne diefe3 Erfenntniffes kann eine Wohnung nicht ala 
vermietet im Grunde bed $ 1 des Geſetzes vom 9. Februar 1882, 
RGB. Nr. 17, angefehen werden, wenn biefelbe ein Bedienfteter 
einer GSefeltfehaft in partem salarii derart inne hat, daß er bieje 

Wohnung als Bebienfteter nehmen muß, ſomit feine Nechtslage 
als Bewohner Iediglih durch das Dienftverhältnis, nicht aber durch 
einen mit dem Dienftgeber abgeichlofjenen Vertrag, beftimmt wird. 


Die Steuerbemefjungsbehörden werben daher angewiefen, bei 
der künftigen Hauszinzfteuerbemefjung, beziehungsmeife über zu er- 
wartende Eingaben oder Rekurſe der k. k. Staatsbahndireltionen 
im Sinne der vorftehenden ausführungen amtszuhandeln. (FM. 
13. November 1900, 8. 65.989.) 
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C. Verſonalſtenern. 
1. Geſetz vom 19. März 1887, R6B. Ar. 33, 
» betreffend die Erwerb» und Einlommenfteuerpflicht der Staatseifen- 
bahnen.*) 


8 1. Die im Eigentume des Staates befindlichen Eiſenbahnen 
iind ber Erwerb» umd Einlommenfteuer zu unterziehen. 

©o weit benjelben eine zeitliche Steuerbefreiung nach $ 2 nicht 
zulommt, hat bie —S für die bisher ganz ſteuerfrei ge⸗ 

ı bliebenen Bahnen mit dem Zeitpunkte des Aufhörens der Steuer- 

r befreiung ($ 2), für die aus dem Privatbejige erworbenen, bereits 

—— Ba Bahnen mit dem Zeitpunkte der Eigen- 
tumserwerbung durch den Staat zu beginnen. 

82. Den im 8 1 bezeichneten Staatseifenbahnen bat jedoch 
eine zeitliche Befreiung von der Erwerb» und Einkommenfteuer 
fowie von jeder neuen, an deren Stelle tretenden direkten Steuer, 
welche etwa durch Finftige Gefete eingeführt werben follte, zu- 
zulommen, und 

a) den vom ante ſelbſt gebauten Eifenbahnen und Trajelt- 
anftalten auf die Dauer von breißig Jahren, vom Tage ber 

Betriebseröffnung auf ber ganzen Linie ber betreffenden Bahn; 

b) den vom Staate aus dem Privatbefige in fein Eigentum er- 
worbenen Eifenbahnen für die Dauer ber mit dem Zeitpunfte 
der Eigentumdübernahme ber b en} Bahn noch nit ab⸗ 
gelaufenen Friſt der derjelben mitteld der Konzefjionsurkunde 
gewährten Steuerbefreiung. 

83. vn being auf die nah 8 1 vorzunehmenbe Steuervor⸗ 
ſch daſelbſt bezeichneten Staatseiſenbahnen, welche 
vom Er Ä betrieben werden, als eine einheitliche Unter- 
nehbmung au behandeln, wobei im Sinne der mit der Berorb- 
nung de3 Handelsminifterium3 vom 23. Juni 1884, RGB. Nr. 103, 
kundgemachten Organijation ber Staatzeifenbahnverwaltung in den 
im Reichsrate vertretenen Königreihen und Ländern als Sik ber 
oberften Gefchäftsleitung Bien ı anzunehmen: ift. 

Die Ermittlung des der Eintommenfteuer zu unterziehenben 
Reineinkommens ift auf Grund des von ber Gtaatseifenbahn- 
verwaltung mit dem Rechmungaabfäituffe vorzulegenden Einlommen- 
belenntniffes ben beitehend den Geſetzen gemäß**) vorzunehmen. 

Die Ausfcheidbung nad) 8 2 von ber Steuerbemeijung frei» 
zulaffenden —— — der daſelbſt bezeichneten Staatseiſen⸗ 
bahnen, beziehungsweiſe die Ermittlung des nach 8 1 der Beſteue⸗ 
rung zu unterziehenden Reineinkommens hat Maßgabe der 


*) Dieſes Geieh hat vun die 88 104 bis 106 des Geſ. v. 
25. Oktober 1896, RGB. Nr. 320, einfdhmeidende Veränderungen 
erfahren, aime jebog zur Düng außer Seraft gejebt worden zu fein. 
ben formellen Borgang der Steuerveranlagung vgl. 

IM. Din 1896, 8. 41.933. 
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in dem betreffenden Jahre auf die fleuerfreien Linien einerfeit3 
und auf bie fteuerpflicätigen andrerfeit3 entfallenden Brutto-Tonnen- 
filometer zu erfolgen. 

Sm übrigen hat die Steuerporfchreibung für die Staatseiſen⸗ 
bahnen in Anwendung des Gejebes vom 8. Mai 1869, RGB. 
Nr. 61, betreffend die Bemefjung, Borfchreibung und Einhebung 
der Erwerb⸗ und Einkommenſteuer von Eiſenbahnunternehmungen 
in den Landeshauptſtädten zu erfolgen. 

84. Zies Geſetz tritt mit dem Tage feiner Kundmachung 
in Wirkſamkeit 


2. weſch vom 25. Oktober 1896, RER. Ar. 220, 
betreffend die direlten Perjonaliteuern. 


Erſtes Hauptftück, 
betreffend die allgemeine Erwerbſteuer. 


81. Der. allgemeinen Erwerbſteuer unterliegt jeder, Der in 
den im Reichsrate vertretenen Königreihen und Ländern eine 
Erwerbäunternehmung betreibt ober eine auf Gewinn gerichtete 
Beichäftigung ausübt. 

8 2. Der allgemeinen Ermwerbfteuer unterliegen nicht: 

1. die der öffentlichen: Rechnungslegung unterworfenen Unter- 
nehmungen, deren Beſteuerung im IL Hauptſtücke dieſes Geſetzes 
geregelt wird; 

3. b) bie Ausbeutung der Subftanz von Barifitationdland. 
(8 16 des Geſ. v. 24. Mai 1869, RGB. Nr. 88, fojern feine 
weitere Bearbeitung dazu tritt.*) 

86. Die durch Staat3verträge normierten, ſowie die einzelnen 
Perfonen oder Unternehmungen duch Spezialgejege zugeflaudenen 
Befreiungen, desgleichen bie ein Tenlägigen Beſtimmungen ber Geſetze 
vom ... 31. Deiember 1894 über Bahnen niederer Ordnung 
NGB. Nr. 2 ex 189 . . . bleiben aufredit. 


Zweites Hauptſtũck, 
betreffend die Erwerbſteuer von den der öffentlichen Rechnungslegung 
unterworfenen Unternehmungen. 

8 83. Der Steuer im Sinne dieſes Hauptſtückes unterliegt, 
wer in ben im Reichsrate vertretenen KRönigreichen unb Ländern 
eine ‚net Öffentlichen Rechnungslegung unterworfenen Unternehmung 

bt. 


Sole Unternehmungen find: 
1. Erwerbösunternehmungen, und zwar in3bejondere 
a) alle PER an der Altiengefellihaften und Kommandit⸗ 


gefellfchaften auf Aktien; 
0) bie Staatseiſenbahnen. 


= Hierher gehört nach 8 16 des zit. Geſetzes auch das Terri⸗ 
torium ber Eifenbahnen. 
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8 84. Bon ber Belteuerung ausgenommen find: 

a) Jene Unternehmungen, welche auf Grund eines beftehenben 
befonderen Geſetzes don der bisherigen Erwerb» und Ein- 
tommenfteuer befreit find für Die Dauer diefer Befreiung; 
jene Unternehmungen, welche in der gleichen Weiſe von ber 
bisherigen Eintommenfteuer befreit find, haben für die Dauer 
der zeitlichen Steuerjreiheit von der durch dad gegenwärtige 
Geſetz normierten Steuer jenen Betrag zu entrichten, welcher 
ihnen in dem der Wirkſamkeit diefes Geſetzes vorangehenden 
Sabre an Ermerbfteuer famt anßerordentlichem Zuſchlage vor⸗ 
gefchrieben war; bereit? erwirkte zeitlide Bejreiung von ber 
Erwerbfteuer allein bewirken für die noch nicht abgelaufene 
Zeitdauer ber Befreiung die Abjchreibung jenes Betrages von 
der für die Unternehmung nad) dieſem Hauptjtüde zu be- 
meilenden Steuer, welder dem Betrage der für dieſe Unter- 
nehmung bisher bemeifenen, jedoch nicht eingehobenen Erwerb⸗ 
fteuer famt aufßerordentlihem Zuſchlage gleichkommt. 

£) Ubi. 2. Die auf die Steuerbefreiung der in diefem Haupt⸗ 
ftüde genannten Unternehmungen bezugnehmenden Beitimmun- 
gen von Staatöverträgen, desgleichen die einjchlägigen Beltim- 
mungen der Gefeße vom .. ., dann vom 31. Dezember 1894, 
RGB. Nr. 2 ex 1895, über die Bahnen niederer Ordnung... 
bleiben aufrecht. . 


8 104. Bon der Steuer von Eifenbahnunternehmungen find 
10% in derjenigen Gemeinde vorzufchreiben, in welcher der Unter- 
nehmer ben Sitz hat. Bei ben E. k. Staatsbahnen ift in dieſer 
Hinfiht der Sib der oberſten Geſchäftsleitung maßgebend. 

Bezüglich der übrigen 90% wird zunächſt im Sinne der nad 
ftehenden Bejtimmungen ermittelt, in welchem der im Weichsrate 
vertretenen Königreihen und Ländern die Steuer vorzu- 
fchreiben  ift. | i 


Befindet ſich der Sit de3 Unternehmers, beziehungsmweije der 
oberiten Gefchäftsleitung in einem der Länder, melde die Bahn 
durchzieht, jo find weitere 15% in biefem Bande, und zwar in 
ber Gemeinde des Sitzes des Unternehmers, beziehungsweije der 
oberften Gejchäftzleitung in Vorjchreibung zu bringen und die übri- 
gen 75% auf die jämtlichen von der Bahn durchzogenen Länder 
nach dem Berhältniffe der Länge der betreffenden Bahnftreden zu 
verteilen; im entgegengefeßten alle find jämtliche 90% der Steuer 
nach biejem Berhältniffe auf die von der Bahn durchzogenen Länder 
zu verteilen, | 


Bon dem aus biefen 75, beziehungameife 90% auf ein Land 
entfallenden Stenerbetrage find drei Viertel in der Gemeinde, in 
welcher ſich die Wetriebäleitung in dem Lande befindet, oder falls 
in Diefem Lande eine Betriebsleitung nicht beiteht, in der Hunpt- 
ftadt dieſes Landes vorzufchreiben. 
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Yür bie Stantseifenbafmen hat die Steuerborfchreibung be 

Big der erwähnten drei Viertel in der Hauptſtadt des betreffen- 
. Randed zu erfolgen. 

Die im Sinne der vorftehenden beiden Abſätze in ben Lanbes- 
Hauptftäbten vorzufchreibende Steuerquote ift in Görz und Gra- 
disfa, Iſtrien und Vorarlberg bis zum Zuſtandekommen gejetlicher 

. Beftimmungen über die Bezeichnung der Landeshauptitadt in jenen 
Städten vorzufchreiben, in welchen bisher die im Sinne ber Geſetze 
vom 8. Mai 1869, RGB. Nr. 61, und 19. März 1887, RGB. 
Nr. 33, auf die Hauptftädte dieſer Länder entfallende Steuer- 
quote zur Vorfchreibung gelangten. 

Das Übrige Viertel ift in allen anderen Gemeinden vorzu- 
jchreiben, welche bie Bahnſtrecke durchzieht, wobei ber Verteilung 
der Steuervorkchreibung unter die bezeichneten Gemeinden die bon 
fünf zu fünf Jahren feftzuftellende direkte Steuerleiftung berfelben 
zugrunde zu legen ift. In diefe Steuerleiftung iſt die Perfonal- 
einfommenjteuer nicht einzurechnen. 

8 105. Son jenen Eifenbahnunternehmungen, von deren Steuer 
bisher 40% an dem Site des Unternehmers, beziehungsweiſe ber 
oberften Geichäftsleitung vorgefchrieben waren, find an diefem Drte 
außer der nad dem erjten Abſatze des 8 104 entfallenden Duote 
in den erften drei Jahren der Wirkſamkeit diefes Geſetzes 250%, 
während der folgenden brei Jahre 20% der Steuer daſelbſt vor⸗ 
ufchreiben, fo daß erft nah Ablauf von ſechs Jahren die Be 
mung des 8 104, Abſ. 3, in volle Wirkjamleit tritt. 

Hinſichtlich der reitlichen 65, beziehungsmweife 70% gelten Die 
im 8 104, Abi. 3 und folgenden getroffenen Beitimmungen. 

8 106. Im Falle der Berftaatlidung von Privateifenbahnen 
gelten folgende fibergangsbeftimmungen: 

1. Wenn die verjtaatlichte Eifenbahn Niederöfterreich durchzog 
und in einem Lande eine Betriebzleitung außerhalb der Landes- 
hauptſtadt Hatte, fo find von ben im: vierten Abſatze des 8 104 
bezeichneten drei Wierteln der auf dad Land entfallenden uote 
der Steuer der Staat3eifenbahnen in den erften 15 Jahren nach⸗ 
ftehende Beträge an bem Site ber ehemaligen Betriebzleitung vor⸗ 
zufehreiben: In den erften fünf Jahren ein Betrag, welcher 75, 
in den folgenden fünf Jahren ein Betrag, welcher 50, in ben 
weiteren folgenden fünf Jahren ein Betrag, welcher 25% jener 
Duote gleichkommt, die von ber legten Jahresſteuer der verjtaat- 
lichten Eifenbahn dafelbft vorgefchrieben mar, ber jeweilige Heft 
ift in der Landeshauptftadt vorzufchreiben. 

2. Wenn bie verftaatliche Eifenbahn Niederöfterreich nicht durch⸗ 
zog, jo ift aus der Steuervorjchreibung der Staat3eifenbahnen in 


den erften fünfzehn auf den Cigentumgübergang der Cijenbahe 


folgenden Jahren ein Betrag vorweg auszuſcheiden, welcher ber 
legten Jahresſteuer ber verſtaatlichten Bahn gleichkommt. 
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en Diefer Betrag ift in folgender Weife zur Borfchreibung zu 
gen: 


a) 10% desſelben find, fall ber Sit der verftaatlichten PBrivat- 
eifenbahn mit dem Gite ber oberiten Gefchäftsleitung der 
Staat3eifenbahnen zufammentrifft, zur Gänze an biefem Gige 
vorzufchreiben. Andernfalls find während der erften fünf Jahre 
ſechs, während der folgenden fünf Jahre vier und während der 
weiterfolgenden fünf Sabre zwei Achtel jener 10% im vor⸗ 
maligen Site der verftaatlichten Eifenbahn und der jeweilige 
Reſt am Site der oberften Geichäftsleitung ber Staatzeijen- 
bahnen vorzufchreiben; 

b) I find in den erften fünf Jahren meitere 90, in den 
olgenden fünf Jahren 85 und in den meiterjolgenden fünf 
Jahren 80% des oben bezeichneten vorweg ausgeſchiedenen 
Betrages in den von ber veritaatlichten Bahn burchzogenen 
Ländern, und zwar nach Verhältnis der SKilometerlänge ber 
bezüglichen Bahnftreden vorzufchreiben. 

Bon dem biernach für jedes einzelne von der verflaatlichten 

Eiſenbahn durchzogene Land entfallenden Betrage find brei 

Viertel an jenem Orte vorzufchreiben, wo bisher die Torre 

fpondierende Vorſchreibung rüdjichtlih der auf das Land ent- 

fallenden |Steuerquote der verftaatlihten Eifenbahn ftattfand; 

im Yalle die Eifenbahn mehrere Betriebgleitungen in einem 

Zande Hatte, find jene drei Biertel im Verhältnis der feber 

Betriebgleitung unterftandenen Bahnftrede auf bie Standorte 

derſelben aufzuteilen. 

Das reſtliche Viertel it im Sinne des 8 104, Abſatz 7, auf die 

übrigen von ber verftaatlichten Eifenbahn durchzogenen Ge⸗ 

meinden aufzuteilen; 

c) der hiernach während bes ſechſten bis fünfzehnten Jahres er- 
übrigende Heft von 5, beziehungsmweife 10% des vorweg aus⸗ 
gefchiedenen Betrages ift am Site ber oberften Geſchäftsleitung 
der Stantseifenbahnen in Vorſchreibung zu bringen. 

Erit der nach vollzogener Ausfcheibung des im eriten Abſatze 
be3 zmeiten Punktes dieſes Paragraphen bezeichneten Betrages er- 
übrigende Reſt der Steuerporfchreibung der Staatseifenbahnen ift 
im Sinne bed $ 104 aufzuteilen, wobei jedoch die Kilometerlänge 
der neu verftaatliäten Bahn nicht mehr zugunften dee von ihr 
durchzogenen Länder in unfölag gebracht werden darf; auch 
fommen bie von feiner anderen Staat3bahn al3 der neu verftaat- 
lichten Bahn durchzogenen Gemeinden bei der im Sinne des $ 104, 
Abſatz 7, vorzunehmenden Verteilung der allenfall3 von der Steuer- 
vorfchreibung des fonftigen Staatsbahnnetzes auf dad Land ent- 
fallenden Quote nit mehr in Betracht. 

Noch Ublauf der fünfzehnjährigen Übergangsperiode haben bie 

flimmungen bes 8 104 in volle Wirkſamkeit zu treten. 
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3. Ansıng ans der Vollingsvorfchrift zum Gefehe vom 25. Okto- 
ber 1896, R6B. Ar. 220, 


Bweites Hauptſtück. 
betreffend die Erwerbſteuer von den der öffentlichen Rechnungslegung 
unterworfenen Unternehmungen. 
(Kundgemacht mit Erl. d. F. M. v. 18. Mai 1897, RGB. Nr. 124.) 


Artikel 2. 


1. Abſchnitt. 
Bereits erworbene Steuerbefreiungen... 
(8 84, lit. a und c.) 

1. In 8 84, lit. a, hält das Geſetz allgemein die auf Grund 
beftehenber Gejepe zur Zeit des Beginnes der Wirkſamleit biejes 
Geſetzes bereit? erworbenen, zumeilt zeitlich begrenzten Steuer⸗ 
gen aufreht und beftimmt deren künftigen Umfang analog 
wie im 

Hierher gehören inZbefonbere: 

Die den Eifenbahn- und Lolalbahnunternehmungen (Bahnen 
niederer nd) nad den Bellimmungen ihrer Konzeffionen in 
verfchiedenem Umfange und Ausmaße bereits eingeräumten Steuer- 

. befreiungen, welche denfelben gewahrt bleiben; . 


Artikel 9. 
Aufreßterhaffung und Adfhaffung Bisher gültiger Erwerdfleuer- 
Gefreiungsgründe. ei 


(8 84, Abſatz 2.) 
Der Abſatz 2 des 8 84 verfügt analog wie $ 6 die Yort- 
dauer der Wirkſamkeit gewiffer geteglicher Beſtimmungen, welche 
Befreiungsgründe von der Erwerbſteuer zum Gegenſtande haben. 

In diefer Beziehung find insbefondere die auf die Steuer» 
befreiung bezugnehmenden Beitimmungen von Staatäverträgen her- 
vorzuheben, melde unverändert aufrecht erhalten bleiben. 

Die im Geſetze nicht ausdrücklich namhaft Be Befreiungs- 
gründe haben vorbehaltlich der Beitimmung des $ 84, lit. a, mit 
Eintritt der Wirkſamkeit des Geſetzes ren. jo daß in Hin⸗ 
funft Erwerbfteuerbefreiungen nur auf Grund ber in $ 84, Ab⸗ 


*) Schleppbahnen, welche einen Beſtandteil der Betriebsanlagen 
der Hauptlinie einer Eiſenbahn bilden und mit ber letzteren ein ein- 
— Ganzes darſtellen, genießen die rückſichtlich der Hauptlinie 

tens des Staates gl finanziellen Begünſtigungen eben- 
falls. (OB. 25. April 1 1473, ®B. 87. Rölt 1884 16) 

Anöuftriegeleife —— die für die Hanptlinie konzeſſions 
mäßig gewährte Steuerfreiheit nur infomeit, als fi diejelben als 
ein Beſtandteil der Betriebsanfage diejes Bahrunternehmens umd nicht 
als befondere, in der Konzeſſion nicht vorgefehene Flügel» oder Schlepp⸗ 
bahnen derftellen. (VGH. 11. Juli 1896, 3. 2855. Röll 1806: 28.) 
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fa 23, aufgezählten oder durch fpätere Geſetze eingeführten Erwerb⸗ 
fteuerbefreiungägrünbe eintreten können. 
Artikel 19. 
Berjinfung des Anlagekapitales. 
‚lit. co) 

Nah 8 94 Hilden nicht anrechenbare Ausgabepoften ferner aud) 
Verwendungen: 

c) „Zur Verzinfung ber in der Unternehmung (in Aktien, Prio⸗ 
ritätsaktien, Geſchäftseinlagen, Genofjenjchaftsanteilen, Einlagen 
von Kommanbitilten u. dgl.) angelegten jowie der gegen Prio⸗ 
rität3obligationen oder ſonſtige Teilfchuldverfchreibungen oder 

gen hypothekariſche Sicherſtellung dargeliehenen Kapitalien, 

{om eit fie Zeile des Anlagekapitals find, jedoch mit Ausnahme 

jener in 8 95, lit. e, bezeichneten Beträge, welche zur Ver⸗ 

zinfung der ftatutenmäßig gebedten und tatſächlich Hinaus- 
gegebenen Bfandbriefe oder Sommunafobligationen verausgabt 
worden Sind.‘ 

Mit diefer Beſtimmung des Geſetzes wird die Einrechnung 
ber Binfen des in der Unternehmung dauernd angelegten Kapitals 
in die Belteuerungsgrundlage verfügt, ſoweit nicht 8 95, lit. e, 
diesfall8 Ausnahmen ftatuiert; als dauernd in der Unternehmung 
angelegte® Kapital iſt insbefondere jedes der Unternehmung 
gegen hypothekariſche Sicherftellung dargeliehene Kapital zu be- 
trachten, infolange feitend der Unternehmung nicht der Beweis 
erbracht wird, bat dieſes Kapital nicht als Teil des Anlagelapitals 
betrachtet werden könne; kraft ausdrüdlicher Berfügung bed Gejeges 
find jedoch — mie bereits im Artikel 18, lit. b, erwähnt 
ie gegen Pfandbriefe und Rommunalobligationen bargeliehenen 
Rapitalien nicht als Teile des Anlagelapital3 zu betrachten. Dem- 
nad find bie zär ihre Verzinfung angefegten Linien al3 anrechen- 
bare Ausgabepoſt zu behandeln, fall diefe Pjandbriefe durch den 
Statuten entjprecdende Darlehen an Dritte gedekt und von ber 
Unternehmung tatfächlid) verausgabt worden find; die gleiche Be- 
handlung wird analog bei Meliorationsſcheinen und dem im Sinne 
Des Gelepes vom 31. Dezember 1894, RGB. Nr. 2 ex 1895, 
Artikel VII, ausgegebenen Eifenbahnfhuldverfchreibungen anzu. 
wenben fein; rüdjichtlih der Notwendigkeit, letztere Momente einer 
Überprüfung zu unterziehen, haben die Beſtimmungen des Urt. 14, 
8. 5, analoge Anwendung zu finden. 

Artikel 47. 
Steuerteifung Bei Eifenbaßnunternefmungen. 
(8 104.) 

I. 1. on ber Steuer von Eifenbahnunternegmungen find 
10% in „nerienigen Gemeinde vorzufchreiben, in welcher der Uuter- 
nehmer ben Sis Hat. Bei den k. k. Staatseifenbahnen Ri in ' biefer 
Hinſicht der Si der oberften Gefichäftsleitung maßgebe 
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2. Bezüglich der übrigen 90% wird zunächſt im Sinne ber 
nachſtehenden Beftimmungen ermittelt, in welchem der im Reich! 
rate vertretenen SKönigreihde und Länder die Gteuer vorzu- 
ſchreiben ift. 

3. Befindet fi” der Sit ded Unternehmers, beziehungzweife 
ber oberften Geichäftsleitung in einem ber Länder, welche die Bahn 
durchzieht, fo find meitere 15% in diefem Lande, und zwar in 
der Gemeinde des Sites des Unternehmers, beziehungsweife ber 
oberjten Gefchäftsleitung in Vorſchreibung zu bringen und bie übri⸗ 
gen 75% auf die fämtlichen von ber Bahn durchzogenen Länder 
nach dem Verhältniſſe der Länge der betreffenden Bahnftreden zu 
verteilen; im entgegengefegten Falle find fämtlide 90% ber Steuer 
nah dieſem PBerhältniffe auf Die von der Bahn durchzogenen 
Zänder zu verteilen. 

on dem aus dieſen 75, beziehungsweiſe 90% auf ein 
Land entfallenden Steuerbetrage ſind brei Biertel in der Gemeinde, 
in welcher ſich bie WBetriebäleitung in dem Lande befindet, ober 
fall8 in biefem Lande eine Betriebsleitung nicht befteht, in Der 
Hauptftabt dieſes Landes vorzufchreiben. 

Durch diefe Beftimmung wird jedoch die rüdfichtlih der ver- 
ſtaatlichten Böhmiſchen Weftbahn mit Gefeg vom 11. Dezember 
1894, RGB. Nr. 228, getroffene Spezialverfügung zugunften Smi⸗ 
hov3 natürlich nicht berührt. 

bb. Für die Gtaatdeifenbahnen hat die Steuervorfchreibung 
bezüglich der erwähnten drei Bierteile ftet3 in ber Hauptftadt des 
Berreifenben Landes zu erfolgen. 

6. Die im Sinne ber vorftehenben beiden Abfäbe in ben 
Zanbeshauptfläbten vorzuſchreibende Steuerquote ift in Görz und 
Gradiska, Arien und Vorarlberg bis zum Buftandelommen gejeß- 
licher Beltimmungen über die Bezeichnung der Landeshauptitadt 
in jenen Städten vorzufchreiben, in welchen bisher die im Sinne 
ber Gefege vom 8, Mai 1869, RGB. Nr. 61, und 19. März 
1887, RGB. Nr. 33, auf bie Hauptftädte diefer Länder entfallen- 
ben Gteuerquoten zur Vorſchreibung gelangten. 

7. Das reftlihe Viertel ift in allen übrigen (das ift ben 
in 81, 4 5 und 6 nicht genannten) Gemeinden vorzuichreiben, 
welche die Bahnftrede durchzieht; der Verteilung der Steuervor⸗ 
ſchreibung unter die bezeichneten Gemeinden ift die von fünf zu 
fünf Jahren feftzuftellende direlte Steuerleiftung in denfelben zu- 
runde zu legen. In dieſe Steuerleiftung ift die Perfonalein- 

mmenfteuer nicht einzurechnen. 

8. Die in 8. 1 bis 7 wiebergegebenen Beltimmungen bes 
8 104 Schließen ſich grundfägli an die Beſtimmungen ber bisher 
in Geltung ftehenden Gejege vom 8. Mai 1869, RGB. Nr. 61, 
und 19. März 1887, NGB. Nr. 33, an. Sie enthalten jedoch 
wefentlide Neuerungen, infofern 

8a) in dem von der betreffenden Bahn durchzogenen Lande, in 
weichem ſich der Sit des Unternehmers, beziehungsweife bie 


t 
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oberſte chaſteleitung befindet, im ganzen nur mehr 25%, 
anftatt wie bisher 40% vorzufchreiben find, und 
b) ein ®iertel der nach dem Verhältniſſe der Bahnſtreckenlängen 
auf ein beftimmtes Land entfallenden Staatsfteuer nicht mehr 
in ber Lanbeshauptftabt, beziehungsmweife an dem 53 der 
Betriebsleitung, ſondern in jenen Gemeinden vorzuſchreiben 
iſt, welche von der Bahn durchzogen werden und nicht bereits 
aus dem Titel der 8. 1, 4, 5 oder 6 einen Teil ber Steuer 
der Eifenbahnen vorgejchrieben erhalten. 
D. In Beziehung auf bie als Maßftab der Verteilung von 
fünf zu fünf Jahren feftzufegende direkte Steuerleiftung der von 
der Bahn durchzogenen Gemeinden ift nachfolgendes zu bemerfen: 


1.*) Als „direkte Steuerleiftung“ in biefen Gemeinden ift die 
mit 31. Dezember de3 den Duinquennien unmittelbar vorausgehen- 
den Jahres beftehende, durch die Nachtrags-, Vor⸗ und Abjchrei- 
dungen rektifizierte Jahresvorſchreibung an Grund-, Gebäude» und 
Erwerbfteuer unter Einrechnung der in der betreffenden Gemeinde 
vorgejchriebenen Erwerbfteuer der Eijenbahnunternehmung) fowie an 
ber auf Grund von Belenntniffen vorgejchriebenen Nentenfteuer 
und an ber umlagepfluhtigen Bejoldungsfteuer, jedoch mit Aus⸗ 
ſchluß ber Idealgebäudeſteuer und der Perfonaleintommenfteuer zu 
betrachten fein; die Realſteuern find hierbei ohne Berückſichtigung 
ber im Einne des Art. VII. Einfuhrvdg. Perfonalfteuergefeß jeweils 
gewählten Nachläſſe einzufeßen. Hierbei jind bie etwa noch nicht 
vollzogenen Bemefjungsfälle mit bem vorjährigen Steuerbetrage in 
Rechnung zu ftellen. 

2. Sämtlide Steuerbehörden haben für ihren Sprengel in 
vorftehender Weife die Steuervorfchreibung in allen von einer 
fteuerpflicätigen Eiſenbahn durchzogenen Steuergemeinden zu er- 
mitteln und für jebe Bahn zufammenzuftellen, um diefe Daten 
der zur Bemeſſung der Ermwerbfteuer berufenen Steuerbehörbe zur 
Berfügung ftellen zu können. 

Der nähere Vorgang wirb im Artikel 55 geregelt. 


3.*) Eine Berftändigung ber Gemeinden von ben auf fie ent- 
fallenden Steuervorfchreibungen Hat, fofern die Repartition oder Er- 
bebung der Gemeinbeumlagen durch die Steuerämter erfolgt, nur 
über fallweiſes Anfuchen der Gemeinde, andernfalls, aber unbe 
dingt, und zwar in beiden Fällen durch das betreffende GSteuer- 
amt, in deſſen Sprengel die Gemeinde gelegen ift, ftattzufinden; 
etwaige gegen das Ausmaß diefer Steuervorjchreibung einlaufende 
Borftellungen find an bie mit der Steuerbemeifung der betreffen- 
den Eifenbahnunternehmung betraute Behörde zu überjenden, welche 
übe gaben im Sinne be3 NXrtilel3 45, 3. 13, amt3zuhan- 
eln hat. 


2) In ber durch den Nachtrag II (RGB. Nr. 72 ex 1900) 
feftgeftellten Faſſung. 
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4. Das Finanzminifterium behält fi} vor, über Anſuchen ber 
Eifenbahnunternehmungen die Ginzahlung ber der Eifenbahnunter- 
nehmung vorgefchriebenen Staatsfteuerbeträge am Sitze Der 
Unternehmung, eventuell am Site der einzelnen Betriebsdirel- 
tionen oder in ben Landeshauptſtädten zu geitatten und wegen 
der Eontoforrentmäßigen Verrechnung bderfelben bei den übrigen 
Stenerämtern die erjorderliden Verfügungen zu treffen. 


Artilel 48. 


Zortſetzung; Äbergangsdeflimmungen. 
(88 105 und 106.) 


In den 88 105 und 106 trifft das Geſetz Übergangsbeftim- 
mungen für jene Fälle, in welchen entweder durch die Beitim- 
mungen des vorliegenden Geſetzes gegenüber ben bermalen beitehen- 
den Vorſchriften ($ 105) ober durch bie Verftaatlihung einer 
Privateifenbahn gegenüber der bisherigen Steuervorſchreibung 
(8 106) mefentliche Änderungen in der GSteuerteilung plaßzugreifen 
hätten; dieſelben haben den Zweck, den hierdurch bei einzelnen 
autonomen Körpern bedingten Ausfall an Umlagen nur ftufen- 
meife eintreten zu lafjen und demgemäß weniger fühlbar zu machen. 

Die bezüglichen Beſtimmungen find bereit3 im Geſetze jo aus— 
führlich dargelegt und betreffen zudem fo felten eintretende Fälle, 
daß von einer näheren Erörterung hier füglih Umgang genommen 
werden kann. 


Artilel 52. 
Stenerbekenntuiſſe. 


(8 110.) 

1. Zeder im Sinne diefes Hauptftüdes fteuerpflichtige Unter- 
nehmer bat jährlih 14 Tage nach der ftatutenmäßigen oder in 
anderer Weife vorfchriftsmäßig erfolgten Genehmigung ded Ned 
nungsabfchluffes, Tängften® aber ſechs Monate nah Ablauf des 

Geſchäftsjahres, da3 Belenntnis über ben fteuerpflichtigen Rein— 
ertrag fämtlicher betriebenen Unternehmungen nad einem im 
Verordnungswege feitzuftellenden Formular bei der zujtändigen 
Steuerbehörde erſter Inſtanz einzubringen. 

Das Finangminifterium behält jich vor, den zuftändigen Steuer- 
behörden rüdfihtli der Einbringung und Prüfung der Belennt- 
nijfe für die 1. f. Staatsbahnen, die auf Rechnung des Staates 
betriebenen Privatbahnen und die von den Staatsbahnen betrie- 
benen gewerbliden Unternehmungen bejondere Weifungen zu er- 
teilen. 

2. Das Formular eines derartigen Belenntnijjes ift al3 Bei- 
lage E/1 abgedrudt. Hervorgehoben wird, daß dasjelbe durch die 
Rubriken 3, 4 und 5 auch jenen Fällen, in welchen nur die Mini- 
malftener zu entrichten ift, Rechnung trägt, und daher auch bei 
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ber Fatierung zur proviforifchen Steuerbemefjung im Sinne ber 
Abſätze 4 und 5 des 8 92 Anwendung finden kann. Wie die Ber- 
fiherungsgefellfchaften bei Ausfertigung des Bekenntniſſes vorzu- 
gehen haben, ift in der Anmerkung 4 auf bem Titelblatte des 
Belenntnisformulard angegeben. Für MHeinere Unternehmungen 
fann nad Umftänden auch das Formular E/2 verwendet werben. 

3. Dem Belenntniffe find die vollftändige Bilanz ſowie Die 
genehmigten Rechnungsabſchlüſſe (Gemwinn- und Berluftlonto, Er- 
tragsbilanz) in beglaubigter Abfchrift beizufchließen; Aktiengeſell⸗ 
ſchaften, Kommanditgefellihaften auf Aktien, Gewerkſchaften und 
Erwerb und Wirtfchaftsgenofjenfchaften haben überdied auch eine 
auszugsweiſe Abſchrift des Protokolls der Generalverfammlung 
(des Gewerkentages) vorzulegen. 

4. Die Abſchrift darf nur inſofern eine auszugsweiſe fein, 
daß jene Teile ausgelaſſen werden, welche keine Erörterungen über 
die Bilanz, den Rechnungsabſchluß, die Verwendung des Gewinnes, 
Erteilung von Remunerationen, Zuerkennung von Tantiemen und 
andere vermögensrechtliche Beſtimmungen (Vermehrung des Aktien⸗ 
kapitals, Konvertierungen uſw.) enthalten, ſondern ſich auf ander- 
weitige Vereinsangelegenheiten, wie insbeſondere Wahlen, Dank⸗ 
ſagungen, Debatten über beantragte Anderungen der Statuten uſw. 
beziehen; auf ſpezielles Verlangen iſt das Original oder eine be- 
glaubigte Abſchriſt des ganzen Protolkolls vorzulegen; beſchloſſene 
Statutenänderungen ſind der Steuerbehörde ſogleich nach deren 
erfolgter Genehmigung bekanntzugeben. 

5. Die Unternehmung bat ferner auch die zur Durchführung 
einer etwaigen Gteuerteilung erforderlichen Behelfe zu liefern; 
in3befonbere obliegt e3 der Unternehmung, den Ort ihres Sitzes 
fowie ihrer fämtlichen Betriebsftätten anzugeben, und bie zur 
Vornahme der GSteuerteilung gemäß 8 102, Abjab 2 bis 6, er- 
forberlichen Nachmweifungen zu liefern. 

6. Diefe Nachweifung der Betriebsftätten hat bei Schiffahrts- 
unternehmungen alle Stationen, Werften, Agenturen und Werf- 
ftätten zu umfaffen, welche die Unternehmung im Geltungägebiete 
dieſes Geſetzes unterhält. 

7. Die Eiſenbahnen haben an Stelle der Stationen alle von 
ihren Linien durchzogenen Steuergemeinden, ſowie die Kilometer⸗ 
länge ihrer Bahnlinien, getrennt nach den einzelnen Ländern, in 
welchen dieſelben ſich befinden, nachzuweiſen; ſoweit einzelne Linien 
ae fein follten, iſt diefer Umstand beſonders erjichtlich zu 
machen. 

Zu dieſen Nachweiſungen ſind die von der Steuerbehörde 
ur Verfügung zu ſtellenden Formularien F/1 zu verwenden, die⸗ 
* ſind nach Steueramtsbezirken getrennt anzulegen und nach 
Ausfüllung des Titels und der Spalten 1 und 2 dem Bekenntniſſe 
anzuſchließen. J 

Die Bemeſſungsbehörde hat die von Schiffahrts⸗ und Eiſen⸗ 
bahnunternehmungen gelieferten Ausweiſe nach Formular F/i be 
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hufs Ausfüllung ber Spalten 3 bis 11 an die im Titel genannten 
Stenerämter zu überfenden. Das weitere Verfahren regelt Art. 55. 

8. In der Regel genügt es, wenn bei Überreichung be3 Be 
kenntniſſes auf die etwa fon einem früheren Belenntniffe an- 
gefchloffenen Nachweifungen verwiefen wird und die an benfelben 
etwa vorzunehmenden Ergänzungen und Rictigftellungen angegeben 
werben. Schiffahrt! und Eifenbahnunternehmungen haben die in 
8. 6 und 7 erwähnten Nachweifungen nad Formular F/1 jedes 
fünfte Jahr neu zu Tiefern. 


Artikel 55.*) 


Zeſondere Beflimmungen über die auf den der Htenervorfreißung 
—— uahen Hadieifungen Sei —8 > Sdifabrisunten 
J nehmungen. 

1. Die Steuerämter haben bie ihnen gemäß Artikel 52, 8. 7, 
von den Bemeffungsbehörben zulommenden Nachweiſe nad For⸗ 
mular F/1 binnen [ängfteng acht Tagen in Spalte 3 bis inkl. 
11 genau auszufüllen, die Summe für ben ganzen Steueramt3 
bezirk gu bilden und den Ausweis F/1 nebit einer anzufertigenden 

Abſchrift desfelben an die dem Steueramte unmittelbar vorgefeßte 
Steuerbehörde in Vorlage zu bringen. 

2. Die Steuerbehörbe prüft ben Ausweis F/l in bezug auf 
die Vollftändigleit und Nichtigkeit der Eintragungen in ben Spalten 
2 5i3 11, nimmt allfällige Bicigftellungen vor und fenbet beide 
Parien de3 Ausweiſes an die zur Erwerbfteuerbemeifung Tompetente 
Steuerbehörbe. 

8. Die Bemeffungsbehörbe ermittelt nach durchgeführter Stener- 
bemeſſung die Umlagebafi3 für jede einzelne Steuergemeinde und 
eiR biefefhe in der Spalte 12 der beiden Parien des Ausweiſes 
and. 


Das eine Pare (Original) Hleibt bei ber Bemeſſungsbehörde, 
da3 zweite Pare (Abſchrift) wird dem nad) Formular H aus 
abe Ermerbitenerzahfungsauftrage als Beilage ange 
f en. 

4. In den Jahren, in welchen gemäß Wrtitel 523, 3. 8, Teine 
Ausweiſe feiten® der Unternehmungen vorgelegt werben, hat 
die Bemeſſungsbehörde das als Beilage de BZahlungsauftrages 
dienende Formular F/1 ſelbſt auszufertigen; hierbei genügt es 
jebod, nur die Spalten 1, 3, 11 und 123 auszufüllen. 

In gleiher Weife wäre borgugeden, wenn infolge Rekurs⸗ 
entfeheibungen eine Anderung in der Staatsſteuer eintritt. 

5. Die Borfchreibung der geteilten Steuer veranlaßt die Be 
mefjungsbehörde durch Ausfertigung des Formulars F/2; die mit 
biefem Formulare vorzunehmenden Amtshandlungen find auf der 


*) Sn der durch Nachtrag II (RGB. Nr. 72 ex 1900) feſt-⸗ 
geſtellten Faſſung. = 
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gädfeite besjelben vorgebrudt; im einzelnen märe noch zu be- 
merlen: 

6. Der Titel, die zwei Horizontalfpalten und die Bertilal- 
fpalten 1, 2 und 3 find von der Bemeſſungsbehörde auszufüllen. 

Sn der Anmerlungstolonne i angugeben, ob die Staatäfteuer 
(eventuell die Staatzfteuer famt Yufchlägen) bei dem betreffenden 
Steueramte ober bei einer anderen Zahlſtelle einzuzahlen ift. 

7. Sodann: ift der Borfchreibungsauswei3 an jene Gteuer- 
behörbe erfter Inſtanz zu ſenden, welche dem zur Durchführung 
ber Vorfchreibung berufenen Steueramte unmittelbar vorgefeßt ift, 
biefe hat den Vorſchreibungsbetrag entfprechend vorzumerfen und 
ben Aus weisſchein dem Steueramte zur Durchführung zu über- 
mitte 

8. Das Steueramt hat die Zuſchläge zu berechnen und in 
ben Spalten 4 bis 11 des Formulars F/2 einzufegen. Hierzu wird 
bemerkt, daß bie für ben ganzen Bezirk mit einem einheitlichen 
Prozent bemefjenen Zuſchläge nur von ber Geſamtſumme für alle 
im Gteueramt3bezirle gelegenen Gemeinden einmal und nur jene 
Bufchläge, bei welchen obige Borausfegung nicht zutrifft, zum Bei- 
fpiele die Gemeindezufchläge, für jede einzelne Gemeinde bejon- 
ders zu berechnen fein werben. 

9. Die Verftändigung der Unternehmung von der Steuer- 
vorichreibung, beziehungsmweife Umlagenberechnung, erfolgt für alle 
im Steuerbezirke gelegenen Steuergemeinden buch das betreffende 
Steueramt in einer einzigen Verftändigung nach Formular J/2; 
eine Berftändigung ber Gemeindevoritehungen über die Umlage 
baſis Fogt ſeitens des Steueramtes mit beſonderer Note nach 
Formular K nur in jenen Fällen, in welchen die Gemeindeumlagen 
nicht durch das Steueramt repartiert oder erhoben werben. 

10. Die Berftändigung J/2 iſt vom GSteueramte unmittelbar 
gegen Empfangfchein (Metourrezepiß) zuzuftellen. Nur bezüglich ber 

orſchreibungen für die im Betriebe der Staatseiſenbahnverwal⸗ 
tung ftehenden Bahnen find die Verftändigungen unter Vermeidun 
jedes unnötigen Aufjchubes und binnen längſtens acht Tagen nad) 
Einlangen bed Ausweiſes F/2 an die Steueradminiftration für den 
erften Bezirt in Wien einzufenden, welche bie Vorlage ber ge- 
fammelten Berjtändigungen an das Eifenbahnminifterium zu ver- 
anlajjen und den Tag der Zuſtellung den betreffenden Steuer- 
ämtern belanntzugeben Bat. 


4, Zonflige Beflimmungen in bezug auf die Perfonalftenern. 


Das FM. Hat die von einer Finanzlandesbehörde ausgeipro- 
chene Anficht, daB in Fünftigen Fällen von ben Eiſenbahnbetriebs⸗ 
Direktionen, beziehungsweiſe von den benfelben unterftehenden Sta- 
tionsvorftehnngen zum Zwecke der Einlommenfteuerbemefjung ein- 
jeiner Steuerpflichtiger Nachweiſungen über bie Menge der von 

iefen aufgegebenen und in Empfang genommenen Güter nur banıı 
einzufenden find, wenn auf:andere Weile die zur Einkommenſteuer⸗ 
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bemeifung erforderlichen Grundlagen nicht beiheftt werben können, 
Br hr nden Kenntni3 genommen. (FM. 9. September 1897, 
. 33.379, Blg. Küftenland 1897:12.) 


Die liquidierenden Kaſſen ber Staatsbahnen haben jene Staats 
bahnfunftionäre, welchen der Charakter von (umlagebejreiten) 
Staatsbeamten zulommt, dann die übrigen Staat3bahnbebienfteten, 
welche bloß perjonaleintommenfteuerpflichtig, aber nicht befoldungs- 
fteuerpflichtig find, mittels des Formulares A; die umlagepflid- 
tigen Staatsbahnbedienfteten, welche Bezüge in beſoldungsſteuer⸗ 
pflichtiger Höhe genießen, mittels des Formulars E/2 ber Steuer- 
behörde auszuweiſen. — Die mit Formular A Ausgewieſenen find 
in das Formular P/1, die mit Formular E/2 Ausgewiefenen in 
da3 Formular P/2 aufzunehmen. — Für lebtere, für welche aud) 
Bahlungsaufforderungen nah Formular R auögefertigt werben, 
werben Die Steuern an dad fompetente Steueramt bar abgeführt, 
Hingegen wird die Steuer der in da3 Verzeichnis P/2 Aufgenom⸗ 
menen (für welche Bahlung3aufforderungen nad Yormular C Mani⸗ 
pulationsvorſchrift auszufertigen find) nit an bie Steuerämter 
abgeführt, fondern unmittelbar bei ber Stantöbadntafe berrechnet, 
weshalb auch rüdjichtlich diefer da3 im 8 9, B. 2 der Manipula- 
tionsvorſchrift bezeichnete erfahren einzutreten hat. (FM. 12. Jän⸗ 
ner 1898, 3. 64.551/97.) 


Nenten, welde auf Grund bes Geſetzes vom 5. März 1869 
für die durch Ereignungen auf Eifenbahnen berbeigeführten Törper- 
lichen Berlegungen und Tötungen von ben Staatsbahnen ausbezahlt 
werden, find nur dann dem 2Yoigen Rentenfteuerabzuge zu unter- 
werfen, wenn biefelben ben Betrag von 600 fl. überfteigen; beträgt 
die Nente Hingegen weniger wie 600 fl., fo wird fie abzugsfrei 
ausbezahlt, der Steuerbehörde am Wohnjitze des Perzipienten (be⸗ 
ziehungsweiſe wenn dieſer im Auslande wohnt, der Steuerbehörde 
am Standorte der Bahn) aber bis Ende Jänner jeden Jahres 
eine Anzeige über bie ausbezahlten Renten erftattet; in biefem 
Falle hat fodann die Steuerbehörde zu erheben, ob unter Bedacht⸗ 
nahme auf 8127, 3.7, Berf. Steuerg., die Vorausfegungen ber 
an biefer Renie auf Grund von Belenntnifjen gegeben find 
ober nidt. 


Unfalfsrenten, welche von ber berufsgenoffenfchaftlihen Un⸗ 
fallverſicherungskaſſe, beziehungsmeije für diefe kommiſſionsweiſe 
von den Staatsbahnkafjen ausbezahlt werden, find gemäß $ 124, 
8.5, beziehungsweiſe 8 167, 8.4, Perf. Steuerg. der Rentenfteuer 
überhaupt nicht unterworfen, unterliegen hingegen dem Abzuge ber 
Berfonaleintommenfteuer nah Maßgabe der Beltimmungen der 
88 234 ff. Perf. Steuerg,, besiegen der Manipulationsvor⸗ 
fhrift. (SM. 25. April 1899, 3. 21.800.) 

über die fteuerlihe Behandlung der Diäten, beziehungsweife 
der an Stelle derfelben gewährten Reijepaufchalien der Eijenbahn- 
angefteliten wird folgendes eröffnet: 
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Für den Dienft bei ben k. k. Staatsbahnen enthält die hier- 
ortige Manipulationsvorichrift vom 3. November 1899, RGB. 
Nr. 209 (8 14), bie entiprechende Anordnung. 

Bei ben Brivatbahnen Tann eine gleich allgemeine Geftattung, 
fämtliche unter diefem Titel gewährten Bezüge ohne weitere Unter- 
fuhung von der Beiteuerung frei zu laſſen, nicht plaßgreifen. 
Sofern e3 fih jedboh um Diäten oder Reifepaufchalien der Funk⸗ 
tionäre bes Kontrolldienftes, des Bahnneubau- und Bahnerhaltungs⸗ 
bienftes, bes Telegraphen- und bes Berlehrsdienftes oder überhaupt 
. bes erefutiven Dienftes, endlich um bie (nach Stunden oder Kilo- 
metern bemefjenen) Yahrgebühren des Yugsbegleitungs- und Ma- 
fchinenperfonales bei Hauptbahnen banbelt, und der Jahresbetrag 
biefer Bezüge weder den Betrag von 1200 K, noch 30% der 
fteuerpflichtigen Dienftbezüge der betreffenden Perſonen überfteigt, 
wird geftattet, diefelben regelmäßig ohne befondere Erhebungen im 
einzelnen alle, Iedigli auf Grund einer Beitätigung der Bahn 
verwaltung, daß der fragliche Bezug den für die betrejfenbe Dienit- 
fotegorie und den betreffenden Dienftpoften ſyſtemmäßig gebüh- 
renden Diäten entſpreche, beziehungsweife ein ftändig ſyſte— 
miſiertes Weifepaufchale bilde, aus ber Befteuerungsgrundlage 
auszufcheiden. 

Für Telegraphenmeifter und Zugsreviforen, dann dad Zugs⸗ 
begleitungd- und Maſchinenperſonale niedriger Gehaltsjtufen und 
in ber gleichen Lage befindliche Angeftellte ähnlicher Dienftes- 
kategorien Tann auch über den obigen Prozentfag Hinausgegangen 
werden, infolange der 1200 K nicht erreichende Betrag der Diäten 
ober Paufchalien, beziehungsweiſe ber Stunden- und Kilometergelder 
bie fiir höhere Gehaltsſtufen derſelben Dienftesfategorie pajjierbare 
Summe nit überjteigt. 

Sofern nicht ftändig fyftemifierte, vielmehr bloß fallmeife zu- 
erfannte Diäten oder Neifepaufchalien oder ſolche bei anderen als 
ben oben erwähnten Dienjtlategorien, oder endlih Diäten, be- 
ziehungsweife Reifepaufchalien, die die oben angegebenen Grenzen 
‚ überfteigen, in Trage fommen, wird bem die Pajfierung fo 

Bezüge beanfpruchenden Steuerpflichtigen im Sinne des Artikels 25, 

dB. 4 88. IV, bei obwaltenden Bieifeln ber Nachweis obliegen, 
daß, beziehungsmweife in welchem Ausmaße die betreffenden Be- 
träge tatſächlich zu dienftlihen Ausgaben Verwendung finden. Diefer 
Nachweis wird bei unveränderten Verhältniffen zumeift auch für 
bie nächſtfolgenden Jahre genügen. Hierbei wird bemerkt, daß es 
nicht in der Intention dieſes Erlaffes Tiegt, daß in allen Fällen, 
in welchen die oben angegebenen Grenzbeträge, zumal nur um 
ein Weniges überfchritten werben, jedesmal ein ſtrikter Nachweis 
bes tatſächlichen Dienftaufwandes, etwa durch Sachverftändige, ala 
unumgängli erachtet werde. Vielmehr wird vor allem durch Ein- 
vernahme bes. Steuerpflichtigen oder bie eingubolenbe Außerung 
der verwaltung über die tatfächlichen hältniffe, die ber 
Diäten, beziehungsmeife Pauſchalienberechnung zugrunde Tiegen, 
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die Angemeffenheit ber letzteren zu prüfen und nur, falls Dies 
zu feinem entjprechenden Reſultate führt, ein weiterer Nachweis, 
etwa durch fachverftändige Auskunftsperfonen zu verlangen fein. 

Nüdfichtlih der oben erwähnten Beflätigungen der Bahnver- 
waltungen über die Natur der ausgezahlten Diäten und Reiſe⸗ 
paufchalien (ob ftändig fyitemifiert oder aber jallweije gewährt) 
wird beigefügt, baß diejelben am beiten in ben Vienftbezugsanzeigen 
anmerkungsweiſe anzubringen fein werben, zumal ohnehin nad) 
8 201 alle Bezüge, fomit felbftveritändlich auch die unter Dem 
Titel von Neifegebühren audgefolgten, in der vollen Höhe der 
Auszahlung zur Anzeige zu bringen find. 

Pro 1900 wird es fi für die Bahnverwaltungen empfehlen, 
um die Anwendung der in diefem Erlaſſe erteilten Geftattung jchon 
für das laufende Jahr zu ermöglichen, im Nachhange zu den bereits 
überreichten Dienftbezugsanzeigen eine entjprechende Mitteilung 
den kompetenten Steuerbehörben zulommen zu laffen. 

Bemerkt wird noch, daß die zugelafjene erleihterte Paſſierung 
von Diäten und Neifepaufchalien nur bei folgenden Hauptbahnen 
Unmwendung findet: 

1. 8. k. priv. Rafhau-Öderberger Eifenbahn; 

2. 8.2. priv. Eifenbahn Wien⸗Aſpang; 

3. U. priv. Buſchtehrader Eifenbahn; 

4 8. k. priv. öſterr. Norbweitbahn; 

5. K. E priv. Sühnorbbeutiche Berbindungsbahn; 

6. K.E. priv. Auſſig⸗Teplitzer Eifenbahn; 

. K. k. priv. böhmifche Nordbahn; 

88. k. priv. Sübbahn; 

9. Priv. öfterr.-ungar. Staatseilenbahn; 

10. K. k. priv. Kaifer Ferdinands⸗Nordbahn. 

Sofern auch bei ben übrigen Bahnen, und insbeſondere bei 
2olalbahnen Hin und mwieber Bezüge vorlommen, welchen der Cha- 
rakter von Diäten, beziehungsweije von Diätenpaufchalien richt 
abgefprochen werden Tann, wird ſich die Angemefjenheit derſelben 
aus den bei den Hauptbahnen beitehenden Sätzen leicht beurteilen 
laſſen. Das Gleiche gilt insbeſondere von den Fahrgebühren bes 
Bugbegleitungd- und Maſchinenperſonals. Im übrigen wird rüd- 
jichtlich der Handhabung des dem Steuerpflichtigen obliegenden Nach⸗ 
weiſes nah Artilel 25, 8.4 88. IV, auf das oben Gefagte 
verwieſen. 

Die in Betracht kommenden Hauptbahnen werden von hier 
aus von den mit dieſem eriaffe zugeftandenen Erleihterungen in 
Kenntnis gefegt. Bei biefer Gelegenheit wird noch bemerkt, daß 
hierort3 darüber Beſchwerde geführt wurde, daß nicht jelten ben 
aiemfbegugdanzeigen der Bahnverwaltungen als Bemeſſungsbehelf 
nicht genügend Beachtung geſchenkt worden fei. 


I 
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Es wird daher in Erinnerung gebracht, daß bei ber Steuer- 
bemeffung von PDienftbezügen regelmäßig die Anzeigen der Dienit- 
geber vorliegen follen, jomit eventuell vorher einzuholen. fein 
werden. Etwaige Widerfprüche zwiſchen Anzeige und Belenntnis 
des Steuerpflichtigen werben ftet3 durch weitere Erhebungen, be- 
giehungäreiie Beranlaffung einer entjprechenden Aufflärung zu 

beben fein. (fFfM. 30. März; 1900, 8. 67.028 ex 1899.) 

Die behuf3 Tilgung des Anlagelapital3 einer Bahn, deren 
unentgeltliher Heimfall an den Staat fonzejjiongmäßig vorgejehen 
ift, abgefchriebenen, zur Tilgung der Ültien und Prioritäten ver- 
wenbeten Beträge können bei Bemefjung ber Eriwerbiteuer als 
Abzugspoſten nicht anerkannt werbden.*) (BGH. 4 Juli 1901, 
8. 4636. Röll 1901: 37.) 

Die Zinfen ber im Befige einer Eiſenbahn befindlichen Wert- 
papiere jind auch) dann zu verfteuern, wenn e3 fih um Aktien oder 
Obligationen folher Unternehmungen handelt, welche bie Steuer- 
freiheit ‚genießen. — Die zur Tilgung der Prioritäten verwenbeter 
Beträge bilden auch bei den dem Heimfalle unterliegenden Eifen- 
bahnen feine Abzugspoſt im Sinne des 8 95, lit. f, des Perſonal⸗ 
ſteuergeſetzes. (GGH. 21. April 1903, 3. 3115, Budw. Nr. 1737/F.) 

Die Auslagen für die Subventionierung humanitärer und ge- 
meinnüßiger Vereine find, fofern fie geeignet find, den Gejchäfts- 
betrieb einer Eifenbahn mittelbar zu fördern, als Wbzugspoft im 
Sinne bes 8 94, lit. e, be3 Perfonatfteuergefeges zu pafjieren. 
(BGH. 22. April 1903, 8. 3118, Budw. Nr. 1738/F.) 


*) 895 des Perfonalfteuergejeßes beftimmt Hinfichtlicd ber Ab- 
fhreibungen folgendes: 

„Dagegen find in die Befteuerungsgrundlage nacjftehende Poften 
nicht einzubeziehen, beziehungsmeije fall3 fie nicht ohnedies fchon bei 
ber Berechnung der bilanzmäßigen Überſchüſſe als Abzugspoſten in 
Betracht gelommen find, von den bilanzmäßigen Überjchlijfen in Abzug 
zu bringen. 

... ) Die Ubjchreibungen, welche der Ubrügung der Entwertung 
de3 Inventar? oder Betrieb3materiald fowie den im Gejchäft3betriebe 
eingetretenen Subſtanz⸗Kurs⸗ oder anderen Berluften entſprechen, ferner 
jene Teile des Erträgniſſes, welche aus dem gleichen Anlafie in 
bejondere Fonds (Abſchreibungs⸗, Amortifationg- und Verluſtreſerve⸗ 
fonds u. dgl.) hinterlegt werden; im legteren Falle jedoch nur dann, 
wenn biefe Fonds zur Deckung von Abgängen und Berluiten be» 
ſtimmt bezeiäneter Urt gewidmet find und Verluſte und Ubgänge 
diefer Urt entweder bereit3 eingetreten oder al3 vorausſichtliches Er- 

ebnis ber Gefchäftsverhältnifje zu gewärtigen find. Die Ungemefjen- 

it der Höhe ber vorgenommenen Abichreibungen, beziehungsweiſe 
Dinterfegungen ift von ber Steuerbehörde, falls fie dagegen Bedenlen 
hat, durch Sachverſtändige feftzuftellen.“ . u 
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Die bei heimfälligen Bahnen rädjichtlich der gen ein 

tretende phyſiſche Abnützung und Entwertung kann gemäß $ 95, 

. lit..£, des Berfonalfteuergefeßes nur infofern als abrechenbare Ab- 

zugspoft anerkannt werden, als dieſe Wertverminderung, fei es 

durch vorgenommene Abjchreibungen. bes der Wertverminderung ent- 

fprechenden Betrages, fei e3 durch deſſen Auzfcheidung aus Dem 

Gefchäftserträgniffe und Wufbehaltung desfelben als Fonds im der 

. Sebarung und Nechnungsführung der Unternehmung zur Dar- 
ftellung gelangt. 

Die Differenz zwiichen dem Nennwerte von Eifenbahnprioritätz- 

obligationen und bem aus dieſen Obligationen erzielten Erlöfe 

. (BDisagio) ift ein nicht erft bei der Einlöfung, fondern ſchon bei 

der Begebung eingetretener VBerluft, welcher, wenn überhaupt nur 

. in bem Geichäftzjahre, in welchem die Begebung erfolgte, Teines- 

falls aber in ben fpäteren Geſchäftsjahren, in welchen die Obliga⸗ 

tionen nach und nad) eingelöft werden, Berüdfichtigung finden Tann. 

VGH. 29. April 1903, 3. 3124, Budw. VO, Nr. 1744/F.) 


I. Fahrkartenſtener. 


| Geſetz vom 19, Juli 1902, RGB. Nr, 153, 
betveffend die Einführung einer Fahrlartenfteuer vom 
u Perfonentransporte auf Eifenbahnen. 


Mit Zuftimmung beider Häufer de3 Reichsrates finde 
Sc anzuordnen, wie folgt: 

8 1. Für den Transport von Perjonen auf Eijenbahnen 
innerhalb des Gebietes der im Reichsrate vertretenen König- 
reihe und Länder wird eine bejondere Abgabe (Fahrkarten⸗ 
fteuer) eingeführt. Diejelbe ift von den gegenüber der Trang- 
portanftalt zur Zahlung der Trandportgebühren verpflich- 
teten Perjonen zu entrichten und beträgt, unbejchadet der in 
den 88 2 und 3 getroffenen Ausnahmsbeſtimmung: 


a) für Hauptbahnen 12%, 
: b) für Lolalbahnen (Gejege vom 25. Mai 1880, RGB. 
Nr. 56, 17. Zuni 1887, RGB. Nr. 81, und 31. Dezember 
‚1894, RGB. Nr. 2 ex 1895), 6%, 
c) für Kleinbahnen -(Gejfe vom 31. Dezember 1894, RGB. 
Her. 2 ex 1895) 3% 
des jeweilig für die Beförderung im Geltungsgebiete de 
gegenwärtigen Geſetzes zur Einhebung gelangenden Yahr- 


preiſes. 
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8 2. Im Verlkehre nad) und von den Ländern der un⸗ 
garifchen Krone, dann Bosnien und der Herzegowina, ſowie 
über dieſe Ländergebiete hinaus wird die Fahrlartenfteuer 
mit 100% von jenem Zeile des Fahrpreifes feitgejeßt, welcher 
auf die Beförderung im Geltungsgebiete des gegenwärtigen 
Geſetzes entfällt. 

8 8. Auf Hauptbahnen, beren normaler Tarif für die 
dritte Wagenklaſſe durchfchnittlid um mehr als 20% höher 
ift als der gleiche Tarif der öſterreichiſchen Staatsbahnen, wird 
bie Steuer. für diefe Wagenklaſſe mit 95% unb im alle 
des 8 2 mit 75% des zur Einhebung gelangenden Yahr- 
preiſes feſtgeſetzt. 

8 4 Die Einhebung und Abfuhr der Abgabe erfolgt 
durch die Eifenbahnverwaltungen. 

Die näheren Beitimmungen über den hierbei zu be 
obachtenden Vorgang, ſowie über die Auf» oder Abrundung 
ber Hellerbrudjteile und die Termine zur Abfuhr der ein- 
gehobenen Steuerbeträge an die Staatskaſſe, endlich die Be- 
ftimmungen über die wegen Nichtbeobachtung biefer Normen 
zu verhängenden Drdnungäftrafen find im Verordnungswege 
zu erlaſſen. 

8.5. Die Eiſenbahnunternehmungen haften für bie mit 
der Unterlaffung der rechtzeitigen Abfuhr der Abgabe und 
ber vorſchriftsmäßigen Ausweilung derjelben nad dem $ 6 
bed gegenwärtigen Geſetzes verbundenen nadhteiligen Folgen. 

Die Finanzverwaltung ift berechtigt, zum Zwecke der 
Prüfung der Ausweije die Originalaufzeichnungen und Büdjer 
der Unternehmungen einzufehen. 

8 6, Für nicht rechtzeitig abgeführte Beträge der Abgabe 


find vom Ablaufe der vorgejchriebenen Friſt fünfprogentige 


Verzugszinfen zu entrichten. 

Iſt eine Verkürzung der Abgabe eingetreten, jo ift die 
verkürzte: Abgabe ohne Einleitung eines Strafverfahrenz Ie- 
diglih auf Grund der den Betrag derſelben Tonjtatierenden 
amtlihen Erhebungen im zweifachen Betrage vorzujchreiben 
und nebft den von der verlürzten Abgabe entfallenden Ber- 
zug3zinjen einzuheben. 

87. Die Einbringung rüdftändiger Abgaben erfolgt auf 
die für die Einbringung rüdftändiger unmittelbarer Gebühren 
vorgefchriebene Urt. 
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Die ec limmungen des Geſetzes vom 18, Märg 1878, 
RGB. Nr. 31, über die Verjährung der unmittelbaren Ge- 
bühren haben aud auf diefe Abgabe Anwendung zu finden. 

Die im 8 6, Abſatz 2, bezeichnete Abgabenerhöhung 
verjährt in fünf Jahren. 

8 8. Weber über die Frage, ob eine Abgabe nach dem 
gegenwärtigen Geſetze zu entrichten iſt oder nicht, noch über 
das Ausmaß derſelben findet ein Verfahren vor den ordent⸗ 
lichen Gerichten ſtatt. 

über Rekurſe gegen die auf die Bemeſſung und Ein- 
hebung Diejer Abgabe und auf die Berhängung ber im 
8 6 des gegenwärtigen Geſetzes ausgeſprochenen nadhteiligen 
Folgen bezüglichen Verfügungen und Entſcheidungen ber Fi⸗ 
nanzbehörden entſcheidet in letzter Inſtanz das Finanz⸗ 
miniſterium, welches das Einvernehmen mit dem Eiſenbahn⸗ 
miniſterium zu pflegen hat. 

Auf die Verfügungen und Entſcheidungen ber Finanz⸗ 
behörden finden die Beitimmungen des Geſetzes vom 19. März 
1876, RGB. Nr. 28, Ariwendung. 


| 5 ®. Bon der durch dieſes Gejek auferlegten Abgabe 

ſind befreit: 

3 der Allerhöchſte Hof, 

Perſonen, welche unter Anwendung des Militärtarifes 
befördert werden, 

c) Ürbeiter und arbeitjuchende von ben Hierzu im Ber- 
ordnungswege bevollmächtigten öffentlichen Gtellenvermitt- 
lungen legitimierte Arbeiter, injofern fie mit bejonberen, 
ermäßigten Sahrfarten befördert werben, in welcher Hin- 
jiht die näheren Beftimmungen, insbejondere über das 
Mindeftausmaß der die Worausfegung ber Befreiung 
bildenden Yahrpreisermäßigung dem Berorbnungsivege 
borbehalten wird. 


8 10. Von der Fahrtartenſteuer ſind ferner befreit: 

die Perſonentransporte auf jenen Kleinbahnen, welche 
den Verkehr in einer Gemeinde und ihrer Umgebung 
vermitteln, innerhalb des Weichbildes der Gemeinde und 
eines Umkreiſes von zehn Kilometern von der Gemeinde⸗ 
grenze aus. Überjchreiten einzelne Linien einer folchen 
Kleinbahn diefen Umkreis, fo unterliegt der Verkehr 
auf dem außerhalb desfelben gelegenen Teile der Bahn 
der Fahrkartenſteuer; 


£ 


Pr. — 
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. 


K 


Ir 
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b) die: Perſonentransporte auf. den den Gegenſtand der 
Allerhöchſten Konzeffionsurfunde vom 18. Dezember 1892, 
NGB. Nr. 230, bildenden Bahnlinien der Wiener Stabt- 
bahn auf die Dauer der im 8 2, lit. d) diefer Kon 
deſſionsurkunde feſtgeſetzten Steuerbefreiungen. 

Die gleiche Befreiung gilt für direkte Fahrten im 
Abergangsverlehre zwiſchen den den Gegenſtand ber be- 
zogenen —— — bildenden und ben künftig 
zu Tongefjionierenden Bahnlinien des Wiener Stadtbahn- 
neße3, fowie ben innerhalb des Wiener Stadtgebietes 
gelegenen Streden der bejtehenden Eijenbahnen. 


8 11. Die in der Tarifpoft 47, lit. e des Geſetzes 
bom 13. Dezember 1862, RGB. Nr. 89, feftgejegte Stempel- 
gebührt, ſowie die nach Art. V, lit. £ und Xrtifel XX des 
Geſetzes vom 31. Dezember 1894, RGB. Nr. 2 ex 1895, 
an beren Stelle tretende Progentualgebühr für die Empfangs- 
und Aufnahmafcheine der ‚Eijenbahnunternehmungen über Die 
Übernahme bon Perjonen zum Transporte (PBerjonenfarten) 
Fi in Unfehung des im 8 1. bezeichneten Verkehres außer 

at. 


Sn dem im 8 2 bezeichneten Verkehre dagegen bleibt 
obige Stempelgebühr mit der Anderung aufrecht, daß dieſelbe 
ohne Beſchränkung auf den in der Tarifpoft 47, lit. e des 
Geſetzes vom 13. Dezember 1862, RGB. Nr. 69 und im 
8 2 des Geſetzes vom 11. Mai 1871, RGB. Nr. 39, feſt- 
geſetzten Maximalgebührenbetrag zu entrichten it. 


Desgleichen bleibt diefe Stempelgebühr mit vorſtehender 
Anderung hinſichtlich des Perſonenverkehres mit Dampf⸗ 
ſchiffen aufredht.*) 

8 12, Anweiſungen (Legitimationen) zur freien Fahrt, 
ſowie zur Fahrt zu ermäßigtem Preiſe unterliegen einer 
von den begünſtigten Perſonen zu entrichtenden Stempelgebühr. 


*) Die Tarifpoſt 47, lit. e, des Gebührengeſetzes lautet: 
e) Empfangs⸗ und Aufnahmsſcheine der Eifenbahn- und Dampf- 
ſchiffahrtsunternehmungen über die Übernahme von Perfonen zum 
.. Ztandporte (Perjonenfarten); j 
a) bei einem Fahrpreiſe bis 50 fr. von jedem Gtüd 1 te. ; 


- b) bei einem höheren Fahrpreiſe aber fo oftmals 4 Tr. als 50 fr. 


in dem Sahrpreife enthalten: find. Jeder Reit unter 50 Fr. ift 
als voll anzunehmen und die Gebühr nie höher al3 mit 15 fr. 
für das Stüd zu bemeffen. (Diefe Marimalgebühr wurde durch 
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Diejelbe beträgt für Anweiſungen, welche nur zu einer ein— 
maligen Fahrt oder zu einer Hin- und Rüdfahrt berechtigen: 


a) bei freier Fahrt Hinfichtlic; der 


II. ®agenllofe - - - + 2... 506 
LU. n 7.0.0. 1K 
I. 2... 2K 
.b) Bei der Fehrt zu ermäßigtem Preiſe ae) Der 
DI. Bagentlafe -. - . 2... '25h 
I. n nn... 50h 
I. ln... 1K 


n 
und für Anmeifungen zu wieberholten Fahrten: 
a) bei freier Fahrt er der 


II. Wagenflafje Er ... 5K 
I >22 2.2.2.0. 10K 
J. 2.2... 20K 
b) bei ber Fehrt zu ermäßigten Preiſe hinſichtlich Der 
II. Bagenflafe - -» -» 2»... 2K 50 h 
II. n nn. B 
I. n . 2.2... 10K 


Lautet die Anweiſung auf mehrere Perjonen, jo ift 
die Stempelgebühr für jede derjelben befonder3 zu berechnen. 
WVon der Stempelgebühr find befreit: Anweifungen, welche 

a) auf Gejegen, allgemeinen Verordnungen oder Tonzejjiond«- 
mäßigen Verpflichtungen beruhen; . 

b) von den Bahnverwaltungen den eigenen Bedienfteten 
einschließlich der Arbeiter, fowie den Familienangehö«- 
rigen derjelben oder den Bedienjteten fremder Verkehrs. 
anftalten erteilt werden; 

ec) auf Grund der vom Eifenbahnminifter erlaffenen oder 
genehmigten Dienftporjchriften der Bahnverwaltungen aus 
öffentlichen oder eifenbahndienftlihden Rückſichten oder 
- wegen. Armut oder endlich für gemeinnüßige Bivede 
gewährt werden. 


Ha Geſetzes vom 11. Mai 1871, RGEB. Nr. 39, auf 25 Fr. 


Werden die Perfonenfarten auf mehrere Perſonen oder für die 
Hin⸗ und Rückreiſe ausgeftelit, fo ift mebenjtehende Gebühr im erſten 
Galle nad der Zahl der Perſonen und im letzteren Doppelt zu be 


rechnen. 
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Die näheren Vorſchriften über die Art der Entrichtung 
diefer Stempelgebühr find im Verordnungswege zu erlajjen. 

Die Regierung ift ermächtigt, die unmittelbare Entrichtung 
diefer Gebühr zu bemilligen. 

Auf die obbezeichnete Stempelgebühr finden im übrigen 
die allgemeinen Borfchriften der Gefege über Stempel- und 
unmittelbare Gebühren Anwendung. 


8 18. Dieſes Geſetz tritt gleichzeitig mit dem Geſetze, 
betreffend die Aufhebung der ärarifchen Straßen- und Über- 
fahrt3mauten, mit dem Geſetze, betreffend eine weitere Er— 
höhung der auf Grund des 8 16 des Geſetzes vom 14. Mai 
1896, RGB. Nr. 74, erhöhten, normalmäßigen Verjorgungs- 
genüffe der Witwen nad) Zivilſtaatsbeamten und Staats» 
lehrperfonen, mit dem Geſetze, betreffend eine teilweile Ab- 
änderung, beziehungsweiſe Ergänzung der Beltimmungen über 
die Berforgungdgenüffe der Zivilftaatsbeamten (Staat3lehr- 
perfonen), der nach den Zivilpenſionsvorſchriften behandelten 
Gendarmeriemannfchaftöperfonen und Genbarmerielanzlei- 
Diener, fowie der in die Kategorie der Dienerjchaft gehörigen 
penfionierten und provifionierten Hivilftaat3bedienfteten, endlich 
mit dem Geſetze, betreffend die Abfchreibung der Grundfteuer 
wegen Beichädigung des Naturalertrage3 durch Elementar- 
ereigniffe, in Kraft. 


8 14. Mit dem Bollzuge dieſes Geſetzes find Mein 
Finangminifter, Mein Eifenbahnminifter und Mein Handels- 
minifter betraut. 


Durchführungsverordnung zum Gelege über die 
Fahrkartenſtener. 


Verordnung der Miniſterien der Finanzen, Eiſenbahnen und 


des Handels vom 27. September 1902, RGB. 1902 Nr. 195. 


iur Durchführung des Geſetzes vom 19. Juli 1902, RGB. 
r. 153, betreffend bie Einführung einer Yahrlartenjteuer 
bom Berjonentranzporte auf Eifenbahnen.. 

Zur Durchführung des Geſetzes vom 19. Juli 1902, 
RGB. Nr. 153, betreffend die Einführung einer Yahrlarten- 
fteuer vom Perſonentransporte auf Eifenbahnen, wird nad)- 
folgende verordnet: | 
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1. Wirkfamheitsbegiun. des Gefches, 


Artikel 1. 


Das Geſetz vom 19. Juli 1902, RGB. Nr. 153, be- 
treffend die Einführung einer Fahrkartenſteuer vom Per⸗ 
ſonentransporte auf Eiſenbahnen, tritt gleichzeitig mit den 
im 8 13 desſelben erwähnten Geſetzen, das iſt am 1. Jänner 
1903, in Wirkſamkeit. 


Il. Suhrherienkener. 
Artikel 2. 


Steuergrundlage. 


Am Sinne des $ 1 des Geſetzes ift die Fahrkartenſteuer 
bon dem für die Beförderung von Perſonen im Geltungs— 
gebiete des Gejetes jeweilig zur Einhebung gelangenden Yahr- 
preije zu bemefien. Als Fahrpreis find alle Transportgebühren 
anzujehen, welche al3 Entgelt für die Beförderung von Per- 
fonen auf Eifenbahnen im Geltungsgebiete des Öeiche? unter 
welchem Titel immer zur Einhebung gelangen. Leiltungen 
anderer Art, wie Strafbeträge, verfallene Beitellgelder, Ge- 
bühren für Bahnhofeintrittäfarten, Gebühren, gegen deren 
Entrihtung dem auf Grund der Fahrkarte zur Fahrt an 
ſich berechtigten Reiſenden der Anſpruch auf einen beſtimmten 
Platz eingeräumt wird (Platzkarten), u. dgl., bilden keinen 
Gegenftand der Steuer. . 


Artilel 3. 


Unterfheidung von Yaupt-, Lokal- und Kleinbahnen. 


1. Als Lokalbahnen im Sinne des $ 1, lit. b des Ge- 
ſetzes find jene Bahnen zu behandeln, welche ala jolihe 
auf Grund der Geſetze vom 25. Mai 1880, RGB. Nr. 

17. Juni 1887, RGB. Nr. 81, oder 31. Dezember ige 
RGB. Nr. 2 ex 1895, konzeſſioniert ſind. 

2. Als Kleinbahnen im Sinne ded $ 1, lit. c des Ge 
fees find die in Gemaßheit des Be vom 31. Dezember 
1894, RGB. Nr. 2 ex 1895, Tonzefjionierten Kleinbahnen 
(Zertiärbaßnen) ingufehen, 

3. Sene. Bahnen, welche, wenn aud) unter der Bezeich⸗ 
um Lokalbahnen (Selundärbahnen), nicht auf Grund der 

m Buntte 1 bezeichneten Geſetze konzeſſioniert wurden, fallen 
unter die Beitimmungen über Hauptbahnen. 


A — — — Bro 
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Artikel 4. 


Verkehr mit den Ländern der ungarifchen ron, fowie 
mit Bosnien und der Herzegowina. 


Der Veftimmung des $ 2 des Geſetzes unterliegt grund- 
ſätzlich der Verkehr mit direkten Yahrlarten in folgenden 
Relationen, und zwar 

1. au3 den im Reichsrate vertretenen Königreihen und 
Ländern: nah den Ländern der ungarifchen Krone, nad) 
Bosnien und ber Herzegowina, ferner über dieſe Länder- 
gebiete hinaus; 

2. aus den Ländern ber ungariſchen Krone oder aus 
Bosnien und der Herzegowina: nad) den im Reichsrate 
vertretenen Königreichen. und Ländern, ferner über dieſes 
Ländergebiet hinaus; 

3. aus dem Auslande: über bie im Neichdrate vertretenen 
Königreiche und Länder nad ben Ländern der ungarijchen 
Krone oder nad) Bosnien und der Herzegowina, ferner über 
die Länder der ungarischen Krone oder über Bosnien und 
die Herzegowina nad) den im Reichsrate vertretenen König- 
reihen und Ländern. 


Artikel 5. 
Ermäßigter Steuerſatz. 


Hauptbahnen, bei welchen die Vorausſetzungen des im 
8 3 des Geſetzes für die III. Wagenklaſſe feſtgeſetzten Steuer- 
ausmaßes zutreffen, haben. um Anerkennung diefer Voraus— 
Iehungen unter Beibringung der erforderlichen Belege beim 
Eifenbahnminifterium einzufähreiten und ſich über die dies— 
bezügliche Entfcheidung bei der zuftändigen Finanzbehörde erſter 
Inſtanz (Artikel 9) auszuweiſen. 


Artikel 6. 
Einhebung der Abgabe. " 

1. Die Yahrlartenfteuer ift durch die Trandportanitalten 
gleichzeitig mit dem Fahrpreiſe von den zur Bahlung der 
Transportgebühren verpflichteten Perjonen einzuheben. 

2. Auf den Bahrlarten iſt die gejamte zur Einhebung 
gelangende Gebühr, das ift der. Fahrpreis duzüglich der 
Abgabe, erſichtlich zu machen. 
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3. Bei der Einrehnung der Fahrlartenfteuer in Die 
PVerfonentarife hat eine bejondere Ab» oder Aufrundung von 
Hellerbruchteilen nicht ftattzufinden; es darf daher- nicht bie 
reine Transportgebühr und die Abgabe jede für jich, ſondern 
nur die nach Einrechnung der Abgabe fich ergebende Gejamt- 
gebühr der Rundung nad) den hiefür vom Eifenbahnminifte- 
rium erlaffenen Beitimmungen unterzogen werden. 

4. Die durch Einrechnung der Abgabe geänderten Per- 
fonentarife find vor deren Einführung dem Eijenbahnminifte- 
rium zur Genehmigung vorzulegen. . 


Artikel 7. 
Abfuhr der Abgabe, 


1. Die Fahrkartenſteuer ift durch die Bahnverwaltungen ' 
von den in jedem Monate au3 dem fteuerpflichtigen Perfonen- 
verfehre erzielten Einnahmen zu berechnen und ohne vorher- 
gehende amtlihe Bemeſſung abzuführen. 

2. Die Abfuhr Hat bei dem am Site der zuftändigen 
leitenden Finanzbehörde erjter Inftanz (Artikel 9) aufgeftellten 
Perzeptiongamte unter Beibringung eines Gegenjcheined® (Er⸗ 
lag3dofumentes) zu erfolgen. 

3. Bis zum 15. de3 dem Gebarung3monate nädhjitfolgen- 
ben Monates iſt, wofern bis zu Diefem Zeitpunkte noch 
nicht die definitive Abrechnung (Punkt 4) ftattfinden Tann, 
eine Abjichlagszahlung in einem Betrage zu erlegen, welcher 
der definitiv ermittelten Schuldigfeit für den gleihen Monat 
des Vorjahres auf 50 K abgerundet entfpridt. 

Für das erfte Jahr der Gültigfeit des Gefebes wird ala 
Abſchlagszahlung bei Hauptbahnen der vierfadhe, bei Lolal- 
bahnen der doppelte und bei Kleinbahnen der dreifade 
Betrag ber für den gleichen Monat des Vorjahres entrichteten 
Fahrkartenſtempelgebühr bejtimmt. 

4. Die definitive Abrechnung der Steuerſchuldigkeit hat 
ſpäteſtens bis zum 15. des dem Gebarungdmonate folgenden 
vierten Monates zu erfolgen. 

In der definitiven Abrechnung iſt getrennt für.die eigenen 
und für die einzelnen, auf fremde Rechnung betriebenen 
Linien, nach dem im beigegebenen. Mufter enthaltenen Bei- 
ipiele audzumeijen: 

a) die aus dem fteuerpflichtigen Perjonenverfehre erzielte 

Bruttoeinnahme, und zwar mit Unterjcheidung ber nad) 


rIy 22 


ar Er 14 
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den 88 1, 2 und 3 des Geſetzes einem bverjchiedenen 

Steuerausmaße zugewieſenen Anteile, fofern nicht infolge 

der im Artikel 12 vorgejehenen Pauſchalierung eine 

jolche befondere Ausweifung bezüglich ber Verkehre nad) 

8 2 des Geſetzes entfallen kann; 

b) die hiervon nad) Maßgabe der gejeglichen Prozentfäbe 
entfallenden Steuerbeträge, wobei für die Art der Steuer 
berechnung al3 Beijpiel diene, daß bei Hauptbahnen 
die zmwölfprozentige Steuer: von je 112 K der Brutto 
einnahme mit 12 K zu berechnen ift; 

c) die aus dem PBergleihe der Endfumme an dejinitiver 
Steuerjcehuldigfeit mit der für den betreffenden Monat 
geleifteten Abfchlagszahlung fich ergebende Nachzahlung 
oder Überzahlung. | | 
5. Die aus ber definitiven Abrechnung. ſich ergebende 

Nachzahlung oder Überzahlung ift in der Regel bei der 
gleichzeitigen monatlichen Abſchlagszahlung in Rechnung zu 
ziehen. Ä 
6. Die in ausländiicher Währung eingehobenen Fahr— 
preife find nad den vom Eifenbahnminijterium monatlich 
an die Eifenbahnen hinausgegebenen Durchſchnittskurſen, welche 
auch der Cinnahmeberechnung zugrunde gelegt werden, um- 
zurechnen. 

7. Zum Bmede einer abjchließenden Prüfung der Steuer- 
enteichtung ift der zuſtändigen leitenden Finanzbehörde erfter 
Inſtanz (Artikel 9) alljährlich päteften3 bis zum 1. Juli 
eine Jahresabrechnung für das Tebte abgelaufene Gebarung3- 
jahr vorzulegen. 

Diefe Jahresabrechnung hat insbeſondere zu enthalten: 

a) die Sahresfumme der in den monatlichen definitiven 
Steuerabrechnungen verfteuerten Perjoneneinnahmen ; 

b) die Perfoneneinnahme aus dem fteuerfreien Verfehre, und 
zwar mit der Unterjcheidung: 

&) derjenigen Beträge, welche im Rechnungsabſchluſſe 
zwar unter der Bezeichnung „Perſoneneinnahme“ 
verrechnet, aber nicht als ‚Fahrpreis‘ anzufehen 
find (Artikel 1), und 

ß) jener Beträge, welche zwar al3 „Fahrpreis an 
zufehen, aber auf Grund befonderer gejeglicher An- 
ordnung von der Yahrkarteniteuer befreit find (8 9, 
lit..a, b und c und 8 10 Schlußfag des Geſetzes). 
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Alle diefe Jahresbeträge find getrennt nach den 
einzelnen Befreiungstiteln aufzuführen. 

Die befondere Anführung der Einnahme aus dem fteuer- 
freien Militärverfehre (8 9, lit. b des Gefebes) fann dann 
unterbleiben, wenn dieſe Einnahme in dem Kemingsabfehtuffe 
der betreffenden Bahn unter einer eigenen Rubrik zur Dar— 
ftellung gelangt. 

Der Jahresabrechnung ift ein Exemplar des Rechnungs- 
abichlufjes für das betreffende Geſchäftsjahr anzufchließen. 

Hierbei find allfällige Differenzen zwiſchen ben in ber 
Jahresabrechnung und den im Nechnungsabichluffe ausgemie- 
jenen Berjoneneinnahmen aufzuflären. 

8. Zur Prüfung der Steuerabrechnungen haben die Eifen- 
bahnunternehmungen ihre Originalaufzeihnungen und Bücher 
den Organen der Finanzverwaltung über Verlangen zur Ein- 
ſicht vorzumeifen. 

Artikel 8. 
Orödnungsftrafen. 

Die Verhängung der im 8 4 des Geſetzes vorgefehenen 
Ordnungsſtrafen wird dem Finanzminifterium im Einver- 
nehmen mit dem Eijenbahnminifterium vorbehalten. 

Der Höchſtbetrag diefer Ordnungzftrafen wird mit 500 K 
feſtgeſetzt. 

Artikel 9. 


Inſtanzenzug. 

Zur Erlaſſung von Verfügungen und Entſcheidungen in 
Anſehung der Fahrkartenſteuer iſt, mit der im Artikel 8 
betreff3 der Ordnnungsftrafen normierten Ausnahme, in erjter 
Inſtanz die leitende Finanzbehörde erfter Inſtanz (Finanz- 
bezirfödireftion [Gebührenabteilung], Gebührenbemeijungsamt), 
in deren Amtöbereiche fich der Si der betreffenden Bahn- 
verwaltung befindet, berufen; für Bahnvermwaltungen, beren 
Sig fi) außerhalb der im Reichsrate vertretenen Königreiche 
und Länder befindet, ift das LBentraltar- und Gebühren- 
bemeffungsamt in Wien zuftändig. 

Gegen folche Verfügungen und Enticheidungen ift, mit 
Ausschluß des ordentlichen Rechtsweges, im Sinne der Be- 
ſtimmungen de Gefehes vom 19. Mär, 1876, RGB. Nr. 28, 
der Rekurs an die Finanzlandesbehörde und im weiteren 


u. 


r 
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Rechtszuge an das Finanzminifterium zuläffig, welches hier- 
en im Einvernehmen mit dem Eijenbahnminifterium ent» 
eidet. 


Artilel 10. 


Verfönliche Befreiungen. 


Nah 8 I des Geſetzes find von der Fahrkartenfteuer 
befreit: 

a) der Allerhöchfte Hof; 

b) Berfonen, welche unter Anwendung de3 Militärtarifes 
befördert werden, wogegen diefe Befreiung auf begünftigte 
Fahrten für Milttärperjonen bei außerdienftlidhen Reifen 
nicht angewendet werden darf; 

C) Arbeiter, wenn diefelben auf Grund der vom Eifenbahn- 
minifterium genehmigten Tarife unter Gewährung einer 
Yahrpreisermäßigung, welche mindefteng 50 Prozent des 
normalen Fahrpreijes auzfchließlich der Fahrkartenfteuer 
beträgt, mit bejonderen Arbeiterfahrkarten (Arbeiter- 
wochenfarten, Arbeiterrüdfahrlarten, Karten für Arbeiter» 
züge u. dgl.) befördert werden. 


Bezliglich der Arbeitjuchenden wird, da deren Be— 
förderung mit befonder3 ermäßigten Fahrkarten feitens 
der Bahnverwaltungen bisher noch nicht Plab greift, 
da3 weitere nad) Maßgabe der Zugeftehung derartiger 
Begünftigungen verlautbart werden. 


Artilel 11. 


Befreiung von Kleinbahnen. 


1. Kleinbahnen, welche den Verkehr in einer Gemeinde 
und ihrer Umgebung vermitteln, genießen die Befreiung von 
der Fahrkartenſteuer im Sinne des $ 10, lit. a des Geſetzes 
hinfichtlich de8 Perjonentransportes innerhalb des Weichbildes 
der Gemeinde und eines Umkreiſes von zehn Kilometern 
bon der Gemeindegrenze aus. 

Kleinbahnen, welche eine ſolche Befreiung in Anſpruch 
nehmen, haben um die bezügliche Anerkennung unter Bei- 


bringung der erforderlichen Belege bei der leitenden Finanz 
behörde erfter Inſtanz (Artikel 9) einzufchreiten. Die Ent- 
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ſcheidung über. derartige Geſuche wird dem Finanzminifterium 
einvernehmlih mit dem Eijenbahnminifterium vorbehalten. 


2. Überfchreiten einzelne Linien einer jolchen im Punkte 1 
erwähnten Kleinbahn den bezeichneten Umkreis, fo unterliegt 
der Verkehr auf dem außerhalb diejes Umkreiſes gelegenen 
Teile der Bahn der Fahrkartenjteuer und iſt daher Die 
Perjoneneinnahme aus diefem Berfehre getrennt auszumeijen. 
(Artikel 7 


Für Fahrkarten, welche zu einer Fahrt aus dem fteuer- 
freien Bereiche auf den fteuerpflichtigen Teil der Bahn oder 
umgefehrt berechtigen, ift die Steuer von jenem Teile des 
Fahrpreifes zu berecjnen, welcher nach dem Berhältnifje der 
fteuerfreien zur fteuerpflichtigen Fahrtitrede entfällt. 


III. Fahrkartentenpelgebühr. 
Artilel 12. 


Die in der Tarifpoft 47, lit. e des Geſetzes vom 13. De 
zember 1862, RGB. Nr. 89, feitgefegte Stempelgebühr für 
die Empfangs- und Aufnahmsſcheine der Eijenbahn- und 
Dampjichiffunternefmungen über die Übernahme von Per- 
fonen zum Transporte (Perſonenkarten) bleibt mit der An- 
derung, daß dieſelbe ohne Beichränfung auf den in ber 
vorerwähnten Tarifpoft und im 8 2 des Geſetzes vom 11. Mai 
1871, RGB. Nr. 39, feitgefegten Marımalgebührenbetrag zu 
entrichten ift, in folgenden Fällen aufrecht, und zwar: 


1. in Anſehung de3 Transporte von Perjonen auf 
Eifenbahnen in den im Artikel 4 bezeichneten Verkehren, und 


2. hinſichtlich des Perfonenverfehres mit Dampfſchiffen. 


Die Fahrlartenftempelgebühr ift in gleicher Weile mic 
bisher auszumeilen und in Abfuhr zu bringen. 


Sn Anjehung der Fahrfartenftempelgebühr bleibt die Be- 
ftimmung des $ 12 des Geſetzes vom 13. Dezember 1862, 
KGB. Nr. 89, unberührt und Tann insbeſondere den Eijen- 
bahnverwaltungen in Bezug auf die Abfuhr diefer Stempel- 
gebühr für die im Mrtifel 4 bezeichneten Verkehre über 
Anfuchen auf Grund des 8 12 des Geſetzes vom 13. De 
zember 1862, RGB. Nr. 89, eine angemeſſene PBaufchalierung 
vom Yinanzminifterium bewilligt werden. 
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IV. Stempelgebühr für Anmweifungen (degitimatisnen). 
Artikel 13. 


Obegenftand der Stempelgebühr. 

Der im $ 12 des Gejeged feſtgeſetzten Stempelgebühr 
unterliegen, infofern nicht ein gejeglicher Befreiungsgrund 
(8 12, dritter Abſatz, lit. a, b und c des Gejeges) zutrifft, 
Anmweifungen (Zegitimationen) zur freien Fahrt oder zur 
Fahrt zu ermäßigten Preife. 

Für Anweilungen zur Benüßung verfchiedener Wagen- 
Hafjen ift die Stempelgebühr nad) dem Ausmaße für Die 
höchſte Wagenklafje, zu deren Benügung die Anweiſung be- 
rechtigt, zu entrichten. 

Lautet die Anweifung auf mehrere Perfonen, fo ijt die 
Stempelgebühr für jede derſelben beſonders zu berechnen. 
Demzufolge ift auch für Anmeifungen, welche allgemein auf 
eine Gejamtheit von Berjonen lauten, vor der Ausfertigung 
Die Anzahl der Perjonen, melde die Anweiſung benützen 
fönnen, der augfertigenden Stelle nachzuweiſen und hier» 
nach die Stempelgebühr zu entrichten. 

Anmeifungen auf Fahrbegünftigungen, welche zwar im 
Geltungsgebiete dieſes Geſetzes ausgeftellt werden, aber bloß 
für außerhalb dieſes Gebietes gelegene Bahnlinien gelten, 
find fein Gegenftand der im 8 12 des Geſetzes feitgejeßten 
Stempelgebühr. 


Artilel 14. 


Befreiungen. 

. Jede Bahnverwaltung hat bi3 Ende März 1903 der 
leitenden Finanzbehörde erfter Inſtanz (Artikel 9) befanıt- 
zugeben, welche Arten von Fahrtbegünjtigungen bezüglich der 
in ihrem Betriebe befindlihen Bahnlinien im Sinne de3 
8 12, dritter Abſatz, lit. a des Geſetzes erteilt werden. 

2. Die im $ 12, dritter Abſatz, lit. b des Gejebes 
rüdjihtlih der eigenen Bedienfteten einfchließlic) der Ar- 
beiter, fowie der Bedienfteten fremder Verkehrsanſtalten feit- 
WR Befreiung bezieht ſich auch auf Bedienftete des Ruhe— 
tande 

Die den Familienangehörigen der eigenen Bedienfteten 
zulommende Befreiung erjtredt ſich nidht auf Anmweifungen 
für Linien fremder Verkehrsanftalten. Als Familienangehörige 
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find in diefer Dinficht die in den Inſtruktionen der E. k. öjter- 
reichiſchen Staat3bahnen als ſolche bezeichneten Perjonen zu 
betrachten, und tritt eine Befreiung nur infoweit ein, als Ni 
die bezüglichen Begünftigungen innerhalb der in dieſen In— 
ftruftionen gezogenen Grenzen beivegen. 

3. Die im $ 12, dritter Abſatz, lit. c Des Gejebes 
vorgejehenen Befreiungen (au3 öffentlichen oder eijenbahn- 
dienftlichen Nüdfichten oder wegen Armut oder endlich für 
gemeinnüßgige Zwecke) können nur auf Grund einer vom 
Eifenbahnminifter erlafjenen oder genehmigten Dienſtvorſchrift 
der Bahnverwaltung Plab greifen. —— daher eine 
ſolche Dienſtvorſchrift oder eine derſelben gleichzuhaltende Ber- 
fügung nicht erlaſſen oder genehmigt wurde, unterliegen die 
betreffenden Anweiſungen der Stempelgebühr. 

Eine Abſchrift der Dienſtvorſchrift (Verfügung) iſt der 
leitenden Finanzbehörde erſter Inſtanz (Artikel 9) vorzulegen. 


Artikel 15. 


Art der Entrichtung der Stempelgebühr. 


I. Die Stempelgebühr für Anweiſungen (Legitimationen 
zur freien Fahrt oder zur Fahrt zu ermäßigtem Preiſe 
(8 12 des Geſetzes) iſt in der Regel durch Verwendung 
F allgemeinen Stempelmarken in folgender Weiſe zu ent- 
richten: 

A. Für die feiten3 der Bahnverwaltungen zur 
Ausfertigung gelangenden Anweifungen (Legiti- 
mationen), und zwar: 

1. für Anweifungen (Legitimationen) zu mie- 
derholten Fahrten: 

Diefe Anweifungen find ohne Unterjchied, Ay dieſelben 
der Stempelgebühr unterliegen oder nicht, vor der Ausgabe 
unter fortlaufenden Jahresnummern zu verzeichnen, und zwar 
bei Verwendung ſelbſtändiger Formularien in beſonderen Re— 
giſtern, wenn aber ſolche Formularien nicht verwendet wer⸗ 
den, in juxtierten Heften (Ternions). 

ie Regiſter oder Ternions ſind vor ihrer Verwendung 
der amtlichen Beglaubigung zu unterziehen. Zu dieſem Be— 
hufe iſt auf der erſten Seite des Regiſters oder Ternions 
die Beſtimmung desſelben, die Zahl der Bogen, aus denen 
e3 beiteht, und da3 Datum unter Fertigung durch die Aus— 
gabsſtelle anzufegen; ferner ift durch das Negifter oder Ternion 
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ein Faden dergeftalt durchzuziehen, daß da3 eine Ende de3- 
jelben durch das erfte Blatt und das andere durch das lebte 
Blatt Herportritt. 

Das auf dieſe Art vorbereitete Regifter oder Ternion 
ift am Site der Ausfertigungsſtelle zu dem hierfür beftimmten 
Amte zu bringen, welches, fofern es die vorerwähnten Be— 
dingungen gehörig erfüllt findet, da8 eine Ende des Fadens 
am eriten, das andere am lebten Bogen mittel Giegellad 
und durch Aufdrüdung des Amtsſiegels befeftigt. 

Als ſolche Amter werden in Wien das Bentralftempel- 
amt, in Prag und Trieft das Stempelamt, in den übrigen 
Orten die zur Gebührenperzeption beftimmten Amter (Steuer- 
ämter ufmw.) bejtimmt. 

Die Stempelmarfen find auf dem bei der Bahnvpermwaltung 
zurüdbleibenden Negifter oder der Yurta des Ternions bei 
der betreffenden Poſt an der hierzu beitimmten Stelle auf 
zufleben und durch bahnämtlichen Aufdrud zu entwerten. 

Die der Gebührenentrichtung unterzogenen Anweiſungen 
erhalten den entipredhend auszufüllenden Vermerk: 

„Die Stempelgebühr per. . . K. . h entrichtet.“ 

Hinfihtlih der ftempelfreien Anweiſungen ift im Re— 
ifter oder auf der Juxta des Ternions der gejebliche Be- 
Freiungstite, beziehungsweije der die Befreiung begründende 
Umftand in kurzen Schlagworten zu bezeichnen; die betreffenden 
Anweiſungen felbit find mit dem Vermerke: „gebührenfrei 
nach 8 12, dritter Abſatz, lit. a (beziehungsmeije lit. b oder 
lit. c) de8 Fahrkartenſteuergeſetzes“ zu verfehen. 

Die Bahnverwaltungen haben die zur Ausfertigung der 
Anmweijungen (Legitimationen) berufenen Eifenbahndienititellen 
ſpäteſtens bis Ende März 1903 der zuftändigen leitenden 
Yinanzbehörde erfter Inſtanz (Urtilel 9) befanntzugeben und 
auch Die diesbezüglich etwa vorfallenden Anderungen jeweils 
anzuzeigen. 

2. Für Anweifungen (Begitimationen) zu einer 
einmaligen Fahrt ober zu einer Hin- und Rück— 
fahrt (Einzelanweifungen): 

Die Stempelgebühr für diefe Anweiſungen ift durch Ver- 
wendung von Stempelmarfen auf ben Anveitungen felbft unter 
folgenden Modalitäten zu entrichten, und zwar: 

2) der für die Anmweilungen zu entrichtende Stempelbetrag 
ift durch Die Ausfertigungsſtelle ſowohl auf der Anweiſung 
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al3 auch auf der zugehörigen Juxta des Terniong oder 

in den an Stelle folder Ternions etwa geführten Re— 

giftern ziffermäßig vorzufchreiben ; 

b) den Formularien der Anmweifungen ift eine folche textliche 
Fallung zu geben, daß daraus deutlich hervorgeht, daß 
diefe Anmeifungen erſt mit der Adftempelung durch die 
Perſonenkaſſe ihre Gültigkeit erlangen und al3 endgültig 
ausgeftellt zu betrachten jind; 

c) hinfichtli der ftempelfreien Anweiſungen ift ein ent— 
ſprechender Vermerk der unter Punkt 1 angegebenen 
Art auf der Juxta des Ternions und auf ber Anweiſung 
jelbjt anzubringen; 

d) die Partei ift zu verpflichten, die ftempelpflichtigen An— 
mweifungen auf dem hierzu beftimmten Naume mit den 
entijprechenden Stempelmarfen zu verjehen und der Per- 
ſonenkaſſe zur Abftempelung vorzumeifen; 

e) die Perſonenkaſſe hat die Übereinitimmung de3 Betrages 
der aufgeflebten Stempelmarfen mit der biesfälligen Vor— 
Ichreibung zu überprüfen und ſodann die Stempelmarfen 
duch Aufdrud des Zugsſtempels zu entwerten; Anwei— 
jungen, welche nicht die vorgefchriebenen Stempelmarfen 
oder einen Vermerk über die Stempelfreiheit tragen, 
find von der Perſonenkaſſe zurüdzumeifen. 

Snjofern die Einrichtungen einer Bahnverwaltung den 
vorjtehenden Beftimmungen nicht entiprechen, ſteht e3 der 
Yinanzverwaltung frei, die Entrichtung der Stempelgebühr 
auch für Kinzelnanmweilungen auf die unter Punkt 1 für 
Anweiſungen zu wiederholten Fahrten vorgejchriebene Weiſe 
zu berlangen. 

B. Für Anweijfungen (legitimationen), welde 
niht von Bahnverwaltungen, ſondern von anderen 
Stellen (Behörden und Ämtern) außgeftellt werden. 

1. Für derartige Anmweijungen (Legitimationen) zu 
wiederholten Fahrten ift die Stempelgebühr in der 
Weiſe zu entrichten, daß die Stempelmarfen auf der Anweiſung 
(Legitimation) felbft an entjprechender Stelle aufgeflebt und 
duch Aufdrud des Amtsfiegel3 der auzftellenden Behörde ent- 
wertet werden. 

2. Pinfichtlih der Einzelnanweifungen diefer Art 
ift in gleicher Weife vorzugehen, wie dies vorftebenb unter A, 
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Punkt 2, rüdjichtlih der von den Bahnverwaltungen aus— 
geftellten Einzelnanweifungen vorgejchrieben ift. 

C. Die für Eifenbahnlinien im Geltungsgebiete diejes 
Geſetzes gültigen Anweiſungen (Legitimationen), welche 
außerhalb dieſes Geltungsgebietes auzgeftellt wer- 
den, unterliegen der Stempelgebühr nicht jchon bei der 
Ausftellung, fondern erjt bei ihrer Benützung zu einer Fahrt 
im Geltungögebiete diejes Geſetzes; die Entridhtung diefer 
Gebühr Hat im Geltungsgebiete dieſes Geſetzes durch Ver— 
wendung von Stempelmarfen auf den Anmeifungen (Legitima- 
tionen) und Entwertung der Stempelmarfen mittel3 bahn- 
amtlichen Aufdrucdes oder in einer anderen über bejondere3 
Anfuchen durch die Finanzverwaltung bemwilligten Form zu 
erfolgen. 

II. An Stelle der Verwendung allgemeiner Stempel» 
marken kann der Aufdrud der entiprechenden Stempelzeichen 
durch ein hierzu beſtimmtes Stempelamt Pla greifen; aud) 
kann über beiondere® Anjuhen die unmittelbare Ent- 
rihtung der Stempelgebühr feitend des Finanzminifte- 
riums bewilligt werden. 


Artikel 16. 


Kontrolle, 

1. Neifende, welche bei der Zugsreviſion im Beſitze 
bon Anweiſungen (Legitimationen), die nicht vorſchriſtsmäßig 
im Sinne des Artikels 15 geftempelt oder mit dem Vermerke 
über die Entridhtung der Stempelgebühr oder die Stempel- 
freiheit verfehen find, angetroffen werden, find in der Ziel— 
ftation durch die Stationdorgane zunächſt zu verhalten, bie 
Stempelgebühr nachträglich zu entrichten; in diefem Falle ift 
die entfallende Stempelmarfe auf der Anweifung (Legitima- 
tion) aufzufleben und mittels Aufdrudes des Stationd- oder 
Bugsftempel3 zu entiwerten. 

Wird dieſer Aufforderung nicht entſprochen, jo ift von 
den Stationdorganen ein amtlicher Befund nach dem beijpiel3- 
weife beigegebenen Mufter aufzunehmen und der leitenden 
Finanzbehörde erfter Inſtanz (Artikel 9) zu übermitteln. 

2. Die den Reiſenden mit den abgeftreiften Fahrkarten 
abgenommenen Anweiſungen (LZegitimationen) Tönnen durd) 
die Organe der Finanzverwaltung einer Überprüfung in Ab- 
jiht auf die Erfüllung der Stempelpflicht unterzogen werden. 
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Zu gleichem Kontrollzwede ift den Organen der Finanz- 
verwaltung über Verlangen Einjicht in die von den Bahn- 
verwaltungen aus Anlaß der Ausfertigung von Anweiſungen 
a mationen) geführten NRegilter oder Terniond zu ge— 
währen. 


Artikel 17. 


Anmwendung der allgemeinen Vorfihriften über Stempel und 
unmittelbare Gebühren. 


Auf die im 8 12 des Gejehes feſtgeſetzte Stempel- 
gebührt von Fahrbegünſtigungsanweiſungen (Legitimationen) 
haben, inſoweit nicht die im Geſetze und in der gegenwärtigen 
Verordnung getroffenen bejonderen Beftimmungen Pla grei— 
fen, die allgemeinen Borjchriften über Stempel und unmittel- 
bare Gebühren,. in3bejondere in Abficht auf die Verpflichtung 
zur Entrichtung der Gebühr, die Erfüllung der Stempelpflicht, 
die Haftung, die nachteiligen Folgen von Gefegesübertretungen, 
die Verjährung uſw. Anwendung zu finden. 


V. Übergangs: und Shinghekimmungen, 


Artikel 18. 
Vor dem Wirkfamkeitsbeginne ausgegebene Fahrkarten. 


1. Fahrkarten, welche vor Ablauf des Jahres 1902 aus- 
gegeben und zur Benügung nach diefem Zeitpunkte zugelafjen 
werden, unterliegen bei dieſer Benützung grundjäglid, un 
beihadet der im Punkte 3 bezeichneten Ausnahmen, der 
Fahrkartenſteuer. 


2. Für die im Punkte 1 bezeichneten Fahrkarten iſt 
die Fahrkartenſteuer im Falle der Benützung zu einer Fahrt 
im Jahre 1903 nachträglich einzuheben und gleichzeitig mit 
der definitiven Abrechnung für jenen Monat, in welchem 
dieſe Einhebung erfolgte, der Geſamtſumme nach beſonders 
auszuweiſen und in Abfuhr zu bringen; ſollte die Steuer 
aber den Reiſenden ſchon im Jahre 1902 bei der Ausgabe 
der Fahrkarten in Anrechnung gebracht worden ſein, ſo iſt 
dieſelbe gleichzeitig mit der definitiven Abrechnung für den 
Monat Jänner 1903 auf die eben bezeichnete Weiſe auszu— 
weiſen und abzuführen. 
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3. Bon der Fahrkartenfteuer werden frei gelaijen: 

a) Zeit und Abonnementlarten, deren Gültigkeit vor dem - 
1. Oftober 1902 begonnen hat und ſpäteſtens mit Ende 
1903 abläuft; 

b) fonftige Fahrkarten (Einzeln⸗ und Ruckfahrkarten, Rund⸗ 
reiſekarten u. dgl.), wenn deren Benützung vor dem 
1. Sänner 1903 begonnen hat und deren Gültigkeit ſpä— 
teten? mit 28. Februar 1903 abläuft. 


Artikel 19. 


Vor dem Wirkfamheitgbeninne ausgegebene Anweiſungen 
(egitimationen). 

Anweifungen (Legitimationen) zur freien Yahrt, ſowie 
zur Fahrt zu ermäßigtem Breije, welche vor Ablauf des 
Jahres 1902 mit Gültigfeitäbeginn vom 1. Jänner 1903 
oder einem fpäteren Zeitpunkte an ausgegeben wurden, unter- 
liegen, foweit nicht eine Befreiung nach dem dritten Abſatze 
des 8 12 des Geſetzes eintritt, vom 1. Jänner 1903 an 
im Falle ihrer Benügung der im 8 12 des Geſetzes feit- 
gejegten Stempelgebühr. 

Sn diefen Fällen ift die Stempelgebühr, fofern deren 
Entrihtung nicht nah Maßgabe der Beitimmungen des Ar- 
tifel 15 bereit erfolgt ift, vor Benützung der Anweiſungen 
durch Verwendung von Stempelmarfen auf denſelben und 
durch Entwertung der Stempelmarken mittel3 Aufdrudes des 
Amts» oder Dienftfiegeld der Ausfertigungsftelle zu entrichten. 


Artilel 20. 


Stempelbefreiung. | 

Die zur Buftandebringung der Abgabenentrichtung, zur 
Anerkennung von Wbgabenbefreiungen oder -Ermäßigungen 
oder zu Kontroll3- und Evidenzhaltungszmweden im Sinne 
der Artikel 5, 6, 7, 11, 12, 14, 15, 16 und 18 der Per- 
ordnung zu überreichenden Eingaben ſamt deren Beilagen 
find ftempelfrei. 

Artikel 21. 


Wirkfamkeitsbeginn der Verordnung. 


Die gegenwärtige Verordnung tritt im allgemeinen gleich- 
aeitig mit dem Gele “4 vom 19. Juli 1902, RGB. Nr. 153, 
1. Sänner 1903, Hinfichtlich der in den Arlikein 5, 6, 
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11, 12, 14, 15, 18 und 19 der Verordnung getroffenen Be- 
ftimmungen aber, foweit fie bereit3 vor dem 1. Jänner 1903 
zur Vorbereitung der Durchführung des Geſetzes vorzufehrende 
Maßnahmen zum Gegenftande haben, mit dem Tage der 
Kundmachung in Wirkſamkeit. 


Fahrkartenſteuer hinſichtlich der Kleinbahnen in Graz. 
Landesgeſetz für Steiermari vom 15, Oktober 1902, LGB. 


r. 68, 
betreffend die Einhebung einer Fahrlartenfteuer Hinfichtlic der im 
GStadtgebiete der Landeshauptftadt Graz betriebenen Kleinbahnen. 

81. Die Unternehmungen ber im Gebiete der Landeshaupt- 
ftadt Graz, unter Benützung ftädtifchen Straßengrundes betriebenen 
Kleinbahnen ſind verpflichtet, gleichzeitig mit der Ausgabe von 

hrfarten eine der Stadtgemeinde Graz zufließende Yahrlarten- 

euer nach Maßgabe der nachfolgenden Beitimmungen einzuheben. 

82. Die Fahrlartenfteuer beträgt für jede zur einmaligen 
Befahrung einer im Stadtgebiete gelegenen Strecke berechtigende 
Fahrkarte ohne Rückſicht auf das Ausmaß der in das Stadtgebiet 
fallenden Fahrftrede 2 Heller. In jenen Fällen, in welchen die 
Halteftellen der Bahnunternehmungen nicht mit der Grenze des 
Stadtgebietes zufammenfallen, find für den Verkehr außerhalb Graz 
Fahrkarten von und bis zur erften in der Stadt Graz gelegenen 
Halteftelle von der Fahrkartenſteuer befreit. 

Hinfichtlih der zur wiederholten Befahrung einzelner oder 
fämtlider in das Stadtgebiet fallenden Streden berechtigenden 
Fahrkarten (Zeit, beziehungsmeife Abonnementskarten) ift an Fahr⸗ 
fartenjteuer jener Betrag einzuheben, beziehungsweiſe zu entrichten, 
welche dem Anteile von 10% des von ber Unternehmung feitge- 
geitellten Preiſes entjpricht. 
bef 8 3. Bon ber nach 8 2 zu entrichtenden Fahrkartenſteuer ſind 
efreit: 

a) die zur Benügung durch Kinder zu befonder3 ermäßigten 
Preiſen audgegebenen Fahrkarten (Kinderlarten); 

b) die unter Einſchränkung der Benütbarkeit auf beitimmte Tages- 
zeiten zu ermäßigten Preifen ausgegebenen Fahrkarten (Stun- 
denfarten); 

c) die zur Benügung durch Arbeiter gegen Legitimation zu er- 
mäßigten —5 zur Ausgabe gelangenden beſonderen Karten 
(Arbeiterkarten). 

84. Die nah 81 zur Einhebung der in den 882 und 3 
beitimmten Fahrlartenfteuer verpflichteten Unternehmungen haben 
die im Laufe des Monats an Fahrkartenſteuer eingehobenen Be- 
träge längſtens bis 15. de3 nächitfolgenden Monat3 an die Stadt- 
fajfe Graz gegen Amt3beftätigung abzuführen. 
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Bum Bmede ber genauen Abrechnung für da3 Kalenderjahr ift 
unter Vorlage des Fedmun Sabfchluffes der Unternehmung eine 
Nachweiſung der zur Ausgabe gelangten Yahrfarten binnen zwei 
Monaten nach Jahresſchluß dem Stadtrat Graz einzufenden. 

5. Die im $ 1 bezeichneten Unternehmungen find für die 
den vorftehenden Beitimmungen entfprechende Einhebung und Ab⸗ 
führung ber Fahrlartenfteuer haftbar. 


III. Stempel und Gebühren, 


A. Stempelpfliht der Eingaben an die Dienftitellen der 
Staatseiſenbahnverwaltung. 


Erlaß des k. k. Eifenbabuminiterinmd vom 16. Jänner 1897, 
3. 9517/I ex 1896. 


Auf Grund ded mit dem k.k. Finanzminifterium gepflogenen 
Einvernehmens wird nachſtehendes befanntgegeben: 


Da im Sinne des Organifationsftatut3 vom 19. Jänner 1896, 
RGB. Nr. 16, ber rein ftaatliche und öffentlich rechtliche Charakter 
ber Behörden und Amter der k. k. Staatzeifenbahnverwaltung außer 
Zweifel fteht, haben alle Beitimmungen bes Gebührengefebes über 
die Stempelpfliht von Eingaben an k.k. Staatsbehörden und 
Amter auf die bei den Behörden und Amtern der k.k. Staats⸗ 
eifahaßnnerwaltung überreichten Eingaben volle Anwendung zu 

en. 


Hiernach wird insbefondere folgendes bemerkt: 


A. $n materieller Hinsicht. 

Im allgemeinen unterliegen bie bei den Behörden und 
Amtern .der E EL GStaat3eifenbahnverwaltung über- 
reiten Eingaben dem Stempel von 50 Kreuzer per Bogen 
normaler Größe und deren Beilagen dem Stempel von 15 Kreuzer 
per Bogen normaler Größe, fofern das Gebührengejeg keine Aus 

nahme beftimmt. 

Die wichtigſte Ausnahme enthält die Tarifpoſt 44, lit. u, 
wonach Eingaben, melde an bie Verwaltungsbehörden und Amter 
der Staatseiſenbahnen in Abficht auf die Beförderung von Effelten 
und Waren, deren Bufendung, Zuftellung, Inſtradierung oder Hin- 
ſichtlich der Entſchädigungen für Frachtſtücke oder Nüditellung der 
Frachtportogebühren gerichtet werden, jtempelfrei find. 

Ferner findet laut Finanzminifterialerlaß vom 3. Yänner 
1882, 3. 88, auf die Behörden und Amter der k. k. Staat3eifen- 
bahnverwaltung auch Tarifpoft 44, lit. w, Anwendung, wonach 

- jene Eingaben ftempelfrei find, welche bloß Gegenjtände des un⸗ 
mittelbaren Gefchäftsbetriebes der ftaatlichen Unternehmung betreffen 
und von folder Beichaffenheit find, daß fie, wenn ſolche an einen 


1230 | Steuern und Gebühren. 


Privaten in einem ähnlichen Gefchäfte gerichtet würben, ber 
Stempelpflicht nicht unterworfen wären. 

Es find daher ftempelfrei: alle Eingaben und SKorrefpon- 
denzen mit Wusnahme der Offerten (fiehe unten), betreffend Ton- 
trete Geſchäfte des Perfonen- oder Sachentrandported der vom 
Staate betriebenen Eijenbahnen, der BodenſeeSchiffahrt, des Salz- 
geichäftes, der Hausadminiftration und des Okonomates, desgleichen 
auch Eingaben um Erteilung von Tarifauskünften, um Gewährung 
von Tarifermäßigungen und Yahrbegünftigungen fowie alle Ein- 
gaben wegen Reklamation von Schadenerſatz anläßlich der Beichädi- 
gung, des Berluftes oder der Verminderung von Transportgütern, 

ieferzeitverfäumnid, Bortorüdvergfitung und Eingaben um Schaden- 
erfag anläßlich der Verlegung oder Tötung von Perfonen. 

Inſofern jedoch mittels folder Eingaben die Eifenbahnvermwal- 
tung durch den Bezugsberechtigten beauftragt wird, die erwähnten 
Erjagbeträge nicht an biefen, fondern an eine dritte Perfon aus- 
zuzablen, ftellen fich dieſelben als in den Zert Taufmännifcher 
Korrefpondenzen aufgenommene Anweifungen bar und unter- 
liegen als folche gemäß 8 9 des Gefehes vom 29. Februar 
1864, RGB. Nr. 20, der Gebühr nah Tarifpoft 11, Punkt 2, 
lit. b, aa, des Geſetzes vom 13. ember 1862, RGB. Nr. 89, 
beziehungsmweife eventuell nach 8 12 des erftbezogenen Geſetzes, fo 
daß fie wie Wechfel der Stempelgebühr nad) der Höhe des ange» 
wiejenen Betrages — in ber Regel nah Skala I — zu unter- 
ziehen fein werben. 

Alle an das ?. k. Eifenbahnminifterium als inftanzmäßig über⸗ 
georbnnete Behörde gerichteten Nelurfe gegen Entjheidungen 
der kak. Staat3bahndireftionen find ohne Unterſchied des 
Gegenftandes gemäß Tarifpoft 43, lit. h, dem Stempel von 1 fi. 
vom erften Bogen und 50 Sreuzer bon jedem weiteren Bogen 
unterworfen. 

Die Stempelpflit von Rekurſen befteht auch daun, wenn der 
Rekurs mit einer Borftellung an bie Staatsbahnbireltion in der 
Art verbunden wird, daß das Anfuchen geftellt wird, die an bie 
Staatsbahndireltion gerichtete Eingabe dem Eifenbahnminifterium 
zur Entfcheidung für den Wall vorzulegen, ald die Staat3bahn- 
direltion der Borftelflung Feine Folge zu geben finbet. 

Die gleiche Stempelgebühr ift von Rekurſen der PBrivatbahnen 
gegen Berfügungen und Enticheidungen ber k. E. Generalinfpektion 
der öfterreichifchen Eifenbahnen zu entrichten, ausgenommen wenn 
der betreffenden Bahnunternehmung die Gebührenfreiheit auf Grund 
der für fie maßgebenden Tonzeffionsmäßigen Beſtimmungen zu- 
fommt. Dagegen find Befhwerden gegen Verfügungen der 
Privatbahnverwaltungen burchwegd ohne Unterſchied des 
Gegenftandes mit 50 Kreuzer per Bogen zu ftempeln. 

Eingaben ber PBrivatbahnvermwaltungen an das k. k. Eifenbahn- 
minifterium als Aufficht3behörde find in der Negel mit 50 Kreuzer 
per Bogen zu ftempeln, ſofern der betreffenden Bahnunternehmung 
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nicht auf Grund der für fie maßgebenden (in der beggtähen 
Eingabe ausdrüdlih anzuführenden) Tonzefjionsmäßigen Beſtim⸗ 
mungen bie Gebührenfreiheit zulommt oder joforn nicht ein gefeh- 
licher Befreiungsgrund im Sinne der Tarifpoft 44 zutrifft. 

So 3. 8. find im Sinne der Tarifpoft 44, lit. g, befreit die 
Eingaben, melde eine Bahngefellfchaft als Vorſitzende der Direk⸗ 
torentonferenz ober namens ber Verbände mehrerer Bahnen im 
öffentlichen Intereſſe überreichen, dann ſolche Eingaben, welche bie 
betreffenden Bahngefellfchaften über Amtliche Aufforderung in An- 

elegenheiten des öffentlichen Verkehrsintereſſes oder zu ftatiftifchen 
weden überreichen, daher insbefondere Eingaben um Genehmi- 
gung von Tarifen und Borlagen von Tariferemplaren u. dgl. 

Gemäß Artilel IV des Geſetzes vom 31. Dezember 1894, 
RGB. Nr. 2 ex 18%, find gebührenfrei alle Eingaben, 
betreffend vporbereitende Maßnahmen zum Bivede der Sicher- 
ftellung bed Baues neuer Lolalbahnen. 

Dfferten an bie k. k. Staat3eifenbahnverwaltung wegen Über- 
nahme von Lieferungen oder Bauten find mit 50 Kreuzer per 
Bogen zu ftempeln. 

Die Offertbeilagen find gleichfall3 mit 50 Kreuzer per Bogen 
als integrierende Beitandteile des Dffertes zu ſtempeln; dagegen find 
beigefchloffene Mufter nit zu ftempeln. 

Die Schlußbriefe und Ge enf&tußbriefe ber Handels⸗ 
und Gemwerbetreibenden, betreffend Übernahme von Lieferungen, find 
ſtempelfrei. 

Eingaben der Bedienſteten und deren Angehörigen 
in Perſonalſachen find in Gemäßheit der Note des ET. k. Finanz⸗ 
minifterium3 an den k. k. Oberſten Rechnungshof vom 31. Auguft 
1896, 8. 17.415, mit 50 Kreuzer per Bogen unb jebe Beilage 
mit 15 Kreuzer per Bogen normaler Größe zu ſtempeln. Hierher 
gehören indbefondere Gejuhe um Gewährung von Gelbaushilfen, 
Gnadengaben, Urlauben, Duartiergeldzulagen, Penſionszuſchüſſen, 
Anrechnung von Dienftjiahren, Aufnahme in den Penjiond- oder 
Proviſionsfonds uſw. uſw. Das Gleiche gilt auch von Eingaben von 
Gefeltfchaften und Vereinen um Unterftügungen ober Subventionen. 


Ausnahmameife find Eingaben von Bebienfteten in Per- 
fonalfaden nur dann fteempelfrei, wenn nad) bem Inhalte ber 
Eingabe ein gefetlicher Befreiungsgrund zutrifft; fo z. 8. find 
Urlaubsgefude aus Anlaß der Einberufung zur Waffenübung nad) 
Tarifpoft 44, lit. g, ftempelfrei, beögleihen Anzeigen über er- 
folgte Berehelihung und ähnliche Meldungen. 

Des ferneren genießen nad 8 18 des Geſetzes vom 19. April 
1872, RGB. Nr. 60, die Bertififate für anfprudsberechtigte 
Unteroffiziere, deren Geſuche um Berleihung der vorbehal- 
tenen Dienftpoften und um entfprechende Vormerkung ſowie bie 
— der bezüglichen Geſuche die Befreiung von Stempel⸗ 
gebühren. 
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Desgleichen find nach Maßgabe der Bellimmungen ber &e- 
jete vom 28. Dezember 1887, RGB. Nr. 1 ex 1888, und vom 
30. März 1888, RGB. Nr. 33, befreit die Eingaben in Angelegen- 
heit ber Unfall- und Krankenverſicherung. 


B. Hinfihtlih des zu beobadtenden formellen Bor- 
gange3. 


Verden ftempelpflihtige Eingaben ungejtempelt 
oder ungenügend geftempelt überreicht, fo ift nad ben 
Beitimmungen des 8 81 Gebührengefeg vorzugehen, welcher lautet: 

„Wenn in einer nicht gerichtlihen Angelegenheit bei einer 
Behörde ein ftempelpflichtiges En ohne Stempel überreicht wird, 
oder einem folchen efuck einfache, bloß von der Partei felbft 
beforgte Abſchriften, ohne daß dieje geitempelt find, beiliegen, jo 
hat als Regel zu gelten: daß die Eingabe, wenn fie von einer 
Partei perfönlich überreicht wird, an diefe allfogleich zurüdzuftellen 
ift; in dem alle aber, ald die Eingabe von einer Partei nicht 
perjönlich eingebracht worden jein follte, weder die Einhebung einer 
Stempelgebühr, noch einer Strafe, jedoch die nadhteilige Folge ein- 
tritt, daß feine Amtshandlung über diefe Eingabe vorgenommen, 
fondern biefelbe den Akten beigelegt wird. 

Ausnahmsweiſe ift nur dann über eine ſolche Eingabe bie 
Amtshandlung vorzunehmen, wenn in erfterem Falle die Partei 
erflärt, die Eingabe nicht zurüdnehmen zu wollen, was von bem 
Beamten bed Einreichungsprotofolle3 auf der Eingabe zu bemerken 
ift; und in letzterem alle, wenn bie mtsbanblung au3 öffent- 
lichen Rückſichten oder meil aus ber Unterlaffung derfelben eine 
Gelaht für die Partei entftehen könnte, al notwendig erlannt 
wird. 

Wird die Amtshandlung aus öffentlichen Rückſichten nebft jenen 
für den Gefuchiteller gepflogen und treten bei der Eingabe nicht 
die Bedingungen ber Stempelfreiheit ein, fo wird ſich auf bie 
nachträgliche Einhebung der einfachen Gebühr befchränkt; Findet 
Dagegen bie Amtshandlung nicht aus öffentlichen Nüdfichten ftatt, 
fo iſt das Doppelte des vorſchriftsmäßig entfallenden Stempel. 
betrages einzuheben.” 

Nah FYinanzminifterialeriaß vom 10. Mai 1851, 3. 14.545, 
hat in dem Falle, al3 Eingaben mit einem geringeren als dem 
vorſchriftsmäßigen Stempel verjehen find, das Einreichungsprotofoll 
da3 wahrgenommene Gebrechen auf der Eingabe zu bemerken, jedoch 
in Abſicht auf die Ausfertiging des Befundes die Weifung ber 
Behörde abzumarten. 

Sm Sinne ber vorftehenden Borfchriften ift demnach eine 
ftempelpflichtige ungeftempelte oder nicht gehörig geftempelte Ein- 
gabe vom Einreichungsprotokolle, beziehungsweiſe von den über- 
nehmenden Bedienfteten der perjönlich überreichenden Partei zurüd- 
zuftellen; fall3 biefelbe die Zurücknahme verweigert, ift dies auf 
dem Erhibite zu vermerken; in biefem Falle fowie auch wenn eine 
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ungeftempelte oder nicht gehörig geitempelte Eingabe per Poſt ein- 
langt, ift dieſelbe zu protokollieren. 

Wenn bie Beamtshandblung ber gar nicht oder nicht gehörig 
geftempelten Eingaben ausnahmsweiſe für nötig befunden worden 
ift, fo tft post expeditionem — falls nicht die Amtshandlung 
ausſchließlich aus öffentlichen Rückſichten ftattgefunden hat und fohin 
die Gebührenfreiheit nach Tarifpoft 44, lit. g, zutrifft — von dem 
Hilfsämtervorftande, welcher fi im alle eines Zweifels beim 
Referenten zu informieren haben wird, der Befund aufzunehmen 
und an da zufitändige Gebührenbemeijungsamt zu leiten. Zn 
diefem Befunde ift ausdrüdlich erjichtlich zu machen, ob die Amts⸗ 
andlung aus öffentlihen Rückſichten nebft jenen jür den Gejud- 

ler oder nur aus Rückſicht für den Gefuchfteller jtattgejunden hat. 

Schhitverftändlich ift die VBorfchreibung und Einhebung der ent- 
fallenden Gebühr Sache ber zuftändigen E. k. Finanzbehörden. 

In Gemäßheit der Beitimmungen des Geſetzes vom 2. Zuli 
1896, RGB. Nr. 131, finden Ergreifersanteile nicht ftatt. 

Kein Befund ift aufzunehmen, mern die nicht oder nicht ge- 
hörig geitempelte Eingabe einer weiteren Beamtshandlung nicht 
unterzogen, beziehungsweije lediglich ad acta gelegt wurde. 

ie Erfüllung der Stempelverpflichtung hinſichtlich ber 
Dfferte ift bei Gelegenheit der Dfferteröffnung zu überwachen. 


Anläßlich einer Eingabe des Nieberöfterreichifchen Gemerbever- 
eines um Abänderung de3 hierortigen Erlafjeg vom 16. Jänner 
1897, 8. 9517/I ex 1896, wurde demfelben nachftehenbes bekannt 
gegeben : 

„Hinſichtlich ber Beſchwerde gegen die Behandlung ungeftem- 
pelter Eingaben im Sinne bes $ 81 be3 Gebührengejehes wird 
das Gewicht der Gründe, welche einer rigorofen Anwendung biejer 
Norm gerade in den bier in Frage lommenden Angelegenheiten 
im Wege ftehen, gewürdigt. 

Nah 8 81 des Gebührengefeged hat eine Amt3handlung über 
eine ungeftempelte Eingabe nur dann zu unterbleiben, wenn nicht 
öffentliche Nüdfichten oder das Vorhandenſein einer Gefahr für 
die Bartei die Amtshandlung geboten erfcheinen laſſen. 

Die Beurteilung, ob biefe Momente im konkreten Yalle ge- 
geben ſeien, fällt aber naturgemäß in das Ermeſſen des betreffen- 
den Zweiges der Staatöverwaltung und entzieht jich der Einflup- 
nahme der TFinanzbehörben.” 

Demnach ergeht die Weifung, die erwähnten Ausnahmebeftim- 
mungen de3 8 81 de3 Gebührengefeges in entfprechender, den Par⸗ 
teien günftiger Weife, jelbitverftändlich unter Wahrung der gejeh- 
lichen Stempelpflicht der Barteien und unter Anwendung der wei—⸗ 
teren Folgen der Außerachtlaſſung dieſer Pflicht, zu interpretieren, 
indbefondere alfo in allen Tommerziellen Angelegenheiten ftet3 
anzunehmen, daß mit dem unerledigt Liegenlaffen ber Eingabe eine 
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Gefahr für die Partei verbunden fein könnte, und deshalb auch 


ungeftempelte Eingaben in berartigen Angelegenheiten ftet3 der 
meritorifchen Behandlung zu unterziehen. 

Es find alfo ungeflempelte, jedoch ftempelpflidhtige fommer- 
zielle Eingaben ſtets — im Sinne ber Alternative des Vor⸗ 
liegend einer Gefahr für die Partei — meritoriih in Behand» 
fung zu nehmen, und ift post expeditionem wegen be Stempel- 
gebrechens die Befundbaufnahme zu veranlaffen; bei fonftigen 
Eingaben ift im Zweifel ebenfo vorzugehen und die Eingabe 
nur ausnahmsweiſe dann ad acta zu legen, wenn einerfeit3 fein 
Öffentliches Intereſſe die meritorifhe Erledigung erheilcht, und 
wenn anbrerfeit3 es vorweg Mar ift, daß die Partei durch das 
Liegenlaffen der Eingabe feinen oder einen geringeren Nachteil 
al3 durch die Notionierung erleiden würde. 

Schließlich wird bemerkt, daß diefe Weijung feine Abänderung, 
ſondern lediglich eine Erläuterung de3 hieramtlichen Erlaſſes vom 
16. Jänner 1897, 8. 9517/I ex 1896, enthält. (EM. 31. Juli 
1897, 8. 10.516/I, 388. 105.) 


Die Beftimmung des hierämtlichen Erlaſſes vom 16. Jänner 
1897, 3. 9517/I ex 1896, gemäß welcher alle an das Eifenbahn- 
minifterium als inftanzmäßig übergeordnete Behörde gerichteten 
Rekurſe gegen Entfcheidungen ber k. k. Staatöhahndireltionen ohne 
Unterfchied des Gegenftandes der Stempelpflicht unterliegen, wird 
im Einvernehmen mit dem FM. dahin eingefchräntt, daß Rekurſe 
(Beichtverben) gegen Entfcheidungen der ?. k. Staatsbahndireftionen 
in ben in ber XZarifpoft 44 lit. u und w des Gebührengejebes 
gedachten Angelegenheiten, infomweit dieſe privatrechtlicher 
Natur und zur Austragung im ordentliden Rechts— 
wege geeignet find, von dieſer Beltimmung fortan auszunehmen 
und daher der Stempelbehandlung nicht zu unterwerfen find. 

Demnah ergeht an fümtliche unterftehenden Dienftftellen bie 
Reifung, die an das Eijenbahnminifterium gerichteten Rekurſe gegen 
Enticheidungen ber k. k. Staatöbahndireftionen, betreffend konkrete 
Geſchäfte des Perfonen- und Sachentransported der vom: Staate 
betriebenen Eifenbahnen, der BodenſeeSchiffahrt und des Salz 
geichäftes, desgleichen Rekurſe, betreffend Reklamationen von 
Schadenerſatz anläßlich der Beichädigung, de Berluftes oder der 
Verminderung von Trandportgütern, Lieferfriftverfäumnis, Portu- 
rüdvergütungen ſowie endlich Rekurſe, betreffend den Schabenerjat 
anläßlich der Verlegung oder Tötung von Berfonen, fortan ftempel- 
frei zu behandeln. ' 


Hingegen unterliegen Rekurſe gegen Entjcheidungen ber k. k. 
Staatsbahndirektionen, betreffend die Gewährung von Tarifermäßi- 
gungen und Fahrbegünftigungen, Erteilung von Tarifauskünften 
ſowie alle übrigen Rekurſe ohne weitere Unterfcheidung des Gegen- 
ftandes nach twie vor der Stempelbehandlung gemäß Farifpoft 43, 
lit. h, des Gebührengefeßes. 
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Schließlich wird bemerkt, daß die übrigen Beftimmungen des 
vorbezogenen hierämtlichen Erlaſſes, fowie die Beſtimmungen de3 
hierämtlichen Erlaffes vom 31. Juli 1897, 8. 10.516/1, durch 
den gegenwärtigen Erlaß feine weitere Abänderung erleiden (EM. 
20. April 1898, 8. 11.451, VB. 59.) 

Nur die in Händen ber Offerenten befindlichen Originale der 
DOffertannahmefchreiben unterliegen der Gebührenpflidt. Dem 
Dffertannahmefchreiben der k. f. Staatsbahndirektionen fteht die 
bedingte Gebührenbefreiung zu. (FM. 14. Zuni 1900. EM. 
3. 29.469 ex 1900.) 

Sofern Dffertannahmeichreiben der Staatsbahndirektion fich 
auf Geichäfte beziehen, welche die Betriebsführung der Bahnen be» 
treffen und in Yorm einer kaufmänniſchen Korrefpondenz ausge» 
jertigt find, hat die bedingte Gebührenbefreiung einzutreten, weil 
die Staatsbahndirektionen in Anjehung des Betriebes der Bahnen 
al3 Organe einer kaufmännifchen Unternehmung (Transportgeſchäft) 
FE find. (EM. 31. Auguſt 1900, 8. 49.931, Blg. DB. 

: 19. 


über eine Anfrage, ob eine der Kaffe der betreffenden Staats⸗ 
bahndirektion unterbreitete faldierte Rechnung eines Handels⸗ und 
Gemerbetreibenden, betreffend Lieferungen an bie k. k. Staatsbahn- 
verwaltung, felbft danıı im Sinne der Tarifpoft 83 B 2 GG. vom 
Quittungsftempel befreit zu betrachten fei, wenn die Saldierung 
nit vom Ausfteller der Rechnung, fondern vom Zeſſionär des 
Ießteren, der möglicherweije ein feine Lieferungen an die Staatd- 
bahnverwaltung beforgender Handels⸗ und Gemerbetreibender ift, 
beigefebt mwurbe, hat da3 Finanzminiſterium entjchieden, daß ber- 
artige Saldierungen, ohne Unterſchied, ob der Zeilionär ein Han- 
dels⸗ und Gemwerbetreibender ift, gleich bei ihrer Ausfertigung nach 
Tarifpoft 47, lit. a, GG. zu ftempeln feien. (EM. 14. Auguft 
1%1, 8. 36.474, 88. 107.) 

Der BEH. Hat am 10. November 1903 entichieden, daß ben 
Dnittungen der Bauunternehmer und Lieferanten für die auf Grund 
bes Gefeged vom 6. Juni 1901, RGB. Nr. 63, Herzuftellenden 
Eifenbahnen gemäß Art. VII dieſes Gejebes die Stempel- und Ge⸗ 
bührenfreiheit zufommt, weil diefe Duittungen ald Urkunden zum 
Zwecke des Baues und ber Inſtruierung der bezeichneten Bahn 
linien anzufehen find. 

Demgemäß find von nun an alle Duittungen der Banunter⸗ 
nehmer und Lieferanten für die erwähnten Bahnlinien ftempel- und 
gebührenfrei zu behandeln und mit der diesbezüglichen Klaufel zu 
verjehen. Hievon find auch die mit der Auszahlung betrauten k. f. 
Zandeshauptlaffen, beziehungsweife Steuerämter zu verftändigen, und 
zwar unter ausdrüdlicher Berufung auf die Entfcheidung des k. k. 
Vermwaltungsgerichtshofes vom 10. November 1903. 

Desgleichen find von nun an alle Duittungen über Grund- 
einlöfungsbeträge gemäß Art. VII des Geſetzes vom 6. Juni 1901, 
RGB. Nr. 63, ftenpel- und gebührenfrei zu behandeln. 
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Rechnungen der Bauunternehmer und Lieferanten unterliegen 
dem Rechnungs —58 einerlei, ob ſie ſaldiert ſind oder nicht, ſofern 
der Betrag der Rechnung 20 Kronen überſteigt, weil Rechnungen 
nach 81 des Gebührengefeges nicht al3 Urkunden, fondern al3 Behelf 
anzujehen find und für diefe eine Befreiung im Art. VII des 
genennten Geſetzes nicht eingeräumt ift. (EM. 10. November 1903, 
3. 50.5638, EBD.) 

Wenn Korrefpondenzen ber Handel⸗ und Gewerbetreibenden 
unter fi und mit anderen Perſonen ein auf Gegenftänbe ihres 
Handels⸗ und Gemerbebetriebes bezugnehmende3 Nechtsgefchäft ent- 
galten, fo find Diefe orreiponbengen — mit Ausnahme der im 

Abſatze des 89 des Gef. v. 29. Februar 1864, RGB. Nr. 20, an⸗ 
wi Fälle (Gebrauch der Briefform zur Ausitellung eines 

le, Schuldſcheines, Pfandfcheines ufm) — im Sinne bes 
Abfages 1 des zitierten 89 bedingt gebührenfrei. 

Unter den PVorausfegungen diefer Gefegezitelle, in3bejondere 
daß ber NAusfteller des das Nechtsgefchäft beurfundenden Schrift- 
ftüdes (Briefes) als Handel» und Gemerbetreibender anzufehen ift, 
und daß das Geichäft fiber Gegenftände feines Handeld- und Ge- 
werbebetriebe3 errichtet wird, erjcheint mithin der bedingt gebühren- 
freie Abſchluß in Korrefpondenzform ſowohl für Rechtsgeſchäfte des 
Staat3eifenbahnbetriebes, ald auch für Rechtsgeſchäfte de3 Staats 
eifenbahnbaues zuläffig. 

Was die Gebührenpfliht von Rechnungen und Duittungen ber 
Unternehmer und Lieferanten der Stant3eijenbahnverwaltung an- 
belangt, fo gelten diesbezüglich, einerlei ob die den betreffenden 
Rechnungen und Duittungen zugrunde liegenden Rechtsgeichäfte in 
der bedingt gebührenfreien KRorrefpondenzform abgeſchloſſen worden 
find oder nicht, folgende Grundſätze: 

Saldierte Rechnungen, welche bei einer Staatsbahndirektions- 
fajfe, alfo bei einer öffentlichen Kaffe, anjtatt der Quittung bei- 
gebradht werden, unterliegen ebenfo wie Duittungen im allgemeinen 
gemäß Tarifpoſt 8 B2 GG. der in der Tarifpoft 47a feftge- 
ſetzten Gebühr. 

Von der Gebührenpflicht nach Tebterer Gefehesftelle find aber 
ausgenommen: 

j — Die „„ubebingt gebührenfreien Rechnungen bis einfchließlich 
0f.= 

2. ie "stob Gegenftände be3 unmittelbaren Gejchäftäbetriebes 
der Staatseiſenbahnen betreffenden Rechnungen. 


Als zum unmittelbaren Gefchäftöbetriebe der Staat3eifenbahnen 
gehörig find nun auch jene Baugeſchäfte anzufehen, welche bloß 
die Erhaltung, Umgeftaltung oder Wiederheritellung von Anlagen 
im Betriebe ftehender Staatdeifenbahnen zum Zwecke Haben, nicht 
aber Baugejchäfte bei Staatdeifenbahn-Neubauten, bei welch Teh- 
teren von einem Gefchäftsbetriebe im Sinne ber Tarifpoft 44 
WGG. noch gar nicht die Rede fein Tann. 
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3. Rechnungen ber Bauunternehmer und Lieferanten Als die 
auf rund des Geſetzes vom 6. Juni 1901, RGB. Nr. 63, her- 
zuftellenden Eifenbahnen, welche Rechnungen, einerlei, ob fie ſal⸗ 
diert find oder nicht, fofern ber Betrag der Rechnung 20 K über- 
Reigt, bloß dem Rechnungsſtempel er ( n gt ben hieramt⸗ 
lichen Erlaß vom 10, November 1903, EBD). Duit- 
tungen der Unternehmer und Lieferanten — ———— 
in find von der Gebühr nah Tarifpoft 47, lit. a, GG. 
efreit, 

1. wenn fie auf Beträge unter 2 fl. = 4 K lauten, Tarif- 
poft 48n; 

2. find befreit Quittungen ber Bauunternehmer und Liefe- 
ranten für die auf Grund des Geſetzes vom 6. Juni 1901, RGB. 
Nr. 63, berzuftellenden Eifenbahnen (Artikel VII des vorzitierten 
Gefehes und hieramtlicher Erlaß vom 10. November 1903, Zahl 
50.563 / EBD.). 

3. Endlich kommen beim Bau von Lokalbahnen die gemäß 
Artikel V des Geſetzes vom 31. Dezember 1894, RGB. Nr. 2 
ex 1895, über Bahnen niederer Ordnung ſeitens der Regierung 
in ben bezüglichen Konzeffionen gewährten Begünftigungen, ins⸗ 
befondere die Gebührenbefreiung von a ra 7 ngen ber 
Bauunternehmer und Lieferanten gemäb Artikel it. 8, 
—A Geſetzes in Betracht. (EM. 30. März 1904, B. 56. 166 


B. Übertragun Sgebühren für zu Eifenbahnzweden in 
— genommene Gründe, 


Gebũhrengeſetz Tarifpoft 102, Arkunden befreite: 


. 2) Welche über die Abſchätzung oder Abtretung von Realitäten, 
Grumdftüden, beren ſich die Eigentümer im öffentlichen Intereſſe, 
db. i. für die Erforberniffe des Staates oder einer Gemeinde oder 
überhaupt zu öffentlichen Zwecken entäußern mäffen, errichtet und 
in folden Fällen über das Befißtum bes abgetretenen Grundes 
und über den Umſtand, daß die Tabulargläubiger und andere In⸗ 
tereffenten fi” mit Uusgeding der Ablöfungsfumme an den Grund 
eigentlimer zufrieden ftellen, vor Auszahlung der Ablöjungsfumne 
zur Güherheit des Arars beigebracht werden müſſen, bedingt 
gebührentzei, folange von biefen Urkunden fein anderer Ge- 

rauch al3 für die Durchführung der Entäußerung zu öffentlichen 
Zwecken gemadt wird. 


Erpropriationen unbeweglider Sachen zu Eifenbahn- 
zweden können zur Demolierung von Gebäuden in der Bahn⸗ 
oder Teuerlinie oder zur Übertragung ber Liegenſchaft in das 
Eigentum der Eifenbahngefeltfhajt erfolgen. 

Die Verhandlungen zu einem oder dem andern biefer 
Zwecke, worunter auch die Vergleiche mit den Grundbeſitzern über 
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die Entfchädigung, find bedingt gebührenfrei. Die Erpropriier- 
ten haben nur die Gebühr nah Stala II für die empfangene 
Entfhädigung zu entrichten. Die Eifenbahnnnternehmung 
dagegen hat, wenn nicht der in Tarifpoft 75a gedachte Fall ein- 
tritt, von bem, wa3 in ihr Eigentum übertragen, nicht aber 
von dem, was nur zur Demolierung beftimmt wurde, den halben 
Betrag ber nad der Entſchädigung zu ermittelnden Prozentual- 
gebühr von entgeltluhen Erwerbungen unbenegliher Sachen zu ent- 
richten. (FME. 18. Zuli 1854, 2. 87.) 

Wenn Eifenbahnunternehmungen unbeme gliche Sachen, bezüg- 
lich deren ——— dhnen bag Erpropriationdredht zufteht, im 
Wege des gütlichen übereinkommens an ſich bringen, ift bei der 
Gebührenbemeffung nad) den Beitimmungen des FRE. vom 18. Zuli 
1854, 3. 26.787, vorzugehen. Es ift jedoch von den Eifenbahn- 
verwaltungen die Beibringung einer Beftätigung ber Generalinjpel- 
tion der öſterr. Eijenbahnen darüber zu verlangen, daß ber er- 
werbenden Eifenbahn in Anjehung der ganzen erfauften Grund» 
fläche das Erpropriationsrecht zugeftänden wäre. (FME. 24. April 
1882, 3. 5742.) 

Für Grunderwerbungen zum Eifenbahnbau hat die Befigum- 
Ihreibung nur in jenen Fällen gebührenfrei flattzufinden, in Denen 
die im Sinne des 8 17 des Gefebes vom 18. Februar 1878, 
RGB. Nr. 30, ausgefertigten Enteignungöertenntniffe beigebragit 
werden. (FME. 2. Mär, 1889, 3. 4076.) 


Die einer Eifenbahnunternehmung hr den Fall der Ermwer- 
bung von Grundftüden zu Eifenbahnzweden Tonzefjiongmäßig zu- 
geftandene Gebührenermäßigung tritt nur im Falle einer tatjäd- 
lihen Erpropriation ein. (BGH. 25. Oktober 1878, Nr. 343.) 


Auch bei Erwerbung von Grundftüden zu Eifenbahnziveden 
im Erpropriationdwege ift die Dauer des Vorbejikes bi3 zum Tage 
der Anmeldung der Ermwerbung zur Gebührenbemejjung zu rechnen. 
(VGH. 24. Yuni 1879, Nr. 520. Röll II: 279.) 

Die einer Eifenbahngefellihaft in der Konzeflion zugeftandene 
Befreiung von ber bei den Grundeinlöfungen auflaufenden Über- 
tragungägebühr ift auch auf die im Wege des gütlidhen Überein⸗ 
kommens erfolgten Grundeinlöfungen anzuwenden. Der Umftand, 
daß eine Grundeinlöfung nur für Bahnzmwede notwendig war, kann 
daraus gefolgert werden, daß bei Prüfung der Garantierechnung 
ber Anlaufspreis nicht ausgeſchieden, fondern pafjiert wurde. (BGH. 
16. September 1884, Nr. 2211.) 


Wenn in gerichtlichen Eingaben ein Schadenerfat für einzelne 
zu einem Eifenbahnbau zwar nicht erpropriierte, aber dabei in ihrem 
Werte verminderte Grundftüde angeiprocdden wird, jo find diefe Ein- 
gaben ftempelpflichtig, weil in einem ſolchen Falle der Kläger nicht 
al3 Enteigneter anzufehen ift und es ſich auch nit um Eingaben 
zum Er der Bahnen Handel. (B5H. 24. Februar 1885, 

r. 





mo ro: 
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Inſofern es fih um Liegenfchaften handelt, deren Inanjpruch- 
nahıne dur die Ausführung eine® vom Handel3minifterium ge» 
nehmigten Projektes von vornherein bedingt ift, und wo es jich 
nur um die Ronftatierung der Zatjache der wirklichen und projelt- 
gemäßen Berwendung der Liegenfchaften im Rahmen der minijte- 
riellen Genehmigung handelt, unterliegt es feinem Anftande, daß 
feitend ber Generalinfpeltion dem jeweiligen Anfuchen der Bahn⸗ 
unternehmungen um Ausfertigung nachträglicher Beftätigungen über 
die Erpropriierbarfeit im gütlichen Wege ermorbener Grundftüde 
wie bisher fo auch fernerhin, jedoch ftet3 nur nad) vorausgegan- 
gener Konftatierung der Übereinftimmung der von der Bahnunter- 
nehmung beizubringenden Ausführungspläne und der vom Han—⸗ 
belsminifterium genehmigten, im Archive der Generalinfpeltion er- 
liegenden Projekte willfahrt werde. 

Auch haben fich die mehrerwähnten Attefte, um nicht gegen 
bie im Gefege vom 18. Februar 1878, AGB. Nr. 30, aufge- 
ftellten Kompetenznormen zu verftoßen, auf die Bejcheinigung de3 
Umftandes zu befchränten, daß das betreffende Grundftüd nad) dem 
vom SHandelöminifterium gutgeheißenen Projekte zur Ausführung 
der betreffenden (näher zu bezeichnenden) Anlage erforderlich ge- 
wefen ſowie auch tatjächlich verwendet worden jei. (HM. 3. 42.738 
ex 1889. BB. Nr. 152 ex 1889.) 


C. UÜbereintommen zwifchen der Negierung der im Neiche: 

tate vertretenen Königreihe und Zander einerſeits und 

ener der Zander der ungarifchen Krone andrerfeits in 

nfebung der Stempel: und unmittelbaren Gebühren, 
es Verbrauchsftempels und der Zaren, 


Kaiſ. Vog. vom 29. Dezember 1899, RGB. Nr, 268, 


Auf Grund des $ 14 des Staatsgrundgeſetzes vom 21. De- 
zember 1867, RGB. Nr. 141, finde Ich anzuordnen, wie folgt: 


Artikel I. 


Das nachfolgende, zwiſchen dem Finanzminifter der im Reichs⸗ 
rate vertretenen Königreiche und Länder einerfeit3 und dem Finanz⸗ 
minifter ber Länder der ungarifhen Krone andrerfeit3 zu Wien— 
Budapeſt am 26. Dezember 1896 abgejchloffene Übereintommen, 
— — bie Stempel⸗ und unmittelbaren Gebühren, den Ver—⸗ 
brauchsftempel und die Taren, wird mit der durch den gleichfalls 
angefchloffenen Nachtrag de dato Wien—Budapeft am 20. Upril 
1898 vereinbarten Abänderung genehmigt. (Anlage 1 und 2.) 


Urtitel I. 


Mit dem Vollzuge diefer Verordnung, welche mit 1. Jänner 
1900 in Wirkſamkeit tritt, ift Mein Finanzminijter beauftragt. 


_ 
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Beastang des gegenfeltigen Berdäftniffes der im Meihsrate vertretenen 

önigreide und Länder einerfeiis und der Känder der ari ſchen 

Krone andrerſeits in Anſehung der Stempel-und unmittelbaren 
Gebühren, des Berbrauchsſtempels und der Taxen. 

In Einvernehmen mit dem königlich ungarifhen Finanzmini⸗ 
fterium wird folgendes verordnet: 

81. Der Beginn der Wirkſamkeit des zwiſchen dem Finanz 
minifter ber im Reichsrate vertretenen Königreihe und Länder 
einerjeit8 und dem Finanzminiſter der Länder der ungarifchen Krone 
andrerjeit3 zu Wien—Budapefi am 26. Dezember 1896 abge» 
fhloffenen Übereinfommens, betreffend bie Stempel- und unmittel- 
baren Gebühren, den Berbrauchzftempel und die Taren, famt Rad 
trag de dato Wien—Budapeft am 20. April 1898 wird auf Grund 
des 8 46 des bezogenen Übereinflommens auf den 1. Jänner 1900 
feſtgeſetzt. 

82. Die Beſtimmungen des im 8 1 bezeichneten Überein⸗ 
kommens ſamt Nachtrag finden mit Rüdficht auf die von der Ver⸗ 
waltung der Länder Bosnien und ber Herzegowina zugejicherte 
Beobachtung der vollen Gegenfeitigkeit in diefen Ländern auf das 
wechjelfeitige Verhältnis der im & 1 bezeichneten Staat3gebiete zu 
den Ländern Bosnien und Herzegowina nad Maßgabe bes 8 47 
des Ubereinkommens finngemäße Anwendung. 

R r Die gegenwärtige Verordnung tritt am 1. Jänner 1900 
in Rraft. 


I. Abfenitt. 


Uber die Gebühren von Redhtsgefhäften, Urkunden, Schriften und 
Amtshandlungen. 
, 1. Kapitel. 
Beftimmung des Staatsgebietes, welchem die Gebühr zugukommen hat. 
Rechtsurkunden, Rechtsgeſchäfte, Behelfe. 

81. Rechtsurkunden, Rechtsgeſchäfte und Behelfe find in ber 
Negel (83 4, 16 und 17) dort zu vergebühren, wo der Umſtand 
zuerft eingetreten ift, welcher die Gebührenpflicht oder die Ber- 
bindlicgkeit zur Entrichtung einer höheren Gebühr begründet. 

84 Ron ben in den $$ 1 bis 3 enthaltenen Regeln treten 
folgende Ausnahmen ein: 

...c) die Gebühren für die Aufnahme von Berjonen und 
Trachten durch Eifenbahnen und Dampffhiffahrtsunternehmungen 
jind, ohne Rückſicht auf die Neifeftrede, worauf fie jich beziehen, 
an jenes Staat3gebiet zu entrichten, in welchem die Ausgabe oder 
Ausfertigung der Perſonen⸗ und Frachtkarten erfolgt, oder falls 
eine Ausgabe oder Ausfertigung diefer Karten nicht flattfinbet, 
wo die Aufnahme der Perfonen oder Frachten geſchieht. 
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Reklamationen, mittel3 welcher die Eifenbahnveriwaltungen durd) 
den Bezugsberechtigten beauftragt werden, die Refaltiebeträge nicht 
an biefen, jondern an eine dritte Perfon auszuzahlen, ftellen ſich 
ald in den Tert faufmännifher Korrefpondenzen auf- 
genommene Unmweifungen dar und unterliegen als folche im 

inne ded 8 9 des Gefebes vom 29. Februar 1864, RGB. Nr. 20, 
der Gebühr nad; Tarifpoft 11, Punkt 2, lit. b, aa des Sefebes 
vom 13. Dezember 1862, NEL. Nr. 89, beziehungsweiſe eventuell 
nah 8 12, a 2, des erftbezogenen Geſehes (HM. Z. 28.482. 
VB. 1895: 66.) 

Dad FM. hat, die von einer FLD. ausgefprocdhene Anfchau- 
ung, daß von Bahnverwaltungen ben Reifenden tiber deren Ber» 
langen neben den Fahrkarten auögeftellte Beſtätigungen über die 
Löſung einer Fahrkarte und den Erlag bes Yahrgeldes der Stempel» 

gebühr ala Sengnilfe nad Zarifpoft 116 des Geſetzes vom 9. Fe⸗ 
—* 1850 (RGB. Nr. 50) unterliegen, als richtig beſtätigt. 

Aus Anlaß des Umſtandes, daß die in Frage kommende Be— 
hörde das kak. EM. unter Beiſetzung der Rekursklauſel aufge- 
fordert hat, dieſe bisher nicht entrichteten Gebühren für die Zeit 
vom 1. Jänner 1892 angefangen auszuweiſen und bei der k. k. Tarx⸗ 
amtskaſſe einzuzahlen, hat das FM. weiter bemerkt, daß die Eiſen⸗ 
bahnverwaltungen in dieſer Hinſicht keine —*88 trifft, 
jonbern baß dieſe Gebühren vielmehr im Grunde des 8 64, 8. 3 

es bezogenen Gebührengejeße3 von den Neifenden, für welche die 
Beftätigungen ausgeitellt werden, beiqubeingen, auf den Urkunden 
felbft anzubringen und gemäß 83 ber hochortigen Verordnung 
vom 28. März, 1854 in entwerten find. 

Endlich hat das FM. mit art auf die in ber vorge 
dachten —— Aufforderung enthaltene Rekursklauſel in 
Erinnerung gebracht, daß Differenzen mit Zentralſtellen in Abſicht 
auf gebührenrechtlihe Fragen nicht im Inſtanzenzuge, ſondern von 
dem FM. im Einvernehmen mit der betreffenden Bentratiteile zur 
Austragung gebracht werden. (FM. 17. Oktober 1897, 3. 44.191.) 

Nah Einvernehmen mit dem k. k. Eifenbahnminifterium, dem 
fol. ungarischen Handel3minifterium und dem kaiſ. beutfchen Reich3- 
poftamte Hat das k. k. Handelsminifterium mitteld Verordnung vom 
18. Juni 1898 für den internen öfterreihifchen und den Verkehr 
mit Deutihland die Gebührenfreiheit auch für jene Eifenbahndienit- 
telegramme, welche zwifchen zwei unmittelbar angrenzenden An⸗ 
ſchlußbahnen —— und ausſchließlich auf den Eiſenbahn⸗Be⸗ 
triebstelegraphenleitungen befördert werden, unter nachſtehenden 
Vorbehalten bewilligt: 

1. Es dürfen nur ſolche Mitteilungen gebührenfrei als Be— 

triebstelegramme telegraphiſch befördert werden, welche ausfchließ- 


*) Vgl. auch S. 880 bis 882. 


x 
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lich den tedhnifchen und kommerziellen Dienſt, da3 ift den WBagen- 
verkehr, die Wagendirigierung, die Einleitung von Sonderzügen, 
den Eintritt und die Behebung von Verkehrsſtörungen, Reklama⸗ 
tionen (einfchließlich jener von Berluftgegenftänden unter der Vor⸗ 
ausfegung, daß e3 die Eifenbahnverwaltung al3 notwendig erachtet, 
die Erhebung von Amt3 wegen zu pflegen), dann Yahrpları- und 
Zarifangelegenheiten ufw. der Bahnen betreffen, an die Organe 
der eigenen Bahnvermaltung, an Organe der Nachbarbahn oder an 
Eifenbahnaufficht3behörden gerichtet oder von foldhen aufgegeben find. 


2. Derlei Eifenbahndienfttelegramme müſſen mit dem Dienft- 
zeihen „B“ (—...) verjehen fein. 

3. Aus der Unterfchrift der Telegramme muß die aujgebende 
Dienftitelle unzweifelhaft zu erkennen fein; überdies jollen Die 
Telegrammaußfertigungen, weiche von Hand zu Hand gegeben tver- 
den, den Stempel der Dienftitelle tragen, von welcher jie an die 
Nachbarſtation übergehen. 


4. Die foldderart von ben deutfchen Grenzbahnftationen erhaltenen 
Eifenbahndienfttelegranme follen bei den öfterreichiichen Eijenbahn- 
telegraphenftationen wörtlich und ihrem vollen Inhalte nach in 
das für die Eifenbahnbetriebstelegramme vorgefchriebene paginierte 
Korrefpondenzprotofoll eingetragen werben. 

5. Die Kontrolle ift in demjelben Umfange, wie jie Hin- 
fihtlic bed Betriebes und der Korreſpondenz der öfterreichifchen 
Eijenbahntelegraphenleitungen im allgemeinen vorgefchrieben ift, 
dur bie in folchen Leitungen eingefchalteten Staatstelegraphen- 
ämter und indbefondere durch die hierzu berufenen Reviſionsorgane 
der Staat3verwaltung auszuüben. 


Im Verkehre mit Ungarn wird bie laut Artikel VI des Über- 
einkommens vom 30. Juni 1888 für bie Telegramme des gegen- 
feitigen technifchen und Tommerziellen Eifenbahnbetriebes gewähr- 
leitete Gebührenfreiheit auf jene (im vorflehenden Punkt 1) er- 
wähnten Telegramme ausgedehnt, welche im Intereſſe der Aus 
forfgung von Verluftgegenftänden von Amts wegen zur Abferti- 
gung gelangen. 


Die an da3 k. k. Eifenbahnminifterium, die E. k. General- 
injpeltion der öſterreichiſchen Eifenbahnen und an da3 k. k. Zentral⸗ 
Wagendirigierunggamt gerichteten fowie die von dieſen Bentral- 
ftellen aufgegebenen eifenbahndienftlihen Telegramme jind im in- 
ternen Öfterreichifchen Verkehre auch dann gebührenfrei, wenn fie 
gänzlich) oder zum Teil auf Staat3leitungen befördert werden. Dieſe 
Beftimmungen treten am 1. Juli 1898 in Kraft. Die in fpeziellen 
Fällen einzelnen Bahnen gewährten weitergehenden Tarijbegünfti- 
gungen, perden hierdurch nicht berührt. om. 18. Zuni 1898, 


Die einer Eifenbahngefellfchaft in der Konzeffionsurkunde für 
eine beftimmte Anzahl von Fahren ohne Angabe des Beginnes 
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gewährten Befreiung von der Entrichtung der Couponftempelgebühr 
beginnt mit dem ZBeitpunfte der Yälligfeit des erſten Coupons 
der betreffenden Effelten. (BSH. 20. Dezember 1898, 3. 7093. 
Röll 1898: 51.) 


Den Duplifaten der Notifilationsfchreiben zur Namhaftmachung 
eine Bezugsberecdhtigten durch den Adreffaten einer Bahnjendung 
kann felbft in dem Falle, wenn fie von Handels⸗ und Gewerbe— 
treibenden über Gegenftände ihres Handeld- und Gemerbebetriebes 
ausgeftellt werden, die bedingte Gebührenbefreiung im Sinne de3 
8 9 des Gefeges vom 20. Februar 1864, RGB. Nr. 20, nicht 
zugeflanden werden, einerfeit3 weil nach dem Haren Wortlaute des 
- Bufaßartilel3 IV zum $ 68 des Eifenbahnbetriebsreglementö der 
Bezugsberechtigte zum Adreffaten nur in einem Bollmadhtäverhält- 
nifje fteht und es fi) jomit nicht um bie Übertragung der Güter 
jelbft vom Adreſſaten an den Bezugsberechtigten in deſſen Eigen- 
tum Handeln kann, andrerjeit3 meil das Duplilat des an den 
Vorſtand einer Eifenbahnftation gerichteten Schreibens in Händen 
einer dritten Perſon nicht den Charakter einer Korrejpondenz im 
Sinne ber oben bezogenen Geſetzesſtelle hat, indem das wichtigſte 
Merkmal einer folgen SKorrefpondenz, nämlich eine direkte per- 
ſönliche Mitteilung des Ausſtellers an den Bezugsberechtigten als 
Empfänger, fehlt. 

Das Finanzminiſterium hält vielmehr an ſeiner Rechtsanſchau⸗ 
ung feſt, daß die gegenſtändlichen Duplikate gemäß dem Schlag- 
worte „Legitimation” lit. b, beziehungsmeife "Tarifpoft 111 bes 
Gebührengefetes der feiten Stempeigebühr von einer Krone don 
jedem Bogen unterliegen. 

Diefer Rechtsanſchauung Hat ſich nunmehr au das kgl. unga- 
riſche Finanzminiſternm zufolge ſeines an das k. k. Finanzmini⸗ 
fterium gerichteten Schreibens vom 3. November 1899, 8. 79.037, 
pollinhaltlih angefchloffen. (FM. 16. November 1899, 8. 61.749.) 











Sechzehnler Abſchnitlt. 


Geſetzgebungsvrecht in Eiſenbahn— 
ſachen. Eiſenbahnbehörden. 


J. Geſetzgebungsrecht in Eiſenbahnſachen. 


Reichsdiplom vom 20. Oktober 1860, RGB. Nr. 226. 

... I. Es ſollen alle Gegenſtände der Geſetzgebung, welche 
ſich auf Rechte, Pflichten und Intereſſen beziehen, die allen 
unſeren Königreichen und Ländern gemeinſchaftlich ſind, na— 
mentlich die Geſetzgebung in betreff der Grundſätze des. 
Eiſenbahnweſens in Zukunft in und mit dem Reichsrate 
verhandelt und unter ſeiner Mitwirkung verfaſſungsmäßig 
erledigt werden. 

Geſetz vom 21. Dezember 1867, RGB. Nr. 141. 

8 11. Es gehören daher zum Wirkungsbereiche des 
Reichsrates: 

d) die Regelung des Telegraphen-, Poft-, Eifen- 

bahnz, Schiffahrt- und fonjtigen Reichskommunikations⸗ 


weſens. 
II. Eiſenbahnbehörden. 


A. Eiſenbahnminiſterium u. ſtaatl. Eiſenbahnverwaltung. 


Kundmachung des Handelsminiſters und des Eiſtubahn— 
miniſters vom 19. Jänner 1896, RGB. Nr. 

betreffend die Errichtung eines Eifenbahnminifteriums und 

die Erlaſſung eine neuen Organifationsftatutes für Die 

jftaatliche Eifenbahnverwaltung in den im Reichsrate ver- 

tretenen Königreihen und Ländern. 

Geine !. und k. Apoſtoliſche Majeftät haben mit Allerhöchfter 

Entſchließung vom 15. Jänner 1896 die Errichtung eines Eifen- 
bahnminifteriums allergnädigit zu genehmigen geruht. 





Drganifationsftatut d. ftaatl. Eifenbahnverwalt. 1245 


Mit en Allerhöchſten Entfchließung haben Seine Majeität 
dem unten folgenden Organifationzftatut für die ftaatlide Eiſen⸗ 
bahnverwaltung in den im Reichsrate vertretenen Königreichen und 
Ländern die Allerhöchſte Genehmigung zu erteilen geruht. 

In Gemäßheit diefer Allerhöchſten Entſchließung hat das Eifen- 
bahnminifterium feme Wirkſamkeit mit 19. Jänner 1896 aufge- 
nommen. 

Mit diefem Zeitpunkte wurden die fämtlichen bisher dem 
Handeldminifterium zugewieſenen Agenden de3 Eifenbahnmejend aus 
dem Wirkungskreiſe diefes letzteren Minifteriumd ausgejchieden und 
find an das Eifenbahnminifterium übergegangen. 

Bon dem gleichen Beitpunfte an wurden die betreffenden 
Amt3abteilungen de3 Handelsminifteriums, die Generalinfpeltion der 
öfterreichifchen Eifenbahnen und die Generaldireltion der Hfter- 
reichifchen Staatsbahnen dem Eifenbahnminifter unterfteltt, welcher 
die erforderlichen Vorkehrungen treffen wird, damit das neue Dr- 
ganifationzftatut mit 1. Auguft 1896 voll in Wirkſamkeit trete. 


Organiſationsſtatut*) 


für die ſtaatliche Eiſenbahnverwaltung in den im Reichsrate 
vertretenen Königreichen und Ländern. 


I. Gliederung der ſtaailichen Eiſenbahnverwaltung im allgemeinen. 


DOberfte einheitliche Leitung durch das kak. Eifenbahn- 
minifterium. 


81. Die oberfte ftaatliche Leitung und Beauffichtigung de3 
gefamten Eiſenbahnweſens in den im Reichsrate vertretenen Könige 
reichen und Ländern ſowie in3befondere die oberfte einheitliche Ver⸗ 
waltung der vom Staate ſelbſt auf eigene oder fremde Nechnung 
betriebenen Eifenbahnen einſchließlich der öſterreichiſchen Trajekt⸗ 


*) Bufolge ber Verordnung des Handelsminiſteriums und des 
Eifenbahnminifteriums vom 19. Jänner 1896, RGB. Nr. 16, Hat 
das mit Wh. Entſchl. v. 15. Jänner 1896 allergnädigft genehmigte 
neue Drganifationsftatut für die ftaatlicde Eifenbahnverwaltung in 
den im Reichsrate vertretenen Königreichen und Ländern mit 1. Auguſt 
1896 voll in Wirkſamkeit zu treten. 

Es werden daher von diefem Tage an die Staatöbahndireltionen 
in Wien, Linz, Innsbruck, Villa, Trieft, Bilfen, Prag, Olmütz, 
Krakau, Lemberg und Stanislau mit dem ihnen durch dad neue 
Drganifationzftatut zugefprochenen Wirkungsfreife in unmittelbarer 
Unterordnung unter dad Eifenbahnminiftertum zu fungieren berufen 
fein, und wird die zur gleichzeitigen Auflöfung bejtimmte k. f. Ge 
neraldireftion der Oſterreichiſchen Staatsbahnen ihre Amtäwirkfam- 
keit min zu Juli 1896 endgültig abſchließen. (EM. 238. Juli 1896, 
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anſtalt und Dampfſchiffahrt auf dem Bodenſee, wie auch endlich 
die oberſte Leitung des Staatseiſenbahnbaues erfolgt durch das 
neu errichtete „k. k. Eiſenbahnminiſterium“. 

Für das Eiſenbahnminiſterium hat im allgemeinen und in⸗ 
foweit nicht durch die gegenwärtige Drganijation ausdrücklich 
anderes bejtimmt ift, der allen Minifterien gemeinfame Wirfungs- 
frei zu gelten. 

Dasſelbe hat fortgefebt die Hebung und Vervollkommnung de3 
vaterländifchen Eifenbahnmwefens im Auge zu behalten und alle ihm 
zu diefem Zwecke geeignet erfcheinenden adminiftrativen Maßnahmen 
zu treffen, beziehungsweife zu veranlaffen. 

Am Mobilifierungsfalle entfendet da3 Eifenbahnminifterium die 
für die Vertretung der Staatseifenbahnverwaltung erforderlichen 
Organe in die Zentral-Eifenbahntransportleitung. 


Dem Minifterium für die lokale Berwaltung der Ge- 

fhäfte der Staat3eifenbahnverwaltung unmittelbar 

untergeordnete Dienftftellen: 8. L. Staat3bahndiref- 
tionen, k.k. Eijfenbahndauleitungen. 


8 2. In unmittelbarer inftanzenmäßiger Unterordnung unter 
da3 Minifterium beftehen zur Leitung des lokalen Betrieb3dienftes 
auf den im 8 1 bezeichneten, vom Staate betriebenen Eifenbahnen, 
einfchließlich der öfterreichifhen ZTrajektanftalt und Dampfſchiffahrt 
auf dem Bodenfee, innerhalb räumlicher Bezirke, die in einer Die 
völlige Beherrichung des Dienftes ermöglichenden Ausdehnung tun- 
lichſt nach Hauptverfehrörouten gebildet werben, befondere Dienft- 
ftellen, welde die Bezeichnung „E. k. Staat3bahndireftion“ 
führen. 

Die Orte, an welden Staatsbahndireltionen zu errichten find, 
fowie deren Bezirke werden mit Allerhöcdhiter Genehmigung vom 
Eifenbahnminifterium beftimmt. 

Zur Bauausführung neuer, auf Staat3loften herzuftellender 
Eifenbahnen fowie beſonders umfafjender Neubauten auf den ſchon 
im Staat3betriebe befindlichen Eifenbahnen werden „te. k. Eifen- 
bahnbauleitungen“ beftellt, weiche gleichfall® dem Eifenbahn- 
minifterium unmittelbar unterjtehen, fofern nicht von legterem im 
einzelnen Falle die Unterftellung der Eijenbahnbauleitung unter 
eine Staat3bahndireftion beftimmt mirb. 


Unterfte Dienftitellen zur Beforgung des lokalen Be- 
trieb3- und Baudienſtes. 


83. Sn Unterordnung unter die Staat3bahndirektionen wird 
der lokale Betriebsdienft auf den im $ 1 bezeichneten, vom Staate 
betriebenen Eifenbahnen mit Berüdfichtigung der örtlichen Erfor- 
dernifje und im allgemeinen unter Trennung der Hauptdienftzweige 
voneinander durch nachftehende, als unterfte Dienftftellen fungie- 
rende Organe bejorgt: 
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a) Der Bahnauffichts- und VBahnerhaltungsdienft einfchlieglich der- 
jenigen Bauten, für welche feine eigenen Bauleitungen beftellt 
find, durch die „et. Bahnerhaltungsfeltionen”; 

b) der Verkehrs⸗ und Tommerzielle Dienft durch die „E. f. Bahn 
ſtationsämter“ (Halteftellen), welcher bei bejonderer dienil- 
licher Wichtigleit oder größerer Verkehrsbedeutung und ins⸗ 
befondere, fofern fie Domizilftation eines zahlreicheren Perſonals 
find, die Bezeihnung „ka k. Bahnbetriebsamt” erhalten; 

c) der Zugförderungs⸗ und Werfftättendienft "einerfeit3 durch bie 
fe. t. Heizhausleitungen”, andrerſeits durch die „E. k. 
Vertitättenleitungen”; 

d) ber Materialdienft durch die „Et. Material-Magazins- 
leitungen“. 

Dem Eifenbahnminifterium bleibt e3 vorbehalten, ſoweit be- 
fondere lokale oder ökonomiſche Bedürfniſſe es wunſchenswert 
erſcheinen laſſen, insbeſondere für einzelne im Betriebe der Staats⸗ 
eifenbahnverwaltung befindlide Lokalbahnen oder auch für fonftige 
einzelne Teilftreden, namentlich folcge, die mit dem Hauptnege nicht 
in unmittelbarer Schienenverbindung ftehen, in Unjehung der Or⸗ 
ganifierung des unterften lokalen Betriebsdienftes Abweichungen von 
den vorftehenden Beftimmungen eintreten zu laſſen. 

Insbeſondere können in folhen Fällen in Unterordnung unter 
die Staat3bahndireltionen befondere „Ef. Betriebsleitungen“ 
als unterfte Dienftitellen des lokalen Betrieb3dienftes mit einem 
fallweiſe feitzufegenden, auf mehrere oder alle Dienftzmeige und 
die ganze betreffende Bahnlinie ſich eritredenden Wirkungskreiſe 
errichtet werden. 

Bur unmittelbaren Leitung der Trajeltanftalt und Dampf- 
Ihiffahrt auf dem Bodenſee beiteht in Unterordnung unter jene 
Staat3bahndireltion, ber das anfchließende Bahnneb unterfteht, eine 
eigene „ET. Schiffahrt3infpeltion in Bregenz“. 

Die Eifenbahnbauleitungen werden eventuell für die einzelnen 
Bauftreden nah Bedarf in „E. E. Eifenbahnbaufeltionen” 
untergeteilt. 

I. Miniftertum. 


Gliederung des Minifteriums, 


8 4. Das Eijenbahnminifterium wird den Anforderungen des 
Dienftes entjprehend in Sektionen gegliedert. 

Legtere werben in gleicher Weiſe in Departements (Abteilungen) 
untergeteilt. 


Befonderer Wirfungstrei3 des Minifteriums. 

$ 5. Der befondere felbftändige Wirkungskreis des Minifte- 
riums umfaßt: 

1. die Einleitungen und Vorverhandlungen zum Abſchluſſe von 
Eifenbahnftaatöverträgen und internationalen Vereinbarungen in 
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Eifenbahnangelegenheiten fowie die Überwachung der Ausführung 
folder internationaler Abmachungen; 

2. alle Angelegenheiten, welche die Beziehungen der inlänbijchen 
Eifenbahnen zum Auslande betreffen, foweit biefelben über den 
regelmäßigen Verkehr benachbarter oder doch in direlten Trans 
portbeziehungen ftehender Bahnverwaltungen hinausgehen oder eine 
diplomatifche Intervention erfordern, in3befondere auch die Teil- 
nahme an internationalen eiſenbahnfachlichen Kongreſſen und Ber- 
einigungen, welche jich mit ber Beratung und Beihlußfajlung über 
allgemeine, den Gejamtorganismus der inländiihen Eifenbahnen 
oder der Stantzeijenbahnverwaltung berührende Angelegenheiten 
des Eiſenbahnweſens befaffen; 

3. alle Ungelegenheiten bes Eiſenbahnweſens, welche eine legis- 
lative Behandlung erheifchen oder für die Geſamtheit der inlän- 
diſchen Eifenbahnen nad) einheitlichen Orundjägen im Verordnung: 
wege zu regeln find; 

4. die Verhandlungen wegen Sicherftellung neuer Staat3- oder 
Privatbahnen in techniicher, fommerzieller und finanzieller Bezie- 
Hung, einfchließlih der Vereinbarungen mit beteiligten Landesver⸗ 
tretungen, Konzeſſionswerbern und Privatinterejjenten; 

5. die Verhandlungen wegen Erteilung von Konzejfionen zum 
Baue und Betriebe von Privateifenbahnen nah dem Eifenbahn- 
tonzeffionsgejege vom 14. September 1854, RGB. Nr. 238, und 
dem Gefege über Bahnen niederer Ordnung vom 31. Dezeinber 
1894, RGB. Nr. 2 ex 1895, fowie nad} den hierüber etwa künftig 
zu erlaffenden Gefegen und Verordnungen; 

6. alle Verhandlungen, welche die Übernahme beftehender oder 
erft herguftellender Eifenbahnen in das Eigentum oder in ben 
Betrieb des Staates zum Gegenftande haben ſowie bie Durchführung 
diezfälliger Vereinbarungen; 

7. die Bewilligung, refpeftive Anordnung ber Vornahme tech⸗ 
nifher Vorarbeiten für neue Eifenbahnlinien und die Anordnung 
der Bauausführung neuer Bahnen durch Staat3organe; 

8. die Genehmigung der generellen und Detailprojekte, dann 
der Begehung3operate und der fonftigen der ftaatlichen Entfcheibung 
unterliegenden Bauoperate für neu herzuftellende Staatd- und 
Privatbahnen fowie für Bauanlagen auf den fon im Betriebe 
ftehenden Linien, bezüglich der Tebtangeführten Bauanlagen auf 
Staatöbahnen jedoch nur nad) Maßgabe des fpeziellen Vorbehaltes 
für befonder3 hervorragende oder umfaffende jowie für militärijch 
befonders wichtige Herftellungen; 

9. die Fällung aller jener Entjcheidungen fowie jene Amt 
handlungen, welche nad den beftehenden allgemeinen Eijenbahn- 
gefegen und Verordnungen in Anfehung von Bauausführungen 
ausdrüdiich dem Handelsminifterium vorbehalten find oder künftig. 
hin dem Eifenbahnminifterium vorbehalten werden, hinfichtlich der 
Bau- und Benügungskonjenfe auf Staatsbahnen jedody mit der 
im $ 17, Bunt 15, angeführten Einjchränfung; 
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10. die Genehmigung und bezüglich der Staatsbahnen bie Feſt⸗ 
ftellung aller Normalkonſtruktionen und ⸗Typen für bauliche und 
maſchinelle Anlagen für Betriebsmittel fowie für mechaniſche und 
elektriſche Betrieddeinrichtungen, die Genehmigung von diesjälligen 
Anderungen und Abweichungen fowie der Anwendung neuer fon 
ſtruktionsprinzipien; 

11. die Bewilligung zur Eröffnung des Betriebes auf neu 
erbauten, dem allgemeinen Verkehre dienenden Bahnlinien, die 
Genehmigung oder die Beſtimmung bezüglich der Abänderung der 
Betriebsform durch Einführung des Sekundärbetriebes oder Siein- 
bahnbetriebes oder desjenigen für Vollbahnen fowie auch die Be- 
Kimmung über die gänzliche Einftellung des Betriebes auf ein- 
zelnen Linien; 

12. die Genehmigung der Yahrordnungen nad) Maßgabe der 
einfhlägigen Borfchriften, und zwar bezüglich der Staatsbahnen 
in bem im 8 6, Punkt 21, normierten limfange; 

13. die Führung der Verhandlungen mit dem Reichskriegs⸗ 
minifterium über die Erftellung der Kriegsfahrordnungen jamt 
Anlagen fowie überhaupt über die von demjelben in bezug auf 
die militärifche Leiftungsfähigleit der Staats- und Privatbahneı 
geftellten Anforderungen, dann die Kontrolle über die Borforgen 
für Kriegszwecke; 

14. alle meritorifhen Entfcheidungen und Genehmigungen in 
——A der Erſtellung, Abänderung und Auslegung der Tarife 
und Verkehrsvorſchriften für den Perjonen- und Güterverkehr, und 
—F ebenſowohl für den Lokalverkehr, wie für die Anſchluß⸗ und 

erbandsverkehre, bezüglich der Privatbahnen nach Maßgabe der 
konzeſſionsmäßigen Beſtimmungen und der einſchlägigen Vorſchriften; 

15. die Vorſorge für eine den geſetzlichen Anforderungen ent- 
fprechende Handhabung der Kranken⸗ und Unfallverjicherung ſowie 
die Diesfällige Höhere Aufficht und Überwachung, dann die Ein⸗ 
flußnahme auf eine den Berhältniffen entfprechende Fortbildung 
und Entwidlung bes Verſorgungsweſens; 

16. die oberfte einheitliche Leitung und Überwachung des 
Sanität3- und Beterinärdienfted auf den Staat3- und Privatbahnen; 

17. die Führung der Gefamtftatiftit des inländifchen Eijen- 
bahnweſens fowie fpeziell jene der Staatseifenbahnverwaltung, die 
Herausgabe aller einjchlägigen Publikationen, ingbejondere der 
Sahresgefchäftsberichte für die Staatseiſenbahnverwaltung; 

18. die allgemeine ftaatlihe Regelung des Eijenbahn-Fad- 
bildungsweſens; 

19. außer den im vorſtehenden beſonders aufgeführten Agen⸗ 
den obliegt dem Miniſterium bezüglich der Staatsbahnen und der 
für Rechnung des Staates oder durch Staatsorgane für Rechnung 
der Konzeſſionäre betriebenen Privatbahnen die Beſorgung, reſp. 
oberſte Leitung des Staatseiſenbahndienſtes, bezüglich der Brivat- 
bahnen die Oberaufjicht über den Bau und Betrieb, dann über 
die fozietäre und finanzielle Gebarung in Gemäßheit der jemweilig 
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geltenden Geſetze und Verordnungen ſowie nad; Maßgabe der ein- 
chlägigen konzeſſions- und vertragsmäßigen Beftimmungen, ferner 
Hinfichtli der Staats⸗ und Privateifenbahnen, insbeſondere auch 
die Handhabung der Eifenbahnbetriebsordnung vom 16. NRovem- 
ber 1851, RGB. Nr. 1 vom Jahre 1852; 

20. endlich obliegen dem Minifterium alle jene Berhandlungen, 
Bertretimgen und fonftigen Agenden in Eifenbahnangelegenbeiten, 
welche bisher zur Kompetenz de3 Handel3minifteriums gehört Haben. 


Dem Minifterium fpeziell in Anfehung des Staat3- 
eifenbahndienfte3 vorbehaltene Berfügungen und 
Entfheidungen. 


86. In Anfehung des Staatzeifenbahndienfte bleibe Dem 
Minifterium außer den bereits im $ 5, Punkt 1 bis 4, dann 6 
bi3 einfchließlick 18, befonder3 hervorgehobenen Agenden noch die 
nachftehenden Verfügungen und Entfcheidungen vorbehalten: 

1. alle in Ausführung der gegenwärtigen Organifation zu 
erlaffenden ſowie alle fonftigen im Rahmen derjelben zu treffen- 
den organifatorischen Verfügungen, die Errichtung, Verlegung oder 
Auflaffung aller Dienftftellen (88 2 und 3), und zwar bezüglich 
der Staatsbahndirektionen unter Vorbehalt der im $ 2 vorgejchrie- 
benen Einholung der Allerhöchſten Genehmigung; 

2. die einheitliche und gleichmäßige grundfägliche Regelung des 
Dienftes innerhalb des gejamten Dienftbereiche® der Staat3eijen- 
bahnverwaltung; die Feſtſtellung, Abänderung und Aufhebung aller 
Dienftinftruftionen, Normalien, Bedingniffe und fonftigen grund- 
ſätzlichen Beltimmungen, insbeſondere auch aller die Rechte und 
Pflichten fomwie die Bezüge des Perſonals regelnden Normen, dann 
der Reglements und Statuten aller im Bereiche der Staat3eifen- 
bahnverwaltung beftehenden oder noch zu errichtenden Alters- 
und Invaliditäts-Verſorgungsinſtitute und fonftigen Humanitäts- 
anftalten;; 

3. die grundfägliche Regelung der Beziehungen der Staats- 
eifenbahnverwaltung und ihrer Organe zu anderen ftaatlihen Ber- 
waltungszweigen, insbefondere zur Militärverwaltung, zur Boft- 
und Telegraphenvermwaltung, zur Bolizeiverwaltung und zur Fi 
nanzverwaltung, und zwar im Einvernehmen mit den betreffenden 
oberften Zentrafftellen fowie die Überwachung der genauen Ein— 
haltung ber diesbezüglich beitehenden Vorfchriften und getroffenen 
Vereinbarungen; 


4. die Erledigung aller Angelegenheiten, weldye da3 Staats- 
eiſenbahnnetz als Ganzes oder doc größere, mehrere Direktions- 
bezirke umfaſſende Teile desfelben betreffen, jofern die bezüglichen 
Vermwaltungsgefchäfte nicht ausdrücklich entweder den beteiligten 
Staat3bahndireltionen zur felbftändigen Erledigung im gegen— 
feitigen Einvernehmen oder einer einzelnen Staat3bahndireltion zur 
einheitlichen Bejorgung, ſei e8 für das gefamte Staat3bahnneg, 
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fei e3 für einen entſprechend größeren Teil desjelben, überwieſen 
werden (vgl. $ 17); 

5. die Syftemifierung des Perfonalftandes aller dem Minijte- 
rium unterftehenden Dienftftellen der Staatseifenbahnvermaltung, 
die Aufftellung und Führung des Berfonalftatut3 fowie der Rangs⸗ 
titten für alle Beamten; 

6. die Aufnahme von Beamten aller Dienſtklaſſen, die Be— 
förderung aller Beamten, dann die Verſetzung und Dienftesent- 
hebung (Berfegung in den NRuheftand) aller Beamten mit Aus— 
nahme jener der drei unterjten Dienftllaffen, ferner in letzterem 
Umfange auch die Bejeßung der Beamtenpoften, endlich alle Ber- 
fegungen von Beamten aus einem Direktionsbezirke in den anderen 
fowie von und zu den felbftändigen Bauleitungen; bezüglich der- 
jenigen Beamten, auf welche da3 Geſetz vom 15. April 1873, RGB. 
Nr. 47, Anwendung findet, haben in allen diefen Richtungen die 
Beitimmungen de3 allgemeinen Wirkungsfreifes der Minifterien zu 
gelten; 

7. die Bewilligung aller wie immer Namen habenden Zulagen 
an Beamte fowie aller nicht ſchon in den beftehenden Borjchriften 
begründeten Zulagen an andere Bedienftete, ferner die Bewilli- 
gung von Nemunerationen und Unterftüßungen, foweit fie im 
Kaufe eines Nechnungsjahres den Betrag von 100 fi. für eine 
und Diefelbe Perjon überfteigen, endlich fonitige Angelegenheiten 
des Perſonals nad Mafgabe des ausdrüdlichen Vorbehaltes in 
den befonderen Berfonalvorfchriften und Yumanitätsfondsftatuten; 

8. die Bewilligung aller einmaligen oder dauernden Gnaden- 
gaben aus den Mitteln der Staat3eifenbahnvermwaltung oder der 
derfelben zur Verfügung ftehenden Fonds an außerhalb des aktiven 
Dienftverbandes ftehende Perſonen, fomweit nicht ſeitens de3 Mini» 
fteriums in dieſer Richtung den Staatsbahndirektionen befondere 
Ermädtigungen erteilt werden; 

9. die Genehmigung der Einteilung der bahnärztlichen Bezirke 
und der für diefelben gültigen bahnärztlichen Honorare fowie Die 
Ernennung der den Staatsbahndirektionen beizugebenden Sanität3- 
fonfulenten; 

10. die Erftellung des ordentlien und außerordentlichen 
Jahreserforderniſſes (Budget) der Staatseifenbahnverivaltung auf 
Grund der von den unterftehenden Direktionen je für ihren Amts- 
bereich aufgeftellten, dem Minijterium zur Genehmigung vorgelegten 
Teilbudget3; in gleicher Weife auch die Aufftellung der Haupt- 
rechnungsabſchlüſſe; 

11. die Hinausgabe der der Staatseiſenbahnverwaltung auf 
Grund des jeweiligen Finanzgeſetzes zur Verfügung ftehenden 
Drdinarial- und Ertraordinarialfredite an die unterftehenden Direl- 
tionen fowie ber gefeglih genehmigten Baufredite an Diefelben und 
beziehungsweife an die Bauleitungen; dann die Genehmigung der 
Detail-Berwendungsprogramme für die im Drdinarium für Um— 
geftaltungsarbeiten fowie für alle im Ertraordinarium vorgefehenen 

79* 
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Kredite; die Beftimmung des Berhältniffes, nach welchem die Koften 
ber Zentralleitung des Staatseijenbahnbetriebes und de Staat“ 
eifenbahnbaued auf bie einzelnen Linien aufzuteilen find; 

12. die Bewilligung aller Auslagen, welche im Finanzgeſetze 
nicht vorgefehen find, fomit Teine budgetmäßige Bededung haben, 
oder eine Überichreitung der bemilligten Kredite erheiſchen, bie 
Bewilligung von Nachtragskrediten, von Virements ſowie der 
etwaigen Verwendung von Ertraordinarialtrediten in dringenden 
Fällen noch vor verfaffungsmäßiger Erledigung des Budgets, und 
zwar unter Beachtung der Einholung der eventuell nötigen ber- 
faffung3mäßigen Genehmigung; 

13. alle Verfügungen über da3 Eigentum der Staat3bahnen 
oder über bie bei der Gtaatdeifenbahnverwaltung verwalteten 
Fonds, infomweit dieſe Verfügungen die gewöhnliche Gebarung über- 
fhreiten oder eine Abtretung oder Belaftung berfelben bezweden, 
daher auch, und zwar unter Einhaltung der diesfall3 mit der 
Finanzverwaltung vereinbarten Direktiven, alle Verkäufe von Grund 
und Boben, foweit diefelben nicht bei dem Baue neuer Bahnlinien 
no vor der Eröffnung der definitiven Einlage des Eijenbahn- 
buches oder, wenn der Abſchluß ber Baurechnung früher erfolgt, 
por dem Abſchluſſe der letzteren vorlommen; 

14. die Nachficht, beziehungsweiſe Abjchreibungsbewilligung in 
Anſehung von Rechnungsmängeln oder uneinbringlichen Forde⸗ 
rungen, dann von Berluften an Materialien oder Anventargegen- 
Ständen, fofern der Geldwert im einzelnen Falle den Betrag von 
500 fl. und in demfelben Jahre innerhalb eines Direktionsbezirkes 
‘denjenigen von 5000 fl. überfteigt; 

15. die Genehmigung ven Bergleichen über gegen bie Staat3- 
eifenbahnverwaltung over von berfelben erhobene, wie immer Namen 
habende Unfprücde, fofern die Vergleichsſumme bei einmaliger 
Berglitung den Betrag von 5000 fl. und bei Vereinbarung einer 
fortlaufenden Leiſtung denjenigen von jährlih 500 fl. überfteigt; 

16. die Genehmigung der Gewährung freiwilliger Spenden und 
Beiträge aus Mitteln der Staat3eifenbahnverwaltung zu fremden, 
mwohltätigen oder öffentlichen Zwecken, ſoweit nicht feitend de Mi- 
nifterium3 den Staat3bahndireltionen für beitimmte foldye Zwecke 
Kredite zugewiejen werden, ferner die Beltimmung über die Be— 
teifigung der Staatseifenbahnverwaltung an öffentlichen Kongrefien, 
Ausftellungen uſw.; 

17. die Vergebung der Bauarbeiten für neue Bahnlinien fowie 
nah Maßgabe des fpeziellen Vorbehaltes im einzelnen Yalle aud) 
für andere, befonder3 hervorragende oder umfaſſende Bauanlagen 
auf den jchon im Betriebe. ftehenden Bahnlinien fowie überhaupt 
die Genehmigung von Bau» und Lieferungspergebungen oder von 
fonftigen Verträgen über einmalige Leiftungen, fofern — bei Bauten 
jedes 203 für fich gerechnet — die Vertragsſumme bei allgemeiner 
öffentliher Konkurrenz und Zufchlag an den Beitbieter den Betrag 
von 150.000 fl. und andernfalls denjenigen von 50.000 fl. über 
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fteigt; in Anfehung jener Bauten, deren Vergebung mit Genehnti- 
gung des Minifteriumd erfolgte, ſodann auch die Genehmigung 
der Schlußabrechnung mit ben Bauunternehmern; 

. Die Genehmigung von Beftandverträgen oder fonftigen 
Verträgen über wiederlehrende Leiftungen, fofern ber Beitandzind 
oder die fonftige wiederkehrende Leiftung den jährlichen Betrag 
von 1000 fl. überfteigt ober bei einer folchen Leiltung von mine 
defteng jährlich 100 fl. ber Vertrag auf eine feite Dauer von mehr 
al3 einem Jahre abgefchlojfen werden foll; die Genehmigung der 
Auflaffung von Beltandzinfen im Betrage von mehr ala 100 fl.; 

19. die Bewilligung der Vornahme von Eifenbahntraffierungen 
und fonftigen Borarbeiten für Eifenbahnprojelte auf Rechnung 
Dritter fomwie der vorſchußweiſen Bejtreitung diesfälliger Auslagen, 
ferner die Geftattung der Übernahme von Bahnbauten feiten3 der 
Staatsbahnverwaltung für fremde Rechnung und die Genehmigung 
ber diesfälligen Bauverträge fowie die oberſte Leitung und Beauf- 
jihtigung folcher Bauführungen nad den für Staatsbahnbauten 
gültigen Normen; 

20. die Vereinbarungen über die Zulaffung der Staatzeijen- 
bahnvermaltung zum Mitbetriebe auf fremden Bahnftreden oder 
umgelehrt über diejenige fremder Bahnverwaltungen zum Betriebe 
oder Mitbetriebe auf den im Staatöbetriebe ftehenden Bahnlinien, 
ferner die Genehmigung aller Berträge mit den Verwaltungen 
von Eifenbafnunternehmungen oder anderen Verkehrsanſtalten 
über den Anfchluß des Verkehrs und über die Bedingungen dieſes 
Anſchluſſes oder über die Modalitäten der etwa von der Staats⸗ 
eifenbahnverwaltung für Diefelben ganz zu übernehmenden Be- 
triebsführung; 

21. die Genehmigung der Grundzüge für die zu Beginn jeder 
Winter- und Sommerperiode zu veröffentlicdenden Fahrpläne für 
den Perſonenverkehr, insbefondere die Genehmigung der Einfüh- 
rung, Abänderung oder Auflaffung aller Schnellzüge und aller 
dem Perfonen- oder Poftverkehre dienenden Züge und Sciffskurfe, 
mit Ausnahme der dem reinen Lofalverfehre eines und de3felben 
Direltionsbezirfes dienenden Perſonenzüge, ferner die Feſtſetzung 
grundfäglicder Beitimmungen für den Güterzugsverfehr; 

22, die Beichaffung der Yahrbetriebsmittel für das Geſamtnetz, 
die Genehmigung der Entlehnung fremder Fahrbetriebsmittel ſowie 
die Einftellung folcher in den Fahrpark der Hfterr. Staatsbahnen; 

23. die Evidenz de3 gejamten Fahrparkes des unterflehenden 
Bahnnetzes, die Verteilung besfelben auf bejtimmte VBahırgebiete und 
beziehungsweiſe auf die einzelnen Direktionsbezirke ſowie die oberfte 
ausgleichende Dispofition insbefondere über den Wagenpark; 

24. die Bewilligung aller Fahrbegünftigungen ſowie aller 
Senhtermäbigungen und ſonſtigen Zugeftändniffe tarifarifscher Natur 
im Güterverlehre, ſoweit diefe Bewilligung nicht in den befon- 
deren Vorichriften ausdrücklich den untergeordneten Pienftitellen 
überlaffen ift jomwie ferner mit Ausnahme der in Gemäßheit ber 
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befonderen Inſtruktionen von den Direktionen zu gewährenden Er- 
mäßigung der bloß lokalen Nebengebühren, al3 der Auf- und 
Ablegegebühr, Aufe und Abladegebühr, Überladegebühr, Hebefrahn- 
gebührt, Waggebühr, Lagergeld, Wagenverzögerungsgebühr u. dgl.; 

25. die Vereinbarungen mit anderen in- und ausländischen 
Berfehrsunternehmungen über die Anſchluß⸗ und Verbandsverkehre 
einfchließli der Berfehrsteilungen, dann über die Negelung des 
Transport und Nellamationsdienftes ſowie über die Einnahıne- 
-verrechnung und den Saldierungsdienit; 

26. die Errichtung und Auflaſſung fommerzieller Agenturen; 
27. die Genehmigung der Ergreifung von Minifterialrefurjen 

jowie die Beichwerbeführung an den Verwaltungsgerichtshof oder 
an das Neichsgericht in Sachen der Staatseifenbahnvermwaltung; 

28. die Überwachung des gejamten Dienſtes in allen feinen 
Zweigen und bezüglich aller Dienftitellen der Staatseifenbahnver- 
waltung. 

Dem Eifenbahnminifterium bleibt es jederzeit unbenomnten, 
auch noch andere al3 die vorjtehend angeführten Angelegenheiten, 
fei es bleibend feinem vorbehaltenen Wirkungskreiſe einzuverleiben, 
fei e3, fomweit nicht der vorgefchriebene Inſtanzenzug alteriert wird, 
im einzelnen alle aus bejonderen Gründen feiner Würdigung und 
Entjcheidung zu unterziehen fowie auch umgefehrt einzelne Der 
vorftehend aufgezählten Angelegenheiten, jofern fie fich ihrer Natur 
nach ‚überhaupt hierzu eignen, in widerruflicher Weije den unter- 
geordneten Staatöbahndireftionen und beziehungsmeife Eifenbahn- 
bauleitungen zur felbjtändigen Erledigung im Namen des Mini- 
fterium3 zu übertragen. 


Bejhmwerdezug an das Minifterium in UAngelegen- 
heiten der Staat3eifenbahnvermaltung. 


87. Das Eifenbahnmintiiterium entjcheidet über alle Be- 
ſchwerden gegen die von den ihm unterftehenden Staatsbahndiref- 
tionen und Eifenbahnbauleitungen in ihrem eigenen Wirkungskreiſe 
getroffenen Entjcheidungen und erlaffenen Verfügungen. 

Solche Beichwerden ind, jomweit nicht bejondere Vorſchriften 
für beftimmte Fälle ausdrüdlich ein anderes feitjegen, innerhalb 
längftens vier Wochen vom Tage der Zuftellung der anzufechtenden 
Verfügung an einzubringen. 


Hilfsorgane des Miniſteriums: 
a) k. k. Generalinſpektion der öſterreichiſchen Eifenbahnen. 


88 Die Auffiht und Kontrolle über den Bauzuftand und 
Betrieb der dem öffentlichen Verkehre übergebenen Staats⸗ wie 
Privateifenbahnen zur Handhabung der Ordnung und Sicherheit 
(vgl. 85, Punkt 19) erfolgt im Sinne der beitehenden Geſetze 
und Verordnungen und insbefondere im Sinne der Beitimmungen 
der Eifenbahnbetriebsordnung vom 16. November 1851, RGB. 
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Ne. 1 vom Jahre 1852, durch eine dem Eifenbahnminifterium ' 
unmittelbar unterftehende Pienftitelle, melche die Bezeichnung 
„Et Generalinipeltion der öfterreidhifchen Eifen- 
bahnen” (Eifenbahnauffichtsbehörbe) führt. 

Inſoweit in beftehenden Vorfchriften gewiſſe Amtshandlungen 
der Generalinfpektion (Auffichtsbehörde) zugewieſen jind, bleibt es 
dem Eifenbahnminifterium vorbehalten, diefe Amtshandlungen auch 
durch feine eigenen Organe oder durch Organe anderer ihm unter» 
ftehender Dienftjtellen beforgen zu laſſen. 

Dem Vorſtande der Generalinfpektion, der den Titel „General- 
infpeftor der öfterreichifchen Eiſenbahnen“ führt, wird das zur Be— 
forgung des Überwachungsbienftes erforderliche Perjonal beigegeben. 

Die näheren Beitimmungen über den Wirkungskreis und die 
Obliegenheiten ber Generalinfpeltion ſowie über die Gefchäftsein- 
teilung bei derjelben werben durch eine für die genannte Dienit- 
ftelle vom Eijenbahnminifterium zu erlajjende befondere Dienft- 
inftruftion getroffen. 


b) k. k. Bentralwagendirigierungsamt der öfterreichifchen Ztaats- 
bahnen. 

8 9. Die dem Eifenbahnminifterium im $ 6, Punkt 23, mit 
vorbehaltene Evidenz und oberfte einheitliche Dispofition über den 
gefamten Wagenparf ber öfterreichifchen Staatsbahnen wird durch 
eine dem Minifterrum unmittelbar unterjtehende, al3 einheitliches 
Erefutivorgan desſelben fungierende, ſelbſtändige Hilfsftelle bejorgt, 
welche die Bezeichnung: „et. Zentral-Wagendirigierungd- 
amt der Oſterreichiſchen Staatsbahnen“ erhält und von 
einem Borftande geleitet wird, ber den Titel „Direktor“ des ge- 
nannten Amtes führt. 

Das Bentral-Wagendirigierungsamt Hat nad) den unmittel- 
baren Aufträgen des Minifteriums und unter Überwachung desjelben 
in3befondere die Evidenz de3 gejamten Wagenparkes der Staats⸗ 
eifenbahnverwaltung einfchließlih der Lademittel und Wagenein- 
richtungen, die Verteilung desfelben an beitimmte Bahngebiete und 
beziehunggweife an die einzelnen Staatsbahndirektionsbezirke, die 
tägliche Ausgleichung der in diefen Bezirken ſich ergebenden über- 
ichüffe und Abgänge an Wagen, Lademitteln und Wageneinrich- 
tungen und bie fonftigen zur einheitlichen Leitung und Überwachung 
des Wagendirigierungsdienites gehörigen Gejchäfte, die Abrechnung 
der Wagen im Verkehre mit fremden Bahnen und mit den Par- 
teien ſowie endlich die Zufammenftellung der Gefamtftatijtit über 
die Leiftung der Wagen zu bejorgen. 

Gejhäftserledigung im Einvernehmen mit anderen 
Minifterien. 

8 10. Bezüglich jener in den 88 5 bi3 7 genannten Ange» 
fegenheiten, welche zugleich den Wirkungskreis anderer Minijte- 
rien berühren, hat das Eijenbahnminifterium vor der Erledigung 
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des Gegenſtandes das Einvernehmen mit den beteiligten anderen 
Miniſterien zu pflegen. 

Insbeſondere ift bezüglich aller Eifenbahnangelegenheiten vou 
größerer finanzieller Tragmeite, namentlich folder, welche auf Die 
Aufftellung des Staatsvoranſchlages einen erhebliden Einfluß zu 
üben geeignet find oder eine dauernde Belaftung des Staatdver- 
mögens bezweden, nach den hierfür beftehenden Einzelbeftimmungen 
da3 vorherige Einvernehmen mit dem Finanzminifterium, ferner 
in allen wicdhtigeren Fragen der Dienftesorganifation der Staat 
eifenbahnvermwaltung jomwie in allen Fragen des Eiſenbahnweſens, 
welche die militärijche Benübbarkeit der Eifenbahnen betreffen oder 
fonft die militärifchen Intereſſen berühren, das vorherige Ein- 
vernehmen mit dem Neichöfriegsminijterium und, ſoweit es fid 
um die Sicherftellung oder Konzefjionierung neuer Eifenbahnlinien 
handelt, au) mit dem Handelsminiſterium, endli in allen An- 
gelegenheiten, insbefondere in ZTariffragen, welche für Handel und 
Gewerbe fowie für die Landesfultur von Wichtigleit find, das 
Einvernehmen mit dem legtgenannten Minifterium, beziehungsweiſe 
mit dem Aderbauminifterium zu pflegen. 


Staat3eifenbahnrat. 


8 11. Zur Begutachtung allgemeiner volfswirtichaftlicher 
Tragen im Bereiche des Eiſenbahnverkehrsweſens wird dem Eifen- 
bahnminifterium ein „Staatseifenbahnrat” beigegeben. 

Bei eintretendem Bebürfniffe können zur Begutachtung folcher 
Tragen auch den Staatsbahndirektionen für deren Bezirke Beiräte 
beigegeben merden. 

Die näheren Beitimmungen über die Zujammenfebung und 
Wirkſamkeit des Staat3eifenbahnrates ſowie der vorgedachten Bei- 
räte bleiben der Regelung durch bejondere Statute vorbehalten. 


II. Die Staatsbahndireſttionen. 


Aufgabe und Stellung ber Staatöbahndireltionen im 
allgemeinen. 


8 12. Den Staatsbahndirektionen obliegt unter der oberen 
Zeitung de3 Eifenbahnminifteriums und auf Grund der don dem- 
jelben ergebenden Weifungen die örtliche Verwaltung aller zu 
ihrem Bezirke gehörenden Bahnftreden. 

Die Staatsbahndirektionen find für die Sicherheit und Ord- 
nung des Betriebes in ihrem Bezirfe im Sinne der Eijenbahn- 
betrieb3ordnung vom 16. November 1851, RGB. Nr. 1 ex 1852, 
berantiwortlih. Sie verkehren in allen ihrem Wirkungsfreife zu- 
gewiejenen Angelegenheiten unmittelbar mit den hierzu berufenen 
Militär- und LZivilbehörden mit Ausnahme der oberiten Zentral- 
jtelfen, jofern nicht nad) Maßgabe dieſes Statut3 oder nach ben 
jpeziellen Anordnungen ein folder Verkehr auch mit letzteren vor- 


gejehen ift. 
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Den Anforderungen ber inftradierenden Militärbehörden wegen 
Beförderung von Truppen- und SHeereserfordernijfen haben Die 
Staatsbahndirektionen innerhalb des eigenen Bezirkes unbedingt zu 
entiprecden und nötigenfall® die hierzu erforderlichen Transport- 
mittel zu rellamieren. 

Inſoweit die Militärtrandporte die Grenzen des eigenen Be- 
zirkes überfchreiten, hat die Staat3bahndirektion, an melde Die 
inftradierende Milttärbehörbe fich gewendet hat, im Einvernehmen 
mit ben berührten Nachbarbezirten megen Übernahme und Weiter- 
beförderung des Militärtransportes 5id zum Beſtimmungsorte das 
Geeignete einzuleiten.*) 


Grundfäglihe Beftimmungen über die Dienftegorgani- 
fation bei den Staat3bahndireftionen. 


8 13. Jede Staatsbahndirektion bildet für Die Hauptdienft- 
zweige des Gifenbahnbetriebsdienftes (Bahnerhaltung, Verkehr und 
Bugförderung) ſowie für die Bauverwaltung, die Werkitätten- und 
Materialverwaltung, dann für bie allgemeinen abminiftrativen, 
fommerziellen und finanziellen, beziehungsmweije Rechnungsange⸗ 
legenheiten eine einheitliche Dienftitelle. 

Derfelben find die im 83 genannten, al3 unterite Dienft- 
ftellen des lokalen Betriebsdienſtes fungierenden Organe unter- 
geordnet. 

*) Die für die ftaatliche Eifenbahnverwaltung errichteten Amts⸗ 
ftellen find al® Behörden im Sinne de3 Urt. 5 be3 Geſetzes vom 
17. Dezember 1862, RGB. Nr. 8 ex 1863, anzufehen. DGH. vom 
10. November 1896, 3. 13.014. Röll 1896: 49.) 

Anläßlih der von einer Handel3- und Gewerbefammer an 
das k. k. Eifenbahnminifterium geftellten Anfrage, ob bie k. k. Staats⸗ 
bahndireftionen als ftaatlihe Behörden anzufegen find, hat das Mi- 
nifterium fi für die Bejahung diefer Frage ausgefprocden. 

Für diefe Auffaffung des k. E. Eifenbahnminiiteriums, melche 
ihon in der Bezeichnung der Staatsbahndirektionen als „k. k.“ ſowie 
in der Leitung derfelben durch kak. Staatöbeamte, dann in ihrer 
budgetären und bureaufratifchen Stellung als erfte Inftanz der Staats 
eifenbahnverwaltung und dem k. k. Eifenbahnminifterium direft unter» 
ftehende Verwaltungsorgane ihre Stüße findet, fpricht auch der in 
der Spruchpraxis unjerer Oberſten Gerichtshöfe anerkannte Um—⸗ 
ftand, daß ber ftaatlihe Eifenbahnbetrieb als eine Regierungstätig- 
feit anzufehen ift und zur Leitung und Ausführung von Regierungs- 
geichäften die Behörden eingefegt find. Als ſolche find aber nad 
SS 4 und 12 des Allerhöchſt genehmigten Organiſationsſtatuts für 
die ftaatliche Eifenbahnverwaltung die zur Leitung des lokalen Be— 
triebsdienftes und zur örtlichen Verwaltung der k. k. Staatbahnen 
errichteten !. k. Staat3bahndirektionen um fo gemwiffer anzuerfennen, 
al3 ihnen in dem durch da3 Organifationzftatut gegebenen Umfange 
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Zu ihrer Unterſtützung in der unmittelbaren Üüberwachung der 
eben erwähnten unterften Dienftftellen des lokalen Betriebsdienites 
werben den Staat3bahndireltoren nach Bedürfnis, al3 integrierende 
Zeile der Direktionen felbft, bejondere Kontrollorgane Tür be- 
ſtimmte Amtsrayons beigegeben, welchen außerdem, ebenjo wie den 
im 8 3, lit. b, genannten Bahnbetriebsämtern, mit Genehmigung 
des vorgefegten Minifteriums3 zur Entlaftung der Direktion eine 
Neihe minder wichtiger, rein laufender interner Verwaltungs 
geſchäfte zur felbftändigen Beforgung ſowie auch mit Ausflug 
eine3 jeden fürmlichen Entjcheidungsrechtes ein vermittelnder Ber- 
fehr mit dem Publitum überlaffen werden kann. 

Zur Bollziehung der Geldanmweifungen der Staat3bahndiref- 
tionen und als Sammelftelle für die Einnahmeabfuhren der Sta- 
tionen wird am Sitze jeder Staatsbahndireftion eine eigene DViref- 
tionskaſſe aufgejtellt. 


Leitung und Gliederung der Staat3bahndirefiionen. 


8 14. Jede Staatsbahnbireftion wird von einem Vorſtande 
geleitet, welcher den Titel „E. k. Staatsbahndireftor” führt und 
in der fünften oder fechiten Rangsklaſſe der Staat3beanten fteht. 
Derfelbe ift für die gefamte Gefchäftsführung, insbeſondere für die 
Sicherheit, Ordnung und Regelmäßigleit des Betriebes, innerhalb 
ſeines Direktionsbezirkes verantwortlich. 


Dem Staatsbahndirektor werden nach Bedarf je ein abmini- 
ftrativ und ein technisch vorgebildeter Stellvertreter beigegeben. 

Bei Anweſenheit de3 Staatsbahndireltor3 find die Stellver- 
treter verpflichtet, denjelben bei Bewältigung feiner Aufgaben tat- 
fräftigft zu unterſtützen und ihm insbefondere in allen wichtigeren 
Tragen der ihnen unterftellten Dienftzweige mit ihrem fachlichen 
Rate zur Seite zu ftehen. 

Den Stellvertretern können über Beitimmung des Staatsbahn- 
direltor3 zu jeiner Entlaftung ihm vorbehaltene Angelegenheiten 
von minderem Belange ein für allemal zur jelbitändigen Er- 
ledigung übertragen werden. Im alle der Abweſenheit vder Be- 
hinderung des Staatsbahndireftord geht die Leitung der Gefchäjte 
an feinen Stellvertreter, beziehungsweiſe bei Vorhandenjein von 
zwei GStellvertretern an den rangsälteren berjelben mit den dem 
Direltor vorbehaltenen Befugniffen über. 

Bur unmittelbaren Wahrnehmung der nach einzelnen Vienit- 
zweigen zujfammengefaßten Gefchäfte werden weiter jeder Staats 
bahndireltion eine Anzahl von Referenten und da3 erforderliche 
Hilfsperfonal beigegeben. 

behördliche Funktionen im ſtrengſten Wortfinne, wie beiſpielsweiſe in 
bahnpolizeiliher Hinficht, bezüglich der Erteilung von Baukonſenſen 
zu eigenen und Anrainerbauten, in Berjfonalangelegenheiten uſw. ein- 
geräumt find. (EM. 3. 46 ex 1899, BB. 1899: 121.) 
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Den Referenten obliegt die unmittelbare Wahrnehmung der 
Geſchäfte des ihnen unterftellten Dienftzweiges, wie auch die ftete 
Üüberwadjung der für benjelben beftehenden unteren Dienititellen 
und namentlid die fortgejegte Sorge in ber Richtung, daß der 
Dienft in dem betreffenden Pienftzweige in Gemäßheit der ein- 
Ihlägigen Dienſtvorſchriften gehandhabt werde und jederzeit ben 
fachlichen Anforderungen Genüge leifte. 

Denfelben können von dem Staatsbahndireltor gewiſſe unter- 
geordnete Geſchäfte ein- für allemal zur felbftändigen Erledigung 
übertragen werden. 

Sämtlide Organe der Staatöbahndireltion haben den Dienft 
innerhalb der beftehenden Borjchriften nach den vom Pireltor er- 
teilten Weijungen zu führen und find demjelben für ihre Dienft- 
leiftung verantwortlid). 

Zur Regelung der internen Dienftesausübung bei den Staat3- 
bahndireltionen wird vom Eifenbahnminifterium eine einheitliche 
„Geſchäftsordnung“ erlaffen. 


PBerfönlide Obliegenheiten des Staatsbahndireltor3. 


8 15. Dem Staatäbahndireltor obliegt perjünlich, die Aus- 
führung der höheren Anordnungen zu veranlafjen und zu über- 
wachen, die ihm unterftehenden Organe zur Erfüllung ihrer Ob— 
liegenheiten anzuhalten und für deren gedeihlihes Zufammen- 
wirken, wie aud für die tunlichft ökonomiſche Gebarung Sorge 
zu tragen. 

Er Hat da3 Gefchäftsergebnis des Bezirkes jorgjam zu ber 
achten und auf die Berbefferung desjelben fowie der Betrieb3- 
jührung überhaupt durdy geeignete Maßnahmen innerhalb feines 
Wirkungskreiſes und durch Antragftellung bei dem vorgejesten 
Minifterium Hinzuwirten. Er Hat ferner den Tommerziellen Be- 
dürfniffen des Bezirkes eine befondere Aufmerkſamkeit zuzumenden 
und ſich hiernach ergebende Anträge an das Minijterium unter 
eingehender Tarlegung der jpeziellen Berhältnijje zu jtellen. 

Bei Gefahr im Berzuge ift der Staat3bahndireltor berechtigt 
und verpflichtet, auch in Angelegenheiten, welche jeinen Wirkungs- 
kreis überjchreiten, die erforderlichen Verfügungen zu trefien; behufs 
nadjträglicher Genehmigung derfelben hat er aber fojort dem vor- 
gejegten Minifterium Bericht zu erjtatten. 


Rechtliche Vertretung der Staat3eifenbahnvermwaltung 
duch die Staat3bahndirektionen. 


8 16. Die Staat3bahndirektionen vertreten innerhalb ihres 
Geichäftsbezirkes in allen ihrer Kompetenz zugehörigen Angelegen- 
heiten die Staatzeifenbahnverwaltung felbftändig, jo daß fie auch 
ohne befonderen höheren Auftrag duch ihre Rechtshandlungen, 
Verträge, Prozeſſe, Vergleiche uſw. für dieſelbe Rechte erwerben 
und Berpflichtungen übernehmen. 
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Für die Verbindlichkeit der von der Staatsbahndireltion ab- 
zugebenden fchriftliden Erklärungen genügt die Unterfchrift des 
Direltord oder für denfelben diejenige eines feiner Stellvertreter 
oder eined der Meferenten der Staatsbahndireltion.*) 


Wirkungskreis ber Staatöbahndireltionen. 


$ 17. Den Staat3bahndireltionen obliegt innerhalb ihres Ge⸗ 
ſchäftsbezirkes die Erledigung aller Gefchäfte der Eijenbahnbau- und 
Betriebsverwaltung, fomweit diefelben nicht Dem vorgefegten Mini- 
fterium vorbehalten oder befonderen, dem legteren unmittelbar 
unterftellten Eifenbahnbauleitungen zu ewieſen ſind. 

Der Wirkungskreis der Staats —E— — umfaßt ſonach 
insbeſondere auch: 

1. Die Regelung des Dienſtes in allen feinen Zweigen inner- 
halb de3 ganzen Direktionsbezirfes im Nahmen und in Ausführung 
der dom Minifterium erlaſſenen einheitlichen Inſtruktionen und 
Dienftvorfchriften und die Sorge für eine richtige und gleichmäßige 
Anwendung derjelben; 

2. die Neuaufnahme von Beamten in den zwei unterften 
Dienftflaffen unter den vom Eifenbahnminifterium binauszugeben- 
den Beftimmungen, die Verfegung und Dienftesenthebung (Ber- 
febung in ben Ruheſtand) von Beamten ber brei unterſten Dienft- 
Haffen, in letztetem Umfange auch die Befegung von Beamten- 
poften, ferner die Aufnahme (Unftellung), Beförderung (Borrücdung), 


*) Klagen aus relativen Handelögefchäften gegen die E. f. Staat 
bahnen gehören zur Sri der Handelögerichte. (OGH. 4. Jänner 
1895, 3. 15.167, VB. 6 

Die —— and zuftändig zur NRechtsfprehung über 
Klagen gegen das Eifenbahnärar aus dem Frachtgeſchäfte. (DSH. 
9. September 1896, 3. 10.361. Röll 1896: 33.) 

Gegen ba3 E, k. (Eiſenbahn⸗)Arar ift behufs Hereinbringung einer 
gerichtlich zugefprochenen Forderung nicht ohne weiteres eine Direlte 
gerichtliche Erefution auf ärarische Gelder zuläſſig. (DOCH. 2. Juni 
1897, 8. 6485. Röll 1897:14.) 

Für Klagen gegen das Eifenbahnärar ift in allen Angelegen- 
heiten des jelbjtändigen Wirkungskreiſes der Staatsbahndireltionen 
ausschließlich jenes Gericht kompetent, in deffen Sprengel die zur 
Vertretung der betreffenden Staatsbahndireftion berufene Finanz- 
Hear 18) ihren Si Hat. (OGH. 6. Juli 1897, 3. 7923. Röill 

7:18. 

Die Mobiliarerefution wider das Eile nbahnärar ift nur zuläffig, 
wenn ber Erefutionsführer die zu pfändenden Mobilien genau be- 
zeichnet. Die pfändungsweife Entnahme von Bargelb aus einer 
Staatseiſenbahnkaſſe ift nicht flatthaft, dagegen Tann dem Staat?» 
bahnärar durch das Erefutiondgeriht aufgetragen werden, die Liqui- 
dierung des gefchuldeten Betrage® zu veranlafien. (OGH. vom 
19. November 1897, 3. 13.764. Röll 1897:33.) 


DOrganifationgftatut d. ftaatl. Eifenbabnverwalt. 1261 


Berfegung oder Pienftesenthebung (VBerfegung in den Ruheſtand, 
Kündigung) aller Unterbeamten und Diener, einfchließlich der 
Wächter, dann ded von Yall zu Fall notwendig werdenden Aus 
hilfsperfonaled innerhalb der beftehenden Shftemijierung und ge» 
nehmigten Präliminaren unter genauer Einhaltung der bierfür 
beftehenden Direktiven, in3bejondere der für die Aufnahme in den 
Dienjt aufgeftellten allgemeinen und bejonderen Bedingungen, dann 
der Prüfungs und Beförderungsvorſchriften; 

3. Die Disziplinarbehandlung de3 gefamten unterftehehden 
Perſonales; 

4. die Bewilligung von Zulagen an Unterbeamte und Diener, 
ſoweit ſolche Zulagen in den beſtehenden Vorſchriften ihre Be⸗ 
gründung finden ſowie von Remunerationen und Unterſtützungen 
an die unterſtehenden Bedienſteten bis zum Betrage von 100 fl. 
an eine und dieſelbe Perfon innerhalb eines und desjelben Re 
nungsjahres; 

5. die Erledigung der fonftigen dienftlichen Angelegenheiten 
des unterftehenden Perſonales, ſoweit diefelben nicht gemäß ber 
gegenwärtigen Organijation oder nad dem Inhalte der beitehen- 
den Perſonalvorſchriften ausdrüdlich entweder dem vorgejehten Mi— 
nifterium vorbehalten oder den unmittelbaren Dienftvorftänden 
überlaffen find; 

6. die abminiftrativen und finanziellen Ungelegenheiten ber 
für da3 Perjonal beftehenden Alter» und Invaliditäts⸗Verſorgungs- 
inftitute und fonftigen Humanitätsanftalten, foweit diefelben nicht 
gemäß der gegenwärtigen Organijation oder nach dem Inhalte ber 
betreffenden Statuten ausdrücklich dem vorgefegten Minifterium 
vorbehalten find; 

die Angelegenheiten der geſetzlichen Kranken- und Unfall- 
berficerung für das unterftehende Perfonal; 

8. die unmittelbare Leitung des Sanitätöbienftes, insbeſon⸗ 
dere auch die Antragſtellung bezüglich der Einteilung der bahn- 
ärztlichen Bezirke und der für diefelben zu gewährenden bahı- 
ärztlichen Honorare, die Ernennung und Kündigung der Bahnärzte; 

9. alle Steuer- und Gebührenangelegenheiten jowie die An- 
gelegenheiten der Brandfchaden- und Haftpflichtverficherung;; 

10. der Abſchluß von Bergleichen über gegen bie Staatseijen- 
bahnverwaltung oder von derjelben erhobene, wie immer Namen 
babende Anfprüche, fofern die Vergleichgfumme bei einntaliger Ver⸗ 
gütung den Betrag von 5000 fl. und bei Vereinbarung einer fort- 
laufenden Leiftung diejenige von 500 fl. nicht überjteigt ſowie die 
Antragftellung bei höheren Beträgen; 

11. die Durchführung ber Seunbeintöfungen und der damit 
zufammenhängenden Gejchäfte, die Evidenz des Grundeigentumd und 
fonftigen Immobiliarbeſitzes, einfchließli der Führung der Ge- 
bäubegrunbbüdher und Planevidenzen; 

12. der Abſchluß von Beftandverträgen oder fonjtigen Ver⸗ 
trägen über wieberfehrende Leiftungen mit Ausnahme der Ent- 
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lehnung von Fahrbetriebsmitteln, fofern ber Beſtandzins oder die 
fonftige wiederkehrende Leiftung den jährlichen Betrag von LOO fl. 
nicht überfteigt, oder fofern bei höheren Beträgen bis 1000 fl. 
der Vertrag nicht auf eine ein Jahr berfchreitende fefte Dauer 
abgejchloffen werben full, endlich der Nachlaß von Padıtzinjen bis 
zum Betrage von 100 fl.; die Antragitellung an dad Minifterium 
in Fällen, wo obige Biffergrenzen überfchritten werben jollen; 

13. die Erftellung der Ausgabenpräliminarien für den eigenen 
Bezirk und deren Borlage an dag Minifterium; die Evidenz und 
jelbjtändige Verwaltung der den Direktionen auf Grund des Finanz 
gejege3 zugemwiefenen Kredite, und zwar fpeziell bezüglich der im 
Drdinarium für Umgeftaltungsbauten ſowie aller im Ertraordina- 
rium vorgefehenen Kredite auf Grund der vom Minijterium ge- 
nehmigten Detailverwendungd- und Arbeit3programme; die Rech— 
nung3legung über alle den Pireltionen zugemwiejenen Kredite, be» 
ziehungsweiſe über die gefamten Ausgaben be3 eigenen Bezirkes, 
die direlte Vorlage der betreffenden Gebarung3ausmweije und Rech— 
nungsabichlüffe an den Oberften Rechnungshof und deren Ber- 
tretung vor dem legteren ſowie vor dem vorgefegten Minifterium; 

14. die Feititellung der Projekte für alle Bauanlagen auf 
den Linien des eigenen Bezirkes, bezüglich deren nicht dem Mini- 
fterium gemäß der Beftimmungen des 8 5 ber gegenwärtigen Or— 
ganifation die Genehmigung vorbehalten ift, und die Einleitung 
der politifhen Begehungstommilfionen ; 

15. die jelbftändige Vergebung aller Bauarbeiten läng3 der 
Linien be3 eigenen Bezirkes, für welche nicht ſelbſtändige Bau- 
leitungen aufgeftellt wurden und bezüglich deren fi) das Eifen- 
bahnminifterium nicht die Bauvergebung im einzelnen Falle aus 
drüdlich vorbehalten Hat, innerhalb der im 8 6, Punkt 17, an- 
gegebenen Ziffergrenzen und die Antragftellung an dag Miniſte— 
rium bei Überferreitung dbiefer Grenzen; die Erteilung de3 Bau— 
konſenſes bezüglich derfelben Bauten im Namen des Minifteriums, 
fofern bei der polittichen Begehungstommiffion von Seite der inter- 
effierten Parteien feine Einmwendung gegen das Projekt erhoben 
wurde, und ſodann bezüglich der den Projekten entfpreddenden Her- 
ftellungen in gleiher Weiſe auch die Erteilung des Benügungs- 
fonjenjes, endlich die weitere Durchführung aller Bauten inner- 
halb des eigenen Bezirkes, für welche nicht felbjtändige Bauleitungen 
aufgeftellt jind, vorbehaltlich der Einholung der Genehmigung des 
Minifteriums für die Schlußabrecjnung mit den Bauunternehmern 
bezüglich jener Bauten, welche mit Genehmigung des Minifteriums 
vergeben worden find; 

16. die Vorverhandlungen mit den Unternehmungen fremoer, 
im Anſchluſſe an Streden der öfterreihifchen Staatsbahnen zu er- 
bauender Eifenbahnen über den Anſchluß des Verkehrs und die 
Bedingungen dieſes Anjchlufjes ſowie die Teilnahme an den be 
zügliden Kommiffionen, desgleichen die Verhandlungen über Die 
Modalitäten der allenfall3 von der Staatzeijenbahnverwaltung zu 
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übernehmenden Betriebsführung, vorbehaltlich der Genehmigung ber 
diesfälligen Vereinbarungen durch das Minifterium, der Abſchluß 
von Verträgen über an die Staat3bahnftreden anfchließende Schlepp- 
bahnen und Induſtriegeleiſe nad den hierfür vom Miniſterium 
erlaffenen einheitlichen Direktiven, endlich die Durchführung aller 
über die Betriebsführung bejtimmter Bahnftreden und Stationen 
beftehenden Verträge; 


17. die Sorge für die rechtzeitige Vornahme aller für die 
Betriebsführung erforderlichen dienftlihen Berfügungen aus An— 
laß der Eröffnung neuer Linien fowie derjenigen von Stationen 
und Salteftellen; 

18. die Handhabung der Bahnpolizei; 

19. die Genehmigung von Bauten fremder Parteien auf Bahn- 
grund, beziehungsmweife im Bahnrayon fowie die Geitattung von 
Privatbauten an der Bahn und in der Nähe von Bahnhöfen; 

20. die Beitimmung der Bahn-(Imprägnierungd-, Brüden-) 
meifterftreden ſowie der Wächterbienfteinteilung; 

21. die Antragftellung an da3 Minifterium bezüglich” der 
Grundzüge für die zu Beginn jeder Winter» und Sommerperiode 
zu veröffentlichenden Fahrpläne für den Perfonenverkehr, die Er- 
jtellung der Fahrordnungen für den Perjonenverfehr innerhalb des 
Rahmens der vom Minifterium genehmigten Grundzüge, in3befon- 
dere die Einführung, Abänderung oder Auflaffung der dem reinen 
Lokalverkehre des eigenen Bezirke dienenden Perjonenzüge; die 
Teltfebung und Abänderung der Yahrordnung für die fahrplan«- 
mäßigen Güterzüge auf Grund der vom Minifterium für den Güter- 
zugsverkehr erlaffenen grundfäglicden Beitimmungen jowie für alle 
fallweie in Verkehr zu fegenden Separatzüge, die Einleitung fämt- 
liher Züge einfchließlih der Militärzüige ſowie die Überwachung 
de3 gejamten Zugsverkehrs; 

22. die Evidenz und Verfügung über den Mafchinen- und Wagen- 
part innerhalb des Direktionsbezirkes, die Antragftellung an ba3 
Minifterrum auf eine etwa erforderliche Vermehrung oder Ver- 
änderung des Fahrparkes, die Evidenz über die NRefervebeftandteile 
und die Führung der Statiftif über die Achs- und Radbrüche; 


23. die Beichaffung des jährlichen Bedarfes an Baur und 
Betrieb3materialien, dann aller mechanifchen oder elektriſchen Be— 
trieb3» und maſchinellen Werkftätteneinrichtungen ſowie endlich aller 
Inventarſtücke mit alleiniger Ausnahme der Fahrbetriebsmittel, 
und zwar die jelbjtändige Lieferungsvergebung, fofern die VBertrags- 
fumme bei allgemeiner öffentlicher Konkurrenz und unter Zufchlag 
an ben Beſtbieter den Betrag von 150.000 fl. und anderenfalls 
denjenigen von 50.000 fl. nicht überfteigt, und über diefe Biffer- 
grenzen hinaus die Antragftellung an das Minifterium, endlich 
. die Vornahme von Materialprobungen ſowie die Übernahme der 
von dem Minifterium bejchafften Fahrbetriebsmittel; 
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24. die Erledigung der Beſchwerden über die unterſtehenden 
Betriebsorgane ſowie ſämtlicher aus dem Perſonen⸗ und Güter- 
verkehre erwachſenden Reklamationen; 

25. die Antragſtellung an das Miniſterium bezüglich der Ab- 
änderung der Tarife im Perfonen- und Güterverlehre fowie be- 
züglich der Erteilung von Yrachtermäßigungen ; 

26. die Bewilligung von Fahrbegünftigungen und Frachtermäßi- 
gungen, ſoweit dieſelbe den Direktionen in ben bejonderen Vor⸗ 
ſchriften ausdrücklich überlaffen ift, dann diejenige von Ermäßi- 
gungen der Iofalen Nebengebühren im Güterverfehre, als Auf- 
und Wblegegebühr, Überladegebühr, Hebefrahngebühr, Waggebühr, 
Zagergeld, Wagenverzögerungsgebühr u. dgl. in Gemäßheit ber 
beſonderen Inſtruktionen ſowie die Antragjtellung für in den letz⸗ 
teren nicht vorgejehene Fälle; *) 

27. die Auskunftserteilung an Parteien in Angelegenheiten 
der Perſonen⸗ und Gütertarife, und zwar fomohl für den Lolal- 
verkehr der Hfterreihifchen Staatsbahnen, al3 für den Anfchluß- 
Air Berbandsverfehr mit fremden in⸗ und ausländifchen Verkehrs- 
anitalten; 

28. die Gewährung von Frachtgebührenkrediten nach den hier⸗ 
für beftehenden Normen; 

29. die Gefchäfte der Rechnungsprüfung und der Abrechnung 
bezüglich der Zransporteinnahmen im Perſonen⸗ und Güterver- 
fehre, und zwar ſowohl derjenigen aus dem Lolalverlehre wie der⸗ 
jenigen aus den birelten in- und ausländiſchen Anſchluß⸗ und 
Verbandsverkehren; 





*) Aus Anlaß einer vorgekommenen Anfrage, ob die Ermäßi— 
gung, beziehungsmeife Auflaffung von Frachtzuſchlägen für faliche 
Snhaltsangaben oder Wagenüberlaftungen in den Wirkungskreis der 
Staat3bahndireltionen gehört, wird die E. E. Staat3bahndirektion in 
Kenntnis gefeßt, Daß ſolche Frachtzufchläge, wie auch in den mit 
Erlaß vom 19. Juli 1899, 3. 9975, Hinausgegebenen „Vorſchriften 
über die Gewährung und Erneuerung von Tarifnachläjfen uſw.“ aus- 
gefprochen erfcheint, nicht zu den im 8 17, Punkt 26, bed Organi⸗ 
fationzftatute® für Die ftaatlihe Eifenbahnvermwaltung bezeichneten 
lokalen Nebengebühren gehören. 

Das Eifenbahnminifterium findet jedoch in Anwendung des $ 6, 
legtes Alinea des Organifationsitatutes, die Erledigung von Geſuchen 
um Ermäßigung, beziehungsmweife Auflafjung von Frachtzuſchlägen 
hiermit ausdrücklich bis auf weiteres den Staat3bahndirektionen zu 
übertragen, wobei übrigen® bemerft wird, daß bereit3 in der über 
den Wirfungsfreis der Staat3bahndireltionen in Transport» und 
fommerziellen Angelegenheiten ergangenen Kundmachung, welche mit 
dem Erlaffe vom 11. Auguſt 1896, 8. 579/ III, zur dortfeitigen 
Kenntnis gebracht wurde, für die Staat3bahndirektionen die Ermäch- 
tigung enthalten war, ſolche Geſuche jelbfländig zu erledigen. 
(EM. 20. November 1899, 3. 38.635, VB. 141.) 
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30. die Abrechnung fiber bie Poftbeförberung, dann die Auf- 
ftellung der Rechnungen über Gebührenfrebite und deren Herein- 
bringung, insbeſondere auch gegenüber den übrigen ftaatliden Ver⸗ 
waltungszweigen; 

31. die Rachficht, beziehungsmeife Abfchreibungsbemilligung von 
Nechnungsmängeln oder uneinbringlien Forderungen, dann von 
bei Materialien und Inventargegenftänben fich ergebenden Ber- 
luſten, fofern ber Geldwert von Fall zu Fall den Betrag von 
500 fl. und in bemfelben Jahre im ganzen Direltionsbezirte ben 
Betrag von 5000 fl. nicht überfteigt, unbeſchadet der Verfolgung 
folder Angelegenheiten im Disziplinarmwege; 

32, die direkte Abfuhr der überfchüfjigen Betriebögelder an 
die hierfür beftimmten Staat3- oder fonftigen Kaffen; 

33. die Vertretung ber Staatdeifenbahnverwaltung bei eifen- 
bahnfachlichen Konferenzen und Verbänden, ſoweit ſich nicht die 
diesfällige Beteiligung vom Eifenbahnminifterium, al3 eine für ben 
Geſamtbereich der Staatzeifenbahnvermwaltung einheitliche vorbe⸗ 
behalten wird. 

Dem Eifendbahnminifterium bleibt es anheimgegeben, Verwal⸗ 
tungsgeſchäfte, welche hiernach an fich in den felbitändigen Wir- 
kungskreis jeder Staatsbahndirektion fallen, bezüglich deren es ihm 
aber gredmäßig ericheint, daß fie für einen größeren Bezirk ein- 
beitlich bejorgt werden, einer einzelnen Staatsbahndirektion, fei e3 
für den ganzen Dienftbereih der Staat3eifenbahnvermwaltung, fei 
e3 für einige Pireftionäbezirfe, zur einheitlihen Erledigung zu 
übertragen. 

Das Eifenbahnminifterium wird ferner dafür Sorge tragen, 
daß feitend ber Staat3bahndireftionen in allen deren Wirkungs- 
kreiſe zugewieſenen Angelegenheiten, welche die militärische Benüp- 
barkeit der Bahn betreffen oder font bie militärischen Intereſſen 
berühren, die: erforberlihen Vorlagen rechtzeitig an ba3 Reichs⸗ 
friegäminifterium erflattet merben. 

Die Staat3bahndirektionen find verpflichtet, die Voranſchläge 
und Nechnungsabfchlüffe für ihren Bezirk in Gemäßheit der für 
die Präliminierung und Verrechnung der Staatseinnahmen und 
Staatsausgaben jeweils gültigen Vorſchriften aufzuftellen. 


IV. Die Eiſenbahnbauleitungen. 


Grundjäglide Beftimmungen über die Drganifation 
und den Wirkungskreis der Eifenbahnbauleitungen. 

8 18. Die im dritten Wbfchnitte, 88 15 bis 17, der gegen- 
wärtigen Organifation für die k. k. Staat3bahndireftionen ge- 
gebenen Vorſchriften haben im allgemeinen auch auf den Dienft 
der dem Minifterium unmittelbar unterftehenden Eifenbahnbau- 
leitungen finngemäße Anwendung zu finden mit der Maßgabe, bafı 
die Prüfung und definitive Verbuchung ber von den Bauleitungen 
gelegten Rechnungen fowie die Überfendung der abgefchloffenen Bau⸗ 
rechnungen an den Oberſten Nechnungshof durch das Minifterium 
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erfolgt, und daß meiter zur Vornahme der Beihaffung von Ma- 
terialien und Ausrüftungsgegenftänden für die Neubaulinien feitens 
des Minifteriums erforberlichenfall3 eine nad) Lage des Falles 
geeignete Staatöbahndireltion bejtimmt werden wird. Im übrigen 
obliegt auch den Eifenbahnbauleitungen bezüglidy der ihnen über- 
wiejenen Staatseifenbahnbauten gleichfalls die Erledigung aller Ge— 
ſchäfte, ſoweit diefelben nicht ausdrüdiih dem Minifterium vor- 
behalten find, 

Innerhalb de3 Rahmens ber vorftehenden Beitimmungen werden 
bie Grundzüge für die Organifation der Eifenbahnbauleitungen vom 
Eifenbahnminifterium feſtgeſetzt. 


V. Jerfonal- und allgemeine Schlußbeſtimmungen. 


Grundjäglide Beftimmungen über die Stellung des 
Perſonals der Staat3eifenbahnverwaltung. 


819 Die Rechte und Pflichten desjenigen Perfonal3 der 
er Eifenbahnvermwaltung, welchem derzeit nicht der Charalter 
wirklicher Staatöbebienfteter zuflommt und auf welches fohin Die 
Beltimmungen de3 Gefeges vom 15. April 1873, RGB. Nr. 47, 
feine Anmendung finden, werden unter Wahrung der von dem⸗ 
jelben erworbenen Rechte durch eine vom Eifenbahnminifterium zu 
erlaffende Dienftorbnung (Dienftpragmatif), eventuell durch befon- 
dere Pienftverträge fowie bie NRuheverforgung beöfelben und die 
Verjorgung der Witwen und Waifen durch bejondere Penfions- 
(Brovifiond-)Snftitute auf Grund ber teild von den Teilnehmern, 
teil von der Staat3verwaltung in biefelben zu leiftenden Beiträge 
und unter Garantieleiftung der Staatöverwaltung für die Ruhe— 
genüffe geregelt. 

Inſoweit nicht hierdurch) ſowie burch die beitehenden fonftigen 
gefeglihen Borfchriften eine Verfchiedenheit der Rechte und Pflichten 
bedingt ift, finden auf dieſes Perfonale die für Staat3beamte und 
Staat3diener geltenden Normen finngemäße Anwendung. 

Für diejenigen zu dem mehrerwähnten Perſonale gehörigen 
Beamten und Diener, welche infolge Verleihung eines im Staats 
dienfte foftemifierten Poſtens der ftaatliden Eifenbahnverwaltung 
in den wirflihden Staat3dienft übernommen werden, wird Die an- 
läßlich dieſes Übertrittes für ihre neuen Bezüge geſetzlich zu ent- 
rihtende Dienftverleihungstare, jeboh nur ſoweit hierbei eine 
Erhöhung ihrer bisherigen Bezüge nicht plabgreift, auf den Staats- 
eifenbahnetat übernommen; auch können diefelben, gegen rechts- 
gültigen Verzicht auf den Bezug eine Ruhegenuſſes nad allge— 
meinen Staatöbeamtennormen, Mitglieder des obenerwähnten PBen- 
en eifion-)nftitutes der Stantzeifenbahnverwaltung ver⸗ 

eiben. 


*) Kondukteure der E. k. Oſterr. Staatsbahnen haben gegen den 
Staat erhobene Anſprüche vor dem ordentlichen Richter geltend zu 
machen. (BGH. 28. Dezember 1896, 3. 7043, VB. 1898: 25.) 
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Inkompetenz der Zivilgerichte zur Überprüfung des ſeitens einer 
Bahnverwaltung wider einen Bedienſteten derſelben gefällten Dis— 
a niffen (DH. 24. November 1897, 3. 13.701. Röll 
1897: 34. 


Disziplinarerfenntniffe einer Bahnverwaltung gegen ihre Bebien- 
. fteten unterliegen nit der Überprüfung durch bie Zivilgerichte. 

Dagegen haben bie Zivilgerichte über die aus einem Pisziplinar- 
erfenntniffe fi) ergebenden vermögensrechtlihen Folgen zu erkennen. 
(D69. 28. April 1898, 3. 4533. Röll 1898: 20.) 

Stredenwäcdter der Oſterr. Staat3bahnen gehören zu jenen Ka— 
tegorien von Staat3bahnbedienfteten, welchen den Charakter wirklicher 
Staat3bedienfteter nicht zukommt. 

Gegen den Staat erhobene Provifionsanfprüche derjelben ſtützen 
ſich demnach auf ein privatrechtliches Dienftverhältnis und find vor 
dem ordentlichen Re geltend zu machen. (88. 16. Mai 1898, 
3. 2016, ®8. 1898: 99.) 

Probiſionsanſprůche eines Staatseiſenbahnbedienſteten entſpringen 
einem a a rl und find daher im Rechtswege aus— 
zutragen. (BGH. 13. Yuni 1898, 3. 3132, VB. 1898: 99.) 

Das Rechtsrer haltnis zwiſchen ber Eifenbahnverwaltung und ihren 
Bedienfteten beruht auf einem Pienftvertrage, iſt fomit pribatredht- 
licher Natur, baher die aus dieſem Dienftverhältniffe erhobenen 
Anſprüche vor dem ordentliden Richter auszutragen find. (VGH. 
30. Sänner 1899, 3. 479. Röll 1899: 11.) 

Die Verwendung als Aushilfsbremfer bei den Staatsbahnen ift 
feine Staat3bedienftung im Sinne des Hofdelretes vom 16. Auguſt 
1841, IGS. Nr. 555, und gehören demnad Streitigkeiten, betreffend 
Die aus dem bezeichneten Dienftverhäftniffe abgeleiteten Anfprüche, 
vor die orbentliden Gerichte (BGH. 20. Februar 1899, 3. 777. 
Röll 1899: 25.) 

Der Charakter wirklicher Staat3bedienfteter kommt nur denjenigen 
Beamten und Pienern der ftaatlichen Eiſenbahnverwaltung zu, welche 
infolge Verleihung eines im Staatödienfte ſyſtemiſierten Poftens der 
ftaatliden Eifenbahnverwaltung in den wirklichen Staat3dienft über- 
nommen wurden. 

Bedienftete der ftaatlichen Eifenbahnvermwaltung, melche feinen im 
Staatsdienfte fpftemifierten Poſten befleiden, find weder Staat3beamte, 
beziehungsmweife Diener, noch öffentliye Fondsbeamte, vbeziehungs⸗ 
weiſe Diener. 

Durch die Aufnahme in den Dienſt der ſtaatlichen Eiſenbahn⸗ 
verwaltung an ſich (ohne gleichzeitige Verleihung eines im Staat3- 
dienſte foitemifierten Poſtens) tritt eine Anderung in dem bisherigen 
Heimatrechte de3 betreffenden Zedienſteten nicht ein. (VGH. 28. Jän⸗ 
ner 1900, 3. 676, 88. 1900: 149.) 

Das Hofdefret vom 16. Auguft 1841, JGS. 3. 555, wonach 
Forderungen von Staatsdienern gegen ben Staat, welche aus dem 
Dienftverhältniffe herrühren, im adminiftrativen Wege auszutragen 
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Grundſätzliche Beſtimmungen über die Dienſtſprache 
der Staatseiſenbahnverwaltung. 


8 20. Die Dienſtſprache der Staatseiſenbahnverwaltung iſt 
die deutſche. 


In berfelben hat insbefondere der gefamte innere Dienſt mit 
Einfluß des Verkehrs aller Organe der Staatseiſenbahnverwal⸗ 
tung untereinander ftattzufinden. Alle Organe der Staatseiſen- 
bahnverwaltung haben mit ben Militär- und LBivilbehörden in 
beutfcher Spradde zu verkehren. 


Die in Galizien aufgeftellten Staatsbahndirektionen und die 
benfelben unterftehenden, in diefem Lande befindlichen Dienftftellen 
haben jedoch in Gemäßheit der dort in Kraft ftehenden, auf Grund 
der Allerhöchſten Entihließung vom 4. Juni 1869 erlajjenen Mi- 
nifterialverordnung vom 5. Juni 1869, 8GB. für Galizien Nr. 24, 
fih im Verkehre mit ben Tandesfürftlichen, nichtmilitärifhen Be- 
hörden, Umtern und Gerichten im Lande wie auch mit den dor⸗ 
tigen autonomen Behörden und Organen ber polnischen Sprache 
zu bedienen. 


Diefe Beftimmung findet feine Anwendung auf den gegen- 
feitigen Verkehr der bezeichneten Dienftitellen untereinander oder 
mit den im Lande befindliden Amtern und Organen des PBoft- 
und Telegraphendienites. 


Die bei ben Staatsbahndirektionen einlangenden, in einer der 
in ben Lanbesteilen, in welchen die den genannten Pienftitellen 
zugewiefenen Bahnftreden gelegen find, gebräuchlichen Iandesüblichen 
Sprachen verfaßten Eingaben und Zuſchriften von Parteien oder 





find, findet auf Anſprüche von Teilnehmern des PBrovifionzinftitutes 
der öfterreihifchen Staat3bahnen gegen dieſes Inſtitut feine Anımen- 
dung. Solche Anfpriiche gehören auf den Rechtsweg. (DOCH. 12. Juni 
1900, 3. 8286. Röll 1900: 48.) 

Die Verwendung al3 Oberbauarbeiter bei den E. I. Staatöbahnen 
ift feine Staatsbebienftung im Sinne des Hofdefretes vom 16. Auguſt 
1841, IGS. Nr. 555. 

Die au dem bezeichneten Dienftverhältniffe abgeleiteten Anſprüche 
an die k. f. Staatseifenbahnvermwaltung find privatrechtliher Natur; 
diefelben gehören demzufolge zur Buftändigleit der ordentlichen Ge- 
richte und find daher von der Yubilatur des ET. k. Berwaltungs- 
ee anggefchloffen. (BGH. 2. Zuli 1900, 3. 2850. Röll 
1900: 51. 


Der Bermwaltungsgerichtshof erfcheint zu Amtshandlungen über 
Befchwerden megen Penfionierung von Gtaatseifenbahnbedienfteten 
nicht berufen. (BGH. 29. Oktober 1900, 3. 5770.) 
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autonomen Behörden und Organen find in derfelben Sprache zu 
beantworten. 

Alle für das Publikum beftimmten Mitteilungen (ſtundmachun⸗ 
en, Auffchriften, Zirkulare uſw.) find in der deutfchen und ber 
treffenden landesublichen Sprache zu erlaffen. 

Der Verkehr mit dem Publikum hat in ber beutichen ober 
in ber betreffenden landesüblichen Sprache ftattzufinden, je nach⸗ 
dem die Anfrage oder Außerung, welche hierzu Anlaß gibt, in 
der einen ober anderen Spracde erfolgt ift. 

Schlußbefimmung. 

8 21. Der Zeitpunkt, mit welchem die vorftehende Organiſa⸗ 
tion in Wirkſamkeit tritt, wird beſonders feftgefekt. 

Mit biefem Zeitpunkte treten alle entgegen ehenben Beftim- 
mungen außer Kraft, indbefondere die mit den Verordnungen bes 
f. & Hanbelsminifteriums vom 24. Juni 1884, 8. 1136/HM., 
NEIL. Nr. 103, und vom 15. Dezember 1891, 3. 3522/H9M., 
RGB. Nr. 183, erlaffene Organifation der Staatzeifenbahnverwal- 
tung in ben im Reichsrate vertretenen Königreichen und Ländern, 
ferner die Serorbmung bes k. !. Hanbeldminifterium3 vom 26. Auguft 
1875, RGB. Nr. 116, betreffend die DOrganifation ber General- 
infpektion der öfterreihiichen Eifenbahnen ſowie auch die Verord⸗ 
nung des Handelsminiſters vom 15. Juli 1894, NIB. Nr. 122, 
betreffend die Regelung der Beziehungen ber Generalbireltion der 
Oſterreichiſchen Staatsbahnen zur Generalinfpeltion der öfterreidi- 

m Eiſenbahnen. 


Berzeihnis der an dad Eifenbahnminifterium vorzu- 
legenden periodifchen Eingaben. 


Anverwahrt wirb dem (ber) geehrten......... eine Abichrift des 
vom Eifenhahnminifterium aufgelegten Verzeichniſſes der ſeitens 
ber Privatbahnverwaltungen an das Eifenbahnminifterium vorzu- 
legenden periodiſchen Eingaben mit dem Beifügen übermittelt, 
daß bei diefen Eingaben Einbegleitungsberichte ganz zu entfallen 
haben, und daß flatt dieſer Vorlagen eventuell Fehlausweiſe zu 
den vorgefähriebenen Terminen einzufenben find. 

Die an das Eifenbahnminifterium im Grunde des Erlaſſes 
vom 18. November 1899, 3. 52.885, borzulegenben periobifchen 
Eingaben in Wilitärangelegenheiten wie auch die im Sinne be 
ftehender Geſetze, Verordnung ober befonderer Erläffe fallweife zu 
erftattenden Vorlagen find in dieſes Verzeichnis nicht mit auſ⸗ 
genommen worden und bleibt für jene Brivatbahnverwaltungen, 
. welche derartige Eingaben vorzulegen haben, biefe Obliegenheit auch 

Fünftigbin in dem bisherigen Umfange aufrecht. 
le fpäteren Anderungen dieſes ſſes werden im 
Berorbnnungsblatte für Eifenbahnen unb ffahrt verlautbart 
werben. (EM. 14. Juni 1902, 8. 18.776, . 1902: 72.) 
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Eingaben an die Eifenbahnauffichtsbehörden und Durd; 
führung von Erläffen der letzteren. 


Aus Anlaß vorgefommener fpezieller Fälle, in melden ein- 

zelne Handelsfammern den Wunſch ausdrüdten, in Kenntni3 über 
bie wichtigeren Erläfje de Handelsminiſteriums und der General- 
infpeftion in Eifenbahnangelegendheiten erhalten zu werden, wird 
die Hanbeld- und Gewerbekammer neuerlih aufmerkſam gemadit, 
daß derlei Publikationen regelmäßig durch das „Zentralblatt für 
Eifenbahnen und Dampfſchiffahrt der öfterr.sungar. Monarchie” 
erfolgen. (HM. 18. März 1875, 3. 7428,:C8. 1875:5.) 
. Ich fordere die Verwaltung auf, in Hinkunft bei allen jenen 
Eingaben, Hinfichtlih welcher die Gefellfhaft eine Befreiung von 
der Stempelpfliht in Anfpruch nehmen zu fönnen glaubt, an ber 
Stelle, an welcher fonft der Stempel angebradjt zu werden pflegt, 
die gejegliche oder konzeſſionsmäßige Beitimmung, durch welche der 
Befreiungsanfpruch begründet wird, in möglichſter Kürze erficht- 
lich zu machen. 

Bei dieſem Anlaſſe wird auch die Aufmerkſamkeit der Ver— 
waltung auf ben Umſtand gelenkt, daß die an das Hanbel3mini- 
ftertum gerichteten Eingaben als Unterjchrift die ftatutenmäßige 
Firmazeichnung der Gefellichaft tragen follen. (HM. 14. Dezem- 
ber 1876, 3. 2783, CB. 1877:6.) 

Es iſt mehrfach vorgekommen, daß Erläſſe, welche das Han—⸗ 
delsminiſterium an die einzelnen ihm unterſtehenden Bahnverwal⸗ 
tungen zu richten veranlagt war, von einem Teile berjelben gar 
nit oder nicht unmittelbar, fondern durch eine beliebige Ber- 
waltung im Namen der übrigen, jedoch meiſt ohne jegliche Nad- 
weifung einer feiten3 der beteiligten Verwaltungsgremien erteilten 
Vollmacht beantwortet wurden. 

Da dieſer Vorgang weder dem durch die Abforderung indi- 
vibueller Erklärungen oder Gutachten angejtrebten Zwecke entſpricht, 
noch mit den fonjt im dienftlichen Verkehre beobachteten Rückſichten 
vereinbar feheint, nehme ich hiervon Anlaß zu der gleichzeitig auch 
den übrigen Bahnverwaltungen meines Verwaltungsbereiches be- 
fanntgegebenen Bemerkung, daß ich Wert darauf lege, daß die von 
Seite des Handelsminiſteriums ergehenden Erläſſe, fofern in den— 
felben nicht ausdrüdlich eine anderweitige Anordnung getroffen wird, 
fünftig von denjenigen Bahnverwaltungen, an welche der Erlaß 
gerichtet ift, unmittelbar beantwortet werden. 

Desgleihen bieten gemacdte Wahrnehmungen mir Grund zu 
der Annahme, daß die Erläffe des Handel3minifteriums nicht immer 
gehörig zur Kenntnis des Plenums des Verwaltungsrates ber 
Bahngefellfchaft gebracht werden, für welche diefe Erläſſe zumeift 
Hard der ausdrüdlihen Adreſſe an den Verwaltungsrat beftimmt 
find. 

Indem ich die Erwartung ausſpreche, daß Tünftig ebenſowohl 
die bezeichneten Erläffe al3 die darauf erteilten wichtigeren Be- 
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antwortungsberichte minbeftend nachträglich zur Kenntnis der Ber- 
waltungsratsmitglieder gelangen werden, lade ich die Verwaltung 
ein, mir über den Vorgang, der in der begeichneten Hinficht bei 
der dur ben Verwaltungsrat geleiteten Verwaltung in Übung 
ſteht, eheſtens Bericht zu erftatten. (HM. 4. Jänner 1878, 3. 391, 
CB. 1878: 7.) 


Sch muß eine Beratung der Direltorenfonferenz über die Frage 
der Befolgung meiner Anordnungen entjchieden für unftatthaft 
erklären. 

Sch fordere daher die Verwaltung, als die derzeit Vorſitzende 
in der Pireftorenkonferenz, auf, die Verhandlung über den Yran- 
katurszwang und die Ausſchließung von Nachnahmen bei Sendungen 
erplodierbarer. Güter, injoweit e3 fi um die Durchführung diefer 
Maßnahme Handelt, fofort von der Tagesordnung der nächſten 
Direftorentonferenz abzufegen. (EM. 7. Dezember 1878, 3. 35.403.) 

Mit der Eingabe vom 19. Jänner 1879, 3. 88.127, Hat 
mir der Verwaltungsrat im eigenen fowie im Namen der übrigen 
Bahnverwaltungen eine, die Beratung von Minifterialerläffen in 
der Direktorenkonferenz betreffende Vorſtellung überreicht. 

Sch ergreife gern diefen Anlaß, um die erſprießliche Wirk- 
famfeit der Direftorenlonferenz und überhaupt die Nüßlichleit diefer 
Inftitution anzuerkennen, und e3 liegt mir nicht3 ferner, al3 ber 
gedachten Körperfchaft, deren Wohlmeinung wiederholt und in mich- 
tigen Fragen das SHandel3minifterium felbft eingeholt unb ftet3 
befonder3 gewürdigt Hat, innerhalb de3 Rahmens der ihr zu— 
fommenden Aufgabe entgegentreten zu wollen. 


Andrerfeit3 kann ich aber nicht zugeben, daß die. Ausführung 
von Handel3minifterialerläffen erft von einer Beratung im Schoße 
der Direktorenkonferenz abhängig gemadt und die betreffende Ver— 
fügung in bezug auf ihre Ausführung einer Benfur feitens der. 
felben unterzogen werde. 

Mein Erlaß vom 7. Dezember 1878, 3. 35.403, hatte fomit 
nur den Zweck, die Autorität der behördlichen Verfügung zu wahren 
und beabfichtigte keineswegs bie erjprießlihe Wirkſamkeit der 
Direktorenkonferenz einzuengen, zumal ich ganz in Übereinftimmung 
mit den Anfchauungen des Verwaltungsrates daran feithalte, daß 
die von der Pireltorentonferenz gefaßten Beichlüffe für Die ein- 
zelnen Verwaltungen nicht verbindlich find, daher diefelben eine 
interne gejellichaftliche Angelegenheit bilden, welche der Ausführung 
gejellfchaftlicher Verpflichtungen niemal3 weder Hindernd noch ver- 
zögernd im Wege ftehen Tann. 

Aus diefen Gründen ergibt fich übrigens auch die Notwendig» 
feit, der Abfaffung ber Tagesordnung für diefe Konferenzen eine 
befonbere Aufmerkſamkeit zuzumenden, nachdem biejelben durch die 
jegt übliche Verlautbarung in den öffentlichen Blättern ihren ver- 
trauliden Charakter verloren Haben. (HM. 5. Februar 1879, 
3. 2347, CB. 1879: 19.) 


1280 Eiſenbahnbehörden. 


Das Handelsminiſterium breabſichtigt die Einrichtung zu treffen, 
daß in Hinkunft die für alle oder auch nur für eine beſtimmte 
Anzahl namentlich zu bezeichnender Bahnverwaltungen verbindlichen 
Verfügungen, inſofern ſie nicht vertraulicher Natur ſind, nicht mehr 
jeder einzelnen Verwaltung im Wege eines beſonderen Erlaſſes 
zugeſtellt, ſondern bis auf weiteres lediglich im offiziellen Teile 
des „Zentralblatt für Eiſenbahnen und Dampfſchiffahrt der öfterr.- 
ungar. Monarchie“ zur Veröffentlichung gelangen. 

Mit dieſer Maßnahme ſoll Lediglich eine weſentliche Berein- 
fachung und Beſchleunigung des Geſchäftsganges ſowohl für das 
Handelsminiſterium als auch für die Bahnverwaltungen geſchaffen 
werden. (HM. 19. Auguſt 1881, 3. 21.881, EB. 1881: 97.) 

Die Vorlage der Inſtruktionen, Dienftvorfchriften uſw. behufs 
deren Genehmigung hat nunmehr an das Eifenbahnminifterium zu 
erfolgen und find von den genehmigten Inſtruktionen, Dienftvor- 
Hriften ufw. je zwei Eremplare an das Eijenbahnminifterium und 
\ fünf Eremplare an die Generalinjpeftion ber öfterr. Eifen- 
bahnen einzufenden. (EM. 9. Oktober 1896. 3. 3054/IV, 88. 179.) 


B. Generalinfpektion der öfterreihifchen Eiſenbahnen. 


Verordnung des Eifenbahnminifterinns vom 28. Juli 1896, 
betreffend die Erlaffung einer Dienftinftruftion für Die 


f. k. Generalinspeftion der öfterreichiichen Eifenbahnen. *) 


In Buchführung bes Iebten Abſatzes des 8 8 des Drganifa- 
tionsftatutes für die ftaatlide Eifenbahnverwaltung in den im 
Reichsrate vertretenen Königreichen und Ländern vom 19. Jänner 
1896, RGB. Nr. 16, wird im nadjfolgenden die mit 1. Auguſt 
d. J. in Wirkſamkeit tretende Dienftinftrultion für die General- 
infpeltion ber öſterreichiſchen Eifenbahnen erlafjen. 

Snfolge des Hierdurch geänderten Wirkungstreifes der General» 
injpeftion geht mit dem gleichen Zeitpunkte auch die derfelben bis- 
her zugemwiefene Intervention bei Baulommifjionen, inZbejondere 
bei Enteignungsverhandlungen, auf die Organe de Eijenbahn- 
minifterium3 über. 


Dienftinfruktion für die k. k. Generalinfpektion der öſter- 
reihifchen Eifenbahnen. 

8 1. Die Generalinfpettion der öſterreichiſchen Eifenbahnen ift 
gemäß 8 8 bes mit Mllerhödjfter Entſchließung vom 15. Jänner 
1896 genehmigten Organifationzftatutes für Die ftaatlihe Eifen- 
bahnverwaltung in ben im Reichsrate vertretenen Königreihen und 
Ländern ein Hilfsorgan de3 Eifenbahnminifterium und berufen, bie 
Auffiht und Kontrolle über den Bauzuftand und den Betrieb 


*) Unter Berüdfichtigung der durch Erlaß des EM. vom 29. Juli 


1904, 38. 1904: 79 erfolgten Anderungen. 
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ber dem öffentlichen Verkehre übergebenen Staat?» wie Privat- 
eifenbahnen zur Handhabung der Ordnung und Sicherheit im Sinne 
ber beftehenden Gejege und Verordnungen, und insbeſondere im Sinne 
der Beftimmungen der Eifenbahnbetriebaordnung vom 16. Novem⸗ 
ber 1851, RGB. Nr. 1 vom Jahre 1852, auszuüben. 


Außerdem obliegt e8 der Generalinfpeftion der öſterr. Eifen- 
bahnen gemäß $ 59 des Gefeges vom 28. Juli 1902, RGB. Nr. 156, 
betreffend die Regelung be3 Arbeitsverhältniſſes der bei Regie- 
bauten von Eijenbahnen und in den Hilfsanftalten derſelben ver» 
wendeten Arbeiter die Durchführung der Beflimmungen dieſes Ge» 
feed zu überwachen. 


$ 2. Im allgemeinen ift die Generalinjpeltion darnad) berufen, 
darüber zu wachen, daß alle auf die Sicherheit und Ordnung des 
Eifenbahnbetriebes auf den dem öffentlichen Verkehre übergebenen 
Staat?- wie Privatbahnen (Hauptbahnen, Lolalbahnen, Klein⸗ 
bahnen 2c.) ſowie auf ſolchen Scieppbahnen, deren Beaufſichti⸗ 
gung nad den befonderen Vorſchriften der Generalinspeltion zur 
gewiefen ift, ferner alle auf die Regelung de3 Arbeitsverhältniſſes 
der bei NRegiebauten von Eijenbahnen und in den Hilfsanftalten 
berjelben verwendeten Arbeiter abzielenden Geſetze, Verordnungen, 
Vorſchriften und Inſtruktionen genau befolgt, die mahrgenommenen 
Gebrechen fo fchnell als möglich befeitigt und bei dienftwidrigen 
Vorgängen die Schuldtragenden zur gefeglichen Berantiwortung ge- 
z0gen werden, 


Die Prüfung der ölonomifchen und finanziellen Gebarung der 
Eifenbahnverwaltung liegt außerhalb de3 Wirkungskreiſes ber Ge- 
neralinfpeftion; da3 gleiche gilt auch bezüglich der Uberwachung de3 
fommerziellen Manipulations⸗, de3 Tarif und des Einnahmen- 
Kontrolldienftes, ſoweit es fich nicht um die der Generalinipeftion 
der öfterreichifchen Eifenbahnen fpeziell nah 83, lit. e, g und h 
diefer Dienftinftruftion zur Wahrung und Ordnung der Sicherheit 
des Bahnbetriebes überwieſenen Auffichtsagenden handelt. 

83. Die Wirkſamkeit der Generalinfpeltion umfaßt insbe» 
fondere: 


a) die Vornahme der tecjnifch-polizeilihen Prüfung aller neu» 
erbauten Bahnlinien fowie bie Erteilung de3 Benützungskon⸗ 
fenfe3 für Erweiterungs- oder Erneuerungsbauten auf den im 
Privatbetriebe ftehenden Eifenbahnen, die vorſchriftsmäßige Er 
probung aller neuerbauten und refonftruierten Brüden und die 
Bewilligung de3 proviforifchen Dampfbetriebes oder de3 provi— 
forifchen Betriebes mit einer anderen elementaren Kraft auf in 
Bau begriffenen, nicht durch den Staat felbft auf eigene oder 
fremde Rechnung gebauten Bahnen und die Zuftimmung zur An- 
wendung des Dampfbetriebes oder des Betriebes mit einer 
anderen elementaren Kraft auf den mit animalifchen Kräften 
betriebenen, an im Privatbetriebe ſtehende öffentliche Eifen- 


Gef. Sig. XVII. Eiſenbahngeſetze. 8 
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bahnen anſchließenden Schleppbahnen, deren Beaufſichtigung 
nach Einführung dieſer Betriebsart im Grunde der befonderen 
Vorſchriften der Generalinfpeltion zuzufallen hat ($2 der Eifen- 
bahnbetrieb3ordnung dv. 16. Nov. 1851, RGB. Nr. 1 ex 1852, 
Verordnungen der HM. vom 25. Jänner 1879, RGB. Nr. 19, 
vom 15. September 1887, RGB. Nr. 109, und vom 29. Mai 
1880, RGB. Nr. 57); 


b) die Abgabe von Gutachten bei Einführung des Dampfbetriebes 
oder de3 Betriebe mit einer anderen elementaren Kraft auj 
den nicht der eijenbahnbehördlichen Kompetenz unterliegenden 
Schleppbahnen (Bergwerksbahnen, Forſtbahnen, Induſtrie— 
bahnen). (8 1, Abſ. 1, des Eiſenbahnkonzeſſionsgeſetzes, Mini— 
fterialverordnung vom 14. September 1854, RGB. Nr. 238, 
und Verordnung de3 Handel3minifteriums vom 29. Mai 1880, 
RGB. Nr. 57); 

ce) die Auffiht über die Erhaltung der Bahn famt Zugehör und 
der Fahrbetriebsmittel (88 2, 3, 20 bis 24, 41, 43 bis 54, 
75 und 76 der Eijenbahnbetrieb3ordnung vom 16. November 
1851 und der Verordnung des Handel3minifteriums von 
15. September 1887, RGB. Nr. 109; 


d) die Vornahme der amtlichen Drudproben der Lokomotivkeſſel 
und der technifchepolizeilihen Prüfung der Lolomotiven, be» 
züglich der Lokomotiven der Schleppbahnen jedoch nur inſoweit 
diejelben auf eine öffentlihe Bahn übergehen oder zum über- 
gange auf eine foldhe beitimmt find. ($ 21 der Eifenbahn- 
betrieb3ordnung, ferner Gefeg vom 7. Juli 1871, RGB. 
Nr. 112, Minifterialverordnung vom 1. Oktober 1875, RGB. 
Nr. 130, und Durchführungserlaß des Handel3minifteriums 
vom 1. Oftober 1875, 3. 25.021, beziehungsmweije Erfaß des 
Eifenbahnminifterium3 vom 19. September 1900, 3. 16.767, 
verlautbart im Verordnungsblatt für Eifenbahnen und Sciff- 
fahrt Nr. 110 ex 1900); 


e) die Überwachung des eigentlichen Betriebsdienftes (85 4, 5, 6, 
7, 12, 13, 25 bi3 40 und 77 ber Eifenbahnbetrieb3ordnung) ; 

f) die Überprüfung der Bahnunfälle und überwachung der dies— 
fall8 verfügten Anordnungen ſowie auh die Führung ber 
aa asiit (88 16, 17 und 18 der Eifenbahnbetriebsord- 
nung); 

g) die Aufficht über die Bahnbeamten und Diener (Überwachung 
ber Befolgung ihrer Inſtruktionen, der Einhaltung der Normal- 
ruhezeiten ufm.) (8$ 14, 15, 42, 55, 57, 61, 62, 63 ber 
Eifenbahnbetrieb3ordnung);; 

h) die überwachung der befonderen Verpflichtungen der Eifen- 
bahnunternehmungen gegenüber dem Bublifum und umgekehrt 
(PBerfonen- und Sacdenbeförderung, Befchädigung der Bahn- 
anrainerbauten uſw.) (88 8, 9, 11, 93, 95, 96 bis 103 ber 
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Eijenbahnbetrieb3ordnung), ausgenommen die Handhabung ber 
Vorſchriften über die Anrainerverhältniffe längs der im Staat 
betriebe ftehenden Eifenbahnlinien ($ 17, Alinea 19, des Or⸗ 
ganiſationsſtatuts); 


i) die Vornahme der Beeidigung des zur Handhabung der Bahn⸗ 
polizei beſtimmten Perſonales der Privatbahnverwaltungen 
($ 102 der Eiſenbahnbetriebsordnung); 


k) die Überwachung ber Bereithaltung und ordentlichen Inſtand⸗ 
haltung aller zur militärifchen Benügbarkeit der Eifenbahnen 
beftimmten SHerftellungen und Einrichtungen nad) den Wei« 
jungen des Eifenbahnminifteriumg; 

l) die Intervention bei den Tommiffionellen Verhandlungen be- 
züglih der im Betriebe befindlichen Bahnen, infomweit felbe 
gefeglich oder verordnungsgemäß der Generalinfpektion zufteht 
oder derjelben vom Eifenbahnminifterium übertragen wird; 


m) bie Erftattung von Gutachten bei Aufftellung und Wbänderung 
aller für fämtliche öſterreichiſche Eifenbahnen einheitlich feft- 
zufegenden Vorſchriften für Verkehr, Zugsförderung, Bahn- 
erhaltung und Bahnauffiht und über fonftige Fragen, über 
welche eine Außerung der Generalinfpeltion vom Eifenbahn- 
minifterium abgefordert wird; 


n) die ftaatliche Überwachung der Kranken⸗ und Unfallverfiche- 
tung im Ginne der Verordnungen vom 5. Jäuner 1889, 
RGB. Nr. 4, und vom 29. Mai 1890, RGB. Nr. 95, uns 
beſchadet des Diesfälligen felbftändigen Wirkungskreiſes ber 
Gtaat3eifenbahnverwaltung und mit Ausfchluß der dem Eijen- 
bahnminiſterium vorbehaltenen finanziellen Überwachung ber 
Krankenkaſſen; 


o) die Vornahme derjenigen Amtshandlungen, welche gemäß S 47 
der Minifterialverordnung vom 14. November 1901, RGEB. 
Nr. 184, betreffend die Herftellung und Verwendung von 
Kalziumlarbid und Azetylen, ſowie den Verkehr mit dieſen 
Stoffen — fomweit es fih um den Betrieb der Eifenbahnen 
Handelt — ber Eifenbahnaufficht3behörde vorbehalten find. 
nn) 88 9, 11, 14 und 16 der zitierten Minifterialverord- 
nung); 


p) die Mitwirkung bei allen Amt3handlungen anläßlich des Zu- 
jammentreffen3 de3 Eifenbahn- und Bergbaubetriebes, welche 
die Sicherheit de3 Bauzuftandes und des Betriebes von der 
Auffiht der Generalinfpefktion unterftehenden Eifenbahnen be- 
as). iflerlatberorbnung vom 2. Sänner 1859, RGB. 

r. ; 


q) die überwachung der Invaliditäts- und Altersverſorgung bei 
jenen Bahnunternehmungen, weichen diejelbe konzeſſions⸗ oder 
vertragdmäßig auferlegt wurbe, jedoch mit Ausſchluß der bein 
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Eiſenbahnminiſterium vorbehaltenen Genehmigung der bezüg- 
lichen Statuten; 


r) den Aufficht3- und Überwahungsdienft Hinfichtlich der bei ben 
Regiebauten von Eifenbahnen und in ben Hilfanftalten der- 
felben zum Schutze de3 Lebens und der Gefundheit der Arbeiter 
herzuftellenden Einrichtungen und zu beadjtenden Betrieb3- 
weifen, weiter hinſichtlich der Nrbeitzpeit, Arbeitöpaufen ſowie 
ber Sonn- und Feiertagsruhe, des gewerblichen Schulunter- 
richtes, der Entlohnung und Kündigung, der Lohnabzüge und 
Konventionalftrafen, ferner hinſichtlich der Arbeitsausweiſe, 
Arbeiterverzeichniffe und Arbeit3ordnungen fowie endlich Hin- 
jichtlich der Verwendung jugendlicher Arbeiter, Lehrlinge und 
Trauen3perfonen im Sinne der einſchlägigen Beftimmungen des 
Geſetzes vom 28. Juli 1902, RGB. Nr. 156, und ber Ber- 
ordnung des Eifenbahnminifteriums vom 2. Februar 1903, 
RGB. Nr. 28, einjchließlih bes in den 88 56 und 60 des 
angeführten Geſehes der Generalinſpektion der öſterreichiſchen 
Eiſenbahnen überwieſenen Beſtrafungsrechtes. 


8 4. Amtshandlungen, welche in beſtehenden Vorſchriften bisher 
der Generalinfpeftion über den Rahmen der vorftehenden Punkte a 
bi3 r des $ 3 hinaus zugemiefen find, werden künftighin von dem 
Eifenbahnminifterium durch feine eigenen Organe, beziehungsweiſe 
für Die im Staatöbetriebe befindlichen Linien auch von den Staat 
bahndireftionen innerhalb ihres Wirkungskreiſes bejorgt werden 
(zweiter Abſatz de3 8 8 des Drganifationsftatutes). 


85. Die Generalinfpeltion wird von einem Borflande ge 
leitet, welcher den Titel „Generalinfpektor der öfterreichifchen Eijen- 
bahnen” führt und in der IV. Rangsklaſſe ber Staatöbeamten 
ſteht. 

Demſelben wird ein in der V. Rangsklaſſe der Staatsbeamten 
ſtehender Stellvertreter beigegeben. 


Zur regelmäßigen Beſorgung des der Generalinſpektion über⸗ 
wieſenen überwachungsdienſtes, und zwar ebenſowohl der techniſchen 
Uberwachung des Bauzuſtandes der Bahnen und ihres Zugehörs, wie 
auch des eigentlichen Betriebsdienftes, dann des Aufficht3- und über- 
wachungsdienſtes bezüglich der Negiebauten und Hilfsanftalten im 
Sinne be3 Geſetzes vom 28. Yuli 1902, RGB. Nr. 156, werden 
bei ber Generalinfpeltion nach örtlichen Bahnkomplexen, beziehungs- 
weiſe aud nad; einzelnen technifchen Spezialfähern (Brüden, Fahr⸗ 
betrieb3mittel uf.) eine Unzahl von Injpeltoraten gebildet, welche 
in der Regel je von einem in ber VI. Rangsffaffe der Staat3- 
beamten ftehenden „Oberinfpeltor” geleitet werden und benen die 
zur Durchführung des Abermodhungöbienfte ee Anzahl 
von „Inſpektoren“, in der VIL, und bon berfonmifjären“, 
in pet VII, Rangsklaſſe der Staat3beamten ftehend, beigegeben 
wir 
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Bu Oberinſpektoren, Inſpektoren und Oberkommiſſären ber 
Generalinſpektion für die Uberwachung des Betriebs dienſtes dürfen 
ſoweit zur Verſehung einzelner Poſten nicht eine beſondere, ander- 
mweitige Fachqualifilation erfordert wird, in ber Regel nur folche 
Perfonen neu ernannt werden, melde bie für die Erlan- 
gung eine® Beamtenspoftend im Konzeptfache, beziehungsmweije in 
den technifchen Fächern des Staatsdienſtes vorgefchriebenen Er—⸗ 
forderniffe befigen. Die für die Überwachung des Betriebödienftes 
neu zu ernennenden Perfonen müffen überdies den Nachweis er- 
bringen, daß fie fämtliche für die felbftändige Ausübung des 
erefutiven Betriebsdienſtes vorgefchriebenen Prüfungen mit gutem 
Erfolge abgelegt haben und mindeſtens durch fünf Fahre in dieſem 
Dienfte verwendet waren. 


86. Der Generalinfpeltor Teitet den gefamten Dienft bei 
der Generalinſpektion. 


Demfelben ift das gefamte Perfonafe der Generalinipeltion 
untergeordnet, und fteht ihm die Disziplinargewalt über das leh- 
tere zu. 


Der Generalinfpeltor hat für ein einheitliches Zuſammenwirken 
aller Organe der Generalinfpektion in Abficht auf den der letzteren 
übertragenen überwachungsdienſt fowie für die fortgefegte Ausübung 
einer planmäßigen und wirkfamen Kontrolle in Anfehung der Ord⸗ 
mung und Sicherheit des Bahnbetriebes auf allen dem öffentlichen 
Verlehre übergebenen Staat3- und Privatbahnen ſowie hinſichtlich 
des Arbeitöverhältniffes bei Negiebauten von Eifenbahnen und in 
den Hilfsanftalten derfelben Sorge zu tragen. Er hat die Ergeb- 
niffe der von den Organen der Generalinfpeftion vorgenommenen 
Snipektionsreifen forgfam zu beachten und alle ihm zur Aufredht- 
haltung der Sicherheit und Drönnung des Bahnbetriebes erforder» 
lich erjcheinenden Maßnahmen bei dem Eifenbahnminifterium in 
Antrag zu bringen, beziehungsmweife innerhalb des Wirkungsfreifes 
der Generalinfpeftion (8$ 2, 3, 7 und 8) felbft zu treffen. 


Am Schluſſe jedes Solarjahres hat der Generalinfpeltor dem 
Eifenbahnminifterium einen Gefamtberiht über die Wirkſamkeit und 
die Leitungen ber Generalinfpektion fowie über den Zuſtand der 
Bahnen in Hinfiht auf die Ordnung und Sicherheit de3 Bahır- 
betriebes vorzulegen und hieran eventuell ihm wünſchenswert er- 
fheinende Anträge zu knüpfen. 


8 7. Die den einzelnen Snfpeltoraten der Generalinjpeltion 
zugehörigen Beamten find verpflichtet, zum Zwecke der ihnen über- 
tragenen Auffiht und Kontrolle die den betreffenden Inſpektoraten 
zugewieſenen Eiſenbahnen ſowohl .periodifh, als auch bei befon- 
deren Anläſſen tunlihft oft zu bereifen. Nah Maßgabe der 
von dem Generalinſpektor jemweilig gegebenen Pireltiven find 
jedoch alle als folche gehörig Tegitimierten Beamten ber Generaf- 
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inſpektion berechtigt, gelegentlich der in ihrem eigenen Wirkung 
freife vorzunehmenden Inſpektionsreiſen auch außerhalb des Ge 
fchäftsfreifes ihres Inſpektorates gelegene, aber in den allgemeinen 
Wirkungskreis der Generalinfpektion fallende Amt3handlungen vor- 
zunehmen. 


Bei Beftimmung der Snfpektionsreifen ift auf den Grad der 
Wichtigkeit der verfchiedenen Linien und Objekte, auf eingetretene 
bedenkliche Ereigniſſe ſowie auf Anzeigen und Bejchwerden bejon- 
dere Rückſicht zu nehmen. 


Auch der Generalinſpektor ſelbſt und defjen Stellvertreter find 
berechtigt und verpflichtet, ſowohl in bejonderd wichtigen Fällen, 
wie auch jonft zeitweife Über vorausgegangene Anzeige bei dem 
—— des Eiſenbahnminiſteriums Inſpektionsreiſen vorzu⸗ 
nehmen. 


Alle Organe der Generalinſpektion haben über ihre Bereiſungen 
ordentliche Reiſetagebücher zu führen. 


Die Generalinjpeltionsorgane haben fi} nach Erfordernis jeder 
Gattung von Zügen und jeder Wagenflajfe zu bedienen ſowie nad) 
Bedarf die Eifendbahnftreden auch auf der Lokomotive, beziehung“ 
weife der Praifine zu befahren oder diefelben zu begehen. 


8 8. Der Generalinfpeltion bleibt e3 vorbehalten, noch vor ber 
Vornahme ber ihr nah 8 3, lit. a, dieſer PBienftinftruftion be» 
züglih neu erbauter Bahnlinien fowie ausgeführter Erweiterung 
oder Erneuerungsbauten obliegenden Amtshandlungen, jofern fie 
nah Maßgabe de3 Umfanges und der Bedeutung des betreffenden 
Baues dies für nötig erachtet, denfelben famt zugehöriger Einrich- 
tung einer genauen Befichtigung an Ort und Stelle (Borrevifion) 
zu unterziehen, um fich durch Tegtere die Überzeugung zu veır- 
ihaffen, daß der Vornahme der technifch-polizeilihen Prüfung, be 
ziehung3mweife der Erteilung des Benützungskonſenſes in baulicher 
Hinſicht irgendwelche Anftände nicht entgegenftehen. Jede bau- 
führende Stelle (Behörde oder Privatbahnvermwaltung) ift verpflichtet, 
jobald ein von ihr ausgeführter Bau derart der Vollendung ent- 
gegengeht, daß das Anſuchen um Vornahme ber technijch-polizeilichen 
Prüfung, beziehungsweife um Erteilung des Benützungskonſenſes 
unmittelbar bevorfteht, der Generalinjpektion die Vornahme jener 
Vorprüfung durch eine direkte Unzeige rechtzeitig zu ermöglichen 
und find die Bauorgane gehalten, den zu ſolchem Bmede ent- 
endeten Generalinjpeftiondorganen die Ausführungspläne und fon- 
ftigen erforberfiden Behelfe behufs Einfihtnahme zur Verfügung 
zu ftellen und die von denfelben geforderten fachlihen Auskünfte 
zu erteilen. 


Bei der Vornahme von Inſpektionen bezüglih de3 Bauzu- 
ftandes der im öffentlichen Verfehre übergebenen Bahnen und ihres 
Bugehöres fowie bezüglich der Ordnung und Sicherheit bes Bahn⸗ 
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betriebes find bie Funktionäre der Generalinfpeltion berechtigt, von 
den Erelutivorganen ber Bahnen die für die Amtshandlung er⸗ 
forderlihen Auskünfte zu fordern und ſich von diefen Funktionären 
auch innerhalb ihres BDienftbereiches, nad) Zuläffigfeit des Dienftes, 
begleiten zu lajjen. 

Die von den Generalinfpeltionsorganen bei ſolchen Inſpek⸗ 
tionen wahrgenommenen Mängel und Gebrechen jind, fofern jie 
nicht jo geringfügig find, daß deren Behebung fchon durch eine 
Rückſprache im kurzen Wege veranlaßt werben konnte, von ber 
Generalinfpeltion vorerft den betreffenden Direktionen, und zwar 
bei den Privatbahnen der oberjten erefutiven Verwaltungsſtelle unb 
bei den Staatsbahnen ber betreffenden Staat3bahndirektion, in 
deren Bereih die Wahrnehmung gemacht wurde, im Erlaßwege 
befanntzugeben. 

Sollte von Seite der betreffenden Wermwaltungäftelle, be» 
ziehungsweiſe der Staatsbahndirektion die Abftellung der befannt- 
gegebenen Gebrechen unterlajfen merden, ober follte die Wichtig- 
feit des Gegenflandes ein unverzüglicdes Einſchreiten erheifchen, 
jo Hat der Generalinfpeltor unter Beachtung ber vom Eijenbahn- 
minifterium erlaffenen allgemeinen Borjchriften und jpeziellen An⸗ 
orbnungen bie den Umftänden angemeſſenen Verfügungen zu treffen 
oder, fofern e3 fi um eine Abänderung oder Neuerlafjung von 
Vorſchriften Handelt, bei dem Eifenbahnminifterium in Untrag zu 
bringen. 

Die die Streden bereifenden Organe der Generalinfpeltion 
ſelbſt find in der Regel nicht berechtigt, aus Anlaß entdedter 
Mängel oder Gebrechen de3 Bauzuftandes der Bahn oder ihres 
Zugehörs oder bed VBahnbetriebes aus eigener Amtögewalt an Ort 
und Stelle irgend welche Verfügungen und Anordnungen zu treffen. 
Diefelben find vielmehr verpflichtet, die wahrgenommenen Mängel 
und Gebredhen jo genau al3 möglich zu erheben, die beteiligten 
Bahnorgane hierauf fofort aufmerkfam zu machen und dem General- 
injpeltor hierüber zu berichten. 

Die zur Ausübung des Aufficht3- und Überwachungsdienftes 
bei Regiebauten von Eifenbahnen und in den Hilfsanftalten ber- 
felben berufenen und al3 folcde gehörig legitimierten Funktionäre 
der Generalinfpeltion find gemäß der Beftimmungen ber VBerord- 
nung des Eifenbahnminifterium3 vom 2. Februar 1903, RGB. 
Nr. 28, befugt, jede Perfon, welche in der betreffenden Hilfsanftalt 
oder bei dem betreffenden Negiebaue bejchäftigt ift, einjchließlich 
der Leiter diefer Anjtalten und Bauten an den Wrbeitsftätten und 
in ben dazugehörigen Bureaulofalitäten über die bei Überwachung 
der Beitimmungen des Geſetzes vom 28. Juli 1902, RGB. Nr. 156, 
in Trage kommenden Umſtände eventuell ohne Zeugen, jedoch 
tunlihft ohne Störung des Betriebes zu vernehmen. 

Über ihr Verlangen find die Bahnverwaltungen, beziehungs- 
weije deren in Betracht kommende Organe verpflichtet, außer jenen 
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Ausweifen, für melde im Geſetze ausdrücklich die Borzeigepilicht 
ohnehin feftgefeßt ift, Die auf die Betrieb3anlage bezüglichen be- 
hördlich genehmigten Pläne und Zeichnungen fowie in Fällen von 
Dispenfationen von allgemeinen Beſtimmungen die auf die Di 
penfation bezüglichen Erläffe vorzuweiſen. 


Findet der betreffende Funktionär, daß bei der Hilfsanftaft 
oder einem Negiebaue den Beſtimmungen des Geſetzes vom 2. Fer 
bruar 1903, RGB. Nr. 28, nicht gehörig entſprochen erſcheint, 
fo Tann er die fofortige Abftellung derartiger Gejegwidrigfeiten 
oder Übelftände verlangen. Sollte diefem Berlangen feiten3 des 
Leiters ber betreffenden Hilfsanftalt oder de3 betreffenden Regie 
baues nicht Folge gegeben werben wollen, fo ift dies unter An- 
gabe der Gründe ausdrüdlich zu erklären, in welchem alle feitens 
des Auffiht3organes die Angelegenheit in der Hegel der General- 
infpeltion zur Entfcheidung vorgelegt wird. 


An dringenden Fällen jedoch, wenn Gefahr im Berzuge ift, 
und die Sorge für die Abmwendung von Nachteilen, welche bie 
Sicherheit des Berfonales bedrohen, eine augenblidiiche Verfügung 
erheifcht, find die Organe ber Generalinfpeltion berechtigt und 
verpflichtet, fofort die. den Umftänden angemefjfenen Verfügungen 
unter eigener Verantwortung zu treffen und fchriftlich niederzu⸗ 
legen. Die Organe der Bahnverwaltung, welche bie3 betrifft, Haben 
ſolchen Anordnungen augenblidiih Folge zu leilten, wogegen jedem, 
der fich durch eine folde Anordnung beſchwert fühlt, die nad- 
träglide Berufung an die Generalinjpeltion vorbehalten bleibt. 


8 9. Gegen alle Verfügungen und Entjcheibungen der General- 


infpektion fteht innerhalb ber Frift von 14 Tagen ber Rekurs an 
das Eifenbahnminifterium offen. 


8 10. Die Organe der Generalinfpektion find berechtigt, ſich 
zu ihren Amt3handlungen des Betriebstelegraphen zu bedienen. 


An die k. k. Generalinfpektion der öſterreichiſchen 
Eifenbahnen vorzulegende periodifche Eingaben, 


Erlaß der Generalinfpeltion vom 25. April 1898 3. 15.382/B 
ex 1887, 38. 1897 :56, 


In ber Anlage wird ber Geehrten ein Verzeichnis der an 
die E. k. Generalinfpeltion der öfterreichifhen Eifenbahnen vorzu- 
legenden periodiſchen Eingaben mit dem Beifügen übermittelt, daß 
ftatt diefer Eingaben eventuell Yehlausmeife einzufenden und aud 
in diefen Fällen die für die betreffenden Vorlagen vorgejchriebenen 
Zermine einzuhalten find. 
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Für die Vorlage der ftatiftiichen Tabelle 27 vom Jahre 
1897 (Poſt⸗Nr. 5 und 11 des Verzeichnifjes) ift noch der bis- 
herige Termin, nämli ‚Ende Juni”, gültig. 

Einbegleitungsberichte haben bei periodifchen Eingaben ganz 
zu entfallen. 

Für jene Bahnverwaltungen, welche auf Grund befonderer Er- 
läffe auch noch andere al3 die in bem vorangeführten Verzeich- 
nijje enthaltenen periodifhen Eingaben vorzulegen haben, bleibt 
diefe Obliegenheit aufrecht. 
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C. Staatseiſenbahnbaudirektion und die derfelben unter: 
geordneten Dienftitellen, 


Erlaß des Eifenbahnminifterd vom 6. Oftober 1901, 
3. 1697 / EM., BB. Nr. 121, 


womit Beitimmungen über die Einrihtung und Beſorgung 
des PDienites bei dem Baue neuer Eijenbahnlinien ge- 
troffen werden. e 


Aus Anlaß und in Durchführung der auf den Bau neuer 
Eiſenbahnlinien bezüglichen Beſtimmungen des Geſetzes vom 6. Juni 
1901, RGB. Nr. 63, betreffend die Herſtellung mehrerer Eijen- 
bahnen auf Staatskoſten und die Feſtſetzung eines Bau- und In» 
veftitionsprogrammes der Staat3eifenbahnverwaltung für die Zeit 
bis Ende bed Jahres 1905, werden nachſtehende Beltimmungen 
getroffen: 

I. Organe des Eifenbabnbandienfles. 
a) „KR. 8 Eifenbahnbaudireltion”. 

Zur Beforgung der in der bezeichneten Hinfiht dem Eifen- 
bahınminifterium nad” Maßgabe der beitehenden Organifationd- 
beftimmungen obliegenden Dienftgejchäfte wird im Eifenbahnmini- 
fterium auf die Dauer der mit obigem Geſetze fichergeitellten 
großen Bahnbauten eine eigene, dem Minifter unmittelbar unter- 
ftehende Gefchäftsabteilung mit der Bezeichnung „RK. k. Eifen- 
bahnbaudireftion” errichtet. 

Es bleibt vorbehalten, diefer Geichäftsabteilung überdie3 die 
Bornahme von Projektierungsarbeiten für andere al3 die in dem 
bezogenen Gefege vorgejehenen neuen Staat3bahnen fowie für auf 
fremde Nechnung zu erbauende Privatbahnen, welche Traft gejet- 
liher Anordnung oder vertragsmäßiger Abmachungen durch Die 
Staat3eifenbahnverwaltung auf fremde Rechnung Hergeftellt werden, 
zu übertragen. 

Die Eifenbahnbaudireltion wird von einem technifch vorgebil- 
deten Geltionächef des Eifenbahnminifteriumsd, welcher den Xitel 
„kak. Sektionschef und Eifenbahnbaudireftor” führt, ge- 
leitet und in eine den Unforderungen des Dienſtes entſprechende 
Anzahl von technischen und adminiftrativen Wbteilungen gegliedert. 


b) „K. 2. Eifenbahnbauleitungen“. 


In Unterordnung unter die Eifenbahnbaudireltion werden in 
Gemäßheit der beftehenden DOrganifation zur örtlichen Leitung und 
überwachung de3 Staat3eifenbahnbaues „E. Ef. Eifenbahnbaur- 
leitungen” mit dem Amtsfite an ben betreffenden Bauftreden 
errichtet. 

Die diefen Bauleitungen zugemwiefenen Bezirke dürfen nur eine 
jolhe Ausdehnung befigen, welche noch die völlige Beherrſchung 
es Dienſtes gemwährleiftet. 
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c) „Bauauffidten“. 

Bei Bahnbauten, bezüglich welcher die Errichtung einer eigenen 
Eifenbahnbauleitung weder dienſtlich erforderlih, noch ökonomiſch 
gerechtfertigt erſcheint, kann die unmittelbare Beauffihtigung ber 
Bauarbeiten durch die direfte Erponierung von technifchen Organen 
der Eifenbahnbaudireltion felbit („Bauaufjicht”) bewirkt werden. 


d) „Traffierungsabteilungen”. 


In gleicher Weife Tann für die Vornahme von Traffierungs- 
und fonftigen technifchen Vorarbeiten für neu Herzuftellende Bahn- 
linien durch die unmittelbare Erponierung von techniſchen Organen 
der Eifenbahnbaudirektion felbft („Zrajfierungsabteilungen“) 
vorgejorgt werden. 


II. Dem Eiſenbahnminiſter vorbehaltener Wirkungskreis. 


Dem Eifenbahnminifter bleiben, abgefehen von ben in den 885 
und 6 des Organifationzftatutes für die ſtaatliche Eifenbahnver- 
waltung bezüglich ſämtlicher Dienftftellen der Ießteren, namentlich 
in Berfonalangelegenheiten angeführten Gegenftänden, fpeziell in 
Anfehung des Gtaat3eifenbahnbaudienites nachſtehende Entjchei- 
dungen und Verfügungen vorbehalten: 

1. Die einheitlihe und gleichmäßige Negelung des Dienftes, 
die Feititellung, Abänderung und Aufhebung aller einheitlichen 
Dienftinftruftionen und fonftigen grundfäglichen Beftimmungen; 

2. die Anordnung von Traffierungd- und fonftigen technijchen 
Vorarbeiten für neue Eifenbahnlinien und der Bauausführung der» 
ſelben auf Staatskoſten; 

3. die innere Dienſteinteilung der Eiſenbahnbaudirektion, ferner 
die Errichtung von Eiſenbahnbauleitungen, Bauaufſichten und Traf- 
fierung3abteilungen; 

4. die Einleitung der Tommiffionellen Amt3handlungen, die 
Genehmigung der Projekte fowie der Bauoperate und erheblicherer 
Abweichungen von denfelben, in3bejondere ſolcher, welche eine Über- 
fchreitung der genehmigten Koftenfummen bedingen; 

die Füllung aller jener Entfcheidungen fowie alle Amts- 
Handlungen, welche nach den bejtehenden allgemeinen Eijenbahn- 
gefegen und PBerordnungen in Anfehung von Bauausführungen 
ausdrüdtih dem Eifenbahnminifterium vorbehalten find; 

6. die Vergebung der Bauarbeiten für die Neubaulinien ſowie 
die Genehmigung von Bau- und Lieferungdverträgen und von 
fonftigen Verträgen über einmalige Leiftungen, fofern — bei 
Bauten jedes Los für fich gerechnet — die Bertragsfumme bei 
allgemeiner öffentlicher Konkurrenz und Zuſchlag an den Beftbieter 
ben Betrag von 300.000 Kronen und andernfalls denjenigen von 
100.000 Kronen überfteigt; 

7. die Genehmigung von Beltandverträgen oder fonftigen Ber- 
trägen über wiederkehrende Leiftungen, fofern der Beſtandzins oder 
die ſonſtige wiederkehrende Leiftung den Betrag von 10.000 Kronen 
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überſteigt, oder bei einer ſolchen Leiſtung von mindeſtens 1000 
Kronen der Vertrag auf eine feſte Dauer von mehr als einem 
Jahre abgeſchloſſen werden ſoll; die Genehmigung der Auflaſſung 
von Beſtandzinſen im Betrage von mehr als 1000 Kronen; 


8. die Genehmigung von Vergleichen über gegen die Staat” 
verwaltung oder von derſelben erhobene, wie immer Namen habende 
Anfprüce, fofern die Vergleichsſumme bei einmaliger Vergütung 
den Betrag von 12.000 Kronen und bei Vereinbarung einer fort- 
laufenden Beiftung denjenigen von jährlich 1000 Kronen überjteigt; 


9. die Genehmigung der Übernahme von dauernden Verpflich- 
tungen feiten3 der Staat3eifenbahnverwaltung ohne Rüdfichtnahme 
auf die in ben beiden vorftehenden Punkten firierten Ziffergrenzen, 
fofern durch diefe Verpflichtungen der Tünftige Bahnbetrieb eine 
Belaftung erfahren joll; 

10. die Genehmigung der Schlußabrechnungen mit den Bau- 
unternehmungen; 


11. die Genehmigung des nad den Rubriken des Baulontie- 
rungsſchemas zu gliedernden Hauptkoſtenvoranſchlages ſowie der in 
gleiher Weife zu erftellenden Sahrespräliminarien, die Bewilli⸗ 
gung aller Auslagen, welche in den genehmigten Koftenfummen 
nicht vorgejehen find, oder eine Überfchreitung derfelben oder der 
gefeglicden Baufredite zur Folge haben können, ferner3 die Be— 
willigung von PVirement3 zwiſchen den einzelnen Boten der ge- 
nehmigten Präliminarien; 

12. die Genehmigung der abgefchloffenen Baurechnungen und 
die Überfendung derfelben an den LOberften Rechnungshof fomwie 
an bie beiden Häuſer des Reichsrates; 


13. die Unordnung von Traffierungd- und fonftigen technifchen 
Vorarbeiten für neue Bahnlinien auf Rechnung Dritter ſowie der 
vorſchußweiſen Beftreitung diesfälliger Auslagen, ferner die Ge 
ftattung der Durchführung von Bahnbauten feitend der Staat 
verwaltung für fremde Rechnung und die Genehmigung der dies 
fälligen Bauverträge; 


14. der Verkehr mit den beiden Häufern bes Neichärateg, 
den LZandeövertretungen, ferner mit den übrigen Minijterien, dem 
Oberften Rechnungshofe und den fonftigen oberften ftaatlichen 
Bentrafftellen in Ungelegenheiten des Staatseiſenbahnbaues, ſoweit 
nicht fpeziell in Anfehung des Verkehres mit den Organen des 
Reichskriegsminiſteriums im Artikel V, Punkt 12, der gegenmwär- 
tigen Grundzüge ausdrüdlich ein anderes beſtimmt wird. 


Dem Eifenbahnminifter bleibt e3 unbenommen, aud) noch andere 
ald die vorftehend angeführten Angelegenheiten, fei e3 bleibend 
feinem vorbehaltenen Wirkungskreiſe einzuverleiben, jei e3 im 
einzelnen alle aus beſonderen Gründen feiner Würdigung und 
Entſcheidung zu unterziehen. 
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III. Seldfkändiger Wirkungskreis der Eifenbaßnbanleitungen. 


Den Eifenbahnbauleitungen obliegt innerhalb der ihnen zu- 
gewiejenen Baubezirfe gemäß der beitehenden DOrganifation im 
allgemeinen die genaue Kollgiejung der vom Eijenbahnminifter und 
von der Eifenbahnbaudirektion in Anſehung de3 Staatdeifenbahn- 
baues getroffenen allgemeinen Anordnungen und erlaffenen fpe- 
ziellen Verfügungen fowie die unmittelbare Leitung und Beauf⸗ 
fihtigung der Bauarbeiten. 


Im einzelnen werden in Erläuterung der mit dem Erlaſſe 
de3 Eifenbahnminifterium3 vom 4. Oltober 1897, 8. 15.234/1 
(Amtsblatt für den Dienftbereih ber Staat3eifenbahnvermwaltung 
Nr. 121) feftgefegten Organifationsgrundzüge für die k. k. Eifen- 
bahnbauleitungen bie in deren felbitändigen Wirkungskreis fallen- 
den Angelegenheiten nachſtehend zufammengefaßt: 

1. Die Durchführung aller techniſchen Vorarbeiten für den 
Bahnbau, die Berfaffung der für die fommiflionellen Amt3hand- 
lungen, für die Vergebung der Bauarbeiten fowie für die Bau- 
ausführung erforderlichen Operate, Koſtenvoranſchläge und Pläne, 
ferner die Vertretung der betreffenden Dperate bei den obigen 
tommiffionellen Amt3handlungen; 


2. die Verfaffung der Voranfchläge und die Worarbeiten für 
die Grunde» und Gebäubeeinlöfung fowie für die feuerficheren Her- 
ftellungen und bie Durdführung diefer Einlöfungen und Her- 
ftellungen im Rahmen der genehmigten Voranſchläge; 

3. die Überwachung der vertragd- und fachgemäßen Ausfüh- 
rung ber jümttichen Bauherftellungen und Lieferungen ſowie ber 
Einhaltung der Vollendungstermine; 

4. die Vornahme von bei der Bauausführung ſich al3 not» 
wendig oder zmwedmäßig zeigenden Abweichungen von den geneh- 
migten Bauplänen, wenn hierdurch weder die Beſtimmungen des 
politiſchen Begehungsprotokolles, noch die genehmigten Berträge, 
noch die Traffe oder Nivellette der Bahnlinie alteriert merben, 
ferner weder die genehmigten Koftenfummen, noch die überwiefenen 
Kredite überfchritten werden; folche Ünderungen find jedoch ohne 
Verzug der Eifenbahnbaudireltion anzuzeigen; 

5..die Sammlung und Bereititellung der für die technifch- 
polizeilihe Prüfung und für die Kollaudierungen nötigen Behelfe 
fowie die Mitwirkung bei diefen Amtshandlungen; 

6. die Vorarbeiten für die Einleitung de3 proviforifchen Loko⸗ 
motivbetriebe3 fowie die Mitwirkung bei den Borlehrungen für 
die Betrieberöffnung; 

i 7. bie Behandlung der Grund» und Gebäudefteuerangelegen- 
eiten; 

8. die Mitwirtung bei Geftattung von Privatbauten Tängs 
der Bauftrede im Sinne ber hierüber beftehenden allgemeinen 
Normen; 
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9. die Aufftellung ber Berechnungen für bie Abiälagszahlungen 
an Bauunternehmer und Lieferanten auf Grund der mit ihnen 
errichteten Verträge und die Anmeifung diefer Abſchlagszahlungen 
bei der zur Ausfolgung der Verbienftbeträge beftimmten Zahlitelfe, 
dann die Beftreitung der in ber Rechnungsrubrik III de3 Bau- 
kontierungsſchemas bezeichneten Ausgaben innerhalb der für die— 
jelben poflentoeife bewiltigten Kredite, abgejehen von den einheitlich 
zu beicdaffenben Drudiorten; 

10. die Durchführung be3 Kaſſen⸗ und Rechnungsdienſtes nad) 
Maßgabe der einſchlägigen allgemeinen und beſonderen Snftruf- 
tionen 

11. bie Aufftellung des Kahrespräfiminares und der monat- 
lichen Gelderfordernisanfäge, die Evidenzhaltung der zugemiejenen 
Kredite ſowie die Sorge für ihre Einhaltung; 

12. die Sorge für die ordnungsmäßige Einlieferung und Ber- 
wendung jener Materialien und Inventargegenſtände, welche von 
der Snatgeienbafnverwaltung für den Bahnbau in eigener Regie 
beichafft werden; 

13. die Aufftellung der Verdienftausmweife der Bauunternehmer 
und Lieferanten fowie die Vorlage derfelben an die Eifenbahn- 
baudireltion zum Zwecke der Überprüfung; 

14. die Aufnahme und Entlaffjung von im Taglohne oder 
Diurnum ftehenden Bedienfteten, nah Maßgabe ber beftehenden 
Direktiven, innerhalb de3 normierten Perfonalbedarfes und geneh- 
migten Präliminares; die Erteilung von Urlauben und die Ber- 
hängung von Ordnungsftrafen an das unterftehende Perfonal in 
dem nad) den einichlägigen Borichriften den unmittelbaren Dienft- 
vorftänden zuftehenden Ausmaße; 

15. die Überwadjung ber fanitären und Wohlfahrt3einrichtungen 
für das Arbeitsperſonal fowie insbeſondere der Vorkehrungen für 
den Nrbeiterfhug auf den Baulinien, unbefchadet der in biefen 
Nichtungen den politifchen oder eventuell anderen Behörben geſetzlich 
zuftehenden Kompetenz; 

16. die Vorſorge für die Verfiherung der Objekte auf ben 
Baulinien gegen Brandſchäden, fomweit diefe Verficherung nicht ver- 
tragamäßig den Bauunternehmern obliegt und die Bejorgung der 
diesfälligen (Satierungd- und Anmeldungs-) Gefchäfte gegenüber 
F Brandſchadenverſicherungsverbande der öſterreichiſchen Eifen- 
bahnen. 

Der im vorſtehenden umſchriebene Wirkungskreis der Eifen- 
bahnbauleitungen Tann bei Borhandenfein befonder3 eigenartiger 
Verhältniffe Über Untrag der Eijenbahnbaudireltion entfprechend 
erweitert oder geändert merden. 


IV. Perfönlide Berantwortlihkeit der Eiſenbahndauleiter. 


Die Vorftände der Eifenbahnbauleitungen find für bie ftreng 
vorſchrifts⸗ und fachgemäße Durchführung aller Bauarbeiten inner- 
halb de3 ihnen zugemwiefenen Baubezirkes, ferner ganz. beſonders 
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für die möglichſte Wahrung der finanziellen Intereſſen des Staates, 
beziehungsweiſe der beteiligten Konzeſſionäre, endlich überhaupt für 
die regelrechte Beſorgung der zu ihrem Wirkungskreiſe gehörenden 
Geſchäfte verantwortlich. 

Bei Gefahr im Verzug find dieſelben nicht nur berechtigt, 
fondern auch verpflichtet, felbit in Angelegenheiten, welche ihren 
Wirkungskreis überfjchreiten, die nach der Sadjlage unbedingt not⸗ 
wendigen und unaufiiebbaren Verfügungen zu treffen; behufs 
nadträgliher Genehmigung derjelben haben fie jedoch fojort der 
Eifenbahnbaudireltion Bericht zu erftatten. 


V. Seldfländiger Wirkungskreis der Eifenbaßnbaudirektion. 

Alle techniſchen und abminiftrativen Angelegenheiten des Staat3- 
eifenbahnbaues, weiche den im vorftehenden umgrenzten Wirkungs- 
frei3 der Eifenbahnbaufeitungen überjteigen und nicht nach Art. II 
de3 gegenwärtigen Erlafjes der Genehmigung, beziehungsweife Ent⸗ 
ſcheidung des Eifenbahnminifterd unterliegen, find von der Eifen- 
bahnbaudireltion felbftändig zu entfcheiden und ber Erledigung zu- 
zuführen. Derjelben fteht hiernach in3befondere zu: 


1. Die Regelung de3 gejamten Dienfted der unterjtehenden 
Bauorgane innerhalb der vom Eijenbahnminifter erlaffenen ein- 
beitlihen Inſtruktionen und Dienftvorfchriften, die Aufitellung und 
Abänderung aller Normalpläne, Typen, Bedingnijfe ufw. für den 
Baudienft; 

2. die Durchführung der vom Eifenbahnminifter angeordneten 
Trafjierungd- und fonftigen technifchen Vorarbeiten für neue Bahn- 
linien; 

3. die Intervention namen? des Eifenbahnminifteriums bei 
den fommiffionellen Amt3handlungen der Traffenrevifion, Stativnd- 
fommiffion, politif hen Begehung, Enteigrnungsverhandlung ſowie 
bei der ftaatlichen Kollaudierung; 

4. die felbftändige Vergebung aller Bauarbeiten und Liefe- 
zungen, dann ber felbftändige Abſchluß aller fonftigen Verträge 
über einmalige oder wiederfehrende Leijtungen ſowie von Ver⸗ 
gleiden in Sachen de3 GStaat3eifenbahnbaues bis zu bemjenigen 
Grenzen, von melden ab nad; Artikel II de3 gegenwärtigen Er- 
faffe3 die Genehmigung dem Eifenbahnminilter vorbehalten ift, und 
unbefchadet der den Eifenbahnbauleitungen in Artikel III, Punkt 2, 
des gegenwärtigen Erlaſſes bezüglid) der Grund» und Gebäude- 
einlöfungen eingeräumten fpeziellen Befugniffe; 

5. die Hinausgabe ber Teilkredite und die Bewilligung von 
Nachtragskrediten an die Bauleitungen innerhalb ber genehmigten 
Sahrespräliminarien; 

6. die Oberaufficht bezüglich der Ausführung aller durch Staats⸗ 
organe für ftaatliche oder fremde Rechnung herzuftellenden Eifen- 
bahnbauten unter bejonderer Bedachtnahme auf die Einhaltung der 
genehmigten Projekte, Koftenvoranfhläge und Kredite fowie der 
feftgeftellten Vollendungstermine; 
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7. die Bewilligung des proviſoriſchen Lokomotivbetriebes ſowie 
B ung der Brüdenproben und ber technifch-polizeilichen 

rüfung; 

8. Die meritorifche Prüfung aller Rechnungen aus dem Staats⸗ 
eifenbahnbau unbefchadet ber nachfolgenden felbitändigen Rechnungs 
fontrolle durch das zuftändige Rechnungsdepartement (Artifel IX), 
ferner ber Skontrierung der Kaffen ber Eifenbahnbauleitungen und 
der fonftigen unteren Organe bes Staatseifenbahnbaubienftes; 

9. die Anordnung und Vornahme der vertraggmäßigen Kol- 
faubierung ber von den Bauunternehmern und Lieferanten be— 
wirkten Herftellungen und Zeiftungen, bie Überprüfung ber Ab- 
rechnungen mit denſelben, vorbehaltlih der Genehmigung ber 
Schlußabrehnung mit den Bauunternehmern durd) den Eifenbahn- 
minifter (Artikel IL, Punkt 10); 

10. die Beforgung ber Perfonalangelegenheiten aller beim 
Staat3eifenbahnbau verwendeten Bedienfteten in dem im allge 
meinen den VBorftänden der Minifterialfektionen fowie den Staat3- 
bahndireltoren zugeftandenen Umfange, im gleihen Umfange die 
Disziplinarbehandlung diefed gefamten Perfonales nad) den hierfür 
zu erlaffenben befonderen Vorſchriften; 

11. die Entjcheidung über Befchwerden gegen die bon ben 
Bauleitungen in ihrem felbftändigen Wirkungskreiſe getroffenen 
Entfheidungen und erlafjenen Verfügungen; 

12. der direkte Verkehr mit den zur Wahrung der militäri- 
chen Sntereffen bei der Aufftellung der Bahnprojelte und bei der 
Bauausführung neuer Linien berufenen Organe des Reichskriegs— 
minifterium3 unter Mitwirkung de3 zur Beforgung der die mili- 
tärifhe Benügbarkeit der Eifenbahnen betreffenden Agenden be- 
rufenen Departement? des Eijenbahnminifteriums. 

Bezüglich jener Bahnbauten, für welche gemäß ber Beftim- 
mung be3 Artikels I de3 gegenwärtigen Erlaffes feine Eifenbahı- 
bauleitungen errichtet wurden, werden auch die nah Artikel II 
dieſes Erlaffes fonft in den Wirkungsfrei der Bauleitungen fal- 
Ienden Angelegenheiten, fomweit fie nicht zu den injtruftionsmäßig 
feftgeftellten Aufgaben der zur örtlichen Überwahung der Bau- 
arbeiten auf diefen Bahnen erponierten technifchen Organe (Bau- 
auffichten) gehören, unmittelbar bei ber Eijenbahnbaudirektion 
wahrgenommen. 

VI” Yerfönlihe Berantwortlihkeit und Soliegenheiten des Borfiandes 
Verſontiche 9 der Eifenbahndan reßt Pa des 8 

Der Vorſtand der Eiſenbahnbaudirektion trägt für alle in den 
ſelbſtändigen Wirkungskreis der letzteren gehörigen Angelegenheiten 
die unmittelbare Verantwortung. 

Er iſt dem Eifenbahnminifter überdies nicht nur für die voll⸗ 
kommen fachgemäße und folide Ausführung der ihm übertragenen 
Bahnbauten, fondern in3befondere auch dafür verantwortlich, daß 
bei benfelben die fejtgefegten Entwürfe und Koftenvoranjchläge ein- 
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gehalten, beziehungsweiſe im Falle notwendiger Abänderungen 
rechtzeitig die erforderlichen Maßnahmen eingeleitet werden. 

Er hat vor Beginn jedes Bahnbaues für die Aufſtellung eines 
ausführlichen Arbeitsplanes über den Zuſammenhang und die 
Reihenfolge ſämtlicher Arbeiten und Anſchaffungen Sorge zu tragen 
und dem Eiſenbahnminiſter einen nah den Rubriken des Bau⸗ 
fontierungsfchemag gegliederten Hauptkoſtenvoranſchlag zur Geneh- 
migung vorzulegen. 

Sodann hat derjelbe alljährlih dem Minifter nicht nur Die 
borgejchriebenen Yahrespräliminarien, fondern auch Nachweiſungen 
über die bereit3 aufgelaufenen Bauloften fowie eine nah ben 
Erfahrungen des Teßtabgelaufenen Baujahres rektifizierte Auf- 
ftellung, über die vorausfichtlic noch für die reftlihe Bauperiode 
bevorftehenden Erforderniife zu unterbreiten und benfelben insbe» 
fondere auf etwa in irgend einer Richtung drohende Kreditüber⸗ 
fchreitungen jo frühzeitig als möglich aufmerkſam zu machen. 


VI. Ingerenz der üdrigen Pienflabteilungen des Eifenbaßn- 
minifierinms auf die Agenden des Staatseifenbahnbaues. 

Die Eifenbahnbaudirektion hat in folchen Angelegenheiten des 
Staatdeifenbahnbaues, welche nach der beftehenden Dienfteinteilung 
den Gejchäftstreiß einer der Sektionen oder des Präfidialbureaus 
des Eifenbahnminifteriums berühren, entweder das Einvernehmen 
mit der betreffenden anderen Dienftabteilung zu pflegen oder da3 
Geſchäftsſtück der Ießteren zur meiteren zuftändigen Behandlung 
abzutreten. 


Diefes Einvernehmen hat indbefondere bezüglich der nad) Ar» 
titel II, Punkt 8, zu ftellenden Anträge plazugreifen. 


Desgleichen ift wegen ber nötigen Vorſorge für eine den An⸗ 
forderungen bed Betriebe entjprechende Auögeftaltung der bau- 
lichen Anlagen rechtzeitig das Gutachten der den Hauptziveigen 
de3 erefutiven Betriebsdienſtes vorftehenden Sektionen be3 Eifen- 
bahnminifterium3 einzuholen, welchen aud alle Vorkehrungen und 
Verfügungen für die Betriebserdjfnung auf fertiggeftellten Ban—⸗ 
Iinien im Einvernehmen mit den Bauorganen zuitehen. 

Die dem Eifenbahnminifterium vorbehaltene Beichaffung bes 
Tahrparfes und der Werkftätteneinrichtungen für die Neubaulinien 
fällt gänzlich in den Geſchäftskreis der techniſchen Betriebsſektion 
des Eifenbahnminifteriumg, welcher zu diefem Zwecke die erforber- 
lihen Teilfredite zu übermweifen find. 


VII. Aorreſpondenz des Eifendahnminifleriums und der Eifenbaßn- 
Baudirektion. 

Ulle Erläffe und Zuſchriften des Eifenbahnminifter3 in den 
demfelben nach Artikel II des gegenwärtigen Erlaſſes vorbehaltenen 
Angelegenheiten Des Staat3eifenbahnbaues werden vom Eifenbahn- 
minifter oder für benfelben gefertigt. 
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Dagegen find alle nach Artikel V dieſes Erlaſſes von ber 
Eifenbahnbaudirektion in ihrem felbftändigen Wirkungskreiſe er- 
gehenden Erläffe und Korrefpondenzen von biefer jelbjt unter der 
Benennung k. k. Eifenbahnbaudirektion Hinauszugeben. 


Mit den Staat3bahndireltionen verlehrt die Eifenbahnbau- 
+ Direktion auch in Angelegenheiten ihres felbftändigen Wirkungs- 
freife3 mittel3 Erläffen. 


IX. Errichtung einer Expofifur des Miniflerialrehnungsdepartements 
für den Staatseiſenbahnbau. 

Die Beforgung der Rechnungsgefchäfte der Eifenbahnbaudiref- 
tion erfolgt durch das Minifterial-Rechnungsdepartement im Eifen- 
bahnminifterium. Zum Bwede diefer Gejchäftäbeforgung wird bei 
der Eifenbahnbaudireltion eine eigene „Erpofitur de3 Mini- 
fterial-Rehnungsdepartementd für ben Staat3eifen- 
bahnbau” errichtet, welche ihren Dienſt unter Beobachtung ber 
beftehenden allgemeinen und der etwa noch zu erlaffenden bejon- 
deren Vorfhriften in Gemäßheit der nachſtehenden Beſtimmungen 
zu führen und in allen wichtigeren ragen, insbefondere aber in 
ſolchen prinzipieller Natur, die Entfcheidung des Borftandes des 
Minifterial-Rehnungsdepartement3 im Eifenbahnminifterium einzu- 
holen bat. 

Zu ben Aufgaben dieſer Erpofitur gehören insbeſondere: 


1. Die Liquidierung aller durch die ka E. Hauptlaffe der öfter- 
reichiſchen Staatsbahnen zu beftreitenden Auslagen de3 StaatBeifen- 
bahnbaues fowie die Abdjuftierung der Schlußverdienftrechnungen ber 
Bauunternehmer und Lieferanten, mit Ausnahme derjenigen, welche 
bie Lieferung der Eifenbahnfahrbetriebsmittel und Werkftättenein- 
richtungen betreffen; 

2, die Aufitellung von Anmeifungen für die LE. Hauptlaffe der 
Öfterreichifchen Staat3bahnen und von Burdführungsbelegen, er» 
forderfihenfall3 im Einvernehmen mit dem Minifterial-Rechnungs- 
bepartement des Eiſenbahnminiſteriums felbit; 

3. die Evidenz der geſetzlich bemilligten, beziehungsmeife von 
den betreffenden Brivatgejellichaften oder Konzeflionären der 
Staatdeifenbahnvermwaltung zur Verfügung geftellten Baufrebite mit 
befonderer Bedachtnahme auf etwa drohende Krebitüberjchreitungen 
unter Mitwirkung des zur definitiven Verbuchung der Baugebarung, 
der Aufftellung der definitiven Gebarung3nachweifungen und ber 
Berfaffung der Sahresrehnungsabfchlüffe berufenen Minifterial- 
Rechnungsdepartements felbit; 

4. die Aufftellung periodifcher Bebarungsnachveifungen über 
die voraugfichtlichen Erfolge und fonftigen Überfichten ſowie bie 
Führung entſprechender Vormerkbücher; 

5. die Evidenz der Intereſſentenbeiträge ſowie die Einbrin- 
gung derjelben; 
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6. die rehnungsmäßige Prüfung aller von den Eiſenbahnbau⸗ 
leitungen und fonftigen unteren Organen de3 GStaateifenbahnbau- 
diente gelegten Rechnungen und Die biesfällige Mängelitellung; 

7. die Aufitellung und der Abſchluß der Baurechnungen und 
deren Bereitftellung zum Zwecke ihrer Überfendung an den Oberſten 
Rechnungshof fowie an die beiden Häufer des Reichsrates. 

Das Minifterial-Rechnungsbepartement und deſſen Erpofitur 
für den Staat3eifenbahnbau find verpflichtet, die Eifenbahnbau- 
direltion in ihren Amtöobliegenheiten mittel3 der ihr in Nechnungs- 
und Kontrollsangelegenheiten zu leitenden Hilfsarbeiten auf das 
eäftigfte zu unterjtüßen. 

iejelben haben bei den ihnen nad; Borftehendem obliegenden 
Amtshandlungen ihr ftete3 Augenmerk auf die Wahrung der ölono- 
miſchen Intereffen des Staates, auf bie Einhaltung der feſtgeſetzten 
Kredite und beitehenden Borjchriften zu richten und von ihnen 
mwahrgenommene Anjtände ungefäumt zur Kenntnis des Eifenbahn- 
baudireftor3 und nach Umftänden des Eifenbahnminifters zu bringen. 

Die Eiſenbahnbaudirektion ift verpflichtet, dem Minifterial- 
Rechnungsdepartement, beziehungsmweife deſſen Erpofitur alle für 
ihre Amtshandlungen nötigen Behelfe rechtzeitig mitzuteilen und 
zugleich dafür verantwortlich, daß letztere Dienftitellen in allen 
wichtigeren, die finanzielle Gebarung betreffenden Angelegenheiten 
des Staatdeifenbahnbaues, die ihrer Natur nad) der Beurteilung 
dur) ein Rechnungs⸗ oder Buchhaltungsorgan bedürfen, rechtzeitig 
einvernommen und ihre Gutachten dem betreffenden Alte beige- 
legt werben. 


X. Schlußbeflimmung. 
Die vorftehenden Beitimmungen treten fofort in Wirkſamkeit. 


D. Zariferftellungs: und Abrechnungsbureau der Diter- 
reichiſchen Staatsbahnen im E, k. Eifenbahnminifterium. 


Auszug and der unter dem 20. Juli 1896, 3. 6379 / EM. 
erlafienen Dienſtinſtruktion. 


Wirkungskreis’des Tariferfiellungs- und Abrehnungsburenus. 


8 1. Das Tariferftellungs- und Abrecinungsbureau der k. k. 
Oſterr. Staatöbahnen ift ein dem k. k. Eifenbahnminifterium ein- 
verleibtes und fpeziell der III. Sektion desfelben unterftelltes Hilfs- 
amt dieſes Minifteriums und fungiert in Anfehung des Staat3- 
eifenbahndienfte3 für nachfolgende Angelegenheiten: 

a) Die Aufftellung, Drudlegung, Verlautbarung und Einführung 
der Lokaltarife (inklufive Kilometerzeiger) ſamt Nachträgen für 
den Berjonen- und Güterverfehr nah den einjchlägigen Wei- 
fungen ber III. Sektion des k. k. Eifenbahnminifteriumß. 

b) Die Verlautbarung und Einführung von Fradhtermäßigungen 
im Güterverlehre, welche vom k. k. Eifenbahnminifterium ge» 
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währt werben, unb zwar für den Lokalverkehr, ſowie — in- 
fomweit die Berlautbarung der Staatdeifenbahnvermwaltung ob 
liegt — auh für die Anſchluß⸗ und Verbandsverkehre. 

c) In Anfehung der in- und ausländifhen Anfchluß- und Ber- 
bandöverfehre, und zwar fowohl für die Perfonen- ala die 
Güterverfehre, die Vorbereitung für die Enticheidungen bes 
k. k. Eifenbahnminifteriumd in allen tarifarifhen Angelegen- 
heiten fowie in allen Angelegenheiten, betreffend die Verkehrs⸗ 
teilungen, Neingewinnanteile, Duotifierungen und Inſtradie⸗ 
rungen uſw., —* mit der Einſchränkung, ſoweit es ſich um 
be en einzelnen Verbänden zu erledigenden Angelegenheiten 
andelt. 

Bu dieſer Vorbereitung gehört auch die Führung der Ver- 
handlungen mit anderen in- und ausländiſchen Transport⸗ 
anftalten fowie die Beforgung ber Berbandsangelegenbheiten, 
influfive de3 Vorſitzes in den Sonferenzen jener Berbände, 
für welche bie Gefchäftsjührung der Staateifenbahnvermwaltung. 
übertragen ift. 

Die Vertretung der Staat3eifenbahnverwaltung bei Ber- 
handlungen über tarifarifhe Angelegenheiten, welche nidt 
für einen einzelnen Verband, fondern gleichmäßig für 
alle oder mehrere Verbände audgetragen werden, wird dem 
k. k. Eifenbahnminifterium vorbehalten. Hierher gehören 3. B. 
alle Verhandlungen für den Bereich des deutſchen Eifenbahn- 
vereines fowie jene de3 internationalen Tarifkomitees und 
fonftiger derartiger internationaler Bereinigungen. 

d) Die Durchführung der sub c erwähnten Entfcheibungen bei 
der Aufftellung, Drudlegung, Verlautbarung und Einführung 
der direkten Tarife, injoweit einfchlägige Verfügungen für ben 
Bereih der Ef. Hfterr. Staatsbahnen oder auf Grund ber 
Gefhäftsführung in den Verbänden der Staat3eifenbahnver- 
waltung zulommen. 

e) Mit der im Punkte c enthaltenen Einfchräntung die Bor- 
bereitung für die Entſcheidungen des k. k. Eifenbahnminifte 
riums in bezug auf reglementarifche Beftimmungen und fonftige 
Fragen des Transportdienftes für die einzelnen Verbände hin- 
ſichrich des Perfonen- und Güterverkehrs. Vorbehalten bleiben 
em Et. Eiſenbahnminiſterium im Sinne der Beſtimmung 
sub Punkt c z. 8. die Verhandlungen über zwifchen den Bahn- 
berwaltungen zu vereinbarende Inſtruktionen hinſichtlich der 
Berfehung des Transportdienftes, über die Unifizierung der 
reglementariſchen Beſtimmungen fowie die Verhandlungen für 
den Bereich de3 deutſchen Eifenbahnvereined und die Berhand- 
lungen über Wngelegenheiten des Transportdienftes im inter- 
nationalen Tariflomitee oder in fonftigen derartigen inter- 
nationalen Bereinigungen. 

f) Die Durchführung ber sub e erwähnten Entfcheidungen de 
k. k. Eifenbahnminifteriums. 
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g) Mit der gleichen Einſchränkung wie ad c und e bie Vorberei- 
tung für die Entjcheidungen des k. k. Eifenbahnminijteriums 
in Anſehung der Regelung des Verrechnungs⸗, Abrechnungd- 
und Saldierungsbienftes ſowie der Regelung ber Behandlung 
von Einnahmenrüderfägen Hinfichtlich des direlten Perfonen- 
und Güterverfehr3 ſowie die Vertretung ber Staat3eifenbahn- 
verwaltung in den Verwaltungskörpern ber Verbandäabred)- 
nungsftellen. Vorbehalten bleiben dem k. k. Eifenbahnminijte- 
rium 3. ®. die Verhandlungen über zwijchen den Bahnverwal⸗ 
tungen zu vereinbarende Verrechnungsinſtruktionen, dann die 
Verhandlungen über die Einrichtung von Abrechnungsftellen, 
welche für mehrere Verbände die Gefchäfte beforgen, ſowie 
die Behandlung einfchlägiger Fragen im internationalen Tarife 
fomitee oder in fonjtigen derartigen internationalen Bereini- 
gungen. 

h) Die Durchführung ber sub g erwähnten Entſcheidungen des 
k. k. Eifenbahnminifteriums. 

i) Die Redaktion des Generalgütertarifes und die Beteilung der 
Dienſtſtellen mit denſelben. 

k) Die Herausgabe der Tarifüberſicht. 

I) Die Führung des Tarifarchivs. 

m) Die Führung des Tarifdepots hinſichtlich der Tarife für den 
2ofalverfehr und — ſoweit diefelbe der Staatseiſenbahnver⸗ 
waltung zulommt — auch hinſichtlich der Tarife für die 
direlten Perfonen- und Güterverfehre. 

n) Die Erftellung von VBerband3abrechnungen, beren Behandlung 
dem Bureau von Seite der III. Sektion de3 k. k. Eifenbahn- 
minifteriums zugewieſen wird. 

0) Die Aufftellung und Prüfung ber Kartellabrechnungen inklu⸗ 
five ver Vertretung der k. k. Oſterr. Staat3bahnen bei ben be- 
züglihen Kommiſſionen und Verhandlungen. 

p) Die Führung der Transportftatiftit und ingbefondere einer 
Wagenladungsftatiftif. 

Außerdem obliegt dem Tariferftellungd- und Abrechnungs⸗ 
bureau über Verlangen die Unterftüßung der Staat3bahndirektionen 
bei Beforgung der in den Wirkungsfreis derjelben fallenden Un» 
gelegenheiten des Tarife, Transport- und Verrechnungsdienſtes 
durch Beigabe von ſachkundigen Vertretern zu den von den Staats⸗ 
bahndireftionen zu führenden Berhandlungen über obige An« 
gelegenheiten. Insbeſondere gilt lebtered von ber Entfendung von 
Organen des Tariferftellung- und Mbrechnungsbireaus zur 
Unterftügung der Staat3bahndireftionen bei Vertretung der Staatd- 
eifenbahnverwaltung in ber öfterreihifchen und öſterreichiſch-unga⸗ 
rischen Direktorenkonferenz fowie den Komitee derfelben. 

Endlich obliegt dem Tariferftellungd- und Abrechnungsbureau 
die Ausführung aller Studien, Erhebungen, Verhandlungen und 
Erledigungen, welche bemfelben von der III. Sektion des E. T. Eiſen⸗ 
bahnminiſteriums aufgetragen werben. 
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E. Stantseifenbahnrat. 


Kundmachung des Eifenbahnminifterinms vom 19. Februar 
1897, RGB. Nr. 59,*) 


betreffend die Erlaffung des Statutes für den dem Eijenbahn- 
minifterium beigegebenen Gtaatseifenbahnrat. 


Das nachfolgende, mit der Allerhöchſten Entjchließung vom 
18. Februar 1897 genehmigte Statut für ben dem Eifenbahnmini- 
fterium auf Grund de3 Organifationzftatutes für die ſtaatliche Eijen- 
bahnverwaliung in den im Reichsrate vertretenen Königreichen und 
Ländern (Kundmahung des Handelsminiſters und des Eifen- 
bahnminifter8 vom 19. Jänner 1896, RGB. Nr. 16) beigegebenen 
Staatseiſenbahnrat wird hiermit Tundgemadit. 


Statut für den Staatseiſenbahnrat. 


Grundfäglide Stellung des Stantseifenbafnrates. 


81. Auf Grund beö 8 11 be3 Organifationzftatutes für Die 
ftaatlihe Eifenbahnvermwaltung in den im Reichsrate vertretenen 
Königreihen und Ländern (Kundmachung des Handelöminifter3 und 
des Eifenbahnminifterd vom 19. Jänner 1896, RGB. Nr. 16) 
wird zur Begutachtung allgemeiner voll3wirtichaftliher Fragen im 
Bereihe des Eiſenbahnverkehrsweſens dem Eifenbahnminifterium 
ein Staatseiſenbahnrat beigegeben. 


Sufammenfegung des Staatseifenbagnrates. 


8 2. Der GStaatdeifenbahnrat befteht aus dem Vorſitzenden, 
deſſen Stellvertreter und zweiundadhtzig Mitgliedern, welche, ſowie 
deren Erjagmänner, vom Eifenbahnminifter auf die Dauer von 
brei Jahren ernannt erben. 

Bon benfelben werden 

a) zehn Mitglieder vom Eifenbahnminifter nad) freiem Ermeſſen 
ausgewählt und elf Mitglieder in der Weife ernannt, daß 
der Handeldminifter und der Finanzminifter je vier, der Ader- 
bauminifter zwei und ber Reichskriegsminiſter eine der zu er- 
nennenden Perfönlichkeiten bezeichnet; 

b) ſechsunddreißig Mitglieder werden über Vorfchlag der Handel! 
und Gemwerbelammern; 


*) In der dur die Kundmachung de3 EM. vom 29. März 
Sa RGB. Nr. 66, auf Grund Ab. Entſchließung feitgeftellten 
affung. 
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c) neunzehn Mitglieder über Vorſchlag von Landeskulturräten und 
fonftigen landwirtſchaftlichen Yachlorporationen und 

d) ſechs Mitglieder über Borfhlag von montaniftifhen Fach⸗ 
vereinen ernannt. 

Bon den nad lit. b in Vorſchlag zu dringenden Mitgliedern 
entfällt auf die einzelren Handels- und Gewerbelammern nad 
ftehende Anzahl: Wien drei, Brünn, Krakau, Leinberg, Prag und 
Trieft je zwei, Graz, Czernowitz, Brody, Neichenberg, Eger, Bud⸗ 
weis, Pilfen, Olmütz, Troppau, Linz, Salzburg, Innsbruck, Feld- 
fir, Bozen, Rovereto, Klagenfurt, Leoben, Görz, Laibach, ARovigno, 
Bara, Spalato, Ragufa je eines. 

Bon den nad) lit. c in Vorſchlag zu bringenden Mitgliedern 
entfallen je eines auf die 8. k. Landwirtichaftsgefellfchaften in Wien, 
Graz, Krakau, Lemberg, Salzburg, Klagenfurt und Laibach, auf 
den Landezfulturrat für Böhmen zwei (und zwar je eines auf 
die böhmifche Sektion und auf die deutfche Geltion), dann je eines 
auf ben Landeskulturrat für Oberöfterreich, auf den Landeskultur⸗ 
rat für Iſtrien und auf den Verein für Landeskultur im Herzog- 
tume Bulomwina in Czernowitz; auf den Landeskulturrat für Tirol 
zwei (und zwar je eines auf die Sektion I und auf die Seftion II), 
ferner eines auf den landwirtſchaftlichen Verein in orarlberg, 
zwei auf den Landeskulturrat für Mähren (und zwar je eines 
auf die böhmifche Sektion und auf die deutſche Sektion), dann 
gemeinfam eines auf die öfterreichifchefchlefifche Land» und Yorft- 
wirtfchaftsgejellfchaft in Troppau, den landwirtſchaftlichen Verein 
für da3 nordweſtliche Schleſien in Weidenau, die landwirtichaft- 
liche Zentraigefellichaft für die böhmifchen Landesteile des Herzog- 
tum3 Schlefien in Troppau und den land» und ſorſtwirtſchaft⸗ 
then Filialverein für Oſtſchleſien in Teſchen, endlich gleichfalts 
A eined auf die E. f. Aderbaugejellfchaften in Görz und 

rieft. 

Bon den nad lit. d in Vorſchlag zu bringenden Mitgliedern 
entfällt je eine auf den Verein der Montan-, Eifen- und Ma- 
fhineninduftriellen in Hfterreich, auf den Montanverein für Böhmen, 
auf den Verein für die bergbaulichen Intereſſen im nordmeitlichen 
Böhmen in Teplig, auf den berg- und hüttenmännifchen Verein 
in Mährifh-Oftrau, auf den berg- und Hüttenmännifchen Verein 
für Steiermark und Kärnten und auf ben Naphtha-Randesverein 
in Galizien. 

Die Beftellung von Erjagmännern für die in lit.a bezeich- 
neten Mitglieder erfolgt in berfelben Weife wie die Ernennung 
der letzteren. 

Für die in lit. b, c und d bezeichneten Mitglieder find bei 
——— des Vorſchlages gleichzeitig Erſatzmänner namhaft zu 
machen. 

Zur Ernennung in ben Staatseiſenbahnrat find von den be» 
zufenen Körperfhaften und Vereinen nur ſolche Perfönlichkeiten 
vorzufchlagen, welche denfelben als Mitglieder angehören. 
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Wirkungskreis des Staatseifendaßnrates. 

8 3. Der Staatdeijenbahnrat ift berufen und verpflichtet, fein 
Gutachten über wichtigere, in den vorbehaltenen Wirkungskreis de3 
Eifenbafnminifteriums gehörige, die Interefſen des Handels, ber 
Snduftrie, der Land und Forftwirtichaft ſowie des Bergbaues 
berührende allgemeine Fragen des Perfonen- und Güterverkehrs 
auf ben beftehenden Staats⸗ und Privatbahnen abzugeben. 

Inſoweit es fih um Staatsbahnlinien handelt, find dem 
Staat3eifenbafnrate zur gutächtlihen Außerung vorzulegen: 


a) Die der Genehmigung des Eifenbahnminifteriumd vorbehal- 
tenen Grundzüge der Sommer- und Winterfahrordnnung. 

b) Die Einführung neuer Normaltarife für PBerfonen und Güter. 

c) Allgemeine Anderungen der reglementarifchen Beitimmungen, 
infomweit es fih nicht um technifche Beſtimmungen handelt, 
dann der allgemeinen Tarifbeſtimmungen, injomweit diefelben 
nicht Lediglich vorübergehende Ausnahmsverhältniffe betreffen. 

d) Die Grundzüge für die Art der Vergebung von Lieferungen 
und Wrbeiten. 
Der Staat3eifenbahnrat kann in Angelegenheiten feines Wir- 

fungsfreifed auch Anfragen und Anträge ftellen. 


Einberufung und Sigungen des Staatseifenbahnrates. 


8 4. Der Staat3eifenbah:ırat wird von dem Eifenbahnminifter 
nah Bedürfnis, mindeftend aber zweimal im Jahre, und zwar im 
Frühjahr und im Herbft, zu einer Sitzung einberufen. 

Der Staat3eifenbahnrat kann entweder für die ganze Dauer 
feiner Funktion oder von Fall zu Yall aus feinen Mitgliedern 
Ausſchüſſe wählen, melde berufen find, die zur Beratung im 
Staatdeifenbahnrate bejtimmten Gegenftände zunädft einer Bor- 
prüfung zu unterziehen, und welde zu biefem Zwede von dem 
Eifenbahnminifter in der Negel unmittelbar vor der Sitzung be3 
Staatseiſenbahnrates einberufen werben. 

Über Veranlaſſung des Vorſitzenden können zu den Sigungen 
des Staat3eifenbahnrate3 und feiner Ausſchüſſe auch Organe ber 
Staat3eifenbahnverwaltung und Sachverſtändige aus Anterefjenten- 
freifen beigezogen werden; zu ben Beratungen ber Ausfchüfie 
fönnen, wenn Ungelegenheiten von Privateifenbahnen zur Ver⸗ 
handlung fommen, bie betreffenden Verwaltungen vom Borfigenden 
nad feinem Ermeffen von all zu Fall eingeladen werden, Ber- 
treter zu entſenden. 

Der Vorfig in den Sitzungen be3 GStaat3eifenbahnrates fteht 
dem Eifenbahnminifter und, i.n Falle ber Verhinderung desfelben, 
dem von ihm aus dem Stande de3 Eifenbahnminifteriumd zu be» 
flimmenden Stellvertreter zu. _ 

Die Verhandlungen des Staat3eifenbahnrates finden in nicht 
öffentlichen Sigungen und auf Grund einer vom Eifenbahnminifter 
zu erlajjenden Geſchäftsordnung ftatt. 
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Die Gutachten des Staatseiſenbahnrates über die vorgelegten 
Sn werden durch Abjtimmung ber anmwejenden Mitglieder feit- 
geftellt. 

Bon ber Mehrheit abweichende Anfichten find über Verlangen 
der Stimmführer in dad Protokoll aufzunehmen. 


KFerfönlihe Erforderniffe der Mitgliedfhaft, Erlöfhen der Mitglied- 
fhaft und Ergänzung des Staatseiſenbahnrates. 


85. Sofern in ben perfönlichen PVerhältniffen eines Mit- 
gliede8 des Staatseiſenbahnrates eine ſolche Anderung eintritt, 
welche nach den Beftimmungen dieſes Statutes (8 2, legter Abfab) 
oder nad) ben allgemeinen Grundfägen für bie Bekleidung öffent» 
Iiher Amter feine Ernennung ausjchließen würde, hört basfelbe 
auf, Mitglied zu fein. 

Im Falle die Stelle eines Mitgliedes vor Ablauf der drei- 
jährigen Funktionsdauer zur Erledigung gelangt, wird vom Eifen- 
bahnminijter der betreffende Erfagmann für die reftlihe Funktions 
dauer zum Mitgliede ernannt und bezüglich der Ernennung eines 
neuen Erjagmannes in ber im 8 2 bezeichneten Weife vorgegangen. 

Dem Eifenbahnminifter bleibt vorbehalten, in dem alle, ala 
einem Mitgliede die Ausübung feiner Funktion dur Rrankheit 
oder fonftige in der Perſon desfelben eingetretene Hinderungs— 
ründe unmöglich gemadt oder erheblich erſchwert würde, an 

telle desfelben ben Erjagmann einzuberufen, eventuell im Falle 
bauernder folder Verhinderung gleichfall® mit der Neuernennung 
vorzugehen. 
Serfönlide Stellung und Gebühren der Mitglieder des Staats- 
eiſenbahnrates. 

86. Die Funktion der Mitglieder des Staatseiſenbahnrates 
ift ein Ehrenamt, mit welchem eine Entlohnung nicht verbunden ift. 

Die nit in Wien domizilierenden Mitglieder erhalten für 
die Neife nad) und von Wien fowie für die Dauer der Sißung 
täglih je acht Gulden Diäten, fomweit dieſelben nicht ſchon aus 
einem anderen Titel Diäten aus Staatskaſſen beziehen. 

Auch erhalten diefelben behufs Teilnahme an den Sibungen 
auf den im Staatöbetriebe befindlichen Linien freie Fahrt in 
beliebiger Wagenklaſſe für die Reife zu und von den Gißungen. 

Die durch Benützung anderer Berkehrsanftalten erwachſenen 
Neifeauslagen werden ihnen vergütet. 


Beginn der Wirkfamleit des Statutes. 


e ee 7. Das gegenwärtige Statut tritt mit 1. März 1897 in 
raft. 


Geſchäftsordnung für den Hfantseifenbafnrat. 
(EM. 17. April 1897, 8. 4641/1, BB. 1897:54.) 


Der k. k. Eifenbahnminifter hat in Ausführung der Beſtim⸗ 
mung im 8 4, fünfter Abſatz, des mit Allerhöchſter Entſchließung 
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vom 18. Februar 1897 genehmigten und im RGB. Nr. 59 fund» 
gemachten Statutes für den Staatdeifenbahnrat die nachfolgende 
Geſchäftsordnung für den Staat3eifenbahnrat erlaffen: 


Gefhäftsordnung für den Stantseifendafnraf. 

$ 1. Der Staat3eifenbahnrat wird von dem Eifenbahnmintiter 
nad) Bedürfnis, mindeſtens aber zweimal im Sahre, und zwar 
im Frühjahr und im Herbſt, zu einer Sipung einberufen. 

Die regelmäßigen Sitzungen finden im Laufe der Monate Mai 
und Dftober ftatt, wenn nicht gewichtige Gründe die Einberufung 
für dieſe Zeit untunlich erjcheinen laſſen. 

Die Einladung der Mitglieder erfolgt mindeftens vierzehn Tage 
vor dem für den Beginn der Sigung anberaumten Tage unter 
Mitteilung der Tagesordnung, in welcher die der Begutachtung 
zu unterziehenden Gegenftände kurz angeführt find. 

ft ein Mitglied des Staatseifenbahnrates verhindert, an Der 
anberaumten Situng teilzunehmen, fo hat dazfelbe fein Ausbleiben 
umgehend dem Eiſenbahnminiſter anzuzeigen, damit die Einladung 
des für diefes Mitglied ernannten Erſatzmannes erfolgen könne. 

8 2. Der Vorſitz in den Sitzungen des Gtaat3eifenbahnrates 
fteht dem Eifenbahnminifter und im Falle der Verhinderung de3- 
jelben dem von ihm aus dem Stande des Eifenbahnminifteriums 
zu beitimmenden Stellvertreter zu. 

An ben Situngen be3 Staatseifenbahnrates nehmen die vom 
Eijenbahnminifter beftimmten Organe ber ftaatlihen Eifenbahnper- 
mwaltung teil. 

Über Veranlaſſung des Vorfigenden können den Situngen auch 
Sadjverftändige aus ntereffentenfreifen beigezogen werben. 

Die Situngen des Staat3eifenbahnrates find nicht öffentlich. 

8 3. Der Borfigende eröffnet und leitet die Beratung, be- 
ftimmt die Reihenfolge der Verhandlungsgegenftände, veranlaßt die 
Abftimmung und bezeichnet jene Gegenitände, welche geheimzu- 
halten find. 

Er jchließt die Sigung und beftimmt, falld der Umfang ber 
Beratungsgegenftände e3 notwendig macht, die Sitzung an einem 
ber nädjftfolgenden Tage fortzufegen, den Zeitpunkt diefer Yort- 
jegung. 

8 4. Anträge einzelner Mitglieder, welche in einer Sigung 
de3 Staat3eifenbahnrates zur Verhandlung fommen follen, um ſohin 
die Grundlage von Anträgen des Staat3eijenbahnrates im Sinne 
bes 8 3 des Statutes zu bilden, find fchriftlich unter Angabe der 
Gründe fpäteftend adt Tage vor Beginn der Sigung dem Eifen- 
bahınminifter befanntzugeben. Später eingebradhte Anträge werden 
nur dann in Verhandlung gezogen, wenn fie von mindeitens fünf 
Mitgliedern des Staat3eifenbahnrates unterftüßt werden. 

85. Der GStaateifenbahnrat Tann entweder für die ganze 
Dauer feiner Funktion oder von Fall zu Yall aus feinen Mit» 
gliedern Ausfchüffe wählen, welche berufen find, die zur Beratung 
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im Staat3eifenbahnrate beftimmten Gegenftände zunächſt einer Vor⸗ 
prüfung zu unterziehen und fohin dem Staatseifenbahnrate mind“ 
lich oder fchriftlih zu berichten. 

Für die ganze Dauer feiner Yunktion wählt der Staat3eifen- 
bahnrat in der erften Gitung feiner Yunktionsperiode insbejon- 
dere folgende drei (ftändige) Ausſchüſſe: 

a) einen Ausſchuß für allgemeine Verwaltungsangelegenheiten; 

b) —* Ausſchuß für Verkehrs⸗ und Fahrorönungsangelegen- 
eiten; 

c) einen Ausſchuß für Tommerzielle und Angelegenheiten des 

Perſonen⸗ und Gütertarifes. 


Womöglich foll jedes Mitglied des Staatzeifenbahnrates einem 
diefer drei Mändigen) Ausſchüſſe angehören und foll in jeden biefer 
Au uſſe annähernd die gleiche Zahl von Mitgliedern gewählt 
werden. 

Jeder Ausſchuß konſtituiert ſich für die Dauer feiner Funktion 
durch Wahl eines Obmannes und Obmannſtellvertreters aus der 
Mitte ſeiner Mitglieder. 

Die Ausſchüſſe werden von dem Eiſenbahnminiſter in der 
unmittelbar vor den Sitzungen des Staatseiſenbahnrates ein⸗ 
erufen. 

Außer den vom Eiſenbahnminiſter zur Teilnahme an ben Ber- 
handlungen der Ausfchüffe beftimmten Organen der Staat3eifen- 
bahnverwaltung können den Situngen ber Ausſchüſſe über Ver⸗ 
anlaffung des VBorfigenden auch Sacdpverftändige aus Intereſſenten— 
freifen beigezogen werden. Wenn in den Situngen der Ausſchüſſe 
Angelegenheiten von Privateijenbahnen zur Verhandlung kommen, 
bleibt e8 dem Ermeſſen des Eifenbahnminifteriums3 vorbehalten, über 
Antrag des Borfitenden des Ausſchuſſes die betreffenden Eifen- 
bahnvermwaltungen zur Entjendung von Bertretern aufzufordern. 

Die Organe bed Eifenbahnminifteriumd find verpflichtet, die 
Ausſchüſſe in ihren Arbeiten tunlichit zu unterftügen und den⸗ 
felben alle über die vorliegenden Beratungsgegenftände geforderten 
Auskünfte zu erteilen. 

Die Anträge der Ausſchüſſe find in entiprechender Weiſe recht- 
geitig zur Kenntnis der Mitglieder des Gtaat3eifenbahnrated zu 
ringen. 

Der arlipenbe be3 Staat3eifenbahnrates wird den Ausſchüſſen 
jene Gegenftände, welche geheimzuhalten find, bezeichnen. 

In der Negel find alle Vorlagen vor ihrer Beratung den 
Mitgliedern des Staat3eifenbahnrates mitzuteilen. Wenn dies aus- 
nahmsmeife nicht der Fall ift, fo Hat ber Worfigende bei der 
Verhandlung des betreffenden Gegenftandes diefe Unterlaffung zu 
begründen. 

8 6. Die Gutachten des Gtaatdeifenbahnrates über die vor⸗ 
gelegten Fragen werden durch Abjtimmung der anweſenden Mit- 
glieder, beziehungsweiſe Erfagmänner feitgeitellt. 
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Zur Beſchlußfähigkeit des Staatseiſenbahnrates iſt die An- 
weſenheit von mindeſtens zwanzig Mitgliedern (Erſatzmännern) 
erforderlich. 

Wenn ſich bei der Abſtimmung über einen geſtellten Antrag 
Stimmengleichheit ergibt, gilt derſelbe als gefallen. 


Bei den Beratungen ber Ausſchüſſe Hat der Vorſitzende an 
der Abſtimmung nicht teilzunehmen, fondern nur im Falle der 
Stimmengleichheit zu dirimieren. 


8 7. über bie Sitzungen des Staatseiſenbahnrates find durch 
die von dem Eifenbahnminifter beftimmten Organe Protokolle auf- 
zunehmen, welche in gedrängter Faſſung den Gang der Berhand- 
lung barzuftellen haben. 

Die Gegenitände ber Tagesordnung fowie bie hierüber ab- 
gegebenen Gutachten find wörtlich anzuführen. 

Bon ber Mehrheit abweichende Anfichten find über Verlangen 
der Stimmführer in das Protokoll aufzunehmen. 


Die Protokolle werden fämtlihen Mitgliedern und Erfab- 
männern zugeftellt und außerdem durch die „Wiener Zeitung” und 
da3 „Verordnungsblatt für Eifenbahnen und Schiffahrt“ ver- 
öffentlicht. 

Inwieweit die Veröffentlihung einzelner VBefchlüffe aus ge- 
ihäftlihen oder höheren ftaatlihen Rüdfichten zu unterbleiben Hat, 
beftimmt der Eifenbahnminifter. 

Allfällige Berichtigungen des Protokolls find binnen acht Tagen 
von der Zuſtellung dezjelben an die Mitglieder und Erſatzmänner 
beim Vorfigenden geltend zu machen und gelangen, fall3 fie ala 
zutreffend befunden werben, in ben oben genannten Blättern zur 
Verlautbarung. 


8 8. Dem Staat3eifenbahnrate wird bei Beginn jeder Sigung 
von dem Vorſitzenden eingehende Mitteilung gemadt: 


1. über die ſeitens des k. k. Eifenbahnminijteriums erfolgte 
Schlußfaffung in betreff der vom Staatzeifenbahnrate in feiner 
vorausgegangenen Sitzung abgegebenen Gutachten; 


2. über alle feit der legten Situng getroffenen Verfügungen, 
welche Angelegenheiten betreffen, die nach $ 3 des Statutes für 
den Staatseifenbahnrat in den Wirkungskreis diefer Körperichaft 
fallen, wegen befonderer Dringlichkeit aber ohne vorhergegangene 
nie Außerung des Staat3eifenbahnrates getroffen werben 
mupten. 


89. Die dem Staatdeifenbahnrate gemäß 8 3 des mit ber 
Alerhöchiten Entfchliegung vom 18. Februar 1897 genehmigten 
Statute3 zuftehenden Befugniffe werden von demfelben nur in feiner 
Sefamtbeit, nicht aber von den einzelnen Mitgliedern besfelben 
ausgeübt. 
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F. Bertretung des Staatseiſenbahnärars durch die 
Finanzprokuraturen. 


Der allgemeine (örtliche) Gerichtsſtand des Arars als Ge 
klagten wird durch den Amtsſitz jener Finanzprokuratur beſtimmt, 
welche das Arar in der betreffenden Streitſache zu vertreten hat. 
OGH. 6. Juli 1897, 8. 7923. Röll 1897: 18.) 

Auf Grund des 8 2, Abſatz 4, der Verordnung des Geſamt⸗ 
minifteriums vom 9. März 1898, RGB. Nr. 41, werden bie Finanz- 
profuraturen ermädtigt, dad von Ortsfchulräten verwaltete Ver⸗ 
mögen, die verftaatlichten Eifenbahnunternehmungen, infofern da3 
Vermögen berfelben für Rechnung des Staates verwaltet wird, 
und bie Rommiffion für die Verfehrsanlagen in Wien über Ver⸗ 
langen berfelben gerichtlich zu vertreten. (Vdg. d. FM, M. f. K. 
und Unt., EM. und ZM. v. 7. Juni 1898, RGB. Nr. 99.) 

Die Vertretungsbefugnis der Finanzprofuratur fchließt nicht 
aus, daß in Begleitung des Abgeſandten der Yinanzprofuratur 
namen de3 Staates oder der von demfelben verwalteten Ver⸗ 
mögenfchaften Verwaltungsorgane vor Gericht erfcheinen und da⸗ 
felpft neben dem Abgefandten der Finanzprofuratur Erklärungen 
abgeben. (OGH. 16. November 1898, 3. 15.025. Röll 1898: 45.) 

Die örtliche BZuftändigleit der Finanzprofuraturen zur Ber- 
tretung de3 Eifenbahnärars richtet fich nach den allgemeinen Grund» 
fügen über die Zuftändigfeit der Yinanzprofuraturen und nicht 
nach dem Wirkungskreiſe der im Territorium der einzelnen Yinanz- 
profuraturen gelegenen Staatöbahndireltionen. (OGH. 5. Juli 
1899, 3. 9933. Röll 1899: 54.) 


6. Kandesfürftlide Kommiffare bei Eifenbahngefell: 
ſchaften. 


Die Ausübung der geſetzlichen Aufſicht über Vereine zum Bau 
und Betriebe von Eiſenbahnen liegt dem Handelsminiſterium ob, 
welches, wenn die Eiſenbahn beſtimmt iſt, an den Staat über- 
zugehen, ober, wenn der Staatsſchatz eine Zinfen- oder Tilgungs- 
garantie übernommen hat, bei der Beſtellung de3 landesfüritlichen 
Kommiſſärs im Einverftändniffe mit dem Finanzminifterium vore 
angehen hat. (U. H. Entfchließung 18. Februar 1857, 3. 1876, 


Die landesfürſtlichen Kommifjäre bei Eifenbahnunternehmungen 
werden aufgefordert, über die von denfelben gemadten Wahr- 
nehmungen in bezug auf ben Betrieb, die ökonomiſche Gebarung 
und die fonftigen Verhältnifje der ihrer Überwachung anvertrauten 
Gefellfhaften in Hinkunft alljährlih nach Rechnungsſchluß, jeden- 
fall3 vor dem 30. Juni des Nachjahres, Bericht zu erjtatten. 
(HM. 8. November 1873, 3. 37.719.) 

Die angeordnete Vorlage von Abjchriften der Berwaltungs- 
rats Sitzungsprotokolle, infomweit dieſelben nicht ſpeziell zur Bes 
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gründung oder Erläuterung des Berichtsinhaltes erforderlich ſind, 
hat künftig zu unterbleiben und die bisher zum Teile üblich ge- 
weſene Beigabe ftatiftifcher Daritellungen, infomweit diefelben Lediglich 
auf Grundlage ber zur Veröfſentlichung gelangten proviforischen 
Einnahmsausweife angefertigt werden, in Wegfall zu kommen. 

Dagegen wird künftig dem finanziellen Stande forwie den mit 
der Erridtung der Eifenbahnbücder zufammenhängenden Opera⸗ 
tionen don Seite ber landesfürſtlichen Kommifjäre eine vorzugs- 
weiſe Bedachtnahme zugumenden und das in lesterer Hinficht erzielte 
Fortfchreiten der Einbücherungsarbeiten in den Berichten hervor⸗ 
zuheben fein. 

Hiervon werden Euer uſw. in teilweifer Abänderung der vor- 
ausgegangenen Pirektiven mit dem Beifügen in Kenntnis gefebt, 
daß durch die gegenwärtige Verfügung die den Tandesfürftlichen 
Kommiffären in erfter Reihe obliegende und im Erlaffe vom 8. No- 
vember 1873, 3. 37.719, fpeziell betonte Verbindlichkeit, wichtige 
und dringende Gegenftände unverzüglich im kürzeſten Wege mittels 
abgefonberter Berichterftattung zur Kenntnis des Handelsminifte- 
riums zu bringen, in keiner Weife berührt wird. (HME. 23. März 
1877, 3. 354.) 

Für die bei den Eifenbahn-Aktiengefellichaften beftellten Tanıbes- 
fürftliden Kommiſſäre befteht, abgejehen von der denjelben in ihrer 
Eigenſchaft als Negierungslommiffäre im Sinne des Gejeße3 vom 
19. Mai 1874, RGB. Nr. 70, mit dem 5. o. Birkularerlaffe vom 
5. Auguft 1874, 8. 13.114, Hinausgegebenen, den politiſchen Yandes- 
behörden mit dem Erlaffe des f. k. Minifteriumd de3 Innern vom 
10. Oktober 1874, 8. 3443, übermittelten Inſtruktion (‚Erläute 
rung für die bei Eifenbahnunternehmungen beftellten Regierungs- 
fommiffäre”), eine mweitere da3 Auffichtsrecht derfelben näher nor=- 
mierende Anftruftion nicht. 

Es find daher für die Handhabung der Staatsaufſicht durch 
bie landesfürſtlichen Kommiſſäre bei den Eifenbahn-Nktiengejell- 
ſchaften im allgemeinen die Normen des 8 22 de3 kaiſ. Patentes 
vom 26. November 1852, RGB. Nr. 253, ſowie die Beitimmungen 
der betreffenden Eiſenbahnkonzeſſionsurkunden und der Gefellfchafts- 
urkunden maßgebend. 

Demzufolge Haben die genannten Funktionäre vor allem im 
Sinne der gedachten Beltimmung des Taif. Patente vom 236. No» 
bember 1852, RGB. Nr. 253, darauf zu fehen, daß die Bahn- 
gejellichaften die Grenzen ber ihnen durch die allgemeinen Geſetze 
fowie dur die Konzeſſionsurkunde und die fonftigen beftehenden 
Anordnungen eingeräumten Befugnijfe und die Beitimmungen ber 
genehmigten Geſellſchaftsregel nicht überfchreiten. 

Hinfichtlich jener Bahngefellichaften, bei melden ber Staat 
infolge von Garantie oder Subventionsgewährung finanziell be- 
teiligt ift, wird die landesfürftlichen Kommiffäre überdies die über 
den oben bezeichneten, benfelben auf Grund des Vereinsgeſetzes 
vom Sahre 1852 zujtehenden Wirkungskreis Hinausgehende Ob⸗ 
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liegenheit treffen, ihr Augenmerf auch auf alle jene Angelegenheiten 

zu richten, welche das Intereſſe des Staatsſchatzes irgendwie be- 

rühren könnten, wozu insbeſondere die auf die Übernahme finan- 

gielier Leiftungen durch die Gefellfchaft abzielenden Beichlüffe und 
erfügungen derjelben zu zählen find. 

Zum Zwecke der wirkſamen Ausübung des ftaatlihen Auf- 
ſichtsrechtes iſt dem Tandesfürftlichen Kommiffär nad) den ein- 
Iölägigen Konzeſſionsurkunden und den Gejellfchaftäftatuten aus— 
rücklich das Recht eingeräumt, den Verhandlungen des Verwal⸗ 
tungsrates, eventuell auch ber von bdemfelben beftellten Komitees 
ſowie der Generalverfammlung, fo oft er es für angemtlen er⸗ 
achtet, beizuwohnen und allfällige Beſchlüſſe und Verfügungen, 
welche derſelbe als den Geſetzen, der Konzeſſion oder den Gejell- 
ſchaftsſtatuten zumiberlaufend, beziehungsmeife ben öffentlichen 
Intereſſen nachteilig erachtet, zu jiltieren. 

Bei den vorermähnten vom Staate fubventionierten Bahn- 
gefeltichaften ift dem Tandesfürftlihen Kommiſſär überdies nad 
Maßgabe der Konzeffion und der Statuten in der Regel das Recht 
gewahrt, ſolche Beichlüffe und Verfügungen ber gejellichaftlichen 
Verwaltung, reipeftive der Generalverſammlung zu fiftieren, welche 
ihm gegen die aus der Beteiligung des Staatsſchatzes an dem 
Unternehmen entipringenden finanziellen Intereſſen de3 Staates 
zu verftoßen fcheinen, in mweldyem all er jedoch fogleich die Ent- 
fheidung des Handelsminiſteriums einzuholen hat. 

Im Intereſſe der erfolgreichen Handhabung der Staat3aufficht 
liegt e3 endlich auch, daß der landesfürftliche Kommiſſär fich über 
alle laufenden Angelegenheiten der Gefellichaft, von. welchen er 
durch die Teilnahme an den oben gedachten Situngen und Ber- 
fammlungen feine Kenntnis erhält, informiert, damit er in bie 
Lage kommt, über wichtige und dringliche Gegenftände, fofern die» 
felben nicht fchon auf andere Weife zur Kenntnis der Aufficht3behörbe 
gelangt find, fowie in zweifelhaften Fällen unverzüglich im kürzeſten 
Wege an das Handelsminifterium zu berichten, beziehungsweiſe die 
Entjeheidung ber kompetenten Behörde einzuholen. (Bgl. HME. vom 
23. Mär; 1877, 3. 354/HM. Pollanetz⸗Wittek, Bd. V/L, Seite 11.) 

Auf diefe grundjäglichen Beſtimmungen werden die dem dor— 
tigen Berfonalftande angehörigen Tandesfürftlichen Kommiffäre bei 
Bahngefellichaften gegebenenfalls, insbeſondere bei Neuerungen, ent» 
ſprechend aufmerlfam zu maden fein. (HM. 12. Dezember 1895, 
3. 40.526 ex 1894, einvernehmlich mit dem M. d. nn. u. d. 
Finanzen, 88. 1895: 149.) 
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Siebzehnter Abſchnill. 
——— Regelung des Eiſen— 


ahnweſens im Verhältniſſe zu 
Angarn. 


Geſeh vom 21. Dezember 1867, RGEB. Ur. 146, 


betreffend die allen Ländern ber öfterreihifhen Monardie gemein 
famen Angelegenheiten und die Art ihrer Behandlung. 

8 2, Außerdem jollen nachfolgende Angelegenheiten zwar 
nit gemeinſam vermwaltet, jedoch nad Heiden von Zeit 
zu Beit zu vereinbarenden Grundſätzen behandelt werden. 

... 4. Verfügungen bezüglich jener Eijenbahnlinien, welche 
das Intereſſe beider Keichshälften berühren. 


Gefeh vom 24. Dezember 1867, RG. Ur. 3 
für 1868, 


wodurq das Miniſterium der im Reichsrate vertretenen Königreiche 
und Länder ermächtigt wird, mit dem Miniſterium der Länder der 
ungariſchen Krone ein Übereinkommen in betreff ber Beitragsleiſtung 
der Ießteren zu ben Laſten der allgemeinen Staatzfhuld abzufchließen. 

8 7. Was die Verbindlichkeiten anbelangt, die aus den, 
den Eijenbahngefellichaften zuftehenden vertragsmäßigen Ga- 
rantien hervorgehen, jo find diefelben von derjenigen Reichs— 
hälfte, auf deren Territorium die betreffende Eifenbahn Tiegt, 
zu tragen, wohingegen diefer Neich3hälfte auch die Rück— 
zahlungen zugewiejen werden, welche etwa von ber betreffenden 
Gefellfchaft auf die bisnun erhaltenen Vorſchüſſe werden 
geleiftet werden. 

In betreff der beide Reichshälften durchjchneidenden Eifen- 
bahnen, namentlich der Südbahn, der Staat3bahngefellfchaft 
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und ber zu erbauenden Kafchau-Oderberger Bahn, dann der 
Donau-Dampiichiffahrtsgefellfchaft, fol ein befonderes Über» 
einfommen getroffen werden. 


Gefeh vom 27. Juni 1878, R6R. Ur. 62. 


8 1. Im Grunde des 8 2 des Geſetzes vom 21. De- 
zember 1867, RGB. Nr. 146, betreffend die allen Ländern 
der öfterreihifhen Monarchie gemeinfamen Angelegenheiten 
und die Art ihrer Behandlung, wird das Minifterium der 
im Reichsrate vertretenen Königreiche und Länder ermächtigt, 
mit dem Minifterium der Länder der ungarifchen Krone das 
infolge jenes Geſetzes abgejchloffene und von dem letzt— 
genannten Minifterium gefündigte Zoll- und Handel3bündnis 
in nachſtehender Suffung neuerdings abzufchließen*) und deſſen 
gleichzeitige gejegiiche Kundmachung in beiden Ländergebieten 
zu vereinbaren! — — 

Art. VIII Die beftehenden Eifenbahnen follen in beiden 
Zändergebieten nach gleichartigen Grundfäßen verwaltet und 
neu berzuftellende Bahnen, injomweit es das Intereſſe des 
gegenfeitigen Verkehrs erheifcht, nach gleichartigen Bau⸗ und 
Betriebönormen eingerichtet werden. Insbeſondere follen die 
Eifenbahnbetriebordnung vom 16. November 1851 famt 
zugehörigen Nachtragdbeftimmungen und da3 am 10. Juni 
1874 eingeführte Eijenbahnbetrich3reglement in beiden Länder- 
gebieten unverändert beobachtet werden, injolange fie nicht 
im gegenfeitigen Einvernehmen und in einer für beide Teile 
gleichartigen Weife abgeändert fein werden. 

Die Regelung des Baues und des Betriebes von Lolal- 
bahnen bleibt, infofern derartige Bahnen die Grenzen des 
Ländergebietes nicht überfchreiten, jedem der beiden Länder- 
gebiete jelbjtändig vorbehalten. 

Art. XXI. Dieſes Zoll- und Handel3bündnis ift auf die 
Zeit vom 1. Zuli 1878 bi3 31. Dezember 1887 gefchloffen und 
wird, wenn feine Kündigung eintritt, auf zehn Jahre u..f. von 
zehn zu zehn Jahren als fortbeitehend anerkannt. Die Kün— 
Digung Tann jedesmal zu Ende des vorlegten Jahres jtatt- 
finden und haben in diefem Falle die Verhandlungen über 
Die Bertragderneuerung auf gleihem Wege fofort zu be— 
ginnen. 


*) Bergl. ©. 1316, 
83* 
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Gefeh vom 1. Mai 1887, RGBS. Nr. 48. 


8 1. Im Grunde bes $ 2 des Geſetzes vom 21. De- 
zember 1867, RGB. Nr. 146, betreffend die allen Ländern ' 
der öfterreihifhen Monarchie gemeinfamen Angelegenheiten 
und die Art ihrer Behandlung, wird da3 Minilterium der 
im Reichsrate vertretenen Königreiche und Länder ermächtigt, 
da3 mit dem Minifterium der Länder der ungar. Krone infolge 
jenes Geſetzes abgeſchloſſene Zoll- und Handel3bündni3 vom 
27. Zuni 1878, RGB. Nr. 62, mit den im 8 2 angegebenen 
Abänderungen zu verlängern und die gleichzeitigen gejeßlichen 
Kundmadhungen in beiden Ländergebi.ten zu vereinbaren. 

8 2. Dad Zoll⸗ und Handel3bündni3 vom 27. Juni 
1878 wird in folgenden Punkten. modifiziert: 

Urt. XXII erhält die Bezeichnung XXI und Hat zu 
lauten: 

„Dieſes Zoll- und Handelsbündnis ift auf die Zeit vom 
1. Jänner 1888 bis 31. Dezember 1897 geichlojfen und 
wird, wenn feine Kündigung eintritt, auf zehn Jahre u.ſ. f. von 
zehn zu zehn Jahren als fortbejtehend anerfannt. Die Kün- 
digung kann jedesmal zu Ende des vorlegten Jahres jtatt- 
finden und haben in diefem alle die Berhandlungen über 
die Vertragderneuerung auf gleichem Wege jofort zu be— 
ginnen. 


Handelsminifterialerlaß v. 28. Iuni 1878, 3. 1026. 


Auf Grund bed Geſetzes vom 27. Yuni 1878, RB. Nr. 62, 
und ungarifchen Geſetzartikels XX vom Jahre 1878 iſt das Boll- 
und Handelsbündnis zwiſchen den im Reichsrate vertretenen König⸗ 
reihen und Ländern und den Ländern der ungarischen Srone vom 
24. Dezember 1867, RGB. Nr. 4 f. 1868, in der aus den früher 
zitierten Geſetzen erfichtlichen Faſſung auf die Zeit vom 1. Zuli 
1878 bis 31. Dezember 1887 erneuert worden. 

Bei diefem Anlaffe Haben die k. k. und die kgl. ungariſche 
Negierung fi zu der Erflärung geeinigt, daß das in Gemäßheit 
des 8 7 des Geſetzes vom 24. Dezember 1867, RGB. Nr. 37. 
1868, in betreff der Beitragzleiftung der Länder ber ungarijchen 
Krone zu den Laſten ber allgemeinen Staatzfhuld und des ana- 
logen ungarifchen Gefebartifel3 XX, 8 65 vom Jahre 1867, dann 
auf Grund des Artikels VIII des für beide Staatdgebiete gleidh- 
lautenden Gefehed vom 24. Dezember 1867, RGB. Nr. 4 f 1868, 
betreffend da3 Zolle und Handel3bündnig zwifchen den beiden Re- 
gierungen Seiner k. und k. Apoſtoliſchen Majeſtät abgefchlofiene, 
zu Wien am 29. Juli und zu Ofen am 21. Auguſt 1 unter- 
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zeichnete proviforifche Übereinfommen in betreff ber Eifenbahnen *), 
deifen Inhalt im „Bentralblatt für Eifenbahnen uſw.“ (Jahrgang 
1868, Nr. 37) ſowie mittel3 der im 5. o. Auftrage veranftalteten 
Eifenbahngefepfammlung verlautbart worden ift, auch weiterhin und 
infolange in Kraft bleiben foll, als dieſes Übereinfommen nicht 
im Einverftändniffe beider Regierungen abgeändert wird. 


Zugleich wird jedoch bemerkt, daß an die Stelle des im 87 
de3 übereinkommens zitierten Eifenbahnbetrieb3reglement3 vom 
30. Zuni 1863 nach der neuen Faſſung des Artikels VIII des 
Geſetzes Über das Zoll- und Handelsbündni3 dad am 10. Juni 
1874, RGB. Nr. 75, eingeführte Eifenbahnbetriebsreglement ge- 
treten ift und daß ferner nach der neuen Faſſung de3 Artikels VIII 
de3 obigen Geſetzes jedem der beiden Ländergebiete felbftändig die 
Regelung des Baues und des Betriebe von Rotalbahnen, infofern 
derartige Bahnen die Grenzen de3 Ländergebietes nicht überfchreiten, 
vorbehalten bleibt. 


Hiervon werden bie bem Handelsminiſterium unterftehenden 
Eifenbahnbehörden zur eigenen Wifjenihaft und zur Verjtändigung 
der denjelben untergeordneten Organe in Kenntnid gejeßt. 


*) Das hier erwähnte Übereinlommen lautet: 

In Gemäßheit des 8 7 des Geſetzes vom 24. Dezember 1867, 
in betreff der Beitragzleiftung ber Länder der ungarijchen Krone 
zu den Lajten der allgemeinen Staatsſchuld und de3 analogen unga⸗ 
riſchen Geſetzartikels XX, 8 65, vom Jahre 1867, dann auf Grund 
des Artikels VIII des für beide Staatögebiete gleichlautenden Ge⸗ 
ſetzes vom 24. Dezember 1867, betreffend das Zoll⸗ und Handels⸗ 
bündnis zwiſchen den Regierungen beider Staatsgebiete, wird feſtgeſetzt: 

81. Das ſtaatliche Hoheitsrecht, die ſtaatliche Oberaufſicht und 
alle Regierungshandlungen in bezug auf Eiſenbahnen werden unter 
ben in den Geſetzen begründeten Beſchränkungen bon derjenigen Re— 
In ausſchließlich geübt, in deren Gebiete fih die Bahnlinien 
efinden. 

8 2. Hinſichtlich derjenigen Bahnanftalten, deren Linien beide 
Zeile der Monarchie durchziehen (gemeinfame Bahnen), übt da3 Ver⸗ 
fügungsrecht unter ben in diefem Übereinkommen feitgejegten, Be- 
dingungen jebe ber beiden Negierungen nur rüdjichtlich besjenigen 
Teiles der Bahnen felbjtändig und ausfchlieglich aus, welcher in ihrem 
Gebiete fich befindet. 

Nüdfichtlih der gemeinfamen Eijenbahnen werben jedoh Maß- 
nahmen, welche die Geldfräfte oder den Kredit derſelben im höheren 
Maße in Anſpruch nehmen, al3 Legung von Doppel- und Gtationz- 
geleifen, Vermehrung des Fahrparkes, Errihtung von Magazinen 
u. dgl., von jedem Fachminifterium nur im Einvernehmen mit dem 
anderen getroffen. 

83. Wenn neue gemeinfame Eifenbahnen ind Leben gerufen 
werden jollen, fo ift die Bewilligung zu den Worarbeiten ſowohl, 
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wie auch die Baur und Betriebslonzejjion gleichzeitig bei beiden 
Negierungen anzuſuchen. 

Die Beitimmung ber Anlage fowie die Bedingungen ber Kon- 
zeffionierung, und ber für folche Unternehmungen etwa zu gemäh- 
renden Begünftigungen werben vor beren verfajjungsmäßigen Behand- 
lung einer Vereinbarung zwiſchen beiden Regierungen unterzogen. 

Die Konzeffionsurkunde wird für jedes Gebiet von ber betreffen- 
den Regierung abgefondert auögeitellt. 

84. Zur Anbahnung und Erleichterung der im $ 3 erwähnten 
Vereinbarung werben ſich die beiden Yachminifterien gegenjeitig Mit- 
teifung über erteilte Vorkonzeſfionen bezüglich jener Bahnlinien madıen, 
welche zur gemeinſchaftlichen Landesgrenze oder entlang berjelben 
geführt werden follen. 

Der Anſchlußpunkt für eine Eifenbahn, welche diefe Grenze über- 
ichreiten foll, wird von beiden Fachminifterien im Einvernehmen mit 
den hierzu berufenen anderen Minijterien auf Grundlage des Er- 
gebniffe® einer gemeinfchaftlich einzuleitenden tecänifch-militärifchen 
Rekognoszierung der projeltierten Traſſe feltgeitellt. 

Bei der erwähnten Rekognoszierung foll e3 dem Bertreter jebe3 
Fachminiſteriums geftattet fein, an der Begehung der Strede jenjeits 
der Grenze teilzunehmen. 

85. Bei gemeinfamen Eifenbahnen ift für die Bahnabteilung 
in jenem Staatägebiete, in welchem ſich der Sit der betreffenden 
Geſellſchaft oder ihrer BZentralvertretung nicht befindet, auf Verlangen 
der betreffenden Regierung ein bejonderes, mit ben entjprechenden 
Vollmachten und Einrichtungen verjehenes Bermwaltunggorgan (Be- 
trieb3direftion oder Betriebsinſpektorat) für den technifchen und fom- 
merziellen Betrieb aufzuftellen. 

8 6. Sn betreff de3 ftaatlichen Heimfall3rechtes wirb bei gemein- 
famen Eifenbahnen bejtimmt, daß, infofern die betreffenden Kon- 
zejfionen hierüber feine abweichenden Beltimmungen enthalten, die 
Bahnjtrede und da3 fämtliche unbewegliche Bermögen diefer Eifen- 
bahnen jenem Staatägebiete anheimfallen follen, auf welchem dic- 
jelben gelegen find. 

Das bewegliche Bermögen diefer Bahnanftalten hingegen, welches 
auf Grund der Gefege oder der Konzeffionsbeftimmungen Gegenftand 
des Heimfallsrechtes bildet, wird zwifchen beiden Staatägebieten, 
infofern eine inventarmäßige Trennung nicht bereit3 während des 
Betriebes beftanden hat, im Verhältnijfe des durchichnittlihen Brutto- 
ertrage pro Meile in den legten fünf Jahren verteilt. 


87. Nah Artikel VIII de3 Zoll und Handel3bündniffes follen 
die Oefeßenden Eifenbahnen in beiden Ländergebieten nad gleich 
artigen Grundſätzen verwaltet und neu herzuftellende Bahnen, in» 
foweit e3 das Intereſſe des gegenfeitigen Verkehrs erheifcht, nad) 
gleichartigen Baur und Betriebönormen eingerichtet werben. 

Insbeſondere follen 
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b 


s bie Eifenbahnbetriebsorbnung vom 16. November 1851, und 


das Eifenbahnbetriebsreglement vom 30. Juni 1863 (10. Juni 
1874) in beiden Ländergebieten unverändert beobachtet werden, 
infolange fie nicht im gegenfeitigen Einvernehmen und in einer 
für beide Zeile gleichartigen Beife abgeändert fein werden. 

Du die Notwendigkeit einer durchgreifenden Anderung der Be- 
trieb3ordnung und des Betrieb3reglements allfeitig anerkannt wird 
foll zur gemeinfchaftlihen Ausarbeitung geeigneter Entwürfe ſobald 
al3 möglich gejchritten erden. 

8 8. Beide Negierungen vereinigen fi) zu bem Zwecke, eine 
mögliäfte Ermäßigung der Perjonen- und Frachtentarife im Inter⸗ 
eife des Handels, der Induſtrie und Landmwirtfchaft anzubahnen. 
Snöbefondere foll für gemeinfame Bahnlinien auf die Aufitellung 
einheitliher Zarifbeftimmungen hingewirkt werden. 

89 Für gemeinfame Eifenbahnen follen gleiche Dienſtesvor⸗ 
ichriften und Sufruftionen für die Streden in beiden Staat3gebieten 
eingeführt werden und demnach der einverftändlichen Genehmigung 
beider zuftändigen Behörden unterliegen. 

Die betreffenden Bahnanftalten find gehalten, bie bezüglichen 
en an bie betreffenden Behörden in beiden Staatögebieten zu 
machen. 

8 10. Die Genehmigung ber Fahrpläne für gemeinſame Bahn- 
linien fteht für die Zeiljtrede in jedem Staatsgebiete der betreifen- 
den Auffichtöbehörde im Einverftändniffe mit der Poftbehörde (Poft- 
fursbureau) zu. Die Entwürfe find daher von der Bahnanftalt beiden 
Aufſichtsbehörden mitzuteilen. 

Waltet gegen die Genehmigung de3 Fahrplanes in einem Teile 
ein Anjtand ob, fo Haben ſich die beiden Auffichtsbehörden unter 
ſich und mit der Bahnanftalt fofort ind Einvernehmen zu jeben. 
Kann eine Einigung nicht erzielt werden, jo bleibt die Entfcheidung 
den Yachminijterien vorbehalten. 


8 11. Jedes Fachminiſterium wird Sorge tragen, daß das andere 
von allen Zarifen, Fahrplänen und fonftigen Verkehräbeftimmungen 
ſämtlicher Eifenbahnen ſeines Staatsgebietes Kenntnis erlangt. 

Diefelben werben ſich auch die ſtatiſtiſchen Nachweifungen über 
den Stand der Yahrbetriebsmittel, dann über Achsbrüche nach einem 
zu bvereinbarenden Formulare periodiich mitteilen. 

8 12. Die Erhebungen über Bahnunfälle werden von der Auf- 
ſichtsbehörde jenes Staatsgebietes gepflogen, auf welchem ſich ber 
Unfall ereignet hat. Es iſt jedoch den mit der Unterſuchung be— 
trauten Organen geſtattet, das beim Unfalle beteiligte und etwa 
innerhalb des anderen Staatsgebietes ſtationierte Perſonale an ſeinem 
jeweiligen Standorte jederzeit einzuvernehmen. Hierüber iſt jedes— 
mal die Mitteilung an die betreffende Aufſichtsbehörde zu machen, 
welche jede zur Erhebung des Falles nötige Unterſtützung zu 
leiſten hat. 
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Kaiſ. Vdg. vom 2. September 1899, RGB. 
Ir. 176, 


betreffend das wirtfchaftliche Verhältnis zu den Ländern der unga- 
riſchen Krone... 


Auf Grund des 8 14 des Staat3grundgejeged vom 21. Dezem- 
ber 1867, RGB. Nr. 141, finde ich anzuordnen, wie folgt: 


Erſter Seil, 


Birtfchaftliches Verhältnis g“ den Ländern der ungarifchen 
zone. 


&rftes Kapitel. 
Negelung de3 Zoll» und Hanbeldverhältniffes. 


Urt. I. Das durch die Beſtimmungen der Gefege vom 27. Zumi 
1878, RGB. Nr. 62, 21. Mai 1887, RGB. Nr. 48, 25. Zuli 
1891, RGB. Nr. 105, 2. Auguft 1892, RGB. Ni. 127, 27. De- 
zember 1893, RGB. Nr. 191*), und vom 27. Februar 1897, RGB. 
Nr. 72, gejchaffene und mit der Kaiſ. Vog. vom 30. Dezember 
1897, RGB. Nr. 308**), und vom 30. Dezember 1898, RGB. 
Nr. 239***), in feiner Wirkfamkeit verlängerte wirtfchaftlihe Ber- 
ältnis zwiſchen den im Reichsrate vertretenen Königreihen und 
ändern und den Ländern der ungarifchen Krone wird unter ber 
Borausjegung der Geltung übereinffimmender Anordnungen in den 


$ 13. Eine länger andauernde Abziehung der Yahrbetrieb3mittel 
der Linien bed einen Staat3gebiete Tann, injofern felbe nicht in 
dem wechjelfeitigen Wagenbenütungstartell begründet if, nur mit 
Zuftimmung der betreffenden Aufjichtsbehörde ftattfinden. 

$ 14. Beide Regierungen veranlaffen die Bildung eines Eifen- 
bahnverbandes zwifchen jämtlichen Eifenbahnunternehmungen beider 
Staatögebiete, deſſen Aufgabe in einem befonderd zu vereinbarenden 
Gtatute feftgeftellt werben foll. 

Insbeſondere foll von biefem Eifenbahnverbande auch eine bie 
fämtlichen Eifenbahnen beider Stantögebiete umfajjende Eifenbahn- 
ftatiftif nach einem mit beiden Regierungen zu vereinbarenden Rubrifen- 
ihema jährlich hinausgegeben werben. 

*) Betreffend die teilmeife Abänderung des Art. VI des Boll- 
und Handelsbündniſſes. 

**) Betreffend Ermächtigung zum Wbfchluffe eines Münz- und 
ahrungöbertrages mit dem Miniflerium ber Länder ber ungarijchen 

rone. 

***5) Betreffend den das Privilegienweſen regelnden Art. XVI 
des Zoll⸗ und Handelsbündniſſes. 

Betreffend Verlängerung der Wirkſamkeit des Zoll⸗ und 
Handelsbündniſſes bis Ende 1898, beziehungsweiſe bis Ende 189. 
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legtgenannten Ländern — fofern bi zum Jahre 1903 ein Boll- 
und Handelsbündnis im Wege der Bereinbarung nicht zuftande 
fommt — bis Ende be3 Jahres 1907 aufrecht erhalten... . 


Verordnung des Eifenbahnminiiteriums im Einvernehmen 
mit dem Handeldminifterium vom 22, September 1899,*) 


womit anläßlich der kaiſerlichen Verordnung vom 21. September 1899, 

betreffend das wirtjchaftliche Verhältnis zu den Ländern der unga- 

tifhen Krone uſw., weitere Beftimmungen über das Eifenbahniejen 
erlaffen werden. 


Für bie Gültigleitsdauer der mit ber Laiferlichen Verordnung 
vom 21. September 1899, RGB. Nr. 176, betreffend da3 wirt- 
Ihaftlicde Verhältnis zu den Ländern der ungarifhen Krone uſw., 
erfter Zeil, erſtes Kapitel, erfolgten Regelung der Zoll-e und 
Handel3verhältniffe, wird im Einvernehmen mit dem k. k. Han⸗ 
del3minifterium und zufolge Vereinbarung mit der königlich unga- 
tifhen Regierung in bezug auf da3 Eifenbahnmwefen folgendes 
verordnet: 

81. Hinſichtlich der Hauptbahnen in beiden Staatögebieten 
follen außer dem Eifenbafnbetriebsreglement insbefondere auch Die 
Grundzüge der Berfehröporjchriften für Hauptbahnen, die Vor⸗ 
ſchriften über das Signalweſen, über die Veröffentlichung der 
Tarife und Tarifnadhläffe im Berfonen- und Güterverlehre, dann 
über den Transport erplofiver Gegenftände unverändert beobachtet 
werden, infolange fie nit im Einvernehmen mit der Töniglich 


ungariſchen Regierung abgeändert fein werden. 


Diefe Übereinftimmung der Vorfchriften hat nicht nur hin— 
fihtlih des Verkehrs innerhalb der beiden Staatögebiete, fondern 
au für den Wechſelverkehr zwiſchen denſelben zu gelten. 

Eine einvernehmliche Abänderung Hinfihtlih des Eifenbahn- 
betrieböreglement8 wird namentlih für den Fall jolcher Tegis- 
latorifcher Maßnahmen, welche die Grundſätze des Transportrechtes 
berühren, vorbehalten. 

Auch ift Darauf Bingunirten, daß bie beftehende, insbeſondere 
durch den gemeinfamen Tarif, Teil I, für ben Güterverfehr zum 
Ausdrude gelangte Übereinftimmung der Tarifbeilimmungen und 
der Güterklaffifilation von den Bahnverwaltungen tunlichſt auf⸗ 
recht erhalten und weiter entwidelt merbe. 

Das zwiſchen den beiden Regierungen abgefchloffene proviſo⸗ 
riſche Ubereinkommen in betreff der Eifenbahnen, ddo. Wien 29. Juli 
(Öfen 21. Auguſt) 1868, foll den feither geänderten Verhältniſſen 
entiprechenb einer einvernehmlichen Revifion unterzogen werben. 

8 2. Die beiderjeitigen Staatöbahnen find verpflichtet, für den 


über die Linien ihres Netzes nad dem Auslande tranfitierenden 


*) Enthalten in dem am 23. September 1899 ausgegebenen 
LXXV. Stüde des RGB. unter Nr. 178, | 
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Güterverkehr des anderen Staates in jedem Falle der Aufftellung 
direfter Tarife zuzuftimmen. 

Fuür ſolche direkte Tarife follen während der im Cingange 
bezeichneten Zeitdauer Hinfichtlich jener Artikel und Reiationen, für 
welche derzeit ermäßigte Anteile gegenüber dem normalen Tarife 
auf der betreffenden Strede zur Tarifbildung gewährt werden, 
diefe Anteile die Marimalanteile bilden. 

Die ermäßigten Anteile, beziehungsmeife die betreffenden Ar- 
tifel und Relationen jind im Einvernehmen zwiſchen den beider- 
feitigen Staatsbahnverwaltungen — vorbehaltlich der Genehmigung 
durch die Reffortminifterien — feitzuftellen. 

Geheime Tariffäge bleiben auch meiterhin ausgefchloffen. 

Im übrigen finden die im Schlußprotofolle zum Artikel 15 
de3 Handeld- und Bollvertrages vom 6. Dezember 1891 zwiſchen 
Ofterreich-Ungarn und dem Deutſchen Reiche enthaltenen Bejtim- 
mungen aud für den Eifenbahnverfehr beider Staatögebiete volle 
Unmendung. 

Die für den Tranfit der Provenienzen des Auslandes auf 
den Staatsbahnlinien de3 einen Staat3gebiete der Monarchie ge- 
währten Tarifermäßigungen und Nachläſſe dürfen während der vor- 
hin bezeichneten Zeitdauer den gleichen Erzeugnijfen des anderen 
Staatsgebietes auf der nach derſelben Grenzitation zur Benübung 
gelangenden Staat3bahnftrede nicht vorenthalten werden, und ift 
der für ausländifche Provenienz nach der ganzen Länge ber be» 
fahrenen Staat3bahnftrede ducchjchnittlich ermittelte Einheitsfag dem 
ee BAvertehre de3 anderen Staatögebiete3 zur Verfügung zu 
ellen. 

Vorſtehende Beitimmungen finden feine Anwendung auf jolche 
Tarifmaßnahmen der öfterreihiichen Staatsbahnen, welche Hinficht- 
li der zwifchen den Grenzitationen Nomwofielifa in der Bukowina 
und Moldau in Böhmen (diefe Stationen inbegriffen) gelegenen 
Staat3bahnlinien getroffen werden, um Transporte rufjifher Pro- 
venienz im Tranfit nad Norddeutjchland für die öfterreichifchen 
Bahnwege zu gewinnen. 

Sollte jedoch der Erportverfehr Ungarns nad) Norbbdeutfchland 

“in jenen Artikeln, für welche diefe Begünftigungen gewährt werden, 
es erheifchen, jo werden die beiden Regierungen in der Richtung 
in Verhandlung treten, daß auch in diefen Nelationen die Tranz- 
portbegünftigungen, beziehungsweife Einheitzfäge für ben Tran 
port der gleichartigen Artikel ungarifcher Provenienz jenen der 
fremden Transporte gleichgeftellt werden. 


Bweites Hapitel. 


Statiftif des Warenverkehrs zwiſchen den im Reichsrate 
bertretenen Königreihen und Ländern und den übrigen 
Zeilen de3 dfterreihifch-ungarifhen Bollgebietes. 


(Siehe 11. Abfchnitt unter V, ©. 948 und ff.) 








Nachträge. 


J. Einheitliche Grundzüge der Vorſchriften für den 
Derkehrsdienft anf Hanptbahnen. 


Anszug and der Verordnung des k. k. Eifenbahnminiiters 
vom 20, April 1904, 3. 16.461 an die Verwaltung der 
öſterreichiſchen Hanptbahnen, 


betreffend bie Einführung einheitlicher Grundzüge ber Borfchriften 
für den Verkehrsdienſt auf Hauptbahnen. 

An Stelle der mit der Verordnung des k. k. Handelsminiſters 
vom 18. Oktober 1876, Nr. 30.084, eingeführten „Grundzüge der 
Vorſchriften für den Verlehrsdienft auf Eifenbahnen mit normalem 
Betriebe” *) und der mit der Verordnung bez k. k. Handel3minifters 
vom 1. April 1885, 3. 10.816, eingeführten „Grundzüge ber 
Vorfchriften für die Ausführung des Verkehrs- und Transport» 
dienjtes3 bei Sefundär- Omnibus-)Zügen auf Eijenbahnen mit nor» 
malem Betriebe” **) gelangen am 1. Mai 1904 neue, im Einver- 
nehmen mit dem königl. ungar. Handel3minifterium feitgejegte ein- 
heitliche „Grundzüge der Borfchriften für den Verkehrsdienſt auf 
Hauptbahnen“ zur Ausgabe. 

Diefe Grundzüge treten am 1. Mai 1905***) in Kraft. 

Einleitung. 

Die vorliegenden Grundzüge der Borjchriften für den Der- 
fehrsdienft enthalten die grundjäglichen Beitimmungen für die Aus- 
übung des Bertehräbienttes auf Hauptbahnen. 

Die zuftändige Behörde bezeichnet jene Eifenbahnlinien, auf 
denen der Verfehrsdienft nad) diejen Orundzügen ausgeübt werden ſoll. 

I. Geil, 


Allgemeine Bellimmungen. 
Artikel 1. 
Eignung und affgemeine Yflichten des Ferſonals. 
1. ®Berfonen, die fo kurzſichtig, ſchwerhörig, farbenblind oder 


mit anderen körperlichen Gebrechen behaftet find, daß au3 ihrer 
Verwendung beim Verkehrsdienſte eine Gefährdung der Sicherheit 


*) Bgl. ©.447 u. ff. 
**) Bol. ©.561 u. ff. 
***) Diefer Termin wurde bi3 1. Mai 1906 eritredt. 
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des Verkehrs fomwie ber eigenen oder der Sicherheit einer anderen 
Perfon zu befürchten fteht, dürfen beim erefutiven Dienſte nicht 
verwendet, dem Trunke Ergebene nicht im Dienite belaffen werden. 

2. Zum erefutiven Pienfte dürfen nur Perjonen verwendet 
werden, die ſich vorher über die ihre Dienftverrichtungen betreffen- 
den Beitimmungen und PBorfchriften genaue Kenntnis verſchafft, 
dies duch eine Prüfung nachgemwiefen haben und nad) entfprechen- 
der Einjchulung zur felbitändigen Ausübung de3 Dienftes für be- 
fähigt erflärt wurden. 

Jedes Organ des erefutiven Dienftes ift mit den feinen Ob- 
liegenheiten entjprechenden Borfchriften und Wnleitungen gegen 
Empfungsbeftätigung zu beteilen und über deren Beitimmungen ein- 
gehend zu belehren jowie von allen jeinen Dienft betreffenden 
befonderen Verordnungen in Kenntnis zu feßen. 

Die Empfangsbeitätigungen find aufzubewahren. 

3. Das beim Erefutivdienfte bejchäftigte Perſonal muß fo oft 
wie möglich eingehend über die einjchlägigen Borfchriften belehrt 
und nachgeprüft werben, worüber Aufſchreibungen zu führen find. 

Alle Bedienfteten, welche bei einer Nachprüfung einen Rüd- 
fhritt in der zu ihrem Dienfte unerläßlichen Befähigung be- 
funden, find von ihren Dienftpoften abzuziehen und erft dann zur 
Dienftleiftung wieder zuzulaffen, wenn fie durch eine neuerliche 
Prüfung die erforderliche Befähigung nachgemwiefen haben. 

4. Der die Dienfteinteilung auffitellende Dienftvorftand hat dar⸗ 
auf Rüdficht zu nehmen, daß jedem einzelnen die zur Erholung 
notwendige dienjtfreie Zeit verbleibe. 

Diefe Dienſteinteilung unterliegt ber Genehmigung der hierzu 
beitimmten a Oberen Dienſtſtelle. 

5. bergabe und Übernahme des Dienſtes hat in der 
Regel —** ſtattzufinden; Ausnahmen hiervon ſind nur in 
beſonders begründeten Fällen zuläſſig. 

Unter allen Umſtänden hat der Übergebende dem übernehmen⸗ 
ben alle auf die ungeftörte Fortſetzung des Dienftes bezughabenden 
Mitteilungen zu machen. 

Bei der Übergabe des Verkehrsdienſtes hat überdies der Ab⸗ 
zulöſende dem übernehmenden Zugsexpedienten alle auf die Negel- 
mäßigkeit und Sicherheit des Verkehrs Einfluß nehmenden, ge⸗ 
troffenen oder erſt zu treffenden Verfügungen in klarer, beſtimmter 
Form ſchriftlich mitzuteilen. 

Die Ablöſung des im Verkehrsdienſte verwendeten Stations- 
eben fol tunlichft nicht während des Aufenthaltes der Züge 
geicheben. 

6. Die Bedienfteten haben bei ber Ausübung des Dienftes 
die orgefihrichene Uniform oder das Dienftabzeichen zu tragen. 

7. Die Bedienfteten haben im Dienfte die der Tageszeit ent- 
Ipredgenben, tragbaren Signalmittel bei ſich zu führen. 

8. Die Bahnorgane haben nah Maßgabe ihrer Vorfchriften 
für die Aufrechthaltung der Sicherheit und Regelmäßigkeit bes 
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Betriebes fomwie der Orbnung auf der Bahn und in ben Stationen 
Sorge zu tragen. 

übertreter ber Gicherheitävorfchriften, welde ben Mahnungen 
der Bahnorgane nicht Folge leiften oder eine die Sicherheit de3 
Betriebes ftörende oder gefährdende Handlung bereit verübt haben, 
find, falls die Hilfe der Sicherheitdorgane nicht fogleih zur Hand 
iſt womöglich anzuhalten und der zuſtändigen Behörde zu über- 
geben. 


9. Die Bedienſteten haben im Verkehr mit dem Publikum 
ein entſchiedenes, aber höfliches Benehmen einzuhalten und ſich inner- 
halb der Grenzen ihrer Pienftpflichten gefällig zu bezeigen. 

Den Bebienfteten ift das Rauchen während des bienftlichen Ver⸗ 
fehr3 mit dem Publikum verboten. 


Artikel 2. 
Fenũtzung neuer oder umgeflalteler Anlagen und Gleiſe. 
10. Somohl neuhergeftellte al3 auch jene Teile ber bereits 
beftehenden Eifenbahnftreden, welche durch Zu- oder Umbau neue 
ober geänderte Gleisanlagen und Objekte erhalten, dürfen erft dann 


benüßt werden, menn die hierzu erforderliche behördliche Ermächti⸗ 
gung erteilt worden if. 


Artikel 3. 


Sreißaltung der ARahnbreite. 

11. Die ſeitwärts von ben Gleifen und zwiſchen denſelben 
lagernden Gegenftände follen vom Schienenftrang fo mweit entfernt 
fein, daß fie die fichere Befahrung der Bahn nicht hindern. 

Bei Ablagerung von Gegenfländen neben den Gleiſen hat bie 
Entfernung von ber inneren Scienenfante womöglich 1500 mm, 
unter allen Umftänden aber mindeiten® 1300 mm zu betragen, 
worüber die Yugerpedienten oder die hierzu beflimmten Organe 
zu wachen haben. 


Artilel 4. 
Dienfiubren. 


12. In jeder Station foll eine den Neifenden ficätbare Uhr 
angebradht fein. Außerdem muß beim Telegraphenapparat einer 
jeden Station und Ausweiche eine Uhr vorhanden fein, nach welcher 
ber Dienft geregelt wird. 


13. Sämtliche YZugerpebienten, Lolomotiv- und BZugführer 
fowie alle jene Bedienfteten be3 erefutiven Betriebsdienftes, deren 
Dienftleiftung mit dem Bugverlehr im Bufammenhang fteht, müſſen 
im Dienfte flet3 eine gut gehende Taſchenuhr bei ſich tragen. 

Jedes beſetzte Wächterhaus if mit einer Uhr zu verjehen. 


1326 Naciträge. 


14. Alle diefe Uhren müſſen nach der mitteleuropäifchen Zeit 
gerichtet fein und find täglich nach dem in telegraphifchem Wege 
gegebenen Uhrenzeihen zu regulieren. 


Artikel 5. 


Weidenfignate, Merkzeihen (Siherheitsmarken). 

15. Weiden, welche von Bügen befahren werben ober über 
welche bei Duntelheit verfchoben wird (fiehe Punkt 150), milfjen mit 
beleuchtbaren Signallörpern verfehen fein. 

16. Zwiſchen zufammenlaufenden Gleifen muß ein Merkzeichen 
(Sicherheitämarfe) angebradht fein, weiche die Grenze bezeichnet, 
bi3 zu der in dem einen Gleis Fahrzeuge aufgeftellt werden können, 
ohne die Fahrt auf dem anderen Gleis zu hindern. 


Artilel 6. 


Snflandhaltung der Einrihfungen. 

17. Die Bahn- und Gtationdeinrichtungen, einjchließlich der 
Gignalmittel, müffen flet3 im erforderlichen Ausmaße in voll- 
fommen bienftfähigem Yuftand vorhanden fein. Die dazu nötigen 
Verbrauchsmaterialien müffen in binreichender Menge gehörigen 
Orts vorrätig gehalten mwerben. 

18. Alle Weichen und Gleisfreuzungen, einfchließlich deren 
Signallörper, ferner Weichenficherungd- und Blodeinridhtungen 
möüffen periodifh unterjucht und etwa vorgefundene Mängel ohne 
Verzug befeitigt werben. 


Artikel 7. 


Aeleuchtung. 

19. Die Beleuchtung der Signale hat nach den Beſtimmungen 
der Signalordnung (Punkt 2) zu erolgen. 

Die Signalmittel auf den Bügen find fo rechtzeitig zu be- 
leuchten, daß die Züge ohne Lichtjignale von der Dunkelheit nicht 
überrafht werden können. 

20. Die zur Beförderung von Berfonen benüsten Wagen 
müffen während ber Fahrt bei Dunkelheit und in Tunnels, zu 
deren Durchfahrung mehr al3 drei Minuten gebraucht werben, auch 
innen beleuchtet fein. 


DI. &eil, 
Borbereitungen zum Berkehre der Züge. 
Urtilel 8. 


Unterfußung der Wagen. 
‚, 21. Wagen, welche nit mit bem NRevifionszeichen verfehen 
find oder Mängel an fi tragen, durch welche die Betriebsſicher⸗ 
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heit gefährdet oder eine Beſchädigung von Perjonen, Tieren oder 
Sachen herbeigeführt werden könnte, dürfen nicht in Verwendung 
genommen werben. 

Es muß daher jeder Wagen vor feiner Verwendung einer 
Unterfuhung unterzogen werben, für deren Vornahme die nötige 
Vorforge zu treffen if. 

22. Eine weitere Unterfuhung hat in den dazu bezeichneten 
Stationen bei den Zügen mit befonderer Nüdjiht auf die Ver- 
kehrsſicherheit ftattzufinden. \ 

Die Unterfuhung beladener Wagen foll fi auch auf bie 
Betriebsjicherheit der Ladung erftreden, ſoweit dies äußerlich be- 
urteilt merben Tann. 

23. Neue Wagen miüffen vor Einftellung in den Betrieb 
unterfucht werben. 

Jeder Wagen ift außerdem einer zeitwweiligen gründlichen Unter- 
ſuchung (periodifchen Reviſion) zu unterziehen. 

Die Vornahme diefer Unterſuchungen ift an den Wagen erficht- 
ih zu machen. 

Artikel 9. 


Beladung und BSelaflung der Wagen. 

24. Bei Beladung ber Wagen muß die Laft gleihmäßig auf 
die Achfen verteilt werben und barf die Ladung weder in ber 
Höhe noch in ber Breite die Grenzen überfchreiten, welche durch 
da3 entfprechende Normalladeprofil gegeben find. 

25. Die Lagerung fämtlicher verladener Güter foll feft und 
fiher fein; erforberlichenfall3 ift die Sicherung durch Anwendung 
entiprechender Befeſtigungsmittel zu erzielen. 

26. Über bie zur Beförderung erplofiver Gegenftände 
zu verwenbdenden Wagen und über bie bei Verladung berartiger 
Gegenftände zu beobacdhtende Vorſicht beftehen befondere Borfchriften. 

27. Die Wagen dürfen nur bis zu ber nach ben befonderen 
Beflimmungen der Eifenbahnen zuläffigen Grenze belaftet werben. 


Artilel 10. 


Berfäubdienfi. 

28. Während jeder Berfchiebung, durch melde die Ein, 
Ause ober Durchfahrt eines Zuges behindert wirb, muß bie Station 
weiche) durch die vorgefchriebenen Signale verläßlich gebedt 
ein 


29. Beim Erwarten eines önger bürfen Berfchiebungen auf 
dem von demfelben zu befahrenden Gleis nur in ziwingenden Fällen 
und unter Beobachtung nachitehender Sicherheitämaßnahmen vor- | 
genommen werben: | 
a) Das Einfahr- ober das Diftanzfignal muß auf „Halt“ ge- 0) 
ftelft fein und muß fi mit den zugehörigen KRontrolleinrich- 
tungen, beziehungsmeife dem Vorſignal in volllommen gutem 
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Zuſtande befinden; die Signale müſſen bei Dunkelheit be 

leuchtet und darf die Fernficht in feiner Weiſe behindert fein. 

b) Der verfchiebende Bug darf fi in Stationen (Ausweichen) 
mit Bor- und Einfahrfignalen dem Einfahrfignal nur auf 
etwa 50 m nähern, in den übrigen Stationen (Ausweichen) 
das zu dieſem Zweck aufzuftellende Markierungszeichen nidt 
überſahren. 

c) Die Verſchiebung muß vom Bugerpedienten perfönlich geleitet 
und überwacht werden. 

d) Fünf Minuten vor dem zu gemwärtigenden Eintreffen des 
Zuges beim Einfahr- oder beim Diftanzfignal muß die Ber- 
ſchiebung beendet und da3 zur Einfahrt be3 Zuges beſtimmte 
Gleis frei gemacht fein. 

30. über die im Punkte 29, lit. b, bezeichnete Grenze bürfen 
Verſchiebungen auf dem Einfahrgleis nur dann ſtattfinden, wenn 
ſich in der Strecke bis zur Nachbarſtation (Ausweiche) kein gegen 
die Station (Ausweiche) fahrender Zug befindet und, wenn die 
Nachbarſtation (Ausweiche) verſtändigt wurde, bis zur Beendigung 
der Verſchiebung keinen Zug abzulaſſen. 


31. Keine Verſchiebung darf ohne Anordnung eines leitenden 
Organs vorgenommen werden. 


Dieſes Organ muß ſich vor Anordnung jeder Verſchiebung 
überzeugen, daß weder an den Fahrzeugen ſelbſt noch in der 
Richtung, nach welcher gefahren wird, ein Hindernis vorhanden 
in ober leicht entjtehen Tann; beſonders aber iſt darauf zu ſehen, 
b „9 niemand zwifchen, unter ober hinter ben Yahrzeugen 
efinde 

Beſondere Borfiht ift von bem mit der Berfchiebung betrauten 
Perſonal dann zu beobachten, wenn dem Vienfte fremde Perfonen 
am Plate anweſend find. 

32. Bei Verfchiebungen, mögen diefelben durch Menfchenkraft, 
duch BZugtiere oder mittel3 Lokomotiven bewirkt werden, ift dar- 
über zu wachen, daß weder die Sicherheit de3 Verkehrs noch bie 
perfönlicde Sicherheit der Bedienſteten oder dritter Perfonen ge- 
fährdet werde. 

33. Verſchiebungen, bei welchen von der Lolomotive gezogene 
Fahrzeuge während des Fahrens abgefuppelt und fodann die Lolo- 
motive und die abgeluppelten Fahrzeuge auf verſchiedene Gleife 
eingelaffen werden, find verboten. 

34. Bei Verfchiebungen, welche mit Lolomotiven ausgeführt 
werden, find die Hierfür beftimmten Signale derart anzumenden, 
daß fie dem Lolomotivführ:r entweber direft oder durch Fort- 
pffenzung beutlih und zmeifellog zur Wahrnehmung gebradt 
werben. 

35. Der Lolomotivführer Hat, bevor er die Lokomotive in 
Bewegung ſetzt, ftet3 das Signal 50 „Achtung“ zu geben. 








\ 
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36. Bei Verfchiebung von mit Perfonen bejegten Wagen müjfen 
die Wagentüren gejchloffen bleiben und die Wagen vorjchriftämäßig 
gekuppelt jein. " 

37. Wenn dur) eine Lolomotive Fahrzeuge gefchoben werden, 
fo muß denfelben ein mit den nötigen Signalmitteln ausgerüfteter 
Bedienfteter in genügender Entfernung vorausgehen; kann jedoch 
vom erften Yahrzeug aus das ganze zu befahrende Gleis und 
le Umgebung gut überfehen merden, fo genügt e3, wenn ji 
auf diefem Fahrzeug ein Verfchieber befindet. 

38. Zur Kuppelung der Fahrzeuge dürfen nur gut gejchulte 
Perfonen verwendet werben. 

39. Das An- und Abluppeln ber Yahrzeuge hat mit größter 
Vorſicht zu gefchehen. Die Bedienfteten, welche dieſe Berrichtung 
beforgen, dürfen nur dann zwiſchen die Yahrzeuge treten, wenn 
Diefe bereit3 fill flehen oder fih nur mehr in langfamer Be- 
wegung befinden. - 

Das Dazmifchentreten zwiſchen fich langſem bewegende Yahr- 
zeuge foll indes dann vermieden werden, wenn damit befondere 
Gefahr verbunden wäre, wie bei Glatteis, aufgeriffener Schotter- 
bettung ufm. 

Zwiſchen einander naheftehenden Puffern aufrecht burchzugehen, 
ift unterfagt. 

Beim Hineintreten zwifchen bie Fahrzeuge und beim Heraus 
treten find die an den GStirnfeiten der Fahrzeuge angebrachten 
Handgriffe als Stüßpunfte zu benügen. 

40. Erft nachdem der dad An- oder Abkuppeln bejorgende 
Bedienftete diefe Verrichtung vollftändig beendet hat, herausgetreten 
ift und „fertig“ gerufen Hat, darf ein Berfchubfignal gegeben 
werben. 

41. Der die Verſchiebung leitende Bedienſtete hat feinen 
Standpunkt derart zu mählen, daß er womöglich das An⸗ und 
Abkuppeln überwachen Tann. 

42. Soll bei einer Lokomotive, die mit einem Lokomotiv⸗ 
jchneepfluge ausgerüftet ift, an der Schneepflugsfeite an⸗ oder ob- 
geluppelt werden, jo darf diefe VBerrichtung erit nach vollftändigem 
Gtillftand der Yahrzeuge vorgenommen werben. 

Bei längeren, mit berart ausgerüfteten Lokomotiven vorzu- 
nehmenden Verſchiebungen muß, wenn an der Schneepflugfeite der 
2olomotive gekuppelt werden foll, vor Beginn der Berjchiebung 
ein Wagen mit niederen Borbwänden vor die Lolomotive ange» 
fuppelt und während der ganzen Verſchiebung beibehalten werben. 

43. Weichen, für welche eine normale Stellung beftimmt: ift, 
müffen, wenn fie beim Verſchieben in eine andere Stellung ge- 
bracht werden, nach Beendigung ber Verſchiebung über diefelben 
in ihre normale Lage zurüdgejtellt werben. 


44. Sind bei Berfchiebungen Wegüberfebungen zu befahren, 
fo muß vorher da3 Schließen ber Schranken abgemwartet werben. 
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Das Verſchieben über Wegüberſetzungen iſt tunlichſt zu ver⸗ 
meiden und wenn es längere Zeit dauert, zeitweilig zu unter 
brecden, damit die Benübung ber Wegüberfegung nicht zu lange 
geftört werde. 

45. Wagen, bie mit Reiſenden beſetzt find, fowie Wagen, in 
welchen fich Poftbedienftete befinden, dann Wagen, die mit erplo- 
fiven Gütern oder lebenden Tieren beladen find, ſowie mit Flüſſig⸗ 
feiten gefüllte Kejfelmagen, Heizkeſſelwagen und nur durd die 
Ladung verbundene Schemelmagen dürfen nicht mittels NRollen- 
laſſens verichoben werben. 

46. Angeheizte Lokomotiven müſſen ftet3 unter Aufficht ftehen 
und muß dafür geforgt fein, daß fie ſich nicht von ſelbſt in Be⸗ 
mwegung fegen Tönnen. 

47. Die in ben Stationen oder auf Bmeiggleifen ſtehenden 
Fahrzeuge müſſen mindeften? in Gruppen aneinander gefuppelt 
und ftet3 gegen das Entrollen entſprechend gefichert fein. 

Erhöhte Borfiht ift in diefer Beziehung bei Beginn eines 
Sturme3 ober Herannahen eines Gewitters und jeberzeit auf 
Stationen (Ausweichen, Zweiggleiſen), welche Gefälle enthalten oder 
an ſolche grenzen, zu beobachten. 


Artikel 11. 


Iufammenfleffung der Züge. 

48. Die Züge follen in der Regel derart zufammengeftellt 
fein, daß die ſchweren Wagen vor ben leichten eben, der Höhen- 
unterfhied der Puffermitten gefuppelter Wagen nicht mehr ala 
80 mm beträgt und eine Berührung der Bremdhüttel oder Brems- 
plattformen auch bei der größtmögliden Bufammendrüdung der 
Puffer nie eintreten Tann. 


49. Die Zuglofomotive foll fi in der Negel mit dem Rauch⸗ 
fang voraus an der Spite des Zuges befinden. 

50. In verfehrter Stellung dürfen Tenderlofomotiven au2- 
nahmslos, Lokomotiven mit Schlepptender nur bei Sekundär Om⸗ 
nibus-)Bügen verwendet erben. 

61. Bon der Anordnung, daß bie Lokomotive ſich an ber 
Spitze des Zuges befinde, darf nur abgewichen werden: 

a) bei Verſchiebungen in den Gtationen; 

b) beim Nachichiebedienfte und beim Ingangbringen der Züge in 
den Stationen; 

c) bei Hilf3- und Probefahrten; 

d) bei Zügen, welche von ber Strede zurüdfahren müffen, ohne 
ti zu erreichen, welche die Umftellung der Lokomotive 
ermöglicht; 

e) bei bejonderen Lofalverhältniffen und bei Selundär(Omnibus-) 
Bügen mit Genehmigung ber zuftändigen Behörbe. 

i In allen diefen Fällen darf der Tender der Lokomotive poran- 

gehen. 
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52. Zur Beförderung eines Zuges bürfen höchſtens zwei 
ziehende und zwei nachſchiebende Lokomotiven verwendet werden 
(fiede Punkt 192). 

3. Bei Verwendung von Vorfpannlolomotiven find in der 
Negel zwei Lokomotiven berfelben Kategorie oder folche, für welche 
eine gleihe Marimalgefchwindigleit geftattet ift, zu wählen; 
follten derartige LZolomotiven jedoch nicht zur Verfügung ftehen, 
fo ift ala führende, daher al3 erfte Lolomotive jene zu verwenden, 
für welche eine größere Geſchwindigkeit geftattet ift. 

54. Bei jedem Zuge muß ber erfte, hinter der Zuglofomotive 
befindlide Wagen mit einer Handbremfe verfehen und mit einem 
Bugbegleiter befegt fein. Bon diefem BZugbegleiter aus muß eine 
Verftändigung mit dem L2olomotivführer leicht möglich fein (fiehe 
Punkt 71). 

55. Bei Zügen, welche zur Beförderung von Reiſenden be- 
flimmt find, foll zwiſchen Zuglokomotive und dem erften, von 
Reifenden befesten Wagen fowie bei Verwendung einer Nachſchiebe⸗ 
Iofomotive zmifchen biefer und dem legten Wagen, in welchem fich 
Neifende befinden, wenigſtens je ein Wagen ohne Heifende ala 
Sicherheitswagen eingereiht werden. 

Die Beigabe des ———— — hinter die Zuglokomotive 
kann bei Zügen, deren Maximalfahrgeſchwindigkeit 45 km in der 
Stunde nicht überfteigt, entfallen. 

56. Bei Selundär-Omnibus-)Zügen braudt der erfte Hinter 
der Lolomotive befindlide Wagen mit einem Bugbegleiter nicht 
bejegt zu fein, wenn für die VBerftändigung mit dem Lokomotiv⸗ 
führer entſprechend vorgeforgt iſt. 

57. Der lebte Wagen eines jeden Zuges muß ein mit einem 
Bugbegleiter befegter Wagen mit Handbremfe (Signalwagen) fein. 

Diefer Wagen muß die nötigen Vorrichtungen zum Anbringen 
der vorgeſchriebenen Signalmittel tragen. 

Ausnahmsweiſe ift es geftattet, Hinter dem Signalwagen einen 
Wagen ohne Bremſe Laufen zu laffen, jedoch muß diefer Wagen 
bei Dunkelheit mindeſtens die mittlere beleuchtete Schlußfignal- 
laterne tragen. 

58. In Schnell- und Perfonenzüge mit einer Gefchwindig- 
feit von mehr al3 60 km in der Stunde dürfen nur jene Wagen 
eingereiht werden, welche ſich für den Schnellzugverfehr eignen 
und ala ſolche befonder3 gefennzeichnet find. 

. Bei Bügen mit durdhgehender Bremfung dürfen Wagen, 
durch welche die Wirkſamkeit diefer Einrichtung unterbrochen würde, 
ausnahmsweiſe am Schluffe der Züge eingeftellt werden, wenn die 
Zuggefchiwindigfeit nicht mehr al3 90 km in der Stunde beträgt, 
und zwar bürfen 

bei Zügen mit einer Fahrgefchwindigfeit von 70 bi3 90 km 
in der Stunde Wagen ohne durchgehende Bremfe bi zu 4 Achſen; 

bei Zügen mit einer Fahrgejchwindigfeit von 50 bis 70 km 
in der Stunde bi3 zu 8 Achſen; 
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und bei Zügen mit einer Fahrgeſchwindigkeit von weniger ala 
50 m in der Stunde bis zu 12 Achſen am Schluffe angehängt 
werben. 

Die Achſenzahl diefer angehängten Wagen barf hierbei ein 
Viertel der ſonach ſich ergebenden Geſamtachſenzahl nicht über- 
ſchreiten (fiehe Punkt 78). 

. In gemifhten Zügen und Güterzügen mit Berjonen- 
beförderung follen fi die zum Perfonentransport beitimmten Wagen 
womöglih in der rüdmärtigen Hälfte des Zuges befinden. 

Bei jenen gemifchten Zügen unb Güterzügen mit Perfonen- 
Beförderung, bei welchen die Perfonenmwagen von der Zuglokomotive 
aus beheizt werden, ift e3 geftattet, diefe Wagen auch unmittelbar 
hinter die Zuglokomotive, beziehungsweife Hinter den Sicherheits 
wagen (Dienftmagen) einzureihen. 

61. Wagen mit Hartgußrädern (vordem Schalengußräber ge 
nannt) find von der Verwendung in Bügen, welche mit einer 
größeren Gefchwindigkeit als 50 km in der Stunde verfehren, aus 
gefchloffen. 

agen mit Hartgußrädern befonberer Beſchaffenheit Tönnen 
mit Genehmigung der zuftändigen Behörde auch bei Zügen mit 
größerer Fahrgeichwindigfeit verwendet werden. 

62. Für die Beförderung und Einreihung von mit erpl 
fiven Gegenftändben beladenen Wagen beftehen befondere Bor- 
ſchriften. 

63. Mit feuergefährlichen Stoffen und ätzenden Flüſſigkeiten 
beladene Wagen können gemiſchten Zügen und Güterzügen mit 
Perſonenbeförderung beigegeben werden, müſſen jedoch ſtets hinter 
den zum Perſonentransport dienenden Wagen eingeſtellt und von 
den letzteren noch durch mindeſtens einen Güterwagen getrennt 
fein, welcher nicht mit ſolchen Stoffen oder mit Heu, Stroh uſw. 
beladen fein darf. 

Die mit fenergefährlihen Gütern beladenen offenen Wagen 
[mb ftet3, und die mit folchen Gütern beladenen gebedt gebauten 

agen in der Regel in ber rüdmwärtigen Hälfte de Zuges 
einzureihen. 

64. Langholz oder andere Gegenftände, welche wegen ihrer 
Länge nit auf einem Wagen verladen werden Tönnen, ſollen 
vorzugsweiſe mit Güterzügen befördert werden. Den gemilchten 
Zügen und Güterzügen mit Perjonenbeförberung dürfen derlei 
Wagen nur unter der Bedingung beigegeben werben, daß fie Hinter 
den Perſonenwagen eingereiht werden und von den leßteren durch 
wenigftend einen Wagen getrennt find, deffen Wände oder deſſen 
Ladung höher reicht als die Ladung der betreffenden Wagen, und 
daß die größte Gejchwindigfeit des betreffenden Zuges 35 km 
in der Stunde nicht überjchreitet. 


Die mit Langholz uſw. belabenen Wagen find möglichft gegen 
dad Ende des Zuges einzureihen. 
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65. Dffene Güterwagen, welche mit Straßenfuhriverfen beladen 
find, und Pferdewagen, wenn fie vermöge ihrer leichten Bauart 
an ber Spite des Zuges nicht eingereiht werden können, find bei 
Perfonenzügen am Schluffe anzuhängen und bei Güterzügen wie 
andere leihte Wagen zu behandeln. Während ber Yahrt darf 
niemand in den Straßenfuhrwerken verbleiben. 


66. Wagen mit lebenden Tieren follen Hinter die mit Per- 
onen befegten Wagen eingereift und von diefen Durch andere 
Güterwagen getrennt werden. 


Für mit Pferden beladene Wagen entfällt letztere Beſchränkung. 


67. Die Normen über die Einreihung von Wagen, welche 
zur Beförderung befonder3 großer Laften eigen3 gebaut find, unter- 
liegen ber Genehmigung der zuftändigen Behörde. 


68. Neparaturbebürftige Wagen, weiche zwar lauffähig find, 
deren Gebrechen jedoch die Einreihung zwiſchen den übrigen Wagen 
des Zuges ohne Gefährdung ber Betriebsſicherheit nicht zulaffen, 
find al3 die legten im Zuge einzureihen. 


69. Die mit einem Zuge zu beförbernden Lokomotiven find 
in der Regel unmittelbar Hinter die Zuglokomotive einzureihen, 
wenn nit etwa die Tragfähigkeit der zu paffierenden Brüden 
die Einreihung an anderer Stelle erforderlich macht. 


Kalte Lokomotiven müffen während der ganzen Dauer ihres 
Transporte begleitet fein. 


70. Ein Schneepflug, der nicht zur Freimachung der Bahn 
dienen foll, ift hinter dem Gignalmagen, beziehungsmweije hinter 
der Nachſchiebelokomotive anzuhängen und mit einem Güterzuge 
vorzugsweiſe bei Tag zu befördern. Bon der Beigabe besfelben 
ift das betreffende Stationd- und Stredenperjonal rechtzeitig zu 
verftändigen, damit die Einfahrt der Züge auf ein die unbehin- 
derte Paſſierung des Schneepfluges gejtatteten Gleis und die Be— 
feitigung ber allenfall3 auf der Strede vorhandenen Hindernifje 
veranlaßt werben können. 


Sn Streden, auf melden feine Ötitergüge verfehren, können 
Schneepflüge unter Anwendung befonderer Vorſicht mit gemifchten 
Bügen befördert werden. 


71. Die Signalleine oder das an ihre Stelle tretende Ver⸗ 
ftändigung3mittel muß bei Schnell- und Perfonenzügen von der 
vorderften Lokomotive über den ganzen Bug bis zum lebten Brems⸗ 
poften, bei allen anderen Zügen von ber vorderſten Lolomotive 
wenigftend bis zum erften Bremspoſten reichen. 


Bei Schnell» und Perſonenzügen mit durchgehender Bremfe, 
weiche vom Zuge aus betätigt werden kann, ift die Signalleine 
nur bann -erforderlid, wenn bie Züge Wagen führen, welche an 
bie Bremsleitung nit angeldätoften find. 
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Artilel 12. 


Anzahl und Berteilung der Aremswagen. 

72. Alle Züge, welche mit mehr als 60 km Gefchwinbdigfeit 
in der Stunde verfehren, müffen mit durchgehender felbfttätiger 
Bremfe ausgerüftet fein. 

73. In jedem Zuge müſſen außer den Bremfen an den 
arbeitenden Lokomotiven ſamt Tendern jo viele Bremjen bedient 
fein, beziehungsmeife bei durchgehender Bremfe in Tätigfeit gejegt 
werden können, daß mittel3 derſelben mindeften3 die aus der 
nachſtehenden Bremstabelle zu entnehmenden Prozente des Gejamt- 
gewichtes der Yahrzeuge bremsbar find. 


Bremstabelle. 
— 
Neigungen Bremsprozente für eine Zuggeſchwindigkeit von 
25 | so | 35 | 40 a5 | 50 | eo | zo | so | w. 
"Kilometer in der Stunde 





1: 
1: 
1: 
1 

1: 
1: 
1: 
1: 
1: 
1: 
1: 
1: 
1: 
1: 





j Sir die Ermittlung ber geringftien Bremsprozente ift maß 
geben 


a) diejenige größte Geſchwindigkeit, welche bei dem betreffenden 
Zuge zwiſchen zwei Nachbarſtationen in Anwendung kommt 
und in keinem Falle überſchritten werden ie), 

b) diefenige Bahnneigung (Steigung ober Sefau⸗ ivei bar» 
geſtellt wird buch bie Gerade, hie zwei in 1000 tfer» 
nung liegende, ben größten Höhenunterichied seigenbe Punkte 
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des Längenfchnittes der betreffenden Strede zwifchen ben Nadh- 

barftationen (Ausweichen) miteinander verbindet. 

Für Gefchwindigkeiten unter 25 km in ber Stunde gelten 
bie in der vorftehenden Tabelle für 25 km in der Stunde ange» 
führten Bremsprozente. 

Für Gejchwindigkleiten und Neigungen, welche zwifchen ben 
angeführten liegen, find file beide bie nächft höheren Werte an- 
zuwenden. 

74. Befinden fi bei einem Buge kalte Lokomotiven oder 
Tender, fo ift deren Gewicht bei Ermittlung der zu bremfenden Laſt 
ftet3 und bei Ermittlung der Anzahl der zu bejegenden Bremſen 
dann in Betracht zu ziehen, wenn bie Lolomotiv-, beziehungsweiſe 
die Tenderbremſen bedient werden. 

Für die Dauer der Verwendung von Nachichiebelotomos 
tiven fann in ben in ber Steigung gelegenen Streden da3 Brems⸗ 
ausmaß auch bei höherer Geſchwindigkeit nur für die kleinſte in 
ber Tabelle ausgewieſene Geſchwindigkeit berechnet werben. 

76. Bei Vergleihung de3 zu bremjenden Brutto mit dem 
Brutto der mit Bremfern zu befebenden Wagen können 3000 kg 
unberüdfichtigt bleiben. 

77. Bei Zügen mit burcdhgehender Bremjfe muß die nad 
Maßgabe der vorjtehenden Beftimmungen zu bremjende Laft vor- 
Banden fein, während die Beſetzung der Sandbremfen mindeſtens 
nad) den Bremsprozenten für die kleinſte in der Tabelle aus- 
gemwiefene Gefchwindigleit zu erfolgen Hat. 

Verſagt die durchgehende Bremfe, fo ift die Fahı- 
geihwinbigfeit derart zu vermindern, wie e3 nach den vorftehen- 
7 Veſtimmungen die vorhandene Anzahl beſetzter Handbremſen 
erfordert. 

Wenn bei einem mit durchgehender Bremſe verſehenen Zuge 
Wagen ohne durchgehende Bremſe rückwärts beigegeben werden 
(ſiehe Punkt 59), ſo muß bei den letzteren die den vorgeſchriebenen 
Bremsprozenten entſprechende Anzahl Handbremſen bedient ſein. 

79. Bei Wagen, deren Achſen nicht alle bremsbar ſind, iſt 
nur derjenige Teil des Bruttogewichtes als Bremsbrutto in Rech 
nung zu ziehen, welcher ber bremabaren Achſenanzahl entſpricht. 

80. Die Bremsmwagen follen möglihft gleihmäßig im Buge 
verteilt und, wenn dies nicht durchführbar ift, mehr nad rüdmwärts 
eingereiht fein. 

Die von einem Bremspoſten etwa gegebenen optijchen Signale 
follen vom Nachbarpoſten wahrnehmbar fein. 

81. Bremswagen mit Plattformen ohne Schußgeländer ſowie 
Bremswagen mit Dachſitzen, deren Sigbretter auf ober über ber 
Wagendachfläche liegen, und Wagen, welche mit exploſiven Gütern 
beladen find, bürfen nie mit Bremfern befegt werben. 

Bremöwagen;, meld mit feuergejährliden Giltern belaben find, 
diirfen nur dann mit Bremfern befeht werden, wenn biefe Wagen 
eiferne BÖremöllöge Haben. 
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Artikel 13. 


Kuppelung der Zahrzeuge. 

82. Zur Kuppelung der Fahrzeuge find Schraubenkuppeln zu 
verivenben. j 

Sämtlide Yahrzeuge eines Zuges find doppelt zu kuppeln 

Bei Schnelle und Perſonenzügen find die Schraubenktuppeln 
jo weit anzuziehen, daß nad erfolgter Berührung ber Puffer⸗ 
Ideiben noch zwei volle Umdrehungen der Spindel vorgenommen 
we 

Undere Kuppelungsvorrichtungen find nur mit Genehmigung 
ber zuitändigen Behörde zuläffig. 


Artikel 14. 


Anzahl der Achſen der Züge. 
83. Die auf den einzelnen Streden bei jeder Buggattung 
ie größte Achſenanzahl wird von ber zuftändigen Behörde 
eſtgeſetzt. 


Artikel 15. 


Ausrũſtung der Züge mit Signaſ⸗ und Kettungsmitteſn. 

84. Bei jedem Zuge müſſen die nach den Beſtimmungen der 
Signalordnung zur Kennzeichnung der Spitze und des Schluſſes 
des Zuges ſowie jene Signalmittel vorhanden ſein, welche zum 
Geben der Signale ſeitens der Zugbegleiter erforderlich find. Mit 
welchen Rettungsmitteln die Züge mit Perfonenbeförderung auszu— 
rüften find, beftimmt bie zuftändige Behörde. 


Artikel 16. 


Allein verkebreude Lohomotinen. 
. 85. Milein verfehrende Lolomotiven (Motorwagen) find als 
Büge zu behandeln. 
Artikel 17. 


Baßrorduung. 
8. Die Züge werden eingeteilt im: 
A. Gewöhnliche Züge, melde fahrordnungsgemäß täglich) 
verlehren. 
B. Uußergemwöhnlide Züge, das find 
a) Erforderniszgüge, melde nur an beftimmten Tagen ver 
ehren oder welche bloß nad) Maßgabe des Bedarfes ein- 
geleitet werden und nad einer im Fahrordnungsbuch ent« 
haltenen Yahrordnung verkehren; 
b) abgeteilte Züge, welche nah den Fahrzeiten und Xufent- 
halten be3 Zuges, der geteilt werden mußte, verlehren und 
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dem erften Teilzuge in beftimmten Naumabfchnitten oder Beit- 

träumen folgen; 

c) Sonderzüge, die nah einer im Fahrordnungsbuch nicht 
enthaltenen Fahrordnung bei befonderen Anläffen verfehren; 
d) Dienftzüge, melde bei außergemwöhnlichen Anläſſen ohne 

Fahrordnung in Verkehr gejegt werben. 

Unter lit. a, b und c find auch Militärzlige einzureihen. 

87. Die in der allgemeinen Fahrordnung enthaltenen Züge 
find mit fortlaufenden Ordnungsnummern derart zu verfehen, daß 
die ungeraden Bahlen für Büge in der einen Richtung, die geraden 
Me die Büge nach der entgegengefegten Richtung angewendet 
werden. 

Das Syſtem ber BZugnumerierung muß aus dem Anhang zu 
den Fahrordnungsbücdern zu entnehmen fein. 

Die nicht in der allgemeinen Fahrorbnung enthaltenen 
Büge können auch ohne Nummer und bloß durch eine anderiveitige, 
jede Verwechſſung ausfchließende Benennung bezeichnet werben. 

89. Um zur Feititellung der Zugkreuzungen und des Bor- 
fahren? der Züge ſowohl bei der Berfaflung ber Fahrordnung 
als auch in Berjpätungsfällen eine dauernde Mare Grundlage zu 
gewinnen, muß eine der Bedeutung der Züge angemeijene Rang⸗ 
ordnung aufgeftellt werben. 

Als Srundfag für die Beftimmung ber Rangordnung bei Gegen- 
zügen gleicher Gattung Hat zu gelten, daß die Züge einer Richtung 
den Vorrang vor jenen der Gegenrichtung erhalten. 

Bei abgeteilten Bügen haben alle Teile benfelben Rang. 

Die bejonderen Beftimmungen für die Nangorönung der Züge 
find in die betreffende Xabelle des Anhanges zu ben Yahrord- 
nungsbüchern aufzunehmen. 

%0. Wenn ein Bug ausnahmsweiſe für einen anderen Zweck 
verwendet wird, al3 feiner Benennung entfpricht, 3. B. ein Güter» 
zug zur Perfonenbeförderung oder ein Militärzug zur Güterbeför- 
derung, fo ändert ſich dadurch fein Rang nicht. 

91. Ein Sonderzug, welcher ohne jede Aviſierung in Verkehr 
gejegt wurde, fowie Hilfs⸗ und fonftige Dienftzüge ſtehen allen 
anderen Bügen im Nange nad). 

92. Mit Ausnahme der Dienftzüge, welche bei außergemöhn- 
lichen Anläffen in Notfällen auch ohne Yahrordnung eingeleitet 
werden können, foll jeder Zug nad einer beftimmten Fahrordnung 
verfehren. 

9%. Jede Fahrordnung muß folgende Ungaben enthalten: 

a) Benennung und Nummer des Buges; 

R bei perfonenführenden Zügen die Angabe der Wagenklafjen; 

c) Rang des Zuges; 

d) die den fürgeften Fahrzeiten zugrunde gelegte Geſchwindig⸗ 
feit des betreffenden Zuges in Stundenlilometern auf geraber 
und horizontaler Strecke; 
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€) Fen ber Stat Stationen (Ausweichen, Halteftellen u. dbgl.), melde 
er Bug 

f) Kennzeichnung dee boppelgleifigen Streden; 

g) Entfernung jeder Station (Ausweiche, Halteftelle u. dgl.) von 
ber vorhergehenden und von ber Ausgangaftation des Zuges 
in ganzen und Behntelfilometern; 

h) Fahrzeiten von Station zu Station (Ausweiche, Haltejtelle 


u. dgl.); 
j) Unkunftzeiten in den Gtationen (Ausweichen, Salteftellen 


u. dgl.); 
k) Dauer ber Aufenthalte in den Stationen (Ausweichen, Halte 
ftellen u. dgl.); 
]) worahrigeiien aus den Stationen (Ausweichen, Halteſtellen 
i 


8 

m) Bezeichnung ber Nachtzeit; 

n) in jeder Station und Ausweiche oder Strede die Bezeichnung 
WAR: Züge, mit denen der betreffende Zug dort zuſammen⸗ 
trifft; 

0) YUngabe ber kürzeſten Fahrzeiten; 

p) Angabe des Bremsausmaßes in Prozenten (%) der Bruttolaft; 

q) fummarifhe Angabe ber Fahrzeiten und Aufenthalte; 

r) altfällige Bemerkungen, betreffend da3 Zumarten in Kreuzung⸗ 
und Vorfahritationen; 

3) Angabe der Anſchlüſſe u. dgl. 

Die Angaben unter lit. e und g bis 1 find bezüglich der 
alten u. dgl. nur dann aufzunehmen, wenn der Yug bort 
anhält. 
ſei 94. Im Anhang zu den Fahrordnungsbüchern muß enthalten 
ein: 

Tabelle 1. Normierte Maximal-⸗-Achſenanzahl; 

Tabelle 2. Rangordnung der Züge; 

Tabelle 3. Grundſätze für die Zugnumerierung; 

Tabelle 4a. Klaffifizierung der Streden nad Belaftungs- 
feftionen (infomweit eine ſolche durchgeführt mwirb); 

Tabelle Ab. Militärifche Benützbarkeit der Bahn unter ge 
wöhnlichen Berhältniffen; 

8 Tabelle 5. Allgemeine Beftinmungen über die Belaftung der 
üge; 

Tabelle 6. Belaftung ber Züge; 

Tabelle 7. Manipulationzzeiten für den Übergang von ganzen 
Bügen und einzelnen Wagen; 

Tabelle 8. Beitimmungen über den Anfchlußverlehr; 

Tabelle 9. Angaben über Lokomotiven und Tender; 

Tabelle 10. Stationierung der Hilfslokomotiven; 


Tabelle 11. Verzeichnis der Haupt⸗ und Aushilfswaſſer⸗ | 
ftationen und der Lokomotiv-Ausputzſtationen; 
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Tabelle 12. Erforderliche Minimalaufenthalte für ben Zug» 
förderungsdienft; 

Tabelle 13. Stationierung der Schneepflüge; 

Tabelle 14. Durchichnittögemwichte der eigenen Wagen; 


Tabelle 15. Elektriſche Glockenſchlagwerkſignale, ergänzt durch 
die Angabe der Anfangs⸗ und Endpunfte der einzelnen Linien; 


Tabelle 16. Gewichtanſätze für Perſonen, Tiere und Sachen, 
welde in ben Berrechnungsdofumenten nicht nach dem Gewicht 
ausgewieſen werben; 

Tabelle 17. Beftimmungen über bie größte Sahrgeförinbig” 
feit der Züge auf den einzelnen Linien, Die größte Geſchwindig- 
teit in Bögen unb bie Abſtufung ber Geſchwindigkeit in Nei- 
gungen; 

Tabelle 18. Bremdprogente zur Ermittlung des Bremäbrutto 
bei den Bügen; 

Tabelle. 19. BZuläffige Maximalfahrgeſchwindigkeit ber ein- 
zelnen Lolomotivfategorien (Fahrzeiten bei ausnahmsweiſer Ver⸗ 
wendung einzelner Lolomotivfategorien). 


95. Bei Kreuzungen in Stationen (Ausweichen), welche in 
eingleifiger Bahn Liegen, müſſen die Fahrordnungen zwijchen der 
Ankunft des einen Auges und ber Abfahrt des Gegenzuges ein 
Sntervall von mindeſtens einer Minute bieten. 

Ein gleiches Intervall muß zwifchen den Ankunftzeiten zweier 
Gegenzüge in den Stationen (Ausweichen) der eingleifigen Bahn 
und in jenen Stationen (Ausweichen), in melden ber Übergang 
vom einfachen zum Doppelgleis ftattfindet, infoweit nicht befon«- 
dere örtliche Berhältnijfe eine gleichzeitige Einfahrt zulafien, 
enblih in jenen Stationen ber boppelgleifigen Bahn, in welchen 
ein Kreuzen des Einfahrgleifed notwendig ift, beitehen. 

96. Jede Station (Ausweiche) und befegte Halteftelle muß 
von den vollftändigen Fahrordnungen fämtlicher Züge, welche da- 
jelbft paffieren, rechtzeitig in Kenntnis geſetzt werden. 

Das Wächterperfonal muß von dem ihn betreffenden Teil ber 
Tahrordnung der Züge rechtzeitig Kenntnis erhalten. 


Jeder Lolomotiv- und jeder Zugführer muß die Fahrordnung 
feines Zuges ſowie jene fämtliher Büge, mit benen er auf 
doppelgleifiger Bahn ein Vorfahren und auf eingleifiger Bahn ein 
Vorfahren oder eine Kreuzung zu erwarten haben fönnte, ferner 
den Anhang zu den Fahrordnungsbüchern erhalten und im Dienfte 
mit ſich führen. 

Ebenfo muß jede Station (Ausweiche) den Anhang zu den 
Sahrordnungsbüchern befiten. ’ 

97. Die har Ar aller di einer Bahnlinie muß auf 
einem Blatt durch Linten graphiſch bargeftellt werben. 
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II. &ril, 
Ausführung des Berkehrs. 


Artikel 18. 


Avifierung des Verfonais über den Werkeßr der Züge. 

98. Bon jeder Fahrt follen ſämtliche Stationen, Ausweichen 
und bejegten Halteftellen fowie der Wächterpoften ber zu be 
fahrenden Strede vorher genau verftändigt fein. 

99. Falls diefe Verfländigung gar nicht oder nicht rechtzeitig 
oder nicht in ihrem ganzen Umfang erfolgen kann, darf Die Fahri 
nur unter beſonderen Vorſichtsmaßregeln unternommen werden 
(ſiehe Punkte 139 und 140). 

100. Die Mittel zur Verſtändigung ſind: 

a) Die allgemeine Fahrordnung. 

b) Der Telegraph oder das Telephon. 

c) Das ſchriftliche Aviſo an alle Stationen und Ausweichen der 
betreffenden Strecke. 

d) Die ſchriftlichen oder telephoniſchen Aviſi an das Wächter⸗ 
perſonal und an die beſetzten Halteſtellen. 

e) Die durchlaufenden hörbaren Linienſignale mittels der elel- 
triſchen Glockenſchlagwerke, beziehungsweiſe die Telephone und 
Weckerſignale in den für das Fahren im Raumabſtand ein- 
gerichteten Strecken. 

f) Die Signale an den Zügen. 

101. Die gewöhnlichen Züge mwerden dem Berjonal ein für 
allemal als folche avifiert; die außergewöhnlichen Züge find den 
Stationen (Ausweichen) von Fall zu Fall telegraphiich (telepho- 
niſch) und durch fhriftliches Aviſo anzufündigen. 


102. Die telegraphiſche oder telephonifche Verſtändigung der 
Stationen (Ausweichen) geſchieht zirkulariſch. 


103. Das ſchriftliche Aviſo für die Stationen (Ausweichen) 
iſt mit einem früheren Zuge an alle Stationen (Ausweichen), 
welche der Zug zu durchlaufen hat, zu entſenden; für Sonderzüge 
iſt dem ſchriftlichen Aviſo auch deren vollſtändige Fahrordnung 
beizugeben. 

In unausweichlichen Fällen kann das ſchriftliche Aviſo an 
die Stationen (Ausweichen) entfallen; deren Verſtändigung mittels 
bes Telegraphen oder des Telephons muß dann aber um fo ſorg⸗ 
fältiger gefchehen und für Sonberzüge fi auch auf bie Belannt- 
gabe der Yahrorbnung derfelben erjtreden (fiehe Punkt 86, lit. c). 


104. Die Berftändigung ber Stationen (Ausweichen) muß fo 
geitlic) vorgenommen werden, baß fie das gefamte Wächterperſonal 
ber angrenzenden Streden rechtzeitig auifieren können. 
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105. Die Aviſierung der Wächter auf der Strede hat fehrift- 
fi oder telephonifh durch die nächften Stationen (Ausmweichen) 
zu erfolgen; jeder Wächter ift verpflichtet, fämtlichen in feiner 
Strecke befindlichen WUrbeiterpartien den Anhalt eines jeden Aviſo 
mitzuteilen. 

106. Die Woifierung dur Signale an ben Zügen erfolgt 
in Gemäßheit der Signalorbnung, und ift dazu in der Regel ber- 
jenige Zug zu benüßen, welcher unmittelbar vor dem zu apifie- 
renden Zuge bie Strede in gleicher Richtung paffiert. 

107. Muß ein Sonderjäänell- oder Berfonenzug verkehren, 
ohne daß felbit eine telegraphiiche oder telephonifche Verftändigung 
borauögehen Tann, fo ift zum Bwede der außergewöhnlichen Aoifie- 
rung eine eigene Lolomotive vorauszuſenden, welcher ein mit ben 
Verkehrsvorſchriften volllommen vertrauter Beamter mitzugeben ift. 

Der Borgang für ben Fall, daß felbft eine folcde Lokomotive 
nicht abgefendet werben könnte, ift im Punkte 139 vorgefchrieben. 

108. Dienftzüge find, infofern es möglich ift, telegraphiich 
oder telephonifch und mittel3 der elektriſchen Glockenſchlagwerke 
oder durch fonftige Verftändigungsmittel zu avifieren; in der be— 
züglichen telegraphiichen oder telephoniſchen Berftändigung ift Die 
Verkehrszeit, die Verlehräftrede und der Zweck des Dienftzuges 
befanntzugeben. 

109. Das Unterbleiben der ein für allemal fowie ber von 
Hall zu Fall avifierten Züge muß den Stationen (Ausmweichen) 
und ben Wächtern bekannt gegeben werben, welche den Bug zu 
erivarten hätten. 


Artilel 19. 


Begleitbohumente der Züge. 


110. Bei jedem Zuge ift von ben hierzu berufenen Organen 
ein Stundenpaß zu führen, welcher vom Abfahrt- bi3 zum Be— 
ſtimmungsorte eine deutliche und mwahrheitägetreue Darftellung ber 
tatfächlicen Ausführung des Verkehrs mit allen Abweichungen von 
der Fahrordnung und die Angabe aller Ereigniſſe während der 
Fahrt zu enthalten Hat. 

111. Der Stundenpaß hat die genaue Bezeichnung bed Zuges, 
der Verlehräftrede, be3 Datums jenes Tages, im Lauf deffen die 
Abfahrt fahrordnungsmäßig von der Ausgang» oder Stundenpaf- 
wechſelſtation geſchehen foll, die Namen des im Dienfte fahrenden 
2olomotiv- und Zugbegleitungsperſonals, die Bezeichnung ber 
2olomotiven, Tender und Schneepflüge zu enthalten, ferner Die 
Namen ber Stationen (Ausweichen) und Halteftellen, fofern in 
legteren Aufenthalt genommen wird, bie Ankunft, Uufenthalt- 
und Abjahrtzeiten dafelbft, und die Fahrzeiten von Station (Aus⸗ 
weiche), beziehungsweiſe Halteftelle zu Station (Ausweiche), bezie- 
hungsweiſe Halteftelle, bie Bezeichnung der Büge, mit welchen 
berjefbe zufanımentraj, die Anzahl der Wagen und ber Achſen, 
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die Netto⸗,, Tara⸗ und Bruttobelaſtung des Zuged die Angabe 
der Witterungsverhältniſſe, die Urſachen etwaiger Verſpätungen und 
alle ſonſtigen, den Verkehr des Zuges betreffenden Ereigniſſe 
112. Die Wagenausweiſe bilden eine Beilage zu den Stunden- 
päffen, aus welcher die Gattung fowie die Art und Größe ber 
Belaftung jedes einzelnen Yahrzeuges zu entnehmen fein muß. 


Artikel 20. 


Zugbegleifung, Aerechtigung zur Sahrt auf der Lokomotive. 
113. Jedem Buge müſſen mindeſtens fo viele Begleiter bei- 
gegeben werden, al3 zur Bedienung der laut Artikel 12 erforder- 
biden Anzahl Handbremfen nötig find. 
Bon diefen Begleitern bat einer den Dienft al3 Bugführer 
zu verjeben. 

Bei Selundär-(Omnibus-)Zügen genügt ein Zugbegleiter, wenn 
nicht mehr beſetzte Bremspoſten erforderlich find und eine Kom- 
munilation zwiſchen dem erften und legten Wagen möglich iſt. 
Diefer Bugbegleiter hat feinen Platz, wenn ber Zug gezogen wird, 
auf dem legten Bremswagen, bei gehobenen Bügen an der Zug⸗ 
fpite einzunehmen. 

114. Die Bedienung der Lokomotive durch den Lolomotiv- 
führer allein bleibt der Genehmigung der zuftändigen Behörde 
vorbehalten. 

115. Bei allein verlehrenden Lokomotiven kann ber Loko— 
motivführer den Dienft des Zugführers ausüben. 

116. Auf ber Lolomotive und auf dem Tender darf außer 
den durch ihren Dienft dazu berufenen Organen ber Bahn und 
der Aufſichtsbehörde ohne Erlaubni3 niemand mitfahren, wobei 
darauf zu achten ift, daß nicht mehr Perſonen Plap nehmen, ala 
mit Rückſicht auf die Erforderniffe de3 Dienftes und die Sicherheit 

diefer Perſonen feldft zuläffig ift. 


Artilel 21. 


Beförderung von Yerfonen mit Güterzügen. 

117. Mit Güterzügen, welche nicht fahrordnungsmäßig ben 
Perfonenverfehr vermitteln, bürfen außer ben hierzu befugten 
Organen der Aufficht3behörde und den im Dienfte entfenbeten Bahn- 
organen nur befördert werden: 

a) Militärtranzporte; ferner auf Informations⸗ und Dienftreijen 
befindliche Generafftabgoffiziere, Offiziere des Eifenbahnbirenus 
des Generalftab3, Eifenbahnlinien-Kommandanten und Offiziere 
de3 Eifenbahn- und Telegraphenregiment3 fowie mit Nivel- 
lierung3arbeiten betraute Militärabteilungen oder einzelne 
Militärperfonen des k. und k. militärgeographifchen Inſtituts; 

b) Begleiter von Zeichen, lebenden Tieren ober von als Fracht⸗ 
gut auf eigenen Nädern Taufenden fremden Eijenbahnfahr- 
zeugen; ferner Begleiter von auf Eifenbahnivagen verlabenen 
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Maſchinen, die wegen ihrer großen Laſt oder ihres Mechanis⸗ 
mu3 einer befonderen Bewahung bedürfen; 

c) Staat3telegraphen-Aufficht3organe ; 

d) Sicherheitdorgane im Dienſte; 

e) Finanzwache und Abgeordnete ber Finanzbehörden, welche zur 
Begleitung oder Unterfuhung zollämtlicher Güter beftimmt 


jind; 

f) in regelmäßige Poſtkurſe eingeteilte Poftbebienftete; 
g) Feuerwehrmannſchaft bei Hilfeleiftung. 

118. Hinfichtlich der Unterbringung ber angeführten Perjonen 
gelten folgende Beflimmungen: 

ad a. Die Militärtransporte find im Sinne ber Vorſchrift 
für Militärtransporte auf Eifenbahnen entweder in Perfonen- oder 
in eingerichteten Güterwagen unterzubringen. 

Einzelne Militärperfonen, welche zur Benützung von Güter- 
zügen befugt find, können auch im Dienſtwagen befördert werben. 

ad b. Die Begleiter von Leichen und lebenden Tieren oder 
von als Frachtgut auf eigenen Rädern laufenden fremden Eifen- 
bahnfahrzeugen müffen, infofern fie nicht im Leichenwagen ober 
im Wagen bei den Tieren oder auf ben gu begleitenden Fahr⸗ 
zeugen untergebracht werden können, in Berfonen- oder in ge» 
eigneten gededt gebauten Güterwagen befördert werden. 

Einzelne Leichen- oder Tierbegleiter können auch im Dienft- 
wagen untergebradht werden. 

Begleiter von auf Eifenbahnmwagen verladenen Mafchinen Haben, 
wenn beim Buge kein Perjonen- oder geeigneter gebedt gebauter 
Güterwagen zur Unterbringung berfelben vorhanden ift, im Dienſt⸗ 
wagen plaßzunehmen. 

ad c. Staatdtelegraphen-Xuffeher haben in der Negel nicht 
befegte Bremferpläge einzunehmen. 

Die Benügung der Dienſtwagen ift den Staat3telegraphen- 
Auffichtsbeamten jederzeit geftattet, ben Gtaatätelegraphen-Wuf- 
fehern dagegen nur im Fall großer Kälte oder ungünftiger Witte- 
rung oder wenn fein Bremjerplaß frei ift. 

ad d. Pie Sicherheitäorgane können im Dienſtwagen Plab 
nehmen, wenn beim Zuge fein Perjonen= oder geeigneter gededt 
gebauter Güterwagen zur Unterbringung derjelben vorhanden ift. 

ad e. Die zur Begleitung oder Unterfudung zollämtficher 
Güter beftimmten Finanzorgane haben im Dienſtwagen oder auf 
unbefegten Bremsſitzen plagzunehmen. 

Die in Poſtkurſe eingeteilten Poftbedienfteten find in 
für Pojtzwede eingerichteten Wagen, einzelne Boftbedienftete auch 
im Pienftwagen zu befördern. ” 

ad g. Zur Beförderung der Feuerwehrmannfchaft find Ber- 
fonen- oder geeignete gededt gebaute Güterwagen zu verwenden. 

119. Die Beförderung der im Punkte 117 unter lit. a bis g 
bezeichneten Perjonen mit Zügen, in melden Wagen mit explo- 
fiven Gütern eingereiht find, tft unzuläffig. 
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zXititärtransporte dürfen dagegen mit ſolchen Zügen befördert 
werden. 

120. Im Dienſtwagen dürfen nicht mehr Perſonen mitfahren, 
al3 mit Rückſicht auf deren Sicherheit und die ungehinderte Dienft- 
ausübung zuläſſig ericheint. 

121. In den Stundenpäſſen find von ben im Punkte 117 
unter lit. a bis g genannten Perfonen jene namhaft zu machen, 
melde von dem obigen Nechte, Güterzüge zu benügen, Gebraud 
gemacht haben, und hierbei bie bezüglichen Streden unb der von 
jedem eingenommene Pla erfichtli” zu machen. 

\ 


Artilel 22. 


Zahrgeſchwindigkeit, KAefahren der Weiden. 

122. Die Fahrgefchrwindigkeit ift von der Bauart ber Loko— 
motiven, ben befonderen Serhätnifien ber einzelnen Streden und 
dem auf gebremften Achſen ruhenden Bruttogewicht abhängig. 

Die auf ben einzelnen Streden zuläffige größte Fahrgeſchwin⸗ 
digkeit bedarf der Genehmigung der zuftändigen Behörde und it 
im Anhang zu ben Fahrordnungsbüchern erfichtfih zu machen. 

123. Die in der Fahrordnung vorgefchriebenen Fürzeften Fahr⸗ 
zeiten bürfen bloß in Berjpätungsfällen, und zwar nur dann an⸗ 
geivenbet werden, wenn ber Zuſtand der Bahn, der Objelte und 
der Fahrzeuge e3 geftattet, und ift eine weitere Kürzung dieſer 
Fahrzeiten nicht zuläffig. 

124. Nicht verficherte oder nicht verläßlich verfchloffene 
Weichen dürfen von Schnell- und Berfonenzügen gegen die Spike 
in gerader Richtung mit höchſtens 40 km, in die Ablenkung ge 
fkellte Weichen gegen die und nach ber Spige mit höchſtens 30 km 
Geſchwindigkeit in der Stunde befahren werden. 

125. Vollkommen verfierte ober verläßli verfchlofiene 
Weichen dürfen von Schnell- und Perſonenzügen gegen die Spike 
in gerader Richtung mit höchſtens 60 km, in die Ablenkung ge 
ftellte Weichen gegen die und nach der Spite mit höchſtens 40 km 
in des Stunde befahren merben. 

126. Die Gefchwindigfeit der Güterzüge darf bei Yahrten 
über Weichen gegen die Spitze in gerader Richtung 20 km, bei 
Fahrten in die Ablenkung gegen die und nach der Spige 10 km 
in der Stunde nicht überjchreiten. 


127. Die Anwendung höherer Gejchwindigfeiten al3 jener in 
den Punkten 124 bis 126 beitimmten ift nur mit Genehmigung 
der zuftändigen Behörde zuläffig. 

128. Als „volllommen verſichert“ Haben nur jene zentral 
geftellten und verriegelten oder nur verriegelten Weichen zu gelten, 
deren richtige Stellung mit Signalen in verläßlicher Weile in 
Abhängigkeit gebracht ift, besgleichen bei Ausfahrten, mo feine Aus 
fahrfignale vorhanden find, auch jene Weichen, deren richtige Stel- 
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Als „verläßlid — en find nur jene Weichen an- 
zufehen, deren anliegenbe a Spitzſchiene) Durch ein unmittel- 
bar an der Backenſchiene (Stodfchiene) angebrachtes Weichenjchloß 
an biejer fefgehalten wird, und deſſen Schlüffel nur dann ab- 
geae zogen werben kann, wenn zuvor bie Weiche in ber richtigen 
teitung verichloffen wurde. 

Obwalten ungünftige Verhältniffe, jo müffen bie für 
das Befahren ber Weichen feftgefegten Geſchwindigkeiten nad Maß⸗ 
gabe ber Umſtände herabgeminbert werden. 


130. Bei Zügen, an beren Spitze bie Lokomotive mit voran⸗ 
gehendem Schlepptender fährt, darf die Fahrgeſchwindigkeit nicht 
mehr als 45 km in der Stunde betragen. 

131. Büge, denen nachgefchoben wird, dürfen mährend bes 
Nachſchiebens mit keiner ae Gefhwindigkeit al3 35 km in 
ber Stunde verfehren. 

Büge, welche gefchoben mwerden, da3 find ſolche ohne ziehende 
Lokomotive an der Spitze, dürfen höchſtens mit einer Geſchwin⸗ 
digkeit von 25 km in der Stunde fahren. 


132. Bei Fahrten mit auf eigenen Rädern laufenden Schnee- 
pflügen barf bie Yahrgefchwindigleit von 45 km in ber Stunde 
nicht überfchritten werden und muß Dieje Geſchwindigkeit, wenn 
es bie Bauart bed Schneepfluges erfordert, noch weiter beichräntt 
werden. 


133. Bei Wahrnehmung eine3 Signals „Langſam“ ift bie 
Geſchwindigkeit des Zuges, fofern nicht befondere Vorſchriften für 
die Ermäßigung der Fahrgefchwindigleit gegeben worden find, auf 
die Hälfte der fahrordnungsmäßigen Geſchwindigkeit zu vermindern. 


Artikel 23. 


Capedition der Züge. 

134. Zug⸗ und Lolomotivführer eines jeden Zuges müifen 
von den Stationen (Ausweichen) über bie eingeleiteten außer- 
gewöhnlichen Züge, über bie infolge von Verfpätungen vorgenom- 
menen Berlegungen der Kreuzungen ihres Zuges mit anderen Bügen, 
über ben Gang derjenigen Büge, welche die Station furz vorher 
verlaffen haben ober bald nachjolgen werben, ſowie über Störungen 
in der Glocenſchlagwerk⸗ oder in der Raumabſchlußeinrichtung, 
endlich über eine etwa bekannt gegebene Anderung der Einfahrt 
in eine folgende Station (Ausweiche) genau unterrichtet werden 
(ſiehe Punkt 199). 


135. Die Abfahrt eines Zuges von einer Station (Ausweiche) 
ober die Durchfahrt eines ohne Aufenthalt pafjierenden Zuges darf 
nie früher erfolgen, al zu ber in ber Fahrordnung feſigeſetzten 
Abfahrtzeit. 
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Der Zug muß in betreff der Sicherheit des Verkehrs vor⸗ 
ſchriftsmäßig beſchafſen, die Vorbereitung zur Abfahrt bei dem- 
jelben beendigt, bei Zugfolge im Raumabſtand (fiehe Artikel 24) 
die Rückmeldung eingelangt, das Yahrfignal oder die fonftige Ber- 
Rändigung über den Verkehr des Zuges ordnungsmäßig voranz- 
egangen und überhaupt der anftandsloje Verkehr bi3 zur nädjiten 

tation (Ausweiche) geſichert fein. 

136. Iſt ein Zug zur Abfahrt bereit, fo gibt der YZug- 
erpebient dem Bugführer den Auftrag zur Abfahrt, worauf lep- 
terer da3 Gignal 56 „Pläße einnehmen“ ertönen läßt. 

Sind feitend der Zugbegleiter alle Vorkehrungen zur Abfahrt 
getroffen, fo Haben diefelben, mit dem Schlußkondukteur beginnend, 
der Reihenfolge nad das Signal 57 „Zur Abfahrt bereit“ gegen 
den Zugführer zu geben, worauf diefer dad Signal 58 „Abfahrt“ 
gibt und der Lolomotivführer nady Abgabe des Signald 50 „Ad> 
tung” den Bug in Gang feßt. 

Bei Bügen, bei welchen ber Yugführer ſich nicht im erften 
Wagen Hinter der Lolomotive befindet, hat berjelbe, nachdem er 
da3 Signal „Zur Abfahrt bereit” durch Die ganze Reihe bis nad 
vorn wahrgenommen bat, da3 Signal „Abfahrt“ zu geben, welches 
von dem auf dem erfiten Wagen de3 Buges befindlichen Yugbegleiter 
zu wiederholen ift. Exit das Signal „Abfahrt“ diefes Zugbegleiters 
it vom Lolomotivführer als Abfahrfignal zu beachten. 

137. Ein von der Station (Ausweiche) etwa mit dem elel- 
triſchen Glockenſchlagwerk irrig gegebene Yahrfignal muß zwar zu 
Ende gegeben, 434 kurz darauf mittels des Abſageſignals wider⸗ 
rufen werden. 

138. Ein Durchfahren der Züge durch Stationen (Ausweichen) 
und Halteſtellen, in welchen laut Fahrordnung ein Aufenthalt vor⸗ 
geſchrieben iſt, darf unter keinerlei Umſtänden zugelaſſen werden. 

139. Züge, welche ohne Aviſierung und ohne Fahrordnung 
eingeleitet werden müſſen (ſiehe Punkt 86, lit. c und d), find 
außer vom Zugsperſonal auch noch don einem mit ben Verkehrs⸗ 
vorſchriften volllommen vertrauten Beamten zu begleiten. 


140. Ein Sonderzug, der in Teiner Weife avifiert werben 
fonnte, darf, wenn buch die Witterungsverhäftniffe die Fernſicht 
geftört ift, wenn bie Glockenſchlagwerkſignale nicht verläßlich find 
oder überhaupt, wenn ungünftige Umſtände den ficheren Gang des 
Zuges in Frage ftellen, nicht in Verkehr gefegt merben. 


Artilel 24. 
Expedition von in gleider Richtung verkehreuden Zügen. 


A. Fahren im Raumabftanb. 


141. Keinem Zuge darf von einer zur Negelung ber Zug- 
folge beftimmten Stelle (Station, Ausmweiche, Blo Qugmelbenoften) 
die Weiterfahrt geftattet werben, bevor nicht die Nachricht (Rüd- 
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meldung) vorliegt, daß ber letzte in gleicher Richtung oeraußgefahrene 
Zug einen beftimmten Raumabſchnitt durchfahren Bat. 

142. Die NRüdmeldung, durch welche ein Raumabfchnitt für 
ben Folgezug freigegeben wird, ift zu geben: 

a) Seitens der Stationen (Ausweichen), nachdem der ganze Bug 
in die Gtation (Ausmweiche) eingefahren und das Einfahr- 
ober Diſtanzſignal hinter demfelben in die Stellung „Halt“ 
gebracht worden ilt; 

b) feiten® der die NRaumabichlußfignale bedienenden Wächter, 
nachdem da3 Borhandenjein des Schlußfignal3 feftgeftellt und 
da3 den Raumabjchnitt begrengenbe Maftfignal Hinter dem Zuge 
in bie Stellung „Halt“ gebradt morden: ift. 

Die Rüdmeldung hat bei Vorhandenfein elektriſcher Blodein- 
richtungen durch die vorjchriftsmäßige Blodbedienung, fonft tele- 
graphiſch oder‘ telephonifch zu erfolgen. 

143. Wenn bie Rückmeldung nicht erlangt werben Tann, fo 
ift der Folgezug 

a) bei von Station (Ausweiche) zu Station (Ausweiche) geregelter 
Zugfolge (Stationsabſtand) erſt in einem Folgeintervall ab— 
zulaſſen, welches der regelmäßigen Fahrzeit des vorausge— 
fahrenen Zuges bis zur nächſten Station (Ausweiche), einſchließ⸗ 
lich der etwa auf der Strecke vorgeſehenen Aufenthalte ent- 
ſpricht, mindeſtens aber 10 Minuten beträgt; 

b) in mit Raumabſchlußeinrichtungen ausgerüſteten Strecken erſt 
in einem Folgeintervall abzulaſſen, welches von Poſten (Station, 
Ausweiche) zu Poſten (Station, Ausweiche) mindeſtens zehn 
Minuten zu betragen hat, wobei die Zugfolge ſeitens der 
abfertigenden Station (Ausweiche) derart zu regeln iſt, daß 
das Anhalten der Züge vor den Raumabſchlußſignalen auf 
der Strecke vermieden bleibt. 

144. In beiden Fällen iſt dem Folgezuge ein Vorſichtsbefehl 
beizugeben, durch welchen die Weiſung erteilt wird, die Fahrt nach 
Maßgabe der überſichtlichkeit der Strecke ſowie der ſonſt beftehen- 
bern Berhäftniffe nur mit berartiger Geſchwindigkeit fortzufegen, 
daß der Zug vor dem etwa ftehen gebliebenen Zuge mit Sicherheit 
zum Halten gebradht werden kann. 

145. Die Beigabe eines Vorſichtsbefehls darf bei ber Bug- 
folge im Stationsabſtand trotz nicht erlangter Rückmeldung bann 
unterbleiben, wenn in verläßliher Weiſe fichergeftellt wird, daß 
die Bahn bis zur nächſten Station (Ausweiche) frei ift, was auf 
eingleifigen Streden durch Eintreffen eines Gegenzuges ber Fall ift. 


B. Fahren im Beitabitand. 
146. In Streden, welche für die Zugfolge im Raumabftand 
noch nicht eingerichtet find, darf ein Zug 
a) einem langjamer oder gleich fchnell fahrenden Zuge erſt nad) 
10 Minuten; 
85* 
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b) einem ſchneller fahrenden Zuge ſchon nah 5 Minuten folgen. 
Außerdem ift bei ber Expedition von Folgezügen noch ber 
Bedingung zu entſprechen, daß ber vorausfahrende Zug in ber 
nädiften Station (Ausweiche) minbeftens 5 Minuten vor dem 
nachfolgenden eintrifft. 

Ein Zug, dem ein fchneller fahrender Zug folgt, welcher in 
ber nädjften Station (Ausweiche) feinen oder nur einen bebin- 
gungsweifen Aufenthalt hat, muß in biefer wenigen? 10 Mimuten 
por dem nadjfahrenden Buge eintreffen. 

Ein früheres Ablaffen des Yolgezuges, als e3 die vorftehenden 
Beitimmungen erlauben, ift nur dann geftattet, wenn telegraphiſch 
oder telephonifch die Nachricht eingelangt ift, daB ber vorhergehende 
Bug bereit3 in der nächſten Station (Ausweiche) eingetroffen if. 

Für den vorausgehenden Zug ift ftet3 bie regelmäßige Fahr⸗ 
zeit, für den nachfolgenden ebenfalld die regelmäßige, in Ber- 
pätungsfällen jedoch die kürzeſte Fahrzeit ald Grundlage ber Be- 
rechnung anzunehmen. 

Hierbei ift jedoch die Aufenthaltzeit be3 vorangehenden Zuges 
in Halteftellen, Ladeſtellen oder Abzweigſtellen zu berüdfichtigen. 

Wenn ein Zug einem zum reimaden der Bahn voran- 
gegangenen Schneepfluge folgen foll und zu befürchten iſt, daß 
die freigemadte Strede vor Eintreffen des Buges wieder um- 
fahrbar werde, jo Tann ein früheres Nachfahren des Auges, jedoch 
in feinem kürzeren Zeitraum al3 5 Minuten, binter dem Schnee- 
pfluge ftattfinden; doch find hierbei die GSicherheitövorfchriften in 
erhöhtem Maße zu beachten. 


Artikel 25. 
Bedienung und Feſeuchtung en, Kontrolle der Weidhen- 
ellung. 


147. Für die gewöhnlichen Züge find bie Gleiſe, auf melchen 
die Einfahrt ftattfinden foll, ein für allemal zu beftimmen und 
den Weichenwächtern belanntzugeben. 

Jede gegen bieje allgemeine Beſtimmung notwendig werdende 
Ausnahme ift den Weichenwächtern Mar und genau auf fihere Art 
mitzuteilen. 

148. Die Weihenwädter find verpflichtet, die Weichen in ben 
Einfahrgeleifen, wenn feine Fahrt ftattfindet, ftet3 in ber vor- 
geichriebenen Normalftellung zu halten. 

149. Die Weichen find ben vorzunehmenden Yahrten ent- 
ſprechend und derart zu handhaben, daß die Zunge (Spibfchiene) 
an die Badenfhiene (Stockſchiene) vollkommen angefchloffen ift. 

150. Sämtlide in Ein- oder Wusfahrgleijen ſowie in der 
freien Strede Tiegenden, von Bügen zu befahrenden Weichen müffen 
rechtzeitig beleuchtet merben. 

Weichen, über melche bei Dunkelheit häufig verfchoben wird, 
follen in der Regel während ber Dauer der Berfihiebungen be» 
leuchtet werben (jiehe Punkt 15). 
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151. Bor jeder Ein- und Ausfahrt eines Zuges Hat ber 
Bugerpebient oder ein Hierzu beſtimmtes Aufſichtsorgan fi per» 
ſönlich von ber richtigen Stellung der zu bejahrenden Weichen 
zu überzeugen. 

Es müffen demnad vor der Ein- und Ausfahrt eines 
jeden Zuges alle Weichen, die berfelbe gegen bie Spige zu 
befahren bat, an Ort und Stelle befichtigt, die richtige Stellung 
der Weichen fowie der Anſchluß ber Zunge (Spikfchiene) an die 
Backenſchiene (Stockſchiene) geprüft und nötigenfall® bie richtige 
Weichenitellung bei Zeiten veranlaßt werben. 

Bei jenen Weichen, die von dem ein- oder ausfahrenden Zuge 
nit gegen bie Spitze befahren werben, genügt e3, die Kon- 
trolle in der Weife auszuüben, baß ber Bugerpebient ober das 
bierzu beftimmte Auffihtsorgan ſich durch Ausblick auf die Signal- 
förper .von ber richtigen Stellung ber Weichen überzeuge. 

152. Ron der Kontrolle der Weichenftellung kann bei ver- 
läßlich verfchloffenen oder verriegelten Weichen und bei ſolchen 
Einridtungen abgefehen werben, weile die Gewähr bieten, daß 
die Signale für die Ein- oder Ausfahrt eines Zuges nur gegeben 
werden können, wenn die betreffenden Weichen richtig geitellt und 
in dieſer Stellung feitgelegt find. 

Bei verſchloſſenen Weichen ift ber Schlüffel zum Weichenfchloß 
ftet8 in der Verwahrung desjenigen Organs zu Halten, ohne beffen 
Suftimmung die Umftellung der Weiche nicht vorgenommen werden 
arf. 


Artikel 26. 


Stellung und Sandbabung der Haumapfhluk-, Bor-, Einfaßr- 
Pikanz-, Mihtung-, Sege- und Ausiahfignäte. 


153. Sämtlihe Borfignale Haben normal auf „Langſam“ 
(Signal 20), die Raumabſchluß⸗, Einfahre, Diſtanz⸗, Richtung-, 
Wege» und Ausfahrjignale normal auf „Halt“ (Signal 23, 70) 


zu oden. 

rden die vorgenannten Signale in die Stellung „Frei“ 
(Signal 19, 21, 22, 69) gebracht, jo find fie nach vollftändiger 
Vorbeifahrt eined Zuges in die Normalftellung zurüdzubringen. 

Abweichungen von diefer Beſtimmung unterliegen ber Genehmi- 
gung der zuftändigen Behörde. 

154. Bei Bahnabzweigungen und Bahnkreuzungen in Schienen- 
höhe iſt die Stellung der Einfahr-, beziehungsweile Diltanz» und 
Richtungſignale derart anzuordnen, daß ftet3 nur die Züge einer 
Linie die Bahn frei finden. 

155. Die Einfahr-(Dijtanz-)Signale müſſen mit hörbaren oder 
fihtbaren, nötigenfall3 mit beiderlei Kontrolleinrichtungen verfehen 
fein, melde die Stellung „Halt“ biefer Signale anzeigen. 

156. Wenn bie Stellung eines feititehenden Signals (ohne 
Vorſignal) auf „Halt“ bei gehemmter Yernficht nicht in gehöriger 
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Entfernung wahrgenommen werden kann, ſo ſind vor demſelben 
Knallkapſeln auf Bremsdiſtanz zu legen. 

157. Wenn ein Raumabſchluß⸗, Vor⸗, Einfahr⸗, Diſtanz⸗, 
Nihtung-, Wege⸗ oder Ausfahrſignal unbrauchbar iſt, fo iſt es 
bei Dunkelheit nicht zu beleuchten und müſſen die entſprechenden 
Signale nad) Erfordernis mit ben ſonſt vorgeſchriebenen Signal⸗ 
mitteln rechtzeitig gegeben werden. 


Artikel 27. 


Ankunft und Aufenthalt der Züge in den Stationen (Ausweichen). 


158. Die zur Aufrehthaltung der Ordnung, Regelmäßigfeit 
und Sicherheit des Zugverkehrs erforderlichen Maßnahmen Bat in 
den Stationen (Ausweichen) der Bugerpedient zu treifen. 

159. Die Stationen (Ausweichen) ſollen in der Regel über 
die Abfahrt der von ihnen zu empfangenden Züge telegraphiich 
oder telephonifch in Kenntnis gefegt werben; diefe Verſtändigung 
darf nur dann unterbleiben, wenn die Glockenſchlagwerke und die 
etwa vorhandenen Raumabjchlußeintichtungen verläßlich funktio- 
nieren, beziehungsweiſe vorſchriftsmäßig bedient werben. 

. In Gtationen (Uusweichen) der eingleifigen Streden 
bürfen niemals zwei aus entgegengejeßter Richtung kommende Züge 
gleichzeitig einfahren. 

Die gleiche Beſtimmung gilt auch für ſolche Stationen, welche 
den Übergang von einer eingleifigen auf eine boppelgleifige Strede 
vermitteln, fowie für folde Stationen ber doppelgleifigen Streden, 
in welchen bei gleichzeitigen Zugfahrten eine Streifung erfolgen 

inte. 

161. Erjcheint e3 notwendig, die Einfahrt eines Zuges mit 
befonderer Borfiht vollziehen zu laffen, fo iſt der Bug noch vor 
der Station (Ausweiche) anzuhalten und find dem Zug- und bem 
Lokomotivführer die erforderlihen Weifungen zu erteilen. 

162. Da3 Anhalten eine® Zuges in einer Gtation (Aus- 
weiche) foll in der Regel berart erfolgen, daß durch bdenfelben 
die ya oder Ausfahrt für einen anderen Zug nidt verftellt 
werde. 

163. In Stationen (Ausweichen, Halteftellen) muß der Signaf- 
wagen während ded Aufenthaltes ftet3 gebremft fein und darf bie 
Bremſe erſt vor der Abfahrt gelüjtet werben. 

In Stationen (Ausweichen, Halteftellen), welche im Gefälle 
tiegen, müffen ohne NRüdfiht auf bie Yahrtridtung nad) dem 
Unhalten des Zuges die Bremſen angezogen fein und barf das 
Lüften berfelben erft dann erfolgen, wenn ber L2olomotivführer 
mit der Dampfpfeife das Gignal zur Wbfahrt gibt. 

Der Vorgang bei Zügen mit durchgehender Bremfe wirb mit 
bejonderen Vorſchriſten geregelt. 

164. Das Aus- und Einfteigen der Neifenden darf erft nad 
erfolgtem Stillſtand des Zuges und in ber Regel nur auf jener 
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Geite gefchehen, wo das Aufnahmsgebäude oder der Hierzu be= 
ftimmte Bahnfteig Tiegt. 

Wenn in einer Station mehrere Züge gleichzeitig Aufenthalt 
nehmen follen und einer oder mehrere derſelben Berfonen beför- 
dern, fo ift die Aufftellung der Züge und der Dienit derart zu 
regeln, daß den ein- und außsfteigenden Reiſenden hieraus feine 
Gefahr erwächſt. 

Die Gleife, welche von den Reiſenden überſchritten werden 
müffen, und der von den Neifenden beim Ein- und Ausfleigen 
zu benügende Weg find von jedem Hinderniſſe freizubalten und 
bei Dunkelheit auch genügend zu beleuchten. 

165. Führer oder Heizer dürfen fi nur dann von ber Loko⸗ 
motive entfernen, wenn der HBugerpedient die Erlaubnis Hierzu 
erteilt hat. Die gleichzeitige Entfernung des Führers und des 
Heizers von ber Lokomotive ift jedoch unter feinen Umftänden 
geftattet (jiehe auch Punkt 46). 


Artilel 28. 


Berbalten des Iugsperfonals während der Zahrt eines Zuges. 


166. Die während ber Yahrt eine Zuges und bei etwaigen 
Aufenthalten auf der Strede erforderlichen Verfügungen Hat ber 
Zugführer zu treffen. 

167. Jeder Bugbegleiter, dem die Bedienung einer Bremſe 
zugewieſen ift, hat ftet3 in ber Nähe berfelben zu fein, um den 
etwa gegebenen Signalen unverzüglich entfprechen zu können. Nur 
bei Zügen mit Perfonenbeförderung ift den mit der Yahrlarten- 
revifion betrauten Bugbegleitern die Entfernung von der Bremſe 
dann geitattet, wenn dieſe Berrichtung mähend der Aufenthalte 
in den Stationen (Ausweichen) nicht beendet werden konnte. 

Bei der Ausfahrt au3 den Stationen (Ausweichen), auf ftarfen 
Gefällen, in Tunnel® und bei der Annäherung an Stationen 
(inätweichen) müſſen die Zugbegleiter unter allen Umftänden zur 

edienung ber Bremje bereit fein. 

Bei Zügen mit durchgehender Bremfe, denen am Schluffe 
Wagen ohne ſolche Bremfe beigegeben werden, bürfen die zur Be 
dienung der Handbremſen letzterer Wagen beitimmtet Bugbegleiter 
ihren Poſten nicht verlaffen. 

168. Seder Bugbegleiter Hat ein Verzeichnis derjenigen 
Streden, in melden wegen zu nahe ftehender Objekte das Ver⸗ 
weilen auf den Laufbrettern, da3 Hffnen der Wagentiren, das 
Hinausbeugen ober das Aufſtehen auf Bremsſitzen gefährlich ift, 
im Dienfte mit fi zu führen und auf Grund dezfelben fee 
perfönlide Sicherheit zu wahren. 

169. Falls ein BZugbegleiter ein Signal geben will, fo hat 
er, wenn ihm eine Signalleine zur Verfügung fteht, vor allem 
dieſes Mittel zur Anwendung zu bringen und dann das betreffende 
Signal zu geben. 


1352 Naochtraͤge. 


Jedes von einem Zugbegleiter gegebene Signal iſt von den 
übrigen Zugbegleitern fortzupflanzen. 

170. Bei der Annäherung an eine Station (Ausweiche) hat 
das Bugperfonal, insbefondere aber der Lolomotivführer und ber 
Bugführer die Aufmerkfamkeit auf die Stellung ber Bor und 
Einfahrfignale, beziehungsmweife der Piltanz- und Richtungſignale 
zu richten. Bei Pafjierung des Einfahr-, beziehungsweife des 
Diſtanzſignals ift in allen Fällen das Achtungfignal mit der Dampf- 
pfeife zu ‚geben. 

171. Bei Wahrnehmung des in ber Stellung „Langſam“ be- 
findlichen Vorſignals muß bie Geſchwindigkeit derart herabgemin- 
dert werben, dab der Zug vor dem zugehörigen Signal mit Sicher⸗ 
heit zum Gtillftand gebradht werden kann. 

172. Bei Wahrnehmung des Signals „Halt“ bei NRaum- 
abſchluß⸗, Einfahre, Diſtanz⸗, Richtung, Wege oder Ausfahr⸗ 
fignalen find auf dem Zuge alle geeigneten Mittel anzumenden, 
um den Bug unbedingt noch vor dem betreffenden Signal zum 
Etillftand zu bringen. 

Der Zug hat folange zu Halten, bis da3 Signal „rei“ 
erfcheint, oder in anderer unzmeideutiger Weife die Erlaubnis zur 
Weiterfahrt von berufener Seite erteilt wird. 

Wird ein Raumabſchluß⸗, Einfahr-, Diſtanz⸗, Richtung-, 
Wege- oder Ausfahrjignal bei Dunkelheit unbeleuchtet angetroffen, 
fo ift der Bug bei demfelben anzuhalten. 

Die Weiterfahrt ift in diefem Falle dann geftattet, wenn die 
Überzeugung gewonnen wurbe, daß da3 betreffende Signal auf 
„Frei“ ſteht. 

174. Wenn ein Vorſignal bei Dunkelheit nicht beleuchtet iſt 
und deſſen Stellung auf „Frei“ nicht unzweifelhaft wahrgenommen 
wird, muß ſo vorſichtig gefahren werden, daß der Zug vor dem 
etwa auf „Halt“ ſtehenden zugehörigen Signal unbedingt ange- 
halten werden Tann. 

175. Bei Annäherung an Stationen (Ausweichen), welche nicht 
mit Einfahrfignalen ausgerüftet find, Hat das Berfonal der an 
ber Spite de3 Zuges befindlichen Lokomotive — bei gefchobenen 
Zügen ber an ber Bugfpige befindliche Bugbegleiter — auch die 
Stellung der Weichen zu beobachten. 

Ericheint e8 dem YZugperfonal aus was immer für Gründen 
unzuläffig, in die geöffnete Fahrſtraße einzufahren oder hat das 
Perfonal der an der Spitze des Zuges befindliden Lolomotive 
— bei gejhobenen Zügen der an der Zugſpitze befindliche YZug- 
begleiter — Zweifel, ob eine Weiche richtig geitellt ift, fo ift der 
"Bug fofort anzuhalten. 

Eine Einflußnahme auf die Weichenftellung durch Zeichen und 
Winke ift dem Zugperfonal unter allen Umftänden verboten. 

176. Bei der Ausfahrt aus den Stationen (Ausweichen) foll 
der Lokomotivführer auch darauf achten, ob das Gleis, auf welchem 
die Ausfahrt erfolgt, volllommen frei ift, ob die zu befahrenden 
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Weichen richtig geftellt find und das etwa vorhandene Ausfahr- 
jionet in der ber Yahrtrichtung entfprechenden Stellung fich befindet; 
er Bugführer ſowie bie übrigen Bugbegleiter Haben auf etwa bon 
der Station (Ausweiche) aus gegebene Signale zu achten. 

177. Wenn zwei Lolomotiven an der Spitze des Zuges tätig 
find, fo Hat ber Führer der erften Lolomotive die Geſchwindig⸗ 
feit des Zuges zu regeln und die erforderlichen Signale zu geben. 


Artilel 29. 


Andalten auf der Strede Bei Langfamer Reiter- 
j fahrt oder Suraafhiehen der Büge, abet, 

178. Seber Bug muß fofort anhalten, wenn irgenb eine Wahr- 
nehmung gemadt wird, die fchließen läßt, daß aus der Weiterfahrt 
eine Gefahr entftehen Tönnte. 

179, Wenn ein Zug aus unvorgefehener Urfache auf der 
Strede anhält, fo ift er ohne Verzug zu beiden. 

180. Wenn ein Zug aus irgend einer Urſache feine vor⸗ 
gejchriebene Fahrzeit nicht einzuhalten imftande ift und zu be» 
fürdten fteht, daß er von einem nachfolgenden Yuge eingeholt 
werden könnte, fo ift die Weiterfahrt nur dann zuläffig, wenn 
fi der Bugführer mit dem Wächterperfonal wegen Dedung feines 
Zuges und Berftändigung eines nachfahrenden Zuges mündlich oder 
hriftlich in ungmeifelhafter Weife ins Einvernehmen jegen Tann. 

Iſt biefes Einvernehmen nicht möglih, jo muß ber Zug an- 
gehalten werden und darf die Weiterfahrt erft nad) Veranlaffung 
der Dedung ftattfinden. 

181. Für GStreden mit NRaumabichlußeinrichtungen kann bie 
zuftändige Behörde rüdfichtlich der Dedung der Züge erleichternde 
Beftimmungen treffen. 

182. Erfolgt da3 Anhalten eines Zuges auf horizontaler 
Bahn, fo find die Bremfen, mit Ausnahme der Bremfe des Gignaf- 
wagens, nad erfolgtem Stillftand fojort wieder zu lüften; bleibt 
aber der Bug auf einer Steigung oder einem Gefälle ftehen, fo 
find die Bremfen erft dann wieder & öffnen, wenn ber Lolomotiv- 
führer mit der Dampfpfeife da3 Signal zur Weiterfahrt gibt. 

Der Vorgang bei Zügen mit durchgehender Bremje wird mit 
befonderen Vorſchriften geregelt. 

1 Einem zurüdihhiebenden Zuge hat ein mit den nötigen 
Gignalmitteln verfehener Bote in einer ftet3 einzuhaltenden Ent- 
fernung von 800 m bis zur Station ( uBtDeiche) borauszugehen. 


Bon ber Borausfendung eined Boten darf nur dann abgejehen 
werben, wenn die Zuftimmung der Station (Wusmeiche), in welche 
urüdgefhoben wird, telephonifch oder durch ein fonftige® Ver⸗ 
ändigungsmittel eingeholt wurde. 


In mit Raumabſchlußeinrichtungen ausgerüfteten Streden ınuß 
der zurüdichiebende Zug beim eriten in der Fahrtrichtung ge- 
legenen Boften anhalten und darf die Yahrt erft nach Verftändi- 
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gung mit dem nächſten Poſten (Station, Ausweiche) ohne Bor- 
ausſendung eines Noten fortfegen. 

Bor dem AZurüdichieben find, wenn nicht Gefahr im Verzuge 
ift, die Signale für die Spige und das Ende des Zuges ent- 
fprechend zu ändern. 


Artilel 30, 


Fabrten auf dDoppelgleifiger Bahn. 

184. Auf doppelgleifigen Bahnen Haben die in einer und 
derjelben Richtung verfehrenden Züge in ber Negel ftet3 jenes 
Gleis zu befahren, welches. für die betreffende Fahrtrichtung be- 
fimmt ift und welches in bezug auf biefe Richtung das richtige 
Gleis genannt wird, 

185. Wenn die Büge auf dem Doppelgleis zwiſchen zwei 
Stationen das unrichtige Gleis befahren müfjen, fo find in der 
betreffenden Strede alle Borjichts- und Sicherheitsmaßregeln zu 
treffen, welche für ben Verkehr auf eingleifiger Bahn gelten und 
haben jene Züge, die nicht auf dem richtigen Gleis fahren, bie. 
für den Verkehr auf dem unrichtigen Gleis vorgefchriebenen Signale 
zu tragen. 

Die Bugfreuzungen, melde fonft auf ber Strede flattzufinden 
hätten, find in die Stationen (Ausweichen) zu verlegen. 


Artikel 31. 


Aberwachung des Zugverkeßrs durch das Wächterperſonal. 

186. Mit Ausnahme ber bei Raumabichlußfignalen vermen- 
deten Wächter hat fich jeder Wächter vor Ankunft ber Büge auf 
einem Punkte feiner Strede derart aufzuftellen, daß er vom Zug⸗ 
und Lolomotivperjonal unzweifelhaft gejehen werden Tann. 


187. Das Wächterperfonal muß die Züge zur fahrordnungs⸗ 
mäßigen Beit erwarten und auch dann, wenn fein Zug erwartet 
wird, fortwährend auf die Glockenſchlagwerkſignale und auf etwa 
ftattfindende Fahrten achten. 


188. Die Schließung der Schranten muß fpäteftens 5 Mi- 
nuten bor dem zu gemwärtigenden Eintreffen des Zuges erfolgen, 
gleichviel, ob dieſelben Hand» oder Zugſchranken find. 

Viehherden fullen 10 Minuten vor Eintreffen eines Buges 
nit mehr über die Bahn getrieben merben. 

Der Wächter Hat da3 eigenmädtige Offnen ober Überfteigen 
der gefperrten Schranken fowie das Durchſchlüpfen durch biefelben 
mit allen ihm zu Gebote ftehenden Mitteln zu verhindern und 
Übertreter anzuhalten. 

189. Das Signal 15 „Frei“ foll jedem fich nähernden Zuge, 
und zwar dann gegeben werden, wenn bie Bahn ſich in gutem 
Zuſtand befindet und Teinerlei Hindernis ber ficheren Yahrt bes 
Zuges entgegenfteht. 
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Das bei Raumabichlußfignalen verwendete Wächterperfonal kann 
von der Abgabe des Signals „Frei“ mit Handfignalmitteln ent- 
hoben werden. 

1%. Das Signal 16 „Langfam” ift zu geben: 

a) Wenn der Zuſtand der Bahn (ſchadhafte Oberbanitellen oder 
Objekte) oder andere Urſachen e3 gebieten, die Geſchwindig⸗ 
feit zu mäßigen, gleichviel, ob ein Zug erwartet wird oder nicht. 

b) Wenn das Bugbegleitungsperjonal das Signal „Langfam“ gibt. 

Sn den für da3 Fahren im NRaumabftand nicht einge» 
rihteten Streden ift da3 Signal „Langſam“ auch noch zu 
geben: 

c) Nach Borbeifahrt eines jeden Zuges, und zwar duch 5 Mi⸗ 
nuten nad) Bejeitigung des vorgejchriebenen Signals „Halt“, 
gleichviel, ob ein Bus erwartet wird oder nid. 

Eine Ausnahme Hiervon ift bei der Ausfahrt aus ber 
Station (Ausweiche) zuläffig, wenn ein langjam fahrender Zug 
einem fchneller verfehrenden in 5 Minuten folgt, ferner, wenn 
ein Zug nächſt einer Borfahrftation (Ausmweiche) fich bis zur 
erlaubten Grenze von 5 Minuten dem voraudfahrenden Zuge 
nähert, oder im allgemeinen, wenn die Überzeugung gewonnen 
worben tft, daß der vorausgefahrene Zug die nächte Station 
(Ausmweiche) oder Bahnabzmweigun a erreicht bat. 

191. Das Signal 17 „Halt“ i eben: 

a) Wenn der Zuftand der Bahn oder In in Sindernis den Berfehr 
ber Zuge gefährdet, gleichviel, ob ein Zug erwartet wird oder 


b) Wenn das Bugbegleitung3perfonal da3 Signal „Halt“ gibt. 

c) Wenn an dem Buge felbit etwas bemerkt wird, wodurch die 
Weiterfahrt gefährdet mürbe. 

d) Wenn bei eingleifigem Verkehr für einen Zug ein der Gegen- 
Eng entſprechendes Glodenfchlagmwerkjignal vernommen 
wurde 

e) Wenn zwei Glockenſchlagwerkſignale vernommen wurden, welche 
— daß zwei Züge einander auf demſelben Gleis ent«- 


genfahre 
1, Benn ba Glockenſchlagwerkſignal 9 „Ale Züge aufhalten“ 
, enommen wurde. 

g) Wenn während des Verkehr eines Zuges das Glodenjchlag- 
werkſignal 13 „Entlaufene Wagen” vernommen wurde und 
nah den Neigungsverhältnijfen oder der Windrichtung zu 
[lieben if, daß die Fahrzeuge dem Zuge entgegenlaufen 

können. 

h) Wenn ein Zug auf ein geſperrtes Gleis abgelaſſen wurde 
und der Wächter von der ausnahmsweiſen Yahrt des Zuges 
auf das gejperrte Gleis nicht verftändigt ift. 

i) Wenn eine Bahnftelle derart fchadhaft tft, daß fie nur mit 
äußerfter Vorficht befahren werden kann, und das Perſonal des 
betreffenden Zuges hiervon noch zu verftändigen ift. 
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ſehen iſt. 
1) Wenn bei Dunkelheit an der Spitze des Zuges die in der 
Signalorbnung vorgefchriebenen Signallichter verlöſcht find. 
m) Wenn auf ber boppelgleijigen Bahn ein Zug auf dem un« 
richtigen Gleis verlehrt und ber Wächter hiervon nicht burd) 
das entfprechende Glodenfchlagwerkjignal verftändigt wurde oder, 
wenn bei geftörter Glodenfhlagwerfleitung ber Wächter über 
ben Verkehr des Zuges auf dem unrichtigen Gleis nicht ver 
ftändigt worden iſt. 

n) Bei borausfichtlicher Gefährbung von auf ber Bahn befind- 
lichen Menſchen, größeren Tieren u. bgl. 


Im Fall eines Bmeifeld über die Zuläffigfeit der Fahrt 
ift der Bug anzuhalten und deſſen Perfonal zu verftändigen. 
Sn den für da3 Fahren im Raumabftand nicht „Singerichteten 
Streden ift das Signal „Halt“ au noch zu g 

0) Sofort nad Paffierung eines jeden Zuges u 5 Minuten. 

p) Wenn zwei oder mehrere hintereinander fahrende Züge mittels 
Glockenſchlagwerkſignalen angezeigt worden find und nach Bor- 
beifahrt des erften Zuges das Abfagejignal 3, beziehungsweife 4 
vernommen wird. 


Artilel 32. 


Bedingungen und Borfhriften für das KRachſchieben der Züge. 


192. Das Nachſchieben ift zum Angangbringen von Bügen 
unb beim Erfteigen ſtark geneigter Bahnſtellen zuläffig. 

Die Verwendung von zwei Nachſchiebelokomotiven bedarf de 
Genehmigung der zuſtändigen Behörde. 

193. Büge, welchen nachgeſchoben wird, dürfen Wagen, melde 
berart beladen oder miteinander verbunden find, daß fich die Puffer 
nicht berühren können, nicht enthalten. 

Leere Wagen find tunlichft weit von der Nachichiebelofomotive 
einzureihen, damit felbe vorwiegend gezogen werden. 

Das Anhängen von Wagen hinter der Nachichiebelolomotive 
ift unzuläffig. 

194. Die Nachfchiebelotomotive foll in der Regel an ben Zug 
nit angeluppelt werden. Bur Ausführung des Nachſchiebedienſtes 
mit angeluppelter Lokomotive ift die Genehmigung der zuftändigen 
Behörde einzuholen. 


195. Hat der Bugerpedient bem Zugführer den Auftrag zur 
Abfahrt erteilt, jo gibt Diefer, beziehungsmweie ber auf dem 
erften Wagen des Zuges befindliche Bugbegleiter das Signal 56 
„Plätze einnehmen” mit der Mundpfeife und hierauf das Signal 57 
„gur Abfahrt bereit”, worauf die übrigen Zugbegleiter, falls fie 
alle Vorkehrungen zur Abfahrt getroffen haben, ber Reihenfolge 
nad bis zum Schlußkondukteur diefe beiden Signale wiederholen 
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und hierdurch anzeigen, Daß gegen bie Abfahrt bes Zuges kein 
Hindernis obmaltet. 

Der Sctubtonbuttent A ſodann in Vertretung des Zug⸗ 

führer das Signal 58 fahrt” mit bem Horn 

Nah Bernehmung dieſes Signals haben die Führer ber Zug- 
und ber Nachſchiebelokomotive einander mittels ber Dampfpfeife 
zu —— und dann erſt den Zug einvernehmlich in Be- 
wegung zu 

196. eBahrenb ber Fahrt muß eine möglichſt gleichmäßige 
Geſchwindigkeit eingehalten merden. 

Die nit angekuppelte Nachſchiebelokomotive foll ſich in der 
ganzen Strecke, in welcher ſie nachzuſchieben hat, nicht vom Zuge 
trennen. 

197. Soll der Zug während der Fahrt angehalten werden, 
fo Haben ſich die Führer ber Zug⸗ und der Nachſchiebelokomotive 
mittels ber Dampfpfeife darüber zu verftändigen, und foll die 
Nachſchiebelokomotive möglichft suerk anhalten. 

Das Bugbegleitungsperjonal hat daher etwaige Haltfignafe den 
beiden Lolomotivführern, womöglich aber vorerft dem der Nadp 
ſchiebelolomotive zu geben. 


Artilel 33. 


Borgang Bei Expedition verfpäteter Züge. 

198. Die Verfpätung eines Zuges foll in erfter Neihe durch 
möglichfte Abkürzung ber Aufenthalte und ſodann durch fchnelleres 
Fahrer, edoch nur bis zur geftatteten kürzeſten Fahrzeit, wieder 
eingebracht merben. 

199. Aufträge und Mitteilungen an das Lokomotiv⸗ unb 
Bugbegfeitungspertonal über Veränderung im Vorfahren, über Ber- 
fegung und Zeititellung von Zugkreuzungen oder andere wichtige 
Dispofitionen find nicht bloß mündlich zu geben, fondern auch 
in den Stundenpaß einzutragen oder durch Beionbere ſchriftliche 
Befehle zu erteilen (ſiehe Punkte 134 und 205). 

200. Das Verlegen einer Kreuzung oder eines Vorfahrens 
muß dem Gtationsperjonal, namentlih aber den Weichenwächtern 
immer rechtzeitig mitgeteilt werben. 

201. Wenn durch eingetretene Berfpätungen die Notwenbig- 
keit entfteht, bezüglich der Kreuzung oder des Vorfahrens der Züge 
Beftimmungen zu treffen, fo gilt hierfür als allgemeiner Grundfaß, 
daß die Rangordnung —* bleiben, daher der Verkehr des 
Vorrangzuges durch den Nachrangzug nicht geſtört werden ſoll. 

Es iſt jedoch zuläſſig, einem Nachrangzuge Vorſchub zu leiſten, 
wenn durch eine kleine jerſpatung des Vorrangzuges der Verkehr 
des letzteren nicht weſentlich beeinträchtigt wird. 

202. Die Verlegung fahrplanmäßiger oder bereits 
vereinbarter Kreuzungen darf nur bei verläßlicher 
Verſtändigung zwiſchen ben Stationen (Ausweichen) 
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vorgenommen werden, wobei die Anwendung der 
Glockenſchlagwerkſignale allein nicht als verläßliche 
Verſtändigung anzuſehen iſt. 

203. Eine fahrordnung3mäßige oder eine vereinbarte Kreu- 
zung muß aufrecht bleiben, folange fie nicht auf Grund verläß- 
lider Berfländigung im gegenfeitigen Einvernehmen abgeändert 
wurde. 

204. Die Feſtſtellung oder Verlegung einer Kreuzung muß 
grundſätzlich von jener Station (Ausweiche), welche den verfpä- 
teten Zug zu expedieren hat, und wenn beide Züge verſpätet 
ſind, in der Regel von jener Station (Ausweiche) beſtimmt werden, 
die den Nachrangzug zu expedieren hat. 

205. Jede vereinbarte Kreuzung iſt in den Stundenpaß des 
Nachrangzuges in allen Fällen, in den Stundenpaß des Vorrangzuges 
nur dann einzutragen, wenn derſelbe in der betreffenden Station 
(Ausweiche) fahrordnungsmäßig Aufenthalt hat. An Stelle der 
Eintragung in den Stundenpaß kann ein ſchriftlicher Befehl treten 
(ſiehe Punkt 199). 


Artikel 34. 


Ardeilszüge (Materialzüge). 

206. Jeder Arbeit3zug muß die Strede jo rechtzeitig räumen, 
daß er wenigſtens 5 Minuten vor dem Abgang eines Gegenzuges 
in ber Kreuzungsftation oder 15 Minuten vor bem Eintreffen 
eine3 Folgezuges in der Vorfahrftation einlangt. 

Sn für die Bugfolge im Raumabſtand eingerichteten Streden 
find für den Verkehr des Arbeitszuges mit Nüdfiht auf Folgezüge 
die Beftimmungen des Artikels 24 maßgebend. 

Hat der Arbeitszug in einer Schottergrube oder auf einem 
fonftigen Nebenglei3 eine Kreuzung abzuwarten, fo ift die3 in ber 
betreffenden Fahrordnung ausdrücklich vorzufehen. 

207. Die Bewegungen eine Arbeitäzuges find, fofern die 
Fahrt nicht nah einer Fahrordnung gefchieht, von den beiden 
Nahbarftationen (Ausweichen) zu vereinbaren. 

Der Bugführer eine Arbeitszuges muß während ber 
Fahrt unter allen Umftänden an der Spige desfelben Bla nehmen; 
beim Burüdjchieben hat er fich baher auf den erften vorangehenden 
Wagen zu poftieren. 


Artikel 35. 


Dienfizüge (Silfszüge u. dgf.). 

209. Die Dienftzüge (Hilfszüge u. dgl.) müffen von einem 
mit den Verkehrsvorſchriften volllommen vertrauten Beamten be- 
gleitet fein. 

210. Bei verläßlicher Berftändigung wird es den Organen 
der Stationen (Ausmeichen) überlafjen, der Fahrt des Dienftzuges 
(Hilfszuges u. dgl.) im Bedarfzfalle möglichſt Vorſchub zu leiften. 
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Iſt jedoch eine folde Verſtändigung nicht möglich, fo fteht 
ber Dienftzug (Hilfszug u. dgl.) allen Zügen im Range nad), und 
barf derfelbe nach ber nächſten Station (Ausweiche) nur dann ab- 
gelaffen werden, wenn er mindeftend 5 Minuten vor dem fahr- 
planmäßigen Abgang eines etwaigen Gegenzuges dortjelbft ein- 
treffen Tann. 

211. Wenn ein im Berlehr geftörter Bug noch vor dem Ein- 
treffen der bereit3 verlangten Hilfslofomotive, fei e3 durch feine 
eigene Lokomotive, fei e3 durch einen nachfahrenden Zug, wieder 
in Gang gebradt werben könnte, jo darf die Fahrt nicht an- 
getreten werden, wenn bie Hilfslokomotive aus ber in der Yahrt- 
richtung gelegenen Station (Ausweiche) bereit? abgegangen iſt. 

Sit dies nicht der Fall, fo darf die Weiterfahrt unter Bor- 
ausſendung eined mit den nötigen Signalmitteln verjehenen Boten, 
welcher dem Zuge auf die ftet3 einzuhaltende Entfernung von 800 m 
vorauszugehen hat, angetreten werden. 

Bon der Voraudfendung eines Boten darf nur dann abgejehen 
werden, wenn bie Zuflimmung der vorauögelegenen Station (Aus⸗ 
weiche) telephonifch oder durch ein fonftiges Verſtändigungsmittel 
eingeholt wurde. 

An mit Raumabſchlußeinrichtungen ausgerüfteten Strecken ift 
die Vorausfendung eined Boten nur bis zum erften in ber Yahrt- 
richtung gelegenen Poſten erforderlich, woſelbſt anzuhalten und bie 
Buftimmung zur Weiterfahrt vom nädjften Bolten (Station, Aus- 
weiche) einzuholen if. 

Die Vorausfendung eined Boten darf auf Doppelgleifiger Bahn 
bann unterlaffen werben, wenn es gewiß ift, daß die Hilfsloko⸗ 
motive nicht auf dem unrichtigen Gleis entgegenltommt. 


Artikel 36, 


Bahuwagenfadrten. 

212. Jede Bahnmagenfahrt darf nur unter perfönlicder Lei- 
tung eine3 verantwortliden Organs erfolgen. 

Außerdem muß der Bahnmwagen von fo vielen Arbeitern be- 
leitet fein, baß er erforderlichenfalls ſchnell aus dem Gleis ge- 
oben werden kann. 

Das Mitfahren von Perfonen auf beladenen Bahnwagen ift 
unter Wahrung der perjönliden Sicherheit nur inſoweit geftattet, 
als die zur Bremfung des Bahnwagens notwendig erjcheint. 

213. Ein Bahnmwagen barf eine Station (Ausweiche) erft dann 
verlaffen, wenn der Zugerpebient die Erlaubnis zur Fahrt fchrift- 
lich erteilt hat. 

214. Der Leiter einer Bahnmwagenfahrt muß mit einer ge- 
richteten Uhr und mit einer Mundpfeife verfehen fein. 

Außerdem muß der Bahnmwagen mindeftend mit einer Hanb- 
fignalfcheibe oder Fahne, ferner mit Knallkapſeln und, falls die 
Fahrt nicht zuverläffig bei Tag beendet wird, auch mit Laternen 
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ausgerüftet fein, damit die vorgeſchriebenen Signale nach vorn und 
rückwärts gleichzeitig gegeben werden können. 

215. Der Bahnmwagen muß mindeſtens 15 Minuten vor dem 
fahrorbnungsmäßigen oder fonft fihergeftellten Eintreffen eines zu 
erwartenden Zuges das von biefem zu befahrende Gleis geräumt 
haben und mindeften? 2 m vom nädjitgelegenen Schienenftrang 
biefe8 Gleifes untergebracht werben. 

216. Die Yahrgeichwindigleit de Bahnwagens barf nur fo 
groß fein, baß er au eine Entfernung von höchſtens 80 m unbe 
dingt zum GStillftand gebracht werben Tann. 

Die Fahrgeſchwindigkeit muß überdies vor Wegüberfegungen, 
namentlich wenn ſie in Einfchnitten und in einer Bahnkrummung 
Liegen, und überhaupt bei gehinderter Fernſicht entfprechend gemäßigt 


werden. 

217. Auf Streden mit ftärkeren Neigungen als 59/0, bürfen 
nur Bahnwagen mit Bremfen verlehren. 

218. Wenn ein Bahnmagen auf ber Strede durch länger 
als 5 Minuten anhalten oder mehrere Bewegungen nad) vorm und 
rüdwärt3 unternehmen foll, fo ift er wie ein Bug zu beiden. 

219. Bahnmagen, welche nad vollendeter Fahrt oder nad 
Schluß ber Arbeit auf ber Strede verbleiben, müffen ausgehoben 
und bei einem Wächterhaufe ober fonftigen Aufficht3poften unter- 
gebracht werben. 

220. Borftehende Beitimmungen gelten aud für Praifinen 
und ähnliche Fahrzeuge. 


Artilel 37. 


Gleisſperre. 

221. Wenn Gleisunterbrechungen vorausſichtlich nicht länger 
dauern als eine Pauſe des Zugverkehrs, fo genügt bie vorſchrifts- 
mäßige Dedung der unfahrbaren Stelle. Wenn aber bie Gleis- 
unterbrehung länger dauern foll, jo muß außerdem in beiden, 
die Strede begrenzenden Stationen (Ausmweichen) Hinter der Aus- 
fahrtweiche ein bie Ausfahrt auf das verfperrte Gleis verbieten- 
des optiſches Haltfignal aufg:pflanzt merben. 


Bon einer folden Sperre muß dad Wächterperfonal ber be- 


‚ treffenden Strede und das bei der Ausübung des Verkehrsdienſtes 


beteiligte Stationd- und Bugperfonal in verläßlicher Weiſe ver- 
ftändigt werben. 


Artilel 38. 


Bahnunfälle und aufergewöhnlide Ereigniſſe. 

222. Alle auf der Strede eingetretenen Unfälle und außer- 
gewöhnlichen Störungen des Bahnbetriebes fowie alle Ereignifje, 
welche die Beranlaffung zu Unfällen oder Störungen fein lönnten, 
wie Rutſchungen, Überfhwemmungen u. dgl. müſſen fo raſch ala 
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möglich dem Vorſtand ber nächſten Station (Ausweiche) angezeigt 
werden 

Diefer ift verpflichtet, Diejenigen Organe, deren Amtstätigkeit 
duch den Vorfall zunähft in Anfpruh genommen wird, unver« 
züglih in Kenntnis zu fegen und im Einvernehmen mit denfelben 
—2— alle Verfügungen zu treffen, welche auf bie weitere Aus⸗ 
führung des Verlehres Bezug haben. 


Artikel 39. 


Hadrten mit auf eigenen Rädern laufenden Schneepflügen. 

223. Bei Bügen, welche mit feiner größeren Geſchwindigkeit 
al3 80 km in der Stunde verkehren, kann der Schneepflug vor die 
Lokomotive ber Züge geftellt werben, bei größerer Gefchwinbigfeit 
find eigene Schneepflugfahrten einzuleiten. 

224. Das Vorausſchieben eines Schneepfluges zun: Fort⸗ 
Ichaffen bes Schnees ift in unmittelbarer Verbindung mit Zügen, 
eat welchen fahrplanmäßig Perfonen befördert werden, nicht 
geitattet. 

225. In jenen Gtreden, wo ber Schneepflug zum Arbeiten 
beftimmt ift, muß er von einem Organ begleitet werben, dad mit 
allen Lofalverhältniffen ber Strede und den beftehenden Hinber- 
niffen vertraut ift unb auf die Gejchwindigkeit der Fahrt und 
da3 Maß der anzumendenden Lolomotivfraft Einfluß nimmt. 

226. Auf dem Schneepfluge felbft darf ſich während ber Fahrt 
niemanb befinden. 


Artilel 40. 


Surüdhalten der Züge aus 5 Siderbe ten oder wegen Unfahr- 
er Bahn. 

227. Bei außergemöhnlichen Witterungöverhältniffen, zum Bei⸗ 

[piel bei Wolkenbrüchen oder Orkanen, melde zu Unglüdsfällen 

eranlaffung geben könnten, fteht es dem Stationsvorſtand oder 

— Stellvertreter zu, unter Erwägung der obwaltenden Um—⸗ 

ände die Abfahrt eines Zuges von der Station (Ausweiche) zu 

verſchieben, bis ſich die Witterungsverhältniſſe günſtiger geſtaltet 

haben oder von der Strecke eine Nachricht über die Fahrbarkeit 
der Bahn eingeholt worden ift. 


Artikel 41. 
Borgang, wenn Fahrzeuge entroffen oder wenn id Wagen von einem 
Zuge trennen. 

228. Sind Fahrzeuge entrollt, fo hat jener Bedienftete, welcher 
bie zuerft gewahr wird, vor allem da3 Signal 13 „Entlaufene 
Wagen” zu geben oder das Geben besfelben zu veranlajjen. 

Sodann ift die nächſte Station (Ausweiche) über den Vorfall 
wenn möglich telegraphifc oder telephoniich zu verftändigen. 


Gef. Sig. XVII, Eifenbahngefebe. 86 
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229. Die Wächter, welche von dem Entrollen von Fahrzeugen 
oder eines Zugteils Kenntnis erhalten, haben unverzüglich die Weg⸗ 
ſchranken zu ſchließen und mit Zuhilfenahme aller zu Gebote 
ftehenden Kräfte fchleunigft die zum Anhalten ber Yahrzeuge etwa 
vorhandenen bejonderen Mittel anzumenden, anderenfall3 tter 
u. dgl. auf die Schienen zu werfen. 

Wenn nad) der Windrichtung und dem Gefälle zu fchließen, 
bie Fahrzeuge etwa einem herannahenden Zuge entgegenrollen, fo 
ift ber letztere anzuhalten, und der Bugführer zu verftändigen. 

Sf der angehaltene Bug ein Bug mit Perfonenbeförberung, 
der aus irgend einem Grunde nicht zurüdichieben kann, fo find, 
je nad Umftänden, bie Neifenden zum Berlaffen des Zuges auf- 
zufordern. 

230. Sf in einer Station (Ausweiche) da3 Signal „Ent- 
laufene Wagen“ vernommen worben, fo haben die Organe ber- 
jelben foglei Vorkehrungen zu treffen, um bie im Lauf befind- 
lichen Fahrzeuge ohne Gefährdung der eigenen oder der Sicherheit 
der auf denfelben etwa befinbfichen Perjonen zum Stillſtand zu 
bringen. 

231. Iſt das Unhalten ber entroflten Fahrzeuge in ber 
Station ne) nicht mit Beftimmtheit zu erhoffen, und ift 
von ber Nachbarſtation (Ausweiche) her ein Bug auf dem Wege 
oder ein Zug nach derjelben in der Yahrt begriffen oder, ift fonft 
bie Gefahr eines YZufammenftoßes naheliegend, fo find bie ent- 
rollten Fahrzeuge duch das YHalbftellen einer auf ein Nebengleis 
führenden Weiche oder durch ein anderes Hindernis zur Entgleifung 
zu bringen. \ 

Befinden fi auf den entrollten Fahrzeugen keine Berfonen, 
fo können die Yahrzeuge auch auf ein Gtumpfgleis (Stodgleis) 
eingelajjen werben. 

232. Wenn fi während der Fahrt Fahrzeuge von einem 
Buge trennen, fo muß das auf bem abgeriffenen Bugteit befindliche 
Perſonal fofort die Bremfen anziehen und das Signal 63 „Bug 
zerriſſen“ dem Lolomotivführer geben. 

Dieſes Signal ift auch von ben übrigen Bugbegleitern ſowie 
vom Wächterperfonal zu geben, fobald entweder die Trennung felbft 
oder das anderwärtd gegebene Signal „Zug zerriſſen“ mwahrge- 
nommen wird. 

Der Lolomotivführer hat Hierauf das den Neigungsverhält- 
niffen Entfprechende zu veranlajjen, da3 Yugbegleitungsperfonal 
jedoch genau nad) ben vom Lolomotivführer gegebenen Signalen 
vorzugehen. 
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II. Signalordnnng für die Hanpt-und Lokalbahnen.*) 


——A— aus der Ferordnung des k. k. Eiſenbahnminiſters 
vom 20. April 1904, 3. 16,461, an die Verwaltungen der 
öfterreichifcyen Haupt: und Lokalbahnen, 


betreffend die Einführung einer einheitlichen Signalordnung 
für die Haupt- und Lokalbahnen. 


Un Stelle der mit ber Verordnung des HM. vom 10. Fe» 
bruar 1877, Nr. 3400, eingeführten „Signalordnung für die Eifen- 
bahnen Bfterreich-Ungarnd mit normalem Betriebe” **) und ber 
„Signalordnung“, melde in ben mit der Verordnung des HM. 
vom 1. Auguft 1883, Nr. 24.932, eingeführten „Grundzügen ber 
Vorichriften für den Betrieb auf Lokalbahnen (Sekundärbahnen, 
Bizinalbahnen u. dgl)" ***), enthalten tft, gelangt am 1. Mai 1904 
eine neue, im Einvernehmen mit dem fönigl. ungar. Handeld- 
minifterium feftgefegte einheitliche „Signalordnung für die Haupt« 
und Lolalbahnen” zur Ausgabe. 

Diele Signalordnung tritt am 1. Mai 1905 in raft.F) 


Einleitung. 


1. Jene Beftimmungen, bei welchen feine beſondere Bemerkung 
gemadit ift, müfjen ſowohl auf Hauptbahnen al3 aud auf. Lolal- 
ahnen angewendet werben. 

Die für die Lokalbahnen gültigen erleichternden Beftim- 
mungen find in Kursivschrift erſichtlich gemacht. 


Der zuftändigen Behörde ift es vorbehalten, in befonberen 
Fällen, nah ihrem Ermefjen bei Lofalbahnen ſowohl meitergehende 
Erleichterungen zu genehmigen als auch die Anwendung ber nur 
für Hauptbahnen vorgefchriebenen Signale anzuordnen. 


2. Die Hörbaren Signale find bei Tag und bei Dunkelheit 
anzumenden. 
Alle fihtbaren Signale find fo zu geben, daß fie in an- 
gemejfener Entfernung leicht wahrgenommen werden können. 
Die für die Dunkelheit beftimmten fichtbaren Signale find 
von Sonnenuntergang bis Sonnenaufgang, in längeren Tunnels 
und bei Tag ftet3 dann zu gebrauchen, wenn die Tagjignale auf 
pie erforderliche Entfernung nicht deutlich wahrgenommen werben 
Önnen. 
3. Jedes Organ bed Eifenbahndienftes ift verpflichtet, den 
Signalen ohne Verzug und unbedingt Folge zu leiften. 
*) Die Signetiber wurden nicht abgedrudt. 
**) Bol. ©. 516 u. ff. 
***) Bol. ©. 535 u. ff. 
FT) Diefer Termin wurde auf denol. Mat 1906 erſtreckt. 
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4. Werden voneinander abweichende Signale gleichzeitig wahr⸗ 
enommen, ſo iſt jenem Signal nachzukommen, wel für bie 
iherheit bes Verkehrs von größerer Wichtigkeit if. 

Jedes ziweifelhafte ober bei Dunkelheit unbeleucdhtete Signal 

ift ſtets im bedenklicheren Sinne aufzufaflen. 

5. Um auf boppelgleifigen oder Parallelbahnen durch ein feit- 
ftehendes „Halt“⸗ ober ‚„LZangjam"- Signal auf einem Gleis ben 
Bugverlehr auf dem freien Gleis nicht zu beirren, ift in ber gleichen 
Stationierung mit diefem „Halt“- oder „Langfam"-Signal für das 
freie Gleis ein „ren Signal zu geben. 

6. Sollten bejondere Berhältniffe die Anwendung von Lolal- 
fignafen auf der Strede oder in den Stationen notwendig machen, 
jo muß zu beren Einführung die Genehmigung ber zuſtändigen 
Behörde eingeholt werden. 

Solche Vokalſignale dürfen jedoch mit ben in diefer Signal- 
PA vorgefchriebenen Signalbegriffen nicht im Widerſpruche 

e 


I. Durchlaufende hörbare Linienfiguafe 
mittel3 ber elektriſchen Glockenſchlagwerke. 
1. „Der Bug fährt gegen den Endpunkt der Linie.“ 
eo.-99—06 
Die Gruppe von zwei Glodenjchlägen breimal gegeben. 
2%. „Der Zug fährt gegen den Anfangspunkt der Linie.“ 
...-e.u.”-.o 
Die Gruppe von brei Glodenfchlägen dreimal gegeben. 
3. „Der Bug fährt wit ab gegen den Endpunkt der Linie.“ 
oo... —-909 -æ O -æ o o -æ o 

Die Gruppe von zwei Glockenſchlägen und einem Glockenſchlag 
dreimal gegeben. 
4. „Der Bug fährt nicht ab gegen den Anufangspunlit der Linie.“ 

o...”—-—o-0 989-9 —-900909—-0 

Die Gruppe von drei Glodenjchlägen und einem Glodenfchlag 

dreimal gegeben. 


5. „Der Zug fährt auf dem unridfigen Gleis gegen den Endpunkt 
ber Fine. 


o..-90»9-900999096 
Bweimal zwei, dann fieben Glodenfchläge. 
6. u auf dem ti 8 
„Der Zug fährt auf F akt ge gegen den Anfangs- 
o..-e...-—0.99090990 
Zweimal brei, dann fieben Glodenfchiäge. 
7. „Der Zug fährt von der Strehe gegen den Endpunkt der Linie.“ 
..u.....-09.—e® 
Gieben und zweimal je zwei Glodenfchläge. 
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8. „Dee Bug führt von der Ge Seen den Aufangspunkt der 


..ueeess-989—-0096 
Sieben und zweimal je drei Glockenſchläge. 


9% „Alle Züge aufhalten.“ 
..-@e90—-—908090 -9008-989009-908-800—00 
Die Gruppe von drei und zwei &lodenfchlägen mindeitens 
viermal gegeben. 


10. „JFoſtomotive fol Ronmen.‘* 
0909.90.-9090000 
Die Gruppe von fünf Glodenfchlägen zweimal gegeben. 


1. „„ohemotive mit Arbeitern fol Ramsmen.“ 
o o o o o -a o o o o - o 
Die Gruppe von fünf Glockenſchlägen und einem Glockenſchlag 
zweimal gegeben. 


12%. Aobomative mit Arbeitern und Krzten fell Rommen.“‘ 
o.....-.*- 9090989 —-068 
Die Gruppe von fünf und zwei Glockenſchlägen zweimal ge- 


geben. 
13. „Entlaufene Wagen.“ 
..0..—-0298990-90989—-0900 


eb Die Gruppe von vier Glockenſchlägen mindeſtens viermal ge- 
geben. 


14. „Hören richten.‘ 
.0.eu.9...89980 
Zwölf Glodenfchläge. 


Erläuterung. 


1. Die Beltimmung des Anfangs⸗ und Endpunktes der ein- 
zelnen Linien bedarf ber Genehmigung der zuftändigen Behörde. 
2. Die Pauſen zwifchen den einzelnen zu einer Gruppe ge- 
hörigen Glockenſchlägen follen nicht weniger al3 zwei und nicht 
mehr al3 drei Sekunden, jene zmwifhen ben einzelnen Gruppen 
eine3 Signals das dreifache dieſer Zeit betragen. 

3. Die Glockenſchlagwerkſi nale können mit Zuſtimmung der 
zuſtändigen Behörde in jenen Bahnftreden ganz oder teilmeife ent- 
fallen, in welchen für bie verläßliche Verftändigung des Stations- 
und Stredenperjonald in anderer Weiſe vorgeforgt ift. 

4. Außer den Glockenſchlagwerkſignalen 1 bi3 14 können mit 
Genehmigung der zuftändigen Behörde noch weitere Glockenſchlag⸗ 
werljignale angewendet werben. 

5. Die Fahrſignale 1, 2, 5 und 6 zeigen bie Abfahrt ber 
Züge von der Station (Ausweiche) an, ohne Unterſchied, ob bie 
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Züge in ununterbrochener Fahrt bis zur nächſten Station (Aus 
weiche) oder nur bis zu einem bejtimmten Punkte der Strede 
zu verfehren haben. Die Yahrfignale 7 und 8 dagegen zeigen 
an, daß der Zug von einem Punkte ber Strede ohne Unterbrechung 
big Au bie vor oder rückwärts gelegene Station (Ausweiche) fahren 
wird. 
Die Bewegungen, welche Züge zwifhen zwei Sta- 

tionen (ausweichen) von einem Punkte ber Strede zu 

einem anderen audführen, werben nidht fignalifiert. 

6. Jedes gegebene Fahrſignal Hat folange Gültig- 
keit, als ein Zug die fignalifierte Fahrt nicht aus— 
geführt hat oder folange dasſelbe nit durch dad ent- 
jprehende Ubfagefignal 3 oder 4 widerrufen mwurbe. 

7. Die Abſageſignale 3 und 4 Haben bie Beftimmung: 

a) ein bereitö gegebenes Yahrjignal (1, 5, 7, beziehungsweiſe 2, 
6, 8) zu widerrufen, wenn bie fignalifierte Fahrt nicht fkatt- 
finden Tann oder, wenn ein Fahrſignal irrigerweife oder un- 
richtig gegeben mwurbe; 

b) ohne Rückſicht darauf, ob einem Zuge das Yahrlignal vor- 
ausgegangen iſt oder nicht, die Einftellung ber Fahrt desfelben 
anzuzeigen, gleichviel, ob da3 Unhalten unvorhergefehen erfolgt 
oder, ob der Zug die Beitimmung hatte, nur bis zu einem 
beftimmten Punkte der Strede zu verlehren; 

c) dem Stredenperfonal anzuzeigen, daß ein gewöhnlicher, das 
ift. tägli” verfehrender oder ein dieſem Perfonal fchriftlich 
apifierter außergemöhnlicher Bug nicht verlehren wird, wenn 
da3 Wbfagen des Yuges an bie Wächter in anderer Weiſe 
nicht mehr möglich mar. 

8 Das Signal 9: „Alle Büge aufhalten” wird ange 
wendet, wenn ein die Sicherheit des Zugverkehrs gefährbender 
Umftand wahrgenommen wird oder, wenn die zum Anhalten eines 
borbeifahrenden Zuges angemwendeten Signale „Halt“ erfolglos ge- 
blieben find. 

Diefes Signal Tann fowohl von einer Station (Ausweiche) 
al3 aud) von einem Wächterpoften gegeben werden. 

Auf das vernommene Signal I („Alle Züge aufhalten“) ift 
jeder auf der GStrede befindliche Zug fowie jedes fonitige Yahr- 
zeug (Motorwagen, Bahnmagen, Draifine) aufzuhalten. 

Bon den Stationen (Ausmweichen) darf nad) dem Ertönen bes 
Signal3 9 („Alle Züge aufhalten”) fein Zug auf bie betreffende 
Strecke abgelajjen merden, folange nicht aus den nachträglich ver- 
nommenen Gignalen oder auf einem anderen Wege die Gewiß— 

- heit erlangt wurde, Daß gegen die Fahrt kein Anſtand obmaltet. 

Das Signal 9 („Alle Büge aufhalten“) ift als auf- 
gehoben zu betradten, wenn nachträglich irgend ein 
Sahrfignal vernommen wurbe, auf welches nicht neuer- 
dings das Signal 9 („Alle Züge aufhalten“) gefolgt if. 
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9. Die Hilfafignale 10 „Lolomotive foll fommen“, 
11 „Lokomotive mit Arbeitern foll kommen“ und 12 
„Zolomotive mit Arbeitern und Arzten foll kommen“ 
— find anzuwenden, wenn aus irgend einem Grunde eine Hilfs- 
Iofomotive oder eine Hilfslofomotive mit Werkzeugen und Ürbeitern, 
beziehungsmeife auch mit Arzten notwendig if. 

Das Hilfsſignal 12 („Lolomotive mit Arbeitern und Arzten 
foll kommen“) ift auch dann zu geben, wenn ſich bei. Arbeiten 
auf der Strede ein Unfall von größerer Tragweite ereignet hat, 
ber bie raſche Beiftellung von ärztlicher Hilfe und von Rettungs⸗ 
mitteln erfordert, fofern biefe auf anderem Wege nicht zeitgerecht 
beigeftellt werden können. 

Die Hilfsfignale 10 („Lokomotive foll kommen“), 11 (,Loto- 
motive mit Wrbeitern foll kommen“) und 12 („Lokomotive mit 
Arbeitern und Arzten ſoll fommen”) find zum Beichen, daß fie 
verftanden wurden, jedoch bloß mit je einer Gruppe(geoeee 
O o o o o - o oder o o o o o — eo) von jener der beiden benachbarten 
Stationen (Ausweichen) zurückzugeben, welche früher in der Lage ift, 
dies zu tun. Die eben erwähnten Signale müſſen in PBaufen von 
mindeftend 3 Minuten fo oft gegeben werben, bis die Nüd- 
fignalifierung der einen Gruppe deutlich erfolgt if. 

10. Da3 Signal 13 „Entlaufene Wagen“ ift zu geben, 
wenn Yahrzeuge entlaufen find oder wenn fid) Wagen von einem 
Buge getrennt Haben und dieſes Signal nicht ſchon vorher ver- 
nommen worden ift. 

11. Das Signal 14 „Uhren richten“ wird täglich zu einer 
beftimmten Stunde, in der Regel um 12 Uhr mittags, zu bem 
Bivede gegeben, damit die Wächter und jene Stationen (Ausmweichen), 
welche feinen Telegraphenforrejpondenzapparat bejigen, darnach ihre 
Uhren richten. 

Die Signale 1 bis 14' sind auf Lokalbahnen nicht obliga- 
torisch. 


1. Signale des Streckenperſonals. 
15. „Irei.“ 
Bei Tag. 


Der Bahnwächter macht Front gegen bie Bahn ober Ein- 
fteden ber Signalſcheibe in das Bankett, die weiße Fläche dem 


Buge entgegen. 
Bei Dunkelheit. 
Weißes Licht der Signallaterne bem Buge entgegen. 


Erläuterung. 
Dad Signal 15 „Frei“ bebeutet, daß bie Bahn ſich in gutem 
a befindet und feinerlei Hindernis der ficheren Yahrt des 
uge3 entgegeniteht. 
Auf Lokalbahnen ist das Signal 15 nicht obligatorisch. 
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16. „Fangſam.“ 
Bei Tag. 

Ruhiges Halten der Signalfahne ober irgend eines anderer 
Gegenſtandes mit ſchräg nach abwärts geneigtem Arm oder ſchräg 
Abwärts Halten beider Arme oder ruhiges Halten der Signalſcheibe, 
bie ‚grine Fläche dem Zuge entgegen, ober Einfteden der Signal- 
icheibe in das lett, die grüne Fläche dem Buge entgegen. 


Bei Dunkelheit. 
Grünes Licht der Signallaterne dem Zuge entgegen. 


Erläuterung. 


Das Signal 16 „Langſam“ bedeutet, baß bie betreffende 
Strede höchſtens mit der Halben normalen Geſchwindigkeit befahren 
werden darf, und ift in entfprechenber Entfernung borher zu geben. 


17. „Kalt. 
Bei Tag. 

Schwingen ber entfalteten Gignalfahne oder irgend eines 
anderen Gegenftandes im reife dem Zuge entgegen oder Ein- 
fteden ber Signalſcheibe in das Bankett, bievrote Fläche dem 
Zuge entgegen. 

Bei Dunkelheit. 


Notes Licht der Signallaterne oder Schwingen eine anberen 
Lichtes im Rreife dem Zuge entgegen. 


18. „Entladung von Anallkapfeln.‘ 
Die Knalllapjeln dienen dazu, einem Zuge anzuzeigen, 
daß er halten ſoll. ai 


Auf Lokalbahnen ist die Anwendung von Knallkapseln nicht 
obligatorisch. 


Erläuterung. 


1. Die Signale 17 „Halt“ und 18 „Entladung von 
Knallkapſeln“ bedeuten, daß ber Weiterfahrt ein Hindernis 
entgegenfteht und das Anhalten mit allen zu Gebote ftehenden 
Mitteln jo raſch al3 möglich zu bewirken ik. 

2. Zeder Zug foll grundjäglich noch vor dem „Halt"-Signal 
zum Stehen gebracht werben. 

3. Das „Halt"-Signal ift in einer ber Bremsdiſtanz in ber 
betreffenden Strecke mindeftens gleichkommenden Entfernung vor 
dem Fahrthinderniffe zu geben. 
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III. Fefifiehende Signale. 
A. Borfanale. 
19. „Brel.“ 
Bei Tag. 
h nie Fläche ber Scheibe dem Gleis zugewendet oder Horizontal 
eſtellt. 
— Bei Dunkelheit. 
Weißes Licht dem Zuge entgegen. 


20. „Fangfam.‘“ 
Bei Tag. 
Die grüne Fläche der Scheibe dem Zuge entgegen. 
Bei Dunkelheit. 
Grünes Licht dem Zuge entgegen. 
Erläuterung. 

1. Die Vorfignale dienen dazu, dem Zuge anzuzeigen, ob da3 
zugehörige Signal auf „Frei“ oder auf „Yalt“ geitellt if. 

2. Borfignale müffen ver allen Einfahrjignalen (Signal 21 
bis 23) und erforderlihenfall3 auch vor anderen Waftfignalen 
aufgeftellt und mit denfelben in Abhängigkeit gebracht werden. 

3. Das Borfignal iſt auf die Bremädiftanz in der betreffenden 
Strede vor dem zugehörigen Maftfignal aufzuftellen, damit der 
Bug mit Sicherheit no vor Tegterem zum Gtillftand gebracht 
werben Tann. 

B. Baumabfcdhliup-, Einfahr-, Wege- uud Ausfahrſignale. 
21. „rei oder „rei in gerader Ridtung.“ 
(Bei Ausfahrfignalen: „Frei“ oder „Frei in bie Hauptlinie”.) 
Bei Tag. 

Ein Arm des Signalmaftes nad) rechts in der Richtung der 

Da ſchräg aufwärts gerichtet (unter einem Winkel von etwa 
0 . 


Bei Dunkelheit. 
Ein weißes Licht bem Zuge entgegen. 
22. „Irei in die Ablenkung.‘ 
(Bei Ausfahrjignalen: „Frei in die zweite Linie“) - 
Bei Tag. 


Zwei Arme des Signalmaftes nach recht3 in ber Richtung der 
Fahrt ſchräg aufwärts gerichtet (unter einem Winkel von etwa 450). 
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Bei Dunkelheit. 

Zwei weiße Lichter dem Zuge entgegen. 

Jede folgende (2., 3. uſw.) Ablenkung, beziehungsweiſe Aus- 
fahrt in eine weitere Linie wird entweder auf demſelben Signal⸗ 
maſte bei Tag durch einen weiteren Arm, bei Dunkelheit durch 
ein weiteres weißes Licht oder durch Aufſtellung eines beſonderen 
Signalmaſtes bezeichnet. 


23. Aalt.“ 
Bei Tag. 


Ein Arm des Signalmaſtes nach rechts in der Richtung der 
Fahrt wagrecht geſtellt. 


Bei Dunkelheit. 
Ein rotes Licht dem Zuge entgegen. 


Erläuterung. 


1. Die Raumabſchlußſignale dienen dazu, um in Streden, 
welche für das Fahren im Raumabſtand eingerichtet find, dem 
Buge anzuzeigen, ob in die vorgelegene Strede eingefahren werben 
darf oder nicht. 

2. Die Einfahrfignale (Signal 21 bis 33) find vor 
Stationen (Ausweichen), Bahnabzmeigungen und Bahnkreuzungen 
im Niveau angumenben und bienen bazu, bem Zuge anzuzeigen, 
ob er in die Station (Ausmeiche) einfahren darf oder nicht und, 
ob die Einfahrt in gerader Richtung oder in die Ablenkung ftatt- 
findet, bei Bahnabzweigungen ober Bahnkreuzungen, ob die zu 
dedende Stelle befahren werden darf oder nicht. 

3. Die Wegefignale dienen bazu, in befonderen Fällen 
Fahrftraßen zu Begeidnen, welche nicht fon durch das Einfahr- 
oder Ausfahrſignal gelennzeichnet find; fie müffen mit den Weicher- 
For Einfahr-, beziehungdmweife Ausfahrfignalen in Abhängigkeit 

ehen. 

4. Die Ausfahrjignale dienen dazu, dem Zuge anzuzeigen, 
ob und auf melde Bahnlinie die Ausfahrt aus der Statioy 
(Ausweiche) frei ift oder nicht. 


5. Für die GSignalifierung der Ausfahrt aus verfchiedenen 
Sleifen einer Station (Musmeide) find fo viele Signalmafte aufe 
uftellen, als Wusfahrgleife oder Gruppen von Ausfahrgleiſen 
N omalifiert werden follen. Jeder Signalmaft erhält fo viele Arme, 
beziehungsweife Lichter, als Yahrten von bem betreffenden Gleis 
oder von der Gruppe von Gleiſen nad verjchiebenen Bahnlinien 
zu fignalifieren find. 
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C. Ständige Langlamfahrfkanale auf Der Strecke. 
24. „Kangfam.‘ 
Bei Tag. 
Der Arm am Signalmaſte nach recht3 in der Richtung ber 
Fahrt ſchräg abwärts gerichtet (unter einem Winkel von etwa 459). 
Bei Dunkelheit. 


Grünes Lit dem Buge entgegen, in ber Gegenrichtung 
weißes Licht. 
Erläuterung. 
Die fländigen Langfamfahrfignale dienen dazu, Bahnftellen zu 
bezeichnen, welche dauernd langſam zu befahren find. 


D. Perſchubſignale. 
25. „Erlaudte Perſchiebung.“ 
Bei Tag. 
Die Fläche einer vieredigen Scheibe dem Gleis zugewendet 
ober horizontal geftellt. 
Bei Dunkelheit. 
Se nah Bedarf nach einer oder beiden Yahrtrichtungen 
„weißes“ Lich. 
26. „VBerbot der Berſchiebung.“ 
Bei Tag. 
Die blau⸗weiße Fläche einer vieredigen Scheibe nach einer 
ober beiden Fahrtrichtungen. 
Bei Dunkelheit. 
Blaues Licht nah einer oder beiben Fahrtrichtungen. 


Erläuterung. 

1. Die Verſchubſignale dienen dazu, ben Punkt zu bezeichnen, 
über weldden hinaus Verfchiebungen bei der Stellung dieſes Signals 
auf „Verbot der Verfchiebung” (Signal 26) nicht ftattfinden dürfen. 

2. Das Signal 26 („Verbot der Verfchiebung”) wird bei Dunkel⸗ 
heit au) bei Stumpfgleisabfchlüffen angemenbet. 

3. Die Berfchubfignale Haben für ben Zugverkehr Feine 
Gültigkeit. 

Auf Lokalbahnen bestimmt die zuständige Behörde, wo die 
Signale ad A, B und D zur Anwendung kommen sollen. 


27. Die Ungültigkeit eines ber feltfichenden Signale 
DI A, B, C und D wird durch ein ſchräg geftelltes Kreuz 
am Signalarm, beziehungsweife an der Scheibe, gelennzeichnet. 
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28. „Stellung der Weide für die gerade (günfligere) Käichtung.“ 
Bei verjicherten ober verläßlich verfchloffenen Weichen ein 

aufrecht ftehendes weißes Rechteck nach beiden Yahrtrichtungen. 
Bei nicht verſicherten oder nicht verläßlih verjchlofjenen 

Weichen bei ber Fahrt gegen bie Spitze ein aufrecht ftehenbes 


rünes Nechted, bei der Fahrt nach ber Spitze ein aufrecht 
Hehendes weißes Nechted. 


29. „Stellung der Weide in die Ablenkung (ungünfligere Mifung).“ 
a) Bei der Fahrt gegen bie Spitze ein weißer Pfeil 
im ſchwarzen Feld, wobei bie Spite des Pfeils die Richtung an- 
deutet, nach welder das Gleis abzmweigt; 
b) bei der Fahrt nad ber Spige eine nach beiden Seiten 
Beageformie (ſymmetriſche) Yigur von weißer Farbe im ſchwarzen 


30. „Stellung der geunumasweiße (engfifden wie mit einem 
Antriebe für die geraden Richtung 

Bei verficherten oder verläßlich —— Weichen ein 

aufrecht ſtehendes weißes Rechteck nach beiden Fahrtrichtungen; 

bei nicht verſicherten oder nicht verläßlich verſchloſſenen Beihen 

ein aufrecht ftehendes grünes Nechted nach beiden Fahrtrichtungen. 


31. „Stellung der Kreuzun er denafifgen de) mit einem 
’ — für die Abfenkungen. Pei 


Ein weißer Doppelpfeil im — Feld nach beiden Fahrt⸗ 
richtungen. 
32. teſſung der Areuzungsweide (engliſe ) wit 
——— fr des ehrt Im —— Vit ame 
Ein aufrecht ——* weißes Rechteck im ſchwarzen Feld. 
33. teſſung der zen n sweide (engfifden Weihe) mit ei Au- 
»⸗* eben hrt 9. —— —. wei 
Ein — Brenz auf meißem Feld. 
34. tellung der englifhen Weide (Kreuzungsweiche) mit . 
»⸗* frieden für di —* in N ——e —8 links.“ wei ar 
Felb en ſchwarzer Pfeil mit ber Spige nad) links auf weißem 
e 


35. tellung der Kreuzungsweiche (engliſchen Weide) Fr ei Au- 
„⸗ —*— für die het in der Ablenkung nad red —* 


w Ein ſchwarzer Pfeil mit der Spitze nach rechts af weißem 
eld. 


Anmerkung. Die Signale bei Kreuzungsweichen können auch 
bie Signalbilder 88—85 weiß im ſchwarzen Feld zeigen. 
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Erläuterung. 

1. Die Signale 28, 30, 33 und 33 (Stellung der Weiche für 
bie gerade Richtung) find für die Fahrt in das gerade Gleis 
oder wenn ein ſolches nicht vorhanden ift, für jene in das der geraden 
Richtung am nächſten kommende Gleis (günftigere Richtung) an- 
zumenben. 

2. Die Signale 29, 31, 34 und 35 (Stellung ber Weiche 
in bie Ablenkung) find für die Fahrt in der ungünftigeren ber 
beiden Fahrtrichtungen anzumenden. 

Bei der Yahrt von einem Stammgleid in bie einzelnen Aus- 
weichgleife, gleichviel, ob leßtere gerade ober nicht gerabe abzweigen, 
if Reid dad Signal 29, beziehungsweife 31, 34 oder 35 anzu- 
menden. 

3. Bei graiieitigen (ſymmetriſchen) Weichenanlagen ift ftet3 
bie für den Verkehr wichtigere Fahrtrichtung durch dad Signal 28 
zu kennzeichnen. 

Auf Lokalbahnen sind Weichensignale nicht obligatorisch. 


F. Kennzeichnung Des Waſſerkraus. 


86. Der Standort des Waſſerkrans ift bei Dunkelheit buch matt- 
weißes Licht zu Tennzeichnen. 


IV. Signale an Fahrzeugen. 
A. Tennzeichnung der Spitze des Zuges. 
37. „Auf eingleifiger Bahn.“ 
Bei Tag. 
Kein bejonberes Kennzeichen. 


Bei Dunkelheit. 
Zwei rot Teuchtende Laternen vorn an ber Lolomotive. 


Auf Lokalbahnen wird bei Dunkelheit die Spitze des Zuges 
durch eine weißleuchtende Reftektorlaterne vorn an der Lokomotive 
gekennzeichnet. 


38 „Auf doypetaleinger Bade, Mache der Zug auf dem richtigen 


Bei Tag. 
Kein beſonderes Kennzeichen. 
Bei Dunkelheit. 
Zwei weiß leuchtende Laternen vorn an ber Lokomotive. 
39. „Auf doppelgleifiger le eh — Zug auf dem unrichtigen 
Bei Tag. 
Eine weiß⸗rote Scheibe vorn an der Lolomotive. 
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Bei Dunkelheit. 
Zwei rot leuchtende Laternen vorn an der Lokomotive. 


40. „Auf der als zweite Linie bezeiq neten Strecke zweier Yarallel- 
Bahnen.“ 


a) Huf eingleifiger Sireche. 
Bei Tag. 
Kein bejonberes Kennzeichen. 
Bei Dunkelheit. 
Eine rot und eine grün leuchtende Laterne vorn an der Lolo- 
motive, 
b) Huf dem richtigen Gleis der doppelgleifigen Strecke. 
Bei Tag. 
Kein befonderes Kennzeichen. 
Bei Dunkelheit. 
Eine weiß und eine grün leuchtende Laterne vorn an ber 
Lokomotive. 
c) Auf dem unrichfigen Gleis der doppelgleifigen Strecke. 


Bei Tag. 
Eine weißerote Scheibe vorn an ber Lokomotive. 


Bei Dunkelheit. 


Eine rot und eine grün leuchtende Laterne vorn an der 
Lokomotive. 


B. Tenmzeichnung bes Schluſſes des Zuges. 
41. „Schlußſignal auf ein- und doppelgleiſtger KRahn.“ 
Bei Tag. 
Eine Signallaterne an jeder Langſeite des letzten Wagens. 


Bei Dunkelheit. 

In ber Mitte der Rückwand bes letzten Wagens eine Laterne 
mit rotem Licht und Höher oben ober tiefer unten an den beiden 
Zangfeiten besfelben zwei rot leuchtende Laternen. Die beiden 
Seitenlaternen zeigen nad) vorn weißes Licht. 

Auf Lokalbahnen wird der Schluß des Zuges wie folgt ge- 
kennzeichnet: 
Bel Tag. 
Eine Signallaterne an der Langseite des letzten Wagens auf 
der Lokomotivführerseite. 
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Bei Dunkelheit. 

In der Mitte der Rückwand des letzten Wagens eine Laterne 
mit rotem Licht und höher oben oder tiefer unten an der Lang- 
seite desselben, auf der Lokomotivführerseite, eine zweischeinige 
Laterne mit rotem Licht nach rückwärts und weißem Licht 


nach vorn. 


42, Alupfisual auf der als zweite Linie bezeichneten ein- oder 
* a eateifgen Strede zweier Paralleldagnen.‘“ 


Bei Tag. 
Eine Signallaterne an jeder Langfeite des letzten Wagens. 


Bei Dunkelheit. 


Sn ber Mitte ber Rückwand be3 lebten Wagens eine Laterne 
mit rotem Licht und höher oben ober tiefer unten an ben beiben 
Zangfeiten besfelben rechts eine weiß, links eine rot leuchtende 
Laterne. Die beiden Seitenlaternen zeigen nach vorn weißes Licht. 


43. „Shlußfigunal zur Avifierung eines in gleider Richtung nad- 
folgenden aufßergewöhnliden Zuges.“ 
Bei Tag. 
Nebft den zwei Seitenlaternen am lebten Wagen noch eine 
weiß-rote Scheibe an ber Rückwand besfelben. 
Bei Dunkelheit. 
Die linke Seitenlaterne des Schlußfignals zeigt grünes Licht 
nach rückwaͤrts. 
Auf Lokalbahnen wird ein in gleicher Richtung nachfolgender 
außergewöhnlicher Zug wie folgt avisiert: 


Bei Tag. 


Nebst dem Schlußsignal Punkt 41 noch eine weiß-rote 
Scheibe an der Rückwand des letzten Wagens. 


Bei Dunkelheit. 


Die Seitenlaterne des Schlußsignals zeigt grünes Licht nach 
rückwärts. 

Auf ber als zweite Linie erklärten Strede zweier Parallel- 
bahnen zeigt bie linke GSeitenlaterne des Schlußfignal3 grünes, 
die rechte Seitenlaterne weißes Licht nah rüdmwärts. 


44. „Shluffignal zur Avifierung eines in entgegengefeßter Aichtung 
fahrenden außergewöhnlichen Zuges.“ 
Bei Tag. 


Nebſt den zwei Seitenlaternen am letzten Wagen noch zwei 
weiß⸗rote iben an der Rückwand desſelben. 
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Bei Dunkelheit. 
Die linke Seitenlaterne des Schlußſignals zeigt weißes Licht 
nach rückwärts. 


Auf Lokalbahnen wird ein in entgegengesetzter Richtang 
verkehrender außergewöhnlicher Zug wie folgt avisı.ıt: 


Bei Tag. 
Nebst dem Schlußsignal Punkt 41 noch zwei weiß-rete 
Scheiben an der Rückwand des letzten Wagens. 


Bei Dunkelhelt. 

Die Seitenlaterne des Schlußsignals zeigt weißes Licht nach 
rückwärts. 

Auf der als zweite Linie erklärten Strede zweier Barallel- 
bahnen zeigen beide GSeitenlaternen des Schlußjignal weißes 
Licht nad; rückwärts. 

Allein verkehrende Lokomotiven (Motorwagen) haben die für 
Büge vorgeſchriebenen Signale zu tragen. 

Auf Lokalbahnen genügt es, wenn an allein verkehrenden 
Lokomotiven (Motorwagen) bei Dunkelheit an der Spitze eine 
Reflektorlaterne mit weißem Licht und am Schlusse eine Laterne 
mit rotem Licht angebracht ist. 


45. „Signal an einer Aachſchiebeloößomotive.“ 


Bei Tag. 
Rein beſonderes Kennzeichen. 


Bei Dunkelheit. 


Born in der Mitte ber Bruft der Lolomotive und rückwärts 
an ber Tenderwand je ein rotes Licht. 


Erläuterung. 


1. Die für Parallelbahnen beitimmten Signale 40 und 42, 
beziehungsweife auch 43 und 44 find in ber Pegel nur dann 
anzuwenden, wenn die beiden Bahnen von Station (Ausweiche) 
zu Station (Ausweiche) parallel laufen. 

Die Signale 40 und 42 fommen bei Parallelbahnen nicht 
zur Unmenbung, wenn eine ber beiden Bahnen eine Lolalbahn 
ift und die Büge berfelben die für ſolche Bahnen vorgejchriebenen 
Signale tragen. 

2. Beim Einholen und Vorfahren von Zügen fowie bei Kreu⸗ 
zungen find an allen in ber Station (Husweide) ftehenden Zügen 
und Lokomotiven, wenn fie für ben einfahrenden Bug fein Hindernis 
bilden, die diefem Zuge entgegenleuchtenden roten und grünen 
Lichter, fall3 fie denfelben in feiner Fahrt beirren können, über 
Auftrag des berufenen Organs der Station (Ausweiche) zu be 
feitigen oder in weiße zu verwandeln. 
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3. Wenn ein Zug feine Fahrtrichtung ändert, fo find, wenn 
nicht Gefahr im Verzuge ift, deifen Signale für bie Spige und 
das Ende desſelben nad) der bezüglichen Beitimmung der Signal- 
orbnung ber geänderten Fahrtrichtung entiprechend abzuänbern. 


C. Sonſtige Signale an Fahrzengen. 
46. „Signal für eine Verſchubloßomotive.“ 
Bei Tag. 
Kein befonberes Kennzeichen. 
Bei Dunkelheit. 
Born und rüdwärts je eine Laterne mit blauem Licht. 


41. „Signale an Rahnwagen und Praifinen.“ 
Bei Tag. 
Kein beſonderes Kennzeichen. 


Bei Dunkelheit. 


a) Auf der boppelgleifigen Bahn bei ber Fahrt auf dem 
richtigen Gleis nad) vorn weißes, nach rückwärts rotes Licht; 

b) auf ber boppelgfeifigen Bahn bei der Fahrt auf dem 
unrichtigen Gleis nad) vorn rotes, nach rückwärts weißes Licht; 

c) auf eingleifiger Bahn und auf boppelgleifiger Bahn Bei 
eingleifigem Verkehr nah vorn und rückwärts rotes Licht; 

d) auf doppelgleifiger Bahn bei der Fahrt auf dem gefperrten 
Gleis nad) vorn und rückwaͤrts weißes Licht. 


48. „Signale an Arbettszügen.‘ 

Urbeitszitfge (Materialzüge) haben in der Regel die gleichen 
Sihnale zu tragen wie die übrigen —*F 

Verkehrt jedoch ein Arbeitszug (Materialzug) auf dem ge— 
ſperrten Gleis einer doppelgleiſigen Bahn, ſo hat derſelbe bei Tag 
die gewöhnlichen Signale, bei Dunkelheit jedoch, um den Verkehr 
der Züge auf dem freien Gleis nicht zu beirren, an der Spitze 
zwei und am Schluſſe des Zuges drei weiße Lichter zu erhalten. 


49. „Signale für die Foſtmanipuſation.“ 


Die Poſt hat während der Dauer ihrer Verrichtungen bei ben 
Zügen in.den Stationen (Halteitellen) bei Tag eine blaue Fahne, 
bei Dunkelheit eine dreifcheinige Laterne mit blauem Licht aus- 
zufteden. 

Auf Lokalbahnen”wird dieses Signal nicht angewendet. 


Gef. Sig. XVII. Eifenbahngefeb:. 87 
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V. Signale des Zugsperſenals. 
a) Signale des Loßomotivperſonals mit der Dampſpfeife. 
50. Achtung.“ 
Ein langer Pfiff. 
. 51. „BSremfen feſt.“ 
Mindeſtens drei ſchnell aufeinander folgende kurze Pfiffe. 
52. „Bremfen mäßig feſt.“ 
Ein kurzer Pfiff. 
583. „BSremfen los.“ 
Ein Langer Pfiff, dem zwei Turze folgen. 
54. „BSremfen mäßig los.“ 
Ein langer Pfiff, dem ein Turzer folgt. | 
55. „Ruf zur Serbeisiefung des Stredienperfonals.“ 
Mehrere gebehnte, abwechſelnd Hohe und niedere Töne. 


) Signale des Bugsßegleitungsperfonals. 
5. „Wlägeeinnegmen.“ - 
Ein mäßig langer Ton mit ber Mundpfeife. 
3% „Zur Abfahrt Bereit.“ 
- Bei Tag. 
Hochhalten der Signalfahne oder Erheben eines Armes. 
Bei Dunkelheit. 
Hochhalten ber Signallaterne mit weißem Licht. 
58. „Abfahrt.“ 
Langer Ton mit dem Horn. 
59, „Berwärts.‘“ 
(Rauchfang der Lokomotive voraus.) 
Ein langer Ton mit ber Munbpfeife, nebſtbem: 
Bei Ting. 
Senkrechtes Auf und Abwärtsbewegen der Signalfahne. 
Bei Dunkelheit. 


Senkrechtes Auf» und Abwärtsbewegen der Siguallaterne mit 
weißem Lid. 
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co. „Bükwärts,“ 
(Rauchfang der Lokomotive nach rückwärts.) 
Zwei kurze Töne mit ber Munbdpfeife, nebſtdem: 


Bei Tag. 
Wagrechte Bewegung ber GSignalfahne Hin und her. 
Bei Dunkelheit. 


j Zarechte Bewegung der Signallaterne mit weißem Licht hin 
und her. 
61. Jangſam.“ 


Mehrere lange Töne mit dem Horn oder mit der Mund- 
pfeife, nebftdem ruhige Halten der Signalfahne, beziehungsmeife 
ber Laterne mit weißem Licht gegen die Lolomotive. 

62. „Halt.“ 

Mehrere kurze Töne mit dem Horn ober mit der Munbpfeife, 
nebftdem Schwingen ber Signalfahne, beziehungsweife ber Laterne 
mit weißem Licht im Kreife oder ruhiges Halten ber Laterne 
mit rotem Licht gegen bie Lokomotive, 

63. „Bug zerriffen.“ 

Abwechſelnd Iange und kurze Töne mit dem Horn ober mit 
der Munbpfeife, nebftbem auf offener Strede ſenkrechtes Auf- und 
Abwärtsbewegen ber GSignalfahne, beziehungsmeife der Signal- 
laterne mit weißem Licht. 

6. „Achtuug.“ 

Anziehen der Signalleine, wodurch die Dampfpfeife in ZTätig- 
feit gefeßt wirb. 

Auf Lokalbahnen ist die Anwendung der Signalleine nicht 
obligatorisch. 


VI. Signale für den Verſchubdieuſt. 
65. „Borwärts.“ 
(Rauchfang ber Lokomotive voraus.) 
Ein langer Ton mit der Munbpfeife, nebftbem: 
Bei Tag. 
Senkrechtes Auf und Abwärtsbewegen ber Signalfahne. 
Bei Dunfelbeit. 


Senkrechtes Aufe und Abwärtsbewegen der Signallaterne mit 
weißem Lidl. 
6“. „Häumwärts.‘ 
(Rauchfang ber Lolomotive nach rückwärts.) 
Zwei kurze Töne mit ber Munbpfeife, nebfidem: 


87* 
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Bei Tag. 
Wagrechte Bewegung der Signalfahne hin und her. 
Bei Dunkelheit. 


Wagrechte Bewegung der Signallaterne mit weißem Licht hin 
und her. 


67. „Jaugſam.“ 
Mehrere lange Töne mit der Mundpfeife, nebſtdem: 


Bei Tag. 


Ruhiges Halten ber Signalfahne mit ſchräg nad abwärts ge- 
neigtem Arm. 


Bei Dunkelheit. 
Hochhalten ber Signallaterne mit weißem Licht. 
68, „Halt.“ 
Mehrere kurze Töne mit der Munbdpfeife, nebitbem: 
Bei Tag. 
Schwingen ber entfalteten Signalfahne im Kreife. 
Bei Dunkelheit. 
Schwingen ber Signallaterne mit weißem Licht im Kreiſe. 


Erläuterung. 

Für den Begriff „Vorwärts“ und „Ruüuckwärts“ iſt bie 
Stellung der Lokomotive, beziehungäweife bei Motorivagen ber 
jeweilige Stand des Führer allein maßgebend, ohne Rüchſicht 
darauf, ob felbe ziehen oder jchieben oder beides gleichzeitig volf- 
führen oder endlich allein verkehren. 


Anbang. 

Die Beftimmungen diefes Anhangs Haben nur während ber 
von ber zuftändigen Behörde feftzufegenden übergangsperiode bis 
zur Einführung von mit Borfignalen verbundenen Einfahrfignalen 
Gültigkeit. 


I. Diitanzfignale, 
69. „FIrei.“ 


Bei Tag. 

Die Fläche der runden Scheibe dem Gleis zugemendet, bezie- 
hungsweiſe horizontal geſtellt oder der Arm des Signalmaſtes nach 
rechts in der Richtung der Fahrt ſchrag aufwärts gerichtet (unter 
einem Winkel von etwa 450). 
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Bei Dunkelheit. 
Grünes Licht dem Zuge entgegen. 
70. „Kalt.“ 
. Bei Tag. 
Die rote Fläche der runden Scheibe dem Buge entgegen ober 


der Arm de3 Signalmaftes nad) rechts in der Richtung der Fahrt 
wagrecht geftellt. 
Bei Dunkelheit. 


Notes Licht dem Zuge entgegen. 
Erläuterung. 

Die Diftanzfignale dienen dazu, dem Buge anzuzeigen, ob er 
in die Station (Ausweiche) einfahren, beziehungsmweife bei Bahn- 
abzmweigungen oder Bahnkreuzungen, ob er die zu dedende Stelle 
befahren darf oder nid. 


Auf Lokalbahnen bestimmt die zuständige Behörde, wo 
Distanzsignale zur Anwendung kommen sollen. 


II. Richtungſignale. 


Unter Rihtungfignalen (in ber früheren Signalordnung 
„Einfahr-Signale” genannt) werden jene ein- oder mehrarmigen 
Maftfignale verftanden, welche gewöhnlich 50 bis 100 Meter vor 
der Einfahrweiche ftehen oder in einzelnen Fällen, auf die Ent- 
fernung von Diſtanzſignalen Hinausgefchoben, dieſe erſetzen. 

Die Signalifierung erfolgt wie unter II, B; nur wenn fie 
gleichzeitig auch als Biftanzfignale verwendet werden, haben fic 
bei Dunkelheit ſtatt des weißen Lichtes dem Zuge grünes Licht 
zu zeigen. 


II. Dorfchriften, betreffend die MH Ar 
Bahnüberbrückungen nnd Zufahrtſtraßenbrücken 
mit eifernen oder hölzernen Tragwerken. 
Verordnung des Eifenbahnminifteriums vom 28. Anguft 1904, 
RGB. Nr. 97, 


Auf Grund der Beftimmungen der Eifenbahnbetriebs- 
ordnung vom 16. November 1851, RGB. Nr. 1 ex 1852, 
wird folgendes verordnet: 


81. 


Allgemeine Beflimmungen.. 


Diefe Verordnung findet Anwendung auf alle Eifen- 
bahnbrüden, ferner auf die von Eifenbahnen mitzubenügen- 
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den Straßenbrücken, auf Bahnüberbrückungen und ſolche 
Zufahrtsſtraßenbrücken, deren Herſtellung oder haruns 
von den Eiſenbahnverwaltungen auf ihre Koſten bewirkt wird. 


I. Bauentwürfe für Brücken. 


8 2. 
Inhalt der Entwürfe, 


1. Die dem Eifenbahnminifterium auf Grund der ein- 
Ihlägigen Vorjchriften zur Genehmigung vorzulegenden Ent - 
wife für neu herzuftellende, umzubauende oder zu ver- 
ftärfende Brüden haben zu enthalten: 

a) einen Lageplan der gejamten Brüdenanordnung im 
Mapitabe von 1: 1000, jowie die Zeichnungen der all- 
gemeinen Anordnung und der Einzelheiten der Pfeiler 
und Widerlager im Maßſtabe von 1:100 unter An- 
gabe de3 Sodtwasferftandes, der Bodengattung und der 
Angehörigen Sondierungsergebniffe des Baugrundes. Bei 

mbauten und Berftärfungen find aud die Anlage- 
verhältniffe der beftehenden Brüde darzuftellen;. 

b) die Bezeichnung der Gattung und Beichaffenheit des 
dur Verwendung in Ausficht genommenen Steinmate- 
riales; 

c) die zeichnerifche Darftellung der Materialverteilung, der 
allgemeinen Anordnung und der Einzelheiten der Trag- 
werke (leßtere in einem der Maßftäbe von 1:10, 1:15 
oder 1:20) mit Angabe der für Die ons 
maßgebenden Abmeſſungen und die genaue Bezeichnung 
des zur Verwendung in Ausjicht genommenen Ma- 
teriale8 der Tragwerksteile, insbefondere auch die Er- 

zeugungsart des Flußeiſens, ferner bei Verſtärkungen 

auch die genaue Bezeichnung der Gattung, Herkunft 
und Beihatfenheit des Materiales der beftehenden Trag- 
werksteile und endlich die Austeilung der Schienen, 
Schwellen und Bedielung im Maßjtabe von 1: 100; 

d) den Nachweis des Eigengewichtes und der fonftigen 
bleibenden Belaftung (bleibende Laſt); 

e) die technifche Erläuterung des Bauentwurfed und Die 
ftet8 in bejonderer Beilage zu behandelnde theoretijche 
Begründung der Abmefjungen fämtlicher Teile der Trag- 
werke, Pfeiler und Widerlager, wobei graphiſche Er- 
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mittlungen in der Regel mit der nötigen Erläuterung 
zu verjehen find; . 
außerdem bei Eiſenbahnbrücken, für Linien, auf 
welchen abnormal ſchwere oder abnormal leichte Fahr⸗ 
betriebsmittel verkehren follen, für Dampfitraßen- 
bahnen, elektriſche einen oder ſolche bejon- 
derer Spiteme, für Bahnen ohne. Lolomotiv- 
betrieb, dann für Bahnen abnormaler, im 87 
nicht behanbelter Spurmeite ein Belaſtungsſchema, 
welches den in ſtatiſcher Hinfiht am ungünftigften 
wirkenden Yahrbetriebsmitteln entjpricht, fowie die An— 
gabe des größten vorfommenden oder zuläffigen Achs— 
drudes, wenn Derjelbe nicht ſchon aus dem Belajtungs- 
I9ema hervorgeht; nn 
g) die Berechnung der unter der größten zufälligen Be— 
laftung entftehenden elaftiihen Durchbiegungen.. 
8 3. N 
Räumliche Anordnung der Tragwerke von Eiſenbahnbrücken. 
1. Die Anordnung aller die Schienentopfebene über- 
tragenden Beftandteile der Brüdentragmwerfe einjchließlich der 
Geländer auf den Widerlagern im Zuge von Adhäſions⸗ 
bahnen mit Dampfbetrieb hat derart zu erfolgen, daß min- 
deſtens die in nebenftehenden Abbildungen 1, 2 und 2a*) 
dargejtellten Lichtraumprofile eingehalten werden, Das 
Brüdenplanum muß bei ‘oben Tiegender oder verſenkter 
Fahrbahn fo breit angeordnet fein, daß an jeder Vrüden- 
jtelle zwifchen der Profilachſe und dem nächſten Geländer- 
jtabe eine lichte Entfernung vorhanden ift, welche bei Voll- 
Inurdahnen wenigftens 2:15 Meter, bei Bahnen mit 760 
iflimeter Spurweite ohne NRollichemelbetrieb wenigſtens 
175 Meter und bei Bahnen mit 760 Millimeter Spurweite 
mit Rollfchemelbetrieb wenigftend 1'875 Meter beträgt. Min- 
deftend um da3 gleiche Ausmaß müfjen bis anf 2 Meter 
oberhalb der Bedielung bei unten oder  zwifchenliegender 
Fahrbahn die Gurtungen, fomwie die Diagonalftreben von der 
Profilachſe a ar fein. Die Bertilalftänder und lotrechten 
Abjteifungen, ſowie alte Hier nicht beiprochenen Konftruf« 
tionsteile find jo anzuordnen, daß mindeftens das in den 
Ubbildungen 1, 2 und 2a mit vollgezogenen Linien dar- 
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eſtellte Lichtraumprofil an allen Stellen der Brücke vor- 
Banden ift. 

2. Bei neu herzuftellenden Brüden (Tragwerke und 
Widerlager), welche innerhalb einer Station liegen, find 
die in den Abbildungen 1, 2 und 2a eingetragenen Breiten- 
maße für die durchlaufenden Kanten um mindeftend 0°85 
Meter und bei foldhen, welche innerhalb einer Entfernung 
bon 400 Meter — bei Bahnen niederer Ordnung 200 Meier 
— bon der äußerften Weichenſpitze einer Station liegen, am 
mindeftens 035 Meter zu vergrößern. 

3. Sn gefrümmten Gleiſen ift die der Überhöhung 
de3 äußeren Scienenftranges entſprechende Schiefſtellung 
des Ichtraumproſiles zu berückſichtigen. Uberdies iſt dem 
Verkehre langer Wagen und der Beförderung von Lang— 
holz, wenn nötig, durch entiprechende Ermweiterung des Liöht- 
taumprofiles Rechnung zu tragen. 

4. Bei Brüden mit oben liegender oder verfenfter 
Fahrbahn ohne Geländer muß da3 Planum fo breit an- 
geordnet werden, daß jederzeit ein Geländer in der vor- 
Ihriftsmäßigen Entfernung angebracht werden kann. Bei 
Brüden mit weniger al3 50 Meter Gejamtlichtweite (in 
der Bahnrichtung gemeffen) im Zuge von Bahnen, bei 
denen die gejtattete Fahrgeſchwindigkeit nicht mehr als 35 
Kilometer in der Stunde beträgt, Tann jedoh ein Planum 
in ber Breite des anfchließenden Unterbaues noch zugelafjen 
werden. 


5. Die räumliche Anordnung der Brückentragwerke 
für Bahnlinien abnormaler Spurweite, fowie für Bahnen, 
auf welchen außergewöhnlich breite oder hohe Fahrbetriebs— 
mittel verlehren follen, dann für Straßenbahnen, eleftrifche 
Bahnen, Bahnen außergewöhnlidyer Syfteme ufm. unter- 
liegt einer befonderen Genehmigung. 

6. Bei allen vor Inkrafttreten diefer Verordnung er- 
bauten Brüden im Zuge von Adhäſions apuen mit Dampf- 
betrieb müſſen mindeftenä die in den Abbildungen 1, 2 
und 2a dargeftellten Lichtraumprofile ohne die Erweiterung 
für — Kanten, jedoch mit Berückſichtigung der 
Richtungsverhältniſſe des Gleiſes vorhanden fein. Iſt dieſes 
Profil nicht gewahrt, erſcheint aber eine Erweiterung ohne 
Eingriffe in das Tragwerk möglich, jo hat fie, wenn tunlid, 
aud mit Rückſicht auf die durdlaufenden Kanten fofort 
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iu erfolgen, im anderen Falle iſt die Entjcheidung des 
ifenbahnminifteriums einzuholen. Wenn bei Brüden mit 
oben liegender Fahrbahn ig das Profil ohne Die 
Ermeiterung für durhlanende anten gewahrt ift, jo muß 
bei der Erneuerung der. Brüdenhölzer das erweiterte Profil 
bergeftellt werden. 


8 4. 


Räumliche Anordnung der Iragwerke von Hfraßen- und 
egbrüdten. . 


1. Die Beftimmungen über die räumliche Anordnung 
diefer Brüdentragmwerfe werden auf Grund des Ergebnilfes 
der politifchen Begehung oder fonftiger fommiffioneller Er- 
hebung getroffen werden. 

2. die nußbare Breite der Gehftege und der zugehörigen 
Treppen hat mindejtens 15 Meter zu betragen, wenn fie 
nuc von Bahnbedienfteten benüßt werden dürten: aben fie 
aber auch. dem reifenden Publitum oder dem öffentlichen 
Verkehre zu dienen, ſo ift dieſe Breite mit mindejtens 
20 Meter zu bemeffen. 

3. Die Unterfante oberer Querverbindungen bei Geh— 
ftegen muß an allen Stellen mindeftens 25 Meter über 
dem Gehplanum Liegen. 


8 6. 
Sicherheitsvorkehrungen bei. Eiſenbahnbrücken. 


1. Bei Brücken mit mehr als 20 Meter Geſamtlänge 
(gemeſſen zwiſchen den Rückenmauern der Endöffnungen) 
ſind innerhalb des Gleiſes Sicherheitsfchienen oder Sicher» 
heitsfchwellen anzubringen. Ihre Oberfanten jollen min- 
deſtens in gleicher Höhe mit den Fahrſchienen liegen, Dürfen 
diefe jedoh um nicht mehr als 3 Zentimeter überragen. 
Die lichte Entfernung zwiſchen dem Sahriejienentopfe und 
der Sicherheitsſchiene oder Sicherheitsſchwelle hat 16 Benti- 
meter zu betragen; in der verbleibenden Lüde ift ein Belag 
aus Eifen oder Holz herzuftellen. Die Sicherheitsichienen oder 
Sicherheitsſchwellen ſind auf jeder Querſchwelle zu befeſtigen 
und müſſen über die Rückenmauern der Endöffnungen 
reichen. Bei Brücken eingleiſiger Strecken ſig fie beider- 
feitS, bei Brüden zweigleifiger Streden auf der Seite der 
Einfahrt: zur Brüde um 10 Meter über Ddiejelbe zu ver- 
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längern und unter einem fpiten Winkel in der Gleisachſe 
aneinanderzufchließen. 

2. Den Einflüffen der Wärmeſchwankungen auf eiferne 
Tragwerke ift an den Auflagern in geeigneter Weiſe Rech— 
nung zu tragen; überdies mülfen bei eifernen Balfenträgern 
von 60 Meter Stützweite und darüber diefe Einflüffe gegen- 
über dem durchlaufenden Oberbau durch entjprechende Bor- 
fehrungen Da Tai gemacht werden. 

3. Alle Brüden, bei welchen der Abſtand der Rücken⸗ 
mauern der an neriüger mehr ald 20 Meter oder deren 
freie Mauerhöhe 3 Meter oder mehr beträgt, müjjen Ge⸗ 
länder erhalten; diefe find in der Regel beiderjeit3 der 
Bahn und bei Neuherftellungen mit einer Holmhöhe von 
mindeftens 11 Meter über dem Gehplanum aufzuftellen. 

4. Ebenſo Haben Geländer zu erhalten alle Brüden, 
welche innerhalb der en (fünftighin Cinfahrts- 
fignale) von Stationen, Halteftellen oder Abzweigſtellen oder 
außerhalb diefer Signale bi3 zu einer, der größten Zugs- 
länge der betreffenden Bahnlinie entjprechenden Entfernung 
liegen; desgleihen alle Brüden, welche von der äußerften 
Weichenfpige einer durd Signale nicht gededien Station, 
Betriebsausmweiche oder Halteftelle mit Zugsfreuzungen oder 
Fradjıtenmanipulation nicht mehr als 200 Meter entfernt 
hei ferner alle Brüden, die von der Mitte einer Halte- 
telle ohne Zugskreuzungen oder, Frachtenmanipulation nicht 
mehr als 200 Meter — bei Bahnen niederer Ordnung 
100 Meter — entfernt Tiegen. 

5. Bei eifernen Brüden, deren Fahrbahnkonftruftion 
groiichen den Tragwänden liegt, können die Tragmände 

a3 Geländer nur dann erſetzen, wenn In hinreichend eng⸗ 
maſchig find und die notwendige Höhe über dem Se 
planum Haben, um ein Wbftürzen von Perfonen Hint- 
anzuhalten. 

6. Bei Brüden, melde Geländer zu erhalten Haben, 
find auch auf den im Bahnplanum Tiegenden Dedplatten 
der Flügelmauern Geländer anzubringen. 

7. Auf längeren, neu herzuftellenden Brücken mit oben 
liegender Fahrbahn find beiderfeit8 in Entfernungen von 
höchſtens 50 Meter Rettungsnifchen anzuordnen. 

8. Die Brüdenbedielung ift bis in die Flucht der 
vorhandenen Geländer zu führen und in verläßlicher Weiſe 
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egen das Abheben dur den Wind zu verfidern. Am 
ande der Brücdenbedielung find Saumleiften anzubringen. 
In allen Fällen ift auch für eine angemefjene Überführung 
des Brüdenplanums auf das enfhliepente Unterbauplanum 
ſowohl Hinfichtlich der Höhe als auch der Breite vorzuforgen. 

9, Die Unterlante der Tragwerke aller Brüden über 
Flüſſe und Wildbäche foll in der Regel nicht weniger als 
1 Meter über dem befannten örtlichen Höchſtwaſſerſtande 
liegen und der tiefite Teil der Lager eiferner Brüden iwo- 
möglih nicht um weniger als 05 Meter über dieſem 
Wafferjtande angeordnet werden. 

10. Bei Brüden, deren Konftruftionsunterlante nicht 
mehr als 2 Meter über dem Lichtraumprofile einer dar- 
unter befindlichen Lokomotiveiſenbahn liegt, find entſprechende 
Vorkehrungen zum Schuge etwaiger Holgzbeitandteile gegen 
Unbrennen zu treffen. 

11. Bei Holgbrüden von le als 20 Meter Gefamt- 
länge find Waſſerbottiche aufzuftellen und in froftfreier 
Zeit gefüllt zu halten. 

12. Un eijfernen Gitterbrüden mit oben oder verſenkt 
egenber Fahrbahn, deren Unterfanten fo body über dem 
Gelände oder über einem Wafferlaufe liegen, daß die Unter- 
ſuchung der Tragwerksteile von Leitern aus nicht gefahrlos 
bewirkt werden kann, find Stege und Sahrftühle anzubringen. 
Desgleihen find Fahrjtühle auch bei Gitterbrüden mit unten 
oder zwifchenliegender Yahrbahn dann angubringen, wenn 
infolge der Konftruftionsart der Fahrbahndecke die Unter- 
ſuchung der unteren Tragmwerlsteile vom Fahrbahnplanum 
aus undurdführbar ift. Bei den vor Inkrafttreten dieſer 
Verordnung erbauten Brüden können zur Unterſuchung aud 
Sängegerüfte verwendet iverden. 


8 6. 
Sicherheilsvorkehrungen bei Hfraßen- und Vegbrüden. 


1. Alle Straßen- und Wegbrüden erhalten, falls die 
Tragwände zum Schutze der die Brüde benübenden Per- 
fonen und Fuhrwerke nicht genügen, engmaſchige Geländer, 
welche bei Neuherftellungen nit unter 11 Meter hoch 
fein dürfen und bei den Landpfeilern auch auf den im 
Straßenplanum liegenden Dedplatten der Flügelmauern an⸗ 
gebracht werden müjjen. Ausnahmen hievon find nur ge- 
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ftattet bei Heinen Durdläffen bis 1:0 Meter lichter Weite 
ohne Parallelflügel, wo auch Radabweifer aufgeftellt werden 
Önnen. 

2. Die Unterfante der Brüdenträger iſt mindeſtens 
05 Meter über dem befannten örtlichen höchſten Waſſerſtande 
anzuordnen. Bei Bahnüberbrüdungen jeder Art muß zwijchen 
der Unterfante der Brüdenträger und dem Lichtraumprofile 
der Darunter befindlichen Eifenbahn ein Spielraum von 
mindeftens 03 Meter an allen Punkten vorhanden fein. 

3. Bei Brüden, deren Tragwerksunterkante nicht mehr 
als 2 Meter über dem Lichtraumprofile einer darunter 
befindlichen Lolomotiveifenbahn Liegt, find entiprechende Vor⸗ 
fehrungen zum Schuße etwaiger Holzbeitandteile gegen An- 
brennen zu treffen, 

4. Der Einfluß der Wärmeſchwankungen auf eiferne 
Balkenbrücken ift durch geeignete Vorkehrungen an den Auf- 
lagern zu berüdfichtigen. 

5. Bei Gehftegen find Treppen über 40 Meter Höhe 
durch Ruheplätze zu unterbrecden. Ä 

6. Un eijernen Straßen- oder Wegbrüden find beim 
Zutreffen der im $ 5, al, 12 angeführten Umftände nad) 
Bedarf Stege oder Fahrſtühle anzubringen. 


8 7. 
Befaffung der Eifenbahn-, Sfraßen- und Vegbrücken. 
| A. Gemeinfame Beftimmungen. 


1. Die der Berechnung zu Grunde zu legende Belaftung 
ſetzt Nie) aus dem Eigengemidte der Brüde ſamt der fonftigen 
bleibenden Belaftung (bleibende Laſt) und der dur Die 
Sahrbetriebsmittel und Menſchenanſammlung erzeugten zu- 
fälligen Laft (Verfehrslaft) zuſammen. 

2. Außer diefen Belaftungen find auch die Einflüfje 
des Winddrudes, der Wärmeſchwankungen und bei Eifen- 
bahnbrüden auch die Wirfungen der Seitenſchwankungen 
der Yahrbetriebsmittel, der Fliehkraft und der Bremsfräfte 
zu berüdjichtigen. 

3. Bei Widerlagern und Beilern ift gegebenen Falls 
auch der Einfluß der anfchließenden Gewölbe, de3 Erd- 
drudes, des Wafferdrudes und der Stoßwirfung des Waſſers 
zu berüdjichtigen. 


Vorſchriften, betreffend die Eifenbahnbrüden ufw. 1389 


4. Als Grundlage für den Nachweis des Eigengemwichtes 
der Brüdenkonftruftionen und der bleibenden Belaftung haben 
für die einzelnen Baumaterialien nachftehende Einheits— 
gemwichte zu gelten, und zwar: 


für 1m? chen . . . GN Tonnen 
„on eiſen.77 n 
„nn Robelnuß - - - 2 22.70 
7 Staht 77908 


Bei .:. 2 2 2 22202. . 1140 
„» n . Holz (Kiefer, Lärche, Tanne, Fihte) 00  „ 
„» n. Holz (Eihe und Bude) . . . . T 
„nn golgftödefpflafter en 


00 

1:10 
” " Sa 1:60 " 
„nn Schotter . . . 1% „ 
„nn Lehm, Ede . » 2 22.2. 180 „5 

„»  „  Steinpflafter je nach der Stein» 

gattung --» . . . .2°50 bis -300  „ 
„ n Gußaiphalt . 120 „ 
„  » BDuadermauerwert . . . . 260  „ 
„  n  Brucdhfteinmauer- ) Kalkſtein.. 240 „ 
werf aus Sandftein . 220 „ 
"nn Biegelmanermert en 160 „ 
"nn linkermauerwerk nn 190 , 
„„  Betonmauerwert . . . 200bi8 260, 


5. Die Warmeſchwankungen ſind für Temperaturs⸗ 
grenzen von — 25 bis + 4500 zu berückſichtigen. 
6. Die Wirkung des Windes iſt unter Annahme eines 
wagerechten Geitendrudes von 270 Kilogramm auf da3 
Quadratmeter der unbelajteten und von 170 Kilogramm 
auf da8 Quadratmeter der belafteten Brüde zu ermitteln 
und mit dem nachteiligeren diefer beiden Einflüffe in Rech— 
nung zu ziehen. 
7. Die a ne der dem Windangriffe ausgeſetzten 
Flächen Hat nach folgenden Beitimmungen zu erfolgen: 
a) Bei unbelafteten Brüden ſind die vom Winde getroffenen 
« Fläden einer Tragward und der Fahrbahn, ſowie ein 
Teil der Flächen der zweiten Tragwand in Rechnung 
zu ſtellen. Der letztere Teil iſt, wenn das Verhältnis 
der offenen Maſchenflächen der erſten Tragwand zu 
ihrer Fr 04, 06, 08 beträgt, mit 
0:2, 04, 10 der Flächen der zweiten Tragwand zu 


1390 Nachtrage. 


bemeſſen. Für zwiſchenliegende Werte iſt geradlinig 
einzuſchalten. 


b) Bei betafteten Brüden ift von der nad den Beſtim⸗ 
mungen des bozftehenen Abſatzes a erhobenen Fläche 
der Tragkonſtruktion nur der dur die Verkehrslaſt 
nicht gededte Teil zu berüdfichtigen und als Fläche 
der Vertehreieſt die dem Angriffe des Windes aus- 
gelebt ift, für Eifenbahnbrüden ein 0.5 Meter über 
er Schiene gel reitendes volles NRechted anzunehmen, 
welches bei Bollipurbahnen und Schmalfpurbahnten mit 
Rollichemelbetrieb 3:0 Meter, bei den übrigen Schmal- 
ſpurbahnen 2:0 Meter Ho ift; für Strapenbrüden 
und Geh IA ER ift das fortfchreitende, 2:0 Meter 
po e, volle Rechteck als unmittelbar über der Fahrbahn 
efindlih anzuſehen. 

8. Die Standficherheit jeder Brüde gegen Winddrud 
ift [ar für den belafteten als auch für den unbelafteten 
Zuſtand nachzuweiſen. Diefer Berechnung find bei Boll- 
fpurbahnen und bei Bahnen mit 760 Millimeter 
Spurweite und NRollihemelbetrieb Wagen mit 15 
Tonnen Gewicht [ie da3 laufende Meter —— der 
Bufferlänge), bei den übrigen Bahnen mit 760 Milli— 
meter Spurweite ſolche mit 10 Tonnen Gewicht für das 
Taufende Meter (einfchließlich der Wufferlänge) und bei 
Straßen- und Begbräden ift eine in der ckenachſe 
wirkende Verkehrslaſt von 200 Kilogramm für das laufende 
Meter der Brüde zu Grunde zu legen. 


B. Verkehrslaft neu zu erbauender Eifenbahnbräken. 


9. Als Verkehrslaft zur Ermittlung der größeren an- 
len Kräfte für Brüdentragwerle aus Schweiß⸗ oder 
lußeifen ift, wenn nicht Die Vorlage eines bejonderen 
Belaftungsichemas durch 8 2, Abſatz If, ausdrücklich vor- 
gefchrieben erjcheint, ein ideeller Be ungagug engunehmen, 
welcher in der in den folgenden Abſätzen 10 bis 14 be- 
ichriebenen Weife zufammenzuftellen iſt. 


BelaftungSnorm L 


10. Für boltfpuri e Bahnen: au3 zwei der in Wb- 
bildung 3 dargeftellten Lokomotiven famt Zendern und ein- 
jeitig angereihten Wagen nad) Abbildung 4. Für die Berech— 
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nung Heiner Brüden, fowie der Duer- und Schwellenträger 
ift, infofern weniger als fünf Achſen mit einem gegen- 
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Gewicht des Wagens für das laufende Meter einschließ- 
lich der Bufferlänge 367 Tonnen. 


jeitigen Abftande von je 14 Meter, von welchen eine, an der 
ungünftigften Stelle, mit 20 Tonnen, die übrigen mit 16 
Tonnen Belaftung anzunehmen find, größere Einwirkungen 
ergeben, als die oben dargeftellte Lokomotive, diefer Be— 
{aftungsfalf zu Grunde zu legen. 


Belaftungsnorm LI. 


11. Für ſolche volffpurige Bahnen, bei ee die vor⸗ 
fehente aftungsnorm I nicht vor elürieden iſt: aus zwei 

er in Abbildung 5 dargeſtellten Lokomotiven ſamt Ten- 
dern oder aus zwei der in Abbildung 6 dargeſtellten Tender⸗ 
Iofomotiven mit in beiden Fällen einfeitig angereihten Wagen 


1392 Naciträge. 


nah Abbildung 4. Die Brüden haben beiden Lokomotiv— 
gattungen gu entſprechen. 


Abb. 5. 
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Für die Berechnung Heiner Brüden, fowie der Quer⸗ 
und ‚Schmwellenträger it infofern zwei 12 Meter von- 
einander entfernte Achſen, von denen eine, an der un- 
giinftigften Stelle, mit 16 Tonnen, die andere mit 14 Tonnen 

elaftung anzunehmen ift oder nur eine Achſe mit 16 Tonnen 
Belaftung, größere Einwirkungen ergeben als die Lolomo- 
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tiven nad Abbildung 5 und 6, der ungünftigfte Velaſtungs— 
fall anzunehmen. 


Belaſtungsnorm II. 


12. Für Bahnen mit 760 Millimeter Spurweite: aus 
zwei der in Abbildung 7 Ddargeftellten Tenderlofomotiven 
und einfeitig angereihten Wagen. 

a) nad; Abbildung 8, wenn fein Rollfchemelverfehr, oder 
b) nad Abbildung 9, falls Rollſchemelverkehr ftattfindet. 


Abb. 7. 
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Gewicht der Lokomotive 45 Tonnen. 


Abb. 8. 
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Gewicht des Wagens für das laufende Meter einschließ- 
© lich der Bufferlänge 25 Tonnen. 
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13. In allen in den Abſätzen 10 bis 12 angeführten 
Fällen iſt, wenn nur eine Lokomotive mit einſeitig an- 


Abb. 9. 
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Gesamtgewicht für das laufende Meter einschließlich der 
Buferlänge $13 Tonnen. 


an Wagen größere Einwirkungen hervorruft, dieſe 
elaftungdart anzunehmen. 

14. Die Lofomotiven find für jeden Teil des Tray- 
werkes in die ungünftigfte LZaftftellung zu bringen, um die 
gröbtmögliche Einwirkung zu erzielen. 

15. Wenn eiferne Tragwerke den Stößen der Yahr- 
zeuge ohne Vermittlung eines elaftiihen Zwiſchenteiles aus- 
gejebt find, fo muß eine um 10 Prozent vergrößerte Ei:.- 
wirkung der Verkehrslaſt in Rechnung gezogen werden. 

16. Der Berechnung der Tragwerke aus * und der 
hölzernen Brückenſchwellen ſind als Verkehrlaſten jene am 
ungünſtigſten einwirkenden Fahrbetriebsmittel zu Grunde 
zu legen, welche mit Rückſicht auf den Oberbau und die 
eiſernen Brückentragwerke auf der betreffenden Bahnlinie 
verfehren dürfen. 

. Für die Berechnung von Brüden mit auf zwei 
Stützen frei aufliegenden Balfenträgern können die größten 
BiegungdSmomente und QUuerfräfte unmittelbar nad den 
Bahlenmwerten der im Anhange enthaltenen adıt Tabellen a 
bi3 h, welche auf Grund der vorftehenden Belaftungsnormen 
berechnet find, ermittelt mwerden.*) 


18. Bei über mehr als zwei Stützen durdjlaufenden 
Trägern und bei Bogenträgern find zur Ermittlung. der 


*) Die Tabellen find im Reichsgeſetzblatte im Anhange zu dieſer 
Berorbnung enthalten. ei 
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größtmöglihen Einwirkungen mehrere Belaftungszüge in 
ungünftigfter Stellung anzunehmen. 

19. Die Gehwegkonſtruktionen an Eifenbahnbrüden, 
melde in der Negel nur von Eifenbahnbedienfteten benüßt 
werden, find mit einer Belaftung von 340 Kilogramm 
auf das Quadratmeter Grundrißfläche zu berechnen. Hiebei 
ift die Annahme geftattet, daß dieſe Belaftung nicht gleich- 
zeitig mit der Zugslaft auftritt. Sind die Gehmegfonitruf- 
tionen auch für das reifende Publikum bejtimmt, fo hat die 
Berechnung unter Bugrundelegung einer mit der Zugslaſt 
gleichzeitig auftretend gedachten Belaſtung von 400 Kilo— 
gramm auf da3 Quadratmeter Grundrißfläche zu erfolgen. 

20. Für die Berechnung der Gehmegfonitruftionen, 
welche dem allgemeinen Berfehre zu dienen haben, ijt Die 
Belaftung entiprehend den Beltimmungen der Abſätze 31 
bi3 35 dieſes Para vaphen zu wählen und als zufammer- 
mwirfend mit der Bugs aft zu berüdjichtigen. 

21. Bei Brüden in Gleisfrümmungen müſſen aud) 
die Einflüffe der Überhöhung des äußeren Schienenjtrangeg, 
der Lage des Oreiies und der Fliehkraft berückſichtigt werden. 
Der Angriffspunft der Fliehlraft ift auf Vollfpurbahnen 
und Schmaljpurbahnen mit Rollichemelbetrieb 15 Meter, 
auf den übrigen Schmaljpurbahnen 08 Meter über der 
Scienenhöhe anzunehmen. 

Der Berechnung der Fliehkraft find folgende Geſchwin— 
digfeiten zu Grunde zu legen: 


a) Für Vollipurbahnen nach Belaftungsnorm I in Bögen 
mi 
200 Meter Halbmelfer und darunter . . 15 sec. m 
350 . / 


ld ” ” ” 


50 „ ee 7 
700 „ „ und darüber . .30 „ „ 
für Brüden in Stationen, jowie in Bahnneigungen von 
20°/,, und darüber find jedoch feine Höheren Geſchwindig⸗ 
feiten als 20 sec. m anzunehmen. " 
b) Für Vollfpurbahnen nad) Belaftungsnorm II in Bögen 
it 


mi 
100 Meter Halbmeflr . -. - - . . „10 sec. m 
20 „ „ nn... ld 5 m 
300 „ " und darüber . .18 „ 


88* 
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ec) Für Bahnen mit 760 mm Spurweite nad) Belaſtungs⸗ 
norm III in Bögen mit 
50 Meter Halbmeller -. -. . » ..... 7 sec.m 
10 „ n und darüber . .10 „ „ 


Für zmwifchenliegende Werte iſt geradlinig einzufchalten. 


Die Erhöhung des Gewichtes einzelner Lolomotivachfen 
fann biebei entfallen. 


22. Die Einflüffe der von den Seitenfchwanfungen oder 
den Geitenpreffungen der Yahrbetriebsmittel auf Brüden 
in gerader, begiehungsweife gefrümmter Bahn erzeugten 
wagerechten Kräfte find für ein Gleis mit 005 der Iot- 
rechten Einwirkungen der Lofomotivadjfen des Zuges der 
betreffenden Belaftungsnorm zu berüdjichtigen. Die An- 
griffspunkte diefer wagerechten Kräfte ſind in Scienenhöhe 
liegend anzunehmen und iſt bei ihrer Berechnung eine 
Erhöhung des Gewichtes einzelner Lokomotivachſen nicht 
erforderlich. 


23. Bei Brücken in Bahnſtrecken mit mehr als 100%/,, 
Neigung, fowie bei Brüden, welche in Stationen und Halte- 
jtellen oder in den anfdließenden Bremsftreden Liegen, 
ift die Wirkung der Bremskräfte mit 010 des Zugsgewichtes 
in Rechnung zu Stellen. 


C. Verkehrslaft beftehender Eifenbahnbrürken. 


24. Die Bahnvermwaltungen haben ihre jämtlichen vor 
dem Anfrafttreten diefer Verordnung erbauten Brüden unter 
Zugrundelegung der für jedes Gleis aus je zwei der am 
ungünftigften einmwirfenden Lofomotiven der betreffenden 
Bahnlinie und der einfeitig angereihten jchwerjten Lait- 
wagen gebildeten Züge unter SHeranziehung aud der in 
den Abſätzen 5, 6, 7, 8, 21 (mit der Beichränfung, daß 
nur die tatfächlid; vorfommenden Höchſtgeſchwindigkeiten be- 
rüdjichtigt werden), 22 und 23 Diejed Paragraphen an- 
geführten fonftigen Belaftungen redynungsmäßig u prüfen. 
Hiebei ift es geftattet, anzunehmen, daß die Wirkungen 
des Winddrudes mit jenen der Seitenſchwankungen oder der 
Seitenpreffungen nicht gleichzeitig auftreten, ſonach nur der 
größere diefer Einflüffe herangezogen zu werden braud)t. 
Ergeben ſich bei der Beförderung von falten und halbwarmen 
Lokomotiven nad den bei der Bahnverwaltung diesfalls 
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beftehenden Einreihungsvorſchriften ungünftigere Einwir- 
fungen, fo find auch diefe zu berüdfichtigen. 

25. Als größtes Wagengemwicht hat bei Vollfpurbahnen 
das Gewicht von 31 Tonnen auf das laufende Meter zu 
gelten. — Bei fonftigen Bahnen find die tatjächlich ver- 
tehrenben ſchwerſten Laftwagen der Nadjrechnung zu Grunde 
zu legen. 

26. Bei Schmalfpurbahnen mit Rollfchemelbetrieb find 
entjprechend der Einreihungsvorſchrift auch Rollihemelmagen 
der Nachrechnung zu Grunde zu legen. 

27. Bei Trägern, welche über mehr als zwei Stüben 
durchlaufen, und bei Bogenträgern ift es geftattet, nur jene 
Belaftungsannahmen zu berücfichtigen, welche ohne Zugs⸗ 
trennung möglich find, doch müfjen hiebei für jene Stellen, 
welche theoretifch nicht zu belaften wären, bei Vollſpurbahnen 
Wagen im Gewichte von 1:0 Tonnen und bei Bahnen mit 
760 Millimeter Spurweite Wagen im Gewichte von 07 
Zonnen auf das laufende Meter einjchlieglich der Bufferlänge 
in Betracht gezogen werden. 


28. Für die Prüfung der Gehmegkfonftruftionen haben 
die Seltimmungen der Abſätze 19 und 20 dieſes Paragraphen 
zu gelten. 

29. Sollten bereit8 Berechnungen der Brüdentragmwerfe 
mit ungünftigeren als den vorbezeichneten Belajtungen vor- 
handen fein und erfcheint hienach fejtgeftellt, daß die Trag- 
werte immer noch den Beitimmungen des $ 8 F entiprechen, 
k fann die neuerliche rechnungsmäßige Überprüfung ent- 
fallen. Die tatfählih ungünftigere Einwirfung der an- 
genommenen gegenüber den wirklich auftretenden Sefaftungen 
ift jedoch von Salt zu Fall nachzuweisen. 


D. Verkehrslaft nen zu erbauender. Straßen- und Weg- 
brücken. 


30. Die Einreihung der Straßen- oder Wegbrücken, 
Gehftege, dann der Gehtegtonftruftionen an Eijenbahn- 
brüden in eine der nachſtehenden Klaffen, fowie die Ver- 
Handlung über in Ausnahmsfällen etwa geftellte Mehr- 
orderungen oder verlangte Ermäßigungen Hinfichtlih der 
in den nachftehenden Ablagen 33, 34 und 35 normierten 
Belaftungen find in der Regel bei den politifchen Begehungen 
oder fonftigen Erhebungen vorzunehmen. - 
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31. Die größten von der Verkehrslaſt herrührenden 
angreifenden Kräfte find im allgemeinen unter Zugrunde— 
legung der folgenden zufälligen Belaftungen zu ermitteln, 
und zwar: 

a) unter Unnahme einer größtmöglichen Wagenanjamm- 
lung auf der Fahrbahn und einer gleichzeitigen Menfchen- 
enlemmlung auf den Gehmegen, jowie auf dem übrig 
bleibenden Zeile der Sahrbahn, 

b) unter Annahme einer aut her Nakchapns ſowohl auf 
den Gehmegen als auch auf der Fahrbahn, 

c) bei den in den Abſätzen 33 und 34 normierten Klaffen 
von Brüden unter Annahme einer Dampfitraßeniwalze 
bei gleichzeitiger Belaftung der übrigen Brüdenfläche 
nah Abſatz 31a. 

Von dieſen Belaftungsarten ift in jedem einzelnen 
Falle und für jeden einzelnen Tragwerksteil die nachteiligere 
zu berüdjichtigen. 

32. Sämtliche GStraßen- und Wegbrüden einfchließlich 
der Gehftege und der Gehmegkfonftruftionen an Eifenbahn- 
brüden werden in drei Klaffen eingeteilt, für welche, wenn 
nit ausnahmsweiſe Alepenbe Anordnungen getroffen wur⸗ 
den, die in den nachſtehenden Abſätzen 33, 34 und 35 
angegebenen Belaftungsnormen gu gelten haben. 


33. Brüden erſter Rlaffe: 


a) Vierrädrige Laftwagen von je 12 Tonnen Seemt- 
gericht bei 78 Meter Länge (ohne Deichſel), 2:5 Meter 


reite, 38 Meter NRadftand, 1:6 Meter Spurkeite, 
mit einer Beſpannung von 4 Pferden im Gefamt- 


Abb. 10. 





—* — JB PO Rn 6 ge 
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bildung 10. 
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b) Eine Menfchenlaft von 460 Kilogramm auf da3 Qua⸗ 
dratmeter. 

c) Eine Dampfitraßenwalze von 18 Tonnen Gefamtgewicht 
(wovon 8 Tonnen auf die Borderwalze und je 5 Tonnen 
auf jede der beiden Hinterwalzen entfallen), 61 Meter 
Sange, 25 Meter Gejamtbreite, 3:5 Meter Achenſtand, 
13 Meter lichte Spurweite der Hinterwalzen, 14 Meter 
Breite der Vorder-, 05 Meter Breite jeder Hinter- 
walze nad Abbildung 11. 





34. Brüden zweiter Klafje: | 

a) Vierrädrige Laftwagen von je 8 Tonnen Gefamtgemwicht 
bei 54 Meter wänge (ohne Deichjel), 24 Meter Breite, 
28 Meter Raditand, 15 Meter Spurweite, mit einer 
Beipannung von 2 Pferden im Geſamtgewichte von 
15 Tonnen auf 36 Meter Länge nad Abbildung 12. 


Abb. 12. 





i 
2:0 20 15 Tonnen. 


b) Eine Menſchenlaſt von 400 Kilogramm auf da3 Qua⸗ 
dratmeter. | 
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bemeſſen. Für zwiſchenliegende Werte iſt geradlinig 
einzuſchalten. 


b) Bei belaſteten Brücken iſt von der nach den Beſtim⸗ 
mungen e3 vorftehenden Abſatzes a erpobenen Fläche 
der Traglonftruftion nur der durch die Verkehrslaſt 
nicht gededte Teil zu berüdfichtigen und als Fläche 
der Verkehrslaſt, die dem Angriffe des Windes aus- 
gefebt ift, für Eifenbahnbrüden ein 05 Meter über 
er Schiene dei reitendes volles NRechted anzunehmen, 
welches bei Bollipurbahnen und Schmalfpurbahnen mit 

Rolljhemefbetried 8:0 Meter, bei den n Schmal⸗ 

ſpurbahnen 20 Meter Hoch ift; für Straßenbrüden 

und Geh fe ge ingegen ift das fortichreitende, 2-0 Meter 
hohe, volle Re als unmittelbar über der Fahrbahn 
efindlih anzujehen. 

8. Die Standfigerbeit jeder Brüde gegen Winddruck 

r owohl für den belaſteten als auch für den unbelaſteten 
uſtand nachzuweiſen. Dieſer Berechnung find bei Voll- 

fpurbahnen und bei Bahnen mit 760 Millimeter 

Spurweite und Rollihemelbetrieb Wagen mit 15 

Tonnen Gewicht [ir da8 laufende Meter (einfchließlich der 

Bufferlänge), bei den übrigen Bahnen mit 760 Milli- 

meter Spurmeite ſolche mit 10 Tonnen Gewicht für das 

laufende Meter (einjchließlih der Wufferlänge) und bei 

Straßen- und Wegbrücken ift eine in der Brückenachſe 

wirkende Verkehrslaſt von 200 Kilogramm für das laufende 

Meter der Brüde zu Grunde zu legen. 


B. Verkehrslaft neu zu erbauender Eiſenbahnbrücken. 


9. Als Verkehrslaft zur Ermittlung der größeren an- 
aa ra Kräfte für Brüdentragmwerle aus Schmweiß- oder 
Iußeifen ift, wenn nicht die Vorlage eines befonderen 
Belaftungsichemas durch 8 2, Abſatz 1, ausdrüdlich vor- 
gefchrieben erjcheint, ein ideeller Be tungögug anzunehmen, 
welcher in der in den folgenden Abſätzen 10 bis 14 be- 
ichriebenen Weiſe zufammenzuftellen ift. 


BelaftungSnorm L 


10. Für vortpuri e Bahnen: aus gue! der in Ab— 
bildung 3 dargeftellten Lokomotiven ſamt Zendern und ein- 
feitig angereihten Wagen nach Abbildung 4. Für die Bered- 
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nung Feiner Brüden, fowie der Quer⸗ und Schwellenträger 
ift, infofern weniger als fünf Achſen mit einem gegen- 





—— — 
—EeE—— — —————— — 
—————— 
— —VV 
3 DD 19 16 16 16 16 16 Tonneru 
Gewicht der Lokomotiwe samt Tender 119 Tonnen. 
Abb. 4. 
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Gewicht des Wagens für das laufende Meter einschließ- 
lich der Bufferlänge 367 Tonnen. 


feitigen Abftande von je 14 Meter, von welchen eine, an der 
ungünftigften Stelle, mit 20 Tonnen, die übrigen mit 16 
Tonnen Belaftung anzunehmen find, größere Einwirkungen 
ergeben, als die oben dargeftellte Lokomotive, dieſer Be— 
Lafungafall zu Grunde zu legen. 


Belaftungönorm I. 


11. Fur folde vollfpurige Bahnen, bei melden bie vor⸗ 
ftehende Belaftungsnorm I nicht vor eiriehen it: aus zwei 
der in Abbildung 5 dargeftellten Lokomotiven famt Ten⸗ 
dern oder aus zwei der.in Abbildung 6 dargeftellten Tender- 
lIofomotiven mit in beiden Fällen einfeitig angereihten Wagen 
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nah Abbildung 4. Die Brücken haben beiden Lokomotiv⸗ 
gattungen gu entiprecden. 


Abb. 5. 
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Gewicht der Lokomotive samt Tender 72 Tonnen. 
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Gewicht der Lokomotive 48 Tonnen. 


Für die Berechnung Heiner Brüden, fowie der Quer- 
und Gchmwellenträger if infofern zwei 12 Meter von- 
einander entfernte Achſen, von denen eine, an der un- 
günftigften Stelle, mit 16 Tonnen, die andere mit 14 Tonnen 

elaftung anzunehmen ift oder.nur eine Achſe mit 16 Tonnen 
Belaſtung größere Einwirkungen ergeben .ald die Lokomo— 
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tiven nach Abbildung 5 und 6, der ungünftigjte Belaftungs- 
fall anzunehmen. 


Belaftungsnorm IM. 


12. Für Bahnen mit 760 Millimeter Spurweite: aus 
zwei der in Abbildung 7 dargeftellten Senderlofomotiven 
und einfeitig angereihten Wagen. 

a) nach Abbildung 8, wenn fein Rollfchemelverfehr, oder 
b) nach Abbildung 9, falls Rollſchemelverkehr ftattfindet. 


Abb. 7. 
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Gewicht der Lokomotive 45 Tonnen. 


Abb. 8. 
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T5 75 Tonnen 
(lewicht des Wagens für das laufende Meter einschließ- 
lich der Bufferlänge 25 Tonnen. 

Gef. Sig. XVII. Eifenbahngefebe. 88 
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13. In allen in den Abſätzen 10 bis 12 angeführten 
Fällen iſt, wenn nur eine Lokomotive mit einſeitig an⸗ 


Abb. 9. 





| 
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Gesamtgewicht für das laufende Meter einschließlich der 
Bufferlänge 413 Tonnen. 


an Wagen größere Einwirkungen hervorruft, dieſe 
elaftungsart anzunehmen. 

14. Die Lolomotiven find für jeden Teil des Tray- 
werkes in die ungünftigfte LZaftftellung zu Bringen, um die 
größtmögliche Linwirtung zu erzielen. 

15. Wenn eiſerne Tragwerke den Stößen der Fahr— 
zeuge ohne Vermittlung eines elaſtiſchen Zwiſchenteiles aus— 
geſetzt ſind, ſo muß eine um 10 Prozent vergrößerte Ei:.- 
wirkung der Berfehrslaft in Rechnung gezogen werden. 

16. Der Berechnung der Tragmwerfe aus —* und der 
hölzernen Brückenſchwellen ſind als Verkehrlaſten jene am 
ungünſtigſten einwirkenden Fahrbetriebsmittel zu Grunde 
zu legen, welche mit Rückſicht auf den Oberbau und die 
eiſernen Brückentragwerke auf der betreffenden Bahnlinie 
verkehren dürfen. 

17. Für die Berechnung von VBrüden mit auf zwei 
Stüßen frei aufliegenden Ballenträgern können Die größten 
Biegungdmomente und Querkräfte unmittelbar nah den 
Bahlenwerten der im Anhange enthaltenen acht Tabellen a 
bi3 h, welche auf Grund der vorftehenden Belaftungsnormen 
berechnet find, ermittelt merden.*) 


18. Bei über mehr als zwei Stüßen durdhlaufenden 
Trägern und bei Bogenträgern find zur Ermittlung der 


*) Die Tabellen find im Reichsgefegblatte im Anhange zu dieſer 
Verordnung enthalten. 
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größtmöglihen Einwirkungen mehrere Belaftungszüge in 
ungünftigfter Stellung anzunehmen. 

19. Die Gehwegkfonftruftionen an Eifenbahnbrüden, 
welche in der Regel nur von Eifenbahnbedienfteten benüßt 
werden, find mit einer Belaftung von 340 Kilogramm 
auf da3 Quadratmeter Grundrißfläche zu berechnen. Hiebei 
ift die Annahme geftattet, daß dieſe Belaftung nicht gleich- 
zeitig mit der Zugslaſt auftritt. Sind die Gehwegkonſtruk⸗ 
tionen auch für das reifende Publikum beftimmt, jo hat die 
Berechnung unter Bugrundelegung einer mit der HBugslaft 
gleichzeitig auftretend gedachten Belaftung von 400 Kilo- 
gramm auf da8 Quadratmeter Grundrißfläche zu erfolgen. 

20. Für die Berechnung der Gehmegfonftruftionen, 
welche dem allgemeinen Berlehre zu dienen haben, ift die 
Belaftung entſprechend den Beitimmungen der Abfähe 31 
bi3 35 dieſes Para zaphen zu wählen und als zujammer- 
wirfend mit der Augs aft zu berüdlichtigen. 

21. Bei Brüden in Gleisfrümmungen müſſen aud 
die Einflüffe der Überhöhung des äußeren Schienenjtrangeg, 
der Lage des Oteijes und der Fliehkraft berüdjichtigt werden. 
Der Ungriffspunft der Fliehkraft ift auf Vollfpurbahnen 
und Schmalfpurbafnen mit Rollſchemelbetrieb 1'5 Meter, 
auf den übrigen Schmaljpurbahnen 0'8 Meter über der 
Schienenhöhe anzunehmen. 

Der Berechnung der Fliehfraft find folgende Geſchwin⸗ 
dDigfeiten zu Grunde zu legen: 


a) Für Volljpurbahnen nad) Belaftungsnorm I in Bögen 
mi 
200 Meter Halbmefjer und darunter . . 15 sec. m 
350 en. 20 


”n ” ” ” 


50 „ n ...... 253 
700, J und darüber . .30 „ „ 
für Brüden in Stationen, jowie in Bahnneigungen von 
20°/,, und darüber find jedoch feine Höheren Geſchwindig⸗ 
feiten al3 20 sec. m anzunehmen. " 

b) dur Vollſpurbahnen nach Belaſtungsnorm II in Bögen 


mi 

100 Meter Halbmeſſer. . . . „10 sec. m 

20 „ n nnd sm 

30 „ n und darüber . .18 „ „ 
88* 
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ec) Für Bahnen mit 760 mm Spurweite nach Belaſtungs⸗ 
norm III in Bögen mit 
50 Meter Halbmeller -. - - . » . . 7 sec. m 
10 „ n und darüber . .IO „ „ 


Für zmwifchenliegende Werte ift geradlinig einzufcalten. 


Die Erhöhung des Gewichtes einzelner Lokomotivachſen 
fann hiebei entfallen. 


22. Die Einflüffe der von den Seitenſchwankungen ober 
den Geitenpreffungen der Fahrbetriebgmittel auf Brüden 
in gerader, begiehungsweie gefrümmter Bahn erzeugten 
wageredhten Kräfte find für ein Gleis mit 005 der Iot- 
rechten Einwirkungen der Lokomotivachſen des Zuges der 
betreffenden Belaftungsnorm zu berüdjichtigen. Die An- 
ariffspunfte dieſer wagerechten Kräfte ſind in Schienenhöhe 
liegend anzunehmen und ijt bei ihrer Berechnung einc 
Erhöhung des Gewichtes einzelner Lofomotivachfen nicht 
erforderlich. 


23. Bei Brüden in Bahnftreden mit mehr al3 10%/,, 
Neigung, jowie bei Brüden, welche in Stationen und Halte- 
ftellen oder in den anſchließenden Bremsftreden Tiegen, 
ift die Wirkung der Bremskräfte mit 0:10 des Zugsgewichtes 
in Rechnung zu ftellen. 


C. Verkehrslaft beftejender Eiſenbahnbrücken. 


24. Die Bahnverwaltungen haben ihre ſämtlichen vor 
dem Inkrafttreten diefer Verordnung erbauten Brüden unter 
Zugrundelegung der für jedes Gleis aus je zwei der am 
ungünftigften einwirfenden Lofomotiven der betreffenden 
Bahnlinie und der einfeitig angereihten ſchwerſten Laft- 
wagen gebildeten Züge unter SHeranziehung auch der in 
den Abſätzen 5, 6, 7, 8, 21 (mit der Beichränfung, daß 
nur die tatſächlich vorkommenden Höchſtgeſchwindigkeiten be- 
rüdjichtigt werden), 22 und 23 Diejes Paragraphen an- 
geführten fonftigen Belaftungen rechnungsmäßig zu prüfen. 
Hiebei ijt es geftattet, anzunehmen, daß die Birhum en 
des Winddrudes mit jenen der Geitenfchwanfungen oder der 
Seitenprefjungen nicht gleichzeitig auftreten, ſonach nur der 
größere dieſer Einflüſſe herangezogen zu werden braudıt. 
Ergeben fich bei der Beförderung von falten und halbwarmen 
Xofomotiven nach den bei der Bahnverwaltung diesfalls 
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bejtehenden Kinreihungsvorschriften ungünftigere Einwir— 
fungen, fo find auch dieſe zu berüdfichtigen. 

25. Als größtes Wagengewicht hat bei Vollſpurbahnen 
das Gewicht von 31 Tonnen auf das laufende Meter zu 
gelten. — Bei fonftigen Bahnen find die tatſächlich ver- 
ehrenden ſchwerſten Laftwagen der Nachrechnung zu Grunde 
zu legen. 

26. Bei Schmalfpurbahnen mit Rollichemelbetrieb find 
entiprechend der Einreihungsporichrift auch Rollſchemelwagen 
der Nachrechnung zu Grunde zu legen. 


27. Bei Trägern, welche über mehr als zwei Stüben 
durchlaufen, und bei Bogenträgern ift e3 geftattet, nur jene 
Belaftungsannahmen zu berüdfichtigen, welche ohne Zugs— 
trennung möglich find, doch müſſen Hiebei für jene Stellen, 
welche theoretiſch nicht zu belaften wären, bei Vollfpurbahnen 
Wagen im Gewichte von 1:0 Tonnen und bei Bahnen mit 
760 Millimeter Spurweite Wagen im Gewichte von 07 
Tonnen auf das laufende Meter einfchließlich der Bufferlänge 
in Betracht gezogen werden. 

28. Für die Prüfung der Gehmegkfonftruftionen haben 
die Beftimmungen der Abfäge 19 und 20 diefes Paragraphen 
zu gelten. 

29. Sollten bereit3 Berechnungen der Brüdentragierte 
mit ungünftigeren als den vorbezeichneten Belaftungen vor- 
handen fein und erjcheint hienach fejtgeftellt, daß die Trag- 
werke immer noch den Beftimmungen des 8 8 F entfpredyen, 
k fann die neuerliche rechnungsmäßige Überprüfung ent- 
fallen. Die tatſächlich ungünftigere Einwirhun der an— 
genommenen gegenüber den wirklich auftretenden Selaftungen 
ift jedoh von Fall zu Tall nachzumeifen. 


D. Verkehrslaft neu zu erbauender: Strafen- und Weg- 
brürken. 


30. Die Einreihung der Straßen- oder Wegbrüden, 
Gehjtege, dann der Sehmwegfonftruftionen an Eijenbahn- 
brüden in eine der nachſtehenden Klafjen, ſowie die Ver— 
handlung über in Ausnahmsfällen etwa gejtellte Mehr- 
forderungen oder verlangte Ermäßigungen Hinfichtlich der 
in den nachjtehenden Abſätzen 33, 34 und 35 normierten 
Belaftungen find in der Regel bei den politifchen Begehungen 
oder Sonftigen Erhebungen vorzunehmen. : 
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31. Die größten von der Verkehrslaſt herrührenden 
angreifenden Kräfte find im allgemeinen unter Bugrunde- 
legung der folgenden zufälligen Belaftungen zu ermitteln, 
und zwar: 

a) unter Annahme einer größtmöglichen Wagenanfamm- 
lung auf der Fahrbahn und einer gleichzeitigen Menfchen- 
anfammlung auf den Gehmegen, fowie auf dem übrig 
bleibenden Zeile der Yahrbahn, 

b) unter Annahme einer en ——— ſowohl auf 
den Gehwegen als aud auf der Yahrbahn, 

c) bei den in den Abſätzen 33 und 34 normierten Klaffen 
von Brüden unter Unnahme einer Damp [jtrabenmage 
bei gleichzeitiger Belaftung der übrigen Brüdenfläde 
nad) Abſatz 31a. 

Von dieſen Belaftungsarten ift in jedem einzelnen 
alle und für jeden einzelnen Tragwerksteil die nachtetligere 
zu berüdfjichtigen. 

32. Sämtliche Straßen» und Wegbrüden einfchließlich 
der Gehitege und der Gehtegtonftrultionen an Eijenbahn- 
brüden werden in drei Klaffen eingeteilt, für welche, wenn 
nicht ausnahmsweiſe Aebenbe Unordnungen getroffen mwur- 
den, die in den nachitehenden Abſätzen 33, 34 und 35 
angegebenen Belaftungsnormen zu gelten haben. 


33. Brüden erſter Klafje: 


a) Vierrädrige Laftwagen von je 12 Tonnen Selamt- 
gericht bei 7.8 Meter Länge (ohne Deichfel), 25 Meter 


reite, 38 Meter Raditand, 1:6 Meter Spurmeite, 
mit einer Beipannung von 4 Pferden im Gejamt- 


Abb. 10. 
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b) Eine Menjchenlaft von 460 Kilogramm auf das Dua- 
dratmeter. 

c) Eine Dampfitraßeniwalze von 18 Tonnen Geſamtgewicht 
(wovon 8 Tonnen auf die Vorderwalze und je 5 Tonnen 
auf jede der beiden Hinterwalzen entfallen), 61 Meter 
Tange, 25 Meter Gejamtbreite, 3:5 Meter Achenſand, 
13 Meter lichte Spurweite der Hinterwalzen, 14 Meter 
Breite der Vorder⸗, 05 Meter Breite jeder Hinter- 
walze nach Abbildung 11. 





2x5:10 8 Tonnen 


34. Brüden zweiter Klafje: 


a) Vierrädrige Laftwagen von je 8 Tonnen Gejamtgewicht 
bei 54 Meter wänge (ohne Deichiel), 24 Meter Breite, 
28 Meter Raditand, 15 Meter Spurmeite, mit einer 
Beipannung von 2 Pferden im Geiamigemwigite von 
15 Tonnen auf 36 Meter Länge nad Abbildung 12. 


Abb. 12. 
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b) Eine Menfchenlaft von 400 Kilogramm auf das Dua- 
dratmeter. 


a0 Nachträge 


©) Eine Dampfftraßenmwalze von 14 Tonnen Gejamtgewidt 

(wovon 6 Tonnen auf die Vorderwalze und je 4 Tonnen 

auf jede der beiden Hinterwalzen entfallen), 53 Meter 

Länge, 24 Meter Gejamtbreite, 3:0 Meter Achjenftand, 

11 Meter lichte Spurweite der Hinterwalzen, 12 Meter 

Breite der VBorder-, O4 Meter Breite jeder Hintermalze 
nach Abbildung 13. 





35. Brüden dritter Klaffe: 
a) Vierrädrige Laftwagen von je 3 Tonnen Gejamtgemwidt 
bei 4.8 Meter Länge (ohne Deichfel), 273 Meter Breite, 
24 Meter Radftand, 14 Meter Spurweite mit einer 
Beſpannung von 2 Pferden im Öejamigetvichte von 
1 Tonne auf 32 Meter Fänge nach Abbildung 14. 
b) Eine Menschenlaft von 340 Kilogramm auf dag Dua- 
dratmeter. 





Meter 
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v J 
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. . 36. Die Geländer find unter Annahme eines, mage- 
rechten, auf die Geländerholme wirkenden Seitendruckes von 
40 Kilogramm auf das laufende Meter zu berechnen. 
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37. Der Berteilung des Raddrudes ift durch die An— 
nahme Rechnung zu tragen, daß ſich der Drud auf be- 
jchotterter oder betonartiger Fahrbahn von der mittleren 
Höhe „h“ der Dedihichte auf eine Breite von 10 + 2 h 
in Bentimeter und, wenn über die Pediichte noch —* 
Pflaſterſteine von der Breite „b“ zu liegen kämen, auf 
eine Breite von „b + 2h” verteile. Bei Anwendung 
von Belageifen ift „h“ auf die Halbe Höhe derjelben zu 
beziehen. 


E. Verkehrslaft beftehender Itraßen- und Wegbrücken. 


38. Die Bahnvermwaltungen haben mlide bor In⸗ 
frafttreten diefer Verordnung erbauten Brüden und Stege 
unter Zugrundelegung der tatfädhli vorkommenden un«- 
ünftigften Verkehrsbelaſtung, fowie der fonftigen im vor» 
fefenden angegebenen Belaftungen rechnungsmäßig zu über- 


prüfen. 
39. Rüdfichtlic) etwa bereit3 vorhandener Berechnungen 
gelten die im Abfage 29 dieſes Paragraphen enthaltenen 
eſtimmungen. 
88. 


Bnfäffige Fnanfprn nahme der Banmateriafien nnd des 
Baugrundes. 


A. Eiſen und Stahl. 

1. Bei Eifenbahnbrüden dürfen die gröhten ee 
nahmen des Eiſens und Btahles in Kilogramm auf ein 
Duadratzentimeter des nußbarn, das ift des nad Abzug 
der Nietlöcher und der nicht wirkenden Teile verbleibenden 
Querfchnittes, die in der nachſtehenden Tabelle angegebenen 
Grenzwerte nicht überjchreiten. 


läflige größte 
Bezeichnung der Belaftung und Art der u 
Beanfpruchung Snan rd nahme 


a) Unter Zugrundelegung der im 8 7 für 

Eifenbahnbrüden feſtgeſetzten Belaftungen ausichließ- 

lich der dur) Wind, Seitenſchwankungen, Seiten 

preflungen und Bremskräfte berborgerufenen Ein. . 

wirkungen. Schweißeilen Flußeiſen 

4. Beanſpruchung auf Bug oder Druck bei _ 

Stüßmweiten von | 
0.m bi8 10 m. nad ber .Zormel. . . . 700-421 750-451 
10 ” „ 20 „ " " " ol. 7004-21 7160-41 
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Scweißeifen Flußeiſen 
20 m bis 40 m nad der Formel . . „ .„. 700421 800-321 


40 " " 80 " " " " 222 720+1°5 1 8404-1 
80, 180 „nn "oe... 70-1 84041 
120 „ und darüber „ „ n 200.0. 8204051 840-+1 
bis böchftend . . 900 1000 


In dieſen Formeln bebeutet „ie bie Stütmweite 
der Tragwerle in Metern. Yür Pfeiler und Säulen 
ift „I” ala das Mittel aus den Stübmweiten ber 
angrengenden Brückenfelder aufzufaflen. Bei DQuer- 
und Längsträgern ift für „l" die Stützweite dieſer 
Träger, bei Konſolen die boppelte Länge berjelben 
anzunehmen. 

2. Beanipruhung auf Abſcherung, außger 


nommen die Niete . 500 600 
8. Beanfpruchung der. Niete auf Abſcherung; 
c) in nur einer Richtung . . 600 700 
5) in mehreren Richtungen (gilt and) für bie 
Anſchlußniete der Sahrbahnträger) 500 600 


4. Druck auf bie Miettochteibung Gietdurqh⸗ 
meſſer mal Blechftärke). .. 1400 1600 
b) Unter Bugrunbelegung | Amtlicher im g 7 für 

Eifenbahnbrüden feftgejegten Belaftungen. 


5. Beanfpruchung auf Zug oder Drud . . . 1000 1200 
6. Beanſpruchung auf Wbicherung, muöge- 

nommen die Sriete .. 600 700 
7. Beanſpruchung der Niete auf eibſcherung 700 800 
8. Druck auf die Nietlochleibung (Nietdurch⸗ 

meſſer mal Blechſtärke)... 1600 1800 


9. Beanſpruchung der Teile aus Roheiſenguß aus welchem 
Material jedoch kein Glied der freitragenden Konftruftion her⸗ 
geftellt werden darf: 


Roheiſen⸗ 
guß 
EL LLL_IIIIIINn 700 
6) auf reinen Bug . . - ..200 
y) auf Bug im Falle der Biegung. 230 
Flu ßſta 


10. Beanſpruchung der Teile aus Flußſtahl in Brücken⸗ 
lagern im Falle ber Biegung auf Bug oder Druck.... 1000 


2. Bei GStraßenbrüden, Wegbrüden, Behftegen, dann 
‘bei Gehmegtonftruftionen an Eifenbahnbrüden dürfen Die 
gröbten Inanſpruchnahmen des Eijend und Stahles in 

ilogramm auf ein Quadratzentimeter des nußbaren, das 
ift des nah Abzug der Nietlöher und der nicht wirkenden 
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Teile verbleibenden Querſchnittes die in der nachſte 
Tabelle angegebenen Grenzwerte nicht überfchreiten. 
’ Zuläffige größte 
Bezeichnung der —— gnd Art der Bean Sranfprucnahme 
kg/cm? 
a) Unter Bugrundelegung der im 8 7 für Straßen- 
und Wegbrüden, fowie für Gehmegkonftruftionen 
feftgefegten Belaftungen, ausſchließlich der durch 
Wind hervorgerufenen Einwirkungen. Schweißeifen Flußeiſen 
1. Beanſpruchung auf Bug oder Dud . . „. 750421 800-431 
bis hödjftene . . . . 900 1050 
In dieſen Formeln bedeuiet u bie Stüg- 
weite der Tragwerle in Metern. Yür Pfeiler und 
Säulen ift „I als dag Mittel aus ben Stütz⸗ 
weiten ber angrenzenden Brüdenfelder aufzufafien. 
Bei Duer- und Längsträgern ift für „I” die Stütz⸗ 
weite biefer Träger, bei Konſolen die doppelte 
Länge derfelben anzunehmen. 
2. Beanſpruchung auf Abſcherung, auge⸗ 
nommen die Niete . . 500 600 
8. Beanſpruchung der. Niete auf oigerung: 
) in nur einer Rihtung . . - 600 2700 
8) in mehreren Richtungen (gilt auch fir 
die Anſchlußniete der Yahrbahnträger) . 500 600 
4 Drud auf die Nietlochleibung Nietdurch⸗ 
meſſer mal Blechſtärke) . . 1400 1600 
Für die Beanſpruchung der. Gelanderkonſtruk 
tionen haben die unter Punkt 1 dieſer Tabelle feſt⸗ 
geſetzten Höchftwerte zu gelten. 
b) Unter Bugrundelegung fämtlicher im 8 7 für 
Straßen- und Wegbrüden feſtgeſetzten Belaftungen. 
5. Beanſpruchung auf Bug oder Dud . . - 1000 1200 
6. Beanſpruchung auf Mbicherung, anöger 


nommen die Niete . . 600 700 
7. Beanſpruchung der. Niete auf eibſcherung . 700 800 
8. Drud auf bie Nietlochlelbung Gietdurch⸗ 

meſſer mal Blechſtärke)... 1600 1800 


9. Beanſpruchung der Teile aus MRoheiſenguß, , aus welchem 
Material jedoch fein Glied der freitragenden Konſtruktion ber- 
geftellt werben barf: 


Robeilen- 
guß 
a) auf Drukeee... 700 
6) auf reinen Bug . - rn. 200 


y auf Bug im Falle ber Biegung rennen 30 
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Flußſtahl 
10. Beanſpruchung der Teile aus Flußſtahl in Brücken⸗ 
lagern im Falle der Biegung auf Bug oder Drud . . .» . . 1000 

3. Auf Brüden, welche fowohl dem Eifenbahn-, als 
auh dem Straßenverkehre dienen, haben die Beſtim— 
mungen der Abfäge 1 und 2 diefes Paragraphen finngemäße 
Unwendung zu finden. 

4. Für Brüden in Bahnen mit eleftrijhem oder an- 
derem Mafchinenbetriebe find die zuläffigen Inanſpruch— 
nahmen nach der Tabelle des Abſatzes 1, in Bahnen mit 
tierifehem oder Seilbetriebe nad) der Tabelle des Abfapes 2 
dieſes Paragraphen zu wählen. 

5. Bei den aut Drud beanſpruchten Tragwerfteilen 
der Eijenbahn-, Straßen- und Wegbrüden, fowie der Geh- 
megfonjtruftionen muß auf den erforderliden Widerftand 
diefer Teile gegen Einfnidung Bedacht genommen werden. 

6. Die Nebenfpannungen, welche in eifernen Brüden 
durh die Gteifigfeit der Knotenverbindungen, durch den 
feften Anfchluß der wannträger untereinander und an Die 
Hauptträger, durch Reibung an Gelenten und Auflagern, 
jowie durch fonftige Umftände hervorgerufen werden, brauchen 
in der Regel nicht befonders in Rechnung geftellt zu werden; 
erfcheint Die aber in einzelnen Fällen notwendig, jo ijt 
ein Nachweis über die hiedurch verurjadhten Inanſpruch— 
nahmen zu liefern und unterliegt eine durch Nebenfpan- 
nungen herbeigeführte Überfchreitung der in den Abſätzen 1 
und 2 dieſes Paragraphen fejtgefegten Werte der zuläſſigen 
Inanſpruchnahmen fallweife der befonderen Genehmigung. 

7. Eifenkonftruftionen, deren rechnungsmäßige elaftijche 
Durchbiegung unter der Verkehrslaſt mehr als ein Tau— 
ſendſtel der Stützweite beträgt, ſollen in der Regel für 
Eiſenbahnbrücken nicht ausgeführt werden. 


B. 90. 

8. Bei Eifenbahn-, Straßen- und Wegbrüden und bei 
Sehmegkonftruftionen darf unter Einwirkung aller Iotrechten 
ne aftungen (ausjchließlih der vom Winde erzeugten lot— 
rechten Kräfte) die Inanſpruchnahme des Holzes auf Zug 
oder Drud in der Faferrihtung 80 Kilogramm, auf Ab- 
jherung parallel zur Faferrihtung 10 Kilogramm und 
auf Abſcherung jenkrecht zur Faferrichtung 20 Kilogranım 
auf das Duadratzentimeter nicht überfchreiten. Unter Ein- 





Vorſchriften, betreffend die Eifenbahnbrüden ufm. 1405 


wirfung fämtlidher Belaftungen (alfo auch der mwagerecten 
Kräfte) wird eine Vergrößerung dieſer Grenzwerte big zu 
90 Kilogramm, besiehungäineife bis zu 15 und 30 Kilo— 
gramm auf da8 Quadratzentimeter zugelajjen. 

9. Bei Trägern aus Holz, welche aus zwei oder meh- 
reren Balken zufammengefegt werden (verdübelte oder ver- 
zahnte Träger), ift der Trägheitsmodul des ganzen Träger- 


querjchnittes | 

bei 2 Balken verzahnt bloß mit . . ». . 2... oo? 

, 2 , verdübelt , . rn. 70°, 
nenn... 50% 


” ” n ” 
in Rechnung zu ftellen. 

10. Für Holzproviforien wird bei Einwirkung aller 
lotredhten Belaftungen (mit Ausnahme der vom Winde er- 
zeugten lotrechten Kräfte) eine Inanſpruchnahme auf Zug 
oder Druck in der Falerrihtung von 120 Kilogramm auf 
da8 Duadratzentimeter gejtattet, wenn fie höchſtens ſechs 
Monate im Betriebe bleiben; follen jedoch die Proviforien 
länger, und zwar bis zur Dauer von zwei Jahren, benübt 
werden, fo ijt die vorbezeichnete Grenze der Beanspruchung 
auf mindeftens 100 Kilogramm zu ermäßigen. 

Für die zuläffige größte Inanſpruchnahme auf Ub- 
fcherung parallel und fenfrecht zur Faſerrichtung find in 
beiden Fällen der Betriebsdauer 15 Kilogramm, beziehungs- 
weiſe 30 Kilogramm auf da8 Duadratzentimeter anzu- 
nehmen. 

Holzproviforien, melde mehr als zwei Jahre dem Be- 
triebe dienen follen, unterliegen den Beltimmungen des 
vorftehenden Abſatzes 8. 


11. Bei allen auf Drud beanfprudten Teilen der 
Eifenbahn-, Straßen- und Wegbrüden, fowie der Gehweg— 
fonftruftionen aus Holz ift auf den erforderlichen Widerftand 
gegen Einfnidung Bedacht zu nehmen. | 


C. Mauerwerk der Pfeiler und Widerlager. 


12. Der größte Drud auf das Quadratzentimeter der 
wirkſamen Querſchnittsfläche des Mauerwerkes darf nach— 
folgende Grenzwerte nicht überſchreiten. 
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uläſſiger 
Gattung des Mauerwerkes und Betons eh Irud 


Mauerwerk in Mörtel mit Tünftlichem Portlandzement. 
1. Quadermauerwerk (unter Berüdfichtigung ber ein- 
fchräntenden Beftimmungen des folgenden Ab⸗ 


ſatzes . 2: 2 202. re 30 
2. Uuflagerquader (unter Berüdfichtigung ber ein- 

Ichräntenden Beitimmungen ber Abſätze a und b) 50 
3. Schichtenmauerwert . . - x.» . 16 


4. Bruchfteinmanerwert (reines ober berfleibetes, bei 
großen Höhen auch mit durchlaufenden Lagen von 


Quader⸗ oder Schichtenmauerwerk verſehenes)).. 10 
5. Mauerwerk aus geſchlämmten Ziegeln beſter Sorte, 

ſogenannte doppelt geſchlämmte oder Pfeilerziegel . 12 
6. Mauerwerk aus Klinkern befter Gattung . . . - 20 
7. Beton im Mifchungsverhältnifie von 500 kg Zement 


zu 1m?’ Sand und Schotter (Raummiſchungsver⸗ 
hältnis 1:9). oo 2 2 2 rl nn. 18 

8. Beton im Miichungsverhältnifie von 325 kg Zement 
zu 1m? Sand und Schotter (Raummifchungsver- 
bältnis 1:5) 2 2 oo ne 12 

9. Beton im Mifchungsverhältniffe von 225 kg Zement 
zu 1 m? Sand und Schotter (Raummiſchungsver⸗ 
haltnis 13) > > 2 2 rn 8 

10. Beton im Mifchungsverhältniffe von 175 kg Bement 
zu 1m? Sand und Schotter (Raummifchungsver- 
hältnis 1:10) . 2 2 220. en 

Zur vorftehenden Tabelle wird beftimmt: 
a) Der Drud auf da8 Duadermauerwerf und auf die 

Auflagequader darf in feinem Falle mehr ala 1/,, der 

Drudef feit des betreffenden Steinmateriales betragen. 
b) Bei Auflagerquadern ift der zuläffige Drud auf die 
Fläche der Lagerplatte DB Sragbertes zu beziehen. 

c) Die Mörtelmiihung für da8 Mauerwerk (1—6) hat 
in der ‚Regel im Verhältnis von 500 Kilogramm 
Portlandzement auf 1 Kubilmeter reinen, reichen, fein- 
förnigen Sandes (Raummifchungsverhältnis 1:3) zu 
erfolgen. Auf Grund von Mörtelproben beantragte 
anderweitige Mifchung3verhältniffe unterliegen der G:- 

nehmigung des Cifenbahnminifteriums. 

d) Das beim Beton (7—10) anzumwendende Miſchungẽ⸗ 
verhältnid zwifchen Sand und Schotter ift in Hinficht 
auf die Erzielung eines möglichſt gleihförmig dichten 
Gemenges jeweils durch Betonproben zu beftimmen. 
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e) Betonmauerwer? darf dur die Tragwerke oder den 
Verkehr nicht früher als vier Boden nah deffen 
Vollendung belaftet werden. 


D. Zonftige Baumaterialien. 


13. Die guläffige Inanſpruchnahme von Baumate- 
tialien, welche in den Abſätzen 1 bis 12 dieſes Paragraphen 
nicht behandelt find, iſt fallmeife bei Vorlage des be— 
treffenden Projekte zu begründen und unterliegt einer 
befonderen Genehmigung. 


E. Baugrund. 


14. Die Beichaffenheit des Baugrundes ift dur) Son- 
dierungen, erforderlihenfall3 durch Probepilotierungen zu 
ermitteln und ift in allen Fällen der Nachweis der aus- 
reichenden Tragfähigkeit de3 Baugrundes auch in Bezug 
auf die zu erwartenden größten Kantenpreffungen zu er- 
bringen. Dem utimurje ji die in der folgenden Tabelle 
angeführten zuläffigen Belaftungen zu Grunde zu legen. 


uläflige 
Bodengattung Se 
kg/cm?® 
1. Weiher Ton und fehr feuchter, feinförniger Sand⸗ 
1) 1) 112 bis 1°0 
2. Lehm, mittelfefter Ton und mäßig feuchter ober 
ſtark tonhaltiger, jedocd trodener Sandboden . . „ 20 
3. Zegel, fefter Ton und trodener, wenig tonhaltiger 
Sandboden. ne. „ 40 
4. Feitgelagerter, grober Sand, dann Kies und 
Schottter... „ 60 


Abweichungen von den obigen Belaftungsgrenzen, fowie 
die zuläfligen Belaftungen anderer Bodengattungen unter- 
liegen der Genehmigung des Eifenbahnminiteriums. 


F. Sefondere Beftimmungen hinſichtlich der beftehenden 
Eifenbahn-, Straßen- und Wegbrürken. 


15. Bei den vor Inkrafttreten bieler Verordnung er⸗ 
bauten Brüden aus Schweiß» oder Flußeifen dürfen die 
größten Inanſpruchnahmen des Eiſens und Gtahles in 
Kilogramm auf das Duadratzentimeter des nubbaren, das 
ift des nach Abzug der Nietlöcher und der nicht wirkenden 
Zeile verbleibenden Querfchnittes, die in der nachſtehenden 
Tabelle angegebenen Grenzwerte nicht überfchreiten. 
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ãge 

Bezeichnung der Belaſtung und Art der größte In⸗ 

Beanſpruchung anfprucimahme 
g/cm 


a) Unter BZugrundelegung der im 8 7, Abſatz 24 bis 28 
und 38, feftgefegten Belafungen, ausichließlich der durch Schweißeiſen 


Wind, Seitenſchwankungen, Seitenpreflungen und Brems⸗ oder 
fräfte hervorgerufenen Einwirkungen. Flußeiſen 
1. Beanſpruchung auf Zug oder Druck bei ep 
weiten bis 30 Meter . . . . 950 
bei Stützweiten über 30 Meter .. 82041 


In diefer Formel bedeutet „I“ bie. Stügmeite ber 
Tragmwerfe in Metern. Für Pfeiler und Säulen ift „I“ 
ala dag Mittel der angrenzenden Brüdenfelder aufzu- ' 
faflen. Bei Quer- und Längsträgern, dann bei Kon- 
folen find für „1“ jene Werte anzunehmen, welche ber 
Stützweite diefer Träger, beziehungsweiſe der zweifachen 
Konfolenlänge entiprechen. 

2. Beanipruchung auf Abſcherung, auägensmmen 


die Niete. . . 700 
3. Beanfpruchung ber Niete auf Abſcherung 

@) in nur einer Ridtung . . - 800 

PB) in mehreren Richtungen (gilt auch für "bie 
Anichlußniete der Fahrbahnträger). . - 750 

4. Drud auf die Rietlochleibung cicmurchme ſer 
mal Blechſtärke) . . 1750 

b) Unter Bugrundelegung aller im s 7 feftgefeßten 

Belaftungen. 

5. Beanfpruchung auf Zug oder Dud . . . 1250 

6. Beanspruchung auf Abicherung, ausgenommen 
die Niete . . . 800 
7. Beanfprudiung. ber Niete auf aAbſcherung .. 850 

8. Drud auf die Riettochleibung letburdhineffer 
mal Blchfitärk) . . . 2000 


9. Beanfpruchung der Zeile aus Roheifenguß, aus 
welchen Material jedoch kein Glied der freitragenden 


Konſtruktion Hergeftellt fein ber: Roheiſenguß 
ae) auf Druck ... nenn 750 
P) auf reinen Bug .. nen 250 
y) auf Zug im Falle der Biegung en 300 
10. Beanspruchung der Teile aug Stahl in Brüden- Stahl 
lagern im Falle der Biegung auf Zug oder Drud . . 1200 


16. Auf die beftehenden Holzbrüden haben die in den 
Abſätzen 8 bis 11 dieſes Paragraphen ($ 8) enthaltenen 
Beltimmungen Anwendung. zu finden. 
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17. Benn die laut $ 7, Abſatz 24 bis 28 und 38, 
angeordnete Feſtigkeitsberechnung Tperireitungen der in den 
vorjtehenden Abſätzen 15 und 16 bezeichneten zuläffigen 
größten Inanſpruchnahmen ergeben follte, jo hat die * 
verwaltung ungeſäumt dem Eifenbapnminifterium unter Be⸗ 
fannigabe der auf Grund durchgeführter Proben erhobenen 
Materialbefchaffenheit geeignete Vorſchläge zu unterbreiten. 
Gleichzeitig Hat Die — — auch der General— 
inſpektion der öſterreichiſchen Eiſenbahnen über das Er— 
gebnis dieſer Feſtigkeitsberechnung zu berichten. 

18. Iſt die —— eines eiſernen Brückentrag— 
werkes ſchon infolge Einwirkung der lotrechten Belaſtungen 
(ausſchließlich der durg den Wind erzeugten lotrechten Kräfte) 
notwendig und mit NRüdficht auf die Materialbefchaffenheit 
zuläffig, jo hat ſie jich in der Regel auf das ganze Trag- 
wert, und zwar unter Yugrundelegung der im $ 7 und in 
diefem Paragraphen für neu Herzuftellende Brüden feit- 
gelegten Belajtungen, beziehungsweije Inanſpruchnahme zu 
erjtreden. Hiebei dürfen aber, wenn ein Tragmwerf aus 
Schweißeijen in Betracht fommt, nur die für dieſes Material 
feitgefeßten Grenzen der Inanſpruchnahmen angenommen 
werden, aud wenn zur Verftärkung Flußeifen verwendet wird. 

19. St Dagegen die Verftärkung eines eifernen Trag- 
werkes Tediglich infolge Hinzutretensd der dur den Wind 
bedingten lotrechten Aräfte und der vom Winddrude, den 
Seitenſchwankungen, GSeitenpreffungen und der Bremswir— 
fung er eugten mwagerechten Kräfte erforderlich, fo kann bei 
ent breden er Poteriguee aſenheit die Verſtärkung auf die 
zu ſchwachen Teile beſchränkt und die Inanſpruchnahme 
des Materiales nach den Beſtimmungen des Abſatzes 15 
dieſes Paragraphen gewählt werden. 

20. Bei der aus irgend einer Urſache notwendig wer—⸗ 
denden teilmeifen oder gänzlichen Erneuerung bejtehender 
Holzbrüden müſſen die Erſatzkonſtruktionen den Beitim- 
mungen der 88 7 und 8 für neu herzuftellende Brüden 
entiprechen. BE 

21. Soll ein an einer Bahnftelle rückgewonnenes Trag- 
wer? an einer anderen Stelle wieder veriwendet werden, fo 
ift dasfelbe nady den Beitimmungen für neu herzuftellende 
Brüden zu beurteilen. 

22. Wenn eine beftehende Straßenbrüde für Bahnzwecke 
mitbenüßt werden joll und aus diefem Grunde einer Um— 


Gef. Sig. XVII. Eiſenbahngeſetze. 89 
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geltaltung oder Verſtärkung bedarf, jo hat dies im Sinne 
er Abfähe 18 und 19 diejes Paragraphen zu erfolgen. 


II. Ausführung der Brüden, 


89. 
Beſchaffenheit des Eifens nnd Stahles. 


1. Zu den Eifenkonftruftionen der Brüden ift Schweiß- 
eiſen ober bafiiches Zlußeifen zu verwenden und Darf zu 
den neuen Tragwerken ein und derjelben Brüde entweder 
nur Schweißeifen oder nur bafifches Flußeiſen von einerlei 
Erzeugung art zur Anwendung kommen. 

Die Brüdenlager find aus Roheifenguß oder Stahlguß 
herzuſtelnen 
Zur Ezugung des Schweißeiſens für die Walzſorten 
darf * Roheiſen beſter Gattung verwendet werden. 

Sollen Schweißeiſenbleche als künftige Teile eines 
Tragwerkes den einwirkenden Kräften außer in der Walz- 
rihtung auch noch in einer anderen Richtung widerftehen, 
fo ift das Walzgut kreuzweiſe zu paletieren und als Blech 
u walzen. Sole Bleche find daher dem Eiſenwerke bei 

er Beftellung befonder8 zu. bezeichnen. 

5. Die aus Flußeijen zu ergeugenben Watzſorten ſollen 
aus großen Stücken gewalzt werden. Nach dem Auswalgen 
ift eine plögliche oder ungleihmäßige Abkühlung jorgfä tig 
zu vermeiden. 

6. Schmweißeifen ſowohl als et muß ein gleidj- 
artiges Gefüge zeigen, ſich gut ſtauchen laffen, eine glatte 
Oberfläche befiben und darf weder kalt⸗ noch rotbrüchig fein. 
Unganze Stellen dürfen nicht vorfommen. 

7. Die VBeftandteile aus Roheifenguß müffen aus grauem 
Roheiſen rein und fehlerfrei hergeſtellt werden. 

Für die Teile aus Stahlguß iſt Martinflußſtahl 
ober, wenn nötig, Tiegelflußftahl zu wãhl en. 


8 10. 
Erforderliche Fefligkeit des Eiſens and Stahles. 


1. Die Feſtigkeit und Dehnbarkeit des zu den Brücken⸗ 
tragmwerfen zu verwendenden Eifend und Stahles hat den 
nachfolgenden Beftimmungen zu entfpredden, welche jedoch 
bei Verwendung von Materialien außergemwöhnlicher Be— 
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Ihaffenheit und überhaupt in Ausnahmsfällen gründen! oder 
ergänzt werden können. Etwaige abändernde Beltimmungen 
find ſchon gelegentlich der Lieferungsausfchreibung befannt- 
zugeben. 

A. Schweißeifen. 


2. Das Schmweißeifen muß bei 3:6 Tonnen Bugfeftigfeit 
auf das Duadratzentimeter und darüber in der Walzrichtung 
eine Dehnung von nicht weniger als 12 Prozent aufmweifen. 
Bei einer geringeren zus —5 — muß eine verhältnismäßig 

rößere Dehnung vorhanden ſein, welche bei der noch ge— 
tatteten niederſten Zugteſtigrein von 33 Tonnen auf das 
Duadratzentimeter mindeftend 20 Prozent zu betragen hat. 

3. Walzjorten, welche als fünftige Teile eines Trag- 
werkes den einwirkenden Kräften nag mehreren Richtungen. 
widerſtehen follen, müffen quer zur Walzrichtung eine Zug- 
teftigteit von wenigſtens 30 Tonnen auf. da3 Duadrat- 
zentimeter und eine Dehnung von nicht unter 5 Prozent 
beſitzen. 

4. Das zu verwendende Niet- und Schraubeneiſen muß 
bei der geringfien zuläfligen Bugfeftigleit von 3:6 Tonnen 
auf das Duadratzentimeter eine Dehnung von mindeftens 
18 Prozent aufweifen. 


B. Flußeiſen. 


5. Die Sugfefi feit des für ein Brückentragwerk zu 
berwendenden F npeiteng darf nicht unter 3°6 Tonnen und 
bei dem im Flammenofen erzeugten Ylußeifen nicht mehr 
als 45, bei Flußeiſen anderer Erzeugungsart aber nicht 
mehr ald 42 Tonnen auf das Quadratzentimeter betragen. 

6. Die Dehnung des Flußeifens muß fo groß gen, 
daß das Ergebnis aus Feitigkeit (in Tonnen auf da8 Qua— 
dratzentimeter) mal Drehung (in Prozenten) bei Zerreiß- 
proben in der Walzrichtung mindeftend die Zahl 100 und 
bei ſolchen ſenkrecht zur Bahrihtung mindefteng die Zahl 90 
beträgt. 

7. Dad zu verwendende Niet- und Schraubeneifen 
muß eine Bugfeftigfeit von 3°5 bis 40 Tonnen und eine 
ſolche Dehnung aufmeie, daß das Ergebnis aus Feſtigkeit 
(in Tonnen auf da3 Duadratzentimeter) mal Drehung (in 
Progzenten) mindeſtens die Zahl 110 Liefert. 

89* 
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C. Roheiſenguß und Stahlguß. 


8. Der Roheiſenguß muß eine Zugfeſtigkeit von we—⸗— 
nigftend 12 Tonnen und eine Drudfeftigteit von wenigſtens 
50 Tonnen auf das Quadratzentimeter befiten. ' 

9. Der Stahlguß für Brüdenlagerteile hat eine Zug- 
feltigfeit von mindeltend 57 Tonnen auf das Quadrat- 
zentimeter und eine Dehnung von nicht unter 10 Prozent 
aufzumeijen. 

8 11. 


Grproßung des Eifens und Stahles. 
A. Allgemeine Beftimmungen. 


1. Für die Zulaffung des Materiales zur Verwendung 
jind die Ergebniffe der nad) den folgenden Beitimmungen 
nalen. Berreiß-, Biege-, Bruce und fonftigen Pro⸗ 
ben maßgebend. 

2. Die Materialproben Fr bereit3 am Erzeugung3- 
orte durchzuführen. Der DBefteller bat für fi und Die 
Kontrollorgane das Recht zu wahren, jederzeit bei der Er- 
zeugung des Materiales gegenwärtig fein und in Die Chargen- 
bücher des Werkes einjehen zu Dürfen. Fallweiſe können 
gan e Mengen vorrätigen entiprechenden Materialed vom 

efteller zur Verwendung zu udn werden. 

3. Jedes Walzftüd aus Flußeiſen ift unmittelbar nad 
Fertigwalzung deutlih mit der Nummer der Schmelzung 
(Chargennummer), aus welcher e3 erzeugt wurde, zu be— 

ihnen. Über fämtliche zu verwendenden Walzjtüde ift ein 

ergeichnis aufzuftellen, welches rüdfichtlich der ußeifenteie 
auch die Angabe der Erzeugungsart und der Nummer der 
Schmelzung enthalten muß, aus welcher die Teile gemalzt 
wurden. | 
4. Bon den zur Übernahme beftimmten Walzftüden 
follen 5 Prozent den vorgeſchriebenen Proben unterzogen 
werden. Grundſätzlich muß aber bei Schweißeifen von jeder 
Walzjorte, bei Flußeifen von jeder Walzforte jeder Schmel- 
zung unbedingt ein Walzjtüd den vorgefchriebenen Proben 
unterzogen werden, wodurch gegebenenfalls eine Vermehrung 
der oorftehend angegebenen Gefamtzahl der zu erprobenden 
Walzitüde eintreten fan. Die Probeftüde follen tunlichft 
aus Abfallenden (nicht Schopfenden) der Walzftüde an- 
gefertigt werden, lie, 





Vorſchriften, betreffend die Eifenbahnbrüden ufw. 1413 


5. Entſpricht von den ausgewählten Stüden eines den 
Bedingungen nicht, fo find Ergänzungsproben zu machen. 
Zu dieſem Behufe find bei Schweißeifen Drei weitere Probe- 
ftäbe aus der gleihen Walzjorte zu entnehmen und in 
gleicher Art zu prüfen. Liegt Flußeiſen vor, fo find gleichfalls 
drei Ergängungsproben durchzuführen, und zwar mit Stüden, 
welche derjelben Schmelzung, fowie der gleichen Walzjorte 
angehören. Sollte von den Ergänzungsproben auch nur 
eine nicht genügen, fo find bei Schweißeifen ſämtliche Stüde 
dieſer Walzforte, bei Flußeiſen fämtliche aus derjelben 
Schmelzung erzeugten Stüde diefer Walzforte von der Ver- 
wendung auszufchließen; die anderen Walzjorten aus dieſer 
Schmelzung find dann aber einer neuerlichen Erprobun 
zu unterziehen und alle auszufchließen, wenn hiebei au 
nur eine Probe nicht genügt. Ebenfo find bei Schweißeifen 
alle Stüde einer Walzjorte und bei Flußeifen alle aus der- 
felben Schmelzung ftammenden Stüde auszuſchließen, wenn 
ſchon von den urjprünglid ausgewählten Brobeftüden zivei 
den Bedingungen nicht entiprochen haben. 


6. Die Abtrennung der Probeftäbe von dem zu er- 
probenden Materiale hat im falten Zuftande derart zu er- 
folgen, daß hiebei feine jaädtige Einwirfung auf das 
84 entſteht. Ein Bearbeiten der Probeſtäbe über das 
zu ihrer Formgebung unbedingt erforderliche Ausmaß iſt nicht 
geſtattet. Das Geraderichten der Probeſtäbe darf, falls es 
notwendig wird, nur durch Druck ohne neuerlihe Erwärmung 
bewerfftelligt werden. Ein Ausglühen der Probeftäbe für 
Kaltproben ift unter gar feinen Umftänden zuläfiig. 

7. Alle Kaltbiegeproben find bei einer Qemperatur 
des Probejtabes von 10 big 400 Celſius über Null vor» 


zunehmen. 
B. Berreißproben. 


8. Für die Zerreißproben der Bleche, Flach-, Wintel- 
und jonftigen Formeiſen find die erforderlichen Probeftäbe 
mitteld Fräfe- oder Veran herzuftellen.. Auf der 
Breitfeite ift bei diefen Probeftäben die Walzhaut zu belaffen. 
Das Rundeifen für Niete ift mit der Walzhaut und in 
nicht weiter bearbeitetem Zuſtande der ZBerreißprobe zu 
unterziehen. 

9. Die Dehnung ift an einem Probeftabe mit ber 
Meßlänge von Y 80 F zu meffen. F bezeichnet die Quer- 
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ſchnittsfläche des Stabes, welche nicht mehr als 6 Quadrat⸗ 
zentimeter betragen —* 

10. Die Probeſtäbe ſind über Verlangen der Länge 
nach mit einer Zentimetereinteilung zu verſehen. 

11. Wenn ein Probeſtab wegen deutlich erkennbarer 
Bearbeitungsfehler oder deshalb eine ungenügende Zerreiß— 
robe liefert, weil er mangelhaft eingeſpannt war, ſo iſt dieſe 
—* nicht weiter in Betracht zu ziehen. 

12. Erfolgt der Bruch eines Stabes außerhalb des 
mittleren Drittels der Meßlänge, ſo kommt die Probe, 
wenn dabei die dehrung allein nicht entſpricht, außer 
Betracht und iſt an deren Stelle eine neue zu machen. 


C. Biege-, Bruch- und ſonſtige Proben. 


13. Die der Biegeprobe in unverlegtem Zuftande zu 
unterziehenden Stäbe find an ihren Längskanten mit der 
Teile etwas abzurunden. | | 

- Die Biegeproben find unter einer Preife oder einer 
ähnlichen Vorrichtung vorzunehmen. Als Biegewinkel ift 


itet3 der Winkel «@ N C* zu betrachten, welchen 
— A... 
ein Schenkel bei der Biegung zu durchlaufen hat. 

14. Die Härtung des Materiales für die im Abſatze 24 
diefe8 Paragraphen angeführten Biegeproben iſt in Der 
Weile zu verjuchen, daß der ſchwach rotglühende Stab in 
Waſſer von etwa 28 Grad Lelfiug abgejchredt wird. 

Die vorzunehmenden Proben find folgende bei: 


a) Schweißeifen. 


15. In der Walzridtung von Blechen, Flach⸗ und 
Winkeleiſen abgetrennte, 50 bi8 80 Millimeter breite Streifen 
müjfen im falten Buftande über eine Rundung, deren Halb- 
mefjer gleich der zweifachen Stabdide ift, bis zu einem 
Winkel von 1509 fih abbiegen laffen, ohne daß Hiebei an 
der Biegungsftelle Riffe entftehen. Im rotglühenden Zus 
ftande müfjen die Gtreifen um einen Winfel von 1809 
gebogen und vollftändig aufeinander gedrüdt werden können, 
ohne daß an der Biegeftelle Anriffe auftreten. - 

16. Derartige Probeftäbe, ſenkrecht auf bie Malgrichtung 
1 bis 2 Millimeter tief eingemeißelt und im falten Zu- 
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Kunde mit der Kerbe nach außen gebogen, müjjen im 
ruche fehniges Gefüge zeigen. und darf feine durchgehende 
Trennung der Teile eintreten, wenn fie vollitändig zu- 
fammengebogen werden. 

17. Quer zur Walzrichtung aus Blechen entnommene 
Streifen müfjen gleichfall3 um die im vorftehenden Ab- 
ſatze 15 bezeichneten Winkel abzubiegen fein, ohne Anriffe 
zu zeigen, wenn als Salömefjer der Jundung, über welche 
die Biegung erfolgt, im kalten Zuſtande die gruölfte e 
und im rotglühenden Buftande die achtfache Stabdide ge- 
nommen wird. 

18. Im rotglühenden Buftande muß ein 30 bis 50 
Millimeter breiter Streifen durch Hammerſchläge parallel 
zur Walzrichtung ſich auf das Einundeinhalbfache feiner Breite 
aushämmern lajjen, Mi Spuren einer Trennung zu zeigen. 

19. Nieteifen muß, kalt gebogen und mit dem Hammer 
zufammengefchlagen, Die Bildung einer Schleife mit einem 
lichten Dur meter lei) dem halben Durgme ſer des Rund⸗ 
eiſens geſtatten, obme daß Spuren einer Trennung des 
Materiales an der Biegeftelle bemerkbar werden. Bei einer 
Biegung um eine Rundung mit dem Halbmefjer gleich dem 
Ha bweſſer des Rundeiſens bis zu einem Winkel von 450 
und wieder vollſtändig zurück darf ſich keinerlei Anriß zeigen. 

20. Ein Stück Nieteiſen muß im rotglühenden Zuſtande 
bei einer Länge gleich dem doppelten Durchmeſſer ſich auf 
ein Drittel dieſer Länge zuſammenſtauchen laſſen, ohne 
riſſig zu werden. Im rotglühenden Zuſtande flach gehäm- 
merte Nietköpfe dürfen weder Riſſe noch Sprünge zeigen. 

b) Flußeiſen. 

21. Im unverletzten Zuſtande müſſen 50 bis 80 Milli- 
meter breite, parallel und quer zur Walzrichtung ent— 
nommene Gtreifen von Blechen, Flacheiſen, Winkeleifen uſw., 
ohne Einriffe zu befommen, eine Biegung über eine Run- 
dung, deren Durchmeſſer bei Proben in der Walzrichtung 
gleich der einfachen und bei Proben ſenkrecht zur Walz» 
richtung gleich der doppelten Stabjtärfe ift, bis zu einem 
Winkel von 180% aushalten. Winkeleifen müfjen überdie3 
ſich aufbreiten laſſen, ohne Einriffe zu befommen. 

22. Am verlegten Buftande, das ift nad Einferbung 
mittel3 eines fcharfen Meißels ſenkrecht auf die Walzrichtung 
und über die ganze Stabbreite bis auf 1 Millimeter Tiefe, 
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darf ein 50 bis 80 Millimeter breiter Streifen von Blechen, 
Flacheiſen, Winkeleiſen ufw. über eine Rundung, deren 
Durchmeſſer glei der fünffadden Stabftärfe ift, gebogen, 
feinen plöglid) durchgehenden Bruch aufweifen, bevor ein 
Biegewinkel erreicht wird, welcher bei einem Materiale von 
45 Tonnen Zugfeftigfeit mindeftens 909, bei einem Materiale 
von 40 Tonnen Zugfeftigkeit mindeftens 1200 und bei einem 
Materiale von 36 Zonnen BZugfeftigfeit mindeſtens 150° 
zu betragen hat. Für Material mit dazwifchenliegender Zug- 
feftigkeit ift der zugehörige Biegewinkel durch geradlinige 
Einſchaltung zu ermitteln. 

3. Im rotglühenden Zuftande dürfen Streifen von 
Blechen uſw., über eine fcharfe Kante gebogen und dann 
volljta ndig zuſammengeſchlagen, keine Anriſſe zeigen. 

24. Nach einer verſuchten Härtung muß das Material 
bei den Biegeproben ſich ebenſo verhalten, wie es durch die 
in den vorſtehenden Abſätzen 21 und 22 feſtgeſetzten Grenzen 
bedingt erjcheint. 

25. Nieteifen, Talt gebogen und mit dem Hammer 
derart zufammengejchlagen, daß die beiden Schenkel ſich 
vollftändig berühren, Darf feine Spuren von Trennung 
an der Biegungsitelle zeigen. Nach einer Biegung über eine 
Rundung vom Halbmejjer des Rundeifend um einen Wintel- 
von 909 muß das Nieteifen fich wieder gerade richten laſſen, 
ohne daß Spuren einer Verlegung auftreten. Es muß im 
falten Zuſtande ſich auch ſoweit ſtauchen laſſen, daß ein 
flacher Kopf mit dem 1’5fadyen Durchmeſſer des Rundeiſens 
gebildet werden kann, ohne Riſſe zu zeigen. 

26. Ein Niettopf datß im rotglühenden Zuſtande flach 
gehämmert, keine Riſſe bekommen und auch dann keine 
ſchadhafte Stelle zeigen, wenn er in dieſem Zuſtande in der 
auf die Rothitze folgenden Blauwärme noch weiter mit dem 
Hammer bearbeitet wird. 

c) Roheiſenguß. 

27. Ein unbearbeiteter quadratiſcher Stab von 30 Milli- 
meter Seitenlänge, auf zwei 1 Meter voneinander entfernten 
GStügen liegend, muß eine allmählich bis 450 Kilogramm zu- 
nehmende Belaftung in der Mittegaufnehmen können, bevor 
er bricht. 

28. Bei einem mit dem Setzhammer gegen eine redt- 
winklige Kante des Roheifengußftüdes ſenkrecht auf die Kante 
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geführten Schlage muß ein Eindrud erzielt werden können, 
ohne daß die Kante abfpringt. 


8 12. 


Bearbeitung, Bufammenfehung and Anffiellung der Eifen- 
konfiruktionen. 


A. Allgemeine Vorfchriften. 


1. Alle Walzeifenforten find vor ihrer Verwendung 
im falten Zuſtande gerade zu richten, zu jpannen und von 
dem allfällig anhaftenden Walzfinter zu befreien. Schnitt- 
flächen der Walzjorten find durch Hobeln, Fräfen, Schleifen 
oder mittels Handmeißel und Teile um 2 Millimeter rein 
ofen Die Anwendung des Schrottmeißels ift aus- 
geſchloſſen. 

2. Die Kanten ſämtlicher Walzſtücke müſſen vollſtändig 
gerade, rechtwinklig und rein, die Abmeſſungen der letzteren 
plangemäß ſein. I der Dide können jedod) „omeiungen 
nad abmwärt3 bis zu 2 Prozent, nad aufwärts bis zu 
3 Prozent geftattet werden. 

3. Brüdenteile, welche nach den Entwürfen aus nur 
einem Stück beftehen follen, dürfen weder durch BZujammen- 
\aweipen noch durch Bufammennieten mehrerer Stüde ge- 

ildet werden. 

4. Die etwa erforderlihe Biegung einzelner Teile 
darf in der Regel nur im rotglühenden Buftande (ohne 
Überhigung) zur Ausführung gelangen. 

5. Alle aus Roheifenguß und aus Sauhftahl hergeftellten 
Beitandteile find rein auszuarbeiten. Beſondere Sorgfalt 
ift auf die Ausführung der Auflagervorricdhtungen zu ver- 
wenden. Bei den Lagern müflen alle Berührungsfläcen 
von Eifen auf Eifen, Stein und Blei oder anderen Zwiſchen⸗ 
mitteln genau gehobelt, gefräjt oder abgedreht werden und 
ift bei Stelzen- oder Rollenlagern genau zu beadjten, daß 
die Stelzen oder Rollen untereinander die gleiche Höhe 


erhalten. 
B. Wiete und Schrauben. 


6. Die Niete und Schrauben müſſen aus demſelben 
Material (Schweißeifen oder Flußeifen) erzeugt werden, aus 
weldhem die tragenden Teile der Brüde bejtehen. 

7. Die Niete find mit der Maſchine zu erzeugen. 
überhigung ift Hiebei forgfältig zu vermeiden. Bei Nieten 
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von gleichem Durchmeſſer ſind ‚eomeichungen bis zu einem 

halben Millimeter gejtattet.. Die Köpfe der Niete ea 

zentriſch auf den Schäften fiten. Am Umfange des Saftes 
emejjen, hat die Höhe des Nietkopfes gleich der halben 
haftdide zu fein. 

8. Bei den Schraubenbolzen müffen Kopf und Spindel 
aus einem Ganzen gejchmiedet und darf der Kopf nicht etiva 
jr ſich angejegt werden. Die Schrauben find nad) dem 

hitworthſchen Syſtem zu ſchneiden; Die Geminde mäften 
rein, hinreichend lang und bei allen Schrauben und Bolzen 
bon gleicher Stärke derart gejchnitten fein, daß Muttern 
und Schrauben nad Belieben vermechjelt werden können. 
Die Muttern Dürfen weder zu feſt noch zu loder auf den 
Gewinden laufen. Köpfe und Muttern müfjfen auf den 
Flächen, mit welchen fie Eifenteile berühren, ' abgedreht 
werden. Wenn die Muttern feft angezogen find, follen 
mindeftend zwei Gewinde über dieſelben vorjtehen; Dieje 
Sertprünge find fodann mit der Weile rein abzurunden. 
Die zur Verbindung der einzelnen Brüdenteile erforderlichen 
Schrauben find gegen das Loderwerden der Muttern zu 
ſichern. 

C. Vernietung und Verſchraubung. 


9. Sämtliche Niet- und Schraubenlöcher. müſſen durch 
Bohren hergeſtellt werden. 

10. Die Niet- und Schraubenlöcher für die Anſchlüſſe 
der Sadıvertöglieber an die Gurtungen find durch alle zu 
verbindenden Zeile auf einmal zu bohren, wobei es feinem 
Anftande unterliegt, einen Teil fchon früher ald Schablone 
vorzubohren. Der beim Bohren entftehende Grat an den 
Löchern ift zu befeitigen und find die Stücke von den 
gebraudgten Schmiermitteln gut zu reinigen. 

11. Beim Bufammenfegen der einzelnen Tragiverls- 
teile müfjen die aufammengehörigen Nietlöher gut auf- 
einander paſſen, doch find Verſchiebungen bis höchſtens 
5 Prozent des Lochdurchmeſſers geſtattet; dieſelben müſſen 
aber durch Ausreiben mit der Reibahle ausgeglichen werden. 
In derartig ausgeriebene, alſo um hö —* 5 Prozent 
vergrößerte Nietlöcher find entiprechend ftärfere Niete ein- 
zuziehen. Ein Ausgleihen der Nietlöcher mitteld Durd- 
5 — von Stahldornen iſt unter keinen Umſtänden 
geſtattet. 





Vorſchriften, betreffend die Eifenbahnbrüden ufw. 1419 


‚ 12. Die Wusteilung der Niet- und Schraubenlöcher 
at ftet3 genau nad den Entwürfen zu erfolgen. Die 
weichung von den plangemäßen Abjtänden einzelner Löcher 
darf höchſtens 2 Millimeter betragen. Löcher Fir ein und 
diejelbe Nietſtärke müffen jelbjtverftändlich den gleichen Durch⸗ 
meſſer erhalten, der um ungefähr 05 Millimeter größer 
ift als der Nietdurchmefjer. Der Rand der Nietlöcher ift 
an jener Fläche, wohin ein Nietlopf zu ftehen kommt, 
mindeftend 1 Millimeter tief koniſch abzufaſſen. 

13. Bei der Anarbeitung und Aufftellung von Brüden- 
teilen foll fomweit als tunlih die majdhinelle Bernietung 
in. Anwendung kommen. Bei der Handnietung mit Hilfe 
des Schelleifeng ift die Anwendung eines Hebels als Gegen- 
gewicht nicht geftattet; der Gegenhalt muß vielmehr durch 
eine fejte Unterlage, die durch eine Schraube an den Setz-— 
kopf der Niete angepreßt wird, oder aber durch eine ſchwere 
Vorhaltitange bewerkitelligt werden. Die Handhämmer zur 
Kopfbildung müſſen mindeftens 2 Kilogramm, die Vollende- 
hämmer mindeftend 4 Kilogramm iiegen. 


14. Die miteinander zu verbindenden Teile müfjen vor 
ihrer Zufammennietung mit Heftfehrauben und Dornen aus 
weichem Eifen in ihre richtige ur gebracht und vorläufi 
eft verihraubt werden; dieje Schrauben find erft na 

aßgabe der fortichreitenden Nietung zu entfernen. Die 
Anzahl der Heftichrauben hat mindeftend ein Viertel der 
Bat der Nietlöcher zu betragen. 


15. Sämtliche Berührungsflächen der zu vernietenden 
Beitandteile müſſen 34 vor ihrer vorläufigen Verſchraubung 
von Schmutz und Roſt befreit und ſodann mit Olfarbe 
angeſtrichen werden. 


16. Die Niete ſind im hellrotglühenden Zuſtande nach 
Entfernung des etwa anhaftenden Glühſpanes in die gehörig 
ereinigten Nietlöcher einzutreiben und inüſſen fie voll- 
ommen ausfüllen. Ein Überhigen der Niete iſt ſorgfältig 
zu vermeiden. 


17. Die fertigen Nietlöpfe dürfen an den Rändern 
feine Riſſe zeigen, muſſen genau auf der Mitte der Schäfte 
ſitzen und gut und voll ausgeſchlagen fein. Beim Schlagen 
der Niete und der Herftellung ihrer Schließköpfe ift noch 
beſonders darauf zu achten, daß die zu verbindenden Zeile 
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weder durch Fehlſchläge des Hammers noch durch ſcharfe 
Schelleiſen verletzt werden. 

18. Nach der Vernietung iſt zu prüfen, ob die Niete 
vollkommen feſt ſitzen und nicht prellen. Alle nicht feit- 
figenden oder den obgenannten Bedingungen nicht ent- 
prechenden Niete jind mittel Auskreuzens je eines Niet- 

pfes zu befeitigen und durch vorſchriftsmäßige zu erjegen. 
Das Verftemmen der Niete oder ein Nachtreiben im falten 
Zuftande ift nicht geftattet. 

19. Wenn an Gtelle von Nieten, die auf Abfcherung 
beanfprucht werden, die Verwendung von Schrauben vor» 
gejchrieben wird, jo müfjen die Schäfte derſelben koniſch, 
nad dem Berhältniffe 1: 100, abgedreht und Die augehörigen 
öcher mit einer Reibahle vom gleichen Konus ausgerieben 
werden. 

20. Der Schaft der Schrauben muß in allen Fällen 
die volle Bohrungstiefe ausfüllen und dürfen Geminde 
in Diefe nicht Hineinragen. Deshalb find den Muttern 
Ringe oder Scheiben von entjprechender Dide unterzulegen. 


D. Bufammenftellung der Tragwerksteile in der Brücken- 
baumerkftätte. 


21. Ale Tragmwerfsteile müffen in der Werfftätte genau 
zujammengepaßt und einer vorläufigen plangemäßen Ber- 
bindung, welde fi auf Die ganzen Tragmände und Die 
Eifenteile der —2 — der Brücke zu erſtrecken hat, unter- 
zogen werden, Es iſt hiebei daran? zu adıten, daß feiner 
diefer Teile in eine einfeitige Spannung gezwängt wird, 
fo daß die Verbindung gelöft werden kann, ohne daß die 
bezüglichen Stüde auseinanderfedern. Zum Zufammenziehen 
der einzelnen Zeile dürfen nur Dorne aus weichem Eiſen 
verwendet werden. Gollten bei der Dernieung einige Teile 
ich verziehen, fo find die Verbindungen zu löfen und die 

ehler zu bejeitigen. 

22. Tragwerke mit GStüßmweiten von 15 Meter und 
darüber haben, ſoweit im Projekte nicht anderes beftimmt 
ift, bei der Anarbeitung eine Sprengung zu erhalten, deren 
Größtwert in der Trägermitte gleich der theoretifchen Ein- 
fenfung unter Annahme der bleibenden Laft und der halben 
Zerteſroteſt zu bemeſſen iſt. Zu dieſem Zwecke ſind die 
Proje tslängen der einzelnen Wandglieder entſprechend zu 
ndern. 
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23. Die Fugen an den Verbindungsftellen der einzelnen 
Tragwerksteile muſſen vollkommen dicht ſchließen; Waſſer⸗ 
ſäcke ſind unter allen Umſtänden zu vermeiden. 


E. Aufftellung der Tragwerke am Bauplatze. 


24. Beim Auf und Abladen, fowie beim Aufftellen 
der Tragmwerfe dürfen die Tragwerksteile nicht gemorfen, 
verbogen oder verlegt werden. Beichädigte Teile find er- 
forderlihen Falle8 von der Verwendung ausqufchtiehen. 

25. Das Zufammenfegen der Teile der Tragwerke hat 
mit der gröten Genauigkeit zu erfolgen; inäbefonbere ift 
ftet3 ein Vorgang einzuhalten, welcher falfche Spannungen 
in den Tragwerksteilen ausschließt. Hiebei Dürfen nur Dorne 
aus weichem Eiſen verwendet werden. 

26. Die Nietung ift mit en Sorgfalt wie in der 
Werkitätte auszuführen; offene Fugen, Budel oder Aus- 
biegungen dürken in dem fertiggeftellten Tragwerke nicht 
borfommen. 

27. Die Träger find am Aufitellungsgerüfte genau 
mit derjelben Sprengung aufzubauen, wie Died in der 
Werkftätte der Fall war. Die Bugbänder dürfen an den 
Kreuzungsftellen mit den Drudftreben oder untereinander 
erft dann endgültig verbunden werden, wenn Die Trag- 
werfe nicht mehr u den proviforishen Unterlagen, jon- 
dern nur auf ihren Endftügen frei aufliegen; ebento ift das 
Annieten der wagerechten Piagonalverbände der Haupt— 
träger dieſem Zeitpunkte vorzubehalten. 

28. Die Löcher für die Schwellenfchrauben find erft 
beim Oberbaulegen durch Bohren oder durch Herausnehmen 
von Nieten aus den volljtändig vernieteten Trägern her- 
zuftellen. 

29. Zur Erzielung einer volllommen jatten Lagerung 
der Unterlagsplatten auf dem Mauerwerke iſt entweder 
Blei oder ein anderes bewährtes Zwiſchenmittel zu ver- 
wenden. Die Auflagerung der Tragwerke felbit. hat mit 
aller Sorgfalt und ſo zu geſchehen, daß der auflagernde 
Brückenteil ſtets ſatt und gleichmäßig auf der Lagerplatte 
ruht. Die Achſen der Rollen oder Stelzen der Lager ſind 
genau ſenkrecht zur Ebene der Tragwände und die Rollen 
und Stelzen ſelbſt in jene Stellung zu bringen, welche der 
jeweiligen Temperatur bei der endgültigen Lagerung der 
Brücke entſpricht. E 


x 
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F. Anſtrich der Brücken. 

30. Die Brücken und Geländer nebſt allen Säwellen- 
und Beleitig ung en haben einen Anftrih in der 
Regel mit deinöl arbe zu erhalten. Jeder ölfarbenanftrich 
muß dreimal aufgetragen werden; hiebei darf der folgende 
Anftrih erft dann vorgenommen werden, bis der borher- 
gegangene volljtändig getrodnet ift. 

31. Die anzuftreihenden Flächen müjfen, bevor mit 
dem Auftragen der Farbe begonnen wird, forgfältig ab- 
eſcheuert, —* Drahtbürſten vom Roſt, allen Uneben- 
Beiten, Rauheiten und Unreinlichkeiten befreit und gut ab- 
getroduet— werden. 

2. Jene Flächen, welchen nach erfolgter Sufemmen- 
fehumg und zufftel ung nicht mehr beizukommen iſt, 
vor der Verbindung mit einem einmaligen bauerhaften 
Grundanftriche zu an 

33. Nah der YZufammenftellung -in der Werkftätte 
haben alle fihtbaren Flächen ebenfalls einen Grundan ich 
mit Olfarbe zu erhalten. 

34. Die Verkittung iſt nach erfolgtem Trocknen des 
Grundanſtriches mit einem aus Bleimennige und Leinöl 
bereiteten Sem vorzunehmen. 

gene Stellen der Eijenkonftruftion, auf welche 
die —— erſchweuen zu liegen kommen, ſind noch 
vor der Verlegung der letzteren mit dem dritten Anſtriche 


zu verſehen. 
8 13. 


Befchaffenheit des Solzmateriales. 


1. Alle zu Brüdenkonftruftionen zu verwendenden Slger 
müffen gerade gewachſen, vollkommen gejund und fehlerfrei 
fein. Sie dürfen feine Spuren von Schwammbildung zeigen, 
nur aus hohen, trodenen Lagen gewonnen und in jener 
—— geſchlagen werden, in welcher kein Safttrieb 

ttfind 


e zu bleibenden Brückentragwerken beſtimmten 
Söfer kind forgfältig vom Splint zu befreien. 
8 14. 
Veſchaffenheit und Erprobung der Manerwerksmateriafien. 


1. Bu dem Mauerwerfe der Pfeiler und Widerlager 
(al3 Quader-, Schichten-, Brudjftein- und Betonmauermwerd) 
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Darf nur feiter, wetterbejtändiger Stein, reiner, rejcher, 
nicht zu feiner Sand, fowie Fünjtlicher Portlandzement ver- 
wendet werden. Die Verwendung anderer Bemente bleibt 
ber Genehmigung des Eifenbahnminiftgriums vorbehalten. 
Zu Auflagerquadern Dürfen Steine. mit einer geringeren 
Druckfeſtigkeit als 400 Kilogramm auf das Duadratzenti- 
meter nicht verwendet werden. . 


2. Der zu verwendende Portlandzement muß bei den 
unter Waſſer auszuführenden Bauten raſch bindend, bei 
den übrigen Bauten jedody langfam oder mittel bindend, 
dann fowohl an der Luft als auch unter Waffer raum- 
beftändig. und fo fein als möglih gemahlen fein. Der 
Rückſtan derf beim Sieben durch ein Sieb von 4900 
Maſchen auf das Quadratzentimeter und 005 Millimeter 
Drahtſtärke 30 Prozent und von 900 Maſchen auf das 
Duadratzentimeter und 010 Millimeter Drahtſtärke 5 Pro- 
zent nicht überfteigen. 


3. Die Bindekraft der Zemente ift durch Prüfung der 
Teftigfeitöverhältniffe an einer Mifhung mit Sand zu er- 
mitteln. Als normale Mifchung gilt daS Gemenge von 
einem Gemwichtsteil Zement mit drei Gewichtsteilen Nor- 
malſand. 


4. Als Normalſand gilt ein in der Natur vorkommender, 
gemafhener, reiner QDuarzjand, deifen Korngröße dadurd) 
eftimmt ift, daß das Fleinfte Korn nicht mehr dur ein 
Sieb von 144 Machen auf das Duadratzentimeter und 
0-3 Millimeter Dradtftärfe und fe gröbite8 Korn noch 
durd ein Sieb von 64 Mafchen auf das Duadratzentimeter 
und 04 Millimeter Drahtſtärke geht. 


5. In diefer Mörtelmifchung muB der langfam oder 
mittel bindende Bement nad einer Erhärtungsdauer von 
jieben Zagen mindeften3 12 Kilogramm, der raſch bindende 
Bement mindeftens 8 Kilogramm Bugfeftigfeit. auf da8 Qua⸗ 
dratzentimeter erreicht haben. | 


Nah einer Erhärtungsdauer von 28 Tagen hat jedoch 
der langfam oder mittel bindende Zement mindeſtens 180 
Kilogramm, der raſch bindende . Zement mindeftens 120 
Kilogramm Drudfeftigfeit und der erftere mindeſtens 18 
Kilogramm, der letztere mindeftens 12 Kilogramm Bug 
feftigfeit auf das Duadratzentimeter aufzutveiten. 
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III. Erſtmalige Hauptprüfung der Brücken. 
8 15. 
Borgang im allgemeinen. 


1. Behuf3 endgültiger Beurteilung der ordnungsmäßig 
vollzogenen Herjtellung muß jede neu errichtete, umgebaute 
oder verftärkte Brüde Hinfichtlih ihrer Eignung für den 
Verkehr vor Übergabe an den Betrieb einer fommijfionellen 
Prüfung unterzogen werden. Hiezu wird von Seite der 
Generalinſpektion der öſterreichiſchen Eifenbahnen ein Ber- 
treter als Kommiffionsleiter entjendet. 

2. Die Tragwerfe von Eifenbahnbrüden mit 5 Meter 
GStüßmeite und darüber find unter allen Umftänden nebft 
der Prüfung aud einer Erprobung zu unterziehen. Bei 
Heineren Konftruftionen bleibt e3 der Generalinfpeftion der 
öfterreichifchen Eifenbahnen überlafjen, zu bejtimmen, ob 
und welche zu erproben find; der Kommifliongleiter ift aber 
trogdem berechtigt, auf Grund der Prüfungsergebniffe auch 
noch andere diefer VBrüden in die Erprobung einzubeziehen. 

3. Für Straßen- und Begbrüden hat die General- 
infpeftion der öfterreichifchen Eifenbahnen, unbeschadet der 
von den berufenen Behörden und Organen etwa fonft zu 
ftellenden meitergehenden Forderungen, von Fall zu Fall 
u bejtimmen, ob dom Standpunkte der Bahn aud eine 
Rrobebelaftung vorgenommen werden foll. 


4. Die — hat um die Vornahme der 
kommiſſionellen Prüfung und Erprobung bei der General⸗ 
infpeftion Der Serie Eifenbahnen in der Regel 
14 Tage vor dem angeitrebten Beginne der Amtshandlung 
ichriftlich einzufchreiten und dem Eh ac folgende Belege 
in zweifacher Ausfertigung beizufchließen: 

a) Für Eifenbahn-, Straßen- und Wegbrüden: 

a) die Verzeichniffe der zu prüfenden Bauwerke; 

: H die Auszüge aus den Materialerprobungsprotofollen 
°, für das Konftruftionsmaterial (Eifen, Stein und Binde- 


.. mittel). Ä 

| b) Für Eifenbahnbrüden. 

«) die ſchematiſchen Sfiggen der zur Verwendung gelan- 
genden Belaftungszüge, welche tunlichjt dieſelben Mo- 
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mente kungen FAN follen, wie die im 87 

feſtgeſetzten Belaftungen. Dieje Züge müßten für jedes 
Gleis aus vollftändig ausgerüfteten Lolomotiven der 
ſchwerſten Gattung, welche auf der betreljenben Bahn zu 
verfehren beſtimmt find, ſowie allenfall3 aus einfeitig 
an diefe angereihten, auf volle Tragfähigkeit beladenen 
Wagen, joweit ſolche zur Dedung der größten Teldlänge 
noch erforderlich find, gebildet werden; | 


8) eine Berechnung der durch den Probezug auf den ein- 
zelnen Brüdenfeldern erzielten Biegungdmomente, aus- 
gedrüdt in Prozenten erjerigen größten Biegungs- 
momente, welche bei I aufliegenden Balfenträgern 
durch den im $ 7 vorgefchriebenen Belaftungszug hervor- 
gerufen werden; ferner 

y) den Ausweis der für den Probezug berechneten größten 
elaftiichen Durchbiegungen. 


c) Für Straßen- und Wegbrücken: 


«) den Ausweis über Gattung, Menge und Gewicht des 
zur Erprobung in Ausſicht genommenen Belaftungs- 
materiale3; 


ß) eine Berechnung der mit dem Belaftungsmateriale auf 
den einzelnen Brüdenfeldern erzielten Belaftungen, aus- 
gedrüdt in Prozenten jener gleichförmig verteilten Laft, 
welche bei frei aufliegenden Ballenträgern Ddiefelben 
größten Biegungsmomente hervorrufen, wie die im $ 7 
vorgefchriebene Belaftung; ferner 

y) den Ausweis der für die Probelaft berechneten größten 
elaſtiſchen Durchbiegungen. 

5. Zu der Amtshandlung felbft find noch die geneh⸗ 
migten Brückenpläne ſamt den einſchlägigen Erläſſen, die 
Protokolle über die Erprobung des Bonftruftiongmateriafes, 
an fonftige auf Die perfteifung der Brüde Bezug habende 

rotofolle in den Urjchriften beizubringen. - 0 
6. Zur Prüfung und Erprobung hat die Bahnverwal- 

tung einen fachverftändigen Vertreter zu entjenden, ſowie 

die Belaftungszüge oder das Belaftungsmaterial und Die 

Meßvorrichtungen beizuftellen. Auch hat die Bahnvermwaltung 

vorzuforgen, daß die Bauwerke in allen ihren Teilen gum 

Bivede gefahrlofer Befichtigung der Eifen- und Holzkon⸗ 
Gef. Sig. XVII. Eifenbahngefebe. 90 
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ſtruttionen, der Widerlager und Pfeiler zugänglich gemacht 
werden. 

7. Die Beſtimmungen dieſes Paragraphen gelten finn- 
gemäß auch für Brüdenproviforien mit der Maßgabe, dab 
iefe immer, alfo auch in dem Falle erprobt werden müſſen, 
wenn nur Kleine Stützweiten vorliegen. Bei den dem Ber- 
fehre zu übergebenden Broviforien ift e8 im Falle der 
Dringlichkeit aber auch gejtattet, da3 Anſuchen um die 
Vornahme der Amtshandlung im telegraphifchen Wege an 
die Generalinſpektion der öſterreichiſchen Eiſenbahnen zu 
richten, nur muß zugleih das zur Beurteilung der Art, 
Gattung und der Größe des Proviforiums Erforderliche 
mitgeteilt und befanntgegeben werden, ob das Proviforium 
auf Grund eines behördlih genehmigten Planes erbaut 
worden ijt, oder ob die Genehmigung erſt eingeholt wer- 
den wird, | 

8 16. 


Prüfung und Erprobung der Brücken. 


1. Bei der Prüfung der Brüden ift feftzuftellen, ob 
und inwieweit die Ausführung derfelben mit den genehmigten 
Plänen, den bejtehenden Borfchriften und den Borfchrei- 
bungen der bezüglichen Erläffe im’ Einflange jteht, ob und 
welche Mängel in Bezug auf die Anarbeitung wahrgenommen 
wurden. 

2. Zwei⸗ und mehrgleifige Tragwerfe müffen immer 
dur die in den obigen Abſätzen bejtimmte, auf allen 
Sleifen gleichzeitig aufzubringende Belaftung erprobt mer- 
den. Died hat audy in dem Tale zu geichehen, wenn aus 
irgend einem Grunde die Erprobung durch Belaftung eines 
jeden Gleifes für ſich vorausgegangen fein follte - 

3. Die Erprobung eines jeden Brüdenfeldes Hat ſowohl 
mit ruhender als auch mit rollender Laft zu gejchehen. 


A. Erprobung mit ruhender Laſt. 


4. Für die Erprobung der Eifenbahnbrüden mit ruhen- 
der Laſt find die im 8 15 beſprochenen Belaftungszüge 
allmählich in jene Stellungen zu bringen, bei welchem die 
Tragwände am nadhteiligjten beeinflußt werden; für die 
Erprobung der Straßen- und Wegbrüden mit ruhender 
Lajt ift Diefe in jener Größe und tunlidft in derfelben 
Verteilung aufzubringen, wie dies in der ftatiftifhen Be— 
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rechnung angenommen wurde. Die 'Probelaft Hat in beiden 
Fällen in .der Regel fo lange auf der Brüde zu verbleiben, 
bis BZunahmen der Yormänderung nit mehr wahrzu— 
nehmen ‚find. 

5. Bei Brüden, deren Hauptträger nur auf zwei Stüb- 
punkten frei aufliegen, genügt e3, die nach und nach über 
die ganze Stüßmeite belaftete Brüde zu beobadıten. 

6. Bei Bogenkonftruftionen find außer der Belaftung 
der ganzen Brüdenftügmweite auch allmählich jede Bogen- 
pälfte allein, die Scheiteljtrede ebenfalls allein und weiter 
ei unbelaftetem Scheitel die den Auſlagern zunächſt lie⸗ 
genden Bogenviertel gleichzeitig zu belaſten. 

7. Sind Brücken zu erproben, deren en über 

mehr al3 zwei Stüßen durchlaufen, fo muß das ungünftige 
Zuſammenwirken der Belajtung einzelner Felder berüd- 
jichtigt werden. Bei Eifenbahnbrüden find dann für 
jedes Gleis zwei Belaftungszüge erforderlih, mit melden 
leichzeitig zwei Brückenfelder belaftet werden können. Zur 
Erprobung an der Gtelle des größten Biegungsmomentes 
in der Mitte eines Feldes ift die Belaftung nah und nad 
auf die ganze Länge desfelben, gleichzeitig aber auch auf 
die ganze Länge des größeren zmeitnädjten Feldes zu 
erftreden. 

8. Die Erprobung eines Pfeiler3 Hat ftetS durch die 
gleichzeitige Belaftung der beiderfeitigen Brüdenfelder auf 
ihre ganze Länge zu erfolgen. 


B. Erprobung mit rollender Laſt. 


9. Behufs Erprobung der Eifenbahnbrüden mit 
rollender Laft ift auf jedem Gleis mit dem Probezuge eine 
Fahrt mit jener größten Gefchwindigfeit vorzunehmen, welche 
für die zum Belaftungszuge verwendeten Lolomotiven und 
für die betreffende Bahnftrede uläffig if. Dabei dürfen 
ſich jedoch nicht mehr als zwei Lokomotiven an der Spibe 
des Zuges befinden. 

10. Behufs Erprobung der Straßen- und Weg- 
brüden mit rollender Laft genügt es zur Beobachtung des 
Verhaltens der Fahrbahnteile vom Standpunkte der Eifen- 
bahn, wenn die unbelaftete Brüde mit nur einem entiprechend 
beladenen Frachtwagen, erforderlichen Falles mit einer. ent- 
ſprechend ſchweren Dampfitraßenmwalze befahren wird. 

90* 
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C. Feſtſtellung der Prüfungsergebniſſe. 

11. Über das Ergebnis der kommiſſionellen Prüfung 
und Erprobung ift ein Brotofoll aufzunehmen, welchem 
die im $ 15, Abſatz A, angeführten Behelfe, fowie ein 
Ausweis der gemeſſenen bleibenden und elaftiihen Form- 
änderungen anzufchließen find. 

12. Bleibende Durchbiegungen dürfen nicht mehr als 
ein Fünftel der berechneten elaftijoen Duräpiegung betragen. 
Die gemefjene elaftiihe Durchbiegung foll die berechnete 
nicht um mehr als 10 Prozent überjchreiten. 

13. Der Vertreter der Generalinſpektion der öfter- 
reichiſchen nn Hat auf Grund des Ergebnifjes der 
vorgenommenen Sauptprüfung über die unbedingte oder 
bedingte Benübungsfähigkeit der geprüften Brüden im Pro- 
tofolle 9 auszuſprechen und die Behebung jener Mängel, 
deren eheſte Beſeitigung als notwendig erachtet wird, gleich— 
zeitig anzuordnen. 

14. Derſelbe iſt außerdem ermächtigt, bei feſtgeſtellter 
Benützungsfähigkeit der geprüften Brücken auf im Betriebe 
befindlichen iſertatnee die Bewilligung zur ſofortigen 
Benützung im Protokolle zu erteilen. 


8 17. 
Berkehrsbefchrankungen. 


1. Ohne Genehmigung de3 Eifenbahnminifteriums 
dürfen Brüden, welche unter Bugrundelegung der im $7A, 
B und D feftgefeßten Belaftungen berechnet wurden, mit 
Tahrbetriebsmitteln nicht befahren werden, welche eher 
nadhteiliger beeinfluffen, al$ nah $ 8 A und B geftattet 
erfcheint; ebenfo dürfen Brüden, melde bei Inkrafttreten 
diefer Verordnung bereit3 im Betriebe waren, ohne Ge- 
nehmigung des Eifenbahnminifteriumd mit Yahrbetrieb3- 
mitteln nicht befahren werden, welche diejelben ungünftiger 
beeinfluffen, als nah $ 8 F zuläfjig ift. 

2. Yahrbetriebsmittel, welche über die mit dem Erlaffe 
des Eifenbahnminifteriums vom 12. Februar 1900, 3. 5030 
(„Berordnungsblatt für Eifenbahnen und Schiffahrt“, 
Nr. 25), feitgefegten Umgrenzungslinien hinausragen, Dürfen 
über die Brüden nicht verkehren. 

3. Mle Straßen- und Vegbrüden find an leicht 
jihtbarer Stelle mit einer das Jahr der Erbauung, Die 
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größte zuläffige gleihförmige Brüdenbelaftung auf das Qua⸗ 
dratmeter in Kilogramm und das utälig größte Gewicht 
eines Frachtwagens ſamt Ladung, gegebenen Falles jenes 
einer Dampfitraßenwalze in Kilogramm enthaltenen Tafel 
zu verjehen. Überdies jind bei allen dieſen Brüden in 
entiprechenden —— von den Brückenenden War—⸗ 
nungstafeln aufzuſtellen, mit dem Verbote, die Brücken 
mit Wagen oder einer Dampfſtraßenwalze von größerem 
als dem in Tonnen und in metriſchen Zentnern — 
angegebenen Geſamtgewichte zu befahren. 


IV. Prüfung der im Betriebe befindlichen Brüden. 
818. 
Vorgang im allgemeinen. 


1. Die Bahnverwaltungen haben Hanbigen Brüden, ganz 
den bon der ihnen obliegenden ftändigen Überwachung, 
mindeltend alle ſechs Jahre eingehend zu unterfudhen und 
die Tragwerfe der Eifenbahnbrüden von 5 Meter Stüb- 
weite und darüber im Sinne der Beitimmungen des 8 16, 
Abſatz 2, 4 bis 9, audh zu erproben. Hiebei Hat der 
Probezug, je nad) der Stüßweite des Tragmwerfes, aus einer 
oder aus zwei Lolomotiven der jchwerjten Gattung und 
einjeitig ungereihten, voll beladenen Wagen zu bejtehen. 
Zur Ermittlung der elaftifchen Durchbiegung bei auf mehr 
als zwei Stügen aufruhenden Balfenträgern darf die Be- 
Laftung auf das jemweilig in Betracht gezogene Feld be- 
ſchränkt werden. 

2. Die gemadten Wahrnehmungen und die Probe- 
ergebnifje find in die laut 8 19 anzulegenden Brüdenbücher 
einzutragen. 

3... Die Ergebniffe der Prüfung und Erprobung der 
Brüden müfjen, falls Hiebei eine Verminderung der Trag- 
fähigkeit feftgeftellt wurde, fofort, fonjt aber nur am Sätuffe 
eines jeden Jahres unter Angabe der etiva erhobenen An⸗ 
ftände, fowie der zu ihrer Behebung getzoftenen oder in 
Aussicht genommenen Maßnahmen durch Vorlage derdrüden- 
revifionsberihte (8 19) der Generalinfpeftion der öfter- 
reihifchen Eifenbahnen befanntgegeben merden. 


4. Nach jeder durch außerordentliche Ereigniffe, wie 
Entgleifungen, Yelsftürze, Lawinen, Brand uſw., hervor- 
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gerufenen Be ähigung der Tragwerke einer Brüde Hat 
eine eingehende Unterjuhung, und wenn Hinfichtlih Der 
Tragfähigleit Bedenken beftehen follten, no vor Wieder- 
aufnahme des öffentlichen Verkehres auch eine Erprobung 
der Brüde Bed ein Fahorgan ftattzufinden. Über Die 
eingetretene Beſchädigung der Brüden und die aus diefem 
An alle getroffenen aenahmen ift eheftens der General- 
infpettion der öfterreichifchen Eiſenbahnen telegraphijch zu 


berichten. 
8 19. 
Anlage und Führung der Brüdienbüder und Revifions- 
berichte. 


1. Die Bahnvermwaltungen find verpflichtet, für jede 
Brüde ein Brüdenbud anzulegen, welches Aufichluß gibt 
über die Eilometeijche Lage, das Baujahr, die Anzahl der 
Gleiſe (bei Eifenbahnbrüden), über die Anordnung und 
Breite der Sehrbahn, beziehungsmweife der Gehwege (bei 
Straßen- und Wegbrüden), den Winkel zwiſchen Bauwerks— 
achfe und Bahnadıte, die Neigung und Richtung des Gleiſes, 
die Licht- und Stützweite, das Konſtruktionsſyſtem, dann 
über die Lage der Bahn (oben, verjenft, unten), die Er- 
gebniffe der Güteproben, (Feftigfeit und Dehnung), die Gat- 
tung und Herkunft des Materiales, die ungünftigite der- 
zeitige Bela tung und über die Hieraus fich ergebende In— 
—A es Materiales, ſowie über die erfolgte Ge— 
ne migung der Bauentmwürfe. 

2. Bei den GStraßen- und Wegbrüden In auch die 
hiefür berufenen Straßenverwaltungs- und Auffichtsbehörden 
im Fr ar Brüdenbuche namhaft zu machen. 

3. Sn das Brüdenbudy find ferner die Ergebniffe der 
erften Brüdenerprobung, die etwa ae Abweichungen 
bon der plangemäßen geometriſchen Form der Sauptträger, 
forest in wagerechtem als auch in lotrechtem Sinne, ſowie 
ie bei den regelmäßig wiederkehrenden Unterfuchungen ($ 18, 
Abſatz 1) gemadten Wahrnehmungen und hiebei gewonnenen 
Probeergebniffe einzutragen. | 

4. Diefe Brüdenbüher müſſen nad Bahnlinien ge- 
eordnnet zufammengeftellt, ſtets rechtzeitig ergänzt und zur 

infihtnahme der — örde bereitgehalten werden. 
Alle infolge von Auflaſſung, Einſchaltung oder Umbau der 
Brücken eintretenden Anderungen ſind gleichfalls in das 
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Brüdenbuch einzutragen und der Generalinfpeftion der öfter- 
reichiſchen Eiſenbahnen durch Vorlage der NA AR 
Brüdenrevifionsberihte am Schluffe eines jeden Jahres 
befanntzugeben. 


V. Schlußbeftimmungen. 
8 20. 
Behörden. 


1. Dem Eifenbahnminifterium bleibt es vorbehalten, 
bon der vorjchriftsmäßigen Ausführung der Brüden fich die 
Überzeugung zu verjchaffen und zu Ddiefem Behufe nad 
eigenem Ermeſſen den Bau überwachen, allenfall® auch 
Güteproben mit den zur Verwendung kommenden Ma- 
en auf Koften der Eifenbahnverwaltung anftellen 
zu laſſen. Ä 

2. Die Generalinſpektion der öſterreichiſchen Eijen- 
bahnen, mwelder im Sinne des $ 15 die erjtmalige Haupt» 
prüfung der Brüden obliegt, iſt berechtigt, die ſämtlichen 
Eifenbahnbrüden und innerhalb. ihres Wirfungsfreifes auch 
die Straßen- und Wegbrüden nad) Bedarf und eigenem Er— 
meſſen im Sinne der voranftehenden Vorſchriften tvieder- 
poiten Prüfungen und Erprobungen zu unterziehen... Diefe 

ehörde wird auch Mufter für die laut der 88 15, 18 
und 19 zu benüßenden Behelfe und Zujammenftellungen 


feftitellen. | 
g 21. 


Rükwirkung diefer Werordnung auf die vor ihrem Inkraff- 
frefen erbauten Brüden. 


1. Außer jenen Beitimmungen, bei welchen ſchon aus 
ihrem Inhalte die Gültigfeit für beftehende Brüden her- 
orgeht, haben auf dieſe auch die Beitimmungen der 88 5, 
6 (bezüglich der Geländer), 7 (bezüglih der Standſicher⸗ 
heit), dann 17, 18, 19 und 20 Anmwendung zu finden. 


g 28. 
Außere Form nnd Behandlung der Entwürſe und 
Shriftffüce: 


Alle im Sinne diefer Verordnung einzureichenden Ein- 
gaben und vorzulegenden Behelfe oder aufzunehmenden Pro- 
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tokolle find im Formate von 21x34 Zentimeter auszu— 
fertigen, zu datieren und ſowohl vom Verfaſer als auch 
von dem Einreicher, beziehungsweiſe den Teilnehmern an 
kommiſſionellen Amtshandlungen zu unterſchreiben. 


2. Die als Beilagen dienenden Zeichnungen und Be— 
rechnungen ſind im oben erwähnten Formate gefaltet oder 
eheftet und in zweifacher und; ſofern es ſich um Reichs— 
— handelt, in dreifacher Ausfertigung einzu- 
reihen und müfjen zum mindeften die zum fpäteren Amt3- 
gebrauche beſtimmten Stüde auf ſolchem Papier oder Lein- 
wandmaterial und mit ſolchen Beichen-, Schreib- oder Ber- 
vielfältigungsmitteln angefertigt fein, Daß deren dauerhafter 
Beftand gemwährleiftet erjcheint. 

3. Nach erfolgter Genehmigung der vorgelegten Eni- 
würfe oder nach durchgeführter Amtshandlung werden die 
entiprechend unterjchriebenen zweiten Ausfertigungen der 
Bahnverwaltung übermittelt. 


8 23. 
Ginführung diefer Berorduung. 


1. Die ‚gegenwärtige Verordnung tritt mit dem Tage 
ihrer Kundmachung in Wirkſamkeit. Mit diefem Zeitpunfte 
treten die Verordnungen des f. E Handeldminifteriumd vom 
15. September 1887, RGB. Nr. 109, und vom 29. Jänner 
1892, RGB. Nr. 28, fowie..die „Grundſätzlichen Beitim- 
mungen für die Lieferung und Aufftellung eiferner Brüden“ 
in der vom ?. k. Handelsminifterium genehmigten Yaflung 
außer Kraft. 


IV. Sonſtige Verordnungen. Indikate. 


Bei Enteignungen iſt ber außerordentlie. Wert, ſoweit 
er nicht der Wert der beſonderen Vorliebe iſt, zu erſetzen. Ein 
enteigneter Grund Tann nicht ala Baugrund bewertet werben, wem 
berielbe von ben verbauten Teilen' entfernt liegt und ein Parzel- 
lierungsplan, ſowie eine Baulinienbeſtimmung nicht vorliegt. 

Ein Betrieb, welcher auf bem enteigneten Grunde zur Zeit 
ber Enteignung noch nicht ausgeübt, fondern bloß beabfichtigt wird, 
kann bei der Beſtimmung ber Entihädigung nicht in Anſchlag ge 
bracht werden. 





— 
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Der Umſtand, daß der Enteigner für benachbarte Grundſtücke 
aus ſpeziellen Gründen freiwillig höhere Preiſe bezahlt Hat, kommt 
De a Alung bes allein maßgebenden wahren Wertes nicht in 

etr 


Die Koften bed Verfahrens find der Entſchädigungsſumme nicht 
zuzuredmen, jondern find über Verlangen des Enteigneten befonders 
zu beftimmen. (DOCH. 18. Mär; 1902, 3. 3620. 88. 1903: 42.)*) 


Das Betreten des nicht abgejperrten Bahnlörpers bildet nicht 
an ſich felbft ein Verſchulden, weiches der hiebei Verunglückte 
zu vertreten hat; entjcheidend iſt vielmehr der Umftand, daß der 
Berunglüdte den Bahnkörper betreten Hat, wiewohl er durch 
Barnungdfignale auf das Herannahen eines Zuges aufmerffam ge- 
macht wurde. 

Der Mangel einer Abfperrvorrichtung iſt für die Frage eines 
etwaigen Verſchuldens ber Eifenbahn dann irrelevant, wenn bie 
beim Betreten des Bahnkörpers verunglüdte Perſon diefen nicht bei 
ber Sbegüberfehung, fondern an einem anderen Orte betreten hat. 
(28H. 23. Mai 1902, 8. 2138; Nöll 1902:40.) **) 


* dem Haftpflichtgeſetze kann eine Vermutung auf ein Mit⸗ 
verſchulden der Eiſenbahn nicht gefolgert werden. Die Frage, ob 
ein ſolches Mitverſchulden vorliegt oder nicht, iſt lediglich nach den 
Beſtimmungen des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches über den 
Schadenerſatz zu beurteilm. (DOCH. 27. Mai 1902, 8. 4196; 
Röll 1902: :43 3 + **) 


Die Erhebung der Frachtgebühren durch eine Station ift Fein 
den bejonberen Gerichtäftand ber Niederlage (8 87 J. N.) begrün- 
dendes Geichäft. Klagen, womit zuviel bezahlte Frachtgebühren zu- 
rüdgeforbert werben, miüffen bei dem Gerichte erhoben werben, 
welches nad dem Site bes Unternehmens aur Entgegennahme von 
Sagen gegen Babe zuftändig ift. (OGH. 3. Juni 1902, 8. 6982, 
Röll 1902:45.)} 

Der B ri Nienbahn im Sinne des 8 68 StG. umfaßt alle 
Transportanſtalten, bei welchen das Transportmittel durch irgend 
eine elementare Kraft auf Schienen bewegt wird; eleltriſche Straßen⸗ 
bahnen Im ſonach ebenfalls Eiſenbahnen im Sinne be3 zitierten 
Geſetzartikels. 

Bedienſtete der eleltriſchen Straßenbahnen genießen ohne Rück⸗ 
ficht bazanfı ob fie beeibet find ober nicht, den Rechtsſchutz nad 
8 68 StG., nachdem die Ablegung des Dienſteides feine Boraus- 


*) Bol. 4. Abſchn. ©. 209 u. ff. 
**) Bol. 8. Abſchn., S. 584 u. ff. 


***) Bol. 8. Abſchn., ©. 584 u. ff. 
r) Sal. 6. Abſchn., ©. 391, und 9. Abſchn., S. 671. 
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ſetzung für die Delikte nach 88 81 und 312 StG. bildet. (OGH. 
als KH. 14. Juni 1902:17.206 ex 1901; Röll 1902:47.)*) 

Bei einer Kollifion zwiſchen einem bereit beitehenden Bergbau 
und einer Eifenbahn hat über die Sicherheitövorkehrungen und Be 
rei bäbeihränkungen, welche die ungeftörte Erhaltung und Be» 
nüßung ber Eifenbahn erfordert, die politiſche Landesſtelle in Ein- 
vernahme mit ber Oberbergbehörbe, nicht aber ba3 Nevierbergamt 
zu entjheiben. (VEH. 19. Juni 1902, 8. 5572; Noll 1902: 49.)**) 

Die einer Lokalbahn auf Grund be3 Lolalbahngefehes ein⸗ 
geräumte Gebührenbegünſtigung erliſcht nach Ablauf des erſten, 
bezw. dritten Betriebsjahres; die ſpätere Konzeſſionierung einer, 
wenn auch als integrierender Beſtandteil der erſteren erklärten 
a fäßt für bie urfprünglide Linie die erlofchene 
deaun ung nicht wieder aufleben. (BGH. 19. Juni 1902, 

oe ölt 1902: 48.) ***) 

Es Viegt GSelbjtverjchulden vor, wenn ein Neifender während 
der Fahrt auf ber Wiener Stadtbahn beim Paffieren einer dunklen 
Galerie auf die Plattform des Wagend tritt, um ſich darüber zu 
orientieren, wo er fich befinde, und hiebei infolge eines Stoße3, 
den ber Wagen erleidet, von dieſem Herabgefchleubert Wird. 
(25H. 24. Zuni 1902, 8. 7869; Röll 1902:50.) }) 

Die Frage der Entichädigungspflicht im Falle einer Kollifion 
zwiichen Eifenbahn- und Bergbaubetrieb ift feit der are ee des 

Eiſenbahn⸗Enteignungsgeſetzes nad) dieſem und nicht mehr nach ber 
Minifterialverordnung vom 2. Sänner 1859, RGB. Nr. 25, und 
dem: Minifterialerlaffe vom 16. April 1870, 2. 3548, zu beurteilen. 

Im Sinne bed Enteignungsgefehes muß das Enteignungsobjeft 
nicht fon zur Zeit der pofitifchen Begehung feftfteden, vielmehr 

Tann die Feſtſtellung des Enteignungdobjektes in einem fpäteren 
Beitpuntte, je nad) Eintreten der Möglichkeit der Feitftellung, 
fulzeffive ſtattfinden. 

Die Eifendahnunternehmung ift nicht verpflichtet, bie Erpro- 
priierung bed Bergbauunternehmens zu verlangen, es kann daher bus 
Enteignungöbegehren auch ſeitens des Bergwerksunternehmens ge- 

„ stellt werden; mwofern aber dieſes das Begehren ftellt, fann barin 
fein ungerechtfertigted Einfchreiten der Partei im Gimme bes 8 44 
Enteignungsgefeß erblidt werben, welches diefe zur Tragung ber 
Kommi iongtoften verpflichten "würde. (CH. 24. Juni 1902, 
8. 5733; Röll 1902:51.) FF) 

alla die Bahn das Betreten des Bahnkörpers durch unberufene 
Perſonen buldet, ift fie für den Unfall mitverantiwortlich, welchen 


*) Bol. 6. Abſchn. S. 442 u. ff. 
“*) Bol. 1. Mbichn., ©. Tu ff. 


4) L 8. Afın, & 584 u. ff. 
1) 1. Win, ©. 77 ff. 
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eine ſolche unberufene Perſon beim Betreten des Bahnkörpers 
erleidet. 


Wenn die Bahn wegen unabwendbaren Zufalles von der Haftung 
aus dem Haftypflichtgeſetze befreit fein ſoll, darf fein Mitverſchul⸗ 
den ihrerſeits vorliegen. 

Erſatz für eine erlittene Verunſtaltung kann nur auf Grund 
einer doloſen, nicht aber auf Grund einer fahrläſſigen Handlung, ſo⸗ 
wie auch dann nicht gefordert werben, wenn die erlittene Verunſtal⸗ 
(ode a den Grund für die Annahme der Ermwerb3unfähigfeit bildete. 

3. Juli 1d08, 2. 8800; Röll 1902: 52.) *) 


Eine Lolalbahn haftet für einen Unfall, der dadurch herbei» 
geführt wird, baß ein Straßenfuhrwerk infolge Mangels eines Weg⸗ 
ſchrankens mit einem Eifenbahnzuge zuſammenſtoßt, ingbefondere 
dann nicht, wenn von der Kreuzungsftelle dev Bahnkörper genau 
überfehen und ſonach das Herannahen eines Zuges rechtzeitig wahr⸗ 
genommen werden Tann. Der Lenker eines Straßenfuhrwerfez, 
welches von einem vorüberfahrenden Buge an einer bderartigen 
Frenzungäftelle angehalten wird, hat gemäß $ 97 der Betriebord- 

ng Maßnahmen zu treffen, um ein Scheumerben der Pferde zu 

verhäten; unterläßt er dies, fo wird die Eifenbahn von der Haftung 

Mir einen durch biefe Unterlaffung verurſachten Unfall befreit. (OGX. 
8. Juli 1902, 8. 4882; Röll 1902:53.)**) 


Poſtbedienſtete find auch dann al3 von ber Eifenbahn unentgelt- 
ich beförberte Perfonen im Sinne des Art. VII des Geſetzes vom 
20. Zuli 1894, RGB. Nr. 168, über die Ausdehnung der Unfall- 
berjicherung, anzufehen, wenn das Poftärar für die Beförderung 
an die betreffende Bahnverwaltung ein beitimmtes Entgelt leitet. 
Denn im Urt. VII de3 zitierten Ausdehnungsgefeges, weldyer bie 
Anwendbarkeit des Haftpflichtgefeges von dem Kriterium ber 
Beförderung ohne Anfpruh auf Entgelt abhängig macht, wollte 
nur der Kreis jener Staatäbedienfteten bezeichnet werden, bie von 
ber Eiſenbahn bejörbert werden müſſen, ohne daß fie durch 
Löfung einer Fahrkarte in ein Vertragsverhältnis zur Eifenbahn 
getreten wären. Die Diktion diefer Gefegesftelle bietet aber feinen 
Grund für die Auffaffung, daß Staatsbedienitete, welche im Poſt⸗ 
ambulanzmwagen ihren Dienſt ausüben, ſchon deshalb gegen Entgelt 
bon ber Eijenbahn befördert werden, weil das Poſtärar ber 
Eiſenbahn für die BPoftbeförderung eine Entfhäbigung zahlt. 
(86H. 10. Zuli 1902,.3. 3143; Röll 1902: 55.) ***) 


Wenn ein Reiſender nad) gegebenem Abfahrtsſignal ohne Wiffen 
be3 Schaffner vom Zuge abfteigt und hiebei verunglüdt, fo Liegt 


*) Bol. 8. Abſchn. ©. 566 u. ff. 
**) Bol. 8. Abſchn. ©. 584 u. ff. 
***) Bol. 14. Abſchn. ©. 1155. 
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ein Mitverſchulden der Eiſenbahn dann nicht por, wenn ber Schaffner 
dor Abgabe des Abfahrtsſignales ſich in ausreichender Weiſe davon 
überzeugt hat, daß fein Reiſender mehr aufe ober abqufteigen beab⸗ 
ſichtigt (DSH. 28. Auguſt 1902, 8. 8626; Röll 1902:58.)*) 

Als Verkehr im Sinne bed Haftpflichtgeſetzes iſt der In⸗— 
begriff jener mechaniſchen Tätigleiten anzuſehen, welche zur Ver⸗ 
wirklichung der Baerderung von Perſonen und Gütern im Buge 
dienen; Bierunter fällt die Einwaggonierung, die Berlabung und bie 
eigentliche Traftion. 

Der Unfall, melden ein Balmarbeiter bei Vornahme einer Ber- 
ladearbeit erleidet, ift Daher nach dem Haftpflichtgefege zu beurteilen, 
und gebührt dem verunglüdten Arbeiter eine nach ben Beſtim⸗ 
mungen de3 Urt. VIL des Gelege vom 20. Yuli 1894, RGB. 
Nr. 168, betreffend die Ausdehnung ber Unfallverfiherung, erhöhte 
Unfallsrente. - 

Wird die rechtzeitige Anmeldung eines den Anfprud auf eine 
Unfallsrente begründenden Unfalles ſowohl feitend der hiezn be- 
rufenen Bahnorgane, als auch ſeitens des Berunglüdten unterlafjen, 
fo trifft Die Babnverwaftung ein Mitverfchulden an der Verjährung 
des Rentenanſpruches, für welches fie zu beiten dat. (DSL. 
16. September 1902, 3. 5017; Röll 198: 8 9.) **) 

Eifenbahngrundftüde find Tein öffentliches, fondern Privatgut, 
und ift an denſelben Miteigentum möglid. Streitigleiten über 
Störungen im Mitbefig oder Miteigentum von Bahngrundftüden 
ehören zur geriätlihen Kompetenz. (OGH. 24. September 1902, 
8 12.483; Röll 1902: 60.)***) 

Als zu den Eifenbahnen gehörige Anlagen find im Sinne des 
8 175, Ib, (8 85c) St®. zum Schuge der Bahnftreden und ber auf 
und neben benjelben verfehrenden Menſchen bienende Borkehrungen 
auch dann angufeben, I wenn * keinen Beſtandteil des Bahnkörpers 
bilden, und wenn Wegnabme nit mit der Gefahr einer 
Betriebsftörung — (26. September 1902, 3. 1394; 
Roͤll 1902:61.)}) 


Die infolge Mangels einer gehörigen — von Stück⸗ 
gütern eingetretene Verwechſſung einer Sendung beinhaltet grobe 
Sahrläffigleit und verjährt in diefem Falle das Klagerecht auf 
Erfagleiftung erft nad) drei Jahren. 

Der Klageberechtigte kann bei teilmweifer Verwechſlung einer 
Sendung nit für die ganze Sendung,. fondern nur für jenen 
Teil berjelben Erſatz fordern, der tatfächlich infolge Verwechſlung 

*) Bol. 8. Abſchn, ©. 584 u. ff. 

**) Bol. 8. Abſchn., S. 566, und 14. Abſchn. S. 11585. 

+) Bol. 5. Abſchn. ©. 235. 

7) Vgl. 6. Abſchn. ©. 448. 
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1008: 6 geraten iſt. OGH. 1. Oktober 1902, 3. 6616; Röll 

Eine wnabwendbare Handlung dritter Berfonen im Sinne be3 
Haftpflichtgeſetzes liegt nicht vor, wenn in einem mangelhaft be» 
leuchteten, zum Perjonentrandporte benügten, überfüllten Güterwagen 
die darin aufgeftellten Sitzbänke infolge eines heftigen Ruckes ber 
Lokomotive umftürzen, eine dieſer Bänke zufammenbricht, und aus 
Anlaß de3 hiedurch im Wagen entflandenen Gedränges eine Perſon 
hinausſtürzt und getötet wird. — Die Mutter, welche von ihrem 
anläßlich eines Bahnunfalles verunglüdten Sohne unterftüßt wurde, 
bat Anſpruch auf Erfah ber ihr durch den Tod des Sohnes ent- 
gebenben yueefägung. (DEH. 9. Oltober 1902, 8. 10.811; Röll 


Der Beurteilung nad) 8 337 StG. unterliegt unter ben Bor- 
ausjegungen des $ 335 StG. auch das unvorſichtige Schließen ber 
Türe eines Eifenbahnwaggons durch einen Eijenbahnbedienfteten, 
wenn dieſe Handlung die ſchwere Törperliche Beſchädigung eines 
Menſchen derbeiuvri. (DSH. 18. Oktober 1902, 8. 4267; 
Röll 1902:64.)***) 

Der Reiſende, welcher es bei Benützung des in einem Eiſen⸗ 
bahnwagen befindlichen Kloſetts unterläßt, die Kloſettüre zu ver- 
ſchließen und beim Offnen dieſer Türe durch den Schaffner ver- 
letzt wird, iſt an dem erlittenen Unfalle ſelbſt ſchuld, und kann 
bie ei enbahn deshalb nicht auf Schadloshaltung belangen. (DSH. 

Dftober 1902, 8. 14.274; Rölt 1902:65.)}) 

Der Vermaltungsgerichtöhof erfcheint zur Entfcheidung fiber 
Beſchwerden wegen verweigerter Zuerkennung von Witimenpenfionen 
und Erziehungsbeiträgen an die Hinterbliebenen von Staat3eifen- 
bahnbedienfteten nicht berufen. (BSH. 20. Oktober 1902, 8. 8473; 
Röll 1902: 66.) F}) 

Schabenerfaganfprüde auf Grund des 8 10b bes Eiſenbahn⸗ 
Tonzeifiondgefeped gehören auf den Bivilrechtämeg. Die im 8 10b 
des Eifenbahnlonzefjionsgefehes den Eifenbahnunternehmungen aufe 
erlegte Haftung für Schäden feht voraus, daß das geichädigte Ob- 
jeft zur Beit des betreffenden Bahnbaues ala ſolches Ihon vorhanden 
war. (DH. 23. Oktober 1902, 8. 7809; Röll 1902:67.)tt}) 

Die Verbotslegung auf eine Nachnahme nach Eingang tft für 
bie Balmperwaltung nur dann rechtswirkſam, wenn diejelbe von. dem 
gerichtlichen Verbote gemäß 88 385 und 395 Erefut.-Ordg. nad) 
den u die BZuftellung von Klagen geltenden Beftimmungen verſtän⸗ 


l. 9. Abſchn., S, 726 u. ff. 
Bi 8. ion, ©. 584. u. ff. 
* S. 





+9 Sl. 1. Ablhn., ©. 10. 


1438 KRachträge. 


digt worbeu ift. Werden dieſe Beſtimmungen nicht eingehalten, ſo 
haftet die Eiſenbahn für eine Vereitlung der Verbotslegung infolge 
Ausfolgung der Nachnahme nicht. (OGH. 25. Oktober 1902, 8. 9284; 
Röll 1902:68.)*) 

Die im 8 6 der MVdg. v. 2. Jänner 1859, RGB. Nr. 25, 
genannten Behörden (politifche Landesſtelle und Uberbergbehörbe) 
find nicht berechtigt, darüber endgültig zu entiheiden, ob und unter 
weichen Bedingungen im „alle Zufammentreifend zwifchen einem 
Bergbau und einer Eifenbahn der Fortbetrieb des Bergbaues unter 
der Eiſenbahn ftattfinden dürfe; die bezügliche Entſcheidung darf viel- 
mehr nur unter Freilaffung de3 Relurjes an das Minijterium des 
Annern erfolgen. — Die im 8 6 der zitierten Verordnung vor⸗ 
behaltene Anordnung von Beichränfungen bed Bergbaues bezieht 
jih nicht nur allein auf die genau unterhalb der Eifenbahn befind- 
lihen Erdmaffen, fondern auch auf die angrenzenden Teile de3 Berg- 
baues. (OH. 28. Oftober 1902:6366; Röll 1902:69.)**) 

Berlabearbeiten, ſowie die mit diefen im Zufammenhange ftehen- 
den vorbereitenden Handlungen gehören zum Eifenbahnverlehre im 
Sinne des Haftgeſetzes. OGo. 30. Oktober 1902, 3. 14.636; 
Röll 1902:70.)***) 

Das bloß mit dem Bahnftempel verjehene, einer bahnamtlichen 
Ihriftlihen Empfangsbeftätigung bes Gutes entbehrende Frachtbrief- 
duplikat ift, weil unvollftändig, nicht geeignet, den Abſchluß eines 
Frachtvertrages zu beurkunden. 


Die Eifenbahn haftet auch für mwiberrechtlihe Handlungen ihrer 
Organe in Bezug auf deren dienſtliche Tätigkeit (Fälſchung von 
Frachtdolumenten), vorausgefegt, daß der entitandene Schaden un- 
mittelbar auf da3 Verhalten ber Organe zurüdgeführt werden kann. 
(DH. 6. November 1902, 3. 7802; Röll 1902: 71.)}) 

Am Wefen des feitens eines Eifenbahnunternehmens ftatutenmäßig 
zu bildenden Refervefonds Tiegt es Teineswegs, daß derjelbe unbedingt 
durch effektive Dotierung, d. i. durch bejondere Hinterlegung und 
Ausicheidung aus dem jonftigen Vermögen des Unternehmens ge- 
bildet werben müſſe. E3 genügt vielmehr, daß in der Bilanz ben 
wirklichen Paſſivpoſten eine foldhe in der Höhe des Reſervefonds 
zugejchrieben und hiedurch da3 entfprechende Altivvermögen berart 
gebunden wird, daß e3 bei der Reinertragäverteifung nit mehr 
berüdfichtigt werben Tann. (VGH. 6. November 1902, 8. 9350; 
Röll 1902: 72.)+}) 


Wird eine zur Aufgabe gebrachte Sendun mit einem gericht» 
lichen Verbote belegt, fo darf die Eifenbahn nicht? mit der Sendung 

*) Bol. 9. Abſchn. ©. 688 u. ff. 

**) Vol. 1. Abſchn., ©. 79. 

***) ee 8. am, ©. 566. 
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vornehmen, was die auf die Sendung geführte Exekution vereiteln 
könnte; insbeſondere iſt die Eiſenbahn nicht berechtigt, das Gut 
abzubefördern. 


Der Abſender, welcher es unterläßt, ein derartiges, mit Verbot 
belegtes Gut, über Aufforderung der Eiſenbahn zurüdzunehmen, ift 
verpflichtet, die infolge Verbleibens des Gutes auf der Station 
erwachſenden Gebühren zu erſetzen. (OGH. 11. November 1902, 
3. 5307; Röll 1902: 73.)*) 

Der Verzicht eines Minderjährigen auf eine. Entfchädigung 
nah dem Haftpflichtgeje bedarf der Genehmigung der Vormund— 
Ihaft. (OGH. 12. November 1902, 3: 10.931; Röll 1902: 74.)**) 

Die Eiſenbahn ift nad) dem Konzeſſionsgeſetze nicht verpflichtet, 
bei Wiederherftellung einer durch die Bahnanlage geftörten Kommu— 
nifation auf etwa künftig zu erwartende Verkehrsbedürfniſſe Rüd- 
fiht zu nehmen, e3 obliegt ihr vielmehr nur die Berpilichtung, 
die geftörte Kommunifation fo wieder herzuſtellen, daß fie den 
"bißherigen Bebürfniffen entſpricht. (BSH. 18. November 1902, 
- 8. 9781; Röll 1902: 75.)***) 


Die Eifenbahn haftet nach 8 10, lit. b des Eifenbahnkonzeffionz- 
Geſetzes für einen durch Funkenflug verurfacdhten Waldbrand, 
insbefondere auch dann, wenn fie durch irgend welche Umſtände, 
wie Streiks, gezwungen ift, minderwertiges KRohlenmaterial zur 
2olomotivheizung zu verwenden und feiten3 der Bahnorgane in 
diefem Falle unterlaffen wird, erhöhte Vorſicht anzumenden. 


Es liegt fein Mitverfchulden des Waldbeſitzers vor, wenn diefer 
die Ausrodung de3 auf der Waldfulturfläche gewachſenen Heide— 
krautes u. dgl. unterlaffen hat, wofern diefes verhältnismäßig nicht 
dicht ift, und es fih um eine Jahreszeit Handelt, in welcher ſich 
dasjelbe noch in vollem Saft befindet. (OGH. 20. November 1902, 
3. 9802; Röll 1902: 76.)}) 


Die Gefahr des Ausrinnens einer in nicht Berfpunbeten Fäſſern 
befindlichen, vom Abſender unzweckmäßig verladenen Weinmoft- 
ſendung hat dieſer ht, a iragen. (OGH. 27. November 1902, 
3. 15.204; Röll 1902:77.)}F) 


Nach 8 10b des Eiſenbahnkonzeſſionsgeſetzes obliegt den Eifen- 
bahnverwaltungen ber Staat3verwaltung gegenüber nicht nur die 
Errichtung, fondern auch die fernere Erhaltung der feierficheren 
Heritellungen. (VGH. 28. November 1902, 8. 10.158 ex 1902; 

Röll 1902: 78.)+4}) 


—3 Vgl. 9. Abſchn. ©. 695 u. ff. 
**) Vgl. 8. Abſchn, ©. 591. 
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Das Verbot, mittels Eiſenbahn (ober auf Schiffen) beförderte 
Tiere ohne vorausgegangene tier ärgtliche era auszulaben (8 10 
bes Geſetzes vom 29. Februar „RGB. Nr. 35), erftredt ſich 
auch auf das Umladen. (DS. = "Degenber 1902, 8. 16.139; 
Röll 1902: 81.)*) 

Neifende, welche fi während der Fahrt auf ber offenen Platt- 
form eines Waggon3 aufhalten, müfjen hiebei beſondere Borficht 
aufmwenden. Die in der Außerachtlaſſung derjelben gelegene Unvor- 
fichtigfeit begründet ein Mitverfhulden des Reifenden, wenn berjelbe 
infolge einer außergewöhnlichen Erfchltterung be3 Waggons von ber 
Blattform herabſtürzt. 

Neben dem primären Schmerzensgeldanſpruche befteht nicht auch 
noch ein Anſpruch auf Anerkennung des Rechtes, in Hinkunft für 
weitere Schmerzen neuerlich ein Schmerzenägeld fordern zu dürfen. 

Bei Berechnung bes en Berbienftentgunges ift nur ber zur Zeit des 
Unfalles beitandene und auch ein Tünftig eventuell zu er- 
hoffender Verdienſt zu berü ichtigen. 

Die Einſchränkung einer VBerdienftentgangdrente auf die Zeit big 
zu der unter normalen Berhältniffen auch ohne den Unfall zu ge 
wärtigenden Penfionierung bed Verletzten ift nicht gerechtfertigt, 
wenn diefer Zeitpunkt ne nit zuverläſſig feieren Tapt. (DSB. 

2. Dezember 1902, 3. 033; Röoll 1902: 85.)** 

Der Vertrag, womit eine Gemeinde unentgeltlih Grundftüde 
an eine Eifenbahn zur Anlage einer über Wunſch der Gemeinde 
zu errichtenden — überläßt, iſt als entgeltlicher Vertrag 
zu vergebühren. (Vol. 30. Dezember 1902, 3. 11.416; Röli 
1902: 88.)***) 

Den k. k. Staatsbahndireltionen fteht in Rechtsſtreiten die 
‚ertretung des Eiſenbahnärars gefehlich nicht au. Diez find allein 
bie k. k. Finanzprokuraturen gemäß 88 1 und 2, 1. Abſ., der Ver⸗ 
ordnung be3 Gefamtminifteriums vom 9. März 1898, RGB. Nr. 41, 
berufen. (OGH. 31. Dezember 1902, 3. 17.229; Roͤll 1902: 89.)t) 

Wenn bie Ban von ihrem Nechte Gebrauch macht, nach 
Ablauf der Abladefriſt das Frachtgut auf Gefahr und Koſten der 
Bartei abzuladen, jo Tann fie für eine bei der Ausladung ein= 
getretene Be ebign ng be3 Bratgutes haftbar gemacht werben, 
fall3 ein direktes Verſchulden der Bahn nachgewieſen wird. (OGH. 
14. Jänner 1908, 3. 14. Bid: VB. 1904: 96.) +}) 

Auf Anfprüce aus bem Dienfiverhältniffe der Bebienfteten 
ber öfterreichiichen Staatsbahnen, welche nicht mwirflide Staats 
beamte find, findet da3 Hfd. vom 16. Auguft 1841, IGS. Nr. 555 
feine Anwendung und ift Bi bie zivilgerichtlicde Geltendmachung 


*) Bol. 12. Sion. 968 u. ff. 
— Bol. 8. U ur. 
**) Mol. 15. Abfehn., ©. 1241. 
r) —* 16. Abſchn., S 1260. 

tr) Pal. 8. Abſchn., ©. 
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ſolcher Anſprüche zuläſſig. (RG. 24. Jänner 1903, 8. 430 ex 1902; 
VB. 1903:55.)*) 


Die Ausführung eines Bahnbaues, durch welche die Benüg- 
barkeit der Vermögensobjekte des Anrainers beeinträchtigt wird, kann 
nicht konſentiert werden, ohne daß gleichzeitig die Ausführung jener 
Vorkehrungen und Herſtellungen der Bahnunternehmung zur Pflicht 
gemacht wird, welche I und zur tunlichften Abwendung einer 
ſolchen Beeinträchtigung erforderlich find. Dagegen hat erft in 
zweiter Linie die im $ 10, lit. b, des Eifenbahnfonzeffionsgejeges 
vom 14, September 1854, RGB. Nr. 238, vorgejehene Erfabpflicht 
der Bahnunternehmung für ſolche Nachteile einzutreten, welche durch 
die eben angebeuteten Korrektivmaßnahmen nicht abwendbar jind. 

Diefe Grundfäge können jedoch nur auf folde Fälle Anmwen- 
dung finden, in denen auf Seite des Anrainer3 zur Zeit der über 
das Bauprojekt ftattfindenden fommiffionellen Erhebung ein Schaden 
im rechtlichen Sinne, alfo ein Nachteil an Vermögensrechten be3 
Anrainers erkennbar it. (VGH. 10. Februar 1903, 8. 1672; 
VB. 1903:62.)**) 

Eine Eifenbahnunternehmung, mweldye ein Frachtgut zur Be- 
förderung im internationalen Eifenbahnfrachtverfehre übernommen 
het, ift wegen unrichtiger Deklarierung des Frachtgutes im eigenen, 
fowie im Namen ber übrigen am Transporte beteiligten Eifenbahnen 
nad Art. 7 des internationalen Übereinfommend vom 14. Jänner 
1890, RGB. Nr. 186 vom Jahre 1892, berechtigt, die Nachzahlung 
ber Frachtdifferenz und die Zahlung des Frachtzuſchlages zu be- 
gehren. (OGH. 18. Februar 1903, 8. 16.271 ex 1902; BB. 
1904: 83.) ***) . 

Der in ben lebten Jahrzehnten erfolgte Aufſchwung des Ver⸗ 
kehres, die Notwendigkeit der Schaffung eines immer dichteren Netzes 
von Verkehrsmitteln, insbeſondere von Eiſenbahnen, bringt es mit 
ſich, daß die Bewohner jener Landesteile, die ſich dieſer Anſtalten 
erfreuen, auch jenen höheren Grad von Aufmerkſamkeit betätigen 
müuſſen, der nötig iſt, um ben mit dem Betriebe ſolcher Verkehrsmittel 
bei aller Vorforge feitens der Unternehmung unter allen Umftänden 
naturgemäß verbundenen Gefahren zu begegnen. Dies gilt insbe» 
fondere auch von den Bewohnern jener Gebiete, die von Klein- 
oder Lolalbahnen durchzogen find, zumal, da bei diefen nad ben 
Beftimmungen ber einfchlägigen Gefete und Verordnungen (in3befon- 
bere des Öefehes vom 31. Dezember 1894, RGB. Nr. 2 vom 
Sahre 1895) von der Anwendung fäntlicher für Hauptbahnen vorge» 
hriebenen Sicherheitsvorfehrungen keine Rede ift und im Intereſſe 

es Beftandes ſolcher Verkehrsmittel füglich auch keine Rede fein 
ann. 


*) Bol. 16. Abſchn. ©. 1266 u. ff. 
**) Bol. 1. Abſchn., ©. 9 u. ff. 
***) Bot. 8. Abſchn. S. 781. 
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Run beftimmt, die AR imiftrialveroehnung vom 30. Auguft 1890, 
RGB. Nr. 169, im 8 1, Abſatz 2, ausdrücklich, ba das fiber- 
fchreiten ber, voialbahnen bei den mit ber Barnungstafel „Achtung 
auf ben Zug” bezeichneten Wegüberfegungen bei Annäherung eines 
Zuges verboten ift, und e3 foll die Übertretung biefer Beſtimmung 
nah 8 2 derjelben Verordnung eventuell — injofern nämlich nicht 
die Strafbeftimmungen de3 allgemeinen Strafgeſetzes Anwendung 
finden — nad) Mahgabe ber sAinijteriatverorbnung vom 30. Sep 
tember 1857, RGB. geahndet werden. Baraus erhellt, 
daß jedermann, ber bie —S an einer ſolchen Stelle ln 
will, die Verpflichtung hat, vorher nachzuſehen, ob fich nicht ein 
nähere. (OHG. 18. Februar 1903, 8. 15.759 ex 1902.)*) 

Die Verfälſchung einer Monatskarte der öſterr. Staats⸗ 
bahnen ſtellt ſich nicht als Verfälſchung einer öffentlichen Urkunde, 
ſondern als ſolche einer Privaturkunde dar, und begründet daher 
nicht das im 8 109, lit. a, StG. bezeichnete Verbrechen, ſondern 
iſt nad 8 201, lit. a, StG. zu beurteilen. (RH. v. 21. Februar 
1903, 8. 8213, VB. 1903:63.) ** 

Die alimentationdbedürftigen Eltern können von der Eifenbahn 
aus bem Titel ber gelegentlich eines Eifenbahnunfalles erfolgten 
Tötung des Tr er Sohnes supabenerfaß bean- 
fpruchen. (OG 8. April 1903, 3. 3853; VB. 1903:66.)***) 

In — 8 Sällen, in welchen die Anmwenbung einer be» 
flimmten Tarifflaffe davon abhängt, ob das Frachtgut verpadt ober 
unverpadt aufgegeben wird, bildet bie bezügliche Angabe einen 
wejentlichen Beitanbteif der nad) 8 51 (1) d, Betriebsreglement, in 
ben Frachtbrief aufzunehmenden Snhaltsdeflaration. 

Als unrichtig kann nicht jchon jede der Güterflaffififation nicht 
entjprechende, fondern nur eine wahrheitäwidrige Angabe bed In⸗ 
haltes einer Sendung angefehen werben. 

Eine bloß ungenaue Angabe de3 Inhaltes einer Sendung be 
gründet nicht den Anſpruch auf den Frachtzuſchlag, wenn es ſich 
nicht um bie in 8 53 (7), Betriebsreglement, bezeichneten Güter 
handelt (OGH. Mai 1903; 88. 1904:9.)7 

Bei Bahnen, welchen ein beitimmte3 Reinerträgnis eines limi⸗ 
tierten Anlagelapitale3 garantiert ift, find Ausgaben zur Aufrecht- 
haltung und Sicherung des Betriebes Betrieb3auslagen, unb zwar 
au dann, wenn die Aufwendung berjelben eine Werterhöhung der 
Bahnanlage im Gefolge hat. 

Die angeführten Ausgaben Tönnen von ber bie Garantie ge- 
nießenden Unternehmung in die Betriebsrechnung eingeftellt werden. 

Ausgaben, welche nicht lediglich der Aufrehthaltung und 
Sicherung des Betriebes dienen, fondern zur Bewältinung höherer 


*) gt. 6. Abſchn, ©. 387. — 
* 8. Abſchn. S 66 u. ff. 

*+#) Br 8. Alche., ©. 566 .u. fi. 

) Bol. 9. Abſchu, ©. 656 u. "665. 
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Anfprüce bes Verkehres gemacht werben müfjen, find nicht mehr 
Betrieb3auslagen, fondern Sapita’Svermehrungen, Inveftitionen. 

Zangliq der bezeichneten Aufwendungen kann weder der garan⸗ 
tierende Staat verlangen, daß dieſelben zu Laſten der Bahnunter⸗ 
nehmung beſtritten werden, noch die Bahnunternehmung, daß der 
Staat für dieſe Koſten aufkomme 

Inveſtitionen können demnach bei garantierten Bahnen nur 
erfolgen, wenn ſowohl der Staat als auch die garantierte 
Unternehmung über bie Modalitäten der Bedeckung der betreffenden 
Auslagen einig find. 

Iſt bei einer garantierten Bahn die Verpflichtung zur Legung 
bes zweiten Geleifes lediglich an die Bedingung der Erreichung eines 
gewiſſen Minimalrohertrages gefnüpft, fo müſſen die Koſten dieſer 
Gleislegung bei Eintritt der bemerkten Vorausſetzung vom Bahn- 
nehmen jelbft, ohne jeden Anſpruch an ben garantierenden Staat3- 
2 Ce werden. BGH. 9. Zuni 1903, 8. 5743; BB. 

Unter einer unabwendbaren Handlung einer britten Perſon, 
beren Verſchulden die Bahmunternehmung im Sinne be 8 2 bes 
Geſetzes vom 5. März 1869, RGB. Nr. 27, nicht zu vertreten 
bat, kann nur eine pofitive Handlung, nicht aber ud eine bloße 
Unterlaffung verflanden werben. 

Bon ber Haftung * den Unfall eines Kindes, an welchem die 
Bahn kein Mitverſchulden trifft, wird ſie daher nicht beshalb befreit, 
weil in der Unterlaffung der gehörigen Aufſicht ſeitens der Eltern 
be3 Kindes eine unabwendbare Handlung einer dritten Berfon, deren 
Verſchulden bie Bahnunternehmung nicht zu vertreten hat, zu er- 
bliden ift, fondern deshalb, weil der Unfall nicht von ihr ber- 
ſchuldet wurde und ein Gelbftverfchulden des Kindes vorliegt. 
(D6H. 17. Yuni 1903 :330; BB. 1904 : 109.) **) 

Gemäß 8 1 bes Geſetzes vom 18. Februar 1878, RGB. Nr. 30, 
fteht die Ausübung des Enteignungsrechtes jedem Eifenbahnunter- 
nehmen, alfo nicht nur Öffentlihen Bahnen, fondern auch Schlepp- 
bahnen zu, infomweit deren Gemeinnüßigleit von den Bermwaltungs- 
behörden mit Nüdficht darauf anerkannt wurde, daß die Schlepp- 
bafnverbindung für die Fortbringung ber Bergwerksprodukte not= 
. wendig und geeignet ift, den Verkehr ber öffentlichen Bahnen, 

in bie fie einmünden foll, zu befruchten. (VGH. 19. Juni 1903, 
8. 5136; Budwinsfi XXVII:1886/A.)***) 

Eine Bahnunternehmung kann nicht dazu verhalten werden, eine 
bon ihr projektierte Schleppbahn an eine fremde Bahn anzuſchließen, 
auch wenn diefe Verbindung weſentlich kürzer wäre. (DOCH. 19. Juni 

1903, 3. 5136.)f) 


*) Bol. 1. Ahle, ©. 20, 3 u. ff. 
“) Bol. 8. Ablche., ©. 566. . 
+4) Sat. 4. Alhn., S. 204 u. ff. 
1) Bol. 2. Abſchn., ©, 148 ff. 
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Nicht jede Schleppbahn, welche Bergwerkszwecken dient, iſt als 
Bergwerksbahn nach den Beſtimmungen des allgemeinen verggeſebeẽ 
zu behandeln, ſondern nur jene, welche auf Grund der aus der Berg⸗ 
 ertöverfeihung fließenden, im 8 131, lit. d de3 Berggeſ. umjchrie- 
benen Berechtigung des Bergwerksbeſitzers gebaut wird. Wird Hin- 
gegen der Bau einer von einer Eifenbahn zu einem Bergbau 
führenden Schleppbahn von ber Eifenbahnunternehmung auf Grund 
ihrer gejeglichen oder Tongeffionsmäßigen Rechte unternommen, jo ift 
diefe Schleppbahn nach den Beitimmungen des Eiſenbahnkonzeſſions⸗ 
gefeges und den anderen für Eifenbahnen geltenden Normen zu 
behandeln. 

Die fachverftändige Begutachtung von Eifenbahnprojelten findet 
im Rahmen ber politifchen Begehung durch die Kommiſſionsmitglieder 
nah Maßgabe der Beftimmungen der Minifterialvderordnung vom 
25. Känner 1879, RGB. Nr. 19, ftatt, und ift die Zuziehung be- 
fonderer Sadverftänbiger nicht erforderlich. 

Es befteht feine Beitimmung, wonach die im Wege ber Ent- 
eignung zu erwirlende Auflage von Beichränktungen des Bergbau- 
betriebes aus Anlaß des Baues einer Eifenbahn über bereit3 ver- 
liehene Grubenfelder ober beitehende Bergbaue der Erteilung de3 
Baukonſenſes für die Bahn vorangehen müßte. 

Ebenſowenig muß die Frage der Gemeinnügigleit einer Eifen- 
bahn vor Erteilung des Baufonfenfes gelöft fein. 

Das Recht des Bergbauunternehmers, für die ihm im Ent- 
eignungswege auferlegten Bergbaubejchränfungen entjchädigt zu 
werben, erwächſt ihm bereit3 dann, wenn da3 Erkenntnis über die 
Zuläſſigkeit der Verleihung in erfter Inſtanz gefällt iſt, unter der 
orausfehung, daß diefes Erkenntnis im Inſtanzenzuge beftätigt 
wir 

Ob e3 erforderlich ift, zum Schuße anderer obertägiger Objefte 
als Eifenbahnen Schußpfeiler zu beftimmen, ift dem Ermeſſen der zur 
Wahrung de3 Schußes biejer Objekte berufenen Behörden überlaffen. 
(BGH. 19. Juni 1903, 3. 5131.) *) 

Wenn unter beftehenden Berhältniffen die Yortbelaffung eines 
Verkehres in einer Station bei der Unzulänglichkeit der hiefür be- 
ftimmten Lofalitäten und Anlagen Übelftände ergibt, jo find die 
Eifenbahnbehörben berechtigt, den Fortbetrieb ebenſo wie bei der ur- 
fprünglichen Genehmigung einer Eifenbahnftation nach ihrem freien 
Ermeffen an die Bedingung der hiefür erforderlich erachteten bau- 
lichen Herftellungen zu Infipfen. 

Wenn jeboch die Einrichtung eines Verkehres in einer Station 
von der Balmunternehmung nur freiwillig und auf Widerruf über- 
nommen mar, fo Tann bei Hervorkommen folder übelftände ber 
Auftrag der Eifenbahnbehörden nur alternativ auf Anpafjung ber 

Anlagen an die gegenwärtigen Verkehrserforderniſſe oder auf Auf⸗ 


*) Bol. 1. Abſchn., ©. 96 u. ff., und ©. 148 u. ff. 
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Leitung 2: betzeffenben es lauten. (BEH. 2. Oktober 1903, 

Ehe "sachliche Überprüfung der Pisziplinarerfenntniffe der 
Disziplinarlammern bei den k. k. Staatsbahndirektionen fteht den 
Serien nicht zu. (869. 6. DOftober 1903, 3. 11.004; BB. 
1903 : 145.) **) 

Nah Art. 282 HG. ift au der Frachtführer zur Sorgfalt 
eine3 ordentlihen Kaufmannes verpflichtet und hat daher, wenn 
nicht ausdrücklich etwas anderes begehrt wird, jene Tarifjäge in 
Vorſchreibung zu bringen, welche ihm bei Anwendung der Sorgfalt 
eine3 ordentlihen Kaufmannes al3 die dem Abfender günftigeren 
erfcheinen. 

Befteht zwiſchen der Verjand- und der Beltimmungzftation 
fein direlter Frachtſatz, wohl aber ein folcher zwiichen einer Unter⸗ 
wegs⸗ und ber Beltimmungsftation, und hatte die Berjandftation 
feinen Anlaß, eine andere Tariffombination für den Abjender 
günftiger zu halten, fo u bi in ber Nichtanwendung dieſes ab der 
Unterwegsſtation gültigen direkten Jrachtſaben eine unrichtige An⸗ 
wendung des Tarifes im Sinne des Art. 12 J. U. In einem 
ſolchen Falle iſt die Eiſenbahn jedoch nur — den direkten 
Tarif von der dem Aufgabeorte nächſtgelegenen Verbandsſtation an— 
zuwenden. (OGH. 8. Oktober 1903, 3. 11.651; VB. 1904:119.)***) 

Mit dem Erlaſſe vom 19. November 1874, 3. 33.620, Hat das 
HM. verfügt, daß bei allen Zügen mit Berfonenbeförderung Aborte 
vorhanden fein müffen. Mit Rüdficht auf die feither dem Betriebe 
übergebenen zahlreichen Lofalbahnen von mitunter ganz geringer 
Länge, fowie im Hinblide auf den Umftand, daß auf einzelnen 
Streden der Motorwagenbetrieb zur Einführung gelarigte, findet 
das EM. in Abänderung des eingangs genannten Erlaſſes zu ge- 
ftatten, Daß bei der Beförderung von Perfonen mit Motorwagen, 
ferner bei Lokalbahnzügen, deren Fahrzeit nicht mehr al3 eine Stunde 
beträgt und bie fonftigen lokalen Berhältniffe dies zufäfjig er» 
ſcheinen laſſen, von ber a ee gens mit Abort zu biefen 
Zügen abgefehen werben kann M. 9. Oktober 1903, 8. 40.112; 
38. 1903:119.)}) 

Wenn ein orlanartiger Sturm an einer Berglehne einen Baum 
entwurzelt und dadurch unerwartet Steine losgelöſt werben, welche 
auf das Bahngeleife fallen, fo ftellt ſich die infolgedeſſen ungeachtet 
aller möglichen Vorſichtsmaßregeln eintretende Entgleifung eines 
Zuges al3 ein durch höhere Gewalt verurfacdhter Unfall dar. Dem- 
zufolge ift die Eifenbahn in folcden Fällen gemäß 82 bes Haft» 

pflicätgefege3 vom 5. März 1869, RGB. Nr. 27, von einer Haftung 


*) Bol. 2. Ablchn., ©. 86, 97 u. ff 
(. 16. Abfde., ©. 1268. 

“er, Vol, 9, —*— S. 786. 
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für die bei der Zugsentgleiſung eingetretenen Körperverletzungen 
befreit. (OGH. 13. Oktober 1903, 8. 1016.)*) 

Zur Entideibung über Schabenerfaganfprühe gemäß $ 10b 
des Sijenbapmfongeffionägeiegen (der Minifterialverorbnung vom 
—* nr ember 1854, RGB. Nr. 238) ift da3 Eifenbahnminifterium 

rufen. 

Als Schaden im Sinne bed 8 10b des Eifenbahnlonzeflionz- 
geſetzes kann nur ein Nachteil angejehen werden, welcher durch einen 
Eingriff in die rechtlich geſchützten Güter (jubjeltive Rechte) eines 
anderen erfolgt. 

Da aus dem Eigentumsrechte an einem Haufe nicht das Recht 
abgeleitet werden Tann, Bauführungen welcher Art immer in der 
nächſten Umgebung zu unterjfagen, begründet der mit Konſens der 
zuftändigen ijenbahnbehörde ausgeführte Bau eines Eifenbahn- 
dammes nicht die Verlegung eines Rechtes und einen Schaden im 
Sinne des 8 10b des Eifenbahnfonzeffionzgefeges, wenn dadurch aud 
die freie Ausſicht aus dem Haufe beeinträchtigt wird. 

Ein Individualrecht der einzelnen Gemeindemitglieder auf Die 
jeberzeit unveränberte Aufrechthaltung des Gemeingebraucdhes an 
einem öffentlichen Wege beſteht nit. Es Tann daher die von Der 
legalen Autorität angeordnete oder genehmigte Anderung de3 be- 
ftehenden Kommunikationsweges, bzw. bie Abſperrung und Ber- 
legung eines bisher im Gemeingebrauche gejtandenen öffentlichen 
Weges als ein Eingriff in die geſetzlich gefchügte Rechtsſphäre eines 
einzelnen Gemeindemitgliedes und al3 ein Schaden im Sinne des 
8 10b des Eifenbahnkonzeffionsgefeße8 nicht betrachtet werben. 
(VGH9. 16. Oktober 1903, 3. 10.442; BB. 1903 : 14.) **) 

Die im 8 10b des fogenannten Eiſenbahnkonzeſſionsgeſetzes 
den Eifenbahnunternehmungen auferlegte Haftung für Schäden feht 
voraus, daß das gejchädigte Objekt zur Zeit des betreffenden Bahn⸗ 
baues als ſolches fhon vorhanden war. (OGH. 23. Oktober 1903, 
3. 7809.) ***) 

über die NRotiwendigfeit der Inanfpruchnahme von zu enteignen- 
den Grundftüden für Eiſenbahnzwecke entfcheiden die Verwaltungs 
behörden nah freiem Ermeſſen. (BGH. 2. November 1903, 
3. 10.035.) }) 

Wenn der Abfenber eines Frachtgutes eine Erflärung im Fracht⸗ 
briefe nicht in der vorgejchriebenen Form ausſtellt, fo ift dieſelbe 
nicht ungültig, fondern hat der Abſender nad) $ 53, Betriebgregle- 
ment, nur bie etiva wirflic eingetretenen Folgen der Formmidrig- 
feit zu tragen. Hat daher der Verjender die bahnamtliche Gewichts⸗ 
fefftellung des Gutes im Frachtbriefe zwar in jeder Beziehung 

formmwidrig beantragt, hat aber die Bahn diefen Antrag dennoch be- 


*) Su Abſchn., ©. 584 u. ff. 
**) Bol. 1. Ale, ©. 10. 
“r) Bol. 1. Abſchu. ©. 9. 


7) Bel. 4. Abſchn. S. 205 ff. 
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Aa und die Fracht danach bemeflen, fo kann fie den im 
8 7 bis 9), Betriebsreglement, vorgeſehenen Frachtzuſchlag wegen 
unrichtiger Gewichtsangabe nicht begehren. (OGH. 5. November 
1903, 8. 14.512.)*) 


Mit Rückſicht auf wiederholt aus Intereſſentenkreiſen vorge» 
brachte Wunſche Hinficätlih der Erleichterung der Verpackungsvor⸗ 
fchriften für den Bahntransport von elektriihen Minenzündungen 
findet da3 EM. im Einvernehmen mit dem Tönigl. ungar. HM., ab⸗ 
weichend von den Beitimmungen des 86, Ziffer 7 (b), Punkt 1 (2) 
und 2 (1) der Vdg. d. HM. vom 1. Auguft 1893, RGB Nr. 126, 
eleftrife Minenziindungn — mit NWusnahme der Wbeggfchen 
Bünder — zum Transporte auf den öfterreichifchen —— 
mit Gültigkeit vom 1. Jänner 1904 verſuchsweiſe bis auf weiteres 
unter nadjitehenden Bedingungen zuzulaffen, und zwar: 


1. (1) Die elektriſchen Zündungen mit. kurzen Drähten oder 
feftem Kopfe find in ſtarke Blechbehälter, von welchen jeder nicht 
mehr al3 100 Stüd enthalten darf, aufrecht geftellt zu verpaden. 
Die Behälter find mit Sägemehl oder ähnlichem Material voll- 
ftändig auszufüllen. 


(2) Statt ber Blechbehälter können auch Schachteln aus ftarfem 
und fteifem Bappendedel, oder Beine Holzkiſtchen von mindeſtens 
3 mm Wandſtärke zur Verwendung kommen. Die gefüllten Behälter 
find in eine hölzerne Kiſte zu verpaden, deren Wandſtärke nicht 
unter 22 mm betragen barf. 


2. (1) Die elektriſchen Zündungen an langen Guttaperchabrähten 
oder Bändern find zu höchſtens 50 Stüd in Schadteln aus ftarfem 
und fteifem Bappendedel derart zu verwahren, daß die Zünderköpfe 
durch aufgefhobene Kartonhülſen oder durch forgfältige Verwahrung 
in Holzwolle oder ähnlichem Materiale vor jeder Erjchütterung ge 
ſchützt ſind und abmwechfelnd an das eine und an das andere Ende 
der Behälter zu liegen kommen. Höchſtens 20 folcher gefüllter Papp- 
fchachteln, welche durch Bindfäden oder Papierfchleifen gut verjchlojfen 
fein müffen, find in einer Holzlifte, deren Wandſtärke mindeſtens 
22 mm betragen muß, zu verpaden. Die Zwiſchenräume find mit 
Heu, Stroh oder ähnlichem Materiale dicht auszufüllen. - 

Die elektrifchen Zündungen an Holzftäben find in Palete zu 
vereinigen, von welchen feines mehr als 50 Stück Bündungen ent» 
halten darf. Höchſtens 20 folcher Pakete find, zufammengebunden, in 
ftarke8 Papier verfchnürt, in einer Holzkiſte derart zu verpaden, 
daß die Zünderköpfe abmechfelnd an das eine und an ba3 andere Ende 
ber Rifte zu liegen kommen. Diefe Kifte, welche höchſtens 1000 Stück 
Bündungen enthalten darf, ift mit Heu, Stroh oder ähnlichem 

Materiale auszufilllen und in eine hölzerne Überkifte zu verpaden, 


*) Bol. 9. Abſchn., ©. 665. 
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deren Wandſtärle nicht unter 25 mm betragen darf. (EM. 19. No— 
vember 1908, 3. 48.69; BB. 1903:145.)*) 

Es beſteht feine geſetzliche Borjchrift, nad) welcher im allge- 
meinen der Transport von Leichen auf ben eine Gemeinde durch⸗ 
iehenden öffentlichen Wegen dann ausgefchloffen oder von der Zu⸗ 

mmung ber betreffenden Gemeinde abhängig wäre, wenn der 
Sterbeort außerhalb derfelben Liegt. (BSH. 9. Jänner 1904, 
3. 1433.) **) 

Die Beihränktungen des Bergwerkseigentums zu Gunften 
einer Eiſenbahn entiprechen inhaltlich einer auf dem Bergwerks⸗ 
eigentum laftenden negativen Serpitut zu Gunften der Eifenbahn. 

Das Aquivalent für diefe Eigentumsbefchränfungen bildet bie 
dem Bergwerkseigentümer zugefprocdene Entſchädigung; diefelbe ift 
nit al3 eine Entſchädigung im Sinne des 30. Hauptftüdes des 
allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches, fondern al3 eine Schadlo3= 
haltung nad 8 365 dieſes Geſetzes anzufehen. 

Die Beichränkungen des Bergmwerl3eigentumes zu Gunften 
einer Bahn, bezw. da3 denjelben entfprechende Recht bilden ein 
Zubehör der Eifenbahn. 

Der dem Bergbauunternehmer aus dem Titel der Beſchrän— 
fung feines Bergbaubetriebes zu Gunften einer Eifenbahn zuftehende 
Entſchädigungsanſpruch wird im Zeitpunkte der rechtöfräftigen be= 
ördlichen Feſtſtellung ber betrejfenden Ser gbaubeihränfung fällig. 
RS. 11. Jänner 1904, 3. 572 ex 1903; BB. 1904:53.)***) 


Zur Entfcheidung über Anfprücde auf Leiftungen der Kranken⸗ 
Yaffa für das Perſonal der Staatsbahnen find die ordentlichen Ges 
richte Tompetent. ($ 53 des Geſetzes vom 30. März 1888, 
RGB. Nr. 33.) (RG. 12. Jänner 1904, 3. 575 ex 1903; BB. 
1904 :84.)}) 

Iſt der Inhalt einer Sendung innerhalb des Rahmens der 
Snhaltsangabe im Frachtbriefe beitritten, fo ift zu Zwecken der 
richtigen Frachtberechnung auch die Feſtſtellung des Inhaltes nach 
der Annahme der Sendung und der Zahlung der Fracht durch 
BZeugen= oder Sadjverftändigenbeweis zuläſſig. (OGH. 14. Jänner 
1904, 8. 17.884 ex 1908; 8. 1904:111.)}}) 

Wieberholt find Fälle vorgefommen, daß einzelne politifche 
Landesbehörden Bauprojelte für in ihre Kompetenz fallende Shlepp- 
bahnen an die G%. zum Zwecke der Vornahme der nah $ 1 
Eifenbahnfongeffionsgefeßes, bzw. nach 8 2 der MinVdg. v. 1. —* 
vember 1869, RGB. Nr. 200, erforderlichen ———— Begut⸗ 
achtung geleitet und diefe Auffichtsbehörbe auch zur Teilnahme an 


*) Bgl. . Abſchn., 8 31. 
*) Bol. 9. Abſchn., ©. 631. 
*“) Bol. 1. Ablchn., ©. 77 

Bol. 14. Abfchn., 1166. 
+H) Vol. 9. Abihn., ©. 665. 
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ben politiſchen Begehungen ſolcher Projekte und an den biesfälligen 
Enteignungsverhandlungen eingeladen haben. 

Nachdem bie GJ. zur Vornahme berartiger Amtshandlungen 
im Sinne ber hierämtlichen Vog. v. 28. Yuli 1896, AGB. Nr. 130, 
nicht berufen ift, wird bie k. k. Statthalterei (Sandesregierung) 
eingeladen, in Hinkunft das obenerwähnte Gutachten von Eijenbahn- 
fachverftändigen im Wege be3 Eifenbabnminifteriums einzuholen, 
bzw. die Intervention bei den angeführten politiihen Begehungen 
und Enteignungsverhandlungen beim Eifenbahnminifterium anzu⸗ 
prechen, worauf basfelbe die ihm al3 geeignet erfcheinenden meiteren 

erfügungen im Gegenftande treffen wird. (EM. 22. Jänner 1904, 
3. 86.520 ex 1903; 88. 1904:11.)*) 

Aus 8 10, lit. c, des Eiſenbahnkonzeſſionsgeſetzes ergibt ich, 
daß die Verpflichtung ber Eifenbahnunternehmung, geftörte Kom⸗ 
munilationen anderweitig volllommen wieder herzuftellen, nicht etwa 
nur auf den Fall der erſten Herftellung der Bahnanlage einge 
ſchränkt ift, daß vielmehr die Eifenbahnunternehmungen aud in 
ber Folge — nad) jebesmaliger Anordnung der Behörde — ver- 
pflichtet bleiben, dur ihre Veranlaſſung geftörte Kommunila- 
tionen vollkommen wieberherzuitellen. (VGH. 23. Jänner 1904, 
8. 885; 88. 1904:58.)**) 

Gemäß 8 10, lit. b, des Eifenbahnlonzeffionsgefeges haften 
bie Eifenbahnunternehmungen für den durch den Eifenbahnbetrieb 
(Rauchentwidlung der Lofomotiven) an Waldungen verurfachten 
Schaden. (OH. 27. Zänner 1904, 3. 313; VB. 1904 :85.) ***) 


Iſt dei der Baubewilligung einer (vor Wirffamleit des Eifen- 
bahmenteignungsgefeges) über verliehene Grubenmaße gebauten Bahn 
ein Schußpfeiler überhaupt nicht beftimmt worden, oder ermeilt 
fi) der auf Grund der 88 6 und 7 der Minifterialverorbnung vom 
2. Yänner 1859, RGB. Nr. 25, definitiv feftgefegte Schußpfeiler 
in der Folge al3 unzureichend, fo fommt für die Behebung der ſich 
ergebenden Kollifion von bereit3 beftehenden Bergbauen und ſchon 
angelegten Eifenbahnen die Beitimmung des 8 8 diefer Minifterial- 
verorbnung zur Anwendung; Hingegen find, wenn bei der politifchen 
Begehung der Schußpfeiler nur proviforifch beftimmt wurde, für die 
fpäter erfolgende definitive Feſtſetzung die 88 6 und 7 biefer Ber- 
ordnung anzumenben. (DH. 28. Jänner 1904, 8. 1006.)}) 

Es find in der lebten Zeit von verſchiedenen Eifenbahnverwal- 
tungen rojelte für Stationsgebäude, Wächterhausbauten in Halte⸗ 
ſtellen uſw. in Vorlage gebracht worden, bei welchen die Dienſträume 
und Warteräume nu al3 Wohnräume ber amtierenden Bahnorgane 

zu bienen beftimmt find oder aber mit legteren unmittelbar in Ber- 


s) DR 1, 2. Abſchn., * 148 u. ff. 
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bindung ſtehen. Da dieſe Projekte im eiberfpeude mit den mittel3 
Kurrende vom 30. Mai 1901, 8. 17.688 gegebenen Direltiven 
ftehen, fo werben bie Beitimmungen und Dire iven der erwähnten 
Fturrende der geehrten . . . neuerdings mit der Einladung in Er- 
innerung gebracht, Verfügung zu treffen, daß in ber Folge bei ber 
Projektöverfaffung für Stationsgebäude, für Wächterhäuſer und Auf 
nahmsgebäude in Berjonenhalteftellen und jonftige für Verkehrs⸗ 
zwecke dienende Neubauten auf die vollftändige Trennung ber dem 
Berlehrsdienfte dienenden Räumlichkeiten von den Wohnräumen ber 
Bahnorgane firenge Bedacht genommen wird. Ebenfo ift bei allen 
fhon beftehenden, biefen fanitären Anforderungen und Grundbedin⸗ 
gungen nicht entfpredenben Gebäuden ober baulichen Anlagen ge 
Vegentlich Fünftiger Umftaltungsarbeiten auf bie ftrifte Durchführung 
der obgenannten ahnahme 3 NRüdfiht zu nehmen. (EM. 1. Februar 
1904, 8. 881; 88. 1904:23.)*) 

Bur Entfdeibung über die Art und Weiſe der Herftellung 
von Erſatzkommunikationen anftatt der durch einen Bahnbau geftörten 
öffentlichen Wege, Brüden, Stege oder fonitigen un ats 
mittel ($ 100 der MVdg. v. 14. September 1854, RGB. Nr. 238) 
ift das Eifenbahnminifterium, und zwar nad} freiem Ermeſſen be- 
rufen. (BGGH. 2. Februar 1904, 8. 1433; 88. 1904:48.)**) 

Die Eifenbahnbehörbe hat die Erfüllung einer bei Erteilung des 
Baukonſenfes aufgeſtellten Bedingung zu überwachen und fönnte 
jeldft bei Erteilung eines befinitiven Benügungslonfenfes aus ber 
unterbliebenen Beanftändung einer weonjemBrwibvigteit noch keines⸗ 
weg3 auf deren Genehmigung und die Befreiung des Bahnunter- 
nehmens von ber nachträglichen Erfüllung der außer acht gelafjenen 
Konfen3bebingung geichlojfen werden. (BGH. 13. Februar 1904, 
3. 1574.) ***) 

Die behufs Abkürzung der Reifezeit bei den Perſonen führenden 
Zügen in neuerer Zeit von den Eifenbahnverwaltungen vorge 
nommene Kürzung der Aufenthalte in ben Stationen auf das für 
Betriebszmede unumgänglide Maß Hat zur Einftellung von Re 
ftaurationdwagen gezwungen. 

Wenn diefe Maßnahme den beabſichtigten Zweck, den Reiſenden 
die Gelegenheit zur Einnahme der Mahlzeiten während der Fahrt zu 
bieten, in entfprechender Weiſe erfüllen foll, dann ift es unerläßlich, 
den Bugang zu den Reſtaurationswagen in jolder Art zu ermög- 
lien, daß die Neifenden in ihrer perfönlichen Sicherheit „richt ge 
fährdet und von den Unbilden der Witterung geſchützt werben. 

Nachdem die diesbezüglich bisher getroffenen Borforgen nur in 
vereinzelten Fällen den .vorerwähnten Anforderungen entfprechen, 
findet fi das Eifenbahnminifterium veranlaßt, zu verfügen, daß 





1. 2. Abſchn, ©. 86 fi. 
gl. 1. Abfhn., ©. 10. 
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vom 1. Mai 1905 angefangen die Wagen jener Züge, welche Reſtau⸗ 
rationswagen führen, Übergangsbrüden mit Yaltenbälgen bejigen 
möüffen, durch deren Verwendung ben Reiſenden eine volllommen 
gefahrloje Verbindung mit den Reſtaurationswagen geboten wird. 

Un die geehrten Verwaltungen ergeht hiemit die Einladung, die 
in biefer Hinficyt erforderlichen Maßnahmen zeitgerecht zu treffen. 
(EM. 5. März 1904, 3. 8884; VB. 1904 :36.) *) 

Es liegt fein Mangel des Verfahrens vor, wenn ber Benupungs- 
konſens für einen auf einem. Eifenbahngrundftüde errichteten 
ohne-Bornahme des in der betreffenden Bauordnung vorgejchriebenen 
Safalaugenf&eine erteilt wurde. (BGH. 10. März 1904, 3. 2442; 
BB. 1904 :111.)**) 


Der Punkt 71, 2. Abſatz, ber Grundzüge der Borjchriften für 
ben Betrieb auf Lolalbahnen (Selundärbahnen, Vizinalbahnen und 
dergleichen) beftimmt, daß die Signalleine von der vorderiten 
Lokomotive bis zum erften Bremspoſten reichen muß, wenn ſich nicht 
ber dafelbft pojtierte Zugsbegleiter mittel3 einer anderen Vorrichtung 
dem Lolomotivführer verftändlich machen kann. 


Im Sinne diefer Beſtimmung wird es bei Zügen auf Lokal⸗ 
Bafnen feinem Anftand unterliegen, von ber Anbringung der Signal- 
feine in jenen Fällen abzufehen, in welchen biefer Bremswagen 
unmittelbar hinter ber Lokomotive oder in einer folchen Entfernung 
hinter ihr eingereiht ift, daß ber auf dem Bremswagen befindliche 
Bugsbegleiter in der Lage ift, fi) mit dem Lolomotivführer mittel3 
des Signalhornes zu verftändigen. In allen anderen Fällen ift je- 
doch die Signaffeine in Antvenbung zu nehmen. (EM. 25. März 
1904, 8. 7198; 38. 1904: 37.)***) 


Für alle auf das Eifenbahnhaftpflichtgefeg vom 5. März 1869, 
RGB. Nr. 27, geftügten Klagen find ohne Rüdficht auf den Wert 
des Streitgegenftanbes ausſchließlich die Handelsgerichte, bezw. die 
die Handelsgerichtsbarkeit ausübenden Gerichtähöjfe kompetent. Ge⸗ 
mäß 8273 ZPO. iſt das Berufungsgericht berechtigt, auf Grund 
der Würdigung aller vorliegenden Beweiſe die Entſchädigungsſumme 
Ielhrändig “ g „Isfaueiten. OGy. April 1904, 8. 2797; 38. 


— Betrugs kann verantwortlich werden, wer eine Eifen- 
bahnjahrfarte, die bis zur amtlich auf derfelben vorgemerften 
Fahrtunterbrechung von einer anderen Perfon benußt wurde, zur 
Hortfebung der Fahrt benutzt. (KH. 13. April 1904, 8. 5445; 

VB. 1904: 133.)Tt) 


#) 6. Abichn., © 359. 
* — 2. Abſchu, ©. 118 u. ff. 
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Wenn der Enteignete bei der Enteignungsverhandlung die Ab- 
löfung eines größeren Stüdes feiner Realität verlangt, al3 bie 
Bahnıumternehmung anfpricht, fo ift Hierin allein eine Einmwendung 
gegen die angefprochene Enteignung nicht zu erbliden. 

Eine nachträgliche Rektifikation eines Enteignungserfenntnifieg, 
fofern hiebei die Identität des Eigentumßobjeltes gewahrt bleibt, 
erfordert nicht die Einleitung einer Nadhtragsverhandlung gemäß 
8 21 des Gefehes vom 18. Februar 1878, REGB. Nr. 30. (BEL. 
28. April 1904:4308; VB. 1904:107.) *) 


Die ter in eines Projektes vom Standpunkte der öffent- 
lihen Intereſſen, insbefondere ber Yeuerjicherheit, und die Stid- 
hältigleit ber in diefer Beziehung etwa erhobenen Einwendungen hat 
da3 Eifenbahnminifterium, infofern das Gefeg nicht pofitive Bor- 
ſchriften aufſtellt, nad ‚freiem Ermeffen zu beurteilen. (BGH. 
5. Mai 1904, 3. 4707.) **) 


Das —e einer Petroleumfüllanlage zum Zwecke der 
Umlabung ber Petroleumfendungen einer Yirma von Eiſenbahn zu 
Schiff zwiſchen der Eifenbahngefellfhaft und der Firma beftehende 
Rechtsverhältnis vermag bie durch das objeltive Moment der au 
ſchließlichen Zwedbeftimmung für Bahnzwecke gegebene Dualififation 
der Anlage ala Betriebs“, refp. Verladeeinrichtung des Umfchlagd- 
bahnhofes unb bie hiedurch begründete Kompetenz des Eiſenbahn⸗ 
miniſteriums zur Erteilung des Baukonſenſes für die Anlage nicht 
in Frage zu ſtellen. 


Eine Verladeeinrichtung auf Bahnhofsterritorium kann immer 
nur als eine Anlage zum Eiſenbahnbetriebe, nicht aber zu Schiff⸗ 
fahrtszwecken angeſehen werden, wenn auch hiedurch die Verladung 
von Petroleum aus Waggons in Tankboote erleichtert werden ſoll. 


Aus den 88 2, 6 und 10 des Eiſenbahnkonzeſſionsgeſetzes vom 
14. September 1854, RGB. Nr. 238, und aus den 88 4, 15, 16, 17, 
Abi. 4 und 19, der Minifterialvderordnung vom 25. Jänner 1879, 
RGB. Nr. 19, geht hervor, daß Eijenbahibauten als ein Ganzes 
aufgefaßt werden, und daß die Entſcheidung über die Buläffigkeit 
oder Unzuläjfigkeit von Eifenbafnbauten — mit Ausfchluß eines 
jeden Inftanzenzuges — fosort durch das Eifenbahnminifterium zu 
erfolgen hat, weiches eben darum auch zugleich mit der definitiven 
Entſcheidung über die Nejultate der Begehungskommiſſion über alle 
Einwendungen ber Parteien unter Anwendung ber für den Tonfreten 
Tall maßgebenden Beftimmungen zu entſcheiden berufen erfcheint. 
Dieſe in der Natur der Sache gelegenen Spezialbeftimmungen 
[ließen in ben Fällen, in welchen e3 jih um Eifenbafnbauten 
handelt, zwar nicht die Anwendung ber materiellrehtlichen, 


Bol. 4. enfän, 9 . 218. 
*. — 2. Michn., S. 110 ff. 
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wohl aber der formellredtlihen Beitimmungen des Wafjer- 
rechtsgeſetzes aus. 

Darüber, ob bie Anwendung ber Beſtimmungen des 8 18 ber 
Minifterialvderorbnung vom 23. Jänner 1901, RGB. Nr. 12 (be 
treffend den Verkehr mit Mineralölen), im konkreten Falle nicht 
dur den 8 23 diefer Verordnung ausgeſchloſſen ift, ob e3 ſich 
fomit um eine dauernde oder nur um eine vorübergehende Lage- 
rung von Petroleum anläßlih des Eifenbafn- und Sdiffahrts- 
verfehres handle, haben die Gemwerbebehörden zu entjcheiben. 

Daß aber die Eiſenbahnaufſichtsbehörde jedenfall3 auch von 
ihrem Standpunkte die in Frage kommenden öffentlichen Inter⸗ 
eſſen zu wahren berufen ift, ergibt fich zweifellos fchon aus $ 16 der 
Minifterialverorbnung vom 25. Zänner 1879, RGB. Nr. 19, und 
überbdie3 aus den Beitimmungen der 88 13 und 20 ber Minifterial- 
verordnung vom 23. Sänner 1901, RGB. Nr. 12. (BGH. 31. Mai 
1904:5888, 388. 1904:110.)*) 


Auch wegen Schäden, welche duch Zuwiderhandeln einer Bahn 
in Bezug auf die Durchführung nachträglicher Verfügungen des 
Abjenders entitehen, können die Erfagflagen für Verluft,- Minderung, 
Beihädigung, Berfäumung der Lieferfrift ufw. gemäß Art. 27 
3. 3. U., gegen die erfte Bahn, gegen die fchadtragende Bahn ober 
gegen die Bahn gerichtet werden, welche zuleßt das Gut mit bem 
Srachtbrief übernommen hat. (OGH. 16. Juni 1904, 3. 7691.)**) 


Dem Beſchluſſe der Eifenbahndireftorenfonferenz, die dermalen 
in Verwendung ftehenden Beſchwerdebücher durch jurtierte und pagi- 
nierte Hefte zu erfegen und für diefelben eine einheitliche Drudforte 
aufzulegen, wird nach gepflogenem Einvernehmen mit bem Tönigl 
ungar. HM. unter den vorgejchlagenen Modalitäten hiemit die Zu— 
ſtimmung erteilt. Die in Rede ftehende Maßnahme hat jedoch vorerft 
nur al3 verſuchsweiſe Einführung zu gelten und ift Die Gebarung ber 
Stationen mit biefen Beſchwerdeheften von den Bahnvermaltungen 
duch Yührung eigener Bormerkungen über bie zur Einfendung 
gelangten Beichwerbeblätter zu überwachen. 


Als Termin für die proviforifche Einführung der Beichiverbe- 
befte wird ber 1. September 1904 feitgefegt. (EM. 23. Suni 1904, 
8. 25.129; VB. 1904, 86.) ***) 


Bon einer Polizeibehörde wurde die Anfchauung vertreten, 
daß nad) den beftehenden gefeglichen Beſtimmungen bie polizeiliche 
Teitftellung der Berjon von Neifenden und die zu biefem Zwecke 
etwa erforderliche Anhaltung nur hinfichtli der ohne oder ohne 

gültige Yahrlarte betroffenen, die tarifmäßige Nachzahlung ver- 


*) Bol. 1., 2. Abſchn. 88 N“ 82 ff. 
**) Bol. 9. Abſchn. ©. 
+) Ba. 6. Abſchn., ©. 31 und 9. Abſchn., © 604. 
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weigernden Perſonen und auch bei dieſen nur unter der weiteren 
Vorausſetzung des Vorliegens beſtimmter Anzeichen einer Be- 
trugsabſicht zuläſſig fei, während bei allen anderen reglement⸗ 
mäßig zu einer Nachzahlung verpflichteten Reiſenden die gedachten 
Amtshandlungen der Bolizeiorgane nicht als ftatthaft angejehen 
werden können. Demgegenüber hat das Miniiterium des Innern im 
Einvernehmen mit dem Zuftizminifterium der betreffenden Polizei⸗ 
behörde zur Danachachtung befanntgegeben, daß nach den geltenden 
Beftimmungen das Einfchreiten ſowohl ber Polizeiorgane, ala der 
Eifenbahnorgane bei vermweigerter Nachzahlung unbedingt gerecht⸗ 
fertigt erfcheine und e3 fi nur darum Handeln Tönne, inwieweit 
dabei eine Freiheitsbeſchränkung ftattfinden dürfe. In letzterer Be- 
giebung verpflichte 8 102 der Eifenbahnbetrieb3ordnung, indem er 

n ergänzenden polizeilichen Wirkungsfreis der Bahnorgane be= 
ründe, die Balmangeitellten bazu, Übertreter der bemerkten Vor⸗ 
chriften, welche den an fie ergangenen Ermahnungen nicht Yolge 
leiften oder eine die Sicherheit de3 Betriebes ftörende oder 
fie gefährbende Handlung bereit3 verübt haben, in Fällen, wo bie 
Hilfe der Polizeibehörbe (politiichen oder richterlichen) nicht ſogleich 
bei der Hand ift, anzuhalten und ber nächſten politiſchen Staat3- 
anwaltſchafts⸗ oder richterlichen Behörde zur weiteren Behanblung 
zu übergeben. Die weiteren Schritte find von dem Berhalten be3 
Angehaltenen abhängig. Ergibt ſich der Verdacht einer firafbaren 
Handlung (Betrug, Falſchmeldung u. dgl.) — unb ein folder 
kann fich in jedem ber eine Nachzahlung bedingenden Fälle ergeben 
— fo folgt daraus von felbft die Möglichkeit einer Vorführung 
und nötigenfalls bei Vorhandenfein der gejeßlichen Borausfegungen 
einer Berwahrung. In allen anderen Fällen aber wird fo vor— 
zugehen fein, wie in fonftigen Fällen der Anhaltung durch ein 
Polizeiorgan zum Bmede der Feltitellung des Namens unb des 
Wohnortes des Ungehaltnen. Iſt das Polizeiorgan in anderen 
Fällen, in denen ber Angehaltene Namen und Wohnort anzugeben 
ſich weigert, beredhtigt, ihn dem nächſten Polizeiamte vorzuführen, 
obgleich Fein Verdacht einer gerichtlich ftrafbaren Handlung vorliegt, 
fondern nur jener einer Poligeiübertretung, dann ift es dazu aud 
im gegebenen Falle berechtigt: Der Aufenthalt auf dem Bolizeibureau 
an fi Tann als eine Verwahrung nicht angefehen werden, folange 
von den Mrrefträumlichleiten kein Gebrauch gemacht und ber 
Angehaltene lediglich verhalten wird, das Amt nicht zu verlafien. 
(M. d. 3. 2. September 1904, 8. 9825 ex 1903.) *) 

Die Erhebungen über bie auf fernbedienten Weichen ftatige- 
habten Entgleifungen ergaben, daß diefelben zum großen Teile durd) 
den mangelhaften Anfchluß der Zungen an bie Badenfchiene hervor- 
gerufen wurden, weldyer entweder infolge übermäßig langer Stell- 
leitungen oder durch Mängel an ber Stellvorrichtung, Loderung der 


*) Vgl. 6. Abſchn., S. 440. 
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. Verbindung zwiſchen Stellvorrichtung und Weiche und ähnlicher Vor⸗ 
fommniffe verurſacht wurde. 

Es iſt daher zur Wahrung der Verkehrsſicherheit unbe⸗ 
dingt erforderlich, einerſeits die Stelleitungen nur in der die 
vollkommene Umſtellung der Weiche verbürgenden Länge auszu⸗ 
führen und andrerſeits Vorkehrungen zu treffen, durch welche die 
Zungen während des Befahrens der Weiche unabhängig von dem 

uſtande der Stelleitung und der Stellvorrichtung verläßlich an 
die Backenſchiene angeſchloſſen werden. 

Die Länge der Stelleitung muß derart bemeſſen fein, daß der 
Stellhebel am Stellwerke auch bei der höchiten vorkommenden Tem- 
. peratur nur dann in bie Endlage gebradht werben Tann, wenn bie 
Weiche volllommen anfchließt und verriegelt ift. 

Es darf daher jelbft bei ungewöhnlichem Kraftaufmande nicht 
möglich fein, den etwa bi3 zum vollitändigen Bungenanfhluß und 
der genügenden Verriegelung fehlenden Drahtzugmeg durd) Dehnung 

de3 Drahtzuges zu überwinden. 


Bei dem gegenwärtig gebräucdjlichen Weichenftellriegel für 
500 mm Gejemtiveg, von weldem 300 mm auf die Stellung und 
200 mm auf die Verriegelung entfallen, wirb dieſer Bedingung 
noch bei einer Leitungslänge von 250 m entſprochen. 

Durch Vermehrung des Verriegelungsmweges kann bie Leitungs- 
länge noch um ein gewiſſes Maß vergrößert werben, doch barf 
diefelbe unter feinen Umjtänden 350 m überfchreiten. 

Leitungslängen über 250 m dürfen jedoch aus Gicherheitsrüd- 
fihten nur bei ganz einfachen Betriebsverhältniffen und wenn über 
die betreffenden Weichen nicht verjchoben wird, angewendet werben. 


Um ben richtigen Spitzſchienenanſchluß auch von allen Gebrechen 
an den Weichen und beren Stellvorrichtungen unabhängig zu machen, 
find mindeftend bei allen im geraden Einfuhr-, bezw. Durchfahr⸗ 
geleifen Tiegenden fernbedienten Weichen, welche von Bügen gegen 
Die Spitze befahren werben, ſowie bei jenen von Perfonen führenden 
Zügen ſpitzbefahrenen Wechfeln, bie über 200 m vom Gtellmerfe 
entfernt Tiegen, Kontrolfriegel vorzufehen, die mit eigenen Hebeln 
und Drahtzügen zu bedienen und mit den Ein=- und Ausfahr-, 
unter Umftänden auch mit Verichubfignalen in entiprechende Ab⸗ 
hängigkeit gu bringen find. 

Durch Berfchubfignale läßt fih der Zwang fchaffen, daß bie 
Weichen vor Beginn von Verſchiebungen entriegelt werben müſſen. 

Die geehrte Verwaltung wird eingeladen, die im vorftehenden 
angeführte Ausbildung und Ergänzung der Sicherungdanlagen big 
fängftens Ende bes Jahres 1907 durchführen zu lafjfen, wobei in 
erfter Linie die Anlagen auf Schnellzugslinien zu ergänzen find, 
und bie Projekte für etionige aus diefem Anlaffe notwendige größere 
Umgeftaltungen beftehender Sicherungsanlagen vor deren Ausfüh- 
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zung zur Genehmigung vorzulegen. (EM. 7. September 1904, 
8. 58.614 ex 1903, 88. 1904:106.) *) 

In Abänderung der Beftimmungen der Bdg. vom 20. April 
1904, 8. 16.461, betrejfend bie Einführung einer einheitlichen 
Signalorbnung für die Haupt» und Lokalbahnen, und einheitlicher 
Grundzüge der Vorſchriften für den Verfehrsbienft auf Hauptbahnen 
(BB. 1904:48) findet da3 EM. im Einvernehmen mit bem 
fönigl. ung. HM. den Termin für die Inkraftſetzung der neuen 
Signalordnung fowie der Grundzüge bis 1. Mai 1906 zu er- 
ftreden. (HM. 16. September 1904, 3. 40.095; 88. 1904 :163.)**) 


Nah dem Eiſenbahnkonzeſſionsgeſetze vom 14. September 1854, 
RGB. Nr. 238, und nad) der Verordnung des Handelsminifteriums 
vom 25. Yänner 1879, RGB. Nr. 19 (88 9 und 10), Tommt 
ber Gemeinde ein Recht auf die Beflimmung des Stationsnamens 
nicht zu; die Benennung der Station ift vielmehr dem freien 
Ermeffen des Eifenbahnminifteriums nad) Anhörung des Gut- 
achtens der im $ 10 der zitierten Verordnung erwähnten Station3- 
fommiffion überlafien. (BGH. 26. September 1904, 3. 8794; 
VB. 1904: 142.) ***) 

Die (da) . . . . wird eingeladen, die — feit dem Zeit- 
punlte der vom EM. mit Erlaß vom 10. Mai 1902, 3. 18.655, 
nad) dem Stande vom 3. Juni 1902 angeordneten Zählung der 
Hilfsanftalten der Eifenbahnen — eventuell neu entftandenen Be— 
triebe diefer Art, mobei wohl vornehmlich Steinbrüche, Sand» und 
Schottergruben u. dgl., in Betracht kommen merden, ebenfo wie 
die derzeit etwa in Ausführung begriffenen „Regiebauten“ bi3 
längften® Ende Oftober 1904 anher belanntzugeben und in Hinkunft 
bon jeder Neuerrichtung oder Wiederinbetriebfegung folcher Betriebe, 
bezw. einer Hilfsanftalt überhaupt und von jeber Snangriffnahme 
eine Negiebaues noch vor Aufnahme der Arbeit die Anzeige zu 
erftatten. (8%. 1. Oftober 1904, 3. 18.294; 38. 1904.)f) 


*) Vgl. 7. Abſchn. ©. 478, 479. 
**) Vgl. Nachträge ©. 1323. 

++) Bol. 2. Abfchn., ©. 86, 88. 
+) Bol. 13. Abſchn., S. 1047. 
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473, 1341, 134 
Begleiter des Geachtguteg, Haftung 
bei Nichtbeigabe, 717, 
— von Leichen, — 
— lebenden Tieren, 637. 
Begleitvaſsiere (Boll-, Steuer⸗, 
Foligeipapiere) 647--677, 779, 


Sachregiſter. 


Begleitnug, Zollamtliche ber 
Wagenzüge, 910, 911. 

Besün sungen für &ofal- 
bahnen, 25—76 

Beheizung ber Perſonenwagen, 338 

Behörden: in bahn: 


Eiſen 
fachen, ſiehe Eiſenba orden. 
Beladung * Wagen * 459, 


1327. 
Beaknn Re nüberbrüdungen 
und aßenbrüden, 187 


big & FE Aerr 
— ber Brüden, 127, 1388. 
— der Wagen, 458, 459, 

538, 1327. 
Belaftungöproben, fie Be⸗ 


19. 
Belhserungszuftand, Militäriſche 
Benügung der Bahnen bei, 38, 404, 


Beleibiguus ton Eifenbahn- 
bebieniteten im Dienfte, 442, 443. 

Belenbtungsankalten für Eifen- 
bahnzwecke, 1034. 

Beleugtrus⸗ ber Signale, 457, 

— der Wechſel, 478, 479, 1348. 

— der Wagen, 337, 338. 

Benehmen ber Bebienfteten gegen 
NReilende, 603. 

— gast Reifenden, 811, 416, 604, 


Benätnugstontens 113—118. 
r Enveiterungsbauten, 116. 
r Bergwerfsbahnen, 148. 

— für Lolomotiven, 117. 

— für in Bau begriffene Bahnen 
zum Belahren mit Lolomotiven 
und Dee ahgen, 118, 

Bersbanbetrieb, Zuſammentreffen 
mit Eiſenba Embetrieb, 77—80, 
1434, ent —* 1448, 1449. 

Bergwerksbahnen, 76, 77. 

— Baubewilligung, 148 

— Benützungskonſens, 148. 

— Enteignung, 205. 

— Sabrbetriehömite, 369. 
tomotivbetrieb, 148. 

Berichte an die Auffichtsbehörben, 

1278—1280 
Tarif- 


Berichterftattung in 
angelegenheiten, 848—858. 

Bei äsisnng der Bahn, 426, 443, 

_ — den Bahnbau, 10—13. 











Sachregiſter. 


Belhäbisungtes Frachtguts, 709, 
210, 718 bis 715, 728, 739, 796, 


— ei erfonenwagen, 617. 
Bere ulung ber Frachtführer⸗ 
ng bei aulonheren Gefahren, 


Debug) . 
— ber — bei Gewichts⸗ 
verluſten, 719-720, 797. 
Selamerpebünen 604, 605,1453, 
Befakörunge en infolge von Hand« 
Iungen der Bauunternehmung, 10. 
Belondere Gefahren, Beichräntung 


ber Haftung, 716-719, 796, 797. 
Behtä sung „ber Löfung einer 


Beklmmnngdri des Frachtgutes, 
715, 716, 791 


Befrafung von Bahnfrevein, Kom⸗ 


peten ‚438. 
Bcheknug. von Staatsbahnbedien- 
fteten, 444. 
Betreten der Bahn, 416—426, 606, 
606, 1433 - 1483 
— feemben Grumbes bei Vorarbeiten, 


Beitichseinitellung im Mobilifte- 
„uno und Kriegsfall, 88, 404, 


Betriebserleißterungen für Lo⸗ 
— 
vetrie —eS — erpiltigung 
unb Bebingungen derielben, 115, 

149, 278, 379. 
Betziehöloftennbgänge, 


Betrinbätoftenwernütung, Stun- 
dung bei Lolalbahnen, 82. 

Betricbstrantentaflen, 1174 ff. 

Betriebölänge, Beitinmmung der 


Betrießamittet, fiehe Fahrbe⸗ 


BeirichBorbnung, 279446. 
— Verbindlichkeit berielben für bereits 
tonzeiftonierte Bahnen, 415. 
ebsreglement, 602—773. 
— Einführungserlaß, 595602. 
Betrichbftörungen, 813—320, 


— ——— zur Hintanhaltung 
von, 2 

Beirichsäberunpme garantierter 
Bahnen, 2 

— ber Bofalbahnen feitens bes 
Staates, 32. 


Bor 
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Betriebsunteruehmung, Haftun 
für ihre Bedienfteten, in Pe 


Benadung der Bahn und Signale, 


Bemeisführung: über, bie Berlegung 
bei Unfällen, 5 

Bewilligung Vorarbeiten, ı . 

— Signierung) des Gu⸗ 


vu Irfögerite, Kompetenz zur 
ins ber — 

Berirtatrantenkaſſen, 1169 ff. 

Bezüge von Eilenbabnbebienfteten, 
Erefution, 1059—1068. 

Böhmen, Sees zur Förderung des 
Lokalbahnweſens, 46—49. 

— Straßenbenuͤtzung für Lokalbah⸗ 


— "Sufaßriftraßenge 

eiftre ejeh, 168—172. 

Boshafte Beihäbigung bes Bahn- 
eigentums, 426, 448, 444. 

Branbidaben an lagernden Gü⸗ 
ern, 6 

— durd) Suntenfiug, Haftung, 328, 
483, 1439 

Branutweintendungen, fteuer- 
amtliche Behandlung, 987, 988. 

Bremien, 877, 466, 542, 562, 1184. 

Sremdprogente, 4 466, 452, 1836. 

VBremätwagen, 466 542,543, 
562, 13834—1336, 

Bruch ber Güter, * 716, 796. 

Brücken, Bau, 125—148. 

— ndaftung, —* 130, 136, 136. 


— — Einfeiedung, 

t Pferde Anmen, 156. 

toben und Unterfuchungen, 114, 
134186, 1424 ff. 
_ Berftörung buch den Bahnbau, 


Bünerlihe Behandlung ber für 


Teilfchuldverfchreibungen einge- 
zäumten Hypothekarrechte 269 big 


€. 
Cholera, Sanitätsvorfchriften, 1013 
bis 1097. 


D. 


Damme, Einfriedung, 
Dalmatien, Zuf itrüßengefep, 
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Dedung gufpchaltener Büge, 485 bis 


Defnitive Trafie, 85, 86. 

Dellaration des Interefes an ber 
Rieferung, bei Gepäd, 6 

_ oc Frachtgütern, 723, 194, 799, 


— 8Vichtige, 632, 666, 781. 


Delegation ur Erteilung des Bau- 


konſenſes 
Desintehlonsapparate für Per⸗ 
fonenwagen, 1029—1030. 
Desinfektion bei Viehtransporten, 


991—1004. 
Detailprojett, Einwendungen, 93, 


Dicbkä hle an r Gifenbafnen, 445. 

Dienfteid, 

Dientteinteilung. Hi das Bahn⸗ 
perſonal, 388, 449 46 

Dienkinftruttionen, 318, 313,390, 


Dienitiprane ber „otaatäetjenbah- 
nenverwaltung, 1 
zienkieiegramme,  ortofreifeit, 


8, 9, 1 


1 
Dienfubren, 455, 536-537, 1325, 


1326 

Dienkt: und Ruhezeit, fiche Dienft- 
einteilung 

—— 457. 
Direkte Beförderung von Gütern, 


Direktion, Beauffichtigung der Be- 
dienfteten, 405. 

— bei den Privatbahnen, 391. 

Diftansfignale, 480, 525, 536, 
537, 1350, 1349 

2issiplinarkenntnife, 409, 410, 


— der General⸗ 
nie tion, 40 

Disziplinaritrafen, 390,408, 409. 
Diszinlinaritrafgeiber, Verwen- 


dum 
Deppeigleis, ʒdahrten auf dem, 
Sraifinen Bauart, 372, 378. 
Draifinenfabrten, 493, 494, 552, 


Draifinenfionat, 1377. 

Drebiheiben, 527, 528. 

Drudiariften, von ber Beförbe- 
2 ene 

Sul tat 3 — 669, 


Sachregiſter. 


Durchfa — 3 
Dpron sgüter, Zollbehandlung, 


Zurblanfenne sinienfignale, 517 
bis 520, 555, 1364—136 


€. 
Figentumsblatt, Fi 


Eichvorſchriften 

Eilgüter, — und Ausliefe⸗ 
zung an Sonn und Fefttagen, 

— Lieferfriften, 690, 788. 

— Gontagsarbeit bei Aufnahme und 
Abgabe der, 706, 707. 

Einfaprifigunte, 597599, 1349, 

Einfriedung von Wegen, Brüden, 
Dämmen, Stationen, ulm. 17. 

Ginfubrgäter, Zoflbehandlung, 916 


eins aben an Behörden der Staats⸗ 


eh: a erwaltung ‚  Stempel- 

p 

— periodiſche an das Eiſenbahnmini⸗ 
ftertum, 1269 - 1278. 


— periodiſche, an die Generalinſpek⸗ 
tion, 1289—1291. 
enpeitpaekt, 


Eintommenitener von Staats 
bahnen, 1191, 1192. 

Einladen ber Tiere, 638. 

Einlagerung, vorläufige, von Gü⸗ 


einiälung, ftaatlide, von Lokal⸗ 
bahnen, 35. 

— von Kleinbahnen, 40, 41. 

Ein: und ustteigen, 611, 


einfäufung der Bebienfteten, 


PER eppung anftedender Tier⸗ 
krankheiten, Maßnahmen gegen die, 
1010—1031. 

— von Beft, Cholera uſw., Maß⸗ 
nahmen gegen, 

Einwendungen gegen das Detail. 
projelt, 93—96. 

Eiſenbabubaudireltion, 1392 bis 


GijenSnpnsanfeitungen, 1295 
bis 1297, 3265, 

eifeubebnbenicnkee, !. Bahnbe⸗ 
dienſtete. 


mitteleuropaiſche, 


Sachregiſter. 


ienba —* — —D 
ende mbeiriebdoränung, 279 


Gienbehnsetrin Zufommentuf- 
EEE Besten aubetrieh, 77-80. 
eiienbahnbei eberesiement, 


eleanshuöngeistee P 


X —— 
— —— in eine deſinitive, 


ei fenbet ubücher, 236— 878. 

Eilenbal —A 
— — 8, 9, 1341, 1242. 

eilenbahnbirektstentonferen, 


eienbapı adtredht, 695838. 
6 "645. 
= al the 


ehe Sa Inter- 
nationales intommen 








vorlau· 


774—808, 
eicksehnermankäne, 2a1 bis 
eilensahniminikerium, 194, 


babnprieritätgoßligatio« 
ehesten 


fanbredit für, 268-261. 
= Senne een ber Befiper, 
258—381., 


&ifenb: tiſtit 394402. 
Hi —E 4 








mitationen, Anlage, 86. 
— Aualifitation als Bieigmieder» 
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Enteigneter, Definition, 209. 
Enteignung für —e 
ash, 1, 14891434, 1448, 


rlobe I, 208. 
I fie @enitenungehenfen, Yo, 
= für Gefoptommunlttinen, 50. 
— für Logerpläge, 208. 

Z für Aufabrsfmaßen, 208. 
Zi ben, 

efeitigun von Betriebs⸗ 


— Enger, 21, 


enRand und Umfang de En 
rag gung, 211-318. 
Gegenftand und Umfang, 214 bis 

- un 220, 221. 
gungagebilgt, 1297 Bi 


mei 229, 
ee aaberſabreu. 214 bis 


autinufene Bogen, Signal, 519, 
enienien von Wagen, bia, BIB, 
1862. 


Garhänigung für entelgnete 
Gründe, 208-818, 219-287. 
Gränrbeiten, Baufonfens, 106. 

Greisnife, außerordentliche, 
BugSverteht, 496—514, 1880, 1861. 

@reigmangen im Bert , Körper: 
verlegung Duce), 

«reiste ung — Er lich er⸗ 
Tegten _ Enteignungentioäbigung, 


erneonns von Unfällen, ſiehe Un- 


Grtlärungen wegen mangelnde 
——— ecpadhung, 034, 


"auf dem Geachtöriefe zu ⸗- 
780. 
Bi der E Enteige 


ıng, 226, 227. 
era en le — aus dem 


* 
* 





— 
| — ber Kongeifion, 20. 


:acjtverttage, 728-780, 801, " 
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Getäne der töbehörden, Form 
Bekanntma ‚1278—1280. 

Gräfe der Bahn, Bewilligung, 
115, 278, 279. 

— einer vorläufigen Eifenbahnbud)- 
einlage, 339241. 

— von Schi ehpbabnen, 149, 

Grmittiuug ber Eifenbahngrund- 
flüde, 241— 


Grzetens ber e Brlden, 134—137, 


Erfa auigräße, f. Schab 
Geiagkäde ie Cifenhapmmaen 


Sriaklemmunilationen, 208 ff., 
1439, 1450. 
Griwerbftener, allgemeine, von 
Eiſenbghnen 1192—1203. 
— Staatsbahnen, 1191, 1192. 
Gridensbaltung der Bedienfteten. 


eretutien, auf Bezüge von Eifen- 
ienfteten, 1059—1063 
Eroeaition der Züge, 488, "488, 
1345—1348. 


Srpeditiondfeik, 630, 788—7%. 


si ofive Begenftände, Beförbe- 
et 645, 800 832. 
er 630, 631. 


Expro —* Ente 
a le ee 0 


®. 
SGabrbetrichömitte, Bauart, 329 

big 887, 345—875 
_ Beauffichtigung burch die General⸗ 
— ir Berger 3 152, 369 
— 8 ‚ . 
r Lokalbahnen, Veiftellung durch 


H anfehließende ftaatliche Haupt⸗ 
n, 

T "Schieppbahnen, 152, 153. 
— Ay Schmalipurbahnen, 365 big 


— aehm ng der Entwürfe, 110. 

— Topenpläne, 368—372. 

— Unpfändbarfeit, 375, 376, 798. 

— Umgrenzungslinien, 373-375. 

— Unterfuhung, 3931—335, 457, 
458, 638, 1326, 1327. 

— „golfichere Einrichtung, 902 bis 


" en, in Roumabftand, 474477, 
— in Beitabfland, 1847, 1348. 


Sachregiſter. 


— — Nachzahlung, 615 


— 75 uð — — 282, 283, 
‚1344, 1345. 


Bebrlarten, rbalt, "609. 
— gontrolle, 8 15—617. 


_ —_ 8e äl ‚1448. 

Eerun, un. 
ge artenktempel, 18111290. 
tiartenitenergeie, 1208 bis 


Ducifähengsverchmmg ‚1213 
— Mr bie ie Grazer Kleinbahnen, 1228, 


Sebrläffigteit, grobe, der Eiſen⸗ 
bahn, 7 801-808, 1436. 


Sebririhtn * "einheitliche, 379, 
Sehrmaterial, Unpfänbbarfeit, 


Babrerauung, 281310, 458 bis 
460, 538540, 608, 1336—1339. 
— „Airzeige an 2 bie Bollbehörbe, 908, 


WWiwurfe, 286 298. 
— Beröffentlichung, 298—304, 608. 
—orlage, 281—287, 402, 840, 


Sebrpreife, 608, 609. 

— Erhöhung für Reiſende ohne 
Karten, 615. 

— Ermäßigun igung für Kinder, 608 . 

Fahrt, Ausfall einer, 630 

— auf eingleifiger Bahn, 379. 

uf Doppelgleiftgen treden, 226, 


u der Lolomotive, 473, 1342, 


— Borfichten bei ber, 378, 484, 
485, 1353, 1854. 
Gabrifignaie, 517—530, 


— 311, 613. 


1364, 


rtnuterb ung, 619, 620. 
ka für Befor⸗ 


ak 449, 1323, 
eitbietung unbezogener Güter, 


Beläignsperfanel, Betreten ber 
a 

I ber Bahn, 
“ iblehnen 7 Le. 


Sachregiſter. 


Benker ber Berfonemwagen, Öffnen, 


617. 
Seitfichende Signale, 525-529, 

666, 567, 18091373, 
Beitkehung Son, Ka Bin- 
Ser Beigdbigtng. ber 


Rn Güter, Befdrde- 
_ mung, BI7, 406, SAt, 138. 
fe, 7Laserung” mädlt ber 


Beneifiere gerielungen, 110 
bis 118, 1439, 
jenertayon, 110—112, 427—430. 
Per a , Betreten der Bahn, 


—* 
— 








* 
vetreten ber 
ereſſen, Wat- 
em, 608, 786, 

Srahtberehunng, 630, 881, 786, 

Brastoriefonntitat, 608, 784, 

ralitrieie, 646—880, 778-780. 

ne für &ingaben im, 668, 781. 
feraie, 

-aite eugcradien Sieden, 

Srabtbrichgormularien, 650 

Di ‚662, 780. 
asibrietpreite, —* 
ir —— ung, 
Braßtenreuifonsbnrenng, 1099, 


a aßiertettungsanfpräe, est 
bis 687, 787. 


Eee IT mit 


jarn, Stempel, 
rehtBübereintommen, 











{nen Iales, 695—608, 774 bis 
Bradtüsergehühren, 881-887, 
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nie, 669 bis 
Bahnen in 


84, 188 
Zin⸗ et: 


— Berjähen 
tatur, 





'auenaßteile, 553, 583, 618. 
bung tm Gifene 


Breiabet ber WB 
Organe, 412. 

— ber Bollbeamten, 911, 919. 

Freie —— gnale, 594, 525, 566, 


34 
—— Be Vahnbreite, 455, 
a 1825. 
Beatarten auf garantierten Babe 


esse, Ent 
een fie PL vom 





von = , 687. 
-— von Weiaepäd, 6. 
Tier 


— die Gahepläuneröfenticung, 


— ¶ xanhderdhenttichmg, 645, 
| gender gegenftänbe, 629, 680. 


8, Haftung für Brand- 
adden hole von, 828, 433, 
1439, 1449. 


@elisien, Betkunmungen über 
nädft der , 481. 
* Si über —S 
ee — des Lotal· 
— —— 
—2 für Leotal· 
ve 


1466 


Garantierte Bahnen, Bededung 
van, Betriehstotenabgängen, =. 
Seriebkandgahe, 1449 
Betziebaübernahine, 28. 
Rollaubierung, 118. 
Garberoben, 627629. 
Srhänbekener, 108110. 
Gebübrentreißeit bei Errichtung 
mbabneinlogt, 201. 
Kotafbahuen, 28-81. 









Haftungs- 
1, 716-719, 796, 797. 


Uber. und 





—* ern 
Tilgun 
——— bon der Beförberung 
umt 
weile —e a Mn 
Dia 770, 776. 
— von der Belörberung als Gepaa 
außgeltofens, 628. 
= at bee With In bie Ber“ 
—— aui . 
@elanene demehrn, —E 
— „Bet Objeten nad Star 
@einbelörnerung, 636, 176. 
Gemeinjame Bettstung per Beste 
ber Vefiger don Gifendahne 
prioritätsobligationen, 262—278. 
Gemeindeorgane, is + 
der Gingaltung "der We 
orbmung, 438-440. 
eincinkchtagen, De Bentisung 
sem enerheber, Sipirung 
von Bi N, DR 
einbarmene, ehebungen bei 
Bahmunfälke un —E—— 
<Beieen ber Bahn ur bie, 0. 
Generalinfpettion der üfterr. 
Siienbapnen, 1354, 1988, 1200 is 


— g und Kontrolle ber Bahnen, 


ie 
Baufalten ber 


—* Sie nfatveride 
rung: öfter. Eiſen - 
bahnen, 184, 


— Benügungsfonfens für Ermeite- 
Tungsbauten, 116. 





Saqhregiſter. 


Stnera lin wettivn. Bridenunter- 
fudung, 








, 161. 
esiplinargeivalt, 408, 
- eobiforifcen 
gotomatinbeinehe, 118, Akt. 
ndigteit für Beimifligumg von 
auien nää ber Bahn, a0. 
ara he Ba 
tem 4 
tionäre, 435, 436, 
Genäd, 621-697. 
Aufbewahrung, 627-629. 
gehlefermg, an 
Sustiferung 





Sebcberung” cuf” otatbafmen, 
"550, 554. 
= —— von Zieren ala, 608. 
Z a — he Intereffes an der 


ng, 506, 025687. 
0 


ernigtsseciannns ‚ Wär 


— D 
—— käntun 
y er Haftung für, 719, 720, A 


en 


1360, 
517-520, 
maufaßet- 
iſenbahn - 
don den 
22. 

he vahr⸗ 
91,214, 








;eundftener, 1185, 1186. 
Süterabtertigung, Beihenfolge, 


ailerebtiterung ans m. 
Güteranbäulung, Crhöhung ber 
Anger und Bagentanbgeber, 70. 





644838, 
vorläufige, 
einer, a soo en. 
Srmät 1, 868898. 
sütern wagen, san, 
Simveiung in bie Bige, 405, 
J 
Bei leer eingehender, 900, 
Fi: len Cirrichtung, 008-908. 


— ——S— 409, 
544, 1348. 





6. 


vattʒnigiaeev Deo 304, 
bung be besjelben auf Bahn- 

_Ieenete, 

itehnung feiner Unmenbung, 


ortünan — der Eifenbahnen aus 
bem Gradhtnertrag, 711780, 795 
ia 003, 


bal 
"postete en i 


Beſchrantkung, bei befonderen 
Gefahren, 116 Mo, 796, — 
—— 
— 719, 720, 797, 


u! er Eifenbahn für ihre Leute, 827, 
328, 608. 





1467 


den, — et Ye 
sah! und Lnge, 88. 
Hlhenaie, 487, 488, 520—523. 
ndanlegung gegen Sientahr 
Hebienftete im, Dienfte, 








sau men, ftoatlice, Leiftun- 
gen Fiamfälieende Sotalbaßnen, 





19, 1048 
sie u, 408, 551, 1968, 
Siteronten, Sifefeibersämung 
bei Weförberung 








unbe 
1 entigen 


107. 
gene Gewalt Yale Hast d. Ha 
tung aus ben Frachtveriag, 713, 
bis 715, 796. 
ba —32 Der Haftung bei Unfal · 
584-591. 


Bang bes Transports, 
taiferfier, © don 
— — 
Sotzüge, Uusräftung, 877. 
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Gunde, sueiörberung als Reiſe⸗ 
gepäd, 6 


— — 22 in die Perſonen⸗ 
wagen, 621, 623, 637. 


Ounstbelarrente an Eifenbahnen, 
— an ze zeiten der bücherlichen Ein- 


Teilſchuldve 
ul —E is 


J. 


nduſtriebahnen, 118. 
uKanbpaltung ber Bahnhofs 
n, 456, 687, 


un Ouch ——a 312, 
313, 890, 398, 394. 

Interefedeflazation, fiehe De- 
aratio 

Intertommunitationdfisnale, 


340 — 
Internatioualed Übereinfommen 
über ben Eijenbahnfeachtverteht, 


— * „erbaimufahetraben 
e 
Jan Gunverfonale, Betreten der 


ngenhtihe Yık Arbeiter bei Regie- 
bauten und in Hilfsanftalten der 
Eifenbahnen, 1129, 1180. 


8. 
Kärnten, Oeiep, über aeifenbahnzu- 
rtftra 


f 
ſtalo suläffiges bei Sramhtsütern, 719, 
720, 797, 798. 
Ralte Lokomotiven , Einreihung ir 
en Bug, 466, 541, 1883. 
Bapitalsbeirag für Enteignung, 


— Riolglaſſung 
Kaution bei Kangelionswerhung,4 
8 elprobe, 117, 
Rilometergelder, —— 
bim Cr Erſatz für Verletzungen, 574 
is 
Rinder, "Gebübrenfreie Beförberung, 


_ ermäßigte Fahrpreiſe, 608, 609. 
Klagen aui Grund bes Haftpflicht- 
geiebes, 591, 592. 


Sachregiſter. 


Kleinbahnen Befreiung von ber 
Salrtavtenfteuer, 1210. 


— Begünftigun 88 ff. 
— —— daſen, 40, 41. 
=g — Aare 39, 
— kei en rawede, 
— Steuerbefrein Zr 

— Tarife, 39, 40, 

Kuatfi gnale, —— 1368. 
Rörperlige „Beriegungen, Haft- 


bene 59. 
8 ——. der Eifenbahnen, 


Kolnubierung von feuerficheren 
Heritellungen, 112, 113. 

— von garantierten Bahnen, 118. 

— von Wegherftellungen, 13, 14. 

Kommilfienen in Baufachen, Be- 
ſchlußfaͤhigkeit derfelben, 124. 

— für bie bechrijch polizeiliche Prũ⸗ 


u Derfteitmg 
Rempeten; bei "Ronzeffionsver- 
legu 


n 
— Ar Gräben ans dem Bahnbau, 10, 


— ei Übertretung der Bahnpolizei- 
vorichriften, 438. 
auf Eilen- 


— für Baubewill 
bahnen, 98—106. 
am —— des Konzeſ⸗ 
usgeſe 
—* von Zahpevein, 
458. (&i Gerichte uud 
politifche Sandesbehörben. ) 


Konturrensbaßnen, Konzeifionie 
rung von, 


Renfarrengen fi —— 


I ——— 
ber Fahrkarten, 61b617. 
—— —* der Eiſenbahnen, 


— Erjorderniſſe derſelben, 3. 
— Peilfung buch eine Kommiſ⸗ 


ſton 
—E 1—8. 
Konzeifien zur Anlage der Bahn, 1ff. 
r Bahnen niebever Drbmung, 26. 
r Bergwerfäbahnen, 26 


Sachregiſfter. 


aqunieſſion für Konkurrenzbahnen, 


© Sagerhäufer, 1088. 
are 25, 38. 
M i 
— für 
Konzeſſions 
ftä 


4, 
Zu⸗ 
keit, 21, 


Konzef ondperiehung, 2, 22. 
Konzefiensperwirtung, 20 
Ronzeilonswerber, Kautiong- 


Ronschhonierte Sprengmittel, 811. 


Korreſpondenzen der fenbahnen, 
Portofreibeit, 

Reken a Enteignungsverfahrens, 

— ber ftaatlichen Auffidht, 412—419. 

NKoſtenvorauſchlag, Zorlage bei 
Konzeſſtonsge Eile 8, 

Srain, Geient über ifenbahnzufahrt- 
ftraßen, 1 


— Geſetz ur Forderung bes Lokal⸗ 
bahnweſens, 52—56. 
Rranfeuberfiberung, 1165 bis 


Rrante, Ferſouen. Beförderung, 


Rrensersonenterif, 858. 
Rennen, | der Büge, 490-492, 


Rriegötall, Betriebzeinftellung 38, 


Rriegsaufens, Militärifche Be⸗ 
nüßung der Bahnen im, 404, 405. 
Kundmachung ber Dienftpoften für 
ausgebiente Unteroffiziere, 1058. 
— ber Tarife für den Berfonen- 
und Sadyentranzport, 18, 
281, 282, 603, 606, 786, 838. 
_ got Sahrpläne, 281—287, 608, 


Rünftteriie Momente bei Bahn- 
bauten, 107. 

Sunftbauten, Baukonſens, 106. 

Runftsegenft ftände, Beförderung, 


— ——— ber Entihäbigungs- 
leiftung, 64 
Rurpinug ber Baden, 468, 543, 


Surataren für Beſitzer von Eijen- 
bahmprioritätsobligationen, 282 


40, 
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ni, offizielles, 302, 303, 
su tigfeit, 449, 1329. 

7 ftorifche Gegenftände, Vor⸗ 

eben bei Auffindung, 164, 165. 


8, 


Ladefriiten, 672, 704. 
Ladegewicht, 667, 782. 
Ladungsliften, 915—920. 
Längenprofl, 81, 120 
Lagergelder bei der Aufgabe, 678, 
— bei der Abgabe, 7 

0 bei "Siteranhäufung, 


Upflichtige Waren, 708, 

Sngerbänfer, Hinterlegung un⸗ 

bee ener Frachtgüter in, 707. 
L Eifenbahngrund, 1035 bis 


108: 
Lagerpläße, Enteignung für 208. 
Lagerung feuergefährlicdyer Stoffe 
nächſt der Bahn, 427. 
Landesbauordnungen, Beftim⸗ 
mungen Aber Zauten nächſt der 


Bahn, 
Saunrsfürktlige, Rommifläre bei 
Eilenbahnen, 1311--1318 
Sanbeögeiehc, betreffend Straßen. 
nüsung durch Lokalbahnen, 43 


— I: Krderung von Lokalbahnen, 


nen Bufahrtftraßen, 168— 208. 

Rannesteien (fiehe politifche Lan⸗ 
esſtellen 

Landſturmdienſt, Enthebung ber 
Eifenbahmbebienfteten, 1089. bis 


ans) olawagen, Einreiinng in 
ganstanfahrkannie, 438, 524, 

549, 555, 559, 1368, 1369, 1879. 
— fländige auf der Strede, 1371. 


Langfamfabrt ber Büge, 435, 
gaftenblatt, 2 
Laternen als Signatmittel, fiehe 
Signalordnung. 
gehende Tiere, Beförderung, 637 
Oi kan 797. 
Ha fung, 716, 717. 
vebenon ttelmagasiue . 1088, 
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Lesitimation zur Baht, m 
olomotive, a. 545, 

— der Bollorgane, 911. 

Lehrlinge bei Regiebauten und in 
Bilfsanftalten der Eifenbabhnen, 


geigen , Beförderung, 631—6386, 
1448, 


eeitienbegleiter, 469, 631 —633, 
get enpaß, es. 
eitihienen 

an Haftu ng "716, 797. 
Leute der Eile ‚ „goftung für 
die, 397, 328, 608 


+ rien, 020-008, 188-790. 
T 


te 0, "788. 
Tiere, 643. 
— Ruhen der, 691, 789. 
— linterbrechung, 690, 789. 
— erſagmnis, 24426— 800, 801, 


‚805. 
eieferungsinterefle, bei Gepäd, 
— * Frachtgütern, 723—741, 799, 


F * le Moͤcht fend 
nienfignale, durchlaufende, 617, 
620, 655, 1364-1387. 

Lifte ber dem Berner Frachtrechts⸗ 
übereinkommen unterſtehenden 
Eiſenbahnen, 807, 808. 

vog⸗ huns der Eifenbahnbucheinlage, 


eöfnn der Fahrkarten, 609. 

Lolalbahnen, abgekürztes Ber- 
fahren bei „erjaflung ı um Behand- 
lung der Projekte, 1 

— Ausgabe von rioritäiäoblige- 
tionen, 28 ff. 

_ —— — 1a. 06a. 

— Begünftigungen für, 25— 

— —— von Bau⸗ und Be- 
triebsmaterialien durch die Staats⸗ 
bahnen, 32. 

— enu hung der Reichsſtraßen, 36 


— etriebseinftelung im Mobilifte- 
rungs⸗ und Kriegsfall, 38. 

— Detrieböerleichterungen, 25, 535. 

— Betriebsübernahme, 32. 

— „le und Frachtgutbeförderung, 


— Srrongiee Begünftigungen, 31 big 


Sachregiſter. 


gelalbabnen, Gebühren- und 
Stempelfreiheit, 26—31. 
— dapitalsbeteiligung des Staats, 


— often bes Anjchluhes an bie 
ftaatlihe Hauptbahn, 33. 

— Ronzelfionierung, 25—38. 

— gampengejebe zur Förderung, 46 


hung durch den Staat, 
— Frer und Gepãckbefördernug, 


— ᷣoſtbeſorderung, 25, 26. 
— jeftverfaffung, 144—148. 
‚555561. 
— — Bee ee er 
— ftaatl e unterrtügung, 34, 
— Steue reiheit, 2 8, 29, 
— Straßenbenutzung, 36—38, 43 bis 


— ——* der Betriebskoftenver⸗ 
gütu 

— Tari e, =, 848. 

— techniſche Borarbeiten, 143. 

— —— Dh 144. für Bau 

— Transp nftigung für ⸗ 
und Betriebamaterinlien auf den 
Staatsbahnen, 33. 

— Trandportdienft, 553, 554. 

— Verkehrsvorſchriften, 1535561. 

Lolalbahngefeh, 25—41. 

Lo temetiven, allein verfehrende, 
489, 555. 1336. 

— Bauart, 352—356. 

— Benüsungstonfeng, 117. 

— Belchaffenheit, 329—337. 

— ‚Einreihung in den Bug, 463, 464, 


—_ "Entioürfe, Genehmigung, 110. 
— Fahrt auf derfelben, 377, 473, 
545, 1842, 1348. 
— Betrieb, 113, 114. 
rüfung, 117, 329. 
Sotomotinführer, Dienfteintei- 
_Tung, 453, 454. 

Einfchulung, 335, 448. 
Sntomstinfe el Unterfuchung, 331 
gofomotisperfonale, Dienfteins 

teilung, 458, 454. 

fung, 458. 
ignale bes, 532, 558, 1378. 
Lotemstinpräfung, 329 ff. 
Lokomotivtyhpen, neue, Genehmi⸗ 

gung, 110. 


Sachregiſter. 


zůftun⸗ enwagen B40, 
Lungen! —— Binder, Uhmehr 
und Tilgung, 986989. 





a Beten at Aber Siiensaimzu- 


Bi erung dB Lofale 
seinen, H en u 


en. 
Beraten Ing beim Bezug 
merfgude, is, 526, 557, 1869 
‚biß 1878, 1380, 1381. 
weterialgruben, Broetierung, 
taierialsüge, 409, 188. 
Satimnienfthäbignng kei En 
en oo Ausnahmstarifen), 
snarimalberfenentariftähe,ss6, 
Meibeokiht  Tandihurmpflichtiger 
jenbahnbebienfteter, 1094. 
Metrifhe® Mad: um. Genicht, 
Torifumtesimung, 960, 800. 
Wehraebübten, Rüdvergütung, 
fergelder Erjag bei Bahnun- 








0 


minberung 18 be radtgutes, 718 
bie 715, 781, 794— 
wißreng der — durch 


te, 

ber Lotalbahnen 
vu taat, 85, 36. 

zitte — de Zeit Don, so. 


35 —E ei 16, wi —* 
motorwagen, 1836, 
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La 
“ertten | der Büge, 474477, 
688, 689, 787, 1347. 
Ballen, Signale, 
538, 658, 1376. 
7 Sidichen der Bilge, 489, 400, 
ned rägliße Snmeiungen des 
— 778, 
Ragındı u ber Olter bei Auslie · 
nisenbetriebe der Chenbehn, 
1038—1050. 
—— für Seadtgüter, 
genaue Bezeich ber, en 
Renanla, je der MH Ionen, 88. 
Riatran jerabteile, 553, 564, 
e BelepüberSifen- 
_Bahnaufabeifttaben, 187, 188. 
ein — e des Lotal · 


— —e— für Lotalbat - 








wien und Gohtwäßler, Ungabe 
auf Längenprofilen und Brüden- 
ale ten, 121. 
mäbergänge, 15, 18, 90, 





sermalich fr, Bapnprofle, Ee— 


nehm 
ir Behnbeiiebämitet, fr gher. 
bau ulm., Genehmigung, 109. 


6 — 

Rormai profil bes Hhien Raumes, 

nermelläne für Gewichtäverlufte, 
720, 


® , 340-342. 
Bolfanalc, 


erg der Giationsger 
Häube, 107, 
der Woiiecheufe, 107. 


©. 
Oberbannormalien neue, Geneh- 
————— ‚gs Aber Siten- 


Ey * — bes Yotare 


— 
Catinntionen, . Euler 
Ichreibungen. 
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Önnen, ber Bahnichranten, eigene 

ofengebaute: Bgm Dan. 

— 

— et Ir J 
Einrichtung 

Bub her le Fee 


eblenhete dos 





v. 
——— aus Frachtüber · 


— —— — — 

men the ftimmungen 623, 
— au —— 553, 554. 

Güterzügen, 489, 470, 1342, 


J 3 
— Ganitätsoo ,1013—1071. 
Beenrabeihlng,, Saftung 
Berienenfabrlurten, fiehe dahr· 


gerfonentsrie, 856— 
crioneniwagen, 337—— Cie, 356 
bis 860, 365868, 








— 568, 1Bsı, 1338. 
ung, 464, 548, 1861. 


ungen an den 
————— 553, 584, 618, 


_ ee 110, 118, 


eben, 461, 540, 1827. 
——— 
Serfonalkteuern, 1191—1208. 
sc jonaleintommenfteuer, 1203. 

ch ‚Senitätsvortiriften, 1010 bis 


geilen, Lagerung, 1452, 1453. 
Händung von Fahrbettiebämitteln, 
Unzuläffigteit, 376, a0 


It 
bi ———— Burgen, 200 


Wiernehübnen, 41, 42, 154-157. 
— Enteignung, 283. 
ojehte, 164-156. 
icherheitävorfeprungen für, 186. 








Sagregiſter. 


Bierdehahuen, Straßenberügung, 


Bühne 
Sue, ung et bei ben Zügen, 


Belegen, 618, 617. 
see It, 617. U 
Bolitii 89-97, 147. 
—— —E 








voll eivorföriften, —J 
deẽ Tranöportes, 677 bie 


worte, der Dienftteler 
gramme, 8, 9. 

— ber Gifenbahntorrefponbenz, 7. 

Behbenienkeke, unentgeltliche Be- 


förderung, 18, 408. 
Wohtbeförderung, is, 19, 25, 26, 
408, 404. 
Ai 1377. 
ofttwagen, ct, 356-880. 
— Berfdhiebung, 462, 463, 1330. 
vermansokiguise 8 Gegenftänbe, 
förderung, 644, 


eil In tbriefe, 666. 
Hi le Kari —* ſehe 


—— at 8. über, 406 
—— 
— Direktion, — 





Saqhregiſter. 


Brinatbahuen, Gerichtsſtand, 391, 
Brinatfagerhäufer auf Bahn- 
grund, 1038. 
Brobeprazis im Vertehrsdienſt, 
Broieltktüde, Bortage bei Kon- 
— 1,82, 88. 
Brojettöberfafung, 82 fi., 148, 
184, 157, 1440. 
berumg, 108, 181. 
— für Brüden, 136 f., 1392 fi. 
Broteh_ gegen eine Cilenbahn- 


1 
wein ka Inhalts der Fracht · 


— 1001, 1991-1001. 
— der Draifinen, 878. 

7 Fr —— he, 1 14. 

— technifeh-poligeitiche, 1 
Wrüfangen ber Bebienfieten, 448, 


Bublit Beröffentticung. 
Valoerungusine ie ne Bine br 
Bahn, 428, 439. 


Q. 
Enittungsbug, 870. 

® 
Rengiermalbine, Eignale, 59, 
Rangierfignale, 534, 535, 580, 

1379, 1880. 

Mangoränung Der Züge, 40, 40, 

Randerasteite, 558, 564, 612, 

Ranperichrungsannarate,1 

nun —*2 597-529, 

— I, 6 ia 
ren in, 

477, 897529, 1346, Fr 
Ranmveriälnß der Güterwagen, 
Neblausfonnention, 1081, 1082. 

tehnungen an bie Stanteeijen- 

bahnbermaltung, Stempelpflicht, 
———— bei Frachtberech- 
Nehuungsführung ver Ci 

neh —8 s fen» 


n, 39. 











Ge. Sg. KV Oifenbahngefee. 
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Lofalbahnen, 
weisenfolge ver Siterabfertigung, 


neickursen, 1089, 1040. 
Ku 897. 






‚oeichäft, 
MEINTE gegen Bu ‚der Ent- 
eigmingsent tjchäbigun 
— pam tiheunget ber &taats- 
mbireftionen, 1254, 
nenlenfiener von Unfelsrenten, 
1207, 1208. 
Meierbetonds, rt der Anlage, 
wetanrationen auf Bahnhöfen, 
Rekanratl —— 1450. 








Nettungs: —5 — 
WennelB bei Rücteitnes Abfenbers 
dom Feaditt , 696, 7 


Nesihon der er Yolbmaten, 398. 


— ber © 

gistuns 
Riegel 
vahon, 111. 


Mel, 478, 540, 1940. 
Ngnal, 128, i00. 


nen 
93 





im Feuer · 
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mindersch, Abwehr an 


Noifaprunternehmer, 
Nolwagen, — * Prie 


© 
ea I 
Pr een —A u 
een ot 


— a a, Genug bes Sofal- 


—— det Aue 





riften für den 
984-1031. 


HELL 

nbahnverkebr, 

eh antäßtich des Bahn» 
0, 21, 1d0n, 1a, 

Zune, ber Vorarbeiten, 281, 


au dem roiteiääht, zu, zoo, 


Eile 


0 fi, Maß 148, Yan, 1a 


9 
ces am ber ——— 738, 794. 
Wusnahmer 


San ae 
Sie —— 72 


A Bert , Minden 
Bei has 
ir Si jepäd, 625-687. 
= fr ges NEN. — 
Sp unfeen 380-634, Dru 
1443, 1445, 1451. 
Schlafwagen, Bagentspenpläne, 
eatcopbasnen, 118, 148-156, 
— Banbenii 


Cröffnungs! 


a 10. 
Z Peojefte, 119. 





— 


—, Geleb über 
—* 


he 581, 657, 568, 
Fe ‚Bauart der 
— —S 
— — Zahlung bei uun ⸗ 
—*2 — Beförderung, 378, 


- Sei ber Züge, 508, 


eeihie ale ber ler durch den 

Selbl en änbtihe Segenftänne, 

Seiötverihutnen des Beziepten 
bei Unf — 


& füge, fiche ©oı 
Eeincksalen —— 


Saqhregiſter. 


— — Einraumung an Eifen- 


eigerkeiateiimn für duch 
—— —— verurlachte Schäden, 


381, 

“ Seiismarten,456, ‚937,1328, 

Sicberheitdorgane, Betreten ber 
Bahn, 419-428. 


er Betriebäo 
—— iasgen bei 
und Biabuften, 87, 138, 

— 


Sigerscitsiwasen, 877, 540, 568, 


eiderkenung ber z Sutfeäbigung 
Enteignun 
Sideruns der Ci — uäfahrt 
der Büge in bie Gtationen, 527 
Bio 829, 1800, Hast. 
— ber. Reehte ber Beflger von Eifen- 
bnbnprioritätsobligationen, 208 


eißerungsanl jen, 474 ff., 1454. 
Cignate am Waj an, 038, 7, 


man "Zuge, 888, 529-538, 1973 
* 
an Sarnen, 1877, 
— am, Bahniagen und Draifinen, 
— ——— der Aupsnusräftung, 
— Beieuhhung, 467, 198. 

— Ben 


—S — di jüge, 
581, 567, 568, en. Se 
Signsiteine, 486, 541, 668, 889, 


Cigerbeits: J . 
Er ug it —2 


Koks 
* — and Rotate 
1861-1881. 

ei —— ———— 
ierung von Cilenbafmbauten 

din — er, 104, 
— 

il 
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Srerruns! der Güle- und Verſonen · 


— — ——— — su, 
628, 644, 646, 781-787, 
706, 000-618, 1008 
nrengmisteimagnsine auf 


108. 
Sneıla, kur, 1 Mapimatentfetbi- 
gung, 
Siurbcite 


— —— — Mißz- 
ber Aimtögenalt, 444, 445. 


—& 
Sraatsha Jubirettiomen, 125652 
Gtontöbapnen, Die und uhr: 


delt {m Betcleböbienfte, 4.0484. 
— Erwerb: und Eintommenfteuer, 





an. 
— des öftert..umgar. Zwiſchender · 
tehr 948-988. 
93* 
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Statiſtiſche Borichriften, Beobach⸗ 
tung beim Gütertransport, 677 


bis 680. 

&teiermart, Geſetz über Eiſenbahn⸗ 
__sufahrtftra n, 196--198. 
— Geleb zur Förderung des Lokal⸗ 
bahnweſens, 72—76. 

_ „otraßenbenügung für Lolalbah- 


46. 
eicinsrüge nächft der Bahn, 434, 


eichjuneen, von und zu den Bahn- 

©tempelfreiheit bei Errichtung der 
Eifenbahneinlage, 261. 

— der Lolalbahnen, 26—31. 

Stempel u. Gebühren, 1229 bis 


Stempelpkist, der Anweifungen 
zu freier oder ermäßigter Fahrt, 
1211—1213, 1321—1225. 

— der Aufnahmefcheine, 1240. 

— ber ‚Deftätigungen über Löfung 
von Fahrkarten, 1241. 

— der Duplifate von Rotififations- 
fchreiben zur Namhaftmachung 
des Be eaugßberechtigten, 1248, 

— der Eingaben an bie Staat#- 
eifenbahnvermwaltung, 1229—1237. 
— der Fahrkarten im Berfehre mit 
 Ungam, 1209, 1211, 1215. 

— ber Fr tbriefe, 658 ff. 

ner Be fionen von Nefaltien, 


©tellwerfe. 317, 1454. 

Etempelseihen, sufgebrudte auf 
Frachtbriefen, 65 

Stenern und (Gebühren, "1188 bis 


1243, 
©teneramtlige Behandlung ber 
Zuder u und Branntweiniendungen, 


Stenerbefenntniffe der Eifen- 
bahnen, 1200. 

—— 402. 

&teuerfreib 
— Lolalbahnen, 28 29. 

— Kleinbahnen, 40. 

ung bei Eifenbahnen, 

Gteneruorf6reibung bei Eifen- 
bahnen, Ort, 1202. 

Stenervorfhriften, Erfüllung 
beim Zransport, 647, 677—680, 


9, 785. 
eträftinge, Beförderung, 311. 


Sachregiſter. 


Strafbare Handlungen der Bahn⸗ 
bedienſteten, 411, 412. 
Strafen „gegen Bahnbirektionen, 


Ri Stichteinhaltung ber Bor- 
E über Sprengmitteltrans- 
po 


-— wegen Übertretung des Rinder⸗ 
peſtgeſetzes, 986, 986. 

— wegen trebung bes Tierfeuchen- 
geſetzes, 975, 976 

— wegen unterlaffener Desinfektion 
von Ziertwagen, 1003, 1004. 

— wegen Zollbelikten, 931. 

Strafgch hren bei Fahrten ohne 
ober zit ungültigen Karten, 615 

bis 6 
Eiraiseriatlige Borladung ber 
abnbedienfteten, 1106, 1107. 


eirajacienlier Schub ber Eiſen⸗ 
eiaheneßtretung für Bahn- 

ede 
Lokal⸗ 


& —— für 

bahnen, 36—38, 43—45. 
Strakenumlegungen bei Bahn: 
auten 


Etredeuperional, Signale, 520 
bis 525, 555, 556, 1367, 1368. 
Etredenwänter, Überwachung bes 
Zugsvertehrs, 388, 487, 550, 


Etreiigteiten amiIhen Bebienfteien 


Klum 
etüdsaplermittiung bei Fracht⸗ 
fendungen, 665. 


?. 


Tabakrauchen in ben Perlonen- 
wagen, 553, 564, 612, 613. 

— in ben Wartejälen, 611. 

— in Viehwagen 

Tabaftrafiten a Bahnhöfen, 


Zagestte Bel, Aufprüden auf den 
Frachtbrief, 669, 783. 
Tarife, 833-893. 
— Rleinbahnen, 39, 40. 
en, 26. 
st, Yo 18. 


— Berö —E 40, 282, 283, 
603, 606, 777, 786, 834—847. 
— Vorlage, 402, 849. 
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Tarife, Borichreibung im Fracht⸗ 
brief, 650, 


zarijermähisungen, fiehe Tarif- 


Tari ersöbnngen, Beiften für Ber- 
öffentlichung, 843, 
Tariferitellungs: and Abrech⸗ 
nungsbureau, 1301—1304 

Tarifgenehmigung, 17 838, 847. 

Taritmahnuahmen ber Lotal⸗ und 
Kleinbahnen, 848. 

Tarifued pläffe im @üterverfehr, 


86689 
zaritumreguung auf metzifches 
Maß und Se il 8 859, 860 


zu er Bericht, 83, 19. 
e Einheit, 345350. 
Techni Gpolizeiliche Prüfung, 
zeöuife Vorarbeiten, 2, 3, 81, 


zeilfontoperireißungen, fiehe 
Schuldverichreibungen. 
Telephonanlagen, 389, 390. 
Telegraphen, 19, 389. 
Telegrap enprüfnng, 448 . 
Tender, Bauart, 352—356. 
Tertiärbahuen, fiche Kleinbahnen. 
ziere, lebende, 


für Güter, 644. 
amt der Abfertigung, 637 big 
_ Feauffichtigung nächft ber Bahn, 


— Sk 637 — 644. 
— Beförderung ala Reifegepäd, 


— Bester ‚wilder, 637. 
— Beſchränkung der Haftung, 717. 


— Zf infetionsvorſchriften, 991 bis 


— kranke, Ausſchluß von ber Be- 
förderun — 

— Liefe ſten, 643 . 

— Standgeld hir, 642. 

— Tränfung, 

— Weiden Eee ber Bahn, 426. 

Tierfrantheiten, anitedende, Ab⸗ 
wehr und Tilgung, 964—976. 

Tirol, Geeb ü er Gifenbahn- 
ufabrtftraßen, 198--201 

Tötungen, Haftpflicht, 566594. 

Trammaysd, Bewilligung, 41, 42. 

— Enteignungsrecht für, 238, 334. 


n= und Abnahme, 
— —— ber Beſtimmungen 
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Zeacenvebifion, 83-86, 145. 
Träukung ber Tiere, 640 
zeanöportdieuft auf Lokalbahnen, 


— et Sefimbärzügen, 561565. 
Transportirift, 690, 788—790. 
Transportbegünftigung fürBau- 
und VBetriebsmaterialien von 
Lokalbahnen, 33. 
Transportgegenitände, bedin- 
gungsweiſe äugelafiene, 644—646, 
731—770, 775 - 777. 
Zennsporthindernifie, 695, 696, 


Transportmittel, Bolffreiheit, 897 


Transportpkict, 606, 777, 778. 

Transportiven, Angabe i im Kracht: 
brief, 648, 778. 

ae feiteng der Eiſen⸗ 
a n, 648 

Zriutwafler auf den Bahnhöfen, 


T ee, Whheitliche, für normal⸗ 
zurig e Güterwagen, 370—372. 
_ fir lafwagen, 368, 369. 
dlepp- und Bergwerks⸗ 
Ten on 9. 


u. 


Nbereintommen, internationales 
über ben Eifenbahnfrachtverfehr, 
595—602, 774--809. 

Überfällung der Viehwagen, 640 


über aus der Güter von Bahn 
„ zu Bahn (direkte Beförderung), 644. 
Übernahme neuhergeitellter Kom⸗ 
„ munifationen, 102. 
Überfichtsprofile, 121. 
überiteigen in eine höhere Wagen- 
üs. iron ug der Bewilli 
ertragung ber ewilligung 
Br ‚Vornahme technifcher Vorar⸗ 
eiten, 
Übertrasungsgebübren für zu 
Eifenbahnzmeden verwendete 
, Gründe, 1237—1239, 
ÜBertretung der Betriebsorbnung 
und ber Bahnpolizeivorichriften, 
488—440. 


— gegen die Sicherheit des Lebens, 
in Ainfehung D des Eilenbahnbe- 
triebeg, 


| überwarung, be ber Bahnen, 1244 ff. 

















1478 Sachregifter. 
Überwagung, gelälsamtlihe, | Nrfunbenfemmlt fen“ 

—— Ss, —X fie, | a en ung zum Cifen- 
— SEE duns „sie Ka 
wine aut im Betrieb —— — Ge gr —X 707, 
Umsrensungätinien ber Gabe“ gerhendtrite Dt. 

— 315. teen, der 
umtunfe 3 Zah arten, su. 
— bon drachtt emularen, 657, Pr; I, er 
MRfähe, 110-0, 05-514, 1008, |, 1aat En 
uguts, 
= Tee t, 496515. Fasten 
- it ft Berebungen un Bertauf bei 
en buch), 
— Berbitung, s18— a bei Un · 
— Wentenftener, 1207, u 
Fr jefteni dns, 1183-1164. pmumg . 
a jerung, 1185-11 Bent 
Aufl — e——— ber 
fenbaßnen, 1162 die ſenbahnbe · 
alakherfgerangsynianise n während 
——— Stontöbürger, Anfe- iterbeförbe: 
tung im ahndienfte, 441. walt uf, 

ungen, Begelung bed Gilenbahn- 
iſtnis zu, 1814 1,280, 313 


meleng, im 
— Sanitätevoririften im Verkehr 


ereintommen wegen ber Stem- 
el und, unmittelbaren Gchägeen 


mit, 1239, 1240. 
Ungenanigteit des Frachtbriefes, 
aniförmierung, er Eſſenbahn ⸗ 

1065 
u 

—— — 

nerbregung der Bahıt, 019, 


Anteroffigiere, auögebiente, An- 
— Een 
Anterftüßung, finanzielle, von Lo- 
talbahnen ‚ducd) ben Giant und 
dur) die Länder, 25 fl. 

Unterfugung ber Bahn, 387. 

—berBrfiden, 114, 184-186, 14247]. 

— ber Autumn, 5 381-885. 


ber 
Anyenyanbisten vB deachbrieſes 





Sa npruche auf 


Br auf Unfallsrenten, 


681, 682, 787. 
Verlauf bes Gutes, fiehe Beräuße- 
län onum umn 


, 448. 
horais, 1590, 1324. 
Bertenesheäinnn 448,449, 1323, 


Beriersärungen, Sithebuna 
von ber Xı licht, 810, 
608, 820, 695, 775, 791. 

— Lieferzeitunterbredhung, 691, 789. 

— itteitung Aber Eintreten von, 
407, 791. 





Sachregiſter. 


vertehrovor gruſten a7 bos. 
See aan, at 





"Ber Zare, 40, 282, 280, 008, 
606, 777, 884-847. 
— Bet Karkfermäßigungen, 878 6a 
— der Züge für bie Tierbeförbe- 
> zung, 642. . 
Berorbunn, blatt für Gitenbab 
ifaheten, 
— 
Berpadung bes Gute, 016-077, 
Z DB Bellenpäe, 024, 
= Kene ober wangläfe, 70, 
Tan, 793, — 
— von 
Berfäumn 
— ber Bieferfeift, 724, 800, 801 
Beribiehen der Perfonenwagen, 


—b 482, 1330. 
er en, 50, 


werlgubienste, 534, 660, 1871, 


J R Eifenbahnen , 
vrridunen, er —X 


— Des Suter o an ber 
Üielerung, Kehe Deka 
—— 1% 100-403, 020, 
der Grnditguts, 
‚Haftung, 


Bekantnsmänner der Befiyr 
Fr Seittantbberfhreibungen, 272 
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Berwabrung, ‚vorläufige von Gu- 


der Grfapan 
dee ae iu 


am EA ü —* 
vie des ei 

—— m 

"Sin x A 

im —E 

— beim vahntransbort, 


va fe, Beibringung, 966, 987. 
ne Behreuen bed Bobens, 


639-048. 
En ae 

ee Shhsensufates, 86, 
weni ‚er Steigung bunt) die 
viren een, —* Bewilli · 
——— ie Sifenbapn 

FH ii So: beit⸗ 
* ra ten, 
ebienfteten, 1108, 1107, 
Borläufige Einlagerung der @fter, 


on, 
— giiensapnöucheintagen, 239 bis 





' 
! 
! 
! 

28. 
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W. 
wädter, Dienft- und Ruhezeit, 452, 


_ „Üeroadun bes Qugävertehrd, 
He 487—489, 550, 


Beänterbänfer, 
frember Berjonen, 4 

— Aumerierung, 107. 

Bädter Anbnchengebände, 
Baukonſens, 

Bägemittel Fr 

— Eihung, 687. 


aneherbergung 


— — 437. 
Bagen, Koben, 482. 


— I maßpio, 167. 
— Bauart, 337 5 
— Beladung, 
— Belaftung, 18, 459, 1327. 
_ — gelaebigung, 617. 
Bezeichnung, 359, 364, 367. 
— — Brenfen, 358, 364, 867. 
— Entrollen, 514, 515, 1361, 1362. 
— Ruppelung, 849, 866, 468, 543, 
1336. 


— offene, Berwendung 675. 
— „lan enebmigung, 110, 118. 


= Signafieteuenfeigen, 358, 861, 


— Überlaftung, 666, 782, 783. 

— uerſuchns, 457, 458, 538, 
13 

_ „golficiere Einrichtung, 864, 903 


— nen auch Güterwagen und 
Wagenasteilungen, Beitellung, 


Begenftaudgeld 674, 704, 
Bagentüren, Öffnen, 617. 
Bagentupen, 847, „360. 
— neue, Öenehmigung, 110—118. 
Warenverkehr eg n arn, 1322. 
Barunngstafeln i Weg⸗ 
übergängen, 381-887. 
Barteräume, 6 
Wefertraungnalt, 526, 527,557, 


a 
aues fertiggeftellte, Übergabe u 
Übernahme, 103, 104. 8 


Sachregiſter. 


Wechſel, Bedienung uud Kontrolle, 
387, 478, 479, 480, 546, 1348, 
1349. 


Benieignale, 526, 557, 1826, 


w — 58 — 479, 1349. 
9, 480, 546, 

Bene, Wicherheriteilung 
nn der seritörter, 13—17, 102, 
Wenfnnaie, 588, 1349, 1365 bis 


1349. 


—— — Abſperrvorrich⸗ 
en, 4 
lichen 58 581 Y 
— — Barrungstafeln, 884— 387. 
Begrniegrugen bei Bahnbauten, 
Wehrpficht,  Crfüung durch 
ſh dieneſt 1079 bis 


1104. 

Bebrpfiätige Bebienfiete Be- 

laſſung in ihren Anftellumgen, 
1ono 1089. 


Beiden, ch 

Beinen" ber ee — — der Bahn, 

werminderung t ent⸗ 
eigneter Gründe, digung, 


206. 
— zei Frachtgütern, Haftung, 710, 
Bicherauffnden des Gutes, 722, 
— on Neilegepäd, 626. 
Wicherläner, Sanitätövorfchriften 
Hr ben Eiſenbahntransport, 
bi 


Wiegeſtemp 
wilde Tiere, eoeberumg, 697 
Birgafiscriämernife infolge 


Be elta rischeriptuunen der 
Eitenbahnen, 1133—1184. 


8. 
Säplung der Ifenbahnhilfsanfſtal⸗ 
— für Transport⸗ 


preile, 607, 
Zeiträume für das N olgen der 
Züge, 878, 474—477, ‚1347, 


1348. 
| Sentralamt, Berner, 806—808. 


Sachregiſter. 1481 

Zentralogendirigierungs⸗ — für Sprengmitteltransporte, 829. 

amt, 1255. — Kreuzung, 490-492, 1857, 1358. 

serköraunnen von Objekten im Kriegs | — Nachihieben, 489, 490, 551, 1356, 
1357. 


Zinſens —— 20, 23 -24. 

Zoll⸗ und Saudelsbändnis mit 
Ungarn, 1314 und ff. 

Zoll⸗ und Handelsverhältnis, 
Regelung mit Ungarn, 1320 bis 


Solbenaublung, Intervention des 

Verfügungsberecdhtigten, 678, 785. 
Zollfreiheit der Reiſeffekten, 897. 
— der Trandportmittel und Erjab- 


ſtücke, 898 
Solgebäbren, Regreßanſpruch der 
für außgeicete, 696, 791. 
Sedorsane, förderung, 910, 


Zohfinere Einrichtung der @üter- 
wagen, 903—907. 
olftraibeftimmmmgen, 951. 
bez tahzen auf Eifenbafnen, 

le Abe 902—935. 
gelber) erſchluß, 
onborerifien, Sxfiliung beim 
Transport, 677—680, 786. 
Sollablung durch "bie Bartet, 


gubanten auf im Betriebe ftehen- 
ben Bahnen, politifche Begehung, 

Buderfenduugen ſteueramtliche 
Behandlung, —E 

Sufabriöftraßen, allgemeine Be- 
flimmungen, 167, 168. 

— Landesgeſetze, 168203, 

Zufahrtsſtratzenbrücken, Erpro⸗ 
bung, 187—139, 141, 1381. 

Sufall, una unabmenbbarer bei Unfäl- 

n, 5 

Sugbanfentbeit in der Station, 
482, 547, 1350. 

Züge, Begleitung, 473, 545, 1342, 

— IFleitdotumente, 472, 473, 1341, 


— "Belaftung, 468, 543, 1397. 
— Dedung, 485487, 1353. 
— egpebition, 482, 483, 547, 1345 
8 
_ Sahren in Naumbiftanz, 474 bis 
477, 1346 — 
_ —— 473, 474, 


— Verſpätung, 490-492, 551, 620, 
1357, 1358. 

— Beiträume für Nachfolgen der, 474 
bi3 477, 1347, 1848, 

— Bufammenfteilung, 377, 378, 463 
bis 466, 540, 541, 1330— 1833. 

aüge, Mu Uufgatten auf ber Strede, 


— eiiine mit Signalen, 470, 
— inerins 470, 545, 1340, 


Bugßbcgleiter, Signale der, 389, 
539—584, 558, 559, 1378 big 
1379. 

— Berhalten während ber Fahrt, 

547—549, 559. 

Sugstolge, 878, 474, 546, 1346 

big 1348. 


Zugsleine, fiehe Signalleine. 
Suseihlnkfgnal, 8388, 1374 bis 


Sugsihranten, 381—384. 

Zugsſignale, 388, 529538, 657, 
568, 1378— 1378. 

Zugsſpitze, 
1373, 

Zugstrennung, 514, 515, 559, 
1371, 1861, 1362. 

_ Signale, 534, 1379. 

Zugsverkehr, Überwachung durch 
bie Wachter, 487—489, 1354 bis 
1856. 

Zugsſsverſpätungen, 282, 490 bis 
492, 651, 620, 1357. 

— Bekanntmachung, 620. 

Zugszuſammenſtellnug, 463 bis 
466, 540, 562, 1830—1333. 

Surüdgelaflene Gegenftänbe, 629. 

Surüduabme ber Fahrkarten, 610, 


Zurückſchieben der Büge, 485 —487, 
549, 550, 1858, 1354. 


Sufinsteitten, 890, 691, 788 bis 


Iuftänbigteit, fiehe Kompetenz. 
Zuftellung ber Enteignungserlennt- 
niſſe, 232. 


Signale, 529—532, 
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Zuwartezeiten, 294—296. 
Zwangoagemeinſchaft der Eiſen⸗ 
bahnen, 793. 


Swangshollug der Enteignung, 


Swilsenitationen, ‚Anhalten des 
Bug3 in, 617 bis 619. 


— Anmeldung von Fahrzeugen, 624. 
— Anmeldung von Leichentrang- 
porten, 631. 


pure PER I Pose 
f 


Swiihenftationen Auslieferung 
des Gepäds, 626. 
— Beſtellung von. Bogen 
_ Bagenabteilen, 609. :.. ir 
einillige” Unterhsegiung her 
— Verhalten auf, sit. u u. 
— Berlafien des Platzes, :617.. 


Zwiſchenverkehr, öſterr. ungar., 
Statiſtit 948996. 


Regiſter 


der in der Sammlung veröffentlichten oder berufenen 
Geſetze, Staatsverträge, Verordnungen und Judikate. 


I. Geſetze und Staatsverträge. 


A. Reichsgeſetze. 
1862. 


Dez. 13. Geſ. RGB. Nr. 89, 
Gebüuhrengeſetz) "881, ‚1220 
2 


Seite 


41 
8 1. 1236 
8 35. 27 | 
8 38. 27 
8 81. 1233 
%.B.11,2b,aa 686,1230, 
1241 
„ 32, 2a-e 711 
„82, af 688, 711 
„8%, h 1280, 1234 
„ 4,g 1231, 1233 
„44, 1234 
„ 44, w. 1229, 1284 
1236 *) 
„ 47,8. "1236 
„ 47, a, gg. 1235, 1237 
„ 47,0. 1211, 1220 
„ 48,0 1237 
„ 73,8. 1238 
„ 83, 2, gg. 1235, 1226 
" 
n 101, I, A, b. 655 
„ 1082. - 1887 
„111. 686, 1243 
116. 1241 
Dez. 17. Geſ. RGB. Nr. 1, 
ex 1863 Genbeis- 
geſetzu 
rt. 125 
„ 271: 1038 


1862, Seite 
Art.-281. 213 
„ 282. 214, 1445 
„ 886. 68 
„ 395. 698,722 
400. 7% 
„ MI. 795 
407. 708, 709 
„408. 689, 710 
nn 409. 678, 709 
„ 412. 678,679 
„423. 917 
„ 424. 717,718 
„49. 753 
1864. 
Febr. 29. Ir OB. Nr. 20. 
1,1236 
No, 1241, 1248, 1244 
14. 655 
1865. 
DM. 2. Geſ. RGOB. Nr. 108, 
Art. II. 8, 702 
1866. 
Aug.14. Geſ. RGOB. Nr. 171. 1001 
1867. 
Dez. 21. Geſ. RGB. Nr. 141, 
a rundgefeß 
über die Reichsͤver⸗ 
tretung) 
8 14. 375, 376, 
1244 
8 14. 948, 1239 


*, ©. 1236, Beile 1 von unten ift irrtümlich Tarifpoft 44 WGG6., 


ſtatt Tarifpoft 44 w. GG. zitiert. 
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1867. 
Dez. 21. 


Seite 


Geſ. RGOB. Nr. 142, 
Stantgeunbgeieh 
über die allgem. 
Rechte ber Staatg- 904 

tger 5. 

— — Nr. 143, 
(Stantögrunbgefeh 
betr. die Einfegung 
des ven Reinpögerichte?) 


„2. Ge RGB. Nr. 146, 
EStaatsgrundgeſetz 
betr. die gemein⸗ 
ſamen Angelegen⸗ 
eiten 1314 
„21. Geſ. &8. Nr. 146, 
2. 


„24. Geſ. REB 
ex 1868. 


n„ 2. Ge. RGB. Nr. 
ex 1868. 


22 


RT 514, ee 
317 


1361 


. Se, ROB. Nr. 96, 


8. 278 
Dez. 5. HI. RGOB. Nr. 151 
(Wehrgefeb). 1052, 1082 
März 5. Geſ. RIB. Nr. 27 
(Haftpflichtgeieh). 
5066—594, 
* 1156, 1163, 183 


82. 1448, 106 
„ 29. Bel. RGB. Nr. 67 
—— 
gr eb Pad 108 
Mai 8. 
—— u —* 
kommenſteuer von 
Eiſenbahnen). 1192—1194 
„ 24. Geſ. RGB. Ar. 88 
(Grundfteuerregu⸗ 
lierung). 1185, 1192 
„ 30. Ge. RGB. Nr.93 
aſferrechtageſet 
1871. 


Mai 11. Geſ. RGB. Nr. 39. 40, 
1211, 1212, 1220 





Negifter. 


1871. 
Juli 7. Geſ. RGB. Nr. 112. 331, 


n 23. Ge. RGB. Nr. 16 
ex 1872 (Maß⸗ u. 
Gewichtsordnung). 668 


0 


April 18. Gef. RGV. Nr. 60 


(Anftellung au e- 
dienter Untero 
iere). 1052 
18. 1331 
Ali 1. Geſ. RGB. Nr. 68. 1088 
1878, 
Mbit 15. 2.01.50 RR. Nr. 47. 1266 
B. Nr. 68. 1059 
83. 1117 
8 7. 1118 
Mai 23. ee: RGB. Nr. 110 
Straſprozeßords. ). 
8 77 496 
88 158, 159. 1105, 1106 
„ 23. Gel. REB. Nr. 121 
(Bildung der Ge- 
ſchwornenliſten). 
1104—1106 
1874, 
April 24. Geſ. ROB. Nr. 49. 
262 —272 


RGB. Nr. 48. 31 


1 
104, 235—262, 1312 
1875. 


März 30. Gel. REB. Nr. 42. 40 
April 3. Geſ. RSS. Nr. 641, 


884 32 
Okt. 22. Geſ. — Nr. 36, 

83 lit. e. 
1876. 
März 19. Geſ. RGB. Nr. 28. 1218 
1877. 
Juli 15. Geſ. ROB. Rr. 64, 26, 

833, 856, 857 

Dez. 5. Geſ. RGB. Nr. 111. 


272— 278 
„14. Ge. REIB.Nr.112. 23, 24 


*) ©. x 204, Beile 8 von oben ift irrtümlich RGB. Nr. 42, ftatt 


RGB. Nr. 142 zitiert. 


Regiiter. 


1878. Seite 
Febr. 18. Geſ. RGB. Nr. 30, 
(Enteignung für 
'jenbabmaimede). 

‚204—234, 

1037, —— Hass 

1446 

8 1. 1448 

82. 101 

i 13. 92 

14. . 91, 98 

i 15. 98 

16. 26 

88 24, 27. 93 

17. 94, 148, 1238 

21. 97, 1451, 1452 

44. 1484 

847 235 

März18. Gel. RGB. Nr. 31. 1210 

uni 27. Gel. RGB. Nr. 62. 596, 


13151320 
602 


Art. VII 
1879. 
Juli 19. Ge. RIGB.NT.108 
(Desinfeftionsgeleh). 991, 
994, 996 
2; 996 
b. 999 
1880, 


Febr.29. Gel. REB. Nr. 35 
(Zierfeuchengejeb) 964 bis 
976, 988 


8 10. 970, 1440 
März25.G.NGY.NL.39. 1188 
„30. Geſ. RGB. Nr. 33. 1232 
Mai 25. Geſ. RGOB. Nr. 66. 1208, 
1214 
1882. 
Febr. 9. Sf. RGB. Nr.17, 
1190 
April21. Set‘ RGB. Nr. 123. 1061 
Mai 24. Gef. RGB. Nr.51, 975, 
"976, 989 
„ 25. Ce. RGB. Nr. 47 
GBollgeſetz). 894—902 
1883, 
März 15. Geſ. REB. Nr. 89. 
1039, 1040 
1885, 
März 8. ng RGB. Nr. 22. 1034 
Apriĩ 14. Geſ. RGB. Nr. 48 1036 


1485 
1885, Seite 
Mai 27. Geſ. RGOB. Nr. 184. 
824—826 
8 1. 812, 825, 826 
1886. 
Juni 6. Geſ. RGB. Nr 
—Se 1092 
1887. 
März 19. Geſ. RGB. Nr. 33. 1191, 
1192, 1194 
Mai 21. Geſ. RGEB. Nr. 48. 96, 
602, 1316, 1320 
Zuni 17. Geſ. RGB. Nr. 'gi. 41, 
1208, 1914 
Dez. 28. Gef. RIB. Nr. 1 
ex 1888 (Unfall- 
verfiherung). 581, 583, 
1132—1148, ‚1168 
de 9, 58. 1168 
88 6, 16. 1155 
88 17, 18, 21, 22. 1154 
14. 1156 
g 18, 29—36, 1151 
18. 11528 
29, 505 
45. 588 
8 46, 47, 59 1156 
Bl. 1153 
52, 1153 
88 58, 59 1156 
59. 1164 
61 1153, 1154 
1888, 
März50. Ge. RGB. Nr. 38 
(Krankenverſiche⸗ 


rungsgeſetz). rios · ii 
1 
Juni 20. Gef. RGOB. Nr. 95 


eanntmeinfteuer- 
937 
20. ui RGB. Nr 
Duiterftensrgefeh). 936, 937 
1889, 
April 4. RGB. Nr. 39 (Ande⸗ 
rung des Kranken⸗ 


5 —— 1179 


We eleönnvelle). 1079 
„28. 01. MOB We-64. 1085 


1890, 


Mai 25. Ge. RGOB. NT. 89, 868 


1486 Regiſter. 

1890. Seite | 1895, Seite 

Juni 26. Gel. RGB. Nr. 132 Aug. 1. GE. ROB. Nr. 111. 
(Statiftil des aus⸗ (Qurisbiftionsnorm). 
wärtigen Hanbel3). 71 

| 938— 47 8 87 892, 684, 1433 
8.6. |, „Geſ. RGB. Nr. 113. 

1891. (Bivilprozeßorbg.). 

Juli 25. Geſ. REB. Nr. 106. 1820 8 , 582 

1892. 1896. 

Aug. 2 Geſ. RGB. Nr. 127. 13920 | Mai 14. Gef. RGB. Nr. 74 

„ 17. Ge. RB. Nr. 142 a le 
(Lumgenfeudhegeieb). 86—1001 ftaatzbeamten. ) 

Dt. 27. Gef. RGOB. Nr. 187 3 16. 1213 
(Du führung des n 27, Geſ. RGB. Nr. 78. 
ſuternat ——* (Exekutionsordg.). 1118 

men r ben Okt. 26. Geſ. ROB. Nr. 220 
Eiſenbahnfracht⸗ (betr. die direkten 
verkehr). 595, 602 Berfonalfteuern). 

551, 2 650 1191—1196 

1898, 88 385, 395. 1438 

De. 27. 8 RGB. Nr. 191. 1820 1897. 

nm RGB. NT. 198. 41 Febr. 27. Geſ. RGB. Nr. 72 

1894. (Änderung. gl 

Mai 10, . RGB. Nr. 83. 1104 IR amd Macamı. 1310 

Juli 20. Geſ. RGB. Nr. 168 1901 
(Ausdehnung der . 

Unfallverfiherung). 581, Juni 6. Gef. RGB. Nr. 63 
583, 1149—1156 (Bau- u. Invefti- 
Art. VII 594, tionsprogramm b. 
1149—1151, . Staatseilenbahn- 

1435, 1436 verwaltung). 12335 

Dez. 31. &ei. RGB. Nr. 1 1237, 1298 
* er vo (über 1902, 

n niederer än. 18. Gel. . Rr.21 
Ordnung) 25, 41, 843, Jän. 18 —— ger 
848, 1192, 1198, ierblicien u. land⸗ 

1214, 1231, 1937, triebe). 1046—1048 
rt. IV. iaas, 101 | Yurız. Gj-NOR- Rr.uur 

„ V. 1211, 1237 

* Yin 12 Sartpfiäitgelegen). 566,504 

„ XIX. 848 „ 19. Geſ. RGB. Nr. 163 

1895. arten 1813, 1214 

Jan. 16. Gef. RGB. Nr. 21. 706, geied)- 1987 

707, 1038 „ 22. Geſ. RGB. Nr. 155 

Aug. 1. Geſ. RGB. Nr. 110. (Anderung der Ge⸗ 
(Einführungsgeieß werbeorbnung betr. 
zur Jurisdiktions⸗ die bei ‚Bauunter- 
norm). Kon 
Art. VI. 591 i —* Arbeiten), 1034 


Regiiter. 


1902, Seite 
Juli 28. Geſ. ROB. Nr. 156 
(See, betveffenb 
die Rege 
Arbeitsverhã es 
der bei Regiebau⸗ 
ten ber Eiſen⸗ 
en und in den 
Hilfsanftalten der⸗ 
felben verwendeten 
Wrbeiter). 1108 
bis 1183, 1281, 1284 
56, 60. 1284 
B. Staats3verträge, 
1881. 
Mai 38. anheiöberten mit 
eutihlend B. | 
868 
Nov. 3. Internationale Reb⸗ 
lauskonvention 
RGB. Nr. 105 
ex 1892, 1031, 10839 
1890, 
Okt. 14. Int. Übereinkom⸗ 
men über ben@tjen- 
. Ar. 186 
ex 1892. 774--809 
4, 59 
Abſ. (1) 
lit. d. 601 
lit. 1. 599 


597 
88. 599 
11. 600 
Iußprotofoll. 110 
1891. 
Dez. 6. Handels⸗ und Zoll« 
bertran mit Deutſch⸗ 
land. RGB. Nr. 15 
ex 1892. .650, 880 
Art. 15. 650, 1322 


— —— 





1487 
1891, Seite 
Dez. 10. Be 
Shmeiz 

919 
1897, 
März19. Int. Sanitäts- 
reinkommen. 


13 | 
1010—1018 
Apritie. Vereinba zwi⸗ 


des Intern. 
——— 
kommens, 
Kr. 98. 775 
C. Landesgefepe. 
80 6. 86. für Mäh 
rzu ren 
(Gemeinbeorbg.). 
LGB. Nr. 4, 8 
Aug. 12. so. Böhmen SER. 


1866, 
April18. 20. Zohmen OB. 


168 - 170 
Mai 31. „Bühmen LEB. 


1869, 
OH. 16. —— Steiermart*) 


—— — 197, 109 
in LIEB. 
1871, 


Nov. 8. 8G. Iſtrien LGB. 
Kr. 14 Gufahrts- 


186 
170 


169, 170 


Dez. 11. 8 


ſtraßen). 191- 198, 194 


Jãn. 14. — Salzburg LGB. 
„ 19. 28. Schieften LED. 


Nr. 12 (Bufahrts« 
ftraßen). 194-196 


” ©. 197, Seile 3 von unten ift irrtümlich LG. vom 6. Oktober 1869, 


1488 
1878, Seite 
Jaͤn. 26. 26. Vorarlber 
LGB. Nr. 19 (Zu⸗ 
f tiöfttaßen) 201—203 
April 7. 26. Dalmatien 
Nr. 24 174 
1874. 
März 2. Fr ‚Fein 2GB. 
10 (Bufahrt3- 
en n). 183—185 
April 24.28. Rieberöfterr. 
LIEB. Nr. 24 (Zus 
1875 Tahrtsftraßen). 187, 188 
Juni 16. 28. Selabur 
LGB. Nr. 21 (Zur 
—— 191, 193, 
194 
1877. 


Sept. 30. So. Mähren LGB. 
Nr. 38 (Straßen- 


ejeb). 1 
—R * 
1878. 
Jän. 1. RR eg An 
8 aben). 196-198 
1879. —* ir 
Yän.26. 2G. Mähren 268. 
Kr. 17. 187 
1881, 
April 16. —— Batt ien LGB. 
6 (Zufahrts⸗ 
F n). 174—177 
Aug. 7. no Kärnten 2GB. 
78 FAN 183 
aßen — 
1882. 
Dez. 26. LG. Galizien EB. 
i 1883: 3. 413 
1883, 
Jän. 17. 28. Bicberöterr. 
LGB. Nr.36 (Baus 
ordnung), 8 109. 104 
Juni 2. LG. Säle en LGB. 
Nr. Bauord⸗ 
ie 828. 432 
1885. 


Jän. 24. 36. Dalmatien LIEB. 
5 5 (Zufahrts⸗ 
Ben: 172—174 
April 2. ec LEB. Nr.16. 1107 


Regifter. 


1885. Seite 
Mai 30. Set. „rieberöfterr: 
Benügun ung öffer * 
€ 
Genie bare) Lo⸗ 
kalbahnen). 4, 45 
1886, 
April 18. LG. — ——— L6B. 
—5 6 i7⸗ 
1887. 
März 4. LE. Mähren g. 
Nr.5 57 
„ 9. 28. Mähren LEB. 
Nr. 54 (Bufahrts- 
ftraßen). 185—187 
1888, 
März 9. 20. Galizien LOB. 
174—176 
1890, 


Febr. 11.26. Steiermarf LGB. 
Nr.22 (Hörderung 
von Lolalbahnen). 1276 


1891, 
Jãn. 10. Sei. Steiermarf 2GB. 


Kr. so ex 1891 
Senn enüßung öffent. 

traßen durch Lo 
talbahnen). 


Juni 16. Gel. Böhmen 258. 
Nr. 41 (Benübung 
nit, Straßen 
durd) Lofalbahnen). 43 
Dez. 17. 26. Böhmen LGB. 
* F ex 12 
rderung von 
Lokalbahnen). 4649 
Juli 17. Gef. Galizien LGB. 
Nr. 42 (Förderung 


von Lokalbahnen). 49—52 


Mai 12. 38. Salzburg 2GB. 
Nr. 18 Förderung 


von Lokalbahnen). 67—69 


18%, 


Mai 16. 26. mi 
Nr. 5 Rott Baden) 


® —ã* 
okalbahnen). 


Negiſter. 


Seite 


en LGB. 


55—58 


58—63 


Juni 3. 2 en LGB. 


Börberung von 
talbahnen). 


ot. 11. * Firol LGB. 


1896. 


Yan.17. 2. Krain 2GB. 
Nr. 7 (Förderung 
von Lolalbahnen). 


69-55 


1489 
1899, ‚ Seite 
Oft. 24. LG. Tirol LGB. 
Kr. 61 (Zufahrts⸗ 
ftraßen). 198—201 
1900. 
Okt. 11. LG. Oberöfterr. 
LGB. Nr. 43 (Zur 
fahrtsſtraßen). 188—191 
1902, 


Oft. 15. 


LG. Steiermarl — ° --: 
LGB. Nr. 68. 1228, 1229 


Nov. 29. LG. Görz u. Gradiska 


Gufahrteſtraßen). 


LGB. Nr. 1 ex 1903 


177—180 


II. Kaiferfiche . Patente und Serorbnungen, A. h. 
Gntſchließungen, Befehle und Handſchreiben. 


1811. Seite 
Juni 1. Reiferlich, Patent 
Allg. bürgl. GB.) 
Nov: Ya 8 576 
189, 576 
| 364, 11 
365. 204, 209, 211, 
448 
8 427. 1703 
915. 606, 684 
1042, 678 
1295 11, 578 
8 1297 584 
i 1305. 11 
1325 573, 577, 579 
8 1327 575, 576, 
579, 580 
8 1874 " 246 
8 1489. 570, 575, 730 
18206. _ 
Febr. 28. te Botent, 
Unh. 7, 4 899 
Ar sbähbeiteuere J 
ent).. -1190*) 


. 
— * 


1835. Seite 
Juli 11. Batent RER.. 
(Boll u. Monof ol» 
ordnung). tt. 
XVII, 1897. 
9. j 935 
32. 902 
71. 678 
118 922 
i 123 934 
134 984, 927 
8 136 924 
8 160 902, 938 
8 168 924 
8 219 678 
8 234 922 
8 971. 918 
i 272. 9183 
835. 902 
„ 11. Kaiſerlich. Batent 
a aftrafgeleb). 
«8 378. 981 
1849, 
Ott. 10. Kaiſerl. Patent. 1187 


Gef. Sig. XVII. Eifenbahngefepe. 


*) ©. 1190, Seile 23 von oben iſt irrtümlich GSG. ftatt PS. zitiert. 


94 


ẽ 


NRegiſter. 


1490 
1849. Seite 
DE. 29. Kaiſerl. Patent, 
RGB. Nr. 489, 
(Eintommenfteuer- 
patent). 81 
1850, 
Sehr. 9. Kai | Batent 
RGB. 60, 
©. 1519 — 
taxgeſetz) 272 
1851, 
Nov. 16. Rail. 1200. R0R 
Nr. ex 1852 
(Gifenbabnbetriehe- 
ordnung). 25, 125, 128, 
279-446, 
1988, 1288, 1315, 1819 
2. 15, 1289 
8. 1283 
4. 888, 866, 1282 
85, 674, 1282 
6. 1282 
T. 883, 865, 1289 
8. , 1282 
9 1282 
II. 1280 
12, 18, 14, 
15, 16, 17, 18 1288 
R 19. 657 
20—247. 1282 
88 2 1282 
88 41. 1282 
88 48—54 1282 
55. 567, 1288 
8 57. 1282 
60. 667, 1282 
61. 1282 
62. 1282 
63. 1282 
8 66. 848, 866 
8 67. 848 
71. 567 
88 75, 76. 1288 
77. 848, 866, 1282 
93. 1282 
9. 1282 
H 96. 1282 
97. 1289, 1435 
i 98. 1282 
9, 112, 1282 
i 100. 1282 
101. 


mh 
= 
[2] 
U} 


1182 
1282, 1283, 1453 
1283 


1852, Seite 
Mai 27. Rollei. | ‚Patent 
(Strafgeieb). 
8 68. ‚1433 
8 76. 443 
881. 1434 
8 8bc. 443, 1434 
8 101. 444 
104. 444 
153. 443 
& 175. 445 
— Ih 1456 
176. 445 
214, 496 
8 8312. 442, 1434, 1436 
8 314, 446 
8 335. 445, 1487 
8 837. 445, 446, 1437 
15 Roifeitic, Batent * 
Aug. ib. Ka 184 
Brivilegiengefeb) 
21, 22 
Nov. 26. Bailtin, Patent 
»s 1312 
Dez. 3. * — 
(Bat * 
9. 209 
1854, 
April 20. Rail. — RGB. 168 
Mai 28. —— Pate 
(Berageeb). 77 
81 79 
8 5% 78 
63, 19 
98. 76 
88 101, 103 76 
181d 76, 1443 
170. 78 
171. 78 
1a 50 
1857, 
Febr. 18. A. h. Entſchl. 2. 
1311 
1859, 
Gebr. 25.4. h. Entſchl. 2. 
—— aan 
—E 42 


Regifter. 


1859, 
Dez. 20. Railerlich. Patent - 
i RGB. ich 227 


Gewerbeordnung) 
machungs⸗ 


Seite 


v. 
628, 768, 1033 
_ Gewerbeorbg. 


15, 6338 
1860. 


Okt. 20. Jeicheriren RGB. 
Nr. 226 ( Oftober- 


diplom). 1244 
1864. 
Juni 26. A. 5. Entſchl. 11, 21 
1866. 
Rov.29. Kaiſ. Vog. RGB. 

Nr. 197. 1040 
1886. 


Sept. 19. Ball ‚Bde. RER. 
3876 


1491 
1889, Seite 
Sept.‘ 21. Keil ref RGB. 
betr. das 
—e— — Ver⸗ 
hältnis zu Ungarn). 650, 
948, 1320, 1821 
I. Teil, 2. Ray. 088, 961 
Ä 1004 
um. Teil, H 13. 607 
Jaän. 16. A. h. Entihl. 1244, 1245 
1897. 
Dez. 30. Reif, 2008- RGB. 
1320 
1898. 
Dez. 30. Kaiſ. ‚uns NER. 
Nr. 2 1330 
1899, 


Juli 7. Kaiſ. Vog. RGB. 
Nr. 120 


. . " 937 
Dez. 29. Rail. Vog. RGB. 
Nr: 268. 


1239 


IH. Berordnungen, Srläffe und Entfrheidungen der 
fantlichen Behörden. 


A. Hofdehrete, Hofkanzleidehrete 
a Pate naeh. ’ 


1841, Seite 

Aug.16. Hfd. ICS. 8.555. ° 1967, 
1268, 1441 

Sept. 18. Hftzd. 8. 49.585. 

1848, 

Des. 28. Se 


‚ 
1190 


. 40114/1665 
d.7Rr. 137. 

ie 427, 429, 443 

1844, 


Jän. 28. 3 Präſ. Erl. 


Aug. 29. Hd. POS. 118. 
1845. 


Sehr. 4. Hftzd. 3. 35880. 
n 28. Arm Ku Er. 
167, 168 


3b. 8. 7658. 167, 168 
Oft. 16. Did. 8. 38876 1041 


437) 


167, 168 


a 16. 


1846, Seite 
Jän. 31. Me. Präſ. Erl. 188 
Sehr. b. rn 8 ‚4076. j 168 
1847. - 
Juli 18. Eid. PES. Nr. 

429 


On. 6. — 1 — .B. B2471/687. 219 


B. Minifterialverorbuungen, uſw. 
1. Eifenbabnminifterium. 


1896, Seite 
Yan. 27. EM. 8. 75728. 893 
März10. „ LH. 75529 ex 

18 619 


Juli 8. EM. 8. 459/1. 1275 
„« %: nm Er 866 
„16. „ 8. 828/1. 602 


. 6379. 1801—1309 


„ 20. n 


5) &, 437, m 6,437, geile 5 von oben ift irrtümlich Hp. vom 20. Aug. 1844; 


ftatt vom 29. Üug. 1844 zitiert. 
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1696. Seite 
Juli 28. EM. RGB. Nr. 120. 1245, 
12801289, 14— 

81. 150 

„ 30. EM. BB. Nr. 86. 1063 


Aug.1i. „ 8. 579/IIL. 1264 
.1313/IIL, 1002 


"1896: 2108, 720 


Dt. 9 EM ‘2. 3054/IV. 1280 


n " . 3922/Il. “ 826 
„ 2. „ . 3887/IIl. 664 
„ 3. „ . 107701. 1272 
Nov. 23. „ 8. 5188/III. 665 
„ 26... „ 8. 7817. 1189 
n„ 28. „ 8. 8772/IV. 527 
„ 30. „ 8. 3072/IV. 523 
1897, 
„ 8. 1333/5 II 
ex 1896. 215 
Yän. 16. ERS. 8. 9817/Lex. 
1229, 1237, 
1833, 1234 
" 21. EM. . 187/I1. 844 
Febr.11. „ 3. 4669/ IV ex 
1896, 
„» 16. EM. 8. 293/ III. 684 
„ 19. „ B. Nr. 59. 
1304 1307 
1611/TII. 947 
1375/IV. 383 
2868/IV. 845 
6693/IV ex 
1291 
4641/I. 1307 
IV. 434 
4589. 434 
4853/IIl. 844 
1236. 101 


. 8740. 668, 669 
m 8.6507/IV. 1270 
" 16. ” [ 9556/I1. 1064, 1065 





" 25. " . 7244/IV. 447, 

508, 504, 507, 

535. 561 

„ 3. „ 8. 10816/1. 1234, 

. 1238 

Ung. 4. „. 3. 81548. 669 

„ 14. „ .8. 6223/1V. 37 

zn 28, " . 3891/Il. . 85 

Sept. 1. „ 8. 122/II. 966 
m — — —— 





1897, Seite 
Sept. 8. EM. 3. 14186/IV. 503, 
. 527 
„ 21. „ 8. 6818. 868 
Nov.10. „ 3. 16894/L 808 
u 12. „ 8. 17667/IV. 499 
n . „3. 16948/IV. 474 
1898, ' " 
Jän. 81. ai 8. 19246/IV 
x 1897. 334 


„ 31. en. 2 877/IV ex 
Febr. 11. Car 8. 15755/1V 


151 


ex 1897 ‚ 502 
„ 14. EM. 8.275. 449-451 
2. „8. 19755/IV 
ex 1897. 477 
April15. EM. 8. 15431. 323, 504, 
603, 1271 
„ 2. „ 8.1181. 1235 
n 3 „ 8. 6022. 1031 
„ 8. „ 83.118082. 544 
„3 . 16345. 101 
Mai. „ 3. 4853/III ex 
.... 1897. , 844 
Juni 28. EM. 8. 2379. 9 
Juli 11., 27718. 594 
n 15. „ 3. 32801. 754 
Nov. 8. „ 8. 49027*). 447, 483, 
516, 533, 535, 559 
„ Ten . 40834. 496 
Dez. 10. „ 2. 39051. 501 
„n 22. „ . 29490. 5093 
n 22. „ 8. 38808. 846 
1899, 
„ 8. 15431/12 
ex 1898. 1291 
Yan. 28. EM. 3. 3035. 839 
Tebr.16. „ 3. 76715/16 - 
ex 1898. 909 


*) S. 483, Zeile 1 von unten iſt irrtümlich. 8. a9o27 ftatt 3. 49917 zitiert, 


Regifter. 1498 
1899, Seite | 1902, - Seite 
Des. 4. EM. 3. 42743. 164 | März 2. EM. 8. 6280. 424 
" 4. " . 27988. 283, 309 " 19, " . 4066. 395 
1909. . n. 27. „8. 692. 478 
8.46 ex 1899. 1258 |; April1l2. „ 50299 ex 109 
San. 17. m, D-55815 er | Mai 10.cM „18556. 1018, 1455 
11. .NrL.55. 1073 
Febr. 19, EM 0 on „15, ROB.NAI. 777 
„1%. „ 8.7118 ex Juni 14. „ . 18778, 1269 
1900. 507 ” . . 
März 4. Em. 8. 53562 ex Juli 10. „ ‚ 18776. ex 1277 
103 " " 
0704. 4 "1901. 524 
, nm. Er. 06 1200 26. EM. 8. 19018. 463 
Mai 31. „ 8. 14355. sag | Oft. 10. „ 8. 37160, 1124 
Zuli 3. „ RGB. 104. - 608 1908, 
n„ 5. u :B. 31582. 482 
Sept.19. „ 8. 16767. 153, Bo Bebr. 2. Gu en Rr.23 
1888 . 
„ 20. „ 8. 30740, 154 verordnung Bun 
Dei. 7. u 3. 55682. 900 Regiebautenge eb). 1284, 
RR „ 3. 59203. 956 , 1. Pi $ 9— * 
0 . . 28 
Sän. 17. em. 8. 53896 ex ' a giii 1. , SD. Kr... "008 
. uli 8. 178 7,51 
1.17. CR . 6907. 147 | Dt. 9. „ 8.4012. 1445 
Märzil. „8. 10695. 747 | Nov. 10. . 50563. 1236—1237 
" B. 18427 ex „ 14. . 50521. . 998 
16 “ odo, * 204 "19. , 8.498695. 1447,.1448 
„16. ©. 8. 656. ' 1904 | 
April 3. . 8365. 840 ‘ 
Mai 18. . DB. 1404. 620 | Jan. 6. „ 8. 48051 ex 
„m. u 8174. 478 1303. 497, 507—512 
Juli 4 „ 2.419. 335 „ 22.EM. 3. 36520 ex 
8. „ 8. 24152 370 1903. 1448 
YAug.14. „ 2. 36474. 1235 br. 1.EM. 8.881. 1449, 1450 
Sept.22. „ 2. 27237. 448 | März 5. „ 3.8884. 1450, 1451 
" Fr n ROGB.Nr.143. 603 n„ 25. „ 8. 7198. 1451 
f „40816. 153 Zr All 1987 
. 5. 1697 12 
oh. ee. 8. /EM. 9 April20.EM. 3. 16461 
(Brunbaige ber - 
Jan. 8 EM. 8. 59398. 844 —— anmafien 
n 2 od. ‚5835 Eex 880 Hauptbafnen). 1329, 
1381, 14 
n 2. EM. 8. 49452 ex Juni 23. EM. 8. 26129. 1458 
97 „ 29%. „ 8. 7096 ex 
1274 1908 **). - 1280 


„ 3. Em. "8. 3337. 


*&. 153, 
B. 1 fatt 


ile 10 von oben ift frrtümlich zitiert EM. 19. Jänner 1900, 
. 19. September 1900, 3. 16767. 


5,1280, geile 2 von unten ft irrtümlich „29. Juli” ftatt „29. Juni“ zitiert. 
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1904, Seite 
Aug. 28. EM.RGB. Nr. 97. 
1381—1432 
Sept. 7. „ 8. 5861 
ex 1903. 1455 
„ 16. EM. 8. 40096. 1455 


2. Seneralinipettion der 
dfterr. Eifenbahnen. 


1867, Seite 
März 7.83. 8. 561. 847 
1869, 

Aug.17. „ B. 2439 314 

1871, 

t.29. u . 7581. '122 
il16. „ 8. 2408. 377 
„ 17. „ 8.1956. 674 

Juli 14. „ 8. 4480. 337 
„ 238. „ 8. 4046. 858 
„ 30. „ 8. 5073 115®) 

Aug. 2. „ 412 
„ & „ 8.500. 122 
„15. „ B. 5444. 497 

De. 27. „ 493 

1872, 

Yan. 28. „ . 756/506/II. 426 

„ 8. 756 ex1872. 316 

1873, 

April 7. „ . 9004. 122 
„8. „ 8. 3378. 98, 123 
„ 12. . 8432/2112/II. 448 
„nn 8. 3351. 838 

Juni 10., 2.4458. 853 

Aug. 5. „ 8. 26%. 122 
„ 26. „ 8. 8024/4844/II 448 

„B. 3600 ex1873. 316 

Dez. 15. „ 378 

1874. 

t.14. „ 8. 181/1. 122 
ni 3. „ . 3982. 816 

Aug. 24. „ 8. 6564. 122 

kt. 1, 98 
n„ 8. 2756 ex 1874. 

1291 

„ 8. 12146 ex 1874. 

1291 

1875. 

Seit. 6. „ .1172. 122 
rz 2. „ 8. 1423. 638 
n 8. . 2618 122 


Regifter. 


1875. Seite 
Juli 17. GJ. 3. 7346. 716 
Aug. 6. „ 3. 7996. 682 

1876. 

Okt. 12. „ 8. 9491. 132 

1877. 

März 2. „ 8.220. 847, 855 
ril27. „ 2. 4403. 847, 865 
ai 26. „ . 5788. 855 

Suni 9. „ 855 
„ 19 847 
n 23. u 317 885 

Juli 27. „ 885 

n * 15801 ex 1877. 

1879, 1291 

Febr. 6. V 855 
nn ns, 855 

Juli 12. „ 8. 6178. 609 

Sept.21. „ 8. 10298. 898 

80 

.22%. „- 8. 11615/79. 847 

April21. „ 3. 4270. 847 

Juni 97. „ . 8789. 891 

Des. 28. „ DB. 15737. 891 

1881, 

Yan. 9. „ B. 716/U. 49 

gr 24... 8. 16607. 418 
ui 5. „ 456 

Nov. 30. „ 3 847 

Dez. 19. „ 3. 15539. 847 

1882, 

r.14. „ 847 
i3„ "7200. 430 
„ 10. „ ‚70a, 817 
„12, 855 

Juli 6. „ "sur, 855 

Aug. 1. „ 8. 10560. 855 
„238. „ - BB7U/I. 463 

Sept.11l. „ 431 

1888, 

80. „ 8. 2084. 390 

1884, 

Jan. 16., 8. 13863/1883. 433 

Mat 80. „ 3. 5638/IL. 546 

Yuni 24. „ . 16506/1I 308 

Aug. 0. „ 8. 81081. 660 

1885, 

April 28 . 5452. 855 

Mai 10. „ . 5988. 847 


*) ©. 115, Zeile 7 von unten ift irrtümlich GJ. 80. Juli 1881, EB. 
1881:65, ftatt 68. 30. Juli 1871, 3. 5073 EB. 1871:65 zitiert. 


1885. 


Ang. 8 63%. 
Okt. 


Nov. 1. 
De. 9. 


1886, 
Jän 


‚1. 
. 1. 
Dez. 5. 
„ 24. 


Regifter. 


Seite 
.9519. 308 
.11471. 117 
. 14985. 855 
. 10846. 891 
. 9929 ex 1885. 628 
. 16815. 847 
ein: 847 
117 
18997. 891 
. 15708. 882 
.15172/I. 521 
.1523, 847 
. 15186/1I 8308 
. 14146 ex 1887.1290 
GB. Nr.109. 1290 
. 17028. 891 
. 2997. 891 
. 4639. 855 
. 6597. 847 
. 6915. 847 
. 9197. 693 
. 9612. 605 
. 17448. 693 
. 7541/III. 862 
. 20548. 855 
. 16922. 872 
. 20708. 847 
. 20092. 119 
. 837. 891 
. 2634. 891 
. 14608. 674 
. 3179. 107*) 
. 5200. 847 
. 8228. 688 
. 8693. 642 
. 13626/IIL 
ex 1888, 972 
$. 100 693 
—2 855 
.17275/I1 
ex 1887. 493 
20179.- 116 
. 16652,1V. 1178 
. 20067 /IV 1178 
. 19266/IIl. 339 


1890, 


777 


Seite 


&%.8. b489/ II und 


11922/III. 88, 861 
. 793. 864 
. 66/V. 1179 
. 1679. 891 
. 2227. 674 
. 16608/I1 

ex 1889 492 
. 2214. 891 
. 6298. 674 
. 6293/V. 1183 
. 18689. 674 

. 47510, 368 

. 95 ex18%0. 1291 
. 2046, 1052 
. 8668 1184 
. 8069, 836 
. 271/I1/62 619 

. 22940, 609 


8. 
189 


. 8256 ex1892. 629 


. 23605. 136, 137 
. 2486. 869 
. 3742, 133 
. 4088/V. 106*) 
. 24739 ex 1891. 337 
. 20316. 869 
. 20605. 835 
. 21160. 869 
. 21641. 869 
. 13516. 521 
.5594/IV. 1167 
. 85685. 138 
. 4907. 872, 495 
.17434/ II 
ex 1893 639 
. 11645 /I. 138 
. 6634. 499 
. 22975. 369 
16280/l ex 
4. 10**) 
. 23422. 852 
. 6140/II 498 


*) ©. 107, Zeile 5 von oben ift nad) dem Worte „Eotieren“ irrtümlich 
bie Sifierung des Erlafies der GJ. vom 80. Juni 1892, 3. 4088 / 1 unterblieben. 
*) © 16280 ex 1897, ftatt 


110, Beile 5 von oben ift irrtümlich 


8. 16280/1 ex 1867 zitiert. 


8. 


1496 
1895, Seite 
April2s. F.8. 21157 ex 1894. 618 
Nov. 18. „ 8. 12661 ex 1895.1291 
1897, 
br.20. „ ‘8. 901/A. 498, 500 
uli 29. „ 8. 11103/B. 480 
Aug. 1. „ 3. 12213/A. 135 
Kov. 6. " .11431/B. ° 1273 
1898, . 
Jän. 2. „ 2. 19604/B. 500 
.28. „ 8. 2324/B. 500 
April25. „. 15382 ex 1887. 1288 
DU. 20. „ 3 12548/A. 873 
Dez. 28. „ 8. M81/B. 1270 
1899, 
April1s. „ 8. 2156/II. 1004 
Ron. 4. „ B.13212/A. . 506 
Dez. 30. „ 8.18514/B. . 839 
1900, 
dr.16.- „ 8. 16411ex1899. 109 
uniill. „ 8.8567/A. ° 457 
Nov. 16. „ 8. 12707/B. 468 
1902, 
Mai 10. „ 8. 18556. ‚1048 
„ 17. n 8.608. 4886 
1904, 
OH. 1. „ 8. 18294. 1455, 1456 


3. Handelsminifterium. 


(Früher Miniſterium für Handel 
werbe u. Öffentliche Bauten.) 


1852, Seite 
Mai 5.HM. 3. 6668/9. - 440 
Juli 7. „ 8. 13618. 330 
Nov. 13. .„ 8. 22011. 419,421, 

424 
n 2%. „ 8. 15219. 87 


n. 25. „ 4. 23489/5. 437 
Aut 11. „ 3. 5767/P. 403 


. „ ROGB.NL.2E - 
(Eiſenbahnkonzeſſions⸗ 


HH 
81. 42, 1282) 1448 
89, 42, 103, 1452 
8 3. 42 
: 4. 42 
85. 144 
8 6. 79, 98, 108, 144, 

183, 1458 


Regifter. 


1854, . Seite 
8 9lit.c 103, 209 
8 10, 866, 1452 
8 10lita 98, 103 
8 10lit.b. 11, 328, 18, 
13, 1437, 1439, 1441, 
1445, 1446, 1449 
8 10 lit.c. 16, 94, 95, 
103, 208, 1448, 1450 
8 10 lite. 833, 848 
8 10 lit. f. 235 
8 13, 11, 16, 98 
1855. . 
März 6.HM. 3. 1739. 17 
Oft. 12. „ 8. 28780. 1041 
86 8 J 
. 12., 8. 20759. 496 
SH 2%, 887 
1862, 
Dez. 13. Ge. REB. Nr. 89. 686 
1863, 
März 5. om. 349. 8 
Juni 30. „ (Betr. Regl.) 1319 
März 4. „ . 17608/4109. 403 
Juli 16. „ 3. 3099. 168 
„3 u 9400. 21 
1865. 
Aug. 12. „ 8.889. 388 
De. 9. „ 8. 16279. 21 
18686, 


April12. „ 8.10106. 381, 383 


April23. „ B. 9403/811 
ex 1866. 11 9 
Juli 8.HM. 3. 8858/1156. 22 
1 
Sept.30. „ 8 13713/1878. 155 
DM. 30. „ 8. 908. 846 
1869. 
br.23. „ DB. 3466/6518. 155 
at 17._„ 8. 10214. 119 
„ 2. „ 10602. 309, 854 
Juni 20. „ 3014. 441 
Aug. 4 „ 8. 15438. 94 
„ 2%. „ 8. 13436/2279. 334 
„ 3. „ 8. 10214. ‚119 
Dez. 18. „ 83. 24589/4387. 319 
1870, 
Febr. 8. 25538. 121- 122 
24., 3. 3778/758 8 3. 481 
„ 25. „ 3. 24609/1869. 122 


—*8 Seite 1497 
April 3 HM. 3. 5192. 1080 Bein 
Mai 6. „5 . 4300. br. 27. Seite 
"ex „3199643509 119 om. 8. 31498 ex 
„ 1. y 44 13 
zur 4. en —88 123 187 1873 R: 25440 ex 
u.21. » Wilson. 16 | za * ee 
Oft. 31 3 1380. n . 85 122 
Den. Fan . 15634. 143 | Wril 3. „ Ha 420, 421 
. 0) 30. ” 29940, 1 ” 6. " " . aut: 377 
1871, . 20457/4349. 836 " 10: n . 10871. 593 
Feb . 10078 423 
r. 4.008; dv. HM. RB Mai 22. u 12801. 418 
Juni 5 in; 81,9 6. m 9. 118 0 
0 HM. 3. 9437 ‚98, 124 „ 1%. „ 33085 441 
gil 20 „8. 25917. 119 | Smi 1873. ex 
ug. 9. . . 15432. 122 a m — 2158 438 
s . 13. n .10110. 108 n 0 388 
„ 22. ii EN 632 Br gen 
Stht.20. „ 2. 18058. 109 en "608 
De .18. „ d. 22738 122 n, 27. HM. 8. 19119 705 
3.26. » 8. 24038. 10 | San. 6. . 421, 424 
1872. 122 9. 5. „ 8.183114. 285 02 
r. 
Mai 31. „ REB.Rr.17. 676 ER 24. „ 3. 23951 1313 
nil6. „ er ' 119 ent. 0 DR + & 28370. 156 
fl " . 
h 8. Rr.80. 516 Run: 28444. 1056 
19. <D. ° 46 .12. „ 8. 9711 
31. " . 22977. „ 18. . 49 
of. a 5 raue | 20, Ban 86 
ov. 16. 1090 | Di 1. ‚33620. 1446 
„2%. m 2. 20676. 64 „ ® n RGB. Nr. 144. 
D n . 29999 6 " 388 516 
e3. 16. . 854 ' 3. 79. 1 
" . 36440. " . 14069 e 054 
1873. 122 1874. x 
Yan. 21 185. 76 
br. 2 " . 2073. 6 Yan 9 
ärz 337 36375. 17 1 . HM. 3. 375. 
29592 122 0. " .49 2310 
1872, ex „18. 2 3. 407 
„ 21.HM. 122 . B.878i1 ex ara, 
n . 168 18. 
April 2. 3. 9877 381 „au. Dre 846 
Juni 8., "95269 670 1874. 329 ex 
" ss” 2028 128 * B. 40329 ex u 
Mu % ® ” . 4801. 
iu 8 Aanae: ou, Su som 18 
a 11. # - Ba 404 März10. on 1700. 640, 641 
ug. 23, . 605 " „41744 " 
Dft. 26. n . 26624 190 „ 18 u. 8. 7498. J 111 
Nov. 7 n . 80591 983 84 n 28. Mm . 1428. 1278 
ar 333 . 37323. 2 6 | April 8. I 846 
nm 8. 37719. 16 „1. $ ge 8 
1311 97. m GB. Nr. 47 60 
" op 8. 12997. . 516 


1498 Regiſter. 









1875, Seite | 1877 
Mai 3. GM. 3. 31741. 1082 un "HM. im Einv, m. 
„ 19%. „ 8. 11626. 1276 d. J. He 
„ 4 „nn 3. 7736. 122 . 339 
Juni 16. „ 8.18217. 837, 838 | Aug. 30.HMV. RED. Nr.84. 122 
n. 30. „ 8. 15.386. 854 | DE. 8.HM. 8. 30077. Fr) 
Juli 10. „ 2. 4519. 122 " . . 82281. 1275 
Ang.26. „ 8. Nr.116. 1269 n 28. . 26754. 606 
Sept.18. „ 8. 28953. 854 n„ 26. . 30940. 846 
„ 80. „ 8. 30129. 319 | De 26. . 38145. 1087 
DM. 1. „ B. Rr.130. 117, PR 34721. 1997 
1882 . 
" „ 8. 8021. 1989 Jan. 4. 1979 
Nov. 6. „ 8. 34177. 1276 n„ 16. . 170. 854 
n „ 8.128610. 14, 108 | Gebr. 1. Ä G.8.Nr.9 
De. 2. „ 8. 35181. 1186 (techniſche Einheit *) 
n „ 8. 31879. 20 | Yebr.18. HM. 2. 147. 705 
März23 . 1856. 418 
1876, Mai 11 35386 ex 
.b . 35185. 497 . 447, 912 
Fe 6. . 8028. 441, 1081 „ 13. HM. 2. 703. 1275 
„ 21. „ 8.121783. 199 n. 28. . 1026. 1316 
Mai 13. „ 8. 1557. 379 uli 30, . 18836, 308 
„ 13.HM8.8. 14178. 846, | Aug. 2 . 21142. 1087 
852, 854 | DE. 9 . 2209. 494 
n 5 29295. 449 
. 29936. 864 
35403. 1279%*) 
32086. 429 
. 35994, 418 
35834. 425 
X 
216, 218 
Kr. 19 
ung d. Bau⸗ 





81, 124, 143, 
214, 429, 433, 1189, 
1282, 1443, 1453 





1. 143 

2. 145 

n >. ME. RGB. Nr. 17. 78 8. 145, 148 
n M. 8. 5176. 447, 469, 4. 1452 
633 i 88.43. 145 

März 9. „ B- 24758. 442 10, 145 
„ 23. „ 3. 354. 1313 : 14. 143, 144, 164 

„ 8. n 10515. 414 88 15, 16, 17. 1452 
rlll. „ 4178. 838 1 1453 
ai 380. „ 2. 7877. 253 18, 148, 149 
Juni 17. „ 8. 7060. 236 8 19. 144 
n 1. „ 3. 32848. 254 20. 148 
„ 8. 19064. 670 21. 143 

Fur 1 B. 20674. 254 32. 135, 149 


*) ©. 1279, Beile 15 von oben ift irrtümlich zitiert EM. 7. Dez. 1878, 
8. 35403, ftatt HM. 7. Dez. 1878, 8. 35.408, 
“eG, 345, 8. 12 von nten ift bie Bitierung biefes Erlaſſes aus Ber- 
fehen unterblieben. 


Regiſter. 


1879 Seite 
g 36. 148, 149 

337. 148, 149 

8 38, 148, 149 

48. 24 


Sehr. 8. Sara. 8. 2216. 


121, 124, 
429 





„18. „ 8. 14588/3377/II. 190 
n„ %. „ 8. 27821. 999 
De. 6. „ . 38587. 838 
„ 3. „ ROGB.NL.3—80. 890 
„ 8- 14063 ex 
1879. 87, 157—161 
1880. 
Jan. 5. Om. . 1799. 8 
„ 18. „2.39. 981 
Sehr.16. „ 8. 4401. 633 
Mai il. „ 8. 5651. 995 
n 22. HM. 8. 14095. 1055 
n„ 29. ch EAN 57 
erfafiung der Pro» 
jette für Lokal⸗ 
bahnen). 143—154, 
1282 
892. 144 
8 20. 118, 149 
8 21. 149 
8 99. 150, 152 
Juni 14.HM. 8. 18381. 967 
n„ 23. „ 8. 18228. 992 
n n 8. 18222. 997 
"9. ] 3. 17088. 995 
m 39. „ 8.180838. 970 


1880, 


Juli 9.HM. 
Ung. 18. „ 
" 33. n 


= 
- 


Du 2 *8 ze 


1499 
Seite 
. 21549. 3 
. 25049, 664 
. 20615. 841 
. 87212. 972 
. 8572. 1189 
. 4592, 429 
. 15742. 3 
. 2462, 1055 
. 18297. 753 
. 85901 0x 1880. 997 
. 19113 640, 641 
. 23257. 87 
„17583. 1189 
. 21881. 1280 
. 22789. 1088 
. 29091. 447 
. 80714. 112 
. 25407. 1190 
. 2613, 471 
. 44202, 813 
. 15040. 331 
. 11397 ex 1881. 78 
. 87630 6x 1881. 


87, 88 
BR. 38242 6x 1881. 162 


. 13060 ex 1881. 166 
. 42117. RGEB. 

Kr. 14. 341 
.41559ex1881. 3 


. 9577. 604 
. 11615. . 88 
. 13539. 378 
. 16938. 99 
. 16644. 381 
.16815. 640, 641 
. 10244, 442 
. 13787. 208 
. 16197. 341 
. 22117, 854 
. 22677. 890 
. 23996. 604 
. 28095. 1088 
. 27308, 481 
. 88328, 320 
. 89649, 890 


. 12262ex 1882. 78 
. 31995 ex 1882. 113 


©. 687, Beile 4 von unten und ©. 875, 3.3 von unten iſt irrtümlich 


RER. Mr 


Nr. 78 ftatt R. G. B. Nr. 38 zitiert. 


1500 Negifter. 








1888, ©eite | 1885. ‚Seite 
in. 28. om. g. 2373. 407 | Sept. 9.9.9. 21124. 116 
——— „. D. 4B08. 1000 | Ott. 16. „ 2. 20398. 1048 
Till. D. 14188. | m 2, B.318. so 

Juni 1. „. 3. 10119. 10 | 30, B.3761. * 
„18. m 8. 21801. 47 | Won.1b. „ B.sa2e. 308. 

ig. 1. „ B.24092. 536, 1368 | 1886. - 

Dei. 29. „ DB. 46908. 738 | Jän 4 „ 1885. 599 

Frau 1885. 702 

1884, u „2%. 1885. 702 

1 m’ 8,3598. 810 =. 980 

7. m 8.7488. 810 | Febr. 8. „ 402, 1273 
„2. „ 8.5858. | » 1er 018, 1028 
Wirt, BONM. 308, | Dägie. 5 us 
sa“) Er 208 

"nn gi. so | Wa e 5 309 
9% dom 517 2, s. 890 

Suni 8. „ 2. 18497. sı | li 3 „ 141 
nn m Re 10008. 0 'n 1n 385 
».16. , 2. 20008. [7 Be u 447, 535 
Pa . Mr. 108. 142, | 5 26 5 997 

| m, 508 

"4 „ 8.1188. R0B. =, 3x0 

Fr. 108. 1209 | „ 10. 70. 890 

Juli 14. „ 8. 28500. [IC u 1092 
n 2%» 8. 18070. 13 , 1888. 12 

Aug. 9. „ 8. 23582. 60 | 1887. 
nn = 8.288208. 1018, 1097 | San. 1. „ 3.iea ex isss 633 

8. 9708. 109 |» 21 5 8.878. 143 

of. 3. 5 8.3047. 60 | Febr. 1. » 2.2840. 110%) 
m Mn g3 

Ro. 2. , ROB. Nr.is1. 658 345-360, 373 
n 2. u 8.4088. . 680 | „ 10. „ 8.382. sis 

De. 2. „3. 40886. 109 | m mm D-B21R. 5” 

w B.isltoxisse. 11 | u 5» Baron. 208 
n 3. 2077ex1884. 217 . Bass. 1092 
29 | Wär ı. 3 16 

1885. v8 5 g. 21888. 22 

Behr. d „ B. 2007. 1058 | Whrir 5. 7 8. 5088. 308 
„2 5 BM0exisse. 164 | „ 16 -, 2.1091. “1 

April 1. » B.10816. 561, 1893 | Mai ld „ 8. 12306. 830 
„80. , 8. 18214. 60 | Zunis0. „ 8.9788. 420, 

Eu .Ntr7 668 54, gi 
m 3% „8. 17008. | m nm & 1207. 5 
nn 8. 18887. 415 | Wig.si. „ B.assın. * 
8. 5. 8. 19258. 00 | Cept.is. „ B. 81590. 36 
li 7. „8. 20466. | „16. 5 ROB. Rr.1oo. 126, 
ug. 4. 5 RB. Nr.1sb, 374, 1282, 1290, 1458 

ss 825 | Oft. =. „ 8. 40816. 2” 





ti) © 949 Beil vom oben i tertämtich 8. 6191/9M. hatt. 619/9M. 
rt, 
5 **) ©. 110, Beile 12 von unten if irrtümlich CBs. 188:15, ftatt CB. 
1888:.15, äitlert. 

=°*) ©. 346 nad) Beife 12 von oben find irrtümlich die Worte: Sunb- 
machung des HM. vom 1. Februar 1878, ROB. Nr. 9, weggeblieben. 








Negifter. 1501 
1887, Seite | 1889. Seite 
Nov. 19.HM.8. 34608. 107 | Dez. 15.HM. 8. 50091. 517 
„nn 8. 37558. 386 „ 18. „ 8.9510. 1270, 1273 
„2%. „ © 28080. 1277 n„ 2%. „ 8.486322. 968 
„22. „ 8. 43804. 846, 896 n 8. 1432ex1889. 107 
„ 23. „ 8. 45022. 1097,1098 „2. 42738 6x 
ade. 4. „ 8. 44790. 92 89. 1239 
"9% „ 8. 2597. 516 | 1890, 
„ 1. „ 8.46341. 890, 891, | Jän. 8. SM. 2. 50483 ı ex 
896 1029 
„ $ 28502 ex 1887. 145 „ 19. om. 8. 51341 ex “ 
„ 3. 48049 ex 1887. 404 972 
1888, ”. „29. om. "8. 53661 ex 
n. 2%. .49999/87.- 891 973 
da 16. M . 49806. 1098 br. 15. SM . 4151. 77 
März 8. „ 8. 2270. 1032 ärz 5. „ 3.8512. - 108 
„ .1M „ , 9708. 162 n 7. 1859 . 20686 ex - 498 
Aprilil. „: 2.120957. 684, 63 .. 
Smi19. , 8. 22408. 851 | April 5.00. 3. 4338 ex | 
„2%. 936, 937 1889. 442 
li 19. „- 8. 16662. ‚808 „ 12.5. 8. 5621/V. 1181 
Ang. 7. „ 8. 27408. 438 „ 16. „ 3. 15420. 1003 
Dt. 3. „ 8. 2270. 660 „. 29. „ 8. 10660. 1030 
Dei. 1. . 8. 47688. 937 ni25. „ %. 14905. 996 
„5: „ 8. 311900x 1887. li 7. „ 8. 27215. 866 
1270, 1273 Oft. 8. . 43255. 896 
„ 16. „ 8. 48715. 1107 " 18. . 43772. 887 
„19. „ 8. 44702. 1091,1096, | Rob. gi 3.4510 
1097, 1099, eröffentii ung - 
1101, 1107 ber Tarife). PER son, 09, 
18. ” 8. 29989 ex 1888. 105 320, 000, Bsi 
44986. 615 
Jän. 5. „ 891 . 51940, 447 
„5b. ,„ GB Ar. 4. 1177,1283 "E68 468, 544 
„ 23. u » a9646. 56852 946 
ex 1887. 820, 470,545 
Gebr. 7. „ 8. 27250 | 
ex 1888, 1008 8. 8, 816 
„1. „ 8.188. 683 GB. Nr. 28. 1432 
„22. „ 3. 7414. 318 45102 ex 
März 7. „ 8. 4271. 1029 u 687 
„8%. „ 2.618. 374 52994. 841 
„3 u 3 2399. 891 5370. 988 
Mai 28. „ 8. 186558. 752 . 1452. 995 
Suniil. „ 8. 19575. 320 . 18826. 11 
Juli 15. 29891. 447 . 26072 : 421 
Aug. 4. „ Im Einp. mit . 24491, 702 
d. übr. Min. 220 . 26489. 939, M7 
Seht. 19. HM.L. 39548. . 447 im Einv. m. d 
. 39548. 308 . 1. Unterr 
oh. . " 8. 40843. 188 ‚Nr. 108. . 332 
Nov. 28. „ 2.497864. 447,535 | Aug. 20.HM. 2. 80979. , 


2 ©. 607, 5. 607, Seile 12 von oben ift irrtümlich 8. 4710, ſtatt 8 27510 


732 


J 


1502 
* Seite 
ug. 21. HM. 8. 18998. 854 
Eu 13. „ 8. 20775 308 
„ 21. nm 8. 35592 810 
30. „ B. Nr.149. 1064 
of. 16. , 8.4765. 687, 875 
Nov. dB. „ 49630, 672 
Dez. 15. u 8522 RGB. 
Nr. 183. 
„ 31.HM. 8. 2911. 738 
1892, 
n. 29. „ RGB. Nr.28 1323 
27. „ 8. 234. 09 
ai 20. „ 23658. 543 
"„ %. 3. 23658. 544 
27. u 24763. 854 
114, „ 8.278562. 447, 535 
i 7%. 3 8.18179. 163 
Ang. 1. „ 32909. 350, 374 
„ 5. „ 8. 38769. 1018 
„ 8. 38908. 1018 
Okt. 6. „ . 43906. 938 
„Tu 8. 40088. 447 
Nov. 30. „ 8. 56008 872 
De. 10. „ Z. 56001. 596-602, 
679 
„12. „ 8. 10608. 658 
„ 15. „.d. 63072. 8833, 849, 
„ 28. „ 8. 655119 891 
„ 8. 14650 ex 
1892. 108 
HM. 8. 5540 ex 
1892, 183 
1893. 
Jan. 27.HM. 8. 14667 ex 
1892, 518 
„ 8.HM. 8. 277. 163 
r. 1 .3188. 447, 563 
uni 80. „ 29173. 873 
ui 8 „ . 26458. 544 
n„ 3. „ 8. 36834. 636 
Ang. 1. „ RGB. Nr.126 
(Sprengmitteleb eh. .) 809, 832 
„1 M.8 8. 40703 


nern zur 
Sprengmittelobg.) 809 
Sept. 1.HM. RGB. Nr. 188. 603 


n 8. „ 8.189983. . .440 
„ 19%. „ 8. 48967. 1014 
„ %. „ 8. 49015. 394 
Dez. 10. „ 8. 54822, 753 


Regiſter. 


1898. 
Dez. 26. H. M. 


1893. 149 
1894, 


7 1. M. 
Da Fo— 
„0. 
April 10, m, n 


60765. 753 
. 9730. 150 
. 12654. 





San. 8.5M. 8. 69822 ex 
1894. 823, an 400, 1271 
März 1. om. RGB.NL.3E. 608 





Mai . 1185. 375 
9 1. „ 8. 25640. 753 
Jüli 39. „ 8. 3835/IL 340 
Ang. 5. „ B. 174. 423 
„ 31. „ 8. 28200. 879 
Sept.21. „' B. 48428. 731 
Nov. 2%. „ B.NL.167. 650 
| ‚ 867 
20. „ 8. 64846. 888, 
1274, 276 
Dez. 18. „ 8.685899. 1274 
„ 8. 16960 ex 
1895. 4231 
Dat. 8. 53968 ex 
SM. 2. 26660/EBN. 
ex 1895. 157 
HM. 8. 28482 © 
1898. 1895. 157 81, 1241 
DM. 1.HM. RGB. Nr. 182. 823 
Nov. 6. „ 8. 45900. 947 
1898, 
Juni i8. „ 8.8415. 9, 1M1, 
1243 


% 


Regiſter. 


1899. Seite 
Jän. 24. HM. RGB. Nr. 20. 677, 
1900. 669 
April 5. „ B. 6852. 1042 
Aug.16. „ 3. 86295. 1046 
1902, 

März?b. RGB. NT. 56. 1047 


4. Finanzminiſterium. 
1850, Seite 
Aug. 9. IME, 86, q7 ‚ai, 2 

und 8 8 Abf. 2. 
RGB. Nr. 333. 1187 
or 18. FME, 8. 30841/1794. 981 


nt 7. IM. RGB. Nr 194. 


983, 934 
Juli 27. IM. 8. 48/1. 921 
Nov. 11. FM. 8. 1049/1 929 
29. RGB. Nr. 257 934 
1854. 
März 8. „ B. 47878. 882 
28. „ 1241 
Jun ı 18. „ 8. 26787. 1238 
18. 7, 
Sen, "RER. 5: 298 
902 .-935 
985 
15, 87, lit.b.,d. 934 
29, 933 
32, 9323 
8 87. 37—40 
1858, 
Aug. 16.YM. 8. 21992/4886. 932 
1859. j 
. . 3. 19 
— 
ts, Wbf.3. 414, 705 
1861. 
dr. 22. FM. RGB. Nr. 26. 984 
81. „ 8. 4670. 928 
1872, 
Nov. 7. „ 8. 24%. 910 
n nn 24571. 909 
1874, 
Febr. T. „ 8. 22479. 1188 
1877. 
Juli 11. „ 8. 17486. 1188 
1880. 
RGB. Nr. 140 


" Kousugsborfecift z. 






1503 
1880. Seite 
Geſ. v. 26. März 1880, 
RGB. Ar. 89, betr. bie 
Steuerfreibeit bon 
Neu⸗, Zu⸗ und Um⸗ 
bauten). 84 1188 
gin. 12, FM. 83. 25967 ex 1880. 1185 
ug. 6. „ . 1753. 1185, 1190 
188, 
Yan. 3. „ 8.88. 12329 
Apriiı. „ 8. 5748, 1288 
18837, 
Tebr.10. „ RGB. Rr.12. 920 
1888, 
i 9. „ RGB. Nr. 11. 
9385—987 
1889. 
März 2. „ B. 4076. 1238 
1891, 
7. m 8. 9756. 989 
1892, 
Dez. 11. „ RGB. Nr. 218. 660, 
662 
1895. 
Dez. 21 „ 8. 81879. 980 
1896, ' 
März 1. „ 8. 41938. 1191 
Juli 16. n . 44389 0x 1895. 711 
Fat 25.80 store rift ‚ei 
ollzugsvo 
a HB oo . 1196 
1897. 
Sept. 9. * . 83379. 1204 
Ol. 17. „ . 44191. 1241 
1898, 
San.12. „ B. 64551 
ex 1897. 1204 
„ 23. FM. 8. 1438. 1186 
Nov. 22. „ . 88215. 26 
1899, 
br. 4. „ 8. 505200x1898. 908 
ürz22. „ &. 14514. 1046 
April10. „ 2. 6468 ex 1898. 27 
„2%. „ 8. 21800. 1204 
Juli 21. „ B. Nr.130. 937 
n nn . 89695. 910 
Nov, 3. „ anipulations⸗ 
vorſchrift für Hofe, 
naar 
n en 
u. ſ. w, RG6GB. 
Nr. 209 (8 14). 12305 


1504 
1899, Seite 
Nov. 16. FM. 8. 61749. 1248 
Du 1 u B. NRr.239. 656 
658, 660 
1900, 
Sebr.16. „ 3. 34779. 899 
23. „ RGB. Nr. 36. 661 
März30. „ 8. 87528ex 1899, 
Juni 14. „ EM. 8. 29469 
ex 1900 
Aug. 27. FM. „118. 91 
” 81. ” .49931. 1235 
Sept.18. „ GB. Nr.162. 661 
„ 24. „u 3. 47768. 902 
Nov. 13. „ Z. 65989. 1190 
1902, “ 
Yan. 5. „ RG6B. Nr. 3. 662 
5. Minifterium des Innern. 
1855. ESeite 
Febr. 16. M. d. J. RGB. 
"Nr. 31. 641*) 
1870. 
Aeritne. M. B J. 8. 8548. 1434 
Oft. 17. 42088, 439 
1871, 
Aug. 3. u 8.90. 632 
1873. 0 
wi „ . 12718. 417 
ept.22. „ . 10196. 98, 99 
Mai 3. nn  RGB.NL.56. 
683—-635 
Dt. 10. „ . 2443. 250 
" n . 3448. 13123 
Dez. 30 .14065. 210 
1877. 
Hpril19. „ ‚1497. . 99 
Mai. 6. . 632. . 251 
mi 22. „ . 19576. 1051 
ept.19. .„ 8459. . 
De. 19. 469. 431 
1878, 
Nov.30. „ 8: 18187. 429 


35. Februar. 1855 zitiert. 


Regiſter. 


1879, Seite 
Mai 21. M. d. J. 539. 217 
Rov.19. „ .15047. 1085 

Dez. 30. „ . 13736. 431 

1880, 

10. „ .15847. 1035 
uli 24 „ . 10725. 968,971 
n . 4944 

ex 1882, 78 

1888, 

Juni 7.M.d.%. 432 
„1 2065. 432 
3.268. Scle|. R Rı.2. 408 

Juli 1.: M. d. J. 8. 350 709 

1884. 

Aprilib. „ .8162. , 438 

uni. „ .8909. . 641 

Aug. 7 n . 8050. 974 

Nov. 8. . 38549. 974 

1885, 

Aprilid. „ 8.5851. 975 

1888, 

Mi. „ 8. 5168. 633 

1889, 


Jin. 2 2. „  RIBE.NL11.1152 
8. 16992. ° 1162 
Ron. 8 "Sucher Destt. d. J. 


890. 
Yan 2. M.d. J. 8. 1389. 9723 
ehr. 2 


n . 107 
Shärss. n B. Rr.46. 635 
1891. ‘ 
Juni 35.1. Okt. 22. M. d. J. 
8. 1155 u. 11879. _ 628 
1892. u 
Juni 5.M.d.%. 3. 9590. - - 973 
1893, | 
Juni 6. 85711/II. '685 
DM. 6. 20828. 966 
1894, 
Mir. „ 138 
Sul. 2. —* Nr: 168. 
a 1153 
1895. ;  B. 82004 268 
Pe 
Dei: 23. „ - -8.87582.- 1049 


*) ©. 641, geile 21 von oben ift —* 15; debtuar. 1806, ftatt 


Regiſter. 


1900, Seite 

Mai 31.M.d.I.8. 18546. 610 

1904, 

Amill. m RGB.Nr.58. 
1156—1162 

6. Erläffe anderer 
Minifterien. 
1866, Seite 
Märzı18.St.M. 8.1452. 682 


1888. 
März 1.0. b. Auß. 8.911 bis 
1370. 


Rov. 11.IM. 8. 18189. 448 

1874, 

Mai 31. „ RGB. Nr. 87. 261, 
2628 

1883, 

Mai 13. „ 8. 6926 ex 1888, 


1887, 
März17. FM. RGB. Nr. 34. 876 
1875. 
Dez. 18. Uderb. Min. 8.122339. 77 


März il, „ n 
Nr. 34. 1083 


1875. 

Febr. 24.Kr.M. 3. 458/56. 423 
1878. 

Juli 16.R. Kr. M. 8.4174. 1097 
1885. 

Sept.22. ErL. des LER KM. 


‚ Rt. 3784. 702 
1888, 
Dez. 2. R. Kr. M. 3.5646. 1106 
1893. 
Jän. 233. 8.218. 163 
1896. 
Dez. 24 n NRr.3963 EB. 598 
1898, 
unt 10. n Nr. 2021 EB. 583 
2. Kr. M., Abt. 5. 
I 18. ai. f. L. Vtg. RGB. 
Nr. 98. 1055, 1058 


1874, 
Aug. 27. M. f. L. 8. 10556/2327. 
1081 


1884. 
Marz 11. M. f. L. 8.2807/818. 420 


Geſ. Slg. XVII. Eiſenbahngeſetze. 


1505 
1886. Seite 
Dez. 12. M. f. V. 
8.18282/3982/IV. 1088 
1887 
Sn MER. RGB. Nr. 6. 
1089—1097 
1888, 
Rov. 21. M. f. L. 8.15861/65137.1107 
1891. 
Juni 


6. M. f. L. 
8. 9182/ 1881/ III. 420 
1894. 
Aug. 16. M. f. L. 8. 15874/8601. — 
„20. M.f.L. RGEB. Nr. 182. 1104 


1895. 
April 6.M.f.8. 8. 7814/7818. 
1081 


7. Gemeinſame Erläffe ver- 
ſchiedener Minifterien. 
1858, Seite 

März17. ms im Einv, m. 8 


—S — 330 
Dez. 19. Vdg. ROW NT. 266. 1057 


uu. im Einv. m. d. 
d. J. u. d. Oberſt. 
Felizeihehoͤrde RGB. 
Nr. 48. 332 


855. 
* 16. Bo: RGB. Nr.31. 640 
April 3. RGB. Nr. 61. 488 


.d. Fin. u. d. 
and, B. Nr. 
75. 470 
9. ‚545 
„ 30.M.d.%., d. Juſt. 
u. d. Ob oli⸗ 
geibehörbe RGB 
. 198 387, 438, 
1859, 
Yan. 2. Vdg. RGB. Nr. 26 
betr.d. Bufammen- 
treffen d. Eilen- 
bahn u. Bergbau- 
betriebe3. 77, 78, 
1283, 1434 
95 





1506 
1859, Seite 
86. 14, 79, 1438, 1449 
7. 1449 
8 79, 80, 1449 


Nov. 1... b. 3. . Zuft 
d. Fin. 


u. B. 
Nr. 200 (Behand. 
db. Bergmwerfäbahnen. 276,77 


Nr. 39. 825 
88 8, 4. 812, 84 
86, 812, 823, 824 
1861, 
Nov, 8. M. d. Fin. u. d. 
Sand. . Nr. | 
114, 931, 932 


1874, 
April 9. Vdg. d. Gefamtm, 

.17 —— 1081 
Okt. 26. M. d. Sin u. 

Hand. 8. —* 


933—935 
1875. 
Okt. 1.HM. im Einv. m. 
d. M. d. J. 
Nr. 130, 331, 334 
1L. HM. im Einv. m 
d. M. d. 
131. 332 
1877. 
März 8.M. eb. Fin. 
253 


2.2 
Juli 2 di . and., 
d. ee 


a itielobg. .) 108 


1878, 
Des. 6. M. eb Hand. 
8.3 212 
1879, 
Aug. 7.M. 8 J., d. Juſt. 
u. d Hand. RGB. 
Nr. ri „Burg 
führungsvdg. zum 
Definfe nögelebe- 
991—1004 
1880, 
Aprit12. M. d. J., d. Zuft.. 
d. Aderb. u. d. 
Hand. RGB. N 


Regiſter. 


1380, 8 Gollz 5 
3 ollzugsvdg. 
jum Geſetze betr. 
e Abwehr und 
Tilgung aniteden- 
ber Xierfranfheiten. 964, 
965—976, 970, 973 
März 9. HM. im Einv. m. 
M. d. J. RGB. 
Nr. 32. 332 
il 12. M. d. J., d. Juſt., 
Apri d. Ackerb. u d. 
Hand. REB. Nr. 
38 (Bollzugsbor- 
(heilt gum an Ta eſetze 


— Nr. 87 * 

Abwehr und Til⸗ 

gung der Rinder⸗ 

peſt). 976—986 
M. RGB. Nr. 67 

betr. die Projekts⸗ 

verfafiungf. Lokal⸗ 

u. Schleppbahnen) 991 

Nov. 23. M. d. J., d. Ackerb. 

u. d. Hand. 


Mai 29. 


. . 971 
Ackerb. M. im Einv. 
m. d M. d. J. d. 
gr u. d. Juſt. 
85146 ex 1880. 79 
1881, 
März 28. M. d. J. u. d. F. 
RGB. Nr. 30. 668 
1882. 
Jaän. 27. MER. Einvern. 
mit d. beteil. üibri- 
gm gentralftellen. 
1056 
Mai 24. M. d. J. im Einv. 
m.d. HM. 8. 2823. 
„26. M. d. F. n d. H. 
RGB. Nr. 49. 894 -902 
1888. 
Mai 1.M.d. Ackerb., d. J., 
d. H. u. d. F. RG 
Nr. 58. 1032 
1884. | 
Aug. 1. Vdg. RGB. Nr. 41. 658 
M.d. J. im Einv. 
m.b. HM. u. FM. 


8. 2677 ex 1884. 217 


Regiſter. 
Seite 


—* M.d. —8 d. Ju, 
es d. Uderb 
ehr: u. Til 
gung des Rauſch⸗ 
randes u. des Rot⸗ 
laufs der Schweine) 
RGB. Nr. 54. 
1886, 
Nov. 8.Khm. d. Geſamt⸗ 
mintfteriumd RGB. 
Nr. 1 376 


and. u. d. 

B. Nr. 11. 
903—907, 909 

1889. 


Okt. 20. Geſ.⸗ Minifterium 

RGB. Nr. 176. 1063 
Dez. 8. M. d. J., d. Juſt., 

d. Ackerb. u. d. 

Sand. RGB. Nr. 


—— 
Fin. 


968 
1890. 
Mai 29. Io b- J. im Einv. 
d. HM. 
95. 1164, 1283 
Aug. 30. Sm: im Einv. m. 


d. J. RGB. 
A. 389, 387 
1442 


5 1 
Dez. 10. M. d. Hand. u 
b. Fin. RGB. Fi. 
940, 945 


213. 
„ 12.M.d. Sand, Ir Sin. 
RGB 939 


M. im Einn. m.b. 
II. 8.9 756. 
a Re: 
HB. ee. 


Aug. 31. EU. im Einv. m. 
d. übrigen 1 Bentral- 
ftellen RB. Nr. 


946 


1058 
1892. 
Juli 13, Sin. u DM. RGB. 


Sept.22. a b ER b. Sf, 
NR is. Nr. 
166 (Durchfüh⸗ 


942 


143 betr. Ubiwehr 


1507 
1892, Seite 
und Tilgu 
ungenſe ac. 986—989 
Dez. 10. u d. HM. im 
Einv. m. . IM. 


RGB. Nr. 207 
(Betrieböreglement). 596, 
602—773, 866, 869 
Singangabeftinmung. 597 


87 833 
811 833 
8 13, Abf. 1 600 
8 16, Abi. 1 600 
8 25. 597 
8 80, Abi. 5 598 
8 87 833 
— AT. 2. 598 
840. 98 
8 42, Abſ. 2. 598 
8 43. 598 
— Abi. 2. 598 
8 44. 598 
8 47, ei 598 
851, Abf. 1, lit. e.599, 1442 
8 52. 652, 653, 654, 
658, 660, 662 
8 58, Abſ. 6. 600, 1446, 
1447 
8 55, Abf. 3. 597 
859, 599 
8 61, Abi. 2 598 
8 68, Ab. 3 597 
— f. 10. 568 
64, Abi. 1 655 
865, Fr .2. 597 
8 69, Ahl. 4. 599 
8 77, ‚ai, 1,81, 
600 
R BG 599 
81. 598 
Anlage B. 
Nr. 1. 600 
Nr. XV,8.4 600 
_ 27. 600 
Nr. XXXIX 600 
XL. 600 
Nr. LV. 600 
Dez. 10. M. d. Hand. u. d. 
Juft. (Einführungs- 
363 Betr. Regl.) 842 
„ u u. IM. im 
Inn, m. d. FM. 
B. Nr. 213 
(Verwendung von 
Eiſenbahnfracht⸗ 


briefen mit aufge⸗ 


95* 


1508 


1892, Seite 
brudtem Stempel» 
zeichen). 652, 654, 62 


1898. 
Dez. 18, FM. u. HM. R. G. B. 
Rr. 177 


1894. 
Juni —J ‚im 3. 380B. 


11.0.3 af 
au FE Sim, mit 


Ne 1, Pass 523 
Ang. 9. HM. u. HM. ROB. 
Da. 0 

— F.u-B. 

“ Nr. 24 
1895. 





Wi 22 





.D.d. 9. u. Fin, 
8. 40526 ox189. 


1896. 

Jän. 19. Cm. b. 3 
—— 
—z 
[0 ie faatliche 


1280 
434, 1288 





Regiſter. 





10m. Seite 
Febr. 5.HM. im Eino. m. 
. D.d.I. RER. 
Mei 10. Wr fine. 
ai 10.0.0. 
in Sim, m Om. 

Kr. 119, 0 
un 5 Krone 86 
1898. ” 

140 
ısı1l 
sıı 








—— 
Ei i 
* * 
De 


Regifter. 
' 1908, 


1899, Seite 
Dez. 80. EM. u. FM. RGB. 
Nr. 1 Ex 1900. 608 
1901. 
Jän. 33.M.d.%.,d. Hand., 
d. Uderb. und b. 
Eiſenbahnen. REB. 
Nr. 12 (betr. den 
Verkehr mit Mine⸗ 
ralölen). 88 13, 20. 1462, 
1453 
Rov. 14. M. d. J. d. H. u 
d. — 
RGB. Nr. 184. 767 
88 9, 11, 14, 16,47. 1283 
Dez. 7. HM. im@Einv.m.d. 
. d. J. RGB. 
Nr. 217. 764 
1902. 
Yan. 20. EM. vb 5 
RGB. Nr. 22. 652, 667 
„ 3.809. d. M. d. J 
[ dam u. Eifenb 
B.Nr.12, 813. 741 
Märzi1.M.d.%., d. Hand. 
u.d. Eifenb. 8.2708. 529 
Juli 16. En d. EM. und 
IM. im Einv. m 
d. . GB. 
Nr. 149 (Ber- 
wendung von Be- 
förderungsfcheinen 
mit aufgedrudtem 
ee: 653, 662 
Sept.27.M. der Fin., 
gilenb. u... ‚ud. Bank: 
—*— 
vorſchrift z. 
—— 
213—1228 
Dez. 12. IM. 2. HM. RGB. 
. 245. 897 


1903. 
März29.M.d.%., d. 
” a eg, 


1509 


Seite 
u. d. Ackerb. ROB. 
Nr. 73 bmehr u u 
Tilgung 
ern). 
Mai 26. M. d. Eiſenb. u. 
Fin. im Ei.m. 


Ge oo, 990 


1904, 


Febr. 17. M. d. J., d. Yuft., 
d. Hand., d. Eiſenb. 
u. d. Aderb. ROB. 
Nr. 2 (Gnderung 
ber Vorſchriften 
über bie Dbweht 
und Tl 
elünel) 989, 990 


8. Erläffe fonftiger 
Behörden. 


1847. 
Nov. 18. Reg. —3 — Niederöſt. 


1882. 
Aug. 12. ‚Satig. Si Sigtth. 


68/62 
aliz. Statt LEB. 
Nr.? 


Seite 


" n 


1854, 
Juni 8. Gen.-Dir.d. Grund⸗ 
ſteuerkataſters, 8. 25T. a 


Sept.26. Gen.-Dir. d. Grund- 
fteuerfatafters, 8. Si ‚ 
1857, 


April 10. Gen.-Dir.d. Grund⸗ 
ſteuerkataſters, 3.6809. 188 


IV. Judikate. 


1. Oberfter Gerichtshof. 


1850. Seite 
Aug. 23.069. 8. 4545. 688 


18583, ©eite 
Jän. 18.009. 8. 13602. 697 
1859, 

Dei. 30. „ 8. 13948. 433 


= 


"1870, 
März 16. O6. 
Mai 9. 


" 


U 


„ 


Regiſter. 


Seite 
. 4451 716 
. 5406 649 
. 5560 689 
4765. 718, 726 
5942, 721 
8. 6923, 726 
8. 6815 21 
B- 48 697, 726 
. 4595. 21 
. 9049. 392 
. 6171. 438 
. 4966. 726 
. 5481. 697 
8. 12207 ex 
711, 721, 726 
8. 10051. 717 
8. 14836/15504. 
703 
.4359. 649, 713 
. 5750. 697 
. 11937. 712 
. 3683. 713 
. 6286. 697 
. 4389. 703 
. 6201. 689 
. 021. 710, 726 
. 9829. 649 
. 9356. 708 
. 1320, 630 
. 2201. 703 
. 2274, 22 
. 3733. 392 
. 7740. 10 
. 9782. 268 
8. 647. 269 
3, 12566 ex 
717 
. 1685. 263 
. 559. 566, 575 





1875, Seite 
Juni 8.869.8. 9975. 703 
„ 2. „ 8. 6407. 238 
„ 30. u . 5250. 392 
Aug. 26. „ . 1997. 649, 708 
Sept. 7. „ . 9733. 392 
Ol. 5. „ 8. 10656. 263 
Nov. 3. „ . 12012. 708 
Dez. 10. „ .9531. 649, 724 
n n . 14971. 268 
1876. 
Suni16. „ . 10820. 710, 714 
n 23. . 6274. 22 
„ 30. u . 6246. 22 
Aug. 8. „ . 9301. 236 
"» 9% „m 8.7108. 610,635 
„1. „ . 9697. 263 
Sept.27. „ . 4986. 670 
„BB. m . 7785. 714 
Ott. 11. „ 3. 11319. 263 
Nov .16. „ 8. 11618. 717 
1877. 
Mai 9, „ . 18. 727 
uni 6. „ 1725. 710 
Sept.18. „ . 8812. 22, 24 
t. 2. „ . 11292. 238 
„16. „ 10126. 263 
Nov. 6. „ 13339 264 
„1 „ . 5748. 717 
„ 16 „ . 1059. 682 
n„ 29. „8. 6081. 2709 
De. 4 . 14083. 264 
11. . 13995. 10 
1878, 
Sehr. 7. „ $ 7685. 11 
März2il. „ . 6827/5785. 696, 
724 
un 27. m 8.776. 575 
til24. „ .871. 573, 585 
ai 21. „ . 5915. 264 
31. „ . 15655 ex 
1877. 
Juli 18.069. 8. 5060. 697, 721 
Ang. 18. n . 7988. 264 
Sept. 5. „ . 10059. 264 
15. „ . 7209. 575 
Oti. 28. , 8. 11380. 575 
18%. 
Sebr.19. „ 8. 869. 712 
Ott. 9. „ 3. 10118. ‚585 
Nov. 6. „ . 11122. 227 
1880, 
Yan. 20. „ 8. 14555. 689 


1880. 
Juli 7.8689. 8. 7090. 
Rov.29. „ 6364, 
1881. 
ni 2. „ . 6817. 
119 „ . 2967. 
Nov. 3. „ . 8769. 
„ 1%. 3. 12409. 
Dei. 23. „ 8. 9973. 
1882, 
.8. „ 3. 11189. 
April. „ . 4097. 
Mai db. „ . 4243, 
„ „8. 5428. 
Jüli 35. „ 8. 11819. 
1883, 
Sebr.17. „ 8.582. 
Aug. 16. „ 7186. 
u " . 9604. 
af. 5. 9988. 
Nov. 6. „ 11345 
Dez. 13. „ . 7958. 
1884, 
Jän. 28. „ 3. 307. 
Febr. 10. „ 3. 1080. 
Rov.18. „ J. 18094. 
1885, 
Gebr. 5. „ 1002, 
„18 „ 1972, 
Märzi2. „ 1031. 
April28. „ 4848, 
il, 3747. 
il, 7681. 
Aug. 16. „ 7186. 
Dez. 16. „ . 14420. 
1887. 
Jän. 12. „ 8.14299 ex 
188 
„ 19.069. 8. 14816. 
8. " . 1649. 
op . 807. 
Märzis. „ B. 3028. 
" m PR .10085 ex 
n 20.069. 8. 2505. 
16. „ 8. 2362. 
„ 2. u 4180. 
„2%. „ 8.5184, 
Mai 3. „ 3. 4391. 
"n 3. "n . 4434. 
n 8 u . 5564. 
" 11. ” . 4406. 
Sept.20. „ 8. 8911. 


Regiſter. 


Seite 


714, 


666, 


697, 
649, 


575 
681 


221 
671 
576 
697 
678 


11 
718 
892 
227 
574 


1887, 


Nov. 3.068. 


n 28. 


. 12418, 


. 12753. 


. 13457. 


. 13757. 
. 14444, 


. 14973. 
.14540 ex 


‚1210, 


. 13565. 
. 1878. 
. 3362, 
. 3399. 


235, 


210, 


1512 
1890, 


Zuni 4. OGH. 3. 6133. 
. 6999 


SI2 3 3, 23 3 23 


n 


‘. 6861. 
. 6455. 
. 5618. 
. 9169. 
. 2984. 
. 9822, 
. 10265. 
. 12393. 


2 13452 [2 


3.13723 ex 
578 


1890. 
„  9.009.8.1464 ex 
18%. “ 


SS 3. 3 33 


SS IN N 23 8 2 2 3 


17, 
568, 


1260 
22 







1895. Seite 
än. 15.069.8. 44. 574 
Sehr. ; 8. 98. 679 
on 2156. 579 
März29. , 2. 3188. 580 
April. „ DB. 4497. 712 
n BB. n 8.4988. 211 
i6. „u B. 6919. 233 
ept.25. „ 8. 8811. 580 
25. „ 2. R8. 718 
Dt. 1... 8.988. 586 
„15. „ 8.1199. 1060 
Nov. 5. „ BB. 12118. 698, 714 
„ 12% „ 8. 13281. 580 
„ 13. „ 8.1177. 580 
13. „ 13288, 15 
Dei. 17. u 8. 14621. 683 
1896. 
Jän. 3.069.8.15053 ex 
1895. 592 
„. 8.069.8. 3. 580 
" 14. n ® 24, 580 
„% „ 14577 550 
Sehr.18. „ B. 1782. 668 
„ %. n 1668. 211 
Märztt. „ 3. 3355. 233 
130. „ 2. 5026. 574 
Mai 28. „ DB. 24. 24 
guni 3. „ 6284. 328 
i16. „ 8.8127. 1060 
„ 30. „8. 8464. 683 
Sept. 9. „ . 10861 1260 
„1%. „8.8630. 580 
J 233. „ 8. 10162. 674 
29. u 8.9189. 581 
of. 7. 5 8.9400. 669 
„ Aa n 722 
„ 1. „ 8.110859. 592 
"38. „ 8. 12692/8317 22 
„ 2%. „ 8. 12420, 569 
Rov.10. „ 2. 13014. 1257 
„ 18. „ 8. 12204. 714 
Dez. 1. u . 9568. 695 
nm 8.6468. 12 
nn 8. 13928 569 
30. „ 14678 638 
1897. 
an.19. „ B. 598. 669 
n„ 2%. „ 8.1804 ex 
1896. 783 
ebr. 24. OGH. 3. 1991. 712 
138. 3. 2082. 669 
n n 8324. 687 
April 7. „ 3680. 569 
1 „8. 5617. 233 
Mai 12. „ B. 50886. 718 


Regiſter. 


1897, Seite 
gumi 9 2.008.8. 6486. 1260 
n„ 8.7988. 1260, 

1311 

„28. u. 8.90%. 273 

Aug. 3. „8. 9586. 223 

Sept.29. „ 11960. 592 

DH. 6. . 12161. 213 
„2. 11982 569 

Rov.19. „8. 18764. 1260 
„ 24. „8. 18701. 1267 

Dez. 1. „ „13838. ex 

896. _ 574 
„6. OGS. 8. 13457. 924 
1898. 
März 2. „ . 2718 225 
„16. „ 3. 3632. 570 
vn 3. m 3. 4046. 39 
Upril20. „ . 5517. 233 
„ Tun . 5842. . 228 
n 2383 m . 4533 1267 
Mai ll. „ . 6063. 587 
„3. „ 6182. 783 
Suni 1. „ 7143. 211 
Juli 8. „8. 7185. 570 
„8% m 3. 7897. 606 
„ 1. „8.8439. 715 
Aug. 2. „ 3. 10816. 392 
Ott. 11. „ 12129. 606 
„HU. 3 12857. 230 
„1. „ 11836, 581 
Nov. 8. „8. 14890. 712 
„ 16. „ 8.150825 1811 
„ 2%. „ 8. 15222 581 
Yän.17. „ B. 17114 ex 
1898. 328 

18. 808. 8. 16086 ex 
687 

„26. 008. 8. 16329 ex 
1898 581 
„ 31.069. 8. 852. 225 
„ 3. m 16456. 721 

Sebr. 1. „ 8.24. 581 
„" %:: u . 883. 581 
„8 u 8. 1776. 795 
„1. „ 8.18. 718 

28. „8. 2944 727 

Märzee. „ 8.89. 587 
„239. „ 8.551. 698 

April 6. „ 245. 570, 587, 

598 
„19. „8.2185. 570 

Mai 24. „ 8. 5008. 588 

" . n . 8086. 805 


1899, 
Mai 26. DH. 


Juni 


1899. 
März 6.068. 


3. 


⁊ 





582, 


8.132831 ex 


4. D68, 8.158697 ex 
4. 008. 8. 16238 ex 
17. * 8. 18340 ex 
24. Das. 8.169831 ex 
30. ©08. 8. 18187 ex 
Gebr. 6. Da. 8.183789 ex 


13.088. 


1. 


14. 


n 


un 


„1489, 


.17968 ex 


.1806. 
. 504. 


1514 

1909, Seite 
März14.09H6.8. 2121. 589 

n .16946 ex 
. 571 
„ 21.069. 3. 3822. 739 
18 „ . 4148. 719 
„5b .111. 695 
„ 1%. „ . 5383. 265 
3 %. u . 4694. 571 
J 2. . 5027. 621 
„ 2. n . 443. 589 
Mai 2. „ . 5802. 703, 726, 
727 
„9. nm . 1820. 589 
„ 10. „ . 6096. 589 
n„ 1%. „ . 8565. 229 
„ 3. . 7021. 583 
Suni10. „ 8. 8669. 588 
„1. „ . 8286. 1268 
„2. u . 229. 12 
Yuli 12. „ . 4301. 680 
„1. . 8243. 677 
Ang. 21. „ . 11896. 434 
Sept.18. „ .11511. 712 
‚2%. „ . 7821. 571 
of. 11. ) 8.9888. 588 
„3 u . 12152. 571 
„8m . 14599. 898 
Nov. 20., . 15561. 282 
n„ 8. n . 10487. 588 
De. 6. m . 9077. 589 
„ 6, . 14575. 725 
„ U „ 14856. 1148 

1901, 

Sän. 4 „ 8- 16154 ex 
1800. 571 

„ 10 Das 8.17116 ex 
689 

„ 16. D68. 8.170825 ex 
1900. 571 

„ 1. 88 8. 16027 ex 
1800. 676, 684 
„ 23.069.8. 408. 718 
n„ 80. u . 762. 587 

„ 3. u .15668 ex 
1900, 328 


Febr. 5.069. 9.846. 572, 587 
"Un 8.1943. 715, 780 
„12. „ 8.1318. 1146 
„18 „ 8.170. 684 
Märzi2. „ . 717. 572 
„iM. . 8.2806. 1156 
„2. „3.108. 797, 798 
April. , B.4685. 608 | 





Regifter. 


11, 


Abrit 34.000.2 


4 


233 


n 





Seite 
B. 2082. 602, 607, 
589 


3. . 17065. 30 
3. 3711. 590 
. 5086. 328 
. 2033, 698 
. 3295. 590 
. 5208. 696 


. 10761. 572 
. 12734. 16, 17 
10892. 
. 5419. 719 
8331. 584 
. 12384, 7 
11337. 572 
. 12837. 590 
. 11016. 590 
. 9622. 590 
.10441. 787, 803 
. 11784. 572 
. 12929. 328 
12197. 405 
. 15084. 590 
11764. 709 
9478. 584 
. 14420, 677 
12034. 573 
. 9151. 573 


14729 ex 1901. 
591 
612. 591 
488 328, 671 
16879 ex 1901. 


3138. 1433 
4196. 1433 
6982. 684 
4925. 584, 





Regifter, 1515 
1902, Seite | 1879, ©eite 
Juni 24.056. 8. 7869. 1434 | Gept.26.89H.8. 5447. 445 
Juli 3. „ . 8800. 1435 | 1889, 

„ > un . 4882. 1435 Jän. 16. „ 8. 11764. 444 

„8 m 8.4882. 1435 

"9.8.7498. 584 | 1882. 

„ 10. » 8.3143. 1435 | März 3. „ 8. 14482, 445 

„ 3. „ . 10222. 680 | 1883. 

Aug. 6. „2. 7686. 673 | Jän. 10. „ B. 12648. 444 

„ 23 . 8626. 1436 1888 
Sept.16. „.- 8. 5017. 1436 ebr. 16 1746 449 

" 24, " . 13483, 1436 nis, " "3299. 445 

u 26. m 2. 189. 1436 | Nov. 16. „ 3. 8511. 444 
Oit. 1. , 8.6616. 1437 em De Boll. 

„ 6 „8. 7802. 6rı | 1889. 

v9 m 10811 1437 Jän. 11. „ 8. 12370. 444 

„8. „ 8. 1497. 1437 n 29 n 8.759. 442 

3. 3 1487 1.21. „8. 15140, 444 

„8 „ 9984. 1438 April27. „ 3. 1955. 445 
Nov. 6. „ 3. 7802. 1139 | Dit. 14. „ 2.5558. 443 

11.3 5867. 1439 | ®e3. 20. „ 3. 11306. 443 

„12. „ 2.1091. 1439 | 1890, 

„15. „ 8.5815. 719 | März 1. „ 8. 12800. 443 

n 2%. „8. 908. 1439 | Mai 3. „ 8. 2244. 444 

„ MM. u . 15204 1439 1891 
Du. 2. „ 16139 1440 ‘ 

1908. Jän. 15. „ 8. 9000. 443 
xän.14.009. 8.1816. 10 | 189. 
"ebr.18. „ „15759. Gebr. 8. „ 3. 15886. 445 
ex 1909, 1448 Mai 4 „ 8. 5271. 445 
„ 18 — 8. 16271 1898, 
ex 1902. 1441 | Ott. 21. . 9589, 4 
eriue DOCH. 3. 3853. 1442 1897 „8 * 
uni 17. . 3301. 1443 ‘ 
Dit. 6. „ 8. 11004. 105 | Suni26. „ 8. 6157. 443 

„ 8 „ 2.11651. 1445 | 1898, 

„ 18. „ 8.1016. 1445 | Mai 25. „ 8. 7333. 446 
Nov. 5. „ 3. 14518. 1447 Juni 30. „ i 9256. 443 
1904. v. 7. „8. 9788. 443 
Jän. 1. „  8.17884/08. 1448 | 1900. 

" . n . 313. 1449 Febr 20 2440 

28. . 10006. 1449 LER ee 16 

rl 1 " . 9797. 1451 Fr ia „B3. 11667 ex1899. 44 
. 7691. 1458 . 

" 5 Sept.17. „ 8. 13128. 444 

2. Dbsrker Geridhts- ala 1902, 

1858 aſſationshof. Ott. 18. „ 3. 4267. 46 
Seite | Sept.26. „ 8.1394. 44, 445 

Nov. 9. KH. 8. 12687. 445 | Junild. „ 8. 17206. 443 

1874. 1903. 

Nov. 11. „ 8. 9248. 443 | Febr.21. „ 8. 8218, 444 

1875. 1904, 

Of. 2. „ 3.3618. 442 April us. „- 8.5445. 1451 


1516 
8. Oberlanbesgerichte. 
1888, Seite 


April24. OLG. Wien 8. 5379. 598 
9. 
Febr.19. „ 


Aprilie. „ 
Wien 8. Bc.V. 
/98—1. 581 


Brünn 3. 2655. 568 
Prag 8. 7127. 568 


Nov. 2%. m 
1443 


1899, 
April20. OLG. Lemberg 
8. BV. 83/99. 


724 
1900, 
Juni 9.088. Wien B.c.II. 
83/100 - 11. 589 
4. Reichsgericht. 
1888, ©eite 
April19. RG. 22 
1898, 
Aprilis. „ 8.8. 405 
Oft. 20. „ 8. 348. 12 
1903, 
Jan. 24. „ 8. 480 ex1902. 1441 
194. 
Jän. 11. „ 2. 572 ex1903. 1448 
„ 18. „ 8.575 6x1908. 1448 
5.Berwaltungs-Geridhtshof. 
1375. ‚Seite 
März21. VGH. 8. 1436. 150 
1877, 
Mai 9. „S. 807. 14 
1878, 
uni. „ 3. 875. 11 
ept.20. „ i 1472. 197 
Oft. 35. „ 348, 1238 
1879, 
Juni 2a4. „ 8.520 1238 
1880, 
Juni 16. „ 8. 987. 483 
1881, 
April 4. „ B. 602. 4 
1882, 
März 5. „ 8.3259. 230 


Negifter. 


18883, 


Märzi2. BoD. 
30 


Dft. 10. 
Nov. 22. 


S 


" 


" 


⁊ 2 3 33 





533835 


aa 


guli 13. 


k 2% 
ept.28. 


Regiſter. 


1899, 

Han. 18. BGH. 8. 444. 
26. „ 8. 608. 
”" n nm . 609. 

0. „ 8.479. 
1.20, „2. 777. 

Mai 19. „ . 8671. 

Suni 8. „ 8.1128. 
"nn $&. 4128 

Suli 6. . 5000. 

Rov.13. „ 8.8979. 

1900, 

Yan. 25. ® 551. ı 
n ” nm ® 552. 
"2% „8. 402. 
n„ 38. „ 676. 

.23. „ 8. 10284 
ex 1899, 

"on Bon. 8 10285 
ex . 

März13.85H. 3. 1680. 

Uprilli. „ 8. 2581. 
n„ 18. „ 8.1700. 
n„ 28 „ 8.3001. 

Yıni 6. „ . 4071. 
„26. „ 8. 4582. 
uli 2. „ . 2850. 
#. 2. „8. 6734. 
n n 8. 5770. 

Nov. 17. „ 8. 7801. 
n n . 7106. 

1901, 


ik 4 , 8.4686. 
Dt. 38. „ 7844. 
Nov. 5. . 12999. 

„1. 8395, 
Di. 12. „ . 9388. 


124 

J 24. 376 

Juni 19. „ 5595 
„ 24 n 

n 8473 


1518 
1902, 


Nov. 18.8 


„80. 


69. 


. 9781 
. 10158 
. 11416. 


. 1672. 
. 3115. 
. 3118. 
. 3124. 
. 5748. 
‚5131. 


5136. 
10030, 
10442, 


Regifter. 


Seite ! 1908, 
1489 .2. .3.1 
1439 Mob 1 vo 8. 10035 
1440 

1994, 
141 | Jän. 9. „ 
1207 n 3 u 


1207 n 28. 
12308 
1443 
1448 Uprilas. 
1448 Mai 5. 
1445 „ 31. 
1446 Sept. 26. 


5 

per 

* 
ZZ IS 2 33 


= 
— 
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